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1. San. (Italien). Der König fpricht beim Neujahrsempfang fein Bebauern aus, 
daß das Jahr 1863 feine günftige Gelegenheit für die Erlöfung Staliens ges 
boten habe, meint aber, daß am Horizonte das en 1864 europäifche Ver⸗ 
midelungen von allerdings noch unbeflimmter Geſtalt fich zeigten, bie Leicht 
bie erwünſchte Gelegenheit bieten könnten. 

2. „ (Beutfhland. — Bundestag). Die Bundesverfammlung lehnt den An: 
trag Oeſterreichs, ben Herzog Friedrich aus Holftein zu entfernen, mit 9 
gegen 7 (refp. mit 10 gegen 6) Stimmen ab. 

"» » (Deutijhland. — Holftein). Der Ausihuß bes Landescomite forbert 
zu Bildung von Schleswig-Holjtein-Vereinen im ganzen Sande auf. 

„» nn (Merico). Die Negentihaft entfeßt die in Folge des Ereommunications- 
becretes des Erzbiſchofs Labaſtida widerſpenſtigen Richter ihrer Stellen und 
trifft neue Ernennungen. 

3 „ EFrankreich). Entdedung bes Complotts Grecco und Gen. gegen bas 
Leben bes Kaijers. 

„» u (Deutijhland. — Bayern) geftattet neuen Schleswig-Holjtein-Vereinen 
die Sammlung von Beiträgen nur unter ber ausbrüdlichen Bedingung, daß 
biefelben nicht an ben 36er Ausfhuß in Franffutt abgeliefert werden dürfen. 

5. „ (Deutjhland — Sachſen). Entſchiedene Antwort Beufls auf eine 
grobe Note des englijchen Gefandten bezüglich Schleswig-Holitein. 

"» .n ürktei, — Donaufürftenthümer). Fürft Couza genehmigt das Säcus 
larifationsdecret der Nationalverfammlung bezüglich der griechiichen Klöfter. 
Die öffentlihe Meinung erflärt fi bafür und die rumänifche Geijtlichfeit 
leiftet der Bewegung Vorſchub. 

6 „ (Deutfhland — Holftein). Sämmtliche Städte bes Landes ohne 
Ausnahme haben nah und nad Hulbigungsdeputationen an ben Herzog 
Friedrich nach Kiel gejenbet. 

„GEFrankreich) erfärt in einer Eircularbepefche an die deutſchen Regierungen 
ben Londoner Vertrag von 1852 für ein ohnmächtiges Werk, 

„ (Deutihland. — Holftein). Die Bundescommifjäre befeitigen bie bis- 
perige — Regierung in Plön und ſetzen eine herzogliche Landesregierung 
n Kiel ein. 

— ,„ Röürlei) Die Pforte proteftirt gegen bas Klofter - Säcularifationsbecret 
— und wird darin von England, Oeſterreich, Preußen und Rußland 
unterſtützt. 

10. „ GDeutſchland. — Hannover) Eine große Landesverſammlung in 
Hannover befchließt eine Adrefje an ben König für Schleswig=Holftein. Der 
König lehnt e8 ab, die bamit beauftragte Deputation zu empfangen. Das 
Minifterium verbietet bie Verbindung der Schleswig: Holftein - Vereine bes 
Landes unter fi) oder mit dem 36er Ausſchuß in Frankfurt. 

11. „ GFrankreich). Thiers eröffnet bie Adreßdebatte im gefeßgebenden Körper 
mit einer glänzenden Rebe, | 

Pu (Deferieiß). Die Regierung verlangt vom Reichsrathe die Bewilligung 
eines außerorbentlichen Crebites von 10 Mil. G. für bie Ausführung ber 
Bunbesereceution in Holitein. 


* 


4° 


4 Allgemeine Chronik. 


12. San. (Italien). Die Deputirtenfammer befchließt mit 150 gegen 46 Stimmen 

die Verlängerung bes Brigantengefeges bi8 Enbe April und votirt ein Dar: 

lehen von 1 Mil. 2. für Herftelung von Landſtraßen in der von den Bris 
ganten vorzüglich heimgeſuchten Provinz Bafilicata. 

nn Belgien). In Brügge unterliegen bei ben Wahlen zum Repräfentanten- 

Haus die NRegierungscandidaten der clericalen Partei. Die Majorität ber 

minifteriellen Bartei im Repräſ.⸗Haus ift dadurch eine zweifelhafte geworben 

und das Minifterium bietet deshalb dem König feine Entlafjung an. Lange 

Miniftererifis, 

„ (Preußen). Das Abg.-Haus verweigert neuerdings mit 280 gegen 35 Stim⸗ 

men bie im Budget für 1864 von ber Regierung angejegten Summen für 

| die Armeereorganifation. 

14. „ (Deutſchland. — Bundestag). Der öfterreichifchspreußifche Antrag bez. 
Schleswig wirb mit 11 gegen 5 Stimmen abgelehnt; ber Antrag Heffen- 
Darmitadts bleibt in der Minderheit. Defterreih und Preußen erklären, bie 
Angelegenheit nunmehr allein ohne ben Bund in bie Hände nehmen zu wollen. 
Verwahrung Bayerns. 

„  » (&ranfreich). Adreßdebatte bes gefeßgebenden Körpers. Thiers vertheidigt 
das Amendement der Oppofition bezüglich ber offiziellen Candidaturen. Es 
wird mit 198 gegen 44 Stimmen verworfen. 

15. „ (DOefterreih). Snterpellation Rechbauers im Abg.-Haufe bezüglich ber 
undeutſchen Politif der Negierung gegenüber Dänemarf. 

»„  „ (Deutfhland. — Baden) Die Regierung befchließt, alle Maßregeln, 
welche einer Mobilifirung bes gejfammten badijchen Armeecorps vorbergehen 
müfjen, fofort eintreten zu laffen. 

"„  n (Stalien). Garibaldi ſetzt durch ein Manifelt ein Central-Actions⸗Comité 
ein. Die Regierung belegt alle Blätter, die basfelbe bringen, mit Beſchlag 
und erläßt ein Circular an bie Präfecten gegen bie Umtriebe ber Actionspartei. 

— ,„ (Rußland). Entlaffung bes letzten Gouverneurs polnischer Nationalität 
im Könige. Polen. Dasfelbe ift in ben Spipen der Verwaltung nunmehr 
wieder vollftändig ruffificirt. 

16. „ (Defterreih und Preußen) richten an Dänemark bie Sommation, bie 
Verfaſſung für Dänemark-Schleswig v. 18. Nov. 1863 binnen 48 Stunden 
wieber aufzuheben. 

„»  . (Rußland). Die Regierung beginnt in Polen Loyalitätsadreffen einzus 
ziehen, zuerfi von ben Juden und Kaufleuten, dann von ben Beamteten, 
endlich von den Abelscorporationen, 

18. „ (Danemarf) Iehnt das Verlangen Defterreihs und Preußens, die neue 
Berfaffung für Dänemarf-Schleswig fofort außer Kraft zu ſetzen, einfach ab 
und kann fih noch nicht dazu entfchließen, Defterreih und Preußen, wie 
England. dringend wünjchte, wenigftens zu erflären, daß es bereit jei, ben 
Reichsrath jofert einzuberufen, um bie Verfaſſung v. 18. Nov. in conjtitutio= 
neller Weife abzufchaffen. 

„ (England) ſchlägt Frankreich und ben Übrigen Theilnehmern des Londoner 
Vertrags gemeinjame Schritte behufs Sicherung ber Integrität ber bänifchen 
Monarchie und zwar eventuell auch durch materielle Unterftüßung Dänemarks vor. 

418/20. San. (England) verlangt zuerft von Defterreih und dann von Preußen 
bie förmliche Erklärung, baß fie an bem Princip der SIntegriät ber däniſchen 
Monarchie fefthalten. 

18. San. (Italien). Die Regierung legt bem Parlament einen Gefeßesentwurf 
bezüglich Unterdbrüdung ber geiftl. Körperjchaften u. Aufhebung bes Zehntens vor. 

49. „ (Deutſchland. — Bundestag). Beruhigende Erflärung Oeſterreichs 
und Preußens. 

"nn (pPreußen). Das Abg.- Haus verwirft den MNegierungsantrag auf Abän- 
derung des Art. 99 ber Verfaffung (Beſchränkung des Budgetbewilligungs⸗ 
vechtes) mit allen gegen bie Stimmen ber feudalen Fraction, 
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19. Zan. (Deutfhland. — Württemberg). Die II, Kammer befchließt ein- 
flimmig, bie Regierung bringend zu erſuchen: 1) bem beutichen Bunde zu 
— der Rechte der Herzogthümer Schleswig-Holſtein diejenige Truppen⸗ 
zahl, welche ſofort ausgeruͤſtet werden kann, zur augenblicklichen Verfügung 
zu ſtellen; 2) für die Mobilmachung bes württ. Contingentes alles Erfor⸗ 
derliche jetzt ſchon in der Weiſe vorzukehren, daß dasſelbe auf bie erſte Auf⸗ 
forderung der Bundesverſammlung auszumarſchiren im Stande iſt; 3) durch 
einen ſelbſtändigen dringenden Antrag am Bunde dieſelben Maßnahmen von 
Seite der bundesgetreuen deutſchen Staaten herbeizuführen. 

„ Deutſchland. — Naſſau). Die Regierung ſchreitet in Folge bes ihr 
ungäünftigen Refultats ber Landtagswahlen gegen bie ihr mißliebigen Beamten 
mit Berfehungen und Dienftentlaffungen ein unb belohnt ihre Anhänger 
burch Beförberungen. 

19—21. Zan. (Preußen). Miklungener Verſuch, ben Oberbefehlshaber ber Bundes: 
truppen in Holftein zu bewegen, fich ohne Weiteres unter ben Oberbefehl 
bes Höchftcommandirenden ber alliirten Preußen und Defterreicher zu ſtellen. 
Preußiſche Truppen rüden ohne vorhergegangene Genehmigung und troß 
Proteftes in Hamburg, Lübel, Oldenburg und Holftein ein, Die Bundes: 
truppen räumen Kiel unb concentriren fi feitwärts der Durchzuglinien ber 
öfterr. und pub: Truppen. 

20. Zan. (Deutfhland). In den verjchiedenen deutſchen Staaten finden in Folge 
ber Vorgänge v. 14. d. M. am Bunde zahlreiche Volfsverfammlungen ftatt, 
welche fih energifh gegen bie Handlungsweiſe Oeſterreichs und Preußens 
ausſprechen und von ihren Regierungen theils bie jelbftändige Anerkennung 
des Herzogs Friedrich theils militäriſche Maßregeln zum Schuge Deutichlande 
gegen Vergewaltigung von Seite ber „VBormächte” verlangen. 

21. „ (Rußland). Ein faiferl, Ukas verorbnet bie Einführung von Kreis- und 
Provinzialvertretungen in ganz Rußland, mit Ausnahme der weftlichen unb 
ber baltiichen Gouvernements, Archangels, Aſtrachans und Beſſarabiens. 

Murawiew beginnt eine Reihe von Decreten zu erlaffen, welche auf voll- 
fändige Unterdrüdung ber polniſchen Sprache in ben Gouvernements von 
Litthauen abzielen. Ä 

„»  » (Beutfdland. — Bayern) ladet die Mittel: und Kleinſtaaten zu einer 
Eonferenz Yan Berathung ber Lage gegenüber ben beiden Großmädhten ein. 

21—22. San. (Deutſchland. — Bundestag). Die Bundesverfammlung läßt fi) 
zu neuen Inſtructionen an bie Bunbescommiffäre herbei: dem Durchmarſch 
ber Teiterreiher und Preußen durch Holftein fol Kein Hinberniß in ben 
Weg gelegt werben; die Entlafjung ber bisherigen öſterr. und preuß. Reſerve⸗ 
truppen in Holftein wirb bewilligt. 

„  „ Jan. (Preußen). Debatte des Abg.-Haufes über die 12 Mil, Anleihe. Die 
Bewilligung ber Anleihe wird mit 250 gegen 5l Stimmen verworfen unb 
eine Refolution genehmigt, die ſich emergifch gegen bie bisher von ber Re⸗ 
gierung in ber deutſch-daniſchen Streitfrage befolgte Politik ausfpricht. 

22. Jan. (Deutihland. — Sadfen). Die I, Kammer beſchließt einftimmig, 
von ber Regierung bie felbftändige Anerkennung bes Herzogs Friedrich, jo 
wie bie fofortige Verftärfung ber Bunbestruppen in Holftein zu verlangen. 

23. „ (Preußen). Das Herrenhaus verwirft das Budget für 1864, wie es aus 
den Berathungen bed Abg.-Haufes herporgegangen iR und ftellt ben urſprüng⸗ 
lichen ri | wieber ber. 

25 „ (Brenben) Das A g.:Haus lehnt die von ber Regierung vorgefchlagene 
Militärnovele (mit dreijähriger Dienftzeit) mit 268 gegen 34 Stimmen ab 
und erflärt ben Beſchluß des Herrenhaufes v. 23. d. M. für null und nichtig. 
Ein Tgl. Decret erklärt die Seſſion bes Landtags für gefchloffen. 

„  . (Deitrreid). Der große Finanzausfhuß bed Abg.⸗Hauſes befchließt, beim 
Haufe darauf anzutragen, ftatt ber von ber Regierung geforberten 10 Mill. 
Anleihe nur fo viel zu bewilligen, als wirklich für Die Yunbeserecution in 
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olftein erfordert wird, und fi) zugleich durch eine Refolution gegen bie 
zat ber Regierung in ber deutſch⸗däniſchen Frage zu erklären. 

25. Jan. (Dänemark) erflärt endlich feine Geneigtheit, dem Reichsrath bie Ab- 
ſchaffung der Verfaflung v. 18. Nov. vorzufälagen. 

„ (Sranfreidh). Mbreßbebatte des geſetzgeb. Körpers. Thiers vertheibigt 
bag Amenbement ber Oppofition bezüglich Merico. Dasfelbe wird mit 201 
gegen 47 Stimmen abgelehnt. 

28. San. — 1. Febr. (Deiterreih). Debatte bes Abg.-Hauſes über ben 10 Mill. 
Credit. Der Eredit wird nach dem Antrage bes Finanzausſchuſſes nur theil: 
weife bewilligt, die vorgefchlagene Nefolution gegen bie Politik der Regierung 
in ber beutjchbänifchen Frage wird dagegen mit 103 gegen 59 Stimmen 
verworfen. 

„ nn Beutfäland — a Die Bundescommiffäre regen am Bunbe 
empfehlenb bie Einberufung ber holfteinifchen Stände an. 

„ (England). Die Ganalflotte wird von der Regierung Angefichts ber 
beutjch-dänifchen Verwidelung heimbeorbert. 

30. „ (Deutſch⸗daͤniſcher Krieg). Die alliirte dfterr.=preußifche Armee unter 
bem Oberbefehl bes preuß. Felbmarfhalls Wrangel ift in Holftein längs ber 
ſchleswig'ſchen Gränze aufgeftellt. Wrangel fordert ben däniſchen Obergeneral 
be Meza auf, Schleswig zu räumen. Die Forderung wirb abgelehnt. 

„_  » (Frankreih) lehnt den Antrag Englands auf eine eventuell auch materielle 
Unterftüpung Dänemarks und einen Krieg gegen Deutfchland unumwunden ab. 
„ (Rußland). Beriht Murawiews über den Plan, einen großen Theil 
ber polnijchen Bevölkerung Litthauens in das Innere Rußlands zu verjegen 
und durch ruffifhe Colonifationen zu erjeten. 

31. „ (Defterreih und Preußen) Gleichlautende Erklärung an England 

über ihre Stellung zum Londoner Bertrage v. 8. Mai 1852. (ſ. Deutjchland.) 


1. Febr. (Deutſch⸗daͤniſcher Krieg). Proclamation Wrangels an bie Schleswiger. 
Die Preußen und Oeſterreicher rüden über bie Eider in Schleswig ein. 
Herzog Friebrich wird in ben erften Ortſchaften jenſeits ber Gränze jofort als 
Landesherr proclamitt. 

2. „ (Teutfhland. — Schleswig). Herzog Friedrich empfängt in Kiel bie 
erfte Huldigungsdeputation aus Schleswig. 

„ Deutſch-däniſcher Krieg). Gefecht der Preußen bei Mifjunbe. 

3. „ (Dentfch-däntfcher Krieg). Die Defterreicher erflürmen Jagel und ben 
Königsberg und dringen bis zum Danewerk vor. 

„» » (BDeutiäland — Holftein) Mißlungener Verſuch Wrangels ohne 
Weiteres bie Telegraphenftation in Rendsburg und biejenigen an der Ber: 
bindungslinie mit Preußen zu beſetzen. 

„» . „ &Deutfhland. — Zollverein.) Wiedereröffnung ber vor Weihnachten 
v. 3. vertagten Zollconferenz in Berlin. Nachdem die Tariffrage zu allfei: 
tiger Befriedigung erledigt ift, fol nunmehr bie ftreitige Frage bes franzöſ. 
Handelsvertrags In Angriff genommen werben. 

4. „ (England). Eröffnung des Parlaments. Die Thronrede fpricht ſich bezüg- 
ih der deutſch-däniſchen Verwidelung ſehr gemäßigt aus. 

„» u (Deutfäland — Bundestag). Der Bericht v. d. Pforbtens an bie 
Ben Ausſchüſſe bezüglih ber Erbfolgefrage in Holftein liegt enblich 
gebrudt vor. 

5. „ (Deutſch⸗ daͤniſcher Krieg). Die Dänen räumen in ber Nacht auf ben 
6. Friedrichsſtadt, das Danewerk und bie Befeftigungen an ber Schlei und 
beginnen ben Rüdzug über Flensburg hinter bie Düppelftellung. 

„» u (Deutihland. — Holftein). Wrangel lehnt die Forderung bes Bundes⸗ 
generals in Holflein, ihm bie 6 zu Holjtein gehörigen Dörfer jenfeits ber 

Ei — 2 ab. 


er aus 
6. „ (Deutſch ˖ daͤniſcher Krieg). Die Alliirten beſetzen Schleswig, wo bie 
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Bevolkerung ſofort ven Herzog Friedrich als Landesherr proclamirt. Die 
Preußen ſetzen unter dem Prinzen Friedrich Karl über die Schlei. Die 
Oeſterreicher verfolgen die abziehenden Dänen: blutiges Gefecht bei Oeverſee 
mit der däniſchen Nachhut. | 

6. Febr. (Danemarf). Furchtbare Aufregung in Kopenhagen: die Tönigliche Fa- 
milie iſt perjönlichen Beleidigungen ausgeſetzt. Die Regierung verlangt bie 
Hilfe Englands, Frankreichs, Rußlands und Schwedens. Das Geſuch ift Bei 
ben brei erſteren Mächten auf ihre Garantie Schleswige vom 3. 1720 
unterſtützt. 

7. 0 Deutfhsdänifher Krieg) Die Preußen rücken in Flensburg ein. 
Herzog Friedrich wird auch bier von ber Bevölferung als Landesherr procla- 
mitt, Proclamation Wrangels. 

8 „ (Deutfh:bänifher Krieg). Eine Proclamation bes preuß. Civil: 
commiljärs Frhrn. v. Zeblik unterfagt ben Schleswigern alle und jede poli- 
tifhen Demonftrationen, namentlid in ber Erbfolgefrage; bie bänijchen und 
bänifchsgefinnten Beamten jollen gegen den Willen ber Bevölkerung geſchützt 
werben, fofern fie fich den Civilcommiſſären der Alliirten unbebingt unter- 


wergen. 

9. „ (Deutifhland. — Holſtein). Wrangel verlangt von den Bundescommiſ⸗ 
fären die Belegung von Kiel, Altona und Neumünfter durch preußiſche Trup- 
pen. Die Bundescommiſſäre lehnen bie Zumuthung ab. 

10. „ (Deutihedänifher Krieg — Schleswig) Herzog. Friebrid wird 
in Apenrabe von ber Bevölkerung als Landesherr prockamirt. 

11. „ (Deutfhedänifder Krieg), Die Defterreicher rüden nad Norden vor, 
um ben Reſt bes jchleswig’schen Feſtlandes bis an bie jütiſche Gränze zu 
befegen; die Preußen nehmen Stellung gegen bie Düppeler Schanzen, Prinz 
Friedrich Karl ſchlägt fein Hauptquartier in Gravenftein auf. 

411. „ (Deutfhland — Bundestag) Der bayr. Gefandte v. d. Pforbten 
legt der Bundesverſammlung ben erſten Theil feines Berichtes und Antrags 
Namens ber Majorität ber vereinigten Ausihüfle vor. Gegenantrag von 
Defterreih und Preußen. Die Verſammlung beichließt mit 10 Stimmen, 
in 14 Tagen barüber abzuftimmen. 

12. „ (Dänemark). Cine dänifche Eircularbepefche kündigt troß ber Räumung 
bed Danewerfs eine energiiche Fortſetzung des Krieges an, 

»  » (BDeutihland. — Holſtein). Ein preuß. Bataillon rüdt trob des Pro: 
tefles der Bundescommiffäre in Altona ein. Auch Kiel und Neumünfter wer: 
ben in ben folgenden Tagen von ben Preußen beſetzt. Die Bunbesautoritäten 
und bie Bevölkerungen meichen der Gewalt. Für Neumünfter und Kiel wer: 
den von Wrangel preußiſche Stadtcommandanten ernannt. 

»  n (Deutfh:dän. Krieg — Schleswig). Die Mitglieder der beutfchen 
Majorität ber früheren Ständeverfammlung treten in Schleswig zufammen und 
beichließen, eine Deputation von 12 Mitgliedern nad) Berlin und Wien zu 
ſchicken um Anerkennung ber Lanbesrechte und bes Herzogs Friedrich. 

»  » tDeutfäland. — Bundestag). Außerordentliche Situng ber Bundesver⸗ 
fammlung. Anzeige Hake's über den Conflict mit Wrangel. Erflärungen 
Defterreihs und Preußens. Sachſen ftellt den Antrag, zu Aufrehthaltung 
der Bunbesautorität eine genügende Truppenzahl nach Holftein zu ſchicken. 

13. „ (Breufen) Gen. dv. Mantenffel trifft in außerordentlicher Miffion in 
Dresden ein (Differenzen bezüglich Holftein). ER 

»  " (Deutfhedänifher Krieg — Schleswig). Herzog Friedrich wird 
auch in Habersleben, ber letzten Stabt bes Herzogthums im Norden, von ber 
Bevölkerung ale Lanbesherr proclamirt. 

„ (Dänemark) belegt bie öfterreichifchen, preußifchen und deutſchen Schiffe 
in bänifchen Häfen mit Beſchlag und erläßt eine Blokadeordnung behufs 
Blokirung ber heutfchen Seehäfen in ber Norb» und Oſtſee. 

14. „ (Defterreih und Preußen) richten identifche Noten an bie Regierungen 
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ber Mittel: und Kleinſtaaten gegen bie Anträge ber Majorität bes Aus⸗ 
fchuffes der Bunbesverfammlung v. 11. Febr. 

15. Febr. (Defterreih), Schluß ber Sefjion bes Meichsrathes. Thronrebe des 
Kaifers. Ein Taiferl. Patent ruft die Landtage ber Monarchie, mit Ausnahme 
GSaliziens, Ungarns, Eroatiens und Veneziens auf ben 2, März zufammen. 

417. „ Deutſch-dän. Krieg — Schleswig) Die Öfterr.spreuß. Civilcom⸗ 
miffäre erfären bie Berfaffung v. 18. Nov. 1863 außer Kraft. 

18. „ (Deutſch-dän. Krieg — Schleswig). Die dfterr.spreuß. Eivilcom- 
mifjäre erklären die däniſchen Sprachrefcripte außer Kraft. 

»„ (Preußen) Gen. v. Manteuffel geht in befonderer Miffion nad Hans 
nover (Differenzen bez. Holftein). 

„—19. Febr. (Deutfchland). Minifterconferenz in Würzburg. Es nehmen Theil: 
Bayern, Württemberg, Baden, Sachen, Hefien-Darmftabt, Naffau, Bram: 
Ihweig, Weimar und Goburg:Gotha. Hannover und Kurheflen haben abge: 

lehnt. Die Conferenz beichließt mehrfache Anträge am Bunde. 

19. Febr. (Defterreih). Eine: öjterr. Flotte (8 ſchwere Kriegsſchiffe) Fäuft von Pola 
aus, um öſterreichiſche und deutſche Schiffe zunächſt in der Nordjee zu ſchützen. 

„_ « (BDeutfch-danifcher Krieg). Die Preußen bejeten Kolding in Jütland. 
Remonftrationen Englands. Die Preußen erhalten Befehl Kolbing bejebt zu 
erhalten, aber vorerft nicht Darüber hinauszugehen. 

„  . (England) lehnt das Hülfegefuh Dänemarks v. 6. Febr. ab. 

22, „ (Breußen). Gen. v. Manteuffel geht in befonderer Sendung nad) Wien 
ab ae über das weitere Vorrücken der Alliirten in Jütland). 

„ (England). England macht zunächſt Preußen, DOefterreih und Dänemark 
ben förmlichen Borlchlag einer Conferenz ber Londoner Vertragsmächte und 
bes deutſchen Bunbes in London ohne Waffenſtillſtand und ohne Gonferenzbafis. 

A „ (Defterreih). Ein kaiſerl. Manifeſt verhängt den Belagerungszuftand 
über Galizien. 

25. „, (Deutfhland. — Bundestag). Abſtimmung über bie Ausihußanträge 
in ber holjteinifchen Erbfolgefrage: die erneuerte Erffärung gegen bie Gültigfeit 
bes Londoner Vertrags wird nach dem Verlangen von Delterreih und Preußen 
verworfen, der Neft angenommen. Sachſen und Württemberg beantragen bie 
Einberufung ber holfteinifhen Stände Erklärung und Antrag Oeſterreichs 
und Preußens auf Auslieferung Holfteins an bie Alliirten. 

„ (Deut :dänifher Krieg). Defterreih und Preußen gehen auf ben 
englifchen Eonferenzvorfchlag ein, Dänemark fpricht dagegen ben Munich aus, 
nicht fofort darauf antworten zu müſſen, ba es fich augenblicklich ber öffent: 
lihen Meinung gegenüber gendthigt fähe, benfelben abzulehnen. 

„ (Deutfhebän. Krieg — Schleswig). 700 Männer aus Angeln 
huldigen dem Herzog Friedrich in Kiel. 

n. (Deutfhedän. Krieg. — Schleswig). ine Monftre-:Deputation von 
faft 1500 Männern aus allen Theilen bes Landes kommt nad) Kiel, um 
bem Herzog Friedrich zu huldigen. | ' 

— ,„ (Deutfhebän. Krieg — Schleswig) Das Danewerf und bie bäni: 
hen Befefligungen von Friedrichſtadt werben unter ber Theilnahme und bem 
Jubel der Bevölkerung bemolirt. i 


S 
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. März. (Nupland). Kaiferl. Ukas bezügl. Banernemancipation im Kgr. Polen. 

„ (Deutidland. — Bundestag). Der öfterr.=preuß. Antrag v. 25. Fehr. 
wird ar die Ausſchüſſe verwiefen. Die Würzburger-Gonferenzftaaten beginnen 
auseinanderzugehen: Anträge von Bayern, Darmftabt ꝛc. Bayern ftellt ben 
ihm von ber Würzburger Conferenz zugetheilten Antrag bez. Entſcheidung ber 
Erbfolgefrage vorerft noch nicht. 


5. „ _ (Merico). Erzh. Mar verftänbigt fi in Parts definitiv mit bem Kaifer 
Napoleon über die Annahme ber mericanifhen Kaiſerkrone. 
7., Breußen). Gen. v. Manteuffel verläßt Wien mwieber, nachdem er eine 
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Berftändigung mit Defterreich bezüglich weiteren Vorrückens ber Alliirten in 
Kütland zu Stande gebrädht. Oeſterreich und Preußen notifiziren dieſen 
Entſchluß den Londoner Vertragsmächten. 

. März. (Deutfch-banifcher Krieg). Die Alliirten rüden in Jütland ein. Die 
preuß. Gardebivifion nimmt Stellung vor Friedericia; Gefecht ber Oeſter⸗ 
reicher bei Veile. 

„ (England). Graf Ruffel erflärt im Oberhaufe, ber Canalflotte fei be- 
fohlen, fich in ben heimiſchen Kriegshäfen zufammen zu finden, um jogleich 
über fie verfügen zu können. 

„ (Deutihland. — Frankfurt). Die Bürgerfchaft enticheibet ſich bei Be⸗ 
rathung bes Berfaffungsrevifionsentwurrfs mit 37 gegen 28 Stimmen für bie 
Lebenslänglichkeit der Mitglieder bes Senats, 

10. „ (Deutſchland. — Bayern). König Marimilian I, +. Der faum voll: 

jährig geworbene Kronprinz folgt ihm als König Lubwig II. 

11. „ (Deutfhland — Eoburg-Gotha). Beſuch bes Herzogs am Hofe ber 
Zuilerien im Snterefje ber fchlesw.sholftein. Sache. 

12. „ (Deutfchland, — Bundestag). Bayern nimmt den Antrag v. b. Pforbten 
zweite Hälfte (Crbfolgefrage) als felbfländigen Antrag auf, vermag es aber 
nicht zu einer Abflimmung zu bringen. 

„ (Dänemarf). Ablauf ber von England der bänifchen Regierung bezüg- 
li einer Antwort auf feinen Gonferenzvorfchlag gefetten Frift. 

„ (Solland). Die II. Kammer genehmigt den Gefegesentwurf, der das Co- 
Yonialbubget fortan in ben Kreis feiner Befugniffe zieht. Die I. Kammer 
flimmt bei unb ber König fanctionirt das Geſetz. 

13. „ (Deutfh-dän. Krieg). Die Defterreicher ziehen in Aarhuus (Jütland) 

ein; die Dänen haben ſich in aller Eile bis über das Lymfjord zurüdgezogen. 

14, „ (Deutfh-dan. Krieg). Tas Gros ber alliirten Operationsarmee in Jüt⸗ 
land wirb wieder gegen Peile zurückverlegt. 

„ nn (Deutfhebän Krieg — Schleswig: Holftein). In Folge einer 
Verftänbigung ber Givilcommifjäre für Schleswig und für Holftein wirb bie 
Zollgränge zwifchen ben Herzogthümern aufgehoben. 

„»  . (Rorwegen). Gröfinung einer außerorbentlihen Situng bes Storthinge. 
Thronrebe des Königs. ine fol. Propofition verlangt die Genehmigung zu 
Verwendung ber normwegifchen Streitkräfte behufs alfälliger Unterftügung 
Dänemarks, 

„» (Ber. Staaten). General Grant wird an Halleds Stelle zum Ober: 
general ber Unionsarmee ernannt. 

17. „ (BDeutfh:bän, Krieg). Erſtes rühmliches Seegefeht ber preuß. Marine 
gegen die Dänen vor Stralfund. 

18. „ (Dänemark) nimmt endlich den englifhen Conferenzvorſchlag an, aber nur 
auf ber Bafis von 18%, England faßt die Bedingung als nicht abjolut ges 
meint auf und fieht bavon ab. 

»„ m _(Griedenland). Sturz bes Minifteriums Bulgaris. Bildung eines 
Minifteriums Canaris. 
„20. März. (Deutfhland. — Zollverein) NRefultatlofe Conferenz zwi: 

fen preußiſchen und öſterreichiſchen Bevollmächtigten in Prag. 

19. März. (Ztalien). Die Regierung ſetzt in ber Deputirtenfammer troß heftigen 
Widerſtandes die Annahme bes jog. Steuerausgleichungsgefeßes mit 194 gegen 
123 Stimmen durch und ernennt 23 neue Senatoren, um bem Geſetze auch 
im Senat bie Annahme zu fichern. 

20. „ (Frankreich) ſchlaͤgt England vor, bie Wünfche ber Bevölkerung der Her⸗ 
zogthümer zur Grundlage einer neuen Löfung der deutſch-däniſchen Streits 
frage zu machen. 

„21. Marz. ( Deutſch⸗daͤn. Krieg). Das Bombarbement von Friedericia (Jüt⸗ 
land) wird von den Alltirten begonnen, aber alsbald wieber eingeftellt, 


so 
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21. März. (Fraukreich). Die Regierung erleidet eine neue Wahlniederlage in Paris. 
Earnot und Garnier-PBagds werden mit großen Mehrheiten zu Mitgliedern 
des gefeßgeb. Körpers gewählt, beide ehemal. Mitglieder ber proviforifchen 
Regierung von 1848, 

— A — Garibaldi verläßt Caprera, um über Malta nad Engla 
zu gehen. 

» » (Spanien). Ber Senat erklärt ſich nad) dem Vorſchlage des Miniſteriums 
mit 81 gegen 16 Stimmen für die Aufhebung ber Verfaflungsveränberungen 
von 1858 und für die vollftändige Wiederherftellung ber Verfaſſung von 1845. 
Der Congreß tritt dem Beſchluſſe mit 187 gegen 17 Stimmen bei. 

— — and. — Zollverein). Die Berliner Zollconferenz kann ſich über 
den franz. Handelsvertrag nicht einigen und vertagt ſich vorerſt über Oſtern. 

.„GEFrankreich). Aufruhr in Algier. 

26. „ (England) ladet ben deutſchen Bund zur Theilnahme an einer Conferenz 
in London behufs Wieberherftellung bes Friebenszuftandes im Norden ohne 
vorläufigen Waffenftilitand und ohne Unterhandlungsbafis ein. 

„ no Merico). Bidaurri räumt Monterey vor dem anrüdenben Juariſtiſchen 
General Ortega. 

27., a) Fulminante Rebe des Papſtes im Confiftorium gegen Rußland 
ar feiner Behandlung Polens. 

28. „ (Deutfhland). DOfterverfammlungen in ganz Deutſchland. Reſolutionen 
bes 36er Ausſchuſſes. 

„ . (Rom) Der Papft autorifirt ein neues Anlehen von 50 Mil. Fr. zu 5%. 

29. „ GGriechenland). Das mobifizirte Protofol ber Conferenz der fünf 
Großmächte bez. ber Abtretung ber Zonifchen Snfeln wirb nunmehr aud von 
bem Vertreter Griechenlands acceptirt. 

30. „ (Norwegen). Der Stortbing genehmigt mit 109 gegen 2 Stimmen bas 
Begehren ber Fol. Propofition v. 15. d. M., Tnüpft jedoch die Theilnahme 
Norwegens am Kriege mit 69 gegen 42 Stimmen (welde eine Allianz mit 
England und Frankreich verlangen) an bie Bedingung einer garantirenden 
Alltanz überhaupt und erflärt fi mit 57 gegen 54 Stimmen gegen eine 
politiſche Verbindung ber drei ſcandinaviſchen Reiche. 

— „ (Breußen). Ein Theil der Preſſe beginnt für Annerion ber Herzogthümer 
an Preußen zu agitiren, 


— April. (Deutfhland. — Hannover). Enthüllungen bes engliſchen Blaubuches 
über die geheime Politik Hannovers in der Schleswig-Holſtein'ſchen Frage. 

„Cürkei. — Donaufürſtenthümer). Der Fuͤrſt Couza legt ber Na⸗ 

tionalverſammlung einen neuen Geſetzesentwurf bezüglich Emancipation der 
Bauern vor. | 

„ (Dentfchland. — Medlenburg). Die Regierung von Medlenburg-Schwerin 

publicirt das dem Landtage vorgelegte Geſetz wegen Beſtrafung für Dienft- 

vergehen ber Gutsleute ur ben ritterfchaftlichen Gütern (das fog. Prügelgejeß), 
obgleich dasſelbe nur von ber NRitterfchaft angenommen, von ber Landſchaft 
dagegen abgelehnt worben war. 

3. 5 (Deutfehland. — Hamburg). Die Mündung ber Elbe wird von bänifchen 
Kriegsichiffen blofirt. 

„ » (Merico). Präfibent Juarez ſetzt fih, nachdem Vidaurri hat weichen 
müffen, in Monterey feft und ift nun wieder Herr ber Staaten Coahuila 
und Neu⸗Leon. 

4. „ (Deutfchland. — Holſtein). Pierzig Mitglieder der Ständeverfammlung 
beihließen in Kiel eine feierliche Rechtsverwahrung gegenüber bet bevorſtehen⸗ 
ben Londoner Conferenz. Das Conſiſtorium ber Univerſität Kiel, das Ober: 
gericht des Landes, bie Geiftlicheit, bie Lehrerſchaft, eine große Anzahl Guts⸗ 
befiger,, Abgeorbnete ber Städte fchließen fi in befonderen Verſammlungen 
dem Beſchluſſe der Stänbemitglieder an. | 
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4. April. (England). Hr. Stansfelb fieht ſich aus Nüdfichten für ben Kaifer 
ber Franzofen genöthigt, von feiner Stelle als einer ber Lords ber Admiralität 
zurückzutreten. —— 

„(Ber. Staaten). Der Congreß erklärt einſtimmig, nicht anzuerkennen, 
baß bie le auf ben Ruinen amerikaniſcher Republifen unter ‘Mit 
wirfung eutopäifcher Mächte begsünbet werben Fünne. Der Senat tritt indeß 
bem Beichluffe einftweilen nicht bei. . 

» (Deutich-bantiher Krieg. — Schleswig). 300 Notable Tommen tn 
Schleswig zufammen und wählen 40 Delegirte, um gemeinfam mit bem 
Mitgliebern ber holfteinifhen Stände bie Landesrechte gegenüber bei Londoner 
Eonerms ju wahren. 

„ (Sriehenland). Die Nat.-Verſammlung genehmigt ben Beitritt zum 
Protokoll ber Großmächte, betreffend bie Bereinigung ber Joniſchen Inſeln. 

„ (Oefterreih). Der Kaiſer trifft, nachdem .bie eingetretene Differenz zwi⸗ 
ſchen ihm und bein Erzherzog Mar beigelegt ift, mit ben Miniftern Rechberg 
und Schmerling und ben brei Hoffanzler = Stellvertretern in Miramare ein 
und vollzieht bie Staatsacte mit bem Erzherzog Mar wegen Annahme ber meri⸗ 
caniihen Kaiſerkrone. 

10. „ (Merieo). Empfang der mericaniſchen Deputation buch ben Erzherzog 

Mar in Miramare: apa ber merlcan. Kaiſerkrone. Vertrag bes neuen 


11. „ (Deutfchland. — Naffau). Die I. Kammer befchließt eine Antworts- 


N 


” 


„» „ (England) Garibaldi in England, Großartiger Einzug besfelben in 
13. „ (Deutihland. — Baden) Eine vom Erzbiſchof von Freiburg einberufene 


14. „ (Deutfhland. — Bundestag). Die Bundesverfammlung beichließt auf 


» . (Türke, — Zunid). Aufftand der arabifchen Stämme bes Südens gegen ben 


„» » (Merico). Kaifer Mag fchifft fi in Trieft nad Merico ein. Ex gebt 


49; 5 
„ (Spanien 


3 


»_ „ (Rußland). Der Finnifche Landtag wirb durch eine Taiferl, Botfchaft in 


16. „ nd. — Zollverein). DOelterreich richtet, nachdem bie Bes 
ſprechung mit Preußen in Prag zu keinem befriedigenden Reſultate geführt 
bat, eine energifche Depefhe an Bayern und bie mit diefem verbündeten Zoll- 
vereinsregierungen, um eine enbliche Entſcheidung über feine Vorfchläge vom 
10. Juli 1862 zu veranlaffen. | 

17. „ (Deutfhland. — Holftein). 250 Beamtete, welche dem Könige Chriftian 
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17. April. (Rußland). Der Erzbifchof Felinski von Warſchau wird befinitiv feines 
Amtes enthoben. h 

„» « (Türkei. — DonaufürftenthHümer). In Folge der drohenden Hal⸗ 
tung Rußlands und Defterreihs macht ber Fürft endlich ber Anfammlung 
polnifher Flüchtlinge in Roman ein Ende. 

17. Febr. Die Preußen vor Düppel fchlagen eine Brüde über ben Edenfund 
und beſetzen bie Halbinfel Broacke. 

22. „ Eine allgemeine Recognoscirung auf der ganzen Linie ergibt, daß 
bie Düppeler Verſchanzungen nidyt ohne ſchweres Belagerungsgeſchütz 
genommen werben Tünnen. 

13. a Die Batterien bei Gammelmark eröffnen ihr Feuer gegen bie 

inen. 

17. „ Die Dünen machen den mißlungenen Verſuch eines Ausfalles., Die 
Preußen befeben vielmehr definitiv die Dörfer Diüppel und Rackebüll 

und brängen die Dänen vollftändig hinter ihre Schanzen zurüd. 

28/29. März. Eröffnung ber erften Parallele gegen die Dänen. 

2. en un ber Beichießung ber Düppeler Verfchanzungen durch bie 
reußen. 

10/11. April. Eröffnung ber zweiten Parallele gegen die Dänen. 

13,114. „ Eröffnung der dritten Parallele gegen bie Dänen. 

18. April. (Deutfch-dan. Krieg). Die Preußen erftürmen unter dem Befehle bes 
Prinzen Friedrich Karl die Düppeler Schanzen mit einem Verluſt von circa 
1200 Mann an Todten und Verwundeten. Die Dänen verlieren ca. 1500 
Mann an Tobten und Verwundeten und ca. 4000 Mann an Gefangenen 
und ziehen fih auf bie Infel Alfen zurüd. — Wrangel erhält von Berlin 
den Befehl, ben größeren Theil ber preuß. Truppen unb bes Belagerungs- 
geihüßes zur Beſetzung Jütlands und zur Belagerung ber Feftung Friebericia 
zu verwenben. 

19. „ (Beutfchland. — Raſſau). Die II. Kammer beichließt eine Antworts⸗ 
adreffe auf die Thronrede in bemfelben Sinne wie die I. Kammer. Der 
Herzog lehnt die Entgegennahme berfelben ebenjalls ab. 

„» „ (Deutidland — Sadfen). Die Mitglieder ber U. Kammer unter: 
zeichnen zuerfi ben vom 36er Ausfhuß in Frankfurt angeregten Proteft 
beuticher Landtagsabgeordneter gegenüber ber Londoner Conferenz. 

20. 2 rend Krieg). Tie Alliirten rüden von Veile aus wieber in 

ütlanb vor. 

„= (Kondoner Eonferenz). Vorläufige Eröffnung ber Londoner Conferenzen, 
obgleich der Bevollmächtigte des beutichen Bundes noch nicht eingetroffen ift. 
DOefterreih und Preußen nehmen darum an ber Sitzung feinen Theil. 

21. „ (Breußen). Der König befucht feine Armee in Säletwig, 

»  o (Deutfhland. — Baden). Debatte ber II. Kammer über bie Schul: 
frage. Energifhe Erklärung des Minifters Lamey gegen bie ultramontanen 
Umtriebe in biejer Frage. 

22. „ (Defterreih). Graf Forgach wird als ungarifcher Hofkanzler durch ben 
Grafen Hermann Zichy im Sinne einer endlichen Durdführung ber Februar: 
verfaſſung erfekt. 

„» » (England), Garibalbi verläßt England ziemlich unerwartet wieber. Es 
wirb allgemein geglaubt, daß bie englifche Negierung bie Abbrechung feines 
Aufenthalts aus Rückſichten für ben Kaifer ber Franzofen veranlaßt habe. 

24. „ (Rußland). Aufhören ber Kirchentrauer in Warſchau. 

25. „ (Kondoner Eonferenz). Cröffnungsfibung. 

Bevollmächtigte: Defterreih: GrafApponyi, dv. Biegeleben; Pre us 

Ben: Graf Bernitorff, v. Balan; Dänemark: v. Quaade, v. Bille, v. Krieger; 

England: Graf Ruffel, Graf Clarendon; Frankreich: Prinz Latour 

b’Auvergne; Rußland: v. Brunnow; Schweden: Graf Wachtmeifter ; 

deutſcher Bund; v. Beuſt. 
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25. April, (Türkei. — Donaufürftentbümer) Die Nat: Berfammlung, uns 
zufrieden über den Entwurf des Bauernemancipationsgejeßes, ertheilt bem 
Minifterium Cogalnitſchano ein Miftrauensvotum. Das .Minifterium bietet 
feine Entlaffung an. Der Fürft verweigert fie, läßt ber Nat.:Verfammlung 
ein neues Wahlgeſetz vorlegen und prorogirt fie bis zum 14. Mai, 

„  . Fürktei. — Tunis). Der Bey ermäßigt bie Kopffteuer wieber auf bie 


Hälfte, 

27. „ (Sriedenlanb). Sturz des Miniſteriums Canaris; Bildung eines Mi- 
nifteriums Balbis. Aufregung gegen ben bänijchen Grafen Sponned, 

28. „ (SZtalien). Die Dep.:Kammer genehmigt die Verlängerung bes Briganten- 
geſetzes bis zum 31. Dec. 1864, 

-»  » Ceutſch⸗dän. Krieg). Ein Erlaß Wrangel's legt Jütland zum Erfak 
für die von Dänemark zur See genommenen preuß. und beutjchen Schiffe 
eine Gontribution von 650,000 Thlrn. auf. 

29. » ee Krieg). Die Dänen räumen bie Feſtung Friedericia In 

ütland. 

„  " (BDeutfhland. — Naffau). Die IL. Kammer befchließt, einen Antrag 
auf — der Verfaſſung von 1848 in Erwägung zu ziehen. Die 
Regierung fahndet mit allen Mitteln ber Polizei auf Petitionen für Wieber- 
berjtellung jener Verfaſſung und für Abfchaffung ber feudalen Jagdgeſetze und 
verbietet die ihr mißliebigen Zeitungen. 

„» u (Belgien). Der König nimmt endli die Demiffion bes Minifteriums 
an. — mit der clericalen Partei. Programm ihrer Führer. 

30. „ Deutſch «dan, Krieg). Die Alliirten haben ganz Jütland bis zum Limfjorb 


occupirt. 

„„C(Ceutſchland. — Zollverein). Bayern lehnt bie Theilnahme an ber 
Berliner Zollconferenz, die am 2. Mai wieber eröffnet werben fol, ab. 

„» _ » (Deutfhland, — Sannover). Beſchluß der II. Kammer gegen ben Minifter 
bes Auswärtigen, Grafen Platen, in Folge der Enthüllungen bes englifchen 
Blaubuches. Die I. Kammer tritt dem Beſchluſſe nicht bei. 


— Mai. (Rufland). Maffenhafte Auswanderung ber Tſcherkeſſen nach ber 
Türkei. Zraurige Lage berfelben. 

1. „ (England). Die Canalflotte wirft in ben Themfebünen Anker. Sämmts 
liche Beurlaubte berfelben find telegraphifch einberufen. 

„ . (Zürtel. — Tunis) Der Ben Thafft die Conftitution wieber ab. 

2. „ (Deutihland. — Zollverein). Wiedereröffnung der Berliner Bollconferenz- 
Bayern, Württemberg, Heffen-Darmftadt und Naſſau fehlen; Kurheffen und 
Hannover erflären, daß fie nur bei Beihidung ber Conferenz von Seite 
m Zollvereins-Regierungen an den weiteren Verhandlungen Theil nehmen 

nnten. 

3. „ (Deutfäland. — Bundestag). Defterreih und Preußen vermögen ihre 
Anträge auf Belegung ber ſchleswig'ſchen Inſel Fehmarn durch Bundestruppen 
und bezüglih ber weiteren Snflructionsertbeilungen an Hrn. v. Beuft im 
Ausihuffe nicht durchzuſetzen und laſſen fie vorerft fallen. 

(2ondoner Eonferenz). Zweite Situng: Berathung der Waffenftillftandss 
frage. Dänemark will fi zu einer Aufhebung ber Blofabe der deutſchen 
Häfen nicht berbeilafien, während die beutfchen Bevollmächtigten barauf be- 
ftehen, wenn fie zu einer Waffenrube bie Hand bieten follen. 

„_  » (Ber. Staaten). Gen. Grant geht mit ber ganzen Potomacarmee über 
ben Rapiban. Gen. Butler rüdt im Süben von Richmond am Samesfluß vor. 

6. „ (Franfreid) Beginn der allg. Discuffion bes geſetzgeb. Körpers über 
we Rede bes Hrn. Ihiers Über bie Finanzwirtbfchaft bes Kaiſer⸗ 
reichs. 

„.  » BDeferreid). Die Regierung geſtattet dem Kaiſer von Merico bie An⸗ 
werbung von 6000 Dann öoͤſterr. Freiwilliger. 
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6.—12. Mei. (Wer. Staaten). Schlacht zwifhen ben Armeen von Grant unb 


Lee in der Wilderneß. Lee zieht ſich nach Spotiylvania zurüd., 


8. Mat. (Dentfchland). Der 36er Ausſchuß übermacht Hrn. v. Beuſt in London 


10. 


11. 


12, 


einen von ungefähr 14L0 Mitgliedern deutſcher Ständeverfammlungen unter- 
zeichneten Proteft gegen jebe willführliche Entſcheidung ber Schleswig-Holftein”. 
ſchen Frage durch bie Londoner Conferenz. 

„ (Beutfäland. — Schleswig · Holftein). 20,000 Männer aus Holftein 
und Schleswig erflären fih auf emer großen Landsgemeinde in Rendsburg 
für die vollftändige Trennung von Dänemark, für Anerkennung bes Herzogs 
Triedrih und für bie Forderung, daß den Vertretern bes Landes Gelegenheit 
gegeben werbe, für das Necht desfelben feterlich Zeugniß abzulegen, mit dem 
Beifügen, fie „feien entfchloffen, für ihr Recht, für bas fie fchon einmal in 
Waffen geftanden, das letzte einzufegen.” 

a (Deutid.bän. Krieg). Rühmliches Seegefeht ber erften Abtheilung bes 
öfterr. Nordſeegeſchwaders bei Helgoland gegen die Dänen. 

„ (Kondoner Eonferenz). Zweite Situng: bie Conferenz einigt fi über 
eine Waffenruhe auf bie Dauer eines Monats vom 12. Mai an gerechnet 
auf ber Grundlage bes uti possidetis. Dänemarf muß einräumen, daß auf 
fo lange auch feine Blofade der deutſchen Seehäfen aufgehoben werde. 

„ (BDeutihland. — Zollverein). Die II. Kammer von Sachſen ermächtigt 
die Negierung zu einem Ablommen mit Preußen in ber Zollvereinsfrage auf 
Grundlage bes Handelsvertrags mit Franfreih. Die I. Kammer tritt bem 
Beichluffe einftimmig bei. 

„ (England) Das Unterhaus verwirft die von Baines beantragte zweite 
Leſung ber Neformbill, welche bie 6 Pfund Miether zum Wahlrecht zulaffen 
will, mit 272 gegen 216 Stimmen. Minifter Glabjtone erklärt fi) ent: 
ſchieden für die Reform. 

„ (Preußen). Abreffe Arnim-Boypenburg an ben König für vollſtändige 
Trennung ber Herzogthümer von Dänemark als eigener Staat ober durch 
Annerion an Preußen. 

2 ee). Ein vom Finanzminifterium verfuchtes Anlehen von 70 Mil. 
mißlingt. 

„ (Deutihland. — Baben). Einläßlihe Debatte der II. Kammer über 
bie allgem. Wehrpflicht. Die Kammer geht über die dießfälligen Petitionen 
gegen blos 2 Stimmen zur motivirten Tagesordnung über. 

F — — Tunis.) Ankunft eines türfifhen Geſchwaders vor Tunis. 
Auch Frankreich, England und Stalien haben ftarfe Flottenabtheilungen bahin 
geſchickt. Differenzen zwilchen benz englifchen und dem franzöfifchen Eonful. 

„ (Kondoner Eonferenz). Vierte Sitzung. 

Erflärung Preußens. „Bevor bie Bevollmächtigten Defterreichg 
und Preußens in eine Discuffion über die Bedingungen einer Wieberher: 
ftellung des Friedens mit Dänemark eintreten Tönnen, glauben fie bemerfen 
zu müſſen, baß fie bas Feld ber Discufjion für volllommen frei von jeder 
Beſchränkung, bie aus Engagements, welche vor bem Kriege zwiſchen ihren 
Regierungen und Dänemark beſtanden haben mögen, hervorgehen könnten, be⸗ 
traten und daß die Grundlage, auf welcher neue Gombinationen gefunden 
werben koͤnnen, nach ihrer Anjicht die Hauptaufgabe ber zu eröffnenden Unters 
banblungen fein wird. Indem daher bie beutichen Mächte für fich eine volle 
Freiheit der Discuffion und bie Möglichkeit, Vorjchläge zu machen, welche fie 
für geignet halten, einen ſoliden und bauerhaften Friebenszuftand herzuftellen, 
in Anſpruch nehmen, find fie feineswegs gemeint, irgend eine Combination 
auszuschließen, bie zu biefem Ziele führen könnte, ohne erworbene Rechte zu 
beeinträchtigen.” 

(Deutihland. — Naffau). Die II Kammer befchließt mit allen gegen 
? Stimmen, bie Regierung aufzuforbern, bie Verhandlungen wit Breusen 
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bezüglich Erneuerung der Zollvereinsverträge fofort wieder aufzunehmen und 
zwar im Sinne des Hanbelövertrags mit Frankreich. 

13. Mei. (Deutfhland. — Anhalt). Conflict des Herzogs mit dem Lanbtage. 
Der Herzog will die Stände im gegebenen Falle nur als berathende gelten 
laffen und ihres Beiraths unter Umftänden entbehren. ' 

14. „ (Deutfhland. — Holftein). Beſuch des Herzogs Friedrich beim Kron⸗ 
prinzen von Preußen in Hamburg. Auf ber Rückreiſe wird ber Herzog in 
Altona feierlich als Landesherr empfangen unb eine weitere vffizielle Be⸗ 
grüßung von Seite ber Behörden nur buch das Dazwifchentreten ber Bun— 
descommilfäre verbinbert, 

„ (Zürket. — Donaufürſtenthümer). Staatsftreih des Fürften Couza: 
Wiedereröffnung der Nat.Verſammlung; die Regierung verlangt die Botirung 
des Budgets und des neuen Wahlgefeßes; die Kammer weigert fich mit bem 

egenwärtigen Minifterium in Unterhanblung zu treten. Die Nat.:Verfamm: 
ung wirb gewaltfam aufgelöst und das Wahlgeſetz ber allgemeinen Abftim- 
mung unterzogen. 

„ (Breußen) jagt fich in einer Dep. Bismarks an den preuß. Geſandten in 
London entjhieben und unumwunden vom Londoner Vertrage los. (ſ. Otſchld.) 

„ Deutfhland. — Medlenburg). Die Regierung von Medlenburg- 
Schwerin publicirt eine „revidicte Verordnung über Wilddieberei und Jagd⸗ 
frevel” auf die bloße Genehmigung ber Ritterſchaft bin, obgleich das Belek 
von ber Landfchaft auf allen brei lebten Landtagen verworfen worden war, 

17. „ Londoner Eonferenz). Fünfte Sitzung. 

Preußen präcijirt, was bie beutichen Bevollmächtigten unter einer 
foliden und dauerhaften Pacificirung verftehen: „Es ift dieß eine Paciflcation, 
welche ben Herzogthümern abjolute Garantien böte gegen bie Wiederkehr 
jeder freınden Bedrückung, die fo in Zufunft jede Urjache von Streitigfeiten, 
von Revolution und Krieg ausichlöffe und damit Deutichland diejenige Sicher: 
heit im Norden gewährte, beren es bedarf, um nicht periodifch in denjenigen 
Zuftend zu fallen, der ben gegenwärtigen Krieg herbeigeführt bat. Dieſe 
Sarantien fünnen nur in einer vollſtändigen politifchen Unabhängigfeit der 
unter fih durch gemeinfame Inſtitutionen eng verbundenen Herzogthümer 
gefunden werden.” Dänemark erklärt den Vorfchlag ber beutjchen Mächte 
für unannehmbar und weigert fi, ihn auch nur ad referendum zu nehmen, 

418. „ (Preußen). MWrangel wird in ben Grafenjtand erhoben unb im Ober- 
befehl ber alliirten Armeen in Schleswig durch ben Prinzen Friebrich Karl 
erjeßt. — Unter dem Borfite bes gew. WMinifters 9. b. Heydt und ber leb⸗ 
haften Unterflügung ber Regierung tritt in Berlin ein Comité zu Gründung 
einer Actiengejellichaft für ben Bau bes Schleswig-Holftein-Ganals zu Ver: 
bindung ber Oſtſee mit ber Nordfee zufammen. 

»  n» (Schweden. Norwegen). Bilbung eines fchmwebifchenorwegifchen Geſchwaders 
bei Gothenburg unter, bem Herzog von Oftgothland. 

"» nr Belgien). Der König lehnt das Programm ber clericalen Minifter: 
canbidaten ab. Das Minifterium zieht fein Entlaffungsgefuch zurüd. 

21. „ (Deutfhland. — Zollverein). Bayern ſchickt Unterhändler in Sachen 
ber Zollvereinsfrage nah Wien und ladet die ihm näher verbünbeten Zoll: 
bereinsregierungen zu einer neuen Sonberconferenz nah München ein. 

22. „ (Frankreich). Marſchall Pelliffier, General:Gouverneur von Algerien, +. 
„ no (Defterreid). Eröffnung ber erften Generalfynobe der evangel. Kirche 

augsburg. und helvet. Belenninifjes in Wien. 

„» » Kürlei. — Donaufürſtenthümer). Allgemeine Volksabſtimmung über 
das neue Wahlgefeß zur Nat.:Berfammlung: es wirb mit grober Mehrheit 
angenommen. 754,148 Stimmberedtigte, 682,621 Ja, 1307 Nein. 

24. „ (Bortugal). Die II. Kammer nimmt mit großer Mehrheit den Gefebes- 
entwurf am, durch welchen bie Exblichfeit ber Pairswürbe abgeſchafft wird. 


15. 


a 
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24. Moi. (Ber. Staaten). Gen. Grant zwingt Gen. Lee buch Mandvriren, fich 
zwilchen ben North: und South-Anna-Fluß zurüdzuziehen. 

25. „ (Türkei. — Donaufürftentbümer). Die Eonferenz ber Großmächte 
zu Gonftantinopel bejchließt, eine gemiſchte Commiflion zu ernennen für die 
ee ber Moldau⸗-Walachiſchen Klojtergüter, bis bie Eigentbumsfrage 
gelöst. jei. 

26. „ (Berein Staaten). Beſchwichtigende Erflärung Sewarbs bezügl. einer 
Aeußerung bes franzöſ. Moniteurs über den Beſchluß des Repräf.- Haufes 
vom 4. Mai in Betreff Mexicos. 

27. Deutfihland. — Naffau) Die I Kammer erflürt fi mit allen gegen 
3 Stimmen für Reconftruirung des Zollvereins mit Preußen, gegen eine 
Zolleinigung mit Oeſterreich, gegen einen Zolljonderbund und gegen eine 
ausnahmsweile Begünftigung Defterreiche. 

28. „ (KXondoner Eonferenz). Sechste Situng. Die deutſchen Bevollmächtigten _ 
verlangen bie befinitive Trennung ber Herzogthümer von Dänemark _als 
felbftändigen Staates unter dem Herzog on von Auguftenburg. Eng: 
Iand ftellt dem Verlangen den Antrag auf Theilung Schleswigs entgegen, ho 
daß ber nördliche und mittlere Theil berjelben bis zur Schlei in Dänemarf 
einverleibt würbe, Holftein dagegen, Lauenburg und das jüblichfte Schleswig 
an Deutſchland fielen unter ber Bebingung, daß es weder Rendsburg zu einer 
Bunbesfeftung no Kiel zum Bunbeshafen erfläre. 

Borihlag Defterreihs und Preußens, dem fich der Bevollmäch⸗ 
tigte des deutſchen Bundes anſchließt: „Nachdem bie in ber lebten Con⸗ 
ferenzfigung von Defterreih und Preußen geftellten Forberungen von ben 
bäniihen Hrn. Bevollmächtigten als volftändig unannehmbar, felbft in ber 
Vorausfehung, baf die Entiheibung des Bundes bie Erbfolgeredhte S. Mai. 
bes Königs von Dänemark auf die Herzogthümer zulafle, erlärt worden find, 
haben die Bevollmächtigten der beutfchen Meächte® die Weifung erhalten, im 
Einverftändniffe mit bem Vertreter bes deutichen Bundes bie vollftändige 
Trennung ber Herzogthlimer Schleswig und Holftein von dem Königreiche 
Dänemark und ihre Vereinigung zu einem Staat unter ber Souveränität 
bes Erbprinzen von Schleswig-Holftein-Sonberburg-Auguftenburg — ber in 
ben Augen Deutſchlands nicht nur bie meiften Gröfolgereihte auf bie Herzog: 
thümer geltend zu machen vermag, und beifen Anerkennung von Seiten bes 
beutichen Bundes folgeweife gefichert ericheint, jonbern welcher auch unzwei⸗ 
felhaft die Stimmen einer ungeheuren Majorität ber Bevölkerung biejer Her⸗ 
zogthümer in fich vereinigen wirb — zu verlangen.“ 

Antrag von England: „Die Bevollmädtigten Großbritaniens haben 
mit lebhaften Bedauern gejehen, daß bie letzte Conferenzfißung nicht Das 
Nefultat gehabt hat, bie Grundlagen eines Einverftändniffes zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Dänemark aufzurichten. Unferer Anfiht nach dürfte man bie Ele⸗ 
mente eines felten unb bauerbaften Friedens weber in ben Engagements von 
1851—52 finden, welche feine anderen Früchte getragen haben, als Zerwürf- 
niffe und Wirren, noch in ber Analyje eines unklaren und complicirten 
Rechtes; aber ohne die Grundlagen eines feftlen und bauerhaften Friedens 
aufitellen zu können, find bie neutralen Mächte nicht befugt, bem feierlichen 
Vertrage zu entlagen, in welchem fie bie Integrität ber bänifchen Monarchie 
anerkannt baben, und eben fo wenig können fie zu einem neuen Arrangement 
mitwirken, welches für Deutſchland ungenügend ober für Dänemark demüthi⸗ 

enb wäre. Die Elemente eines feiten und dauerhaften Friedens müſſen mit- 
Bin anderswo gefucht werben. Seit langen Jahren begen bie Deutichen 
innerhalb des beutfchen Bundes eine lebhafte Sympathie für ihre Brüder, 
welche Unterthbanen bes Königs von Dänemark find; die Dünen ihrerjeits 
Iteben ihre Unabhängigkeit und wünfchen ihre alte Monarchie zu erhalten. 
Dieje beiderfeitigen Gefühle haben Anſpruch auf bie Achtung Europa’s. Zur 
Verhütung eines Tünftigen Kampfes und zur Befriedigung Deutſchlands 
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müßte man unferer Anficht nach Holftein, Lauendurg und ben ſüdlichtet aber 
von Schleswig ganz von Dänemark abtrennen. Um ein jo großes 
von Seiten Dänemarfs zu motiviren und um bie Unabhängigteit ber bänijchen.. 
Monardie aufrecht zu erhalten, es ift unferer Anficht nach wünfchenswerth, daß 
bie Grenzlinie nicht weiter nördlich al8 die Schleimündung und das Danewerf 
gezogen werde. Ebenfo erforbert die Sicherheit Dänemarks, baß ber Deutiche 
Bund auf dem von Dänemark abgetretenen Gebiet weder Fellungen erbaue 
noch beibehalte, noch befejtigte Häfen anlege. Ein billiges Abkommen bezüg- 
lich ber Staatsfhuld und ber Verzicht Defterreihs, Preußens und des 
Deutſchen Bundes auf jedes Einmiſchungsrecht in die inneren Angelegenheiten 
Dänemarfs würden bie Beziehungen zwifchen Deutfchland und Dänemark 
vollends freundfchaftlich zu geftalten geeignet jein. Noch bleibt eine Frage, 
welche nicht Gegenjtand bes Friebensvertrages fein kann, welche aber für 
England ein Intereſſe bat und nicht mit Stillichweigen übergangen werben 
darf. Nach der Meinung des Bevollmächtigten Großbritaniens ift es ſelbſt⸗ 
verftänblich, daß das fünftige Geichid des mit dem Herzogthum Holftein zu 
vereinigenden ſüdlichen Theiles des Herzogthums Schleswig nicht ohne befjen 
Zuſtimmung fejtgeftellt werde. Wenn der König von Dänemarf in das 
Zerritorialopfer willigt, welches man im Namen des Friedens ihm anfinnt, 
jo wäre e3 eine Forderung der Gerechtigkeit, daß die Unabhängigfeit feines 
Königreich8 von den europäifhen Großmächten garantirt würde.“ 

Dänemark erklärt ben Antrag der deutſchen Mächte für noch unzuläf- 
figer als den in ber legten Sißung von ihnen gemachten. Den englifchen 
Vorſchlag nimmt e8 ad referendum, ift dagegen nicht zu beivegen, ihn 
wenigftens „im Princip“ ſchon jebt anzunehmen. 

Die beutfhen Mächte nehmen den Vorſchlag Englands im Brincip 
an, indem fie erklären, dab Lauenburg allenfalls das Object eines Aus⸗ 
tauſches gegen einen Theil bes nörblihen Schleswigs bilden könnte. 

Die neutralen Mächte erklären fich für den Vorſchlag Englands und 
verlangen — Rußlaud ausgenommen — ausdrücklich für Die an Deutichland 
abzutretenden Theile ber bisherigen bäniichen Monarchie, daß die Stimme 
ber Bevölterungen gehört werben jolle. 

29. Mai. (Ber. Staaten). Grant zwingt Gen. Lee dur Manöver ſich an den 

Chicahominy zurüdzuziehen. 
„ (Merico). Ankunft des neuen Kaiferpaars in Vera Eruz. 
(Deutfhland. — Zollverein) Abſchluß eines neuen PVertragsentz 
wurfs zwiſchen Defterreich und ben bayrifchen Bevollmächtigten in Wien. 
„ Ber. Staaten). Die Cleveland: Convention ftellt Fremont als Präſident⸗ 
Ichaftscandibaten auf. 

— „ Beutidland — Medlenburg: Schwerin) Die Regierung ſieht 
fih der allgemeinen Mißbilligung ber öffentlihen Meinung in ganz Deutjch- 
land gegenüber genöthigt, da8 von ihr erlaffene Prügelgefeg v. 2. April durch 
eine eigene Eircularbepefche zu rechtfertigen. 

— „ Rußland). In Ritthauen erfolgen unter Begünftigung der Regierung 
zahlreiche Webertritte von ber kathol. zur griechifchen Religion. 


1. Juni. (Deutfhland — Holftein). Beſuch des Herzogs Friedrich im 
Berlin. Angebliche Zumuthungen Preußens an ben Herzog, angebliche Ab⸗ 
lehnung desſelben. 

„» » (GSriedenland). Griechiſche Truppen nehmen von den Joniſchen Inſeln 
8 


* 


itz. 

2. „ (CLondoner Conferenz). Siebente Sitzung. Dänemarf erflärt feine 
AZuftimmung zu bem Vorſchlage Englands, aber nur unter allen möglichen 
Referven. Preußen ſchlägt die Theilungslinie Apenrade-Tonbern vor; Dä- 
nemark erklärt fie für unannehmbar. Preußen fchlägt eventuell eine Thei- 
lungslinie ZlensburgsHoyer vor; Dänemark erflärt Vedocs auch biefe Linie 
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13. 






/ 
! Allgemeine Epronik. 


Rußland erflärt auf feine Anfprüde an Holflein zu 
fan von Oldenburg verzichten zu wollen. 

— Bundestag). Die Bundesverfammlung genehmigt 
* ‚in ber Londoner Conferenz von ihrem Vertreter in Ber: 
N Aerreich und Preußen abgegebene Erflärung (für den Auguſten⸗ 

s gegen 1 Stimme (Luremburg). 

’ Ein Telegramm bes Großfürſten Michael meldet bem Kaifer 
Krieges im Kaufafus und die völlige Durchführung ber ruſ⸗ 


aft. 

5 dand). Der gefchäftsleitende Ausſchuß des 36er Comité in Frankfurt 
im. ſchleswig⸗ holſt. Ausfhüffe und Gomites in ganz Deutfhland zu 
energiignn Kundgebungen gegen jede Theilung Schleöwigs auf. 

„ (Deutfhland. — Zollverein). Der gefekgeb. Körper von Frankfurt be: 
ſchließt nach dem Antrage des Senates ben Beitritt Frankfurts zu bem neuen 
Zollverein mit Preußen und Sadjien. 

„ (Ber. Staaten). Grant verjucht den Webergang über ben Chicahominy 
zu erzwingen, wird aber von Lee mit großem Verlufte zurüdgeichlagen. 

„ ürtler. — Donaufürftentbümer). Fürſt Couza geht mit großem 
Gefolge nach Eonftantinopel, wo er vom Sultan äußerft gnäbig empfangen wird. 

„ (Deutjhebänifher Krieg. — Schleswig) ine zahlreihe Volks⸗ 
verfammlung in Böghoved bei Hadersleben erflärt fi) gegen eine Trennung 
vom übrigen Schleswig und gegen eine Einverleibung in Dänemarf. 

” (Deutfälan d. — Holftein). Herzog Friedrich ftattet dem König von 
Sachſen in Dresden einen Beſuch ab, verzichtet dagegen auf ben projectirten 
Beſuch in Wien und fehrt über Berlin, wo er beim Kronpringen abfleigt, 
nah Holftein zurüd. 

» (Breußen) Beſuch bes Königs in Stettin. Flottenrevue in Sminemünde. 
„ (Defterreidh). Der neue Hofkanzler von Ungarn erflärt ſich bei Gelegen⸗ 
heit bes Bürgermeifterd:Banfetts in Wien offen für die yebruarverfaflung. 

„ (Deutfhland. — Hannover). Nah dem Vorgange Oeſiterreichs und 
Preußens erflärt fi nunmehr auch die hannover'ſche Regierung den Kam⸗ 
mern und dem von ihnen ventilirten Miktrauensvotum gegenüber für eine 
Löſung ber jchleswig=holfteinifchen Frage im Sinne ber nationalen Forderungen. 
„ (Schweiz). Ter Bunbesrath Tadet auf den Auguft fümmtliche Regierungen 
zu Beichidung eines internationalen Congrefies bezüglich Behandlung der im 

Kriege Verwundeten nach Genf ein. 

„ (Sriehenlandb). Ankunft des Königs in Corfu. 

n (Ber. Staaten). Die Baltimore:Gonvention ftellt- Lincoln als Präfident- 
Ihaftscanbidaten auf und erflärt fi für vollftändige Abjchaffung der Sklaverei. 

„ (Zürkfei. — Tunis). Ter verhaßte Schatmeifter räumt das Lanb und 
Ihifft fih mit feinen Schäken nad) Europa ein; ber noch mehr verhaßte 
Khasnadar bleibt. 

„ (KXondoner Eonferenz). Neunte Situng: Verlängerung der Waffenruhe um 
14 Tage. Dänemark bat ſelbſt dazu nur widerftrebend bewogen werden können. 

„» ($ranfreid) lehnt in einer Dep. an bie englifche Regierung einen Krieg 
gegen Deutjchland nochmals ab, indem es erklärt, daß eine bloße Demonftration 
für den von England beabfichtigten Zwed zweifelsohne nicht genügen würde. 

„EFrankreich). Renan wird feiner Stelle als Profefior am Collège de 
France förmlich, entjeßt, nachdem er eine Verfegung an bie Faiferl, Bibliothet 
abgelehnt co 

„ (er, Staaten). Lincoln nimmt die ihm von ber Baltimore-Eonvention 
angebotene Präſidentſchaftscandidatur an und erflärt, daß er mit bem vor: 
geihlagenen Amenbdement zur Conftitution, welches die Abjchaffung ber 
Sclaverei bezwede, einveritanden jei. 

„(RMexico). Einzug des neuen Kaiferpaars in die Hauptflabt. 

„ (Kondoner Eonfezen). England regt unter ben Mitgliedern der Gonferenz 
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eine mittlere Zheilungslinie in Schleswig, Gelting-Bredflebt, an, findet aber 
damit weber bei Dänemark noch bei ben deutſchen Mächten Anklang. 

13. Juni. (Ber. Staaten). Das Repräfentantenhaus hebt das Gefeh bezüglich 

flüchtiger Sclaven mit 84 gegen 58 Stimmen auf. 

1 „ Beutihland). Die gejchäftsleitende Commiſſion bes 36er Ausſchuſſes 
erflärt ſich neuerdings gegen jede Vermengung der Bundesreformfrage mit der 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Angelegenheit. 

„ (Deutich-danifcher Krieg). Der däniſche Capitän Hammer landet auf 
Sylt (ſchleswig'ſche Weftfeeinfeln) und führt eine Anzahl deutſch gefinnter 
Einwohner nad) Kopenhagen ab. 

„ (BDeutfhland. — Lauenburg). Der Landtag verwahrt ſich gegen eine 
Einverleibung des Landes wider bie Rechte besjelben. 

15. „ BDeutihland — Schleswig-Holſtein). Einzelne Organe der öffent: 
lihen Meinung in Holftein und Schleswig fangen an, fih für eine nähere 
Anlehnung bes Landes an Preußen auszujprechen. 

(Schweden. — Norwegen). Die ſchwediſch-⸗norwegiſche Escadre beginnt 
fih wieder aufzuldjen, ihr Commandant, Prinz Dscar, geht zu feiner Fa⸗ 
milie nah Schonen. 

„ (Ber. Staaten). Grant geht in 3 Corps über den Jamesfluß und con- 
centrirt fich bei Bermuda Hundred. 

16.—18. Juni. (Defterreih und Rußland). Zuſammenkunft ber Beiden von 

ihren erſten Miniftern, Fürft Gortjchafoff und Graf Nechberg, begleiteten 
Kaifer in Kiſſingen. 

„ Zuni. (Ber. Staaten). Eine von Grant verfuchte Ueberrumpelung von 
Petersburg mißlingt. Grant verjchanzt ſich vor der Stabt. 

18. Juni (Kondoner Eonferenz). Zehnte Situng: Verhandlungen über bie 

Frage einer Conſultation der Bevölkerung. 

Preußen erklärt: „Wir haben fchon wiederholt darauf hingewieſen, daß 
bie Conferenz, um bie Informationen zu befiten, beren fie bedarf, über bie 
Wünjche der Bevölkerung bes Landes, deſſen Zukunft den Gegenftand ihrer 
Beratbungen bildet, aufgeklärt fein ſollte. Geleitet von biefer Weberzeugung 
und im Auftrage unferer Regierung verlangen wir, baß bie Bewohner 
Schleswigs bezüglich der Dispofitionen, die ihrethalb getroffen werben follen, 
eonfultirt unb daß weber über bas Schickſal eines Theils noch über das: 
jenige ber Geſammtheit dieſer Bevölkerungen entichieden werde, ohne daß 
vorher ihre Wünfche loyal conftatirt wären. Wir find ermächtigt, die Art ber 
Ausführung und die Ausdehnung ber biefem von uns vorgeſchlagenen Princip 
zu gebenden Anwendung zu biscutiren.” Defterreich tritt dem Borjchlage 
nur in fo fern bei, als e8 „die Zuftimmung beider Herzogthümer zur Abs 
tretung eines Theils von Schleswig durch das Organ ihres Souveränd und 
ihrer verfaffungsmäßigen Vertreter“ verlangt; dagegen fpricht es ſich gegen 
eine allfällige Befragung ber Bevölkerung nach Gemeinden oder Diftricten 
aus. Dänemark, England, Rußland und Schweben erflären fih 
gegen ben Borfchlag Preußens, Frankreich will bas Brincip einer Befragung 
der Benölkerung nur auf bie gemijchten Bezirke anwenden, bev Vertreter bes 
deutfhen Bundes allein tritt auf bie Seite Preußens. 

Leiter Borfhlag Englands „an eine befreundete Macht zu appelliren, 
bamit fie eine Grenzlinie bezeichne, welche weder ſüdlich der buch Dänemark, 
noch nörblich der durch bie beutichen Mächte zugeſtandenen Theilungslinie 
durchginge.“ 

(Preußen). Audienz einer ſchleswig'ſchen Deputation bei Bismark. Aeußer⸗ 
ungen desſelben über die Theilungslinie. 

(Belgien). Die Repräſentantenkammer verwirft nach breimöciger Debatte 
über die Mintfterkrifis ein von Nothomb beantragtes Mißtrauensvotum gegen 
das liberale Mintfterium mit 57 gegen 56 Stimmen. 
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1E 


de unannehmbar. — Rußland erflärt auf feine Anſprüche an Holftein zu 
Gunſten bes Großherzogs von Oldenburg verzichten zu wollen. 


2. Suni. (Deutfhland. — Bundestag). Die Bundesverſammlung genehmigt 


oe 


® 
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10. 


bie am 28. Mai in der Londoner Conferenz von ihrem Vertreter in Ver⸗ 
einigung mit Oefterreich und Preußen abgegebene Erflärung (für ben Auguften- 
burger) mit 15 gegen 1 Stimme (Xuremburg). 

» (Rußland). Ein Telegramm des Großfüriten Michael meldet bem Kaijer 
das Ende des Krieges im Kaufafus und die völlige Durchführung ber ruj- 
ſiſchen rare 

„ (Deutfhland). Der geichäftsleitende Ausſchuß bes 36er Comite in Frankfurt 
ruft die jchleswig=holft. Ausihüfle und Comités in ganz Deutichland zu 
energifchen Kundgebungen gegen jede Theilung Schleswigs auf. 

„ (BDeutfhland. — Zollverein). Der geſeßgeb. Körper von Frankfurt be: 
hließt nad) dem Antrage bes Senates ben Beitritt Frankfurts zu bem neuen 
Zollverein mit Preußen und Sachſen. 

„ (Ber. Staaten). Grant verjucht den Webergang über den Chicahominy 
zu erzwingen, wird aber von Lee mit großem DVerlufte zurüdgefchlagen. 

„ (Türkei. — DonaufürftentHümer). Fürft Couza gebt mit großem 
Gefolge nach Eonftantinopel, wo er vom Sultan äußerft gnäbig empfangen wird. 

„ (Deutihedbänifher Krieg. — Schleswig) Kine zahlreihe Volks— 
verfammlung in Böghoved bei Hadersleben erflärt fi gegen eine Trennung 
vom übrigen Schleswig und gegen eine Einverleibung in Dänemarf. 

„ (Deutjähland. — Holftein). Herzog Friedrich ftattet dem König von 
Sachſen in Dresden einen Beſuch ab, verzichtet Dagegen auf ben projectirten 
Beſuch in Wien und fehrt über Berlin, wo er beim Kronprinzen abfteigt, 
nah Holftein zurüd. 

»„ Breugen) Beſuch bes Königs in Stettin. Flottenrevue in Swinemünde. 
„ (Defterreidh). Der neue Hoflanzler von Ungarn erklärt fich bei Gelegen- 
heit des Bürgermeifters-Banketts in Wien offen für die Yebruarverfafjung. 

„ (Deutfhland. — Hannover). Nach dem Borgange Oeſterreichs und 
Preußens erklärt fih nunmehr auch die bannover’iche Regierung ben Kam: 
mern unb bem von ihnen ventilirten Mißtrauenspotum gegenüber für eine 
Löſung ber fchleswig-holfteinifchen Frage im Sinne der nationalen Forderungen. 
„ (Schweiz). Ter Bundesrath ladet auf den Auguft ſämmtliche Regierungen 
zu Beichidung eines internationalen Congrefjes bezüglich Behandlung ber im 

Kriege Verwundeten nad) Genf ein. 

»„ (Sriehenland). Ankunft des Könige in Corfu, 

„ (Ber. Staaten). Die Baltimore-Convention jtellt- Lincoln als Präſident⸗ 
Ihaftscandidaten auf und erflärt fich für vollftändige Abſchaffung der Sklaverei. 

„ (Kürkfei. — Tunis) Der verbaßte Schatmeifter räumt das Land und 
Ihifft fih mit feinen Schäten nad Europa ein; ber noch mehr verhaßte 
Khasnabar bleibt. 

„ (Kondoner Eonferenz). Neunte Sitzung: Verlängerung ber Waffenruhe um 
14 Tage. Dänemark hat jelbit dazu nur wiberftrebend bewogen werben fünnen. 

„ (Franfreich) Iehnt in einer Dep. an die englifche Regierung einen Krieg 
gegen Deutjchland nochmals ab, indem es erklärt, daß eine bloße Demonftration 
für den von England beabjichtigten Zweck zweifelsohne nicht genügen würde. 

„ (Branfreid) Renan wird feiner Stelle als Profefior am Collöge de 
France förmlich entſetzt, nachdem er eine Verfegung an die kaiſerl. Bibliothek 
abgelehnt batte. 

„ (er, Staaten). Lincoln nimmt bie ihm von ber Baltimore-Convention 
angebotene Präfidentfchaftscandidatur an und erflärt, daß er mit bem vor: 
gejchlagenen Amendbement zur Conftitution, welches bie Abjchaffung ber 
Sclaverei bezwede, einverſtanden jei. 

„ (Meriey). Einzug des neuen Kaiferpaars in die Hauptſtadt. 

»„ (Kondoner Eonferen). England regt unter ben Mitgliedern der Conferenz 
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eine mittlere Theilungslinie in Schleswig, GeltingeBredftebt, an, findet aber 
bamit weber bei Dänemark noch bei ben beutjchen Mächten Anklang. 

13. Juni. (Ver. Staaten). Das Nepräfentantenhaus hebt das Geſetz bezüglich 
flüchtiger Sclaven mit 84 gegen 58 Stimmen auf. 

14. „ (Deutfhland). Die geichäftsleitende Commiſſion bes 36er Ausjchuffes 
erflärt fich neuerdings gegen jede Bermengung ber Bunbesreformfrage mit ber 

ſchleswig⸗holſteiniſchen Angelegenheit. 

„ (Dentf-dantifher Krieg). Der dänifhe Kapitän Hammer landet auf 
Sylt (ſchleswig'ſche Weſtſeeinſeln) und führt eine Anzahl deutſch gefinnter 
Einwohner nach Kopenhagen ab. | 

„ (Deutjhland. — Lauenburg). Der Landtag verwahrt fich gegen eine 
Einverleibung des Landes wider die Rechte desjelben. 

15. „ (BDeutjhland. — Schleswig-Holſtein). Einzelne Organe der öffent: 

fihen Meinung in Holftein und Schleswig fangen an, fich für eine nähere 
Anlehnung bes Landes an Preußen auszujprechen. 

„ (Schweden. — Norwegen). Die ſchwediſch-norwegiſche Escadre beginnt 
ji wieder aufzuldfen, ihr Commandant, Prinz Oscar, geht zu feiner Fa- 
milie nad) Schonen. 

„»  . (Ber. Staaten). Grant geht in 3 Corps über den Jamesfluß und con= 

centrirt fich bei Bermuda Hunbreb. 

16.—18. Juni. (Oefterreih und Rußland). Zuſammenkunft der beiden von 
ihren erſten Miniftern, Fürft Gortjchafoff und Graf Rechberg, begleiteten 
Kaifer in Kijlingen. 

„»  . Juni. (Ber. Staaten). Eine von Grant verfuchte Ueberrumpelung von 
Petersburg mißlingt. Grant verfchangt fich vor der Stabt. 

18. Imi (Londoner Eonferenz). Zehnte Sitzung: Verhandlungen über bie 
Frage einer Conſultation ber Bevölkerung. 

Preußen erflärt: „Wir haben ſchon wiederholt darauf hingewieſen, daß 
bie Conferenz, um die Informationen zu befiten, deren fie bedarf, über bie 
Wünſche ber Bevölferung des Landes, deſſen Zukunft ben Gegenftand ihrer 
Beratbungen bildet, aufgeklärt fein follte. Geleitet von dieſer Weberzeugung 
und im Auftrage unferer Regierung verlangen wir, daß bie Bewohner 
Schleswigs bezüglich ber Dispofitionen, die ihrethalb getroffen werden jollen, 
confultirt und daß weber über das Schidjal eines Theils noch über das⸗ 
jenige der Geſammtheit dieſer Benölferungen entſchieden werbe, ohne baß 
vorher ihre Wünfche loyal conftatirt wären. Wir find ermächtigt, Die Art ber 
Ausführung und die Ausdehnung ber biefem von uns vorgejchlagenen Princip 
zu gebenden Anwendung zu bdiscutiren.” Defterreich tritt dem Borfchlage 
nur in fo fern bei, als es „bie Zuflimmung beider Herzogthümer zur Ab⸗ 
tretung eines Theils von Schleswig durch das Organ ihres Souveränd und 
ihrer verfaffungsmäßigen Vertreter“ “verlangt; dagegen fpricht es fich gegen 
eine allfällige Befragung der Benölferung nad einden oder Diftricten 
aus. Dänemart, England, Rußland und Schweden erflären fi 
gegen ben Borfchlag Preußens, Frankreich wi bas Princip einer Befragung 
ber Bevölkerung nur auf die gemifchten Bezirfe anwenden, der Vertreter bes 
beutfhen Bunbes allein tritt auf die Seite Preußens. 

Letzter Vorſchlag Englands „an eine befreunbete Macht zu appelliven, 
bamit fie eine Grenzlinie bezeichne, welche weber ſüdlich ber buch Dänemark, 
noch nördlich ber durch bie beutichen Mächte zugeftandenen Theilungslinie 
burchginge.“ 

=» Breußen). Audienz einer fhleswig’ihen Deputation bei Bismart. Aeußer- 

ungen besfelben über bie Theilungslinie. 

(Belgien). Die Repräfentantentammer verwirft nach dreiwöchiger Debatte 
über bie Minifterfrifis ein von Nothomb beantragtes Miptrauensuotum gegen 
das liberale Miniſterium mit 57 gegen 56 Stimmen, 
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uni. (Deutfhland. — Oldenburg). Belud bes Großherzogs beim Kaifer 

von Rußland in Kiffingen. Der Kaijer betätigt in einem Schreiben an ben 

Großherzog die von feinem Bevollmädtigten an ber Londoner Conferenz aus: 

— Verzichtleiſtung auf feine Anſprüche an Holſtein zu Gunſten des 

Großherzogs. 

— — Württemberg). Eine zahlreich beſuchte Landes⸗ 
verſammlung in Stuttgart ſpricht ſich für Erhaltung des Zollvereins im 
Sinne einer Verſtändigung mit Preußen aus. Eine Gegendemonſtration 
kommt bereits nicht mehr zu Stande. 

„ (Schweiz). Endlicher Abſchluß des Handelsvertrages mit Frankreich. 

„ (Zürkei. — Donanfürftenthümer). Fürſt Couza hat in Conſtantinopel 

ſeine Abſichten weſentlich erreicht: ein von den Vertretern der garantirenden 

Mächte unterzeichnetes Protokoll mit der Pforte genehmigt mit einigen Mobi- 

ficationen das von Couza promulgirte Zufaßftatut und das von Volf geneh- 

migte Wahlgeſetz. _ 

(Ver. Staaten). Der conföderirte Kaper Alabama wird von der Unions⸗ 
corvette Kearfage im Angefichte bes Hafens von Cherbourg in Grund gebohrt. 

(Deutfhland. — Zollverein). Eröffnung der Münchener Sonber: 
Eonferenz. Hannover findet fich endlich noch ein, Kurheſſen betheiligt fich 
bereits nicht mehr daran. 

„ (Dänemark). Differenz zwifchen dem König Chriftian und dem Mini: 
ſterium Monrad. Das Minifterium bietet feine Entlaffung an. Beilegung 
ber Differenz. 

» (Deutfhedänifher Krieg — Schleswig) Kine zweite zahlreiche 
Bolfsverfammlung jpricht fi in Lygumkloſter ebenfalls gegen jede Theilung 
bes Landes und Einverleibung von Norbichleswig in Dänemark aus. 

„ (Stalien). Der Senat genehmigt den Gelehesentwauf bezüglich Aus⸗ 
gleihung der Grunbfteuer mit 96 gegen 55 Stimmen. 

„ (Deutfhland, — Schleswig-Holſtein). NRunbreife bes Herzogs 
Friedrih in Dithmarſchen. Er ergreift die Gelegenheit fich öffentlich gegen 
ben ihm vorgeworfenen Particularismus und für bie Gewährung aller be- 
rechtigten Erwartungen Deutjchlands und Preußens auszufprechen. 

„ BDeutihland — Zollverein) Tie Mindener Sonder = Gonferenz 
befeitigt die bayrijch-Öfterreichifche Punctation und erjeßt fie durch einen Ent: 
wurf Helfen Darmfladts, der von ben öfterr. Bepollmädhtigten ad referendum . 
genommen wird. Inzwiſchen vertagt fich bie Conferenz. 

„ (2ondoner Eonferenz). Elite Situng: Defterreih und Preußen erklären, 
den Vorſchlag Englands anzunehmen, aber nur im Sinn einer Mediation, 
Dänemarf lehnt ihn dagegen gänzlich ab. 

„ (Oefterreich und Preußen). Der Kaifer von Oefterreich befucht den König 
von Preußen in Karlsbad. 

„ (Deutfhland. — Bundestag). Oldenburg meldet feine Anjprüche auf 
Erbfolge in Schleswig "Holftein an. 

„ (Schweden). Differenz zwiichen dem König und dem Minifterium in 
Folge ber Bemühungen bes Königs für eine fcanbinavifche Union. Das 
Minifterium bietet feine Entlaffung an. Die Differenz wirb beigelegt. 

„ (Spanien) Iehnt bie Ausgleihungsvorfchläge Peru's ab und verweigert 
bie Herausgabe ber Chinchas-Inſeln, bevor es von Peru vollſtändige Genug: 
thuung werbe erhalten haben. 

„ (Kondoner Eonferenz). Lebte Situng. Die Conferenz geht refultatlos 
auseinanber. 

„ (Dänemark), Eröffnung bed Reichsrathes durch kgl. Botſchaft. Die 
Majorität beider Thinge legt in ben Präfidentenwahlen ihre eiberbänifche Ge: 
finnung an ben Tag. 

„ (BDeutihland). Außer ber DVeligirtenverfammlung ber ſchlesw.⸗ holſt. Ver: 
eine und ber beiden. Bolfsverfammlungen im nörblichiten Theil von Schleswig 
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haben fich gegen eine Theilung Schleswigs in ganz Deutſchland gegen 350 
Landes⸗, Bezirks⸗ oder Ortsausſchüſſe und öffentliche Verſammlungen ausge- 
ſprochen und ebenſo die Landtage von Baden (II. K.), Braunſchweig, Bremen, 
Frankfurt, — (I. u. Il. K.), Koburg, Kurheſſen, Helfen: Darmftadt 
(1. 8.), Naſſau (Mitgl. der I. u. II. K.), Sachſen (I. u. II. K.). 

25. Zuni. (Deutfhland, — Württemberg). König Wilhelm I. F. Der Kron: 
prinz folgt ihm als König Karl 1. 

a, ve (Deuticland. — Naſſau). In Folge der äußerſten Anftrengungen ber 
Regierung fiegt biejelbe in der Landtagswahl zu Rübesheim mit 67 gegen 
64 Stimmen über den bisherigen Abg. Braun, den Ganbidaten ber Fort⸗ 
ſchrittspartei. 

27. „ (Beutfhland. — Hannover), Die I. Kammer ſpricht fi) trotz bes 
Widerſtandes ber Miinifter mit 45 gegen 37 Stimmen für Aufhebung ober 
Abänderung der Tomänenausiheibung aus. 

„ (Stalien). Die Dep.Kammer nimmt das Ausgabebudget für 1864 mit 
142 gegen 60 Stimmen an. 

„ (England). Die Regierung legt beiden Häufern bes Parlaments bie 
Protofolle der Londoner Conferenz vor und erflärt ſich für Aufrechthaltung 
ber Neutralität in dem wieder ausgebrochenen Kriege zwiſchen Deutichland 
und Dänemark. i 

28 „ (England) Disraeli fündigt im Unterhaufe ein Mißtrauensvotum gegen 
das Minifterium an. Kinglafe jet bemjelben ein Amendement entgegen. 

„ (Deutfhland. — Zollverein). Die neuen Zollvereinsverträge werden in 
Berlin zwilhen Preußen, Sachſen, Baben, Kurheſſen, ben thüringifchen 
Staaten, Braunſchweig und Franffurt vollzogen. Mit Hannover und Olden⸗ 

a‘ jchweben bie Unterhandlungen nod). 

„ (BDeutfchland, — Baden). Die II. Kammer nimmt das ihr von ber 
Regierung vorgelegte Geſetz betr. Zufammenfeßung ber Schulauffihtsbehörden 
nad breitägiger Debatte mit allen gegen 2 Stimmen an. 

„ Deutih ‚dänifeher Krieg). Die Preußen ſetzen unter Gen. Herwarth 
v. Bittenfeld vom Sundewitt nah Alfen über unb erobern bie Inſel. 
3000 Dänen und zahlreiches Kriegsmaterial fallen in ihre Hände, Der Reſt 
ber bänifhen Armee wirb auf die Halbinjel Kefenis gebrängt, von wo er 
fih zu Schiffe rettet. 

30. „ (Holland). Erneuerungswahlen ber Hälfte zweiter und eines Drittheile 

erfter Kammer. Das Reſultat ergibt eine DVerftärfung ber Yiberalen und 

minifteriellen Partei. 

„ (Belgien). Antrag bes Abg. Orts. 

— „ (Deutfäland. — Baden). Agitation für und wider Schenkel als Vor: 

ftand des Prebigerfeminars wegen jeines Buches „Characterbild Jeſu.“ 
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1. Juli. (Belgien). Stürmiſche Sitzung der Repräſentantenkammer. Die Mit⸗ 
glieder der Rechten greifen den Antrag Orts mit Leidenſchaft an und ver⸗ 
laſſen ſämmtlich den Sitzungsſaal, jo daß die Kammer nicht mehr beſchluß⸗ 


fähig ift. 

„ (England). Die Morning Poft veröffentlicht eine Reihe diplomatiſcher 
Actenſtuͤcke, welche die Wieberherfielung ber nordiſchen Allianz erweilen 
follen. Diefelben werben von Berlin, Wien und St. Petersburg aus offiziell 
für durchaus erfunden erklärt. j 

3.—16. Juli. (Ber. Staaten). Einfall der Südftaatlihen in Pennſylvanien und 


Maryland. 

4. -9. Sul, (England). Debatten des Unterhaufes über bie beutjch = bänifche Streit- 
frage. Disraeli trägt auf ein Mißtrauensvotum gegen das Minifterium an, 
Kinglake ftellt demfelben ein Amenbement auf entjchiebene Billigung ber Neutra= 
litat Englands in biefer Frage entgegen. Sieg bes Minifteriums mit 313 
gegen 295 Stimmen. — Dagegen wirb im Oberhaufe ein von Lord Malmes- 
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bury vorgefchlagenes Mißtrauenspotum mit 177 gegen 168 Stimmen an- 

genommen. 

5. Zuli. (Frankreich). Der Kaifer beglückwünſcht ben General Deligny für bie 
Unterdrüdung ber Infurrection in Algier. 

„nr (Deutfedänifher Krieg. — Schleswig). Der Auguftenburger wird 
auch auf der Inſel Alfen von der Bevölkerung als Landesherr proclamitt. 

„—12. Zuli. (Belgien). Die Seceffion ber Elericalen verhindert wiederholt bie 
Abhaltung einer Sikung der NRepräjentantenfammer. Durd ben Tod eines 
Mitgliedes ihrer Partei verliert bie liberale Partei befinitiv die bisherige 
abfolute Majorität der Stimmen. 

7. Zuli. (Deutiäland. — Bunbestag). Die Bundesverfammlung fordert 
ben Großh. v. Oldenburg auf, die Eingabe der Rechtsbegründung feiner Ans 
ſprüche auf Schleswig-Holftein zu befchleunigen. 

„» » Breußen) Beginn bes großen Polenprocefjes vor dem Staatsgerichtshof 
in Berlin. 

8 „ (Dänemart). Das Minifterium Monrad gibt in Folge einer birecten 
Aufforderung des Königs feine Entlaffung ein. Hr. Bluhme und Graf Moltte, 
frühere Geſammtſtaatsmänner, erhalten ben Auftrag, ein neues Cabinet zu 


en. 

W. „ (Deutfh:danifher Krieg). Die Alliirten feben über den Lymfjord und 
bejegen ganz Jütland. 

11. „ (Schweden). In Folge der nunmehrigen Haltung Englands gegenüber 
bem deutſch⸗däniſchen Kriege beichließt die jchmebifche Regierung, die zufammen 
gezogenen Streitfräfte zu Waſſer und zu Lande wieber aufzulöfen, 

12. „ (BDeutfh:däantfcher Krieg). Dänemark fucht bei Defterreih und Preußen 
birecte um Waffenruhe und. Einleitung von Friedensunterhandlungen nach. 

„ u (Deutihland. — Zollverein). Die Vorfhläge Heſſen-Darmſtadts auf 
ber Münchener Sonberconferenz werden von Defterreih angenommen. Feſt— 
ftelung einer Punctation. Schluß der Conferen;. 

13. „ (Deutfh:danifher Krieg). Die Alliirten befegen Sylt und bie übrigen 
Weſtſee-Inſeln Schleswigs. Der bänifche Capitän Hammer ergibt fih in 

ng davon mit feiner Flotille. 

„ (Belgien). Auflöfung der Kammern und Anordnung von Neuwahlen. 

15. „ (Deutjähland. — Bayern). Die Fabrik- und Handelsräthe der be- 
beutenbften Städte des Landes fprechen fi nad) unb nad übereinflimmend 
aufs dringenbfte für den Eintritt in den neuen Zollverein auf Grundlage 
bes Handelsvertrages mit Frankreich aus. 

15/16. Zuli. (Deutſch⸗daͤniſcher Krieg). Die Alliirten bewilligen Dänemark eine 
Waffenruhe vom 20. bis zum 31. Juli und erflären fich bereit, mit dem: 

jelben Unterhandlungen zum Abſchluß eines Friedens einzuleiten. 

. Suli. (Deutfhland — Oldenburg). Eine Lanbesverfammlung ber ſchles⸗ 
wigsholftein’fchen Ausſchüſſe erklärt fich gegen die vom Großherzog erhobenen 
Anjprühe auf bie Herzogthümer. 

» „Deutſchland. — Baden). Hirtenbrief des Erzbifchofs von freiburg gegen 

das Geſetz vom 28. Juni bezüglich ber ne 

„ Ber. Staaten). Der Unionsgeneral Sherman ift von Teneffee aus bis 

vor Atlanta in Georgien vorgerüdt. 

„ (China). Nanfing wird von den Kaiferlichen wieder genommen. 
(Deutihland. — Bundestag) Der —— Oeſterreichs und 

Preußens entſprechend wird von der Bundesverſammlung auch der Erbprinz 

von Auguſtenburg aufgefordert, die Rechtsbegründung Seiner Anfprüde auf 

—— Me einzugeben. 

„ (Deutihland, — Holftein). Der Obercommandant ber Alliirten in 

Schleswig zeigt dem Bunbesgeneral Hade an, er babe Befehl, ſich zum Herrn 

von Rendsburg zu machen. Hade erwibert, ba er augenblidlich nur über 
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4 Compagnien verfüge, jo müffe er der Uebermacht meichen. Die Bunbes- 
truppen räumen alsbald die Stadt. Es ziehen 6000 Preußen ein. 

23. Juli. (Frankreich). Ein Decret des Kaiſers entjcheidet ben bisherigen Con⸗ 
I zwiſchen ber Milttär- und Civilgewalt in Algerien zu Gunften ber 
erfteren. 

26. „ 0Deutſch-däniſcher Krieg). Beginn der Friebensunterhandlungen in Wien. 
Der deutſche Bund wird babei gänzlich bei Seite gelafien. 

29. —— gland). Schluß ber Parlamentsſeſſion. Thronrede im Namen ber 

önigin. 

„ (Rom). Enchyclica bes Papſtes an bie Erzbiſchöfe und Biſchöfe Polens. 

„ (Ber. Staaten). Grant verfuht umfonft, Petersburg buch Sturm zu 


nehmen. 
— „ (Zeutfhland). Auf die Aufforderung des 36er Ausfchuffes in Frankfurt 
ſprechen ſich zahlveihe Vollsverfammlungen in ganz Deutſchland energifch 
gegen bie Anjprüche des Großh. von Oldenburg auf Schleswig-Holftein aus. 
‚ Deutfchland. — Schleswig⸗-Holſtein). Die ſchleswig-holſtein'ſchen Ver: 
eine weijen in beiden Herzogthbümern bie Prätentionen des Großh. v. Olden⸗ 
burg zurüd und erklären, ee an Herzog Friedrich Halten zu wollen. 


— Aug. el har — Schleswig: Holftein). Agitation für und wider einen 
mehr ober weniger engen Anjhluß an Preußen. Meinungsäußerungen ber 
Prälaten und Nitterfhaft, der größeren Grunbbefiker, ber Delegirten ber 
Schleswig-Holjtein-Vereine, des Städtetages und einer Reihe von Bauerntagen. 

1. „ (Deutlich: danifcher Krieg). Schluß der Friedensunterhandlungen in Wien. 
Abſchluß von Triedenspräliminarien und eines dreimonatlichen Waffenitillitandes. 

2. „ AKrankreih). Der Moniteur verkündet ben Schiedsipruch bes Kaifers in 
ber Suezcanalfrage zwiſchen ber Compagnie und bem Vicefünig von Aegypten. 

d. „ (Deutfhland. — Bundestag). Der heſſiſche Prinz Friedrich Wilhelm 
erhebt am Bunde unter Bezugnahme auf fein Erbfolgereht in Dänemark 
Anſpruch auf Lauenburg. 

5. Aug. (Stalien). Ein kgl. Decret dehnt die Anwendung bes kgl. Placets auf 
diejenigen Handlungen ber Bilchöfe aus, welche Ernennungen von Delonomen, 
Pfarrern und geiftl. Bicaren oder Verfügungen über bie geiftlichen Güter enthalten, 

- . (Rubland). Das Haupt ber bisherigen geheimen polniſchen National: 
regierung und vier Abtheilungsvorftände berfelben werden zu Warſchau auf 
bem Glacis ber Citadelle gehängt; 16 andere bei jener Regierung betheiligte 
Perſonen werben zur Deportation nach Sibirien begnabigt. 

"» » WRer. Staaten). Der Unions-Admiral — paſſirt Fort Morgate, 
zwingt Sr Powell zur Uebergabe, macht bie ſüdſtaatlichen Panzerſchiffe 
fampfunfähig und nähert ſich Mobile (Alabama). 

8. „ (England). Die Grundfteinlegung zu einem D’Connel-Dentmal in Dublin 
gibt zu faft vierzehntägigen Ruheſtörungen zwiſchen Orangiſten und Katholiken 
ın Belfaft Veranlaffung. ER 

8.—21. Aug. (Schweiz). Internationaler Congreß zu Genf behufs Organijation 
bes Sanitätsdienftes in Kriegszeiten. , 

10. Aug. (Deutfchland. — Schleswig ⸗Holſtein). Baron v. Scheel⸗Pleſſen wird 
telegraphiich nach Wien berufen, um als Vertrauensmann bie Bevollmächtigten 
ber Alliirten bei ben Sriebensunterhanblungen zu unterflügen. Die öffentliche 
Meinung in beiden Herzogthümern ertheilt ihm bagegen in einer Reihe von 
Verfammlungsbeichlüffen ein entfchiedenes Miktrauensootum. 

11. „ (Deutfhland. — Baden). Erlaß bes Minifteriums bes Innern gegen 
ben Hirtenbrief bes Erzbiſchofs von Freiburg v. 19. Juli. 

»  „ (Griechenland). Die Nat.:Verfammlung beginnt bie Revifion der Verfaſſung. 

12. „ (Belgien). Das Reſultat ber Kammerwahlen ergibt einen Sieg ber 
Yiseralen Partei, die von 59 auf 64 Stimmen geftiegen iſt, während bie 
katholiſche Partei von 57 auf 52 fintt, 
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13. Aug. (Spanien). General Prim, eines ber Häupter ber Progreffiftenpartei, 
wird nad Oviebo verbannt. 

15. „ (Dänemarf). Ter Confeilpräfident verlieft im Reichsrath eine Er⸗ 
klärung des Gefammtminifteriums, daß in Anbetracht ber Abtretung Schles- 
wigs das Grundgeſetz v. 18. Nov. 1863 wegfallen werbe. 

16. „ (Deutfhland. — Sachſen). Tie I. Kammer geht mit 58 gegen 16 
Stimmen bezüglich ber Petitionen um Wiederherſtellung des Wahlgeſetzes 
von 1848 zur Tagesordnung über und anerkennt mit 42 und 32 Stimmen 
die Nechtsbeftändigkeit der gegenwärtigen Stänbeverfammlung. 

„» » ($rtanfreid). Der König von Spanien befucht die Faiferl. Familie in 
&t. Cloud und wird mit —— Ceremoniell empfangen. 

17. „ Deutidland. — Heſſen-Darmſtadt). In Uebereinſtimmung mit 
der II. Kammer und mit ihren eigenen früheren Beſchlüſſen ſpricht ſich bie 
J. Kammer nochmals für den Beitritt zum neuen Zollverein aus. 

„»  » &Beutfhland. — Baden). Der evang. Oberfirhenratb lehnt das 

Begehren um Entfernung Schenkels als Vorftand des Prebigerfeminare ab 
und wahrt die Freiheit der theologiſchen Forſchung. 

18. „ (Ber. Staaten). Dur eine gefhidte Tiverfion am ‘James River ge- 
lingt e8 Gen. Grant endlich, ſich definitiv an der Welbon - Eifenbahn füdlich 
von Petersburg feftzufeken. 

21., 25. Aug. (Ber. Staaten). Lee fucht umfonft in drei Schlachten, fich 
ber Weldon = Eifenbahn wieder zu bemächtigen. 

19., 21., 25. Aug. (Merten). Einzug des franz. Generals Gaftagny in Monterey. 

Flucht des republicanifchen Präfidenten Juarez. 

20.— 25. Aug. (Preußen). Beſuch des Königs von Preußen in Wien. 

22. Aug. (Dänemarf). Bille droht im Bolfsthing des Reichsraths mit einem 
Miktrauensvotum gegen das Minifterium. Der Finanzminifter erflärt, ber 
Neichsrath fei nicht ber Ausdrud ber gegenwärtigen Volfsftimmung und das 
Minifterium würde daher in jenem Fall eine Auflöfung beantragen. 

„ » (Schweiz). Blutiger Conflict zwiichen ben Independenten und ben Ra— 
bicalen in Genf. Der Bunbesrath Täßt die Stadt fofort durch eidgenöffifche 
Truppen. bejeßen. 

23. „ (Peru). Girculardepefhe der peruanifchen Regierung in Antwort auf die 
Mittheilung der ſpaniſchen Regierung v. 24. uni. | 

24. „ (Schweiz) Der Gr. Rath von Genf befchließt faft einftimmig, bie zwi— 
hen ben Parteien ftreitige Frage dem Entfcheib des Bunbesrathes zu über: 


laſſen. 

25. „ (Deutfh:bdanifher Krieg). Beginn ber Unterhandlungen über einen 
definitiven Frieden in Wien. Der beutfhe Bund wird wiederum gänzlich bei 
Seite gelafjen. 

26. „ (Tüurkei. — Donaufürftenthümer). Fürft Couza erläßt ein Ruralgeſetz, 
das die Frohnden gegen Entſchädigung aufhebt und mit bem 24. April 1865 
in Kraft treten foll. 

27. „ (Breußen). Der König beſucht auf feiner Rüdreife von Wien ben König 
von Bayern in KHobenfchwangan. 

» » (türkei. — Tunis) Die infurgirten Stämme fangen an, ſich bem 
Bey wieber zu unterwerfen. | 

28. „ (Stalien) anerkennt ben neuen Kaifer von Merico. 

29. „ (Belgien). Zweiter kathol. Congreß in Mecheln. 

» „m (Ber. Staaten). Die National:Convention der bemocratifchen Partei zu 
Chicago bezeichnet M'Clellan als ihren Präfidentfchaftscandibaten. . 


19. 


= 


1. Sept. Deutſchland. — Schleswig-Holſtein). Sechszehn deutſche Rechts⸗ 
acultäten haben ſich gutachtlich für Die rechtliche Begründung ber Anfprüche 
des Auguftenburgers ausgefprochen. 
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. Sept. (Dänemark). Vertagung bed Reichsraths durch eine kurze Tal. Botichaft. 
» » (Ber. Staaten). Der fühftaatliche General Hood wird bei Znesboro vom 
Unionsgeneral Sherman gefchlagen und räumt Atlanta. 


2., (Schweiz). Der Bundesrath entjcheibet den Streit in Genf zu Gunften 
ber Independenten. James Fazy, durch ben eidg. Unterfuchungsrichter vor: 
geladen, verläßt Genf und geht nach Ferney; er wird von ber franz. Re⸗ 
gierung internitt. 

3» (Spanien) anerfennt das neue Kaiferthfum Mexico. 


3./9. Sept. (Belgien). Beide Kammern genehmigen bie nothmwenbigen Credite 

für ben Ausbau ber Befeftigung von Antwerpen. 

5. Sept. (Frankreich). Gen. Bazaine, ber Oberbefehlshaber der franz. Streit: 

fräfte in Merico, wird zum Marſchall von Frankreich ernannt. 

5.—10. Sept. (Japan). ine combinirte Escabte von engliſchen, franzöfiichen 

‚und holländiſchen Kriegsfchiffen foreirt die Straße von Simonofeft gegen ben 
Fürſten von Negato. 

6. Sept. (Franfreich). Die Kaiferin Eugenie geht in die Bäber von Schwal- 
bad und empfängt bafelbft die Beſuche bes Königs von Preußen und bes 
Kpilers von Rußland. 

„» (Zürtei). Ein Protokoll der Bevollmächtigten der 5 Großmächte beftätigt 
Daud Paſcha neuerdings auf 5 Jahre als Gouverneur bes Libanon. Stalien 
proteftirt gegen feine Ausſchließung von diefem Act. 

„ (BDeutifhland. — Heffen-Darmftadt). Die I. Kammer beſchließt ein⸗ 
fimmig, bie Regierung dringendft um alsbalbigen Beitritt zum neuen Zoll: 
verein, jedenfalls aber zum Eintritt vor dem 1. Oct. zu erfuchen. 

„ (Franfreih). Marſchall Mac Mahon wird zum Generafgouverneur von 
Algerien ernannt. 

12. „ ($ranfreid). Eine Dep. Trouyn’s de l'huys an ben franz. Gefandten 

in Rom bereitet ben heil. Stuhl auf die in Unterhandlung befindlidhe Con⸗ 

j bention mit Stalien zu Räumung Roms durch die Franzoſen vor. 

„» n (England). Die Kriegsichiffe beider Friegführenden Parteien in ben Ber. 
Staaten werben anf Befehl der Königin aus allen engliichen Häfen ausgeſchloſſen. 

„_  n (BDeutfhland, — Zollverein). Heſſen-Darmſiadt erflärt feinen Beitritt 
zum neuen Zollverein. 

13. „ (Preußen). Tie Regierung bat nunmehr aud die Reorganifation ber 
Artillerie als Schluß der Armeereorganifationi weſentlich durchgeführt. 

„» nn Bortugal). Die Neuwahlen zu ben Gortes ergeben eine Berjtärfung 
ber Majorität für das im wejentlichen Liberale Minifterium. 

-  n (Spanien). Entlafjung des Minifteriums Mon. Narvaez bildet ein neues 
Minifterium, das die Cortes aufldst und Neumwahlen anorbnet. 

„» rn (Beru). Beichluß des Congrefjes bezüglich des Streits mit Spanien nad) 
einer Verhandlung von 20 Tagen. 

15. „ (Brantreih und Italien). Abſchluß einer Convention zwifchen Frank: 
rei und Italien. Frankreich verpflichtet fi, Nom binnen zwei Sahren zu 
räumen, Stalien dagegen, feine Hauptitabt nad Florenz zu verlegen. 

„  » »(Deutfhland). Generalverfammlung ber kath. Vereine Deutfchlands in 
Würzburg. 

19. „ (Griedenland). Die Nat.:Verfammlung befehließt in Reviſion ber Ver: 
faffung mit großer Mehrheit die Abfchaffung des Senats. 

„nr (Ber. Staaten) Sieg des Unionsgenerald Sheriban am Opequan im 
Shenandoahthal über den ſüdſtaatlichen General Early. 

20.—22. Sept. (Stalten), Blutige Unruhen in Turin. Das Parlament wird 
auf den 5. Oct. einberufen. 

241. Sept. (Ber. Staaten). Zweiter Sieg Sheribans über Early bei Fishers Hill. 

22. „ (Deutfhland. — Zollverein) Naſſauiſche und württemb. Beauf: 

tragte treffen in München ein. Ein längerer Wiberftand gegen Preußen wird 

als unmöglich erkannt. 
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23. Sept. (Italien). Das Minifterium Minghetti⸗Peruzzi wirb entlaffen unb 
Gen. Famarmora mit Bildimg eines neuen Cabinets betraut. Die Einbe- 
tufung der Kammern wirb auf ben 24. Oct. verfchoben. 

„(Turkei. — Tunis). Die Ordnung wird als wieberhergeftellt betrachtet. 
Die türkiſche und ebenjo bie englifche, franzöſiſche und itafienifche Flotte ver- 
laſſen bie Rhede wieder. | 
24. „ (Deutfchland. — Württemberg). Entlajfung bes Minifteriums Linden; 

Bildung des Minifteriums Varnbüler. 

24.128. Sept. (Schweiz). Beide Räthe ber Bundesverfammlung genehmigen mit 
großen Mehrheiten den KHandelsvertrag mit Frankreich, obgleich bie beftehen- 
ben Rechte ber Kantone bezüglich ber Niederlafjungsverbältnifie durch den⸗ 
felben beeinträchtigt werben. 

26. „ (Deutſchland. — Zollverein). Naffau zeigt feinen Beitritt zum neuen 
Zollverein an. 

» » (Holland), Die I. Kammer fpricht fih in ihrer Antwortsabreffe auf 
die Thronrebe neuerdings für entfchtebene Durchführung der begonnenen Co⸗ 
lonialreform aus, 

„» " (Merico). Die Franzofen ziehen in Matamoros ein. Juarez wenbet 
fih nad Chihuahua. 

26./29. Sept. (Schweiz). Beide Räthe ber Yunbesverfammlung genehmigen ein⸗ 
fiimmig das Verfahren des Bundesrathes in den Genfer Wirren. 

27. Sept. (Deutfh:bänifher Krieg) Ber Militärgouverneur der Alliirten 
in Jütland erläßt gefchärfte Verordnungen, um einen Drud auf Dänemark 
auszuuben und ben längeren Wiberftand ber däniſchen Bevollmächtigten in 
Wien gegen bie überaus mäßigen Forderungen ber Alliitten zu beugen. 

v»  » (Spanien). Die Königin Chriftine kehrt nach Spanien zurüd. 

ea — Zollverein). Eröffnung der neuen Berliner Zoll- 
conferenz. 
„ (Rom). Der Cardinal Generalvicar von Rom ordnet „in biefem erniten 
Augenblid” auf Befehl des Papites einen Bußact an. 

„ » (Dänemark) Verlobung ber Prinzeffin Dagmar mit bem Großfürften 
Thronfolger von Rußland. 

29. „ (Rom). Großartige Demonjtration zu Gunften ber franzöf. ital. Con⸗ 
vention vom 15. Sept. j 

30. „ (Deutſchland. — Zollverein). Dritte Situng ber Berliner Zollconferenz. 
Alle bisher den Zollverein bildenden Staaten, auch Bayern und Württemberg, 
baben nunmehr erflärt bem neuen Zollverein beitreten zu wollen unb find zu 
biefem Behufe auf der Gonferenz vertreten. 

— „ (Greenland). König Georg wird von Defterreich anerkannt. 

— „ (England) Beſuch des Prinzen von Wales am Hofe feines Schwieger: 
vaters in Kopenhagen. 

— „ (Breußen). Zahlreiche Preßproceffe und disciplinariſche Unterfuchungen 

egen Hiberale Richter und Anwälte wegen Betheiligung an ben Wahlen 

—* die Oppoſition mehr und mehr einſchüchtern. 


” 


1. Oct. (Deutſchland. — Zollverein). Eine neue Beſprechung zwiſchen öfterr. 
und preuß. Bevollmächtigten zu Prag führt wieder zu feinem Reſultate. 

„» » (Deutfäland. — Baden). Lie neue liberale Verwaltungsreform tritt 

“ mit biefem Tage ins Leben. 

3. „ (Dänemart) Die Partei der Bauernfreunde bringt in beiden Things bes 
Neichstages einen Abreßentwurf für Wieberherftelung ber urfprünglichen 
Berfafjung von 1849 ein. 

4. „ (Defterreid). Graf Andrafiyg wird als judex curia von Ungarn ent: 
laffen und durch Graf Tördk erfebt. 

v» n (Deutfhland. — Frankfurt). Die Bürger genehmigen in allgemeiner 
Abftimmung bie Gleichftellung der Israeliten und der Lanbbewohner. 
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4. Od. (Frankreich). Die‘ Kaiferin Eugenie befucht auf der Rückehr von Schwal- 
bad) das preußiſche Königspaar in Baden-Baden. Darmſtadt, wo ſich die 
ruſſiſche Kaiferin befindet, wird dabei abfichtlih und auffallend umgangen. 

5% » (Preußen) Borfälle in Glogau. Die öffentlihe Meinung erklärt fich 
bei dieſer Gelegenheit neuerdings laut gegen bie Metlitärgerichtöbarfeit. Die 
Regierung findet jedoch nicht für angemefjen, ber öffentlihen Meinung irgend 
eine Conceſſion zu machen. — 

„ u Deutſchland. — Bayern), Entlaſſung bes bisherigen Miniſters Des 
Auswärtigen und bes Handels, Frhrn. v. Schrend. 

» (Deutiäland. — Baden) Die Wahlen zu ben Ortsichulrätben find 
in Folge ber Einwirkung des Clerus an vielen, meift Tathol. Orten nicht zu 
Stande gelommen. Das Minifterium ordnet neue Wahlen an und verfügt, 
daß, wenn fie wieder nicht zu Stande fommen jollten,: die Ernennungen. 
durch die Megierung erfolgen würden. 

„ (Sriedenland). Preußen hat den König Georg anerkannt. 

„ (Deutfhland. — Bundestag). Defterreih und Preußen verlangen 
von der Bundesverfammlung, daß ben Givilcommifjären in Holjtein eröffnet 
werde, der geichehene Abſchluß von Telegraphenverträgen mit Hamburg und 
Lübeck ſei eine Ueberſchreitung ihrer bloß adiminiftrativen Befugniffe, welche 
eine formelle Ungültigkeit implicire, 

„ (Spanten). Admiral Pinzon wird aus ben Gewäffern von Peru abbe: 
rufen und durch Abmiral Pareja erfebt, ber neue Inſtructionen, eine Art 
Ultimatum an Peru, erhält. 

„EFrankreich). Großer Wechfel in den Gefanbtjchaftspoften. BVenedetti 
wird zum Gefandten in Berlin ernannt. 

10. „ (Italien). Toaftrede des Marcheſe Pepoli, eines ber beiden Unterzeichner 
der Convention vom 15. Sept. im Namen Staliens, in Malland. 

„» - (England, — Canada). Ein Congreß von NRegierungsmitgliedern ber _ 
verichiedenen Colonien Englands in Nordamerika verftändigt fi) in Quebec 
einmüthig über bie Errichtung einer Föderation nad) Art der Ver, Staaten. 

11. „ Deutſchland. — Nafjau). Die Regierung genehmigt troß eines aus: 
brüdlichen - Befchlufies des Yandtags den Berfauf des Kloſters Marienftabt 
an eine geiftl. Corporation. 

12. „ (Deutihland, — Zollverein). Unterzeihnung des Vertrags, burch wel: 
hen Bayern, Württemberg, Helen» Darmftadt und Naffau dem neuen Zoll: 
verein auf Grundlage des franzöſ. Hanbelsvertrages unb bevor mit Oeſterreich 
über Erneuerung bes Februarvertrags ein Abkommen getroffen wäre, beitreten. 

„» . (Zürlei. — Tunis) Die Aufftändifchen werden von ben Truppen bes 

Bey bei Gala Shira geſchlagen. 

15. „ (Brafilien). Bermählung ber Prinzefjin Iſabelle mit dem Grafen v. Eu. 

16. „ (Defterreid). Inſurrectionsverſuch in Friaul. 

R | Hland). DBerfammlung des 36er Ausfchuffes in Weimar, Bes 

üffe. 

.„  n (Schweiz). Die Partei ber Independenten in Genf behauptet bei ber 
Wahl eines Mitgliedes bes Nationalraths das errungene Webergewicht über 
bie Radicalen. 

18. „ (Deutihland. — Kurheffen). Die Ständeverfammlung befchließt faft 
einftimmig, in bie Berathung des Budgets einzutreten und verwirft ben An: 
trag auf eine eventuelle Verweigerung bes Budgetabſchluſſes. 

»  „ (Ber. Staaten). Sieg des Bunbesgenerals Sheridan bei Strasburg in 
Shenanboahthale über den Sübbundsgeneral Longftreet. = 

„»  n. (Rom). Ber Papſt verlangt in einem Schreiben an ben Kaiſer Dear 
als Grundlagen für ein Concorbat mit Merico den Ausſchluß aller andern 
Eulte neben dem Fatholifchen und bie Reitung des geſammien, böhern jowohl 
als niebern, Unterrichts durch die Organe ber Kirche. 

19. „ (England, — Canada). Raubzug confüberirter Freibeuter nach St. Albans 
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im Gebiete ber Berein. Staaten. Große Erbitterung in ben Norbftaaten 
gegen Canda und ‚gegen England. 


. Oct. (Griedenland). Der König richtet an bie Nat.:Verfammlung eine ka⸗ 


tegorifche Botſchaft, durch welche dem Abſchluß ber Verhandlungen über 

. bie Berfaffung ein Termin gefeht und bie Greirung eines Staatsraths ftatt 
bes aufgehobenen Senats gefordert wird, wibrigenfall® ber König fich bie 
Freiheit feiner Action vorbehält. 

» (Italien). Einleitungen zu einer fehr wefentlichen Rebuction ber Armee 
und ber flotte. . 

„ (Sriehenland). In Folge ber fol. Botſchaft v. 19. d. M. befchleunigt 
bie Nat.-Verſammlung ihre Verfaffungsarbeiten und genehmigt bie geforderte 
Einfeßung eines Staatsrathe mit 136 gegen 124 Stimmen. 

„ (Defterreih). Ein kaiſerl. Decret beruft nur ben weiteren Reichsrath auf ben 
12. Nov. ein. — Ernennung zahlreicher neuer Comitatsvorftände für Ungarn. 

„ (Deutfchland. — Lauenburg). Der feubale Landtag erflärt fih mit 14 
gegen 4 Stimmen für einen Anſchluß an Preußen unter Bedingungen und 
wählt eine Deputation nad Berlin. 

„ (Ber. Staaten). Das Volk bes Staates Maryland nimmt in der Urab- 
fliimmung bie neue Staatsverfaffung an, welche bie Sclaverei unbedingt und 
obne Entfhädigung für bie Eigenthümer abjchafft. 

» (Deutjhland). Der Ausſchuß des großbeutfchen Reformvereins befchließt 
bei der Lage der Dinge in Deutfchland auf eine Generalverfammlung des 
Vereins gänzlich zu verzichten und erläßt deßhalb eine Anſprache an bie 
Mitglieder bes Vereine. 

» (Italien). Zufammentritt des Parlaments. Das Minifterium legt dem⸗ 
jelben einen Gejetesentwurf für bie Verlegung ber Hauptftadt nach Florenz 
por. Mittheilung ber Convention mit Frankreich vom 15. Sept, und ber 
biplomatifchen Correfpondenz darüber. 

» (Dänemark). Das Folfething des Reichstages verwirft mit 44 gegen 
44 Stimmen bie von ber Partei der Bauernfreunbe vorgefchlagene Adreſſe, 
in der bie Wieberheritellung der Berfajfung von 1849 betont wird. 

„ (Deutfhland. — Hamburg). Die Bürgerſchaft fügt ſich endlich dem 
Willen des Senats bezüglich ber Bürgerrechtserwerbung und genehmigt bie 
drei Gejete über Staatsangehörigfeit und Bürgerrecht, über Gewerbefreiheit 
und über Entihäbigung wegen Aufhebung ber Realrechte. 

„(Deſterreich). Entlaffung bes Grafen Rechberg als Minifter bes Aus: 
wärtigen. Er wird durch ben FML. Grafen Mensborff- Pouiliy erjekt. 

„» (BDeutfihland. — Kurhefien). Die Stänbeverfammlung beſchließt ein= 

ſtimmig die Nieberfegung eines Ausihuffes, um wegen ber totalen Geſetz⸗ 
gebungsftodung geeignete Vorſchläge einzubringen. 

„ (Srankreih). Beſuch des Kaifers Napoleon bei den ruſſiſchen Majeftäten 
in Nizza. Kalte Begegnung. 


. „enutſch⸗daͤniſcher Krieg). Friedensſchluß zwifchen Defterreich » Preußen 


und Dänemark zu Wien: Die Herzogthümer werben durch ‚benfelben an 
Oefterreich und Preußen abgetreten und die Kriegsfoften ausſchließlich auf bie 
Herzogthümer gemwälzt, die überbieß auch noch einen für Dänemark fehr 
günftig berecjneten Theil der dänifhen Staatsfhuld zu übernehmen haben. 

n (Deutfhland. — Baden). Durchführung des neuen Schulaufſichts⸗ 
geſetzes. In 95 kath. Gemeinden, die beharrlich nicht wählten, muß die 
Regierung die Ernennung ber neuen Schulaufſichtsbehörden treffen. 

» (England). Die Yerienreden ber Minifter, wie diejenigen ber hervor⸗ 
ragendſten Fuͤhrer beider Parteien ſprechen ſich übereinſtimmenb für die Po⸗ 
litik der Nicht⸗Einmiſchung, wo bie Intereſſen des Landes nicht directe bes 
rührt ſeien, aus. 
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1. Rov. (Deutfhland). Die Generalverſammlung bes Nationalvereins befchlieht, 
die Frage einer deutichen Centralgewalt (Oberhauptsfrage) dem Entſcheid des 
Parlaments vorzubehalten und fpricht fich für einen bloß maritimen Anſchluß 
der Herzogthümer an Treußen aus, 

» » Beutihland — Bayern). Conflict zwifchen dem Kultusminiiter und 
dem Bilchof von Speyer. 

»  » (England) anerkennt das neue Kaiſerthum Merico. 

„ n (Spanien) anerkennt das neue Kaifertbum Merico. 

2. „ Deutfchland. — Naflau). Der Landtag wird vom Herzog „wegen ber 
von ihm angenommenen Haltung“ aufgelöst und Nenmwahlen angeordnet. 
Die Fortſchritispartei hält zahlreiche Berfammlungen zu Beiprechung der Wahlen, 
aber außer Landes auf preußiihem und darmſtädtiſchem Gebiete; der gou- 
vernementalen und clericalen Bartei find dagegen Wahlverfammlungen geftattet. 

4. „ (Stalten). Der Finanzminifter Sella legt dem Parlament die verzweifelte 
Tinanzlage bes Landes dar und verlangt bie Genehmigung einer Reihe ſchwerer 
Steuererhöhungen fo wie die Vorausbezahlung ber Grundſteuer für 1865, 
um dem brohenden Staatsbanferott zu entgehen. 

7. — 19. Nov. (Italien). Debatten der Deputirtenfammer über die Verlegung ber 
Hauptftadt nah Florenz. Der Vorſchlag wird fchlieglih mit 317 gegen 70 
Stimmen angenommen. Die Erflärungen ber Minifter wie Die Reden ber 
Deputirten beweijen übereinftimmend, daß Stalien dur die Annahme: ber 
Gonvention v. 15. Sept. Teineswegs auf Rom verzichtet. 

7. Nov. (Ber. Staaten). Eröffnung des Congreffes des Südbundes in Richmond. 
Botſchaft des Präfidenten Sefferfon Davis. Der Congreß lehnt die vorge: 
Tchlagene Bewaffnung der Neger ab. 2 

8. — Ein kaiſ. Ukas hebt den größten Theil der kath. Klöſter in 

olen auf. 
; — Staaten). Lincoln wird mit 213 von 234 Stimmen neuerdings 
auf 4 Kahre zum Präfidenten der Union gewählt. Vollſtändige Niederlage 
ber democratifchen Partei. Drei Viertheile bes neuen Repräfentantenhaufes 
und bie weit überwiegende Mehrheit des neuen Senates gehören ber republi- 
caniſchen Partei an. 
„ Fürkei. — Donaufürftenthümer). Die Generalratbswahlen find 
vollſtändig im Sinne der Regierung ausgefallen. u 

9. „ (Defterreih). Der Finanzminifter fehreibt ein Steueranlehen von 25 Mil. 
zu ſehr drüdenden Bedingungen für den Staat aus. 

9/41. Nov. (Dänemark). Das Volfsthing des Reichsrathes genehmigt ben Wiener 
Friedensvertrag mit 70 gegen 21 Stimmen, das Landsthing mit 55 gegen 
4 Stimmen. 

11. Nov. (Defterreid). Die Regierung verkündet ben Kriegszuftand gegen ben 
italienifchen Aufitandsverfuh in Friaul und bietet zur Verfolgung der Inſur⸗ 
genien freiwillige Schüten aus Tyrol auf. 

12/114. Nov. (Deutſch-däniſcher Krieg). Auswechslung ber KRatificationen bes 
Wiener Friedens zwifchen Dänemark, Preußen und ‚Oefterreich. 

12. Nov. (Griechenland). Eine kgl. Botſchaft verlangt von ber Nationalver- 
fanmlung die Modification von zwei Beſtimmungen ber neuen Berfaifung. 
Die Verſammlung entjpriht den Wünſchen bes Königs nur bezüglich bes 
einen, minder wichtigen Punftes. 

„»  r (Ber. Staaten). Der Unionsgeneral Sherman beginnt mit feiner Armee 
von Atlanta aus feinen Zug durch Georgien. 

13. „ (Deutfhland — Schleſswig-Holſtein). Die dflerr. Truppen bes 

innen ihren Rückmarſch aus ben Herzogthümern, bie preußifchen Truppen 
5* langſam nach. 

14 „ Deſterreich). Eröffnung bes Reichsraths. Thronrede bes Kaiſers. Die 

Öffentliche Meinung fpricht fich jehr unbefriebigt über biefelbe aus. 
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14. Rov. (Peru). In Folge der Streitigfeiten zwilchen Spanien und Peru tritt 
in Lima ein Congreß von Bevollmächtigten ber verfchiedenen ſüdamerikaniſchen 
Staaten zufammen unter dem Vorſitze Perus. 

„ (Schweiz). Die Partei ber Independenten in Genf behauptet in den 
Großrathswahlen ihr Bisheriges Nebergemwicht. ' 

16. „ (Stalien). Die Regierung erklärt fich offiziell gegen den Inſurrections⸗ 
verjuch e Friaul; ihre Truppen zeriprengen eine zahlreiche Banbe, die dahin 
ziehen will. 

417. „ (Stalien). Der Zinanzminifter erflärt, daß bis zum 25. d. M. von ber 
Deputirtenkammer finanzielle Vorkehrungen getroffen fein müßten, weil fonft bie 
Staatsmafchine nicht fortarbeiten könnte. 

19. „ (Deutihland. — Medlenburg) Der Landtag lehnt einen Antrag 
auf Beitritt zum Zollverein ab, ohne nur die Motivirung hören zu wollen. 

20. „ (Deutihland). Lebhafte Unterhandlungen zwiſchen Oeſterreich und Preußen 
über Beendigung der Bundeserecution in Holftein und Lauenburg. Preußen 
verlangt bie vollfländige Räumung berfelben durch die Bundestruppen, Defter- 
reich Dagegen wäre geneigt, bem Bunde eine Mitbefegung bis zum Austrage 
der Erbfolgefrage zuzugeſtehen. 

21. „ (Italien). Die Deputirtenkammer nimmt bie Finanzvorlagen Sella's mit 
457 gegen 77 Stimmen an. ' 

22. „ (Deiterreih). Das Herrenhaus bejchließt eine Antwortsadreffe, die le: 
diglich ein Wiederhall der Thronrebe ift. 

23. „ (Stalien). Der Zuftizminifter legt dem Parlament nad Zurüdziehung 
bes früheren Gejeßesentwurfs einen neuen behufs Aufhebung aller Klöfter, 
Einziehung aller geiftlihen Güter und Befoldung bes gejammten Elerus burd) 
ben Staat vor. 

"u » (Spanien). Die Corteswahlen find überwiegend zu Gunjten des Mini» 
fterinms Narvaez ausgefallen. | 

v„.» (Deutfädland. — Medlenburg). Die KRitterfchaft entſchließt fi der 
öffentlichen Meinung gegenüber, die härteften Beftimmungen bes jog. Prügel: 
gejebes etwas zu mildern; bie Landfchaft (Städte) erflärt fich neuerdings 
gegen das Geſetz überhaupt. | 

„  „ (Griehenland). Die Oppofition erflärt unter Proteften ihren Austritt 
aus der Nat.-Verfammlung. 

24. „ (Preußen). Nachdem die öfterreichifchen Truppen SHolftein bereits voll- 
Ständig geräumt haben; erhalten die preuß. Truppen Contreordre. Von ben 
bereits abgezogenen preuß. Truppen erhält bie 13. Divifion Befehl, fich bei 
Minden (Drohung gegen Hannover), die 6. Divifion, ſich bei Berlin (Droh⸗ 
ung gegen Sachen) zu concentriren, 

»  » (Breußen). Tie Stabverorbnetenwahlen find faft in allen Städten ber 
Monarchie im Sinne ber liberalen Oppofition ausgefallen; ebenfo auch eine 
Reihe von Erſatzwahlen zum Abgeorönetenhaufe. 

„» » GBefterreid). Die Regierung erklärt auf gejchehene Interpellation, daß 

fie vorerft nicht Die Abficht habe, dem Reichsrath ein Minifterverantwortlich 

a vorzulegen. 

„CBðeutſchland. — Kurheſſen). Die Ständeverfammlung befchließt in ge- 

heimer Sitzung einftimmig, dem Kurfürften in einer Adreſſe die nach allen 

Seiten ber Gejeßgebung troftlofe Lage bes Landes darzulegen. Der Kurfürft 

veriveigert die perjönliche Entgegennahme ber Abrefje. 

(Stalien). Der Senat nimmt die Finanzvorlagen Sella’s mit 108 gegen 

27 Stimmen an. 

25, „ (Defterreid). Die Regierung erklärt, daß fie über die Verhängung bes 
Belagerungszuftanbes in Galizien nur aus freiem Willen Auskunft ertheilen 
werbe, aber feine verfaflungsmäßige Verpflichtung dazu anerfenne. 

„ n Deutihland. — Baden). Das erzbiichöflihe Orbinariat in Freiburg 
unterjogt dem Elerus alle Beziehungen zu ben neuen Ortsihulbehörben. 
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235. Nov. (Dänemark). Das Landsthing des Reichsrathes Tpricht fich Fir das Fort⸗ 
beitehen bes Reichsrathes neben dem däniſchen Reichstage aus. 

„» „n (Beru). Der peruanijche Congreß verlangt durch eine Deputation vom 
Nräfidenten Rezet, daß er die Spanier durch die im Hafen von Callao liegende 
peruaniſche Flotte angreifen laſſe oder feine Würbe niederlege. Der Bräfibent 
verfpricht bieß bis zum 28. Nov., gebt fofort nah Callao und läßt durch 
einen Kriegsrath erklären, daß die peruanifche Flotte außer Stande fei, ſich 
mit ber ſpaniſchen zu mefjen. 

26. „ (Deutfh:bänifher Krieg). Jütland ift von ben Alliirten wieber voll- 
fländig geräumt. 

„ (Breußen) Die preuß. Preſſe erhebt hohenzollern’fche Erbanfprüche auf 
bie Herzogthümer Schleswig und Holitein. 

%6. „ (Deutfhland. — Bayern). Die vom Bilhof von Speyer eigen: 
eiloh errichtete theologijche Lehranftalt wird von ber Regierung polizeilich 
gejchloffen. 

27. „ (Deutihlandb). Preußifhe Truppen, die auf dem Rüdzuge aus Schles- 
wig bereit8 in Hamburg angefonmen waren, fehren wieder um und nad 
Altona zurüd. 

„» nn (Deutjdland). In Folge einer Verftändigung zwiſchen Defterreih und 
Preußen einerfeits, Hannover und Sachen anderjeits rüden 1 Bataillon Han⸗ 
noveraner und 2 Compagnien Sachen momentan wieber in Rendsburg ein, 

38 „ (Deutfhland). Der Bundesgeneral Hade in Holftein meldet ber Bundes⸗ 
verfammlung telegraphiſch, daß bie Preußen die Etappenftraßen beſetzten unb 
fih um Altona concentrirten; er verlangt deßhalb Verhaltungsbefeble. 

„ Rußland). Ein Laiferlicher Ukas hebt bie Leibeigenfchaft auch in Trans⸗ 
kaukaſien auf. 

„ (Bern). Der ſüdamerikaniſche Congreß in Lima erklärt, in Folge der Er- 
flärung des peruanifchen Kriegsraths vom 25. d. M., bem — Con⸗ 
greß, daß, wenn Peru die Spanier angreife, es auf eine Unterſtützung der 
übrigen jübamerifanijchen Staaten nicht rechnen bürfe, 

29. „ (Deutfhland). Preußen verlangt von Hannover und Sachen die Räu- 
mung ber Herzogthümer durch bie YBundestruppen ohne Bundesbeſchluß und 
als einfache Folge ber YBunbeserecutionsorduung. Hannover gibt alsbald 
nad, Sachſen weigert fich dagegen ohne Bundesbeſchluß feine Truppen zus 
rüdzurufen und fett ben Drohungen Preußens bie jofortige Einberufung aller 
Beurlaubten unter die Fahne und anderweitige Kriegsvorbereitungen entgegen. 

Preußen und Dejfterreich Tegen der Bundesverfammlung ben 
Friedensvertrag mit Dänemark vor, Preußen erklärt, daß es die Erecution 
in Holftein für beenbigt anſehe und zu einer Erledigung ber Crbfolgefrage 
die Hand nicht bieten werde, jo lange bie Bunbestruppen Holftein nicht ge= 
räumt hätten. Sachſen verlangt einen Bundesbeſchluß, ob die Erecution 
als erledigt zu betrachten fei. Auf den Antrag Bayerns beichließt die Bunbess 
verfammlung mit 8 gegen 7 Stimmen, bem Bundesgeneral Hade in Holitein 
die Inſtruktion zu ertheilen, daß er vorerft bie von ihn bejegten Stellungen 
inme behalten folle. 

„ (Dänemark). Der König tritt eine Rundreiſe in bem joeben von ben 
Alliirten wieder geräumten Jütland an. 

29, Oct. bis 6. Dec. (Defterreih). Das Abg.-Haus unterzieht die Politit der 
Regierung und die Lage des Landes in fechstägiger Debatte über die Autworts⸗ 
abrefje einer ebenjo einläklichen als freimüthigen Kritif und genehmigt ſchließ⸗ 
li den Entwurf feines Ausfchuffes mit großer Mehrheit gegen etwa 40 St. 

29, Oct. bis 9. Dec. (Italien). Senatsbebatte über die Verlegung ber Haupt⸗ 
ſtadt. Der Senat tritt ſchließlich dem Antrage der Regierung mit 134 gegen 
37 Stimmen bei. 
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1. Dec. (Deutſchland. — Bundestag). Oeſterreich und Preußen Bringen 


= 


z 


O 


0 


bau 


ae 


ben gemeinjamen Antrag ein, bie Bunbeserection in Holjtein als beendigt zu 

erfläten. Bayerns Antrag, benjelben an bie Ausſchüſſe zu verweilen, wird 
von der Mehrheit abgelehnt und vielmehr beſchloſſen, jchon in den nächſten 

Tagen zur Abfjtimmung zu jchreiten. 

Hanno ver befieblt, ohne einen Bunbesbeihluß abzuwarten, daß ſämmt⸗ 
liche disponible Waggons der hannov. Eiſenbahn bis zum 6. d. M. nach 
Harburg geſchafft werden ſollen, um die hannoverſchen Bundestruppen aus 
Holſtein nach Hauſe zu führen. 

Beginn der Unterhandlungen zwiſchen Preußen und Frankreich über Mo- 
dificirung des Handelsvertrages. 

„Oeſterreich). Der Belagerungszuſtand in Friaul wird wieder aufge: 
hoben. Die zablreihen Gefangenen werben dem Kriegsgerichte überwiefen ; 
die Hauptanführer find nah Stalien entkommen. 

„ (Defterreid). Eine öfterr. Circulardepefhe an die deutſchen Regierungen 
erflärt, das Aufhören der Mitbeſetzung Holfteins durch Bundestruppen beein: 
trächtige nicht die Geltung bed vollen Rechtes des Bundes auf competenz= 
mäßige Entiheidung in ber Erbfolgefrage und räth Bayern und Sachſen 
bringend ab, in ben bevorehenden Bundesbeſchluß irgend einen Vorbehalt 
bezüglich des Rechtes auf weitere Beſetzung Holfteins dur) Bundestruppen 
bringen zu wollen. . 

„ (Deutiäland. — Kurheflen). Der Kurfürft antwortet ber Stände: 

verſammlung jehr ungnädig auf ihre Adreſſe v. 24. v. M., die er als einen 

Eingriff in Feine Nechte betrachtet. Der Stadtrat und ber Bürgeraͤusſchuß 

ber Reſidenz votiren dagegen ber Ständeverſammlung einſtimmig eine Dan: 

und Bertrauensadreffe und eine Reihe anderer Städte des Landes jchliekt 
fih der Refidenz an. 

Deutihland. — Kauenburg) Ein preußijches Garberegiment beſetzt 
bas Herzogtbun Lauenburg. 

(Deutihland. — Holjtein). Conflict zwijchen ben Bundescommiffären 
und ber von ihnen eingejeßten herzoglichen Landesregierung über Abführung 
bolfteinifcher Caſſenüberſchüſſe an die Regierungen von Sachſen u. Hannover. 

(Deutihland. — Bayern). dv. d. Pfordten wird wieder zum Minifter 
des Auswärtigen, Frhr. v. Schrend wieber zum Bundestagsgejandten ernannt. 
„ (BDeutfhland. — Bundestag). Die Bunbesverfammlung fügt fi mit 

9 gegen 6 Stimmen dem öfterr.zpreuß. Antrag und erflärt die Bundeserefu- 

tion in Holftein für beendigt. Votum Sachſens und Bayerns. 

„ (Befterreih) ſchlägt Preußen vor, ben Herzog von Auguftenburg provifo- 
riſch an die Spike der Herzogthümer zu ftellen und die übrigen Erbanfprecher 
an ein Aufträgalgericht zu weifen. 

„ (Deutfchland, — Sachſen) entläßt die am 29. v. M. aufgebotenen Trup- 

pen wieber und befiehlt dem Gen. Hade und dem Civilcommiſſär v. Könne- 

riß, Holftein zu räumen. 

(Deutfchland. — Holftein). Die hannoverſchen Bundestruppen beginnen 
Holftein zu räumen. — Die Bundescommifjäre übergeben Holftein und Lauen⸗ 
burg den öfterr.:preuß. Civilcommiſſären. Diefe verlangen von allen Beam⸗ 
teten eine Anerfennungs: und Gehorjämserkflärung. 

„ (Breußen). Der König zieht an ber Spike der aus Echleswig-Holftein 
zurüdgefehrten Truppen in 2erlin ein. Rede bes Oberbürgermeifters von 
Berlin. Die ganze Stadt illuminirt zur Feier bes Tages. Die Stabtver: 
orbnetenverfammlung ſcheint aus ihrer fchmollenden Stellung zum Königlichen 
Haufe heraustreten zu wollen. Der König ſpricht in einem Armeebefehl feine 
— darüber aus, daß ſich die von ihm gegebene Armee-Reorganiſation 
ewährt habe. 

(Italien). Der Kronprinz Humbert wird zum Commandanten ber Mi: 
litärdivifion von Neapel ernannt und nimmt feinen Wohnſitz bafelbt. 
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8. Dec. (Rußland) macht ein neues Lotterieanlehen von 100 MU. SR. Be 
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denklicher Zuſtand der Valuta und der Staatsfinanzen. 

CGCurkei. — Donaufuürſtenthümer). Die Wahlen zur neuen Nat. 
Verſammlung fallen nach den Wünjchen des Fürften Couza aus; die Partel 
der Bojaren fieht fich von berjelben gänzlich ausgefchloffen. 

„ (Rom). Der Papft richtet eine Encyclica am jämmtliche Biſchöfe ber kath. 
Chriftenheit gegen die „moderne Givilifation” und verdammt 80 beftimmte 
Site als Lehrmeinungen oder Ausflüfje berfelben. 

„» (Deutfäland. — Holftein). Auch die ſächſiſchen Bundestruppen be- 
ginnen ihren Rüdzug aus Holftein und zwar mit Vermeibung bes preußifchen 
Gebietes über Kafjel, Koburg und Hof. 

„ (Stalten). Der Senat genehmigt bie Verlegung der Hauptftabt nach Flo: 

ir 134 gegen 47 Stimmen. 

„ (Ber. Staaten). Präfident Lincoln erflärt fich in feiner Botſchaft an den 
Congreß Für energifche Fortfeßung bes Krieges bis zum endlichen Siege über 
bie Conföderation der Sübftaaten und empfiehlt bemfelben neuerdings das Amen- 
bement zur Sonftitution, das die Abſchaffung ber Sclaverei in fämmtliden 
Staaten ber Union bezwedt. | 

„ (Stalien). Der Senat votirt ben Gefetesentwurf bezüglich Entſchädigung 
von Turin und Verlegung bes Gaffationshofes von Mailand nah Turin. 

„ (Deutihland — Holftein). Die Univerfität Kiel remonftrirt gegen 
bie von ben öfterr.:preuß. Givilcommifjären geforderte Gehorfamteit-Erflärung 
und wahrt die Erbrechte des Auguftenburgers. Die Civilcommifjäre räumen 
das Zugeſtändniß ein. 

„C(Deutſchland. — Holſtein). Das Poſtweſen und die Telegraphenverwal⸗ 
tung werden von den Civilcommiſſären aus dem bisherigen Geſchäftskreiſe 
der Landesregierung ausgeſchieden und unter preußiſche Chefs geſtellt. 

„ (Stalien). Der König unterzeichnet das Geſetz zu Verlegung ber Haupt⸗ 
ftadt nah Florenz. Won diefem Tage an beginnt die mit Frankreich durch 
die Convention v. 15. Sept. ftipulirte zweijährige Frift zur Räumung Roms 
durch bie Franzoſen. 

„ (Breußen). Eine Depefhe Bismarcks an Defterreich erflärt, daß Preußen 
eine Entjcheibung ber fchleswig-holfteinifchen Erbfolgefrage ablehne, bevor jeine 
zufünftige Stellung in den Herzogthümern feſtgeſtellt fei und regt bei Oefter: 
ch die Annerion der Herzogthümer an Preußen an. 

„ (Breußen) erklärt in einer Depeſche an die in ber Bundesverfammlung v. 
5. d. M. in der Minderheit gebliebenen Regierungen, befonders an Sachſen 
und Bayern, daß es ſich einen Mehrheitsbeſchluſſe über die Competenz bes 
Bunbes hinaus nicht unterzogen hätte und nie unterziehen werbe, 

„ (Defterreih). Das Abg.-Haus genehmigt die Fortbauer der Steuer: 
erhöhungen ftatt auf 6, wie die Regierung gefordert hatte, nur auf 3 Monate, 
gibt dagegen in ber Rogawski'ſchen Frage ber Regierung principiell nad). 

„ (Ber. Staaten). Der Unionsgeneral Sherman ift auf feiner Zuge von 
Atlanta durch ganz Georgien bei Savannah angelangt, nimmt das Fort 
malifter und bietet ber Unionsflotte die Hand. 

„ (BDentichland. — Zollverein). Webereinkunft zwifchen Preußen und Franf- 
reich über bie im Hanbelsvertrag anzubringenden Modificationen. Die von 
Defterreih und den ihm- früher näher verbündeten Zollvereinsflaaten gefor: 
berte Modification des Att. 31 befindet ſich nicht darunter. 

„ (&ranfreih. — Algier). Beendigung ber Operationen gegen die auf- 
ftänbifchen Araber im Süden. General Juſſuf fehrt nah Algier zuräd, 

« (Stalien). Die Deputirtenfammer verlängert das ſog. Brigantengefe 
neuerdings bis Ende des J. 1865. 

„ Deutfhland. — Zollderein). Preußen nimmt nunmehr bie Unter: 
banblungen mit Defterreich bezüglich ben Abſchluß eines Handelsvertrages 
zwijchen Defterreich und dem Zollverein wieder auf. 
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415 Dec. (Deſter reich). Der Finanzausſchuß bes Abg.-Haufes ftellt daS Gebahrungs- 
deficit für 1865 vorläufig auf 224 Mill. feſt und bejchließt, das Budget müſſe 
wenigftens um biefe Summe durch Erfparungen herabgejegt werden. 

45. u. 16. Dec. (Ber. Staaten). Der Unionsgeneral Thomas ſchlägt den in 
Teneffee eingefallenen General Hood und zwingt ihn unter großen Verluſten 
zum Rückzuge. 

17. „ (Italien). Die Deputirtenfammer genehmigt das proviforiihe Budget 
für 1865 nad) dem Verlangen ber Regierung, die ihrerfeits für das definitive 
Budget eine Erfparniß von 60 Mill. im Heerweſen verjpricht. 

18. „ (Deutihland. — Bayern) weist die Anjhuldigungen und Drohungen 
ber preuß. Depefche v. 13. d. M. nachdrücklich zurüd. 

„» » Kürtei. — Donaunfürftentbämer) Gröffnung beider Kammern. 
Thronrede des Fürften Couza. 

19. „ (Italien). Der Caffationshof von Neapel weist das Geſuch der zum 
Tode verurtheilten Briganten Brüder La Gala (Aunis-Angelegenheit) ab. 
Der König begnadigt diejelben. 

21. „ (Deiterreih). Seſterreich beharrt in feinen Antivorten auf die preußifche 
Depeiche v. 13. db. M. auf feinem Vorfchlage bezüglich der ſchleswig-holſtein⸗ 
ſchen Erbfolgefrage und weist bie Forderung einer Annerion ber Herzogtbümer 
an Preußen ab, außer wenn Oeſterreich dajür bezüglich feines deutfchen Ge: 
bietes ein Nequivalent erbielte. 

„. » Beutfhland. — Raſſau). Landtagswahlen zur II. Kammer. Die Op: 
pofition erringt wieberum bie Majorität. 

» (Stalien). Die Regierung genehmigt die Statuten einer Actiengeſellſchaft 
behufs Verfaufs der Staatsbomänen. Die Gejellicyaft bezahlt dem Staat 
fofort 50 Mil. Fr. und bald darauf weitere 150 Weil. Vorſchüſſe. 

„ (Dänemarf). Beide Thinge bes Reichsraths verftändigen fich über einige 
Mobdificationen der Verfafjung vom 18. Nov. 1863 nad) den Forderungen ber 


n 
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u (Ber. taaten). Der Unionsgeneral Sherman beſetzt Savannah in Georgien. 

» (Mexico). Kaifer Marimilian ſchlägt dem Nuntius den Abjchluß eines 
Concordats mit dem päpftlichen Stuhle auf wefentlich liberalen Grundlagen vor. 

22. „ (Spanien) Gröffnung ber Cortes. Thronrede ber Königin. 

(Preußen). Die Stadtverorbnnetenverfammlung von Berlin lehnt ben An⸗ 
trag, ihren Beſchluß v. 18. Juni 1863 wieber aufzuheben, mit 54 gegen 

26 Stimmen ab. 

„ (Stalien). Ein königl. Decret erklärt die Säcularifation ber Klöſter, Se- 
minare unb anderer für die Staatsverwaltung nöthiger Gebäude in Florenz 
als durch das öffentliche Wohl geboten. Zwölf ber größten Klöſter von lo: 
venz werben in Folge des Decretes aufgehoben. 

„ » &reußen). Urtheil bes Staatsgerichtshofes in Berlin im großen Polen: 
proceſſe. Derfelbe entfpricht weder den Anträgen der Staatsanwaltichaft noch 
ben großartigen Zurichtungen und ber fangen Dauer ber Verhandlungen. 
Der größere Theil ber Angeklagten bat jchon während ber Verhandlungen vom 
Gerichtshof in Freiheit geſetzt werben müſſen. 

24, „ (Stalien) Kardinal Andres madht dem Kronprinzen Humbert in Neapel 

—— Dans und nimmt offen eine oppofitionelle Stellung gegen bie römiſche 
olttif an, 


n 


—— (Brantzeig). Ein kaiſerl. Decret ernennt ben Prinzen Napoleon zum 
M gie und Vicepräfidenten bes geh. Rates. 
„„Geutſchland. — Württemberg). Eine königl. Verordnung hebt bie in 


Folge ber Bundesbeſchlüſſe erlafjenen Verordnungen von 1855 und 1856 be- 
züglich des Vereins: und Preßweſens wieder auf. 
25. „ (Deutjhland. — Sadjen) weist die Anſchuldigungen und Drohungen 
ber preuß. Depeche v. 13. d. M. nicht weniger nachdrücklich als Bayern zurüd. 
rn (Ber. Staaten). Mißlungener Berfuch- einer großen nordſtaatlichen Er⸗ 


® 


27. 


28, 


30. 
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pebition unter Abmiral Porter und General. Butler gegen Wilmington in 


Nord⸗Carolina. 


. Dec. (Rom). Der Papſt verleiht den geweihten Hut und Degen diesmal nicht 


einem kath. Fürſten, ſondern ſeiner Armee. 

(O eſterreich). Der Staatsminiſter theilt dem Herrenhauſe mit, daß ber 
Kaiſer ſeine Antwortsadreſſe ‚wohlgefällig“ zur Kenntniß genommen habe. 

exieo). Kaiſer Marimilian anerkennt im Weſentlichen bie von der 

republikaniſchen Regierung vollzogenen Verkäufe von Kirchengütern. 

(Oe ſt err eich). Der Kaiſer lehnt die Entgegennahme der Scheel⸗Pleſſen⸗ 
ſchen Adreſſe aus Holſtein (für Annerion an Preußen) ab. 

(Deutfhland — Württemberg). Wieberzufammentritt bes Land⸗ 
tags. Der Abg. Feber je) auf Einführung des allgemeinen Wehrſyſtems 


an und bie II. Kammer be 
des Antrags. 


chließt mit 58 gegen 22 Stimmen bie Drudlegung 


(Deutfhland. — Naffau). Auch die Wahlen ber Großgrundbefiger 
und der Höchftbefteuerten zur I. Kammer fallen in ber Mehrheit wieber gegen 


bie Regierung aus. 


„ (Deutihland. — Holſtein). Die ſämmtlichen größeren Blätter bes Landes 
und eine lange Reihe von Verſammlungen baben fich energifch gegen bie 


Scheel⸗Pleſſenſche Adreſſe ausgeiprohen. — Der Jahrestag ber An 


nft des 


Herzogs Friedrich wirb faft überall im Lande von ber Bevölkerung feftlich 


begangen. 


„ (Deutfhland. — Naffau). Die Regierung verbietet die heffifche Landes⸗ 
zeitung und das Naffauer Bürgerblatt und verwarnt bie Köln. Zeitung und 


bas Franff. Journal. 


(Preußen). Differenzen mit dem Domkapitel von Köln. Der Regierungs- 
commiljär erflärt, daß bie Negierung ſämmtliche von ber Mehrheit des Dom- 
capitels für ben erzbifchöflichen Stuhl vorgeichlagene fünf Candibaten ablehne, 

(Rom). Eorrefpondenz zwiſchen dem franz. General Montebello und dem 
päpftil. Profriegsminifter Merode: ber franz. General erflärt ſich bereit, bas 
päpftlihe Offizterscorpe am Neujahretag zu empfangen, Merode lehnt die 
Einladung in verlegender Weile ab. 

» (Schweiz) Das eidg. Affifengericht in Genf ſpricht fämmtlihe ber Ur: 
heberichaft des blutigen Eonflictes vom 22. Aug. Angeflagte frei. 
» (Spanien). Ein Kriegsrath von Generalen zieht bie Frage ber Auf: 

gebung St. Domingo’s in Erwägung. 

„ (Deutfhland. — Hannover) agitirt in Wien und Berlin gegen ben 
erzog von Auguftenburg und für ben Großherzog von Oldenburg. Die 
ffiziöje Preſſe ſpricht fich jehr unummunben gegen bie bisherige Politik ber 

Mittelftanten in der fchleswig-holfteinjchen Frage und für die Politif ber 


beiden VBormächte aus. 


„ (Stalien). Die von ben beiden Kammern beſchloſſene Vorausbezahlun 
der Grundſteuer für 1865 ift nach offiziöſen Angaben zu 4 Theilen wirkli 
durch die Steuerzahlenden felbft, theils durch Gemeindeverwaltungen x. wirt: 


lich einbezablt worden. 


(Sriedenland). Der u 


feinem Oberftallmeiiter. Gas 
wird aber beichwichtigt. 


ernennt ben General Kalergis in Paris zu 
inifterium verfucht dagegen zu opponiren, 


3° 


II. 


Dentſchland 


und 


die beiden dentſchen Großmächte. 
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Dentichland. 


Gemeinfame Angelegenheiten. — Mittel- und Aleinflaaten. 


31. Dec. 1863. (Oefterreih und Preußen) richten eine gleichlautende 
jehr dringende Gircularbepefhe an die deutſchen Regierungen gegen 
den Beſtand und die Wirkſamkeit des 36er Ausfchuffes in Frankfurt: 

„Die Vorgänge, welche am 21. d. M. in frankfurt a. M. ftattgefunben, 
haben bie ernfte Aufmerkſamkeit der königl. preuß. wie ber kaiſerlich öfterr. 
Regierung auf fich ziehen müſſen. Sie bilden ven Schlußſtein einer Reihe 
von Beftrebungen, welche feit längerer Zeit Deutichland in Aufregung er- 
halten, unb welche jeßt in ber fchleswig = holfteinifhen Angelegenheit und in 
dem Verſuche, bie Leitung berfelben ben Negierungen aus ber Hand zu win- 
ben, einen willkommenen Borwanb und ein Iwirflames Mittel für ihre Agi⸗ 
tation zu finden glauben. So lange lettere nur vereinzelt und ohne andern 
als moralifcdyen Zuſammenhang auftrat, konnte fie minder geführlich erfcheinen. 
Es ift aber jeßt ber Verfuch gemacht worden, ihr einen Mittelpunft und eine 
Organifation zu geben unb ihr zugleich materielle Mittel zu Gebote zu 
ftellen, welche ihr eine ganz anbere Bedeutung verleihen. Auf bem lebten 
fog. Abgeordnetentage in Frankfurt a. M. bat man fi) nicht auf aufreizenbe 
Neben unb auf bie offen ausgefprochene Abſicht befchränft, durch Feine ge- 
jegliche Schranke ſich binden zu laſſen, fonbern man bat fih, auch gegen ben. 
Widerfpruch weniger befonnener Elemente verleiten laſſen, einen permanenten 
Ausſchuß nieberzufegen, welcher fi zum amtlichen Organ bes Willens ber 
Deutichen erklärt, und als ſolches dazu beftimmt ift, einen Mittelpunft für 
bie Thätigfeit ber Vereine zu bilden, diefe in fortwährendem Zuſammenhange 
zu erhalten unb über bie Mittel, welche die Geſammtheit berjelben barbietet, 
einheitlich zu verfügen. Er jchreitet bie geritellung von Vereinen, welche 
mehr ober weniger ausbrüdlich politifche Zwecke verfolgen, überall fort, und 
es werben in ber Wendung, weiche man ben Turner: und Wehrvereinen gibt, 
und in ber Bildung von Freiſchaaren, welche angeblich bie, an fich jehr aus⸗ 
reichenben militärifchen Kräfte bes Bundes unterſtützen jollen, die Einleitungen 

etroffen, um organifirte materielle Kräfte in Bereitichaft zu haben, —* 
in einem günſtigen Augenblicke für revolutionäre Zwecke verwendbar find, 
Deutfchland ift auf biefe Weiſe von einem Nebe revolutionärer Ele 
mente durchzogen, welche vorläufig buch ben moralifhen Drud, ben 
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fie auf bie Entfeließungen der Regierungen üben, bie beſtehende gefek- 
lihe Ordnung zu erfhäüttern fireben, und die nächte Zukunft mit 
ernftlichen Gefahren bedrohen, wenn bie Regierungen nicht bei Zeiten ber 
weiteren Entwidlung mit Energie entgegentreten. Wir fin 
ber Anfiht, daß bie beftehenden gejeglichen Vorſchriften in ben deutſchen 
Bundesländern ben Regierungen hiezu binreichende und wirkſame Mittel an 
die Hand geben. Die Grundzüge, welde in dem Bundesbeſchluſſe vom 
13. Juli 1854: in Bezug auf die Behandlung und bie Regelung bes Ber: 
einsweſens aufgeftellt worden find, reihen bazu aus, wenn fie überall mit 
Ernft und Energie in Anwendung gebracht werden. Ich erinnere bejonbers 
an ben F 4 besjelben, durch welchen jede Berbindung der Vereine 
untereinander als unftatthaft erklärt ift. 

„Der unverfennbare Zmed bes in Frankfurt einen permanenten Sitz haben: 
ben Ausſchuſſes ber Sechsunddreißig fteht in directem Widerfpruche mit biefer 
Beftimmung. Nicht minder find die Vereine, melde bie Bildung von be= 
waffneten Freiſchaaren bezmweden, unzweifelhaft als ſolche zu betrachten, welche 
bie öffentlihe Ruhe und Sicherheit gefährden, und weldhe nach G 1 berjelben 
Grundzüge in feinem deutſchen Bundeslande gebulbet werben follen. Wir 
erachten uns ſelbſt und jebe beutfche Bundesregierung für verpflichtet , biefe 
Beftimmungen im gegenwärtigen Augenblide in Anwendung zu bringen. Die 
Fortbauer bes permanenten Ausfhufjes am Sike bes Bundes⸗ 
tages ſelbſt in der Eigenfchaft eines Centralausſchuſſes für ganz Deutſchland 
fann aber ebenjowenig gedbulbet werben, wie etwa feine Wieber- 
berfiellung an einem anbern Orte oder ‘unter einem andern Namen. Die 
Bildung von Freiſchaaren werben wir auf unferem Gebiete nicht zugeben und 
eben jo wenig ihnen den Durdgang durch basjelbe geftatten. Es Liegt im 
bringenden Intereſſe der deutſchen Sache, weldye der Bund in Holftein in 
feine eigene Hand genommen hat, daß dieſes Land nicht durch ben 
Einfluß fremder revolutionärer Elemente zum Brennpunfte 
ber Beflrebungen ber Umfturzpartei gemacht werde. Jeder Ber: 
ſuch ber Bildung organifirter Streitkräfte unter dem Namen und zur Ber: 
fügung einer nicht anerlannten und zur Militärhoheit nicht bereditigten Au⸗ 
torität, würde bem Bunbesredhte und den Bundeszweden nicht minder 
als ben völferrehtlihen Grundſätzen widerſprechen, und kann baber auf dem 
Territorium bes deutſchen Bundes nicht zugelaffen werben. Ich babe mid 
in Vorſtehendem über bie Grundſätze ausgeſprochen, zu deren Belolgung bie 
königl. Megierung gegenüber ber gegenwärtigen Agitation in Deutſchland 
entfchlofjen ift. Wir Hoffen zwar, dab bie beutiihen Regierungen, in richtiger 
Würdigung des Ernites ber Lage, die nachdrückliche Aufrehthaltung ihrer 
Autorität Durch das eigene Intereſſe für geboten erachten werben. Jedoch 
ihöpfen wir das Recht, auf diefe Nothwendigkeit ausdrüdlich aufmerkſam zu 
maden, aus der Thatſache, daß in feinem Theile des YBundesgebiets die _ 
öffentliche Ruhe geftört oder bedroht werben kann, ohne daß dadurch die an- 
bern lieber und die Gefanmtheit bes Bundes zur Wahrung ihrer eigenen 
unb ber gemeinfamen Sicherheit verpflichtet und berechtigt würden. Ew. ıc. 
erfuche ih, fi im Sinne dieſer Bemerfungen gegen bie bortige Regierung 
zwar nur mündlid und vertraulich, jedoch. mit allem Naddrud auszu: 
ſprechen, und ich bemerfe nur noch, daß vollfommen gleichlautende Inftructionen 
auch Ihrem Bfterreichifchen (preußifchen) Collegen zugehen.” 


2. Ian. (Bundestag). Die Bundesverfammlung lehnt den Antrag 


Oeſterreichs, an den Herzog Friedrich das beftimmte Erfuchen zu 


ftellen, Holftein fofort zu verlaffen, mit 9 gegen 7 Stimmen 
(Defterreih, Preußen, Kurheffen, Mecklenburg, Luxemburg, die 16. 
Curie und Sachſen) oder (ohne Sachſen) eigentlich” mit 10 gegen 
6 Stimmen ab. 
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2. Jan. (Holftein). Der Ausſchuß des Landescomite forbert zu Grün⸗ 
dung von Schleswig: Holftein- Vereinen im ganzen Lande auf, ba 
„die Lage bes Landes dringend bie Seranziehung aller Kräfte zu 
ber politiichen Arbeit für die Selbjtändigfeit und Freiheit desſelben 
erfordert.” 

3. „ (Bayern). Eine Entſchließung des Miniftgriums des Innern 

geſtattet den Schleswig-Soljtein- Verein in Ansbach mir unter ber 
ausbrüdlichen Bedingung, daß die gefammelten Gelder nit an ben 
36er Ausſchuß in Frankfurt abgeliefert werben bürfen. Später 
gejchieht dasſelbe gegenüber mehreren ‘anderen neu gegründeten 
Schleswig⸗Holſtein⸗Vereinen. 

» » (Sadijen) Die Schl.H.Vereine des Landes organiſiren ſich in 
Leipzig und beftellen den Leipziger Ausſchuß als Vorort in Sachſen. 


4 „ (Solitein). Die gefeßlichen Landesvertretungen beider Dithmar’- 
[hen richten eine Adreſſe an den Bund für den Herzog Triebrid). 


„„ (Preußen). Hr. v. Bismard wiederholt in der Anleihe-&ommifjion 
bes Abgeordnetenhauſes feine Behauptung, daß bie Vereinbarungen 
von 18%, Preußen allein das Recht geben, ſich um Schleswig zu 
befümmern und daß der Schuß für die Deutſchen Schleswigs bavon 
abhänge, daß Preußen dieſe Vereinbarungen aufredht erhalte. Cr 
beftreitet die Competenz des deutſchen Bundes; politifchl Fragen 
feien feine Rechtsfragen, nur Machtfragen; Preußen könne fi nicht 
majorifiren laſſen, etwa durch eine Majorität, die ein paar Millionen 
repräfentire; die deutſchen Großmächte feien. das Glashaus, das ben 
beutihen Bund vor europäiſchem Zugwind ſchütze zc. 

5. „ (Sadfen). Minijter von Beuft entfuldigt in ber II. Kammer 
Das Votum Sachſens vom 2. d. M. am Bunde. 

Entfohiedene Antwort Beufts auf eine grobe Note bes englischen 
Sefandten in Dresben von bemfelben Tage: 

„. .. Sie werden bie Notbwendigfeit nicht verfennen, in welder ich 
mich befinde, diejenigen Stellen zu bezeichnen, deren verlegende Sprache nur 
der Flüchtigkeit (l&gerets) ber Behauptungen gleichkommt, welche ſich 
jogar nicht fcheuen die Ehre unferer Fahnen anzugreifen Gie 
jagen, daß nach Anficht der englifchen Regierung das Benehmen ber beutjchen - 
Zruppen nicht nur den Beſchluß bes Bundestags, jondern auch bie Gerechtig- 
feit verle&t hat, und daß Bayern, Sachfen und Württemberg gemeinjchaftlich 
bafür verantwortlich gemacht werben müffen. Es ift bas erfle Mal, daß id) 
von einem folhen Benehmen unferer Truppen in Holftein fprechen höre. Ich 
würbe verfucht fein, von Ihnen bie Angabe von Thatſachen zur Unterftügung 
einer fo gewägten Behauptung zu verlangen. Wenn ich barauf verzichte, fo 
geihieht e8, weil das Benehmen ber Bundestruppen in einem Bunbdeslande, 
in welchem fie fi in Folge eines Beichluffes des Bundestags befinden, ein 
Gegenftand ift, ber eine fremde Regierung durchaus nidts an 
—9 (est un sujet qui ne concerne en rien un gouvernement étranger). 

afür bie Regierungen von Bayern und Württemberg, die nicht einmal 
Truppen borthin geichictt haben, verantwortli machen zu wollen, ift ein 
Beweis mehr von ber Unwiſſen heit (l’ignorance) über die Dinge, welche 
in Deutichland vorgeben. Sie jagen mir endlich, bag, wenn bie Truppen 
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des Bundes in Schleswig einfallen würden, bevor die Mächte, welche den 
Londoner Vertrag unterzeichnet haben, ihre Meinung über dieſe Angelegenheit 
hätten Fund thun können, bie ernſteſten Folgen daraus entſtehen könnten. 
Der Bundestag, Sie wiſſen es, ſteht im Begriff ſich über bie Anträge auszu- 
fprechen, welche ihn in Bezug auf das Herzogthum Schleswig gemacht wor: 
ben find. Die Warnung (l’avertissement), welche bie Regierung Ihrer 
Majeſtät uns — laſſen will, iſt wohl geeignet, die Aufmerkſamkeit 
der Regierung des Königs auf ſich zu lenken. Letztere wird ſich der ernſt⸗ 
hafteſten Prüfung derſelben nicht entziehen. Sie werben mir aber geſtatten, 
Ahnen bemerflich zu machen, baß fein wirffameres Mittel als bie Anbrob: 
ung von Gewalt gebadht werben kann, um eine Regierung, welche mit 
Eifer auf ihre Ehre und Würbe hält, zu veranlaffen, den Folgen einer 
vom Pflichtgefühl bictirten Entfheibung ruhig die Stirn zu 
bieten (pour lui faire braver les consequences d’une decision dictee 
par le sentiment du devoir).” 


Kan. (Holftein). Die einzig bisher noch zurüdgebliebene Stadt des 
Landes, Heiligenhafen, fendet eine Huldigungsdeputation an ben 
Herzog Friedrich nach Kiel. 


. „» Bundestag) Die Bunbescommiffäre in SHolftein berichten, 


daß die Anweſenheit des Herzogs Friedrich im Lande noch zu feinen 
befondern Verlegenheiten Anlaß gegeben habe. 

„ (Bayern). Die Generalverfammlung bes großdeutſchen Bereins 
von München beſchließt, auf eine ausdrückliche Billigung des Be: 
nehmens der HH. v. Lerchenfeld und Gen. in ber Abgeordneten- 
verfammlung in Frankfurt und auf eine ausdrückliche Mißbilligung 
bes dafelbft eingeſetzten 36er Ausſchuſſes zu verzichten. Einläßliche 
Mittheilung des Prof. Pözl über die Vorgänge in Frankfurt und 
bie Stellung der Großdeutſchen zu benfelben. 

» (KRurhefjen). Stadtrath und Bürgerausihuß von Kaffel be: 
fhließen einftimmig, eine Adreſſe in ber fchleswig-holfteiniichen An- 
gelegenheit an den Kurfürften zu richten, bevor zu Berufung einer 
allgemeinen Lanbesverfammlung gegriffen werde. Der Kurfürft ant- 
wortet ausmeichend, einzelne Regierungen bürften nicht vorgreifen, 
bas führe zu Unorbnungen, es fei lebiglih bie Sache bed Bundes: 
tags, über die Anſprüche des Herzogs Friedrich Entſcheidung zu 
treffen zc. 

„ (Sadfen). Die I. Kammer tritt einftimmig ben Beſchlüſſen 
ber II. Kammer v. 15. Dec. v.%. bezüglich ber ſchleswig-holſteiniſchen 
Frage bei mit bem Zufake, daß „jobald es die Verhältnifle geftatten, 
die verfaffungsmäßigen Stände der beiheiligten Länder über bie 
Thronfolge gehört werden möchten.” 

„ Giehtenftein). Der Landtag bejchließt eine Adreffe an ben 
Fürften zu erlaffen, worin bie Anerkennung bes Herzogs Friedrich 
gewünfcht wird. 


. „ (Württemberg). Die I. Kammer genehmigt einflimmig bie 


Ausihußanträge für fehleunige Anerkennung bes Herzogs Friedrich, 
für die Befehung Schleswigs durch deutſche Truppen und gegen bie 
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Entſcheidung einer europäiſchen Conferenz; mit 74 gegen 1 Stimme 
werben ber Regierung überbieß alle Meittel angeboten für ben all 
einer Mobilmahung bes württ. Truppencorps. 

8. Yan. (Neuß j. L.). Der Landtag ermächtigt einſtimmig die Regierung, 
fi) bei dem fchleswigsholftein’fchen Anlehen mit 50,000 Thlrn. zu 
betheiligen. 

9. „ (Holftein). Eine Belanntmahung ber Bunbescommiffäre hebt 
die bisherige Regierung in Plön völlig auf und überträgt die Re 
gierung einer aus einem Präfidenten und 5 Mitgliebern bejtehenben 
Behörde unter dem Namen „herzogl. Tandesregierung in Kiel.” 

10. „ (Defterreich). Depeſche an Bayern gegen die von ben Mittel- 

ftaaten und der öffentlichen Meinung Deutſchlands in ber ſchleswig— 

holfteinifchen Frage eingenommenen Stellung: 

„... Ein Beichluß, wie ihn die Minorität am Bunde am 7. Dezember 
beantragte, hätte uns daher Feineswegs als in ber Verfalfung bes Bundes be⸗ 
gründet, vielmehr nur als berfelben entfchieden widerſtreitend erfcheinen können. 
Anknüpfend an diefe Betrachtung fühlen wir uns in unferem Gewiffen als 
deutſche Macht und als aufrichtiger VBerbündeter Bayerns und ber übrigen 
beutfhen Staaten aufgeforbert, uns über den an Defterreih und Preußen 
erhobenen Anſpruch, daß biefe Mächte fih in Frankfurt überfiimmen 
Lajfen follten, Har und beflimmt gegen bie k. bayerifche Regierung aus: 
zufprechen. Tie Bundesgefege gewähren feinem Mitglieve bes Bundes ein 
Veto, und Se. Maj. der Kaifer haben erklärt, auch in einem veformirten 
Bunbe ein folches nicht begehren, ſondern die verfaffungsmäßigen Mebrheits: 
beichlüffe, jelbit in ragen des Krieges und Friedens, anerkennen zu wollen. 
Unfer allergn. Monardy ändert nichts an biefer Erklärung. Aber biefelbe 
febt ben Bund voraus, wie ihn bie beitehenden Grunbverträge conftituirt ha⸗ 
ben, ober wie ihn bie Reformvorfchläge des Kaifers fiir die Zukunft conflis 
iuiren würden. Einen Bund dagegen, welcher ohne Rildficht auf Geſetz und 
Derfaffung nad) politifher Convenienz beliebige Beſchlüſſe faßt, konnten 
Se. Maj. der Kaifer nicht vor Augen haben. Niemand iſt mehr als gerade 
bie FE. bayerifche Negierung berufen, dieſen Unterfchieb richtig zu würdigen. 
Wir Fönnen uns e8 nicht verfagen, in biefer Hinficht an fie eine Frage zu 
richten. Angenommen, daß in einer Angelegenheit, welche das Königreich 
Bayern anginge, der Bund feine Befugnifje überfchritte, etwa in bie ver- 
fafjungsmäßige Unabhängigkeit Bayerns eingriffe, unter dem Drude einer auf: 
geregten öffentlihen Meinung von einen competenziwibrigen Beichluffe zum 
andern fich hinreißen ließe, — würbe bann bie k. bayerijche Regierung fich 
für verpflichtet halten, dieſe Beichlüffe anzuerkennen, fih ohne Widerrebe 
majorifiren zu laffen? Die k. Regierung wird biefe Frage ohne Zweifel 
verneinen, wie fie fie ftetS verneint bat, — fie wird aber eben beshalb fich 
auch eingeftehen müſſen, daß das Majorifirungsreht bes Bundes 
feine gefeßliden Grenzen babe und daß ber Bunb biefe Grenzen 
namentlich dann mit einiger Vorficht werde einhalten müſſen, wenn 
es fi) darum handelt, Defterreih und Preußen zu überftiimmen 
und biefe Mächte in Widerfprucd mit Verbindlichkeiten zu fegen, in welche fie 
ſich als Mitglieder der europäiichen Völferfamilie eingelaffen haben. 

„Das Taijerl. Eabinet glaubt fi ber Pflicht, die Wahrheiten rechtzeitig 
und mit Feftigfeit auszufprechen, um fo weniger entziehen zu bürfen, als es 
bie Gefahr, daß eine Mehrheit am Bunde zu Beihlüffen über- 
gehen Fönnte, bie in ber Bunbesverfaffung ihre NRedtferti: 
gung nicht fänden, ja ben grundgefegliden Charakter bes 
Bundes verläugnen würben, ſeit ben gleichlautenden Noten Oeſter⸗ 
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reihe umb Preußens vom 5. Dezentber nicht verſchwunden, fonbern noch erhöht 

fieht. Es if bies in einer boppelten Beziehung ber Fall, im Beziehung auf 

die Behandlung ber Erbfolgeirage nämlich, nud anf bie Even: 

ale einer militäriſchen Beſetzung bes Herzogthums 
leswig. 

Der deutiche Bund ſteht, was ben erſteren Punft betrifft, dem Londoner 
Vertrage vollkommen frei gegenũber, er iſt nicht durch dieſen Vertrag gebun⸗ 
den, und in unſeren en if nichts ũberflüũſſiger, ale daß er ſich dieſe Frei⸗ 
beit erſt ausdrücklich — Niemand verlangt vom Bunbe, daß er 
dem Lonboner Vertrag beitrete, Riemanb verfennt, daß ber Bunb in ber Erb⸗ 
folgefrage ganz fo ſelbſtändig zu Handeln habe, als ob biefer Bertrag niemals 
gefchloifen worben wäre. Oeſterreich und Preußen, obwohl inbinibuell an 
demſelben jejthaltenb, haben nicht gezögert, dies anzuerfennen. Nicht am 
Bunbe ift es alfo, diefe Mächte an ihre Aunbespflicht zu erinnern, wohl aber 
tönnen und müffen dbiefe Mächte vom Bunde verlangen, baß 
er in ber Erbfolgefrage nicht nach Rillfür und um politifcher Bortbeile willen, 
fondern nah Recht, Geſetz und Verfaſſung, namentlih alfo nit ohne 
Beachtung ber Schranken feiner Competenz verfahre König 
Chriſtian IX. hat deu Thron nicht Fraft bes Lonboner Vertrages, Tonbern 
kraft des von feinem Borfahren in ber Regierung, dem König Friedrich VII. 
in feiner Eigenſchaft als Herzog von Holilein und beutfcher Bundesfürit eben 
fo gut wie in feiner Eigenſchaft ale König von Tänemarf, erlafienen und 
von ben beutichen wie von dem däniſchen Miniftern contrafignirten Thron: 
folgegejeßes vom 34. Juli 1853 beftiegen. Der Bund bat gegen dieſes 
Geſetz niemals proteftirt, er bat fogar ausdrücklich Durch feinen Beſchluß vom 
29. Zuli 1852, alfo zu einer Zeit, wo ber Londoner Bertrag bereits geichloffen 
war, bie fgl. dbänifhe Belanntmahung vom 28. Januar deſſelben Jahres ge: 
nehmigt, worin bie Abfiht im voraus verfünbigt war, mit bem Beiftandbe 
ber Gtopmächte die Erhaltung ber däniſchen Monarchie in ihrem jeitherigen 
Beitande fiherzuftellen. Es Tann dies ben Bunb zwar unjlreitig nicht hin⸗ 
bern, auch jett noch feine verfaffungsmäßige Autorität gegenüber jenem Thron: 
folgegefete, foweit es fi auf Holflein und Lauenburg bezieht, geltend zu 
machen und bereiitigten Reclamationen gegen daſſelbe, Folge zu ver: 
ſchaffen. Aber jene Autorität erſtreckt ſich nicht weiter, als fie auch gegenüber 
einer von dem Souverän irgend eines andern Bundeslandes errichteten neuen 
Succeffionsorbnung fi cchreden würbe, und dieſe Reclamationen 
fönnen nit anders als in den Formen eines geordneten Ber: 
fabrens unb nah regelmäßigem Gehör aller Betheiligten er: 
ledigt werben. Dies iſt nah unferer Leberzeugung in redt- 
liher Hinficht bas Verhältniß Bes Bundes zur Erbfolgefrage, 
beren politifhe Tragweite wir an biefer Stelle nicht erörtern wollen. 

„Nichts bedauern wir endlich ernftlicyer, als dag man in Frankfurt dem 
Antrage Oeſterreichs und Preußens, durch militäriſche Beſetzung Schles- 
wigs bie Incorporation dieſes Landes in Dänemark verhindern unb dadurch 
rechtzeitig ein ficheres Pfand für die Wahrung ber Rechte Deutichlands zu 
ergreifen, theils ein zwei felndes Zögern, theils einen anderen Antrag entgegen⸗ 
ſtellen zu wollen ſcheint, den wir nicht mehr als übereinſtimmend mit den 
Grundgeſetzen des Bundes anzuerkennen vermoͤchten. Der Vorſchlag Defter: 
reichs und Preußens geht bis an bie üußerſte Grenze, deſſen, 
was mit dem befenfivenCharafter der Bundbesinflitution ver— 
einbar ift. Der Vorichlag ber großh. heiliihen Regierung dagegen über: 
fchreitet biefe Grenze. Der Art. 2 ber Bundesakte, die Art. 35 und 37 ber 
Wiener Schlußalte erlauben nicht, baf ber Bund ein nicht beutiches Land 
aus dem Grunde militärifch beſetze weil ein Fürft, ber als Bunbesfürft noch 
nicht einmal anerkannt if, möglicher Weife künftig den Bund um Vertretung 
feiner Anſprüche auf biefes Land angehen Tünnte. Als Se. Mai. ber Kaijer 
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vorfhlugen, das Sriegsrecht bes Bunbes auf bie Fälle auszubehnen, in 
welchen das europäifche Gleichgewicht bebroht wäre, erflärten bie Mit: 
fürften St. Maj. ſich gegen diejen Vorſchlag, weilberfelbe geeignet 
fei, den Bund in politifche Verwidlungen bineinzuziehben. Und doch ift ber 
Zwed ber Erhaltung des Gleichgewichtes ein Zwed ber Sicherheit und ber 
Bertheidigung. Jetzt aber fol ber Bund berechtigt fein, ohne Weiteres of⸗ 
fenfiv vorzugehen, um einem Prätendenten die Erbfolge in einem nicht zum 
Bunde gehörenden Lande zu fihern! Und man ſchwankt in Frankfurt zwiſchen 
einer auf dem Standpunkte ber Bunbesverfaffung in jo bobem Grabe geiwagt 
ericheinenden Maßregel und dem Antrage, welchen bie beiden mächtigften 
Bunbdesglieber geitellt haben, um ſich ihren Bundesgenofjen zu nähern, um 
den Boden für eine gemeinjame Action Deutichlands raſch wieder zu gewinnen, 
um bafür zu forgen, daß Deutichland in die bevorftebenden europäijchen Ver: 
bandlungen ftarf und mit jedem möglichen thatfächlichen Vortheil der Stellung 
eintretel Wäre jener dfterreichifch-preußiiche Antrag mit bemjelben Eifer, ben 
man für andere Programme zeigt, angenommen worden, fo wären unfere 
Truppen ſchon auf dem Marjche nad) der Eider. Ober will man fich etwa 
mit ber thbatfählihden wenngleih bundesbefhlußmwibrigen Oc— 
cupation Holſteins begnügen? Will man den Prinzen Friedrich, während 
feine Sache noch anhängig ift und fein Erjcheinen in Holftein Oeſterreichs 
und Preußens Verhalten in zweibeutiges Licht ftellt, unter dem Schutze ber 
Bunbestruppen feine fünftige Regierung organifiren laſſen, auf bie Gefahr 
hin, daß Europa, wenn es feine Berathungen eröffnet, Holftein im Beſitze 
Deutſchlands, Schleswig im Befige Dänemarks finde? Oeſterreich und Preußen 
tönnen bie Verantwortlichfeit weber für eine ſolche Enthaltung, noch für eine 
verbedte&roberung Schleswigs übernehmen, und da fie in ihrer eigenen 
freien Action als Großmächte das vollfommen ausreichende Mittel befiten, bie 
Rechte Deutichlands in dieſer Sache, die vor Allem auch ihre eigenen find, zur 
Geltung zu bringen, fo wird ihnen, wie wir fast fchon beforgen müfjen, zuletzt 
teine Wahl bleiben, algan die Stelle von Bundesbeſchlüſſen, bie auf 
fih warten lafjen oder diefeinenverfajfungsmäßigenCharaf- 
ter an fi tragen, ihreigenes unabhbängigesHandelnzujfeten, 

„So lange al8 möglidy werben wir indejfen an ber Hoffnung feithalten, 
daß unjere Sprache, welche, weil ernjt und freimüthig, darum nicht weniger 
freundſchaftlich gemeint ift, noch zu rechter Zeit bei unferen Verbündeten Ges 
hör finden und fie beivegen werde, bie Dinge in Deutjchland nicht zum Bruce 
zu treiben, zunächft aber ohne ferneres Zögern den djterreichiichspreußifchen 
Antrag vom 28. Dezember zum Bejchluffe zu erheben. Wir hoffen Dies vor 
Allem von dem Münchener Cabinette, beifen Weisheit und Beſonnenheit ſich 
in fo vielen früheren Verwidelungen bewährt bat, und deſſen Einfluß hin— 
reihen würde, um and) unfere übrigen Bunbesgenofien zum Wieberan-: 
fhluß an Defterreih und Preußen zu beitimmen und bie ent- 
ftandene Gefahr einer Sprengung ber Solidarität Deutfd- 
lands in ber jchwebenden Frage zu befeitigen. Wir wollen nicht 
Ihließen, ohne bie Ueberzeugung auszudrüden, daß biefe Frage ihre Löſung 
entweder mit Ehre und Gewinn, oder mit Schmach und Berluft für Deutich- 
land finden wird, je nachdem Deutjchland die Grenzen der Gejeglichfeit ein - 
halten wird oder nicht.“ 


10. San. (Hannover). Große Landesverfammlung in Hannover. 
R. v. Bennigfen wird zum Präfidenten gewählt und einftimmig eine 
Rejolution und eine Abrefle an den König für Schleswig-Holftein 
und Anerfennung des Herzogs FYriebrih angenommen. - Der König 
lehnt e8 ab, die Adreſſe aus den Händen der dazu gewählten De— 
putation entgegenzunehmen. Der Minifter v. Hammerftein erklärt 
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derſelben ſeinerſeits, der König wolle der Bundesentſcheidung nicht 
durch irgend welche Erklärung vorgreifen, verweigert dagegen eine 
poſitive Erklärung über die Abſichten des Königs. 

11. Yan. (Bundestag). Oeſterreich und Preußen erneuern dringend 
ihren Antrag v. 28. Dec. v. %. bezüglich Inpfandnahme von Schles: 
wig auf Grund der Vereinbarungen von 18°Y,. - Die Bundesver: 
fammlung beſchließt, die Abjtimmung darüber demnächſt vorzunehmen. 

„ n Defterreid). Die Regierung verlangt vom Reichsrath Die 
Bewilligung eines außerorbentlichen Erebites von 10 Mill. zu Dedung 
der Erecutionskoften in Holſtein Mühlfeld und Gen. interpelliren 
den Grafen Rechberg über die Politik der Negierung in ber fchles- 
wig-holftein’ihen Frage. 

„„ODldenburg). Der Landtag beichlieft, bie Negierung zu er: 
Suchen, ſich bei dem ſchleswig-holſtein'ſchen Anlehen mit 100,000 Thlrn. 
zu betheiligen. 

11—12. Jan. (Bayern). DOefterr. Quartiermacher finden ſich in Nürn- 
berg ein. Die bortige Preffe erklärt fich fofort energiſch gegen einen 
allfälligen Durchmarſch fterreidifcher Truppen ohne einen Bundes: 
beſchluß. 

12. Jan. (Hannover). Ein Erlaß des Miniſteriums verbietet die Ver⸗ 
bindung der ſchleswig⸗holſteiniſchen Vereine des Landes unter ſich 
und mit dem 36er Ausſchuß in Frankfurt. 

13. „ (Hslitein). 80 Holfteinifche Prediger befchließen in einer Ver: 
fanmlung zu Neumünfter eine Eingabe an die Bundesverſammlung 
und eine Deputation an ben Herzog YFriebrid). 


» n (Bremen). Die Bürgerfhaft erklärt fi) gelegentlich des Dre: 
miſchen Beitrags zu den Koften der Bundeserecution für fchleunige 
Anerkennung bes Herzogs Friebrih und gegen eine Einmilchung des 
Auslandes. Der Senat erklärt fih damit einveritanden. 


414. „ (Bundestag). Der öfterr.preußifhe Antrag vom 28. Der. 
v. %. wird von ber Bundesverfammlung mit 11 gegen 5 Stimmen 
(Oefterreih, Preußen, Kurheffen, Medlenburg und 16. Curie) ab: 
gelehnt. 


Defterreih und Preußen erflären barauf: „Angefihts ber eben 
erfolgten Ablehnung ihres gemeinfanen Antrages müjjen die allerh. Regie: 
rungen von Defterreich und Preußen Iebhaft bedauern, daß die gehoffte Ver: 
ftändigung über bie von ihnen zur unverweilten Sicherung der Rechte des 
Deutißen Bundes in Bezug aufSchleswig vorgejchlagenen Maßregeln 
nicht erzielt worden find. Unter ſolchen Umſtänden glauben bie beiden Regierun⸗ 

en in ber ihnen, durch ihre Dazwiſchenkunft bei Herbeiführung ber jene Rechte 

—E Stipulationen von 18%, erwachſenden beſon deren Stellung, 
ſowie wegen der großen Dringlichkeit der Sache, ſich der Pflicht nicht ent⸗ 
ziehen zu dürfen, die Geltendmachung jener Rechte in ihre eigenen 
Hände zu nehmen unb ihrerjeits zur Ausführung ber in ihrem Haupt⸗ 
antrage vom 28. v. M. und Jahres bezeichneten Maßregeln zu fchreiten. 
Durch Abgabe vorftehender Erflärung kommen die Gefandbten dem Auftrage 
ihrer allerh, Regierungen nad.“ 
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Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Heſſen⸗Darmſtadt, die 
Mehrzahl ver ſächſiſchen Häuſer (Weimar, Meiningen, Coburg⸗Gotha) 
die 13. und 15. Curie proteſtiren dagegen. Der Antrag von Heſſen⸗ 
Darmſtadt (v. 28. Dec. v. J.) bleibt in der Minderheit, 

15. Jan. (Deſterreich). Im Folge der Vorgänge am Bunde inter: 
pellirt der Abg. Rechbauer den Obmann des Finanzausſchuſſes, indem 
er ſich ſehr entſchieden gegen die Haltung des Miniſteriums des 
Aeußern ausſpricht. 

» n Baden) Die Regierung beſchließt in Vorausſicht möglicher 
Eventualitäten, alle Maßregeln, die einer Mobilifirung des babifchen 
Armeecorps vorhergehen, fofort eintreten zu laſſen. | 

16. „ (Defterreihb und Preußen), Sommation an Dänemarf 
(j. Allg. Chronik). 

» » (Bayern). Das Collegium der Gemeinbebevollmächtigten von 
Nürnberg proteftirt gegen einen allfälligen Durchmarſch Ifterreichifcher 
Truppen nad Schleswig. 

„ nn (örankfurt). Publication des neuen auf dem Princip der Ge⸗ 
werbefreibeit beruhenden Gewerbegeſetzes, das mit dem 1. Mai in 
Kraft treten fol. | 

17. „ (Kurbeffen). Der bleibende landſtändiſche Ausſchuß verlangt 
in einer Adreſſe an das Minijterium die [chleunige Wiedereinberufung 
der Ständeverfammlung. Das Minifterium antwortet ablehnend. 

28., Dänemark lehnt die Sommation Oefterreihs und Preußens ab. 
Dieje haben für biefen vorausgefehenen Fall ihre Maßregeln bereits 
getroffen und fich darüber verjtänbigt, daß der Oberbefehl über bie 
gefammten öſterreichiſchen und preußiſchen Streitkräfte dem preußi: 
[hen Feldmarfhal Wrangel übertragen werben ſolle. Mit Rüc—⸗ 
fiht auf die Stimmung in Deutjchland verzichtet Defterreih darauf, 
feine Truppen ihren Weg durch Deutichland nehmen zu laſſen und 
wird fie über Breslau zu birigiren, 

18. „ (Defterreih). Erklärung Rechbergs in der Yinanzfection des 
Adg.-Haufes des Reichsraths über das Vorgehen Defterreihs und 
Preußens in Schleswig. 

„ n (Divdenburg). Der Landtag verwirft einen zweibentigen An: 
trag für Schleswig-Holftein mit 26 gegen 23 Stimmen und fpricht 
fi mit 48 gegen 4 Stimmen für fofortige Anerkennung des Her: 
3098 Friedrih und für Betheiligung an dem ſchleswig—-holſteiniſchen 
Anlehen aus. 

19. „ (Bundestag). Defterreih und Preußen geben die gemeinfame 
Erffärung ab, 

„daß ihre allerh. Regierungen, indem fie nach ber Ablehnung ihres am 
11. d. M. erneuten gemeinfchaftliggen Antrages vom 28. v. M. unb Jahres 
bie Entſchließung fundgaben, nunmehr ihrerfeits ungejäumt zu ber Ausführung 
der von ihnen für bie Sicherung ber Rechte des beutfchen Bundes 
in Bezug auf Schleswig für nöthig und unaufſchieblich erachteten Maßnahmen 
zu fchreiten, davon ausgingen, ba hierdurch die fernere Ausführung ber An⸗ 
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ordnungen nicht beirrt werde, welche Seitens der hohen Bundesverſammlung 
durch bie Beſchlüſſe vom 7. und 14. v. M. u. J. im Betreff der executions⸗ 
mäßigen Beſetzung und Verwaltung von Bundeswegen für die Herzogthümer 
Holftein und Lauenburg getroffen worden find. Oeſterreich und Preußen 
baben, bei ber nicht zu vermeidenden Betretung Holfteing durch ihre nach Schles=. 
wig beftimmten Truppen, eine Beeinträchtigung jener: Anorbnungen nicht 
bezwedt. Aber die beiben Regierungen überlaffen fich biebei allerdings 
ber zuverfichtlichen Hoffnung, baß ihrem bie Wahrung der Intereſſen Deutjch- 
lands fowie derjenigen Schleswigs bezwedenden Vorgehen das bereitwil- 
fige und bunbesfreundliche Entgegenfommen berjenigen ihrer hoben deutſchen 
Berbünbeten, deren Bundesgebiete hieburch berührt werben, und ber Bundes- 
verwaltung in Holflein und Lauenburg nicht fehlen werde.“ 

19. Jan. (Preußen). ircularbepefche Bismards an die deutſchen Re— 
gierungen über bie Politik Preußens in ber ſchleswig—holſteiniſchen 
Frage (vom Minijterpräfidenten in der Situng bes Abg.Hauſes 
‚vom 21, verlefen, ihrem Wortlaut nach bisher nicht veröffentlidt). 

Sie hebt (nad) den Berichten der preuß. Blätter) zuerft hervor, daß der 
Entſchluß, Schleswig zu occupiren, Teineswegs im Gegenfat zu irgend einem 
pofitiven Bundesbeſchluß ftehe, ba ber Beſchluß vum 14. rein negativ jei. 
Diefer Beihluß könne daher nur die Folge haben, baf bie beiden Sroßmächte 
bei ihrer Action nicht als Beauftragte des Bundes handeln und baher Teinen 
Grund abgeben, dieſer Action Hinderniffe oder Schwierigfeiten bei dem Durch⸗ 
marſch dur Holftein in den Weg zu legen. Es jcheine überhaupt die Wei- 
gerung, fi ber Action Preußens und Defterreich8 anzufchließen, auf einem 
Mißverſtändniß zu beruben. Ganz ungerechfertigt fei der Vorwurf, daß 

. . Preußen beabfichtige, den Zuftänden in Schleswig und Holftein eine längere 
Dauer zu fichern, wie fich denn auch an diefen Irrthum ber Glaube Tnüpfe, 
baß entweder bloß die Fortdauer dieſer Zuftände möglich fei oder der Erb- 
prinz von Auguftenburg zum Herzog eingejeßt werden müfje. Ohne bie leß- 
tere Frage erörtern zu wollen, jei doch darauf aufmerkfam zu machen, daß 
die preußifche Regierung Rückſicht auf die Verträge und bie internationalen 
Beziehungen nehmen müfje. Ueberdieß habe ber Bund in der Erbfolgefrage 
noch feine Entſcheidung getroffen, und es jet zu wünſchen, daß die Prüfung 
mit größter Gründlidhfeit vor ſich gehen möge. Auch fei wohl zu erwägen, 
daß, wenn bie Erbfolgefrage nur für Holftein ohne Schleswig entjchieden werde, 
bie ganze Sache ber Herzogthümer in eine nachtheilige Rage gerathen würde. 
Man bürfe nicht vergeffen, daß der Bund feinen Eroberungstrieg gegen Dä⸗ 
nemarf führen Fünne und daß beshalb bie Ordnung der Verhältniffe mit ber 
größten Vorficht in die Hand zu nehmen fei. Was bie zufünftige Ordnung 
betrifft, jo wird zunächſt conftatirt, daß die von Dänemark 18%, gemachten 
Berjprechungen bie Rechte der Herzogthümer in feiner Weife gefichert hätten, 
daß eine Fortdauer ber in Folge deſſen eingetretenen Zuftände unmöglich fei 
und Deutichland darauf bringen müſſe, daß ftatt derfelben eine vollfommene 
Sicherftellung der Rechte ber Herzogthümer und ber beutfchen Bewohner ber- 
jelben eintrete. Es werben dann bie Gombinationen befprochen, um dieſe 
Sicherſtellung herbeizuführen, Eine derſelben gehe dahin, daß bie Frage nur 
mit Aufhebung der Zufammengehörigfeit der Herzogthümer zu Löfen jei. Einer 
ſolchen Loſung ſei für den Fall, daß die Gründung einer neuen Dynaftie nicht 
angänglich wäre, jebenfalls die Herftellung einer neuen Berfonalunion 
zwiſchen den Herzogthbümern und Dänemark vorzuziehen, zugleich 
mit ber Erhebung Rendsburgs zur Bunbesfeftung und ander: 
weitigen nöthigen Garantien. Eine ſolche Stellung ber Herzogthümer 
werde allerdings bie Zuflimmung ber andern europäifchen Mächte erlangen 
müffen, wie es benn auch, für bie Herzogthümer ſelbſt wünfchenswerth fei, daß 
ihre Stellung die Sanction Europa’s erlange. ebenfalls fei das von ben 
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beiben deutſchen Großmächten Erzielte, nämlich entweber Aufhebung ber No⸗ 
vemberverfafjung oder Occupation Schleswigs, . eine befiere Grundlage für 
Verhandlungen, als das Verweilen in Holjtein und die Nicht-Oceupation 
Schleswige. Man bürfe fi alfo der Hoffnung Hingeben, daß bie deutjchen 
Regierungen ber Politik der beiden Großmächte zuftimmen würden. 


19. Jan. (Defterreih). Schmerling erflärt in der Finanzcommiſſion des 


” 


"n 


Abg.-Haufes bei Gelegenheit des 10 Mil. Eredites, daß die Anleihe 


in Folge ber ſchleswigſchen Erpebition vorausfichtlic werde erhöht 
werden müljen. 


„ (Hamburg). Couriere des preußifchen Regierung zeigen dem 
Senat einfah an, daß am folgenden Tage ein preußiſches Corps 
in bie Stabt einrüden und Quartier machen werbe. 

„ (Holftein). Preußen muthet dem Commanbanten der Bundes: 
truppen in Holftein, Gen. Hafe zu, fih, „um mögliche Collifionen 
zu vermeiben”, ohne Weiteres unter das Obercommando bes Yelb: 


marſchalls Wrangel zu ftellen. Hafe lehnt die Zumuthung fofort 
und entſchieden von der Hand. 

„Maſſau). Verſetzungen, Dienftentlaffungen und Beförderungen 
als Antwort der Regierung auf die gegen fie ausgefallenen Land: 
tagsmwahlen. 


„ (Holftein). Die ſächſiſchen Bunbestruppen räumen Kiel und 
eoncentriren ſich im weſtlichen Theile des Landes, um ben diterr.- 
preuß. Truppen den Durchmarſch gegen Schleswig zu ermöglichen. 

» Bayern). Eine zahlreihe Volksverfammlung in München be- 
[hließt eine Adreſſe an den König: 

„.. . Wir fühlen uns gedrungen, in biefem für alle Infunft verbäng: 
nißvollen Augenblick unferem König den Eid der Treue zu erneuen, inbem 
wir ihm fagen, daß wir mit Gut und Blut zu ihm fliehen, wenn er zur 
Abwehr ber angebrobten Demütbigung und zur endlichen Einjegung bes 
Herzogs von Auguftenburg in alle feine Nechte, die gefammte Kraft unferes 
Volkes aufbietet. Ein Sturm der Begeifterung wird durch bie beutjchen 
Länder wehen, wenn Ew. Majeftät in Gemeinfchaft mit Ihren erlauchten 
Bunbesgenofien eine Truppenmacht nad den Herzogthümern enden, bie 
jebe verrätheriichen Sonbergelüfte, jeden bundesbrüchigen Frevel niederzuhbalten 
vermag, und zugleich geruben, zur Gewährung nachhaltiger Mittel für dieſe 
heilige Sache, die beiden Kammern bes Landtags einzuberufen. Noch 
können wir nicht glauben, daß e8 zum Neußerften komme, bap Deutjche gegen 
Deutiche das Schwert ziehen jollen. Noch hoffen wir, baß in ber elften Stunde 
bie beutfchen Großmächte vor bem Fluche des Bürgerfrieges zurüdchreden werben, 
aber es drängt uns heute, in die Schale ber Enticheidung auch das bayerijche 
Schwert zu werfen, und darum beſchwören wir Ew. Meajeftät in dem ſchleu⸗ 
nigen Heeresaufgebote zum Schutze des gefährdeten Rechtes auf Opferwilligkeit 
auch des Letzten in Ihrem Volke zu zählen und feſt zu vertrauen, daß wir 


uns in ber Stunde der Entſcheidung unſeres Fürſten werth zeigen werben.” 
„ (Württemberg). Die II. Kammer befhließt einftimmig: 


„bie Regierung dringend zu erfuchen 1) dem deutſchen Bunde zu Siche⸗ 
sung ber Rechte der Herzogthümer Schleswig-Holftein diejenige Truppenzahl, 
welche fofort ausgerüftet werden Tann, zur augenblidlichen Der fügung zu ſtellen; 
2) für bie Mobilmahung bes württ. Contingents alles Erforderliche jetzt ſchon 
in ber Weife anzubahnen, daß bafjelbe auf bie erfte Aufforderung dev Bundes: 
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verſammlung auszumarſchiren im Stande iſt; 3) durch einen ſelbſtändigen 
dringenden Antrag am Bunde dieſelben Maßnahmen von Seite ber bundes⸗ 
treuen deutſchen Staaten herbeizuführen.“ 


21. Jan. (Breußen). Die preuß. Truppen rüden auf ihrem Mari gegen 


" 


" 


22. 


„ 


" 


"m 


„ 


„ 


Schleswig in Hamburg, Lübel, Oldenburg und Holftein ein, ohne 
vorher die Einwilligung der betreffenden Regierungen oder der Bun— 
bescommiffäre nachzuſuchen. Die Bundescommifjäre proteftiren, Hamburg 
und Lübeck beſchweren ſich barüber in Berlin, Oldenburg am Bunde. 

(Bundestag). Die verein. Ausſchüſſe beauftragen einftweilen 
wegen Dringlichkeit der Sache die Bunbescommifjäre in KHolftein, 
dem Durchmarſch der öfterr.preuß. Truppen Teinerlei Hinderniß ent- 
gegen zu ftellen. 

(Bayern) ladet die Mitteljtaaten und einen Theil der Klein: 
ftaaten zu einer Conferenz über bie Lage der ſchleswig-holſt. Trage 
nad) einem noch näher zu bejtimmenden Orte ein. 

(Bundestag). Die Bunbesverfammlung genehmigt bie vom 
Bundesgeneral Hafe in Holftein erfolgte Ablehnung der ihm von 
Seite der preußifhen Regierung gemachten Zumuthung, fi ohne 
Meiteres unter das Obercommando bes Feldmarſchalls Wrangel zu 
ftelen. DOefterreih und Preußen wieberholen ihre beruhigenden 
Erflärungen vom 19. d. M. Die Bundesverfammlung genehmigt 
die Bereinigung ber bisherigen öſterreichiſchen und preußiſchen Re— 
jervetruppen in Holftein mit ber öfterr.-preuß. Armee gegen Däne: 
mark „wogegen felbitverjtändlich der Antrag auf Berufung ander- 
weiter Rejerven für den Bebürfnißfall vorbehalten bleibt" und er: 
theilt den Bundescommiſſären in Holitein neue Anftructionen: 

„Wenn die hohe Bundesverfammlung zur Zeit nicht für angemefjen er: 
achtet Hat, zu Maßnahmen in Bezug auf das Herzogtfum Schleswig zu 
jchreiten, jo kann fie fih doch im Hinblid auf Art. XLVI ber Wiener Schluß- 
acte nicht veranlaßt jehen, denjenigen Entſchließungen entgegenzutreten, 
welche die höchiten Regierungen von Defterreih und Preußen in ihrer Eigen: 
[haft al8 europäifhe Mächte in Bezug auf das nicht zum Bunde gehörige 
Herzogthum Schleswig faljen zu müßten glauben, vorausgefegt, daß fie 
den Rechten des Bundes und dem Vollzuge ber Bundesbeichlüffe und Anorde 
nungen befjelben in Bezug auf die Herzogthümer Holftein und Lauenburg 
in feiner Weiſe zu nabe treten. Dieſe Vorausfegung findet in ber 
Erklärung der beiden höchſten Regierungen vom 19. d. M. ihre Anerkennung 
und die Garantie ihrer Einhaltung bei der nicht zu vermeidenden Betretung 
Holfteins durch die nach Schleswig bejtimmten öfterreichifchen und preußijchen 
Truppen. Es wird daher bei dem Durchmarſch ber genannten Truppen 
weder die in Ihren Händen rubende Regierungsgemwalt noch bie bie- 
herige rechtliche und thatfächliche Stellung des commanbirenden Generaklieutenants 
v. Hafe und der ihm untergebenen Bunbestruppen irgenb eine Beein- 
trächtigung oder Hemmung erleiben. Ebenſo iſt es ſelbſtverſtäͤndlich, daß eine 
bleibende en bolfteinifher Gebiete den Bundestrup— 
pen allein vorbehalten bleibt... * 

(Preußen). Zweitägige Debatte des Abg.Hauſes Über die An- 
leihe. Diejelbe wird mit 275 gegen 51 Stimmen (der feubalen 
und bes größern Theil der katholiſchen Fraction) verworfen unb 
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nach dem Antrage von Schultze-Delitzſch mit großer Mehrheit die 
Erklärung beſchloſſen: 

„In Erwägung, daß Preußen gemeinſam mit Oeſterreich am Bunde ers 
fürte, es werbe ſich dem Bundesbeſchluſſe vom 14. d8. widerſetzen, bie 
jchleswig -holjteinijche Sache in die eigene Hand nehmen und bie Beſetzung 
Schleswigs als europäifhe Großmacht ausführen; in Erwägung, daß Preußen 
damit von Deutjchland abfällt und feine Großmachtſtellung mißbraucht; 
in Erwägung, daß biefe preußifch=öfterreichifche Politik fein anderes Ergebniß 
haben kann, als die Herzogthümer abermals Dänemark zu üÜberliefern; 
in Erwägung, baß die angedrohte Vergewaltigung ben mwohlberechtigten Wiber: 
ftand der übrigen deutſchen Staaten und damit ben Bürgerfrieg in Deutfch- 
land berausfordert, — erflärt das Haus der Abgeordneten, daß es 
mit allen ihm zu Gebote ftebenden geſetzlichen Mitteln biefer 
Politik entgegengetreten werde“ 

22. Yan. (Sadjen) Die I. Kammer beſchließt einftimmig, die Regie- 
rung zu erſuchen: Ä 

„1) im Verein mit ben bunbestreuen Regierungen das Anfeben und bie 
Autorität bes deutichen Bundes gegen bundeswibdrige Unternehmungen ener: 
gifch zu vertheidigen; 2) für die jofortige Anerkennung bes Herzogs Friebrich 
von Schleswig-Holjtein beim beutfchen Bunde fräftigft einzutreten; 3) für ben 
Tall, daß eine fofortige Abitimmung über die Erbfolgefrage vom Bunde nicht 
zu erlangen jein jollte, im Berein mit den gleichgefinnten beutjchen Regie⸗ 
rungen eine Erklärung am Bunde abzugeben, worin das Erbfolgerecht des 
Herzogs anerfannt und fobald bie Majorität fi dafiir herausgeftellt bat, auf 
jofortige Zulaſſung eines Bevollmächtigten besjelben beim Bundestag ange: 
tragen wird; 4) daß fie im Verein mit bunbestreuen Regierungen fowohl auf 
eine jofortige Verftärfung ber Bundestruppen in Holftein als auch ſobald wie 
thunlich auf bie Beſetzung Schleewigs durch Truppen bundestreuer beutjcher 
Regierungen binwirfe.” | 

„nr (Holftein). Die große aus faft 500 Mitgliedern beftehenbe 
Zandesdeputation aus Holftein trifft in Frankfurt ein und übergibt 
dem Bundestag ein Geſuch um Anerkennung des Herzogs Friebrid. 

Den einrüdenden preuß. und öfterr. Truppen wird in den meiften 
Orten paſſiver Widerſtend entgegengefeßt, indem die Cinquartirung 
verweigert wird. Die neue Landesregierung in Kiel erläßt baber eine 
Verordnung, nad) welcher allen Requifitionen der preuß. und diterr. 
Truppencommandanten Folge zu Feijten ift. 

„»  n Bayern) Adreſſe einer zahlreichen Volksverfammlung in Augs- 
burg an den König: 


„sn der ſchleunigſten Anerkennung des Herzogs Friedrich von Schleswig: 
Holftein und der Einjeßung besjelben in feine Rechte, welche zugleich bie 
Rechte der deutſchen Herzogtbümer: find, in dem thatfräftigen Eingreifen ber 
Mebrfraft der bundestrenen Regierungen fönnen wir allein die wirkſame Ver: 
eitlung von Mebiatifirungsgelüften, die Abwendung ber Unterjohung unb 
Zerreißung Deutfchlands finden. VBerfammeln Em. f. Majeftät die Vertreter 
bes Landes um fich; diefelben werden Zeugniß geben, wir find deſſen über⸗ 
zeugt, einftimmiges Zeugniß dafür ablegen, daß Ihr ganzes Wolf bereit ift 
alle und jebe Opfer für die Freiheit und Selbftändigfeit des Vaterlandes, 
für die gefährbeten Rechte und die jo ſchnöde verfannten Intereſſen besjelben 
u bringen. Wenn Ew. k. Majeftät im Verein mit Ihren bundestreuen Mit- 
Kirhen, wenn das bayerifche Volf, eins mit ben Bendlferungen ber bundes⸗ 
treuen Staaten ben entfchtebenen Willen zeigen, bem Bundesbruch und bem 
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undeutſchen verrätherifhen Sonderſtreben mit aller Gewalt fi entgegen⸗ 
zufeßen, fo iſt wohl, wir hoffen es zu Gott, das äußerſte noch abzuwenden.“ 


24. San. Der 36er Ausfhuß der Abgeorbnetenverfammlung vom 21. 
Dec, tritt in Frankfurt zufammen und beſchließt eine Anjprade an 
das deutſche Volk zu richten: 


„Zwei Mächte, die ben Anfpruch verwirkt haben, bie Großmächte Deutjch- 
lands zu heißen, find in offener Widerſetzung begriffen gegen das Recht bes 
Bundes, ber Bundesflanten und der Nation. Cigenmädtig haben fie ihre 
Truppen in das Bundesland Holftein geſendet. Gewalttbätig find fie 
über bie Grenzen eines felbitftändigen Staates vorgebrungen, ohne Bunbes- 

enehmigung verfolgen fie ihren Weg, unter dem Vorwand, bie Erfüllung 
jener Verträge von 1851—52 zu erzwingen, bie im Namen des Bunbes ge: 
ihlojjen find. 

„Und biefer Rechtsbruch wird vollbracht, nicht etwa in ungemeljenem Eifer 
für eine gute Sache, fondern im Dienfte ber verwerflichiten Politik; die Ver— 
träge, ein Dedimantel früherer Schmach, nichtig von Anbeginn, überdies von 
Dänemart vielfach gebrochen, find burdy den Tob Friedrich VII. und durd) 
bas Aufleben der Auguftenburgifchen Erbfolge inhaltslos geworden. 12 
Sabre lang ließ man fie mitgüßen treten. Set, wo ihr Voll: 
zug der Sache berHerzogthümer tödtli wäre, jeßt man Heere 
in Bewegung, um biejen Bollzug zu erzwingen. Preußen und 
Defterreich, indem fie von dem däniſchen König die Ausführung ber Verträge 
fordern, welche fein Borfahr als Herzog von Schleswig-Holſtein gejchloffen bat, 
erfennen auch ihn in diefer Eigenichaft an, ftellen ſich auf den rechtlofen Boden 
bes Londoner Protokolls, ergreifen Partei für die Feinde der Herzogthümer und 
Deutſchlands. 

„Eine Anzahl deutſcher Regierungen hat gegen den gewaltſamen Bruch der 
Bundesordnung Proteſt erhoben. Das Volk und die Herzogthümer, die ganze 
entrüſtete Nation ſchließt ſich ihrem Proteſte an. Wenn die 500 Abgeordneten 
heute abermals verſammelt wären, nicht die Stimme eines Einzigen würde 
fich ausſchließen von dieſem Proteſte, von dieſem Verdammungsurtheil. Mit 
dem nackten Proteſte aber iſt nichts gethan. Die Regierungen, die 
das Bewußtſein ihrer Pflicht und ihres Rechtes gewahrt haben, müſſen han⸗ 
deln und helfen. Sie müſſen handeln, wenn nicht der Glaube an die 
oft gerühmte Bedeutung der Mittelſtaaten is an die Wurzel vertilgt, bie 
monarchiſche Staatsordnung in ihrer Grundlage erſchüttert, das Volt unauf- 
haltſam früher oder fpäter auf bie Bahn der Selbfthülfe gedrängt werden 
fol. So fed und rüdfichtslos das Verfahren der Gegner, fo fühn und ener⸗ 
gifh muß das ihrige fein. Auf ihrer Seite fleht das gute Recht, fteht ber 
Mille der Nation. Sie kämpfen um bie höchſten Preife, um bie Freiheit von 
öfterreichiiher und preußiſcher Knechtſchaft, um bie Rettung ihres Dafeine. 
Die Gegner, umringt von innern und äußern Feinden, pochen mehr auf den 
Schein als auf den Befik ihrer Uebermadt; fie find nur flark, wenn 
das übrige Deutſchland rath- und muthlos zurüdmweidt. 

„Diel zu lange fchon wartet Deutfchland auf den erften Schritt, auf die A n- 
erkennungdes Herzogs, ben bas eigene Volk einmüthig mit lauter Stimme 
anerfannt hat. Keine Ausflucht, Feine — e dürfte in einem Augenblick 
von ſo verhängnißvoller Bedeutung dieſen —* der Regierungen, für 
ſich oder am Bunde länger aufhalten. Mit Scham und Erbitterung ent 
ba8 deutſche Volk bie Truppen Defterreichs und Preußens vorbringen, fieht 
wie bie Behörden einer freien Stabt bie ſchnödeſte Mißhandlung bemüthig 
— und wie die höchſte Behörde des Bundes ſich vor vollendeter That⸗ 
ache beugt, deren et zu bindern die heiligfte Pflicht war. 

„Keine Regierung wird fernerhin Anfpruh haben auf bie Achtung und 
das Vertrauen bes Volkes, die nicht ber Sache ber Herzogthümer b. h. ber 
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Sache Deutfchlands ihre ganze Wehrfraft ohne Rückhalt zur Ver— 
fügung ftellt. 

„Dies ift das Begehren, das wir auszufprechen haben nicht aus eigener 
Willkür, fondern, wir wilfen e8, im Namen der Nation, ein ernftes und 
großes Begehren, nicht aus Teichtfertiger Laune entfprungen, fondern bie Frucht 
ber tiefen Weberzeugung, baß für Deutſchland bie Stunde gekom—⸗ 
men ift, wo nur ber Entfhluß, ehrenvoll Alles zu wagen, bie 
Gefahr abwendet, ſchmachvoll Alles zu verlieren. Das beutfche 
Volk ift erfüllt von diefer Ueberzeugung; ift es auch erfüllt von ber That» 
kraft? Entſchloſſen ift es feinerfeits bereit, nicht nur zu protefliren, fondern 
auch zu Handeln? Alle Landesvertretungen, alle Gemeinden unb Genofjen- 
ſchaften ruft die gleiche Pflicht; fie ruft jeden einzelnen Mann in jedem beut- 
ſchen Land, fie ruft mit lautefter Stimme bie Bevölkerungen jener mächtigften 
Staaten, bie man verdammen will, das Werkzeug jenes Verrathes zu fein, 
bie Werkzeuge Preußens und Defterreihs im Dienfte ber unwürdigſten Politik. 
Sollen euere Söhne ihr Blut vergießen? Sol die Steuer und Schuldenlaft, 
bie euch bebrüdt, von neuem anjhmwellen? Nicht mit unferem Gut und Blut 
fol bie Schande der Nation eingetaufcht werben. Deutſche in allen Län— 
bern! bulbet es nicht, daß der böfe Willen bes Einen und bie 
Shwädhe bes Anbern namenlofes Unheil über Deutfhland 
bringt! Laßt nit ab, die guter Regierungen zu ftüken, bie [wachen zu 
fpornen, bie fchlechten ſchönungslos zu befämpfen. Weit bie —— 
Einflüſterungen von euch, es ſei doch Alles vergeblich; ihr habt noch nicht 
Alles gethan. Wir ſprechen nicht von gewaltſamem Umſturz als einzigem 
Rettungsmittel, dem letzten und äußerſten, zu welchem ein Volk nur greifen 
darf, wenn es alle geſetzlichen Mittel bis auf die Neige erſchöpft hat. Handelt 
in der Ausübung eures geſetzlichen Rechtes, ſtatt revolutionär zu ſprechen. 
Macht die Politik, das Geſchäft eurer Mußeſtunden, zur täglichen Berufsarbeit, 
verbreitet die Bewegung über Stadt und Land, über alle Klaſſen der Geſell⸗ 
ſchaft, erneuert raſtlos euere Forderung, beſtürmt die ſaumſeligen Fürſten, er⸗ 
drückt mit euren Anklagen bie pflichtvergeſſenen Miniſter. Die ſchlechtgeſinnten 
Regierungen ſuchen das Geld zur Ausführung ihrer Pläne, verweigern ihren 
ſtandhaften Landesvertretungen was fie begehren. Laſſet keinen Zweifel darüber, 
daß eine Anleihe zu ſolchem Zwecke niemals die Anerkennung des Landes er⸗ 
halten und den Helfershelfern bei ſolchen Geſchäften ſtatt Kapital und Zins, 
die ein ſolches Geſchäft machen, die öffentliche Verachtung zu Theil werde. 
Steuert von euerem Reichthum und euerer Armuth zur Unterſtützung der 
Herzogthümer. Gebt ihnen, wenn die Zeit gekommen iſt, Waffen und Männer, 
welche ſie bedürfen. Laßt euch nicht entmuthigen durch das erſte Mißlingen, 
nicht irre führen durch diplomatiſche Winkelzüge, nicht einſchläfern durch ben 
zögernden Verlauf der Dinge. Dieſes find die Pflichten, die und das Vater: 
land auferlegt. Thue Jeder bag Seine mannbaft und beharrlich!“ 


25. Jan. (Preußen). Eine k. Botſchaft verfügt den Schluß ber Seffton 
bes Landtags. Schlußrede bes Minifterpräfldenten von Bismard im 
Namen bes Königs (ſ. Preußen). 


„no (Defterreih). Der große Finanzausſchuß bes Abgeorbnetenhaufes 
befcließt, darauf anzutragen, der Regierung ftatt der geforderten 10 
Mil. bloß fl. 5,343,950 als Meatricularbeitrag für die Bunbesere- 
cution in Holftein zu bewilligen und zwar mit bem Zuſatz, daß biefer 
Betrag zu „keinem andern Zwecke verwendet werben dürfe”. Auf 
den Antrag des Abgeordneten Herbſt wirb überbies mit 18 gegen 
16 Stimmen befcgloffen, dem Haufe folgende Erklärung vorzufchlagen: 
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„Tas Haus der Abg. vermag ben Vorgang ber kaiſerl. Regierung in Be⸗ 
zug auf die Occupation Echleswigs als einen ben wahren Intereſſen Defter- 
veihd entſprechenden und ben allgemeinen Frieden fichernden nicht anzuer— 
kennen und fühlt fich daher zu dem Ausſpruch verpflichtet, daß es jebe Ver: 
antwortung für bie Folgen biefes Schrittes von fih ablehne.“ 

25 Yan. (Holftein). Einzug der preuß. Truppen in Kiel. Die preuß. 
Fahne tritt an bie Stelle der Bunbesfahne. Die bisherige Bürger: 
wache vor ber Wohnung bes Herzogs Friedrich muß zurüdgezogen 
werben. 

Die theologifche Facultät und die Geiftlichfeit Kiels erlaffen eine 
Bffentlihe Erklärung gegen die Berliner Kreuzzeitung und fordern 

„bie Gleichgefinnten in ganz Deutichland Hin auf, insbefondere die Ver— 
treter ber Theologie und die geiftlichen Brüder, gegen biefen Mißbrauch bes 
Kreuzes Chrifti mit ihnen Zeugniß abzulegen und ſich bemgemäß vor Gottes 
Angefiht unb vor dem beutichen Volfe durch Anſchluß am dieſe Erflärung 
ober fonft fobalb als thunlich öffentlich auszufprechen. “ 

„ „ (Rauenburg) Adreſſe an die Bundes-Commifjäre mit mehr 
als 1200 Unterjchriften für Trennung von Dänemark: 

vo..Mit bem Tode unjeres bisherigen Landesherrn, Königs Friedrich VII. 
von Dänemark ift auch an unfer Land die erufte Frage getreten, wer den er: 
ledigten Herzogsthron zu befteigen haben werde. Die rechtliche Unver: 
bindlichkeit bes auf dem Londoner Tractate beruhenden däniſchen Thron: 
folgegefeßes vom 31. Juli 1853 für Lauenburg, als einem felbftänbigen 
beutihen Bundesſtaat, kann nicht zweifelhaft fein. Das Lanb erwartet 
mit Dertrauen bie allein zu Recht beftehbende Entjdheidung von 
ber hoben beutfhen Bundesverfammlung. . . Wir ftehen unter 
allen Umftänden zu Deutſchland und verwerfen den undeut: 
hen und unberehtigten Befhluß der Ritter: und Landſchaft 
mit voller Entſchiedenheit. Das Lanb hat Feine Vertretung, die im 
Stande wäre, bie wahre Rechtsüberzeugung feiner Bewohner fund zu geben. 
Ein Theil burdy ihren Grundbeſitz einflußreiher Männer im Lande ift feinen 
Intereſſen geradezu fremd. Wir beflagen es, daß wir außerdem aud in ben 
Kreifen, die vermöge ihrer amtlichen Stellung auf die Haltung ber Bendlfe- 
rung Einfluß zu üben berufen find, bes in dieſer ernften Zeit fo nothwen— 
bigen Schußes großentheils entbehren. . . Mir erbliden in ber Mieberver: 
einigung mit ber Krone Dänemark feine Garantie der Selbftändigfeit unſeres 
Landes, jondern nur die unerjchöpfliche Duelle ftetS neuer Verwirrungen. Hat 
unfer Land auch dem unmittelbaren Drude ber unſeren Sntereflen geradezu 
feindlichen dänischen Regierung ferner geftanden und Danf unferer Berfaffung 
bisher trotzen können, jo haben uns die bittern Erfahrungen unferer Stam: 
mesgenofjen doch die Ueberzeugung zur evidenteften Klarheit gebracht, daß, 
wenn jebt Deutfchland nicht unſere volle Selbjtändigfeit wahrt, auch ung eine 
Zeit bevorſteht, da wir es fchmerzlich bereuen müßten, bie Rechte unferes 
Landes nicht mit allen unferen Kräften aufrecht erhalten zu haben. Deutſch— 
land wird entſcheiden! Wir fteben zu ihm.“ 

26. „ (Bundestag) Antrag von Weimar, Meiningen und Coburg: 
Gotha wegen ihrer Erbanfprüde auf Lauenburg. 

28. „ (Bundestag). Kurheſſen trägt auf befchleunigte Entſcheidung 
in der Erbfolgefrage an. — Die Bunbescommiffäre fragen empfeh- 
lend an wegen Einberufung ber bolfteiniichen Stände. 

nn» — 1. Behr. (Defterreid). Debatte bes Abgeorbnetenhaufes 


über ben Zehn: Millionen Credit. Abg. Tintt und 80 Mitglieder 
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ber minifteriellen Partei beantragen, über bie Reſolution Herbſt zur 
ZTagesorbnung überzugehen. Heben des Grafen Rechberg und bes 
Hrn. v. Schmerling. Bei der Abftimmung werben die Anträge bes 
Ausſchuſſes angenommen, die Refolution Herbft dagegen wirb mit 
103 gegen 59 Stimmen verworfen. 


29. San. (Holftein). Deputirte von ca. 50 neugebildeten Schleswig-Hol- 
ftein-Bereinen nehmen in Kiel ein Gefammtitatut an. 


31. „ (Defterreih und Preußen). Gleichlautende Antwort auf das 
von England geftellte Begehren einer färmlihen Erflärung, daß fie 
an dem Principe. ber Integrität der däniſchen Monarchie fefthalten: 

„Die Tal. (Faif.) Regierung bat, indem fie die Nechte, zu deren Geltend⸗ 
mahung gegen Dänemark fie in Gemeinſchaft mit Defterreich (Preußen) fchreitet, auf 
bie Stipulationen von 1851—52 bafirt, durch eben diefen Act das Princip 
ber Integrität ber däniſchen Monardie anerfannt, wie basjelbe 
buch das Abfommen von 1851—52 feftgefeßt ift. Indem die kgl. (faif.) Res 
gterung zur Dccupation Schleswig fchreitet, ift fie nicht geſonnen, dieſes 
Princip zu verlaffen. Wenn ſie jedoch in Folge von Verwidlungen, bie 
durch das Beharren der däniſchen Regierung bei ihrer Weigerung, ihre Ver: 


fprehungen von 1852 zu erfüllen, — werden könnten, oder in Folge 
der bewaffneten Intervention anderer Mächte ſich genöthigt ſehen ſollte, 
Combinationen zu entſagen, die nicht Tänger ein Ergebniß liefern würden, 
das im Verhältniß zu den Opfern ftände, welche bie Ereigniffe ben beutfchen 
Mächten auferlegen möchten, jo könnten feine befinitiven Arrangements 
ohne Mitwirfung der Mächte, bie den Londoner Vertrag unter: 
zeichneten, getroffen werden. Die britifche au würde die kgl. (kaiſ.) 
Regierung dann bereit finden, mit ihr zu einer Verftändigung über bie end: 
giftige Löjung der däniſch-deutſchen Frage zu gelangen.“ 

(Baden) In Folge einer Verfammlung von Mitgliedern ber 
demokratiſchen Partei aus Baben, Bayern, Heflen, Naffau und Rhein: 
preußen richten bie badifchen Theilnehmer eine Petition an bie ba- 
diſche Regierung, den Ständen eine alsbaldige Borlage zu machen 
zur Organilation eines dem ſchon beſtehenden Armeecorps als Re: 
ferve dienenden Volksheeres. 

„ n (Rurdeffen). 165 Delegirte ber verfchiedenen Schleswig-Hol⸗ 
ftein-Vereine des Landes richten eine Adreſſe an ben Kurfürften für 
entſchiedenes Auftreten in ber jchleswig-holfteinifhen Frage. 


1. Febr. (Deutſch-däniſcher Krieg). Die Preußen und Defterreicher 
rüden in Schleswig ein. Die Preußen befegen Edernförbe. 

„un (Schleswig). Herzog Friebrih wird fofort nad dem Cinrüden 
der Alltirten in Gottorp und in Edernförde von der Bevölkerung 
als Landesherr proclamirt. 

„„GBaden). Staatsrath Matthy übernimmt das Handelsminiſterium. 

2. „ ESchleswig). Herzog Friedrich empfängt bie erſte Huldigungs⸗ 
beputation aus dem Schleswigichen. 

3. „ (Zollverein). Wiedereröffnung der Ende Dec, v. J. vertagten 
Zollvereins⸗Conferenz in Berlin, 


” ”„ 





an Beutilen). 


4, Febr. (Deutſchedäniſcher Krieg). Die Oeſterreicher erftürmen 
Nagel und ten Königsberg unb bringen ſiegreich bis zum Dane: 
wert 


ver. 

„ (Salt mia) Preußen ernennt ben Frhrn. v. Zeblik, früheren 

Boligetpräfidenten von Berlin, Defterreid den Grafen Revertera zu 
i iſſären für das Herzogthum Schleswig. 

(Holſt ein) Ein preuß. Telegraphenbeamter nimmt auf Befehl 
Srangels von der Telegraphenſtation Rendsburg Beſitz und verlangt 
iammtliche Statiowen an der Bahn. Der Bunbesgeneral Hafe gibt 
rem holſteiniſchen Beamteten 12 Mann zum Schub; die Bejekung 

meiterer Statiowen unterbleibt darauf. 
„ Üärttemberga). Der Finanzminifter verlangt von ber II. Kam: 
mer 750,000 R. für Kriegsbereitſchaft. 

“5 Runtestag) Der Bericht von d. Pfordten als Referenten 
Ye vercinigten Ausſchüſſe über die holſteiniſche Erbfolgefrage Tiegt 
je Sean woiten Theile endlich gebrudt vor. 

seen. Das Confiftorium ber Univerfität Kiel beichliekt, 
oe Ra von Preußen eine Abrefle um Anerkennung des Herzogs 
Krtar dund eine Deputation überreichen zu laſſen. 

N. xDentibsdbänifher Krieg). Die Dänen räumen bas Dane: 
wirt and dewerkſtelligen ihren Rüdzug hinter bie Düppler Schangen 
und woch der Inſel Alſen. 

.Wolſtein). Wrangel lehnt die Forderung Hake's, ihm bie 6 zu 
WWlitein gehörigen und nun bon ben Allirten beſetzten Dörfer aus⸗ 
uitekin, ab, 

„ Sahfen) Die I Kammer tritt ben Beichlüffen der II. Kam: 
ws vom 22. San. bei. 

Au (Dentfhsdänifher Krieg). Die Defterreicher beſetzen Schles- 
wig und brechen alsbald zur Verfolgung ber abziehenden Dänen 
ar Befecht bei Deverjee. 


„ (Schleswig) Herzog Friedrich wirb in ber Stadt Schleswig 
ſofort als Landesherr prockamirt. 


d. „ (Schleswig) Die Preußen und Oeſterreicher rüden in Flens— 
burg ein. Kine Proclamation Wrangels zeigt den Schleswigern 
bie Einſetzung ber öſterreichiſch-preußiſchen Eivilcommiffäre an: 

ur. eben Beamte, ber fich diefer Autorität nicht ohne Weiteres unter⸗ 

werfen follte, bat feine fofortige Entfernung aus dem Amte zu gewärtigen. 

Die deutſche Sprache ift fortan bie Gefchäftsiprache. Kolitif he Demon- 

ſtraätionen, welche irgend einer anberen Richtung als derjenigen gelten, 

welche bie zur Kriegsführung verbundenen Regierungen ber beiden deutſchen 

Großmachte gemeinichaftlich verfolgen, und Verſuche, irgend einer an— 

beven Autorität Eingang zu verſchaffen, unterfage ic) ausdrücklich, 

unb bemerfe, daß, wenn folche dennoch vorfommen follten, bie Urheber und 

Thkeiſnehmer berfelben nachdrücklichſt beftraft werben follten. Die Betheiligung 

ımten an folchen Demonftrationen und Verfuchen wird, neben anber= 

efeplichen Strafen, bie fofortige Entfernung aus dem Amte zur 
den. 


” 


| 


„ 
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Herzog Friedrich wird an demſelben Tage in Flensburg von der 
Bevölkerung als Landesherr proclamirt. 


7. Febr. (Heſſen-Darmſtadt). Landesverſammlung in Darmſtadt. Re 


ſolutionen für ſofortige Anerkennung des Herzogs Friedrich und 
für die 

„Nothwendigkeit, daß bie bundestreuen Regierungen zur Erleichterung bes 
gemeinfamen Handelns unter ben jegigen bebrohten Berhältniffen einen enges 
ren politifchmilitärifchen Verband unter fich heritellen und alle Vorbereitungen 
treffen, um ihre Selbjtändigfeit, um Deutfchlands Recht und Ehre jelbft mit 
ben Waffen wahren zu können. Das befjifche Volt wird jebes Opfer bringen, 
um bie Regierung St. k. Hob. hierbei zu unterftüßen.” 
„ (Schleswig) Erſte Belanntmahung des preußiſchen Civil: 
Commiſſärs v. Zeblig: 

„+. Der während ber Dauer ber Beſetzung bes Herzogthums Schleswig 
mit ber oberften Autorität im Lande betraute Oberbefehlshaber der verblindeten 


Armeen bat durch feine Bekanntmachung vom 7. d. M. bereits ſämmtliche 


im Lande angeftellte Beamte beftätigt, unter ber Vorausfeßung, baß Dies 
jelben ſich der Autorität besfelben und ber Civilcommiſſäre unbedingt unter: 
werfen und daß nit dur ganz beſondere Umſtände beren Entfer: 
nung nothwendig gemacht wird. Alle Beamten, welde biefe Verpflichtung 
einzugeben bereit find, haben, fo lange fie berfelben treu bleiben und nicht 
fonft durch dienftliches oder außerbienftliches Verhalten zu ihrer Entfernung 
ans dem Amte Anlaß geben, auf Schub und Unterftüßung in ihrer 
Amtsführung durchaus zu rechnen, und es iſt Vorfehrung getroffen, daß Be: 
brohungen der Beamten durch irregeleitete Maffen, durd welche jene 
an einzelnen Orten zum Berlaffen ihrer Aemter veranlakt worden find, ſich 
nicht" wiederholen. Gegen bie ftrafbaren Urheber und Theilnehmer jolcher Er: 
ceffe wird unnachfichtlich mit allen zu Gebote ftehenden Mitteln eingejchritten 
werben. Die Sleichzeitigfeit der mit trafbaren Ausfhreitungen ver— 
bundenen politifhen Kundgebungen am ntehreren Orten bes jüb- 
lichen Theiles bes Herzogthums Schleswig und die Gemeinfamteit ber Rich: 
tung, in welcher diefelben erfolgt find, erhöht bie Nothwendigfeit folgender, 
bei der augenblidlihen Lage ber Dinge in militärifcher und politifcher Be⸗ 
ziehbung gebotenen Anordnungen: 1) Bolitifche Vereine, unb insbefon: 
bere folche, welche unter einander oder mit auswärtigen Vereinen in Verbin- 
dung ftehen, find nicht zu dulden. 2) Deffentlide Demonftratio: 
nen und Kunbgebungen politifcher Art, von welcher Partei fie auch ausgehen 
mögen, find unbedingt zu verhindern. Insbeſondere darf unter 
feinerBebingung ber &ntfheidung der Succeſſionsfragethat— 
jählih irgendwie vorgegriffen werben.” | 

Lehrer Hanſen in Ylensburg erklärt Wrangel mit Entſchloſſen⸗ 
heit, die bänifchen Beamten „müßten“ fort. 


» (Hamburg). Der Senat verlangt von ber Bürgerſchaft bring- 
lich, die für Krtegsrüftungen bewilligte 1 Mill. MB. auf 2 Mill. 
zu erhöben. 

» (Bundestag). Die vereinigten Ausſchüſſe „ſehen ſich veran- 
laßt den Bundes-Commiſſären in Holftein dringend zu empfehlen, 
ben Bebürfniffen der in Schleswig operirenden allürten Armee und 
ber borthin nachrüdenden Truppen in Bezug auf Transportmittel ıc. 
nah Möglichleit zu entſprechen.“ 


nn (Solftein). Wrangel erflärt dem Bundesgeneral Hake, ba es 
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„für die Sicherheit und Freiheit ber Kriegsoperationen für ihn von 
zwingender Nothwendigkeit werbe,” Altona, Neumünfter unb Kiel mit 
4 Bataillonen zu beſetzen und hofft die viesfälligen Anordnungen 
bon ber „fo oft gezeigten Willfährigkeit“ des Bunbesgenerals. 

9. Febr. (Didenburg). Die Regierung lehnt den Wunſch des Land: 
tags, fih am fchleswig-holfteinifhen Anlehen mit 100,000 Thlrn. 
zu betheiligen, unummwunben ab. 

10, „ (Schleswig). Herzog Frievrih wird in Apenrabe als Landes: 
herr proclamitt. 

„ » (Hamburg) Die Bürgerfchaft lehnt die vom Senat für ben 
Schuß der Küfte geforderte Erhöhung des ſchon bewilligten Crebites 
von 1 auf 2 Mil. Mark B. in geheimer Situng ab. 

11. „ (Bundestag). Die vereinigten Ausfhüffe legen endlich ben 
eriten Theil ihres Berichtes und Antrages in ber holfteinifchen Erb: 
folgefrage der Bunbesverfammlung vor: 

Antrag der Majorität (v. d. Pfordten): „Die Bunbesverfammlung 
wolle befchließen: 1) daß der am 8. Mai 1852 zu Yondon zum Awede ber 
Begründung einer neuen Succejlionsordnung für die unter bem Scepter Sr. 
Mai. bes Königs von Dänemarf damals vereinigt gewejenen Staaten abge- 
fchloffene Vertrag Teinerlei verbindliche Kraft für ben beutichen Bund habe; 
2) daß die Ausführung diefes Vertrages nicht bloß durch die fpäteren Er: 
eigniffe und durch das eigene Verhalten der k. däniſchen Regierung in Bezug 
auf die deutjchen Herzogthümer unmöglich geworden, fondern auch ber Bund 
nicht in der Lage ſei, diefen Vertrag jebt unter nachträglicher Anerkennung 
besjelben zur Grundlage feiner Entichließungen zu nehmen; 3) daß daher auch 
bie in ber 33. vorjährigen Sikung vom 28. November zur Borlage gekom⸗ 
mene Vollmacht St. Maj. des Könige Chriſtian IX. von Dänemark für ben 
Geh. Eonferenzrath Freiheren von Tirdind-Holmfeld aus diefem Titel nicht 
angenommen werben Töne; 3) daß vielmehr der Ausſchuß für bie holſtein⸗ 
lauenburgifche Verfaſſungs-Angelegenheit zu beauftragen fei, über die Erbfolge 
in den Herzogthümern Holftein und Lauenburg zum Zwecke ber Entſcheidung 
über die vorliegenden Vollmachten mit möglichiter Befchleunigung weiteren 
Vortrag zu erftatten, ohne babei den Vertrag vom 8. Mai 1852 zur Grund: 
lage zu nehmen.” 

Antrag der Minderheit (Defterreich und Preußen): „L) Diefen Au: 
trag abzulehnen; 2) den Ausſchuß zu beauftragen, in Vollziehung bes Bundes: 
beichlufjes vom 23. November und 23. December v. 3. auf die Pritfung ber 
Erbfolgefrage jelbit für die Herzogthümer Holftein und Lauenburg und ber 
bamit zufammenhängenden Vorfragen einzugehen.“ 

Die Bunbesverfammlung befchließt, die Abftimmung in 14 Tagen 
pprzunehmen. Preußen, Defterreih, Hannover Kurheſſen, Medien: 
burg und Lurenburg ſtimmen für 4 Wochen; Bayerns Antrag, in 
8 Tagen abzuſtimmen, bleibt mit 6 Stimmen in ber Minderheit. 

„no (Söolftein). Der Bundesgeneral Hafe lehnt die Zumuthung 
Mrangeld vom 9. d. M. „auf Grund der non Bunbeswegen erlaf- 
fenen Inſtruktion“ von der Hand. — Die Bundescommifjäre be- 
antworten das Schreiben ber vereinigten Ausſchüſſe ber Bunbes- 
verfammlung vom 9. d. M. fehr einläßlich dahin, daß „fie in allen 
Fällen, wo man von Geite des Obercommando's ber verbünbeten 


Armee ihre Vermittlung Überhaupt in Anſpruch genommen habe, an 
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einem Entgegenkommen von ihrer Seite es wahrlich nicht haben feh⸗ 
Yen laſſen“ und verlangen im Falle von Mißtrauen von Seite der 
Bunbeöverfammlung lieber ihre Entlaffung von einem Auftrage, ber 
„von gewiſſer Seite her unausgefeßt bie gehäfligfte und verdächti— 
gendite Kritit erfahre.“ 

11, ehr. (36er Ausſchuß). Umlaufſchreiben der gefchäftsleitenden 
Commiſſion des 36er Ausſchuſſes an die [hleswig-holfteinifchen Ver: 
eine und Comite's: 

. ... Man kann fi zunächit der Wahrnehmung eines wachjenden 
Vejfimismus nicht verfchließen, welcher Angefichts der heutigen Lage am 

Sieg ber nationalen Bewegung verzweifelt. Diefer Peſſimismus fagt fi: bie 
Bayonette der Großmächte entiheiden im Schleswig und werden in Holſtein 
enticheiven; die bundestreuen Regierungen wagen feine Molitif, bie irgend 
Erfolg verhieße, und benjenigen, die den Muth haben, fehlt es an ber aus- 
reihenden Macht; die Nejolutionen und Adreſſen der Bevölkerungen richten 
nichts aus. Wozu hilft e8 nun, dieſe wirfungslofen Demonjtrationen ins Un: 
endliche fortzufegen, Gelder zu ſammeln, die den Weg aller unferer trüben 
Erfahrungen gehen werben, ein jchleswigshoffteinifches Heer auszurüften, das 
nichts zu thun haben wird, und eine Frenvilligenbewegung im Fluß zu er: 
balten, die an ber Macht der Verhältniffe fcheitern, oder im beiten Falle übers 
flüjfig fein wird? Diefe Anficht breitet fih aus, je mehr die fog. „Macht der 
Thatſachen“ im Norden fortichreitet. Sie recrutirt ſich aus allen Schichten, 
faugt ihre Nahrung aus guten und ſchlechten Motiven, und man kaun jagen, 

daß fie zwei politifche Grundbeſtimmungen veprüfentirt : in dem einen alle 
beginnt und endet fic mit ber reinen, trägen, feigen Negation, im andern 

bat fie noch einen Schluftfak und erblickt in der Zukunft die einzige Rettung — 

bie Revolution. Geftatten Sie uns, diefer Anficht gegenüber unfere eigene 
auszusprechen. Es beruht auf einer feltfamen Verkennung der Thatſachen, 
wenn man glaubt, die Bewegung in Deutfchland fei bis heute ohne Er: 

folg gewefen. Im Gegentheil, die Erfolge liegen Har zu Tage, wenn auch 

bas Endziel noch lange nicht erreicht ift. Won den deutſchen Negierungen, 
welche man die gutgeſinnten nennt, weil jie mit mehr oder weniger, bie meiften 
allerdings mit hoͤchſt unzulänglicher Energie auf die Seite des Rechts umd 

ber legitimen Grbfolge in den Herzogthümern getreten find, hat ein guter Theil 

diefe Geſinnung exit aus ben Kundgebungen der öffentlichen Meinung ge: 
Ihöpft. Ja DOefterreih und Preußen, diefe der nationalen Ehrenſache Feind: 
lichen, anf ihren principiellen Gegenfaß gegen die nationale Strömung po— 
chenden Mächte, find dennoch von berfelben öffentlihen Meinung 
nah Schleswig getrieben worden. Mir ftüten uns auf das Zeugniß 
bes engliichen Miniſters, ber in ber DOberhausfigung vom 4. Febr. öffentlich 
erklären Tonnte: „in allen Depefchen der beiden Mächte werbe bie Borftellung 
betont, daß, wenn fie niht nah Schleswig zögen, jold eine 

Aufregung in Deutſchlandentſtehen undſolch ein Freiwilligen— 

heer nach Holſtein aufbrechen würde, daß ſie der Gefahr eines 

Bürgerkrieges ausgeſetzt wären.“ Und was dieſe Mächte auch ſonſt 

noch im Schilde führen mögen, gleichviel mit welchem Programm ſie über 

die Eider gegangen find, — das vergoſſene Blut und die dem Krieg barge- 
brachten Opfer machen es ihnen von Tag zu Tag fehiwerer, ihr Programm 
gegenüber bem ber Nation zn halten. Die öffentliche Meinung aljo hat es 
dahin gebracht, daß die Truppen Defterreihs und Preußens am Danewerk 
und an ber Schlei gefämpft und geblutet und ihre Maffenehre eingefett haben, 
daß bie Schleswiger von Ort zu Ort, von Landfchaft zu Landſchaft ihren 

Herzog Friedrich proclamiren können: die öffentliche Meinung darf angefichts 

biejer Erfolge in ihrem Streben, vollends bis ans Ziel burchzubringen, nicht 

saften und nicht ruhen. Dean jagt uns von manchen Selten: auf dem Wege, 
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der dem Ausſchuß ber Abgeorbneten buch fein Mandat angewieſen iſt — dem 
Wege ber frieblichen Agitation — ſei nichts zu erreichen. Wir antworten mit 
bem Aufruf vom 24. Januar: diefe Behauptung wirb begrünbet fein von 
dem Augenblid an, wo alle Mittel der friedlichen Agitotion bis zum letzten 
erihöpft find; zur Stunbe find fie es no nit. Am Süben wie im Nor: 
ben, in Bayern unb Württemberg wie in Preußen und anberwärts ift noch 
keineswegs alles geichehen, was gejchehen Tonnte, um die Fürſten und ihre 
Nathgeber nicht allein von ber Einmüthigkeit, ſondern aud) von ber unter: 
[hütterlichen Energie des Volkswillens zu überzeugen. Die Preife, die Ver: 
eine, bie Ranbesvertretungen haben vielfach ihre Schulbigfeit nur halb ge- 
tban. Die Ahnung einer gewaltfamen Kataftropbe, bie über furz ober lang 
aus ber Preisgebung ber Herzogihümer fich entwideln würde, gewinnt im 
immer weiteren Kreifen Verbreitung; fie ift noch neuerlih von bem Führer 
ber confervativen Partei in Bayern mit rüdbaltlofer Schärfe ausge- 
Iprochen worden. Wenn aber ber gemwaltfame Umfturz ber beftehenden Staats- 
ordnung von jedem gefitteten Volk als ein ſchweres Uebel empfunden wird, 
und die Theilnahbme an revolutionären Entwürfen für jeden gewiſſenhaften 
Dann ber fehiverjte Entichluß feines politifchen Lebens ift, jo muß es unjere 
Aufgabe bis zum lebten Augenblid jein, bie verblendeten Regierungen und 
Dynaftien von bem Abgrund zurüdzuhalten, bem fie entgegengeben. Erft 
wenn bie äußerfte Anſtrengung ber geregelten Volkskraft fruchtlos geblieben 
iſt, tritt die Revolution in ihre Rechte ein; dann erſt beſitzt ſie auch die Kraft, 
ihre Gegner unwiderſtehlich niederzuwerfen.“ 


12. Febr. (Holſtein). Altona wird von einem Bataillon Preußen trotz 


n 


13. 


” 


bes Proteftes der Bundescommifjäre bejebt. Cine telegraphiiche De: 
peihe aus Frankfurt weist die Bundescommiſſäre an, „das preu= 
ßiſche Militär aufzunehmen“; die Bürger fügen fi den Einquar⸗ 
tirungsbefehlen. Die Hauptwache bleibt in ben Händen der Bunbes- 
fruppen. 


„ (Schleswig). Die deutſchen Abgeorbneten ber ſchleswig'ſchen 


Ständeverfammlung fommen in Schleswig zufammen und beichließen, 
eine Deputation von 12 Mitgliedern an ben König von Preußen 
und an ben Kaifer von Defterreih zu fenden, um für bie Aner- 
fennung der Landesrechte und bes Herzogs Friedrich zu wirken. 


„ (Bundestag). Der Conflict in Holftein zwifchen Wrangel und 


den Bunbesautoritäten liegt der Bunbesverfammlung vor. Defter: 
reih und Preußen erflären, „es handle ſich im Weſentlichen um eine 
Zruppenregulirung auf einigen Punkten ber Hauptverbindungslinien 
ber Armee und wünfchen bezügliche Weifungen ber Bunbesverfamm: 
Yung an General Hake „Behufs Negulirung ber Frage” Sachſen 
proteftirt „gegen bie wider feierliche Zufage, ohne Zuflimmung bes 
Bundes ergriffene Maßregel” und beantragt „bie Bundesverfammlung 
wolle dagegen reclamiren, Erfüllung der gemachten Aufagen ver: 
langen, und alle, zur Sicherftelung ihres Anſehens erforberlichen 
Maßnahmen ergreifen, insbefondere die, in dem Bundesbeſchluß vom 
22. Ian. d. J. vorbehaltene Berufung andermweitiger Reſerven 
und zwar aus Truppen bes 7. und 8. Bundes-Armeecorps bewirken.“ 


„ (Preußen). General v. Manteuffel geht in außerorbentlicher 


Miſſion nad Dresden. — Der König empfängt bie Deputation 
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der Univerfität Kiel und nimmt die Adreſſe derſelben um Aner⸗ 
fennung des Herzogs Friedrich entgegen. — Auftauchen der bee, 
die jchleswig-holfteinifche Yrage dur ein Arrangement mit Olden— 
burg Behufs einer Gebietserweiterung für Preußen zu löſen. 

13. Febr. (Schleswig). Der Herzog Friebrih wird auch in ber lebten 
Stadt Schleswigs, in Habersleben, von ber Bevölkerung als Landes⸗ 
herr proclamirt. 

13/14. Febr. (Defterreidh und Preußen) richten abmahnende Noten 
gegen die Anträge v. d. Pforbten in der Erbfolgefrage v. 11. d. M. 
an bie verſchiedenen deutſchen Regierungen. 

14. Febr. (Preußen). Abſchluß eines Vertrages mit Oldenburg über 
Sicherung und Ausdehnung ber preuß. Marine-Etablifjements im 
Jahdebuſen. 

„„Maſſau). Die Regierung verbietet die ſog. Lichtmeßverſammlung 
ber Fortfchrittspartei in Rüdesheim und löst eine flatt berjelben 
veranftaltete Verfammlung „für Unterftüßung ber Verwundeten in 
Schleswig-Holftein” auf. 

14./145. Tebr. (Holftein). Die Preußen befeten auch Neumünfter und 
Kiel. Die Bundesautogritäten Taffen e8 gefchehen. Bundesgeneral 
Hake concentrirt die hannover'ſche Brigade um Altona. 

15. „ (Preußen). Breußifche Blätter melden, daß das jechste Armee: 
corps mobilifirt und in ber Laufi (gegen Sachſen) aufgeftellt 
werben folle. 

nn (Baden) hat das Königreich Italien anerfannt: ber Großherzog 
nimmt das Grebitiv eines ital. Geſchäftsträgers entgegen. 

16. „ (Baden). Debatte in ber II. Kammer über die clericale Agi— 
tation in der Schulfrage, 

„» n (Helfen: Darmftadt). Die I. Kammer befchließt mit allen 
gegen bie 5 anmwejenden abeligen Stimmen: 

1) der großberzoglichen Staatsregierung für deren Thätigfeit in der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Angelegenbeit ihre Anerkennung auszufprechen ; 2) dieſelbe zu erfuchen, 
an dem Bunbestage auf jchleunige Erledigung ber unverantiwortlich verzögerten 
Erbfolgefrage zu bringen, auf alle Fälle aber felbftändig mit ber Aner- 
fennung des Herzogs Friedrih voranzugehen; 3) dieſelbe ferner 
zu erfuchen, mit ben übrigen bundestreuen Regierungen Deutichlands die nd- 
thigen Vereinbarungen zu treffen, un gemeinfam, felbft mit ben Außer: 
fien Mitteln, bie Rechte bes Bundes, ihre eigene Selbftänbigfeit, nament⸗ 
lich aber die Rechte ber Herzogthümer und ihres rechtmäßigen Fürften zu 
wahren; 4) insbejondere biefelbe zu erfuchen, auf eine ftärfere Beſetzung Hol- 
ſteins mit Bundestruppen, ſowie auf eine Mitbeſetzung Schleswigs ingu: 

- wirken.” Der Minifter von Dalwigk erklärt fich gegen die Anträge, indem er 
Anerkennung bes Herzogs Friedrich und bie „Außerfien Mittel“ 

17. „ (Schleswig). Die Civilcommiffäre erklären die Verfaffung vom 
18. November außer Kraft. 

» n (Bayern). Der fchleswig-holfteinifhe Verein in Nürnberg be: 
jchließt eine Adrefle an den König unb beauftragt eine Deputation 
mit der Veberreihung berfelben. Der König lehnt die perjänliche 
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Entgegennahme ab und läßt bie Deputation auf den conftitutionellen 
Weg verweijen: 


„0. . Die Freude über ben Erfolg deutjcher Waffen ift Feine ungetrübte. 
Defterreih und Preußen haben fih tbatjählih vom deutſchen 
Bunde losgejagt, ſie kämpfen als Defterreiher und Preußen, 
nicht als Deutfche; alle anderen deutichen Stämme find von dieſem Kampfe 
ausgeſchloſſen, und die dereinftigen Sieger werden, jo müſſen wir fürd- 
ten, allein enbgiltig über das Schickſal Schleswig-Holſteins 
entfheiden, und der deutijhe Bund wird rath- und madtlos 
zu geboren haben. Welches Schickſal Defterreih und Preußen für 
Schleswig-Holſtein beitimmt, noch weiß man es nicht. Aber die den fremden 
Mächten wiederholt gegebenen Auficherungen, die Integrität des bänifchen 
Reichs zu bewahren, einzelne Gricheinungen wie 3. B. das in biefen Tagen 
erfolgte Bejegen verjchiedener Punkte in Holftein troß ber Proteſtation der 
Aundesautoritäten, das Verbot, daß Schleswigs Velk feinen Fürften procla- 
mire, die Entfernung beutfcher Farben, und der ben dänifchen Beamten in 
m Weiſe zugejicherte Schuß, jo daß diefelben gegen ben Willen 
ber Bevölferung und von folcher als die eigentlichen Unterbrüder auf das 
beftigjte gehaßt, in ihren Aenıtern verbleiben, laſſen dringend bejorgen, baß, 
wenn Dejterreich und Preußen nicht ſchon im Geheimen über das Schickſal 
Scleswig-Holfieins ſich geeinigt, jo doch für alle Eventualitäten ſich offene 
Hand behalten und kaum geneigt fein werden, ein ungetheiltes Schleswig: 
Holjtein dem allein legitimen Yürjten zu übergeben, den des Volkes Stim- 
mung in Holjtein wie in Schleswig fi erwählt. Und deshalb find Alle, 
welche e8 mit Deutjchland und mit Schleswig-Holſtein treu und ehrlich mei- 
nen, tief befümmert, weil ber Zwed, für den jegt deutſche Krieger ihr Blut 
vergießen, in unbeimliches Dunkel gehüllt if. Aber Eines ift ſchon jetzt 
gewiß. Die Autorität des dDeutfhen Bundes ift vernidtet, 
Defterreih und Preußen bandeln für fih, mißachtend die 
Beſchlüſſe des Bundes Sie wollen zeigen, daß jie die Mächtigeren 
find, daß die anderen deutſchen Staaten feinen Willen, und wenn aud, doch 
feine Kraft ihn durchzujegen haben. Defterreih und Preußen jind, 
gelingt ihr Plan, fortan Deutjhland; ihr Gebot, ihr Wille 
entfheidet; das übrige Deutſchland bilbet mit feinen Fürjten 
und ſtehenden Heeren ein Vaſallenthum, das auf Befehl zu 
Haufe bleibt, in den Krieg zieht und wieder beimfehrt, wie 
man es eben braudt, und wiberjeßt es fich, fo theilt man es. In die— 
jer Weife verjtehen Defterreich und Preußen, verſtehen Bismard und Rechberg 
Deutſchlands Einheit. Und Angefichts diefer Gefahren, was thut der Bund, 
was thbun die bundesgetreuen Staaten, was beren Fürften? 
Seit Monaten feine That. Wie der Furchtfame inmitten bes brennenden 
Schifſes niht wagt, fein Leben zu retten durch einen fühnen Sprung in 
die tobenden Fluthen des Meeres, um das nahe Ufer zu erreichen, und jam= 
mervoll untergebt, jo gelähmt jcheinen die bunbestreuen Staaten, daß fie 
zaubern, bis alle Hoffnung auf Erfolg zu Ende iſt. Nicht das 
Beifpiel des raſchen und entichloffenen Handelns, das ihnen Dejterreih und 
Preußen gegeben, nicht die Vorftellungen und Bitten ihrer Völker, thatfräftig 
einzujchreiten in bem Kampf gegen Dänemarf, nicht das Vertrauen auf ihre 
itolzen und ſchönen Heere, welche vor Begierde brennen, endlich einmal wirk⸗ 
liche und ehrenvolle Dienfte dem Vaterland leiften zu Tünnen, nicht die 
Erfahrung, daß Defterreih und Preußen überall ba, wenigitens jcheinbar, 
nachgegeben,. wo fie auf einen thatkräftigen Wiberftand zu jtoßen noch befürdh- 
teten, nicht bie Lehre ber Geſchichte, daß bis in bie neueften Zeiten berab 
Fürftengefchlechter ſpurlos verjchwunden find, nicht die Furcht, bem eignen 
Bolt fih zu entfremden — Nichts war im Stande, bem beutichen Bunde 
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unb ben bundestreuen Fürften fo viel Muth einzuflößen, nur einen Theil 
ihrer Heere nach Holitein zu werfen, un mit einer ebenbürtigen Macht Oefter: 
reih und Preußen gegenüber zu ftehen, damit die nun dort ftehenden Bundes⸗ 
ereentionstruppen ihre Aufgabe erfüllen, die Rechte der Herzogthümer ſchützen 
und Uebergriffen der beiden Großmächte wirffam entgegentreten können. Man 
ift niht im Stande, die Erbfolgefrage zur Entſcheidung zu bringen, 
weil nach der Entſcheidung gehandelt werden müßte und ftatt beffen man 
fi) lieber die täglich eintretenden Creigniffe als fait accompli gefallen läßt. 
Und wenn bie eignen Souveränetätsrechte, an melden bem Volke gegenüber 
bis auf das Tleinfte feftgehalten wird, in Folge der drohenden Stellung ber 
Großmächte aufgegeben werben, find nicht auch Mechte bes Volkes gefährdet, 
bie dafjelbe nicht aufgegeben haben will? Aber die Stimme bes Volkes ift 
nit beachtet, troß wiederholter Bitten Fein Landtag zujammenberufen 
worden, um bie Bertreter des Volkes zu hören. Königlihe Majeſtät! Ges 
ruhen Sich Allerhöchftdiefelben die Begeifterung in bas Gedächtniß zurüd zu 
rufen, welche das ganze Land beiwegte, als Ullerhöchitdiefelben mitten im Win⸗ 
ter, perfönliche Gefahr nicht achtenb, von Rom in Ihr getreues Land zurüd- 
geeilt, al8 Sie bie föniglihen Worte ſprachen, mit und durch den Bund 
mit allen Kräften für die gerechte Sache Schleswig-Holſteins einzuftehen, er: 
innern fih Ew. Majeftät der Begeifterung jener Männer, welche aus Holftein 
in die königliche Refidenz gefommen waren, um nad ihrer NRüdfehr allent: 
Salben zu verfünden, daß fie in Bayerns König einen echten deutſchen Fürſten 
Bee ber ihre Sache nicht verlafjen wird und Ew. Majeftät werden es 
egreiflich finden, wenn das Volk die Räthe der Krone anflagt, daß 
fie zögern, ben Willen Ew. Majeſtät durch vafches Handeln in Vollzug zu 
feten. Wer mit und durch den Bund zu banbeln gelobt hat, 
ber wird aud für den Bund eintreten müfffen, wenn frembe 
Gewalt jeine Beſchlüſſe mißachtet, ihnen entgegenbanbelt 
ober feine Wirffamfeit überhaupt lahm legen will. Man kann 
mit oder durch ein Organ nur dann handeln, wenn bajfelbe in Tebens=- 
fähiger Weiſe exiſtit.. In dem Momente, wo die bunbestreuen NRegie= 
rungen bulden, daß die Großmächte die Beichlüffe bes Bundes mißachten, hat 
berjelbe aufgehört zu eriftiren und der Wille der Großmächte entjcheidet allein. 
Diefe Sefapr zu bejeitigen, gibt es nur Ein Mittel. Und die 
Macht, welche unfern Regierungen zur Seite fteht, ift eine nicht geringe; fie 
beiteht in wohlgerüfteten Armeen, welche nur des Winkes Barren, in 
bem Bolfe, das Schleswig-Holitein für Deutſchland gerettet wiffen will, 
und vor allem in der Geredhtigfeit der Sache, welhe Muth, Zuverficht und 
Vertrauen gibt. Noc hat das Volf das Vertrauen niht ganz verloren, 
noch glaubt es, wie es ſelbſt bereit ift, für feine Ehre und Gelbftändigfeit 
alle Güter des Lebens einzufegen, ein gleicher Muth werde feine Fürjten und 
Regierungen befeelen, welche mehr noch als die Völker zu verlieren im Be- 
riffe fteben. Wir bitten daher Ew. Majeſtät allerunterthänigit, aller= 
? hleunigft bei, burcy und für den Bund diejenigen Schritte zu thun, wo— 
durch eine Achtung gebietende, für alle Sventualitäten gerüftete 
Bundesmacht aufgeftelt und die in Holftein bloßgeſtellte Bundesarmee 
verftärkt werde, um im entjfcheidenden Momente thatkräftig für bie 
Rechte SchleswigsHolfteins, nöthigenfalls ſelbſt gegen Defterreid 
und Preußen, einzuftehen und zu erwirken, daß das vereinte. Schleswig: 
Halftein feinen legitimen Zürften übergeben werde.” 


17.%ebr. Geſſen-Darmſtadt). Die I. Kammer beſchließt mit allen 
gegen 4 Stimmen 


„unter dem Ausbrud ihrer freudigen Bewunderung bes Helbenmuths ber 
beutfchen Truppen, burd welche mit unerwarteter Schnelligfeit ber größte 
Theil des Herzogthums Schleswig von dem bänifchen Drud befreit worden 
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if, die Erwartung auszufprechen, bie großberzogliche Regierung werde wie 
Bisher auch fernerhin dahin wirfen, daß burd Regelung ber Erbfolge in 
Schleswig-Holftein bie Rechte dieſer deutſchen Lande und das Intereſſe Deutſch⸗ 
lands gewahrt werbe, und zu dieſem Behuf barauf bringen, daß bie hohe 
Bundesverfammlung über die Erbfolgefrage Entſcheidung treife und ben Ber: 
treter bes als rechtmäßig anerkannten Herzogs von Holitein als Bundestags⸗ 
efandten zulafje, ferner die fefte Zuverficht auszujprechen, daß nichts geeigneter 
ein könne, bas volle Einverfländniß zwilchen ben deutſchen Großmächten und 
ben übrigen Mitgliebern des Bundes herbeizuführen, als bie dem Recht und 
Fundament aller Staaten entjprechende Drdnung ber obengenannten Erb: 
folgeangelegenbeit.” 

18. Febr. (Bundestag). Die Bundesverfammlung beſchließt, in Erwi⸗ 
derung auf ben däniſchen Embargo auf alle beutihen Schiffe ohne 
Unterſchied ber Flagge auch auf alle däniſchen Schiffe in deutſchen 
Häfen Embargo legen zu laſſen. 

„ n (Schleswig). Die Eivilcommiffäre erflären bie däniſchen Sprad: 
referipte für aufgehoben. 

„» n Breußen). General v. Meanteuffel geht in außerorbentlicher 
Miffion nah Hannover ab. 

„ n» (Hannover) Eröffnung bes Landtags. Die Thronrede wird 
durch den Kriegsminifter verlefen. Tifchrede des Könige, Die 
I. Kammer wählt zu Präſidentſchaftscandidaten Graf Bennigfen 
mit 77 gegen 8, Landrath Neubourg mit 53 gegen 29 und R. 
v. Bennigjen mit 35 gegen 26 Stimmen. 

18./19. Febr. Minifterconferenz in Würzburg zwilhen Vertretern von 
Bayern, Württemberg, Sachſen, Baden, Heſſen-Darmſtadt, Naffau, 
Braunſchweig, Weimar und Coburg-Gotha. — Kurheſſen und Han: 
nover haben die Theilnahme abgelehnt. 

Es wird beichloffen, den pofitiven Ausfprud des Bundes in ber 
Succeflionsfrage jo dringend wie möglich zu befchleunigen und ferner 
am Bunde auf Einberufung der holſteiniſchen Stände und Berftär: 
fung ber Bundestruppen in Holftein durch weitere Bunbestruppen, 
welche unter den Bundesgeneral zu ftellen feien, anzutragen. 

18—20. Febr. (Anhalt), Beſchluß der Mehrheit des Landtags bez. 
Generalſyndicus, Proteft der ritterfchaftlihen Abgeordneten; Ber: 
mittlung. 

19. Febr. (Kurheſſen). Da Kurheſſen die Beſchickung der Würzburger 
Conferenz abgelehnt bat, jo bejchließt ber fchleswig-holiteinifche Aus- 
ſchuß von Kafjel, eine neue, ernite Adreffe an das Minifterium zu 
richten: 

r ... ir wollen barüber fchweigen, daß die furfürftliche Negierung bie 
Einladung zu ber Würzburger Eonferenz in letzter Stunde ablehnenb beantwortet 
hat, obgleich gerabe bieje Berathung bem Recht der Herzogthümer und ähres recht⸗ 
mäßigen Regenten zu bienen beftimmt war, und von beutfchen Regierungen beichidft 
worben ift, denen bie Anerfennung niemals verjagt werben wirb, baß fie vor allen 
anbern durch ihr muthiges Eintreten für bie gerechte Sache ber Herzogthümer 
bie größten Berbienfte um Deutjchlanbs Recht und Ehre ſich erworben haben. 
Aber unterlaffen wollen wir es nicht, noch einmal mahnend unfere Stimme 
zu erheben und hohem Minifterium zuzurufen: bie Zeit ift eine ſehr ernfte, 
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und bie fchleswig-holjteinifhe Sache von höchſter, vielleicht Doch noch nicht 
vollftändig gewürbigter Bebeutung! Die Folgen, wenn wider Treu und a. 
ben die Entſcheidung diefer Sache durch die Mitſchuld Kurheſſens noch länge 
verichleppt ober gar gegen Recht unb Gerechtigkeit entjchieden werben follte 
werden ſchwer und unausbleiblidh fein!” 

19. Febr. (Schleswig). Die Civilcommiſſäre heben das bisherige Ver: 
bot der jchleswig-holfteiniichen Yarben auf. 

20. „ (Holitein). Der däniſche Münzfuß wird von den Bundescom: 
miflären bejeitigt und ber alte Münzfuß wieder hergeftellt. 

„nn Schleswig) Die Eivilcommifjäre ftellen für die Beamteten 

bie Forberung des Bienniums an ber Univerfität Kiel wieder her. 

» nn (Hannover). R. v. Bennigfen trägt in ber II. Kammer auf 
einen gemeinfamen Ausihuß beider Kammern von je 7 Mitgliedern 
an, zu fchleuniger Berathung und Berichterftattung über eine ange: 
mefjene Adrefle der Ständeverfammlung zu Wahrung und Durch— 
führung der bedrohten Rechte der Herzogthümer und ihres redht- 
mäßigen Herzogs Frievrih VII. — R. v. Bennigfen wird einftim- 
mig zum erften Generaliyndicus gewählt. 

» nn (Sellen:-Darmftadt). Die IL. Kammer beichließt eine einfei- 
tige Adreſſe an den Großherzog zu erlaffen, fomweit die von ihr ge: 
faßten Beſchlüſſe ſich mit derjenigen der J. Kammer nicht vereinigen 
ließen. 

„+ (Hamburg). Der Senat legt doch endlich Beſchlag auf die 
däniſche Poſt- und Telegraphenverwaltung. 


21. „ Deutſch-däniſcher Krieg). England ſchlägt neuerdings den 
Zuſammentritt einer Conferenz zu Wiederherſtellung des Friedens 
und zwar ohne zum Voraus beſtimmte Conferenzbaſis vor. Oeſterreich 
und Preußen erklären ſich im allgemeinen dazu bereit, Dänemark 
nimmt dagegen Anſtand, auf den Vorſchlag einzugehen. 

„6Gber Ausſchuß). Die geſchäftsleitende Commiſſion ruft zu 
Unterſtützung ber vom Kriege am meiſten nothleidenden Gegenden 
Schleswigs auf. 

22. „ (deffen %: itabt). Die I. Kammer lehnt den ganzen Ge: 

bentwmf » ; = ber religiöjen Erziehung ber Kinder ab, indem 

bei Art, ‘ ' ‚ erungsentwurf, der Ausfhußantrag und ein An: 
itlich verworfen werben. 

Die Negterung verbietet bie Schrift: Der 
wider die Bauern in Medlenburg — zur Ge: 
yums in Deutfchland und zum Verſtändniß feiner 

"iggers. | 
Gen. dv. Manteuffel geht in befonderer Miffion 

id) mit Oefterreich über ein weiteres Einrüden in 

 abigen, 

Der König v. Preußen empfängt die Deputation 

ı Ständemitgliever für volftändige Trennung von 

8 
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Dänemark, für Anerkennung ber alten Erbfolge und für die alte 
Bereinigung mit Holftein. Unbeftimmte Antwort des Königs. 


23. Sehr. (Hannover) Die H. Kammer nimnt den Antrag Bennigjens 


" 


24. 


" 


25. 


mit allen gegen die Stimmen ber drei Minifter an. 

„ (Dldendburg). Der Landtag lehnt die Regierungsvorlage, bie 
Zahl der Abgeordneten von 49 auf 37 Mitglieder (auf 8000 ftatt 
auf 6000 Seelen 1 Mitglied) herabzufeken, ab, obwohl der frühere 
Landtag einen dahin zielenden Beſchluß gefaßt hatte. 

„ (Schleswig). Der Idſtädter Löwe wird in Flensburg bejeitigt. 
„ (Bremen). Die Bürgerfchaft bejchießt faſt einftimmig, 

„sen Senat zu eriuchen, im Berein mit den Senuten ber übrigen freien 

Städte und womöglih mit andern gleichgefunten Bunbesregierungen ſchleu⸗ 
nigft den bringlichen Antrag in die Bundesverfammlung zu bringen: daß über 
die holſteiniſche Erbfolgefrage innerhalb einer beftimmten kurzen Friſt die Ab: 
ftimmung vorzunehmen, dev beftehende Ausſchuß demnach aufzuforbern fei, un: 
gejäumt den Bericht über diefelbe zu erſtatten“. 
„ (Bundestag). Abſtimmung über die Anträge ber vereinigten 
Ausſchüſſe bezüglich der Ichleswig-holfteiniichen Frage vom 14. Tebr. 
Die beiden erſten Punkte des Majoritätsantrages (v. d. Pfordten) 
bleiben mit jieben Stimmen in ber Minderheit (es jtimmen bafür 
Bayern, Württemberg, Sachſen, Baden, die Erneftinifchen Häufer 
und die 13. Curie (BraunfhweigNaffau), dagegen werben bie An: 
träge 3 und 4 mit 9 Stimmen (indem zu den obigen noch Han- 
nover und Kurhefien treten) angenommen. Die beil und 2 in ber 
Minderheit gebliebenen (die jog. Würzburger) geben zugleich mit 
ihrer Abftimmung die Erklärung ab: baß fie binnen 8 Tagen bie 
Erftattung des zweiten Theiles des Ausſchußvortrags erwarteten, even: 
tuell weitere Anträge ftelen würden. 

Sachſen und Württemberg tragen auf inberufung der bol- 
fteiniihen Stände an und verlangen Abitimmung in 8 Tagen. Es 
ergeben fi 8 Stimmen dafür, 8 Stimmen dagegen, worauf Ab- 
ftimmung in 14 Tagen beſchloſſen wird. 

Defterreih und Preußen geben eine „Erklärung und Antrag” ab, 
durch ben fie den Oberbefehl auch über die Bundestruppen in Hol: 
ftein für den Oberbefehlshaber ber vereinigten öſterreichiſch-preußiſchen 
Streitkräfte und die Beitellung zweier weiterer Bundescommiljäre in 
Holftein durch Defterreih und Preußen verlangen. Der Antrag 
wird auf die vor Ausführung der Erecution in Holftein unter den 
4 Erecutionsregierungen getroffenen und von der Bundesverſammlung 
genehmigten Berabredungen geſtützt: 


„Die unmittelbare Ausführung ber Grecution hat one Widerfland in 
ih ftattgefunden, fo daß es möglich gemwefen ift, bie (dfterr. und preuß.) 

ruppen, welche damals bie eriten Reſerven bildeten, aus Holftein berauszu- 
ziehen und mit ben 'andern Heeresabtheilungen von Deiterreih und Preußen 
in das Herzogthum Schleswig einrüden zu laſſen. Die feitdem eingetretenen 
Greigniffe, welche mit ber Aufbringung beutfcher Schiffe durch bänijche Kreu⸗ 
zer von däniſcher Seite bie Geftalt voller Kriegsführung angenommen haben, 
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laſſen ebenfowohl bie Grecutionstruppen in KHolftein als das Heer ber Ber: 
bündeten in Schleswig als bebroht erfcheinen und fchon jeßt werben erftere 
gegen Angriffe von Norden ber nur durch die Occupation des Herzogthums 
Schleswigs durch üfterreichifche und preußiiche Truppen gebedt. Inſofern da⸗ 
durch, wie dies auch durch den k. fächfifhen Antrag vom 13. Februar db. &. 
anerfannt wirb, das Bebürfniß einer verftärkten Beſetzung Holfteins hervor⸗ 
tritt, find zu dieſem Zwecke, ben obengebachten Bundesbefchlüffen gemäß, zu: 
nächſt Oefterreih und Preußen berufen, das Erecutionscorpg unter 
Generallieutenant v. Hafe wieder auf die erforderliche Stärfe zu bringen, 
alfo die erwähnten, von ihnen bisponibel gehaltenen erften Nejerven von je 
5000 Mann in Holftein aufzuftellen. Es ift aber bamit zugleich ber weiter 
vorgefehene Fall eingetreten, baß bie von Defterreich und Preußen bereit ges 
haltenen „überlegenen Streitfräfte", Die zur Dedung ber Grecutionsaufftellung 
im Norden fi) in Activität befinden , zu demjenigen Zufammenwirten mit 
den übrigen Bundeserecutionstruppen berufen find, welches nach Maßgabe 
der getroffenen Verabredungen der gemeinjame und einheitlihe Ober— 
befehl bedingt, über den Defterreih und Preußen ſich verftändigt hatten. 
Die Gefandten von Defterreih und Preußen find angewieſen, noch befonbers 
hervorzuheben, wie dringend notbwendig vom bloß militärifchen Gefichtspunfte 
aus dieje Einheit bes militärifchen Oberbefehls für die in ben beiden Herzog- 
thümern Holftein und Schleswig anfgeftellten Truppen tft. Der Schuß gegen 
feindliche Angriffe, das dazu nöthige Smeinanbergreifen ber ftrategifchen Ope- 
rationen und der Erfolg des offenſiven, wie befenfiven Kampfes 
gegen den gemeinfamen Gegner können nur durch bie einheitliche Lei⸗ 
tung gefichert werden. Die Regierungen von Defterreich und Preußen finden 
biefe Maßregel in ben bereits von ber h. Bunbesverfammlung genehmigten 
Verabrebungen, deren Vorausſetzungen jetzt eingetroffen find, begründet. Sie 
wünſchen aber um fo mehr eine nohmalige Gut heißung berfelben burd) 
die b. Bundesyerfammlung, als badurch zugleih allen weiteren Irrungen 
und Mißverftändnifjen, wie fie bei neuerlichen Vorgängen in Altona 
fattgefunden haben, vorgebeugt und das ganze Verhältnig dauernd 
regulirt werben würde. Sie ſehen es zugleich alsjelbitverftänblid 
an — wie dies jchon in bem Ausſchußvortrage vom 19. Sept. v. 5. ausge: 
ſprochen ift —, daß nunmehr auch die Regierungen von Defterteih und 
Preußen je einen Eivilcommiffär ernennen, welde in Gemeinſchaft mit 
dem T. ſächſiſchen und dem f. hannöveriſchen Commiljarius bie Verwaltung 
bes Herzogthums Holftein zu leiten und in den gemeinfamen Angelegenheiten 
Beziehungen zur Verwaltung Schledwigs zu vermitteln haben 
würben.“ 


25. ehr. (Schleswig). 700 Männer aus Angeln huldigen in Kiel 
dem "Herzog Friebrich als ihrem legitimen Lanbesherrn. 

„ n (Holftein). Die feit dem 12. d. M. in SHolftein flationirten 
preuß. Truppen (Brigade bes Generals v. Raven) werben ber allüirten 
Armee einverleibt und ziehen bie weiße Armbinde an. 

26. „ (Schleswig). Eine Mohftredeputation von faſt 1500 Mitgliebern 
aus allen Theilen des Landes huldigt in Kiel dem Herzog Friedrich 
als ihrem legitimen Landesherrn. 

26.127. Fehr. (Württemberg). Debatte ver II. Kammer über ben von 
ber Regierung geforderten außerorbentlihen Militärerebit. Mitthei- 
lungen bes Minifters von Hügel über bie Refultate der Würzburger 
Minifterconferenz. Die Kammer bewilligt mit 55 gegen 15 Stim: 
men bie geforberten Crebite, 
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‚in Erwartung, bie Regierung werde im Einverſtändniß mit ben mitt⸗ 
leren und kleineren Staaten Deutfchlands alles aufbieten, daß vom beutjchen 
Bund die Rechte bes Herzogs und des Volkes von Schleswig-Holitein ohne 
längeren Verzug anerfannt und mit allen Mitteln durchgeführt werben.“ 

Sin weiterer Antrag, die Regierung dafür verantwortlih zu 
machen, daß für bie nationale Sache wenigſtens von jegt an bie 
äußerften Mittel in Anwendung gebracht werben, wird mit 59 gegen 
21 Stimmen abgelehnt und ebenſo der Antrag, dem bunbeswidrigen 
Vorgehen der Großſtaaten durd einen engeren Bund ber Mittel: 
flaaten vorzubeugen und das Aufgebot der ganzen Wehrkraft zu ver: 
anlaffen. Mit 50 gegen 30 Stimmen wirb jedoch beichloflen, 

„Die Weberzeugung auszufprechen, daB dem bundeswibrigen Vorgehen ber 
beutichen Großmächte gegenüber bie Rechte Deutfchlands und ber Herzogthümer 
wie bie eigene Selbitjtändigfeit der beutjchen Mittel und Kleinjlaaten nur 
durch ein feites Bündniß berjelben unter ſich und durch die Berufung einer 
gemeinfamen Volksvertretung der fo verbünbeten Staaten gefichert werben 
fönnen, bemgemäß bie k. Staatsregierung zu erjuchen, für den Abjchluß eines 
ſolchen Bündnifjes ihrerfeits nad) Kräften thätig zu fein.” 

27 Gebr. (Hannover). Diel. Kanmer tritt dem Befchluffe der IL. Kam: 
mer bezüglid einer gemifchten Commiſſion für die jchleswig-holftei- 
nifhe Frage bei, aber mit Weglaffung ber die Anertennung des 
Herzogs Friedrich enthaltenden Etelle. 

» » (Baden). Antrag Bluntihli’s auf Reorganifation der L Kammer. 
-28. „ (Bayern). Lanbesverfammlung in Erlangen. Dieſelbe beſchließt 


einftimmig zu erflären: 

41) Schleswig-Holſtein als ſelbſtſtändiges deutſches Land von feinem recht: 
mäßigen Herzog Friedrich VIII. regiert, ijt die von dem Rechte des fchlesiwig: 
bolfteinifchen Volkes, ſowie von ber Ehre und ben Intereſſen Deutſchlands 
gebotene Löſung des deutjch= bänifchen Streites; jede andere ift unrecht und 
unwürbdig; 2) ba die bisherigen Schritte der bayerifchen Regie— 
rung zur Verwirklichung der in dem königlichen Erlaß vom 17. Dec. 1863 
unter dev Zuſtimmung bes geſammten bayeriichen Volkes verkündeten Politik 
fih unzureichend gezeigt haben, fo bedauern wir tief, daß bie klar vorge: 
zeichnete Bahn zu fefter Einigung der reindeutſchen Staaten bisher nicht mit 
Energie eingefhlagen worden tft, und wir erwarten, daß dur fofortige 
Einberufung bes bayerifhen Landtags und durch Aufbietung 
der bayeriſchen Heeresfraft dem vollen Ernfte. der gegenwärtigen Lage 
entiprochen werde; 3) auch jetzt noch, beffen find wir gewiß, bedarf e8 nur 
ber Erfüllung der nationalen Pflicht, ber Beharrlichfeit, eines unverzagten 
nachhaltigen Handelns von Seite des beutfchen Volks und jener Regierungen, 
welche fi) der nationalen Sache treu bewiefen haben, und insbeſondere eines 
offenen Vertrauens der Fegtern zu dem Opfermuth ber beutfchen Nation und 
ihrer einzelnen Stämme, um die jchleswig = holfteinifche Sache und bamit 
Deutſchlands Ehren⸗ und Lebensfrage ber nationalen und rechtmäßigen Löſung 
fiegreich entgegenzuführen.” 

(Baden), Die Stadt Pforzheim, richtet eine Petition an bie 
U. Kammer „vie Regierung um alsbaldige Vorlage eines Geſetzes 
über die Wehrbarmahung desjenigen Theils der maffenfähigen Be: 
völferung Badens zu erjuchen, welcher nicht ſchon zu dem beſtehen⸗ 
den großh. Armeecorps beigezogen ift“ und ladet alle Gemeinden des 


Landes zum Beitritt. ein, 
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28. Febr. (Deiterreih). Der FKaifer empfängt die Deputation ber 
Schleswigſchen Ständemitglieber. Antwort des Kaifers auf die ihm 
überreichte Adreſſe: | 

n.. Die Größe der für Ihre Sache bargebrachten Opfer gewährt Ahnen 
eine neue Bürgichaft, daß Ihrem Lande nicht eine vorübergehende Er— 
leichterung, jonbern für feine berechtigten Anfprühe bauernbeBefriebi- 
gung beichieden fein werbe. Die Vorſehung bat mir Pflichten auferlegt, bie ich 
dem den allgemeinen Frieden Europa’ bedrohenden Wunfche (rad) völliger Los⸗ 
trennung) nicht nadzufegen vermag. AZuverfichtlich hoffe ich aber, daß ben 

tzogthümern eine ehrenvolle, geficherte, ben Rechtsgrundſätzen und Wohl: 
ahrtsbedingungen entſprechende Zufunft gewahrt fei.” 

29. „ (Hannover). Die I. Kammer tritt dem Beſchluß ber I. Kam⸗ 
mer v. 27 d. M. bei, um einen gemeinfamen Schritt für Schles- 
wig-Holſtein zu erzielen. 

„» nn (Anhalt). Militärconvention mit Preußen. 
„» n (Schleswig). Das Danewerk wird unter bem Jubel ber Be: 
völferung zu demoliren begonnen. 


1.März, (Breußen). Der bisherige preuß. Gefandte am Bundestag, 
v. Sydow, wird abberufen und durch v. Sapigny erfekt. 

2. „ (Württemberg) Die I Kammer tritt den Beichlüffen ber 
II. Kammer v. 27. Febr. bei, doch ohne die Borausfeßung und ohne 


ben Zuſatzbeſchluß. 
„ » (Hannover). Erſte Beiprehung ber II. Kammer über bie Ber: 


faffungsfrage. 

(Holftein). Die Bürgerbeputirten von Kiel bringen bei ben 

Bundescommiffären auf fchleunige Einberufung der Stände. 

3. „ (Bundestag). Sitzung ber Bundesverfammlung. Abjtimmung 
über ben öfterr.-preuß. Antrag bez. Holftein vom 25. Febr. “Die 
Würzburger Conferenzregierungen beginnen auseinanberzugehen. An: 
träge Bayerns, Hannovers und Heſſen-Darmſtadts. 

Abftimmung über den öfterr.:preuß. Antrag (Oberbefehl Wrangels über 
bie Bunbestruppen in Holftein, Verftärfung berjelben durch 5000 Oeſterreicher 
und 5000 Preußen, bie fich fchon dort befinden, und Ernennung von zwei 
weiteren Bunbescommifjären buch Defterreichh und Preußen): für benfelben 
erklären fih 6 Stimmen, nämlich Defterreih, Preußen, Hannover, Kurheſſen, 
Medlenburg und die 16. Curie; bedingungslos gegen denſelben erklären fich 
nur 3 Stimmen, nämlid Bayern, Baben und bie 13. Curie, (Braunfchweig 
und Naffau, welches Yeßtere indeß für den öfterr.-preuß. Antrag votirte; für 
die Curie gilt jedoch bie Abftimmung Braunfchweigs, weil biefes gegenwärtig 
bie Stimmführung hat). Mit Mehrheit (worunter Sahfen, Württemberg, 
Darmſtadt, die Tleinen fächfifchen Häufer, bie 15. Curie und bie freien 
Stäbte) wird die Weberweifung an den Ausſchuß beſchloſſen. 

Bayern (mit Württemberg, Baden und Braunfchweig) trägt darauf an, 
bie Bundestruppen in Holftein burch bayerifche und Truppen eined ber brei ges 
mifchten Armeecorps zu verftärten, ben Oberbefehl über bie Bunbestruppen nicht 
an Wrangel zu übertragen und es biefem zu überlaffen, fi mit bem Ober: 
befehlshaber ber Bunbestruppen „über bie von Defterreich und Preußen für 
erforberlich erachtete Etappenftraße und deren Beſetzung“ zu verftänbigen. Sad = 
jen ſchließt fih Bayern an, meint aber: „bie Frage trete unabweislih an 
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ben Bunb heran, ob nicht feine Betheiligung am Kriege für ihn unter ben 
von Defterreich und Preußen hervorgehobenen Umftänden duch Piliht und 
Ehre geboten ſei und will e8 ben genannten Regierungen anheimgeben, dieſe 
Trage zur Eniſcheidung zu bringen und, werde fie bejaht, jo werde auch bie 
Unterordnung ber Bundestruppen unter den vorgefchlagenen Oberbefehl Feiner 
Schwierigkeit begegnen.“ 

Darmftadt meint, daß genügende „Gründe ohne Zweifel dafür fprechen, 
an ber ohnehin nicht mehr gebotenen bisherigen Trennung bes factifchen Vor- 
gehens in Holftein und in Schleswig nicht länger feftzubalten, ſondern bie 
Maßregeln des Bundes in Holftein mit denjenigen ber beiden beutichen Groß⸗ 
mächte in Schleswig zu einer bie beiden Herzogthümer umfaflenden einheit: 
Yihen Action zu verſchmelzen“ und trägt bemgemäß darauf an, Bunbestruppen, 
die unter den Oberbefehl Wrangels geitellt werben follen, als Theilnehmer an 
den Operationen gegen Dänemarf zu jenden, aud) den Oberbefehl der Bundes- 
truppen in Holftein an Wrangel zu übergeben und zwei weitere (öfterr. und 
preuß.) Bundescommiſſäre in Holftein unter ber Bedingung zuzulaſſen, daß 
fi) Die Bundesverwaltung aud über Schleswig eritrede, alles „unter fort: 


- währender Offenhaltung der Erbfolgefrage.” Die großh. Regierung bofft, 


baß „bie patriotifhen Motive, von welchen fie biebei geleitet werbe, Seitens 
ihrer Bundesgenofjen, namentlich auch Seitens ber h. Regierungen von Defter: 
reich und Preußen vollftändig werden gewürdigt werden.“ 

Hannover trägt Sarauf an, an Dänemark von Seite bes Bundes ben 
Krieg zu erklären, falls diefes nicht die mit Beſchlag belegten deutſchen Schiffe 
herausgebe (wobei felbftverftändlic der Oberbefehl über bie Bundestruppen 
ebenfalls an Wrangel fallen und ben Forberungen Defterreihs und Preußens 
entjprochen würde). 


März, (Württemberg). Die bdemocratifhe Fraction tritt in Stutt- 


gart aus dem fchleswig-holfteinifchen Vereine aus und veröffentlicht 
ein eigenes „Programm der Volkspartei“: 

„1) Da bie fchleswigsholfteinifche Frage nichts anderes als bie beutiche, 
und diefe wieder die politifhe Frage jedes einzelnen deutſchen Landes ift, fo 
fann ben beutfchen Herzogthümern nur durch Verbefferung ber flaatlichen 
Zuftände in ganz Deutichland geholfen werben, und bier find es hauptjächlich 
drei Punkte, auf welche bie Beftrebungen ber Volkspartei gerichtet fein müffen ; 
2) ein Parlament mit Gentralgewalt, bie im Hinblid auf die gegenwärtige 
Lage vorerft durch eine Eoalition ber Mittelftaaten zu bilden wäre; 
3) die aufrichtige Durchführung des conftitutionellen Principe, alſo für Wür— 
temberg: Rückkehr auf den geſetzlichen Boden der deutſchen Grundrechte, Wieber- 
beritellung bes auf Grund bes $ 89 der Berfafjungsurfunbe befeitigten Wahl: 
gefebes vom 1. Juli 1849 und Berfaffungsrevifion; 4) eine unfer Militär- 
wejen ergänzende volfsthiimliche Tehtverlaffung: 5) die Volfspartei wählt 
aus ihrer Mitte ein Schleswig.Holftein-Comite, welches die Aufgabe hat, das 
Antereffe für das unglüdlihe Bruberland immer Tebendig zu erhalten, und 
in bem angegebenen Sinne nad Kräften für deſſen Vereinigung mit Deutfch- 
land zu wirken.” 

„ (Hamburg). Erklärung ber Majorität ber Bürgerſchaft gegen 
die bisherige Haltung des Senats in der ſchleswig-holſteiniſchen Frage: 

„Die Bürgerjchaft hat am 11. December den Senat erjucht, die alt ber: 
gebrachte und verfaflungsmäßige unzertrennliche Verbindung ber Herzogthümer 
Schleswig-Holftein, die Selbjländigfeit dieſer Herzogthümer und ihre vollftän- 
dige Trennung von Dänemark, ſowie die geſetzliche Erbfolge mit allen ihm zu 
Gebot ftehenden Mitteln ſchützen und flüßen zu wollen, und bat fidy ihrer: 
feit8 zur Hergabe biefer Mittel, joweit fie won - ihr abhängen, bereit erflärt. 
Die Bürgerfchaft hat ferner am 6. Januar bem Senat gegenüber bie zuver- 
fichtlihe Erwartung ausgeſprochen, daß berfelbe bei ber am Bundestage bes 
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vorſtehenden Abſtimmung über bie Erbfolge in Schleswig⸗Holftein ſeine Stimme 
für das Recht des Herzogs Friedrich VIIJ. abgeben werde. Der Senat bat 
trotz des von einzelnen Mitgliedern geſtellten Auskunftserſuchens der Bürger⸗ 
ſchaft auf beide Beſchlüſſe keine Rückantwort ertheilt, während die Regierungen 

faſt aller anderen deutſchen Staaten, die durch ähnliche Beſchlüſſe der Volks⸗ 
vertretungen dazu veranlaßt waren, in mehr oder minder erſchöpfender Weiſe 
Aufſchlüſſe über die Richtung ihrer Politik in dieſer, dem deutſchen Volke ſo 
hochwichtigen Angelegenheit gegeben haben. Das Intereſſe, das Hamburgs 
Bevölkerung und Bürgerſchaft daran haben, daß auch ihnen eine offene Er: 
klärung des Senats werde, ijt wejentlich baburch gefteigert, daß einerjeits nach 
glaubwürdigen Deittheilungen Hamburg in ber 16. @urie zu wieberholten 
Malen im Sinme berjenigen Staaten geflimmt bat, von denen eine ben Wün⸗ 
fehen ber deutſchen Nation entſprechende Löſung der fchleswigsholfteinifchen 
Frage nicht erwartet werben kann; unb anbererfeits bei der jetzigen Sachlage 
jich fehr wohl der Zul erneuern könnte, daß von einer einzigen Curie und viel- 
leicht von einer einzigen Stimme innerhalb der Curie die Entſcheidung der großen 
Frage abhängig wäre. Der Gedanke an bie Möglichfeit aber, daß durch bie 
hamburgiſche Abftimmung eine nationale Löſung jener Frage nit nur nicht 
gefördert, ſondern vielleicht fogar beftnitin geftört werben Tünnte, erfüllt bie 
Bevölkerung unb Bürgerfhaft Hamburgs mit ängftlider Beforgniß und flei- 
gert den allgemeinen Wunſch sach einer befriedigenbden Auskunft. Aus biefen 
Gründen bezieht ſich die Bürgerſchaft auf ihre Befchlüffe vom 11. December 
und 6. Januar, die fich hiermittelfi wiederholt, und erſucht den Senat brin- 
gend um eine ungeſäumte, bie ausgeſprochenen Bejorgnijle beruhigende Ant- 
wort auf biefe Bejchlüffe.” 

4. März (Holftein). Die Univerfität Kiel beichließt eine Eingabe an 
ben beutfhen Bund für Einberufung der holſteiniſchen Stände. 

7. „ (Breußen). Gen. v. Deanteuffel Tehrt von feiner außerorbent- 
lichen Miffion von Wien wieder nad Berlin zurüd. Preußen und 
Defterreih Haben fi darüber verftändigt, ihre Truppen in Jütland 
einrüden zu laflen. | 

»„ » &Defterreih und Preußen) notificiren ben übrigen Unter: 
zeichnern bes Londoner Vertrags den Einmarſch ihrer Truppen in 
Sütland und erflären zugleich, unter weldhen Bebingungen fie nun: 
mehr zu einem Waffenftilftand und Conferenzen bereit feien: 


„Die . . . Regierung hatte gehofft, daß das bänifhe Gouvernement 
verjühnlichere Gefinnungen an den Tag legen werde, In diefem all würden 
bie beiden beutichen Großmächte fich beeilt haben, ihre militäriſche Action zu 
unterbrehen und auf Verhandlungen einzugehen. Wir müſſen jedoch mit 
Bedauern feftftellen, daß unfere Erwartung getäufcht wurde. Die Haltung des 
Kopenhagener Hofs, feine Weigerung, an den von England vorgefchlagenen 
Gonferenzen theilzunehmen, legt uns die Pflicht auf, in den Zwangsmaßregeln 
zu beharren, zu denen wir unjere Zuflucht genommen. Wichtige ftrategifche 
Erwägungen haben bie Ermächtigung begründet, welche dem Obercomman- 
banten ber Öfterreihijch-preußifchen Truppen gegeben wurde, in Jütland einzu: 
rüden, um bie Stellung feiner Truppen zu fidhern und bie in Fridericia zu— 
ſammengezogenen Dänen im Schach zu halten, indem er fie verhindert, bie 
Flanfen der Armee zu bedrohen, oder alle ihre Kräfte ber Vertheidigung ‚ber 
Düppeler Linie zu weihen. Die beiden Mächte habe um fo weniger gezögert, 
biefe firategifche Bewegung zu erlauben, ba fie berechtigt waren, Reprefjalien 
gegen die Anordnung ber bänifchen Regierung zu ergreifen, welche Die Weg- 
nahme ber auf dem Meer befindlichen Schifie, nicht allein der Triegführenben, 
ſondern auch anderer Staaten des deutfchen Bundes befiehlt. Die hiermit ben 
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militäriſchen Operationen gegebene Ausdehnung ändert übrigens nichts 
an ben früheren Erklätungen ber „ . . Regierung bezügli 
ihrer Stellung zu bem a gerwürfniß. Um no 
mehr zu beweifen, daß ihre verſöhnlichen Gefinnungen aufrichtig find, und 
baß ihre Abfichten fich nicht geändert haben, erflärt fih Die... Regierung 
bereit, mit Dänemark einen Waffenftillftand abzufchließen, fei es nun auf ber 
Bafis der gegenfeitigen Räumung der Stellungen zu Düppel unb auf 
Alfen durch die bänifchen Truppen und ber öfterreichifchpreußifchen Armee in 
Sütland oder des militärifchen uti-possidetis. In einem wie in bem ans 
dern Falle ftellt aber die... . Regierung die Bebingung, in ben Waffenftill- 
ftand die Einftelung ber Feindfeligfeiten auf bem Meer miteinzufchließen, bie 
von beiden Seiten gemachten Priſen herauszugeben und bas über bie in ben 
Häfen befindlichen Schiffe verhängte Embargo aufzuheben. Ebenſo erflärt fich 
die Regierung bereit, mit den betheiligten Mächten in Conferenz über bie 
Mittel zu treten, die geeignet wären, ben Frieden wieberherzuitellen.“ 


7. März, (Naffau). Verfammlung der naffauifhen Fortſchrittspartei 


„ 


n 


8. 


zu Kaftel in Heflen-Darmitabt. 


„ (Medlenburg). Die Beichlüffe der Stände über das Geſetz 


wegen Beitrafung von Dienftvergehen der Gutsleute auf den ritter- 
Ihaftlihen Gütern (das fog. Prügelgefeß) wird den beiden medlen- 
burgifchen Landesherrn durch den ftändifchen Ausfhuß auftragsgemäß 
mitgetheilt. Der ritterſchaftliche Beſchluß lautet zuftimmend, ber: 
jenige ber Landſchaft Dagegen ablehnend. Die medlenburg-fchwerin- 
ſche Regierung publicirt das Geſetz gleichwohl. 

„ (Hamburg). Der Senat erflärt dem Bürgerausfhuß auf feine 
Mittheilungen vom 11. Dec., 6. Sanuar (und 3. März) in ber 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Sache, er habe bisher Leine Antwort gegeben, 
weil er die. früheren Beichlüffe nur für den Ausbrud der Wünſche 
und Anſichten der Bürgerfhaft, nicht für eine Beantwortung bebür- 
fende Anfrage gehalten habe. Die Sache ſchwebe ja noch beim 
Bunde und von einer Verpflichtung zur Austunftertheilung über das, 
was er fünftig thun wolle, könne doch nicht bie Rebe fein. 

„ (Deutfh:dänifher Krieg). Einmarſch der Siterr.:preußiichen 
Truppen in Sütland. 


8./9. März. (Hannover). Beide Kammern nehmen bie von ber gemein: 


Ihaftlihen Commiſſion vorgefchlagene Adreſſe, die J. Kammer fait 
einftimmig, die IL. Kammer einftimmig an: 

„+. . Stände halten es für ihre Pflicht, Hiermit öffentlih und feierlich 
Namens des gefammten bannoverichen Volkes auszufprehen, daß es den 
Ständen und dem Lande ein erhebendes Gefühl ift, fich eins zu wiſſen 
mit feinem König in bem Beftreben, "die Rechte der genannter Herzog: 
thümer, vor Allem die ſchwergekränkten Rechte SchleswigsHoliteins auf Selb: 
ftändigfeit, auf ſtaatliche Zuſammengehörigkeit unb auf ben 
durch das in ben Den nen geltende, vom Bunde anerfannte Recht ber 
agnatifhen Erbfolge berufenen legitimen Fürften mit aller Kraft zu 
wahren; fich eins zu wiljen mit feinem Könige in ber Ueberzeugung, baß 
ohne die Kraft, welche das Band ihrer Vereinigung ben beutfchen Staaten 
verleiht, auch die Selbſtändigkeit und die Integrität unferes Königreichs ge⸗ 
. fährbet wird; und daß wie in allen die Eriſtenz bes Bundes bebrohenben 
Stürmen fein gutes Hecht als feine ficherfte, wenn nicht feine einzige Stüße 
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erſcheint, ber erhabene Beruf eines jeden deutſchen Fürften es ihm zur Noth⸗ 
wendigkeit macht, mit allen in feinen Kräften ſtehenden Mitteln dahin zu 
fireben, daß, wo ber Bund berufen ift, über verfaffungsmäßige Rechte eines 
Bundeslandes einen Ausſpruch zu ihun, das Recht und nur das Redt 
biefem Ausjpruche zu Grunde zu legen ift.” 


9. März. (Schleswig) Die Eivilconmifjäre verfügen die Abſchaffung 


11. 
12. 


ber däniſchen Reihsmünze und die Miebereinführung bes [chlesiwig- 
holſteiniſchen Courantgelbes. 
„GEFrankfurt). Verhandlungen bes geſetzgebenden Körpers über 
bie Reviſion der. Berfaffung: 37 gegen 28 Stimmen erflären ſich 
für die Lebenslänglichfeit ber Senatoren. | 
„ (Bayern). König Me II }. Der kaum großjährig gewor⸗ 
bene Kronprinz folgt ihm als König Ludwig IL 
„ (Coburg:Gotha). Beſuch des Herzogs am Hofe der Tuilerien. 
» (Bundestag). Sibung der Bundesverfammliung Bayern 
nimmt bie zweite Hälfte des v. d. Pfordten'ſchen Antrages über 
bie Erbfolgefrage als ſelbſtändigen Antrag auf und jtellt demnach 
ben Antrag auf Anerfennung des Prinzen von Auguftenburg als 
Herzog von Holitein, auf Zulaffung feines Bevollmächtigten zu Füh— 
rung ber holſteiniſchen Stimme und auf Abjtimmung darüber binnen 
8 Tagen. Oeſterreich und Preußen opponiren, Bayern läßt ben 
Antrag auf Abflimmung binnen 8 Tagen fallen. Defterreich be- 
antragt die Verweiſung des Antrags an ben Ausihuß, was Bayern 
befämpft. Mit Oeſterreich fimmen Preußen, Hannover, Kurheſſen, 
Luremburg, Medlenburg und bie 15. @urie, aljo 7 Stimmen, mit 
Bayern, Sachſen, Württemberg, Baben, Darmftadt, bie 12, 13., 
15. und 17. Eurie alfo 9 Stimmen, fo daß der Antrag Bayerns 
ohne Abftimmungsfrift ftehen bleibt und jeden Augenblid die Ab- 
ftimmung barüber verlangt werden fann. Der Antrag von Sachſen 
und Württemberg auf Einberufung ber holjteiniihen Stände 
wird nah dem Wunſche Oeſterreichs und Preußens mit 10 Stim⸗ 
men (worunter außer Hannover und Kurhefjen auch Württemberg jelbft) 
gegen 6 Stimmen (Bayern, Sachſen, Baden, Darmftabt, die 12. und 
13. Eurie) den Ausihüffen überwieſen. 

Die zweite Hälfte des Antrags v. db. Pfordten in ber Erb: 
folgefrage (Anerkennung bes Herzogs Friebrich und Zulaſſung feines Be⸗ 
vollmädjtigten) ift fehr einläßlich begründet. Diefe Begründung läßt Lauen⸗ 
burg ganz außer Betracht unb behält die Unterfuchung über biefen Theil ber 
Erbiofgefage einer bejonderen Berichterftattung vor; bagegen fei ed, „um 
zu Maren und zu überzeugenden Refultaten zu gelangen“, für nothwendig 
erachtet worben, mit ber Darftellung ber Verhältnijfe Holfteins auch bie von 
Schleswig zu verbinden. Den erften Theil bildet auf S. 1—24 eine in acht 
Abſchnitte gruppirte gefchichtliche Darftelung, welche mit ber im negativen 
Theile bes Ausichufgutachtene gegebenen zufammenfällt. Auf S. 28 find bie 
Concluſionen baraus in ſechs Punkten Slawen beren Kern fich bahin 
wieber geben läßt: die Herzogthümer Holftein und Schleswig ftehen feit 1460 
unter ſich in grundgefeßlicher untrennbarer Realunion unb zugleich mit bem 
Königreiche Dänemark in Perfonalunion unter bem oldenburgiſchen Haufe, 
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aber nach verfchiedenen Grbfolgegefeßen. In Dänemark fiub nad ber Lex 
regia von 1665 bie Cognaten, in Holftein und Schleswig nad) dem ‘Primo: 
geniturfiatuten (dem Gottorp’fchen von 1608, dem Sonberburgifchen von 1633 
unb der Lex regia-ducalis von 1650) nur bie Agnaten erbberechtigt, b. h. 
ift gegenwärtig ber Erbprinz Friedrich Chriſtian Auguft von Auguftenburg 
„als ber legitime Herzog von Holftein und Schleswig zu erachten‘. Das 
Botum wendet fi barauf zur „Erörterung ber ftreitigen Fragen“ und unterzieht 


die gegen bie auguftenburgiiche Erbfolge in offizielen däniſchen Actenſtuͤcken 


wie in Privatihriften erhobenen Einwendungen „in ihren Sauptrichtungen 
und Grundlagen" In 13 Abſchnitten elmer näheren Prüfung. Darauf faßt 
es die Ergebniſſe diefer Prüfung in folgender „Schlußbetrachtung“ zuſam⸗ 
men: „Wenn man auf bie lange Reihe der gegen bie Erbfolge det jonbers 
burgifchen Linie und zunächſt des auguſtenburgiſchen Hauſes erhobenen Ein: 
wenbungen zurüdblidt, jo muß man gerabe durch fie zu dem Gedanken ans 
geregt werben, daß dieſes Erbrecht jehr feſt begründet jein muß, weil es nad) 
jo vielen, bafjelbe angeblich vernichtenden Thatjachen immer wieder bervortritt 
und neue Anerkennung findet. Und in ber That, wern die rechtliche Ueber⸗ 
eugung ber bei einem Rechtsverhältniß Betheiligten als ein wichtiges Zeugniß 
Air das Recht jelbft betrachtet werden muß, fo fehlt es dem Erbrecht in Frage 
an diefem Zeugniß nicht. Cs fol bier nicht ausführlicher von der nahezu 
einftimmigen Kundgebung des Landes Holftein und feiner gefehlichen Vertreter 
gefprochen werben. Diefelbe ift niedergelegt in ben vielen an bie hohe Bun⸗ 
desverfammlung gelangten Eingaben, Es ſoll vielmehr hauptſächlich darauf 
bingewiefen werben, welche Ueberzeugung fich in den Gliebern bes olbenbur: 
giaen Haufes ſelbſt zu erkennen ey Die in biefer Hinſicht maßgebenben 
hatfachen bis zum Ebict von 1806 find bereits im Verlaufe dieſer Erörte- 
rung erwähnt worden. Vertrauliche Aeußerungen der Könige von Dänemark 
aus fpäterer Zeit, obwohl bereits in Druckſchriften behandelt, können bier 
nicht in Betracht gezogen werden. Aber zu ber Frage it man wohl berech⸗ 
tigt, wie viele Glieder des Haufes ſich denn dazu befannt haben, daß König 
Ehriftian IX. legitimer Herzog von Schleswig-Holſtein ſei? Endlich bilden ja 
bie mit dem offenen Briefe von 1846 beginnenden und mit bem Londoner 
Vertrage von 1852 abgefchloffenen Beftrebungen für Gründung einer neuen 
Erbfolgeorbnnung den fprechendften Beweis für die Eriftenz eines entgegen: 
ftehenden Rechts, und wenn etwa entgegnet werben follte, daB biefes entgegen⸗ 
ftehende Recht nur auf Seite der Gottorp'ſchen Linie zu finden ſei, jo wider: 
legte ſich dies ſchon durch bie Mahl bes Prinzen Chriftian von Glüdsburg zum 
Träger der neuen Ordnung, und durch die Miotive, welche in dem Warſchauer 
Protokoll vom 5. Suni 1851 dafür angegeben werben, fowie in ber barin 
enthaltenen Inausſichtnahme anderer VBerzichtleiftungen, welche nützlich und 


° wünfchenswerth fein Tünnten. Wenn es wahr ift, was bie bänifchen unb 


beutichen Gegner des ſonderburgiſchen Hauſes mit jo viel Aufwand von Grün- 
ben vertheibigt haben, daß biejes Haus ſchon im Jahre 1806 nit bas ge: 
ringfte Erbrecht auf Schleswig oder Holftein hatte, und daß nur ber Gottorp’ 
[hen Linie theilweife Nechte auf Holſtein zuftanden, fo Tonnte ja durch Ver: 
träge zwifchen dem königlichen Hauſe von Dänemarf und ber Gottorp'ſchen 
Linie Alles geordnet werben, und es wäre gewiß viel cinfacher geweſen, Die 
vereinigten Rechte auf ein lied des Gottorp'ſchen Haufes zu übertragen, als 
durch die Wahl eines Gliebes gerade jenes ſonderburgiſchen Hauſes und durch 
das Bemühen um Verzichte oder neue PVerluftgründe ber übrigen Glieder 
beifelben dem Längft vernichteten Nechte wieder den Schein der Criftenz zu 


.geben !" Schließlich erörtert fobann das Votum noch bie praktiſche Frage, 


welche Folge die Bunbesverfamimlung diejer Ueberzeugung von ber Yegitimität 
bes Herzogs zu geben veranlaßt und je nad Umftänden berechtigt und 
ver pflichtet fei, ober mit anderen Worten, es unterfucht fchließlih bie Com⸗ 
pet enz ber Bundesverſammlung in diefer. Angelegenheit, Hier iſt nun zu: 
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nächft ſoviel gewiß, daß bie Bundesverſammlung fein Gerichtshof iſt, welcher 
mit bindender Kraft über GErbfolgeftreitigfeiten zu entfcheiden hätte; nur muß 
man babei wohl beachten, daß dieſer Sak nicht etwa ausſchließlich oder im 
befonderer Weile von ber hoben Bundesverſammlung gilt. Er gilt von jeder 
anderen europäiſchen Macht ganz genau ebenfo wie vom deutiſchen Bunde. 
Wenn in einem einzelnen unabhängigen Staat ein Streit über die Thronfolge 
entftebt, jo find die Staaten weder einzeln, nody im Verein beredtigt, über 
biefen Streit eine richterliche Entſcheidung zu treffen, aber fie können ſich ver: 
anlaßt fehen, fich darüber auszufpredhen, welchen ber verſchiedenen Prätendenten 
fie anerkennen wollen, unb welche Folge fie dieſer Anerkennung geben wollen. 
Dabei iſt es ihre Sache, ob fie fich bei Ihrer Entſchließung lediglich von ihrer 
rechtlichen Ueberzeugung oder auch ausfchlieglich von politiſchen Erwägungen 
leiten Tafjen. ... . Durch dieſe Sätze ift das Verhältniß des beutfchen Bundes 
zu bem Streite Über die Erbfolge in Schleswig jedenfalls im Allgemeinen 
auch geregelt und man wird dem Bunbe in feiner Weile das Recht beftreiten 
können, ſich darüber auszufprechen, wen er als Herzog von Schleswig aner: 
tennen wolle... . Anders geftaltet fich die Sache in Bezug auf Holftein. Hier 
tritt zu dem foeben erörterten allgemeinen Rechte noch bie befondere Befugniß 
hinzu, welche jeder Genoſſenſchaft zufteht, fich darüber Far zu werben und 
auszufprechen, welchen Fürften fie als ihren Bundesgenoſſen zu betrachten 
babe, und biefe Befugniß fleigert fih zu einer unabweislihen Verpflichtung, 
wenn man erwägt, baß ber Zweck des Bundes die Erhaltung ber äußeren 
wie der inneren Sicherheit Teutichlands und der Unabhüngigfeit und Unver- 
Iegbarfeit ber einzelnen deutſchen Staaten if. Daß dieſer Bundeszweck bei 
jebem Streite über die Erbfolge in einem Bundesftante wefentlich berührt 
wird und daß er bei bem jeht ſchwebenden Streite über bie Erbfolge in Hol- 
flein geradezu gefährdet 'erfcheint, bedarf wohl feines weiteren Nachweiſes. 
Hieraus fol übrigens keineswegs gefolgert werben, daß um biefer Befugniß 
und Berpflihtung willen die Bundesverſammlung, wenigftens für Bundes⸗ 
lande, das oberfte Tribimal zur Entſcheidung von rbfolgeftreitigfeiten fei. 
Bielmehr iſt vollftändig anzuerkennen, daß, wenn in ber Berfafjung eines 
Bunbdesftantes eine Fürſorge irgend welcher Art für die Entſcheidung von 
Erbftreitigfeiten getroffen ift, bie Bunbesverfammlung diefer Entſcheidung in 
feiner Weife vorzugreifen berechtigt wäre. Ebenſo würbe eine freiwillige Ver⸗ 
einbarung aller Betheiligten von ber Bundesverfammkung anzuerkennen fein. 
Wo aber weder das Eine noch das Andere vorliegt, da tritt die Verpflichtung 
ber eigenen Entichliegung unmittelbar an bie Bundesverfammlung heran, und 
bei biefer muß fie fi von Gründen bes Rechtes allein Leiten laſſen. Am 
allerwenigiten aber barf fie biefe Entichliefung ganz oder theifweife aus ber 
Hand und fremder Cinwirfung ober Entſcheidung Preis geben. . . Die hobe 
YZundesverfammlung Tann fich daher einer Beſchlußfaſſung darüber nicht Yänger 
entſchlagen, welchen ber beiden Prätendenten jie als legitimirt erachten und 
zur Stimmführung zulaffen wolle. Man Tann fogar zugeben, daß darin 
feine unabänberliche Entſcheidung der Erbftreitigfeiten enthalten fein wird, 
und daß auf bie Frage zurüdzufommen wäre, wenn von irgenb welcher Seite 
noch Beweife befjeren Rechtes erbradt würden. Man kann bies um fo deichter, 
je feiter eben diefe Weberzeugung ift, daß biefe Eventualität nicht eintreten kann. 
... Aus bdiefen Erwägungen ergibt ſich auch, daß man nit —F kann, die 
hohe Bundesverſammlung verletze, wenn ſie jetzt eine Entſchließung faſſe, 
den Grundſatz des rechtlichen Gehbres für alle ſtreitenden Theile, daß man 
aber wohl ſagen müſſe, die hohe Bundesverſammlung verzoͤgere die Erfüllung 
ihrer obrigkeitlichen Pflichten, wenn fie ihre Entſchließung länger ausſetze.“ 


12, März (Oldenburg). Dem Erfuhen des Landtags entſprechend er: 
klärt bie Regierung bezüglich der Gerüchte über Austauſchprojecte mit 
Preußen, daß fie ſalchen Projecten vollfommen fremb fei und auch 
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weber an fie. noch unmittelbar an den Großherzog jemals baranf 
bezügliche Vorfchläge von irgend einer Seite ber gelangt feien. 

14. März, (Schleswig). Das bisherige vänifche Verbot aller ‚Vereine und 
Geſellſchaften zu nichtspolitifchen Zweden iwirb von ben Givilcom- 
miffären für aufgehoben erflärt. 

15. „.(Deutfh:bänifher Krieg). Die Preußen beginnen die förm— 
liche Beſchießung der Düppeler Schanzen. 

„» n (Säleswig-Holftein). Im Einverftänbniß zwifchen ben öfterr.: 
preuß. Ginilcommiffären für Schleswig und den Bunbescommiffären 
für Holftein wird die Zollfinie zwiſchen Holftein und Schleswig 
aufgehoben und die Zolllinie an die jütifche Grenze verlegt. 

„ n» (Hannover). DBertagung der Stände bis zum 28. April. 

16. „ (Deutfh:bänifher Krieg) Die Preußen befeben bie zu 
Schleswig gehörige Infel Fehmarn und nehmen bie ganze bänifche 
Beſatzung gefangen. F 

‚1%. „ ESachſen). Durch Entſcheidung bes Miniſteriums des Innern 
wird bie fhließliche Betätigung der Wahl des Kaufmanns Bering 
zum Stadtrath von Leipzig ausgeſprochen trotz feiner Eigenſchaft 
als Mitglied des Nat.Vereins: 

„An und für fi) mülje das Minifterium zwar.anerfennen, daß bie Kreis- 
birection bei der Beanftandbung ber Wahl, die fie ungern ausgeſprochen, voll- 
fommen im Einflang mit bem bisherigen Grundſatz gehandelt habe, Mitglieder 
bes Nationalvereins zu öffentlihen Aemtern nicht zuzulaffen, inbeß behalte 
fih das Minifterium bie Freiheit vor, von biefem Princip geeigneten "Falls 
abzugeben. Sn allgemeinen ſei nicht zu verfennen, baß bei jeßiger Zeitlage 
bie Bedenken gegen den Nationalverein überhaupt erheblih an Gewicht ver- 
Ioren haben. Habe auch nichts verlautet, daß das Programm bes Vereins, 
deſſen agitatorijche und provocirende Durchführung auch fpeciell gegen Sachen 
gerichtet geweſen, grundfäßlich aufgegeben ſei, fo * doch durch den Gang 
der Ereigniſſe, ohne Zuthun irgend einer Partei, fo weſentlich veränderte Ver: 
hältniffe in Deutjchland eingetreten, daß in Bezug auf den Nationalverein 
nicht mehr gleiche Befürchtungen wie bisher nöthig erjcheinen, und es hieße 
bie Wichtigfeit bes Nationalvereins überſchätzen, wenn man fi jet noch 
wirklicher Gefahren von biefer Seite verfehen wollte.“ 

417. „ Deutſch-däniſcher Krieg). Erſtes rühmliches Seegefecht ber 
preußifchen Kriegsmarine gegen ein überlegenes däniſches Geſchwader 
por Stralfund. Der Befehlshaber, Capttän zur See, Jachmann, 
wird dafür vom Könige telegrapbiich zum Contre-Admiral ernannt. 

18. „ Dänemark erklärt fich endlich auch feinerfeitS bereit, auf bie von 
England vorgefchlagene Eonferenz zu Wiederherſtellung des Friedens 
einzugehen, aber nur auf Grundlage der Vereinbarungen v. 1851/52. 

„» n (Der 36er Ausſchuß) in Frankfurt regt die Abhaltung neuer 
Dollsverfammlungen für Schleswig-Holftein im Laufe der Oſterwoche 
an und ſchlägt dießfällige Nefolutionen vor. 

18--20. März (Zollverein). Conferenz zu Prag zwiſchen Bevoll: 
mädhtigten von Defterreih und Preußen behufs Ausgleihung ihrer 
Differenzen bezüglich des Hanbelsvertrags mit Frankreich. 

19, Mär, (Preußen und Defterreich) Ichnen bie Forberungen Däne⸗ 
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marks, die Vereinbarungen von 1851/52 zur Grundlage der Eon: 
ferenz gu machen, ab. / 

Depeſche des engliſchen Geſandten in Berlin: „Sch hatte heute 
früb mit Hrn. v. Bismard wiederholt eine Unterredung. Se. Erc. begann 
fie mit der Bemerkung, daß er bie Befehle des Königs liber die Angelegen: 
beit entgegengenommen habe, daß es nad; Anfiht St. Maj. und ber Regie: 
rung für Preußen unmöglich fei, an einer Conferenz auf der Grundlage 
von 1851—52 teilzunehmen, und daß bie öfterreichiiche Regierung, ber ein 
dabin Iautender Vorſchlag gemacht worden ſei, jofort nach Berlin telegraphirt 
babe, daß fie diefen Vorſchlag für unzuläffig halte. Cr fagte: Dänemarf 
babe fih 12 Jahre lang geweigert, die Verpflichtungen von 1851—52 zu er⸗ 
füllen, unter dem Borgeben, daß e8 unmöglich fei, und jebt, wo %. Mai. 
Negierung eine freie Konferenz vorſchlage und Oeſterreich und Preußen bereit 
jeien, biejelbe zu beſchicken, erbebe die däniſche Regierung den Anſpruch, bie 
Bebingungen für den Zufammentritt der Gonferenz vorzufchreiben, und ſchlage 
als Grundlage für ihre Berathungen Abmachungen vor, auf Grund deren 
eine Schlichtung ber Zwiftigfeiten zwiſchen Deutſchland und Dänemark herbei⸗ 
zuführen ſich 13 Jahre lang als unmöglich erwiejen babe. Ich antwortete: 
der Borichlag Dänemarks fei nichtsbeftoweniger eine logiſche Folge der von 
Preußen und Defterreih am 31. Januar abgegebenen Erklärungen über ben 
Zwed ihres Einmarjches in Schleswig. Sie hätten damals gejagt: fie flän- 
ben im Begriff, in das Herzogthum einzurüden, um den Abmadungen von 
41851 —52 Geltung zu verichaffen, und da Dänemark finde, daß es bem von 
ihnen zu dieſem Zweck ausgeübten Drud nicht länger widerſtehen Tönne, fo 
erfläre e8 fich jett bereit, mit ihnen an einer Gonferenz theilgunehmen, um 
einen Vergleich auf Grundlage jenes Abfommens zu Stande zu bringen. Hr. 
v. Bismard bemerkte: die bänifche Regierung müſſe doch einjehen, daß bie 
Abmahungen von 1851 —52 durch ben Krieg hinfällig ge— 
worden feien, und bürfe nicht erwarten, im Jahr 1864 dieſelben Friedens⸗ 
bedingungen zu erlangen, bie ihr bei Beendigung bes Kriegs von 1848 bes 
willigt worben feien. Ich erwiederte, daß e8 mir nicht um irgendwelche bes 
flimmte Friedensbedingungen zu thun fei.“ 


419. März. (Schleswig). Der Präfident und ſämmtliche Mitglieder des - 


„ 


20. 


bisherigen Appellationsgerichte8 werben von ben Civilcommiſſären 
entlaffen. 

Naffau). Einberufung des Landtags mit Ausnahme bes Abg. 
Braun „megen Beanftandung feiner Wahl“. Erklärung Brauns. 


„ (Deftereidh). Circulardepeſche an bie Vertreter Defterreichs bei 


ben nicht in ben beutfch-bänifchen Streit verwidelten Regierungen: 
„ ... Wenn Dänemark billige Concefjionen hätte machen wollen, 
jo würde ber Krieg nicht ausgebrochen fein, und noch je bt Fünnte der Frieden 
wieberhergeftellt werden, [obald nur Dänemark in jene Conceſſionen ein- 
willigen wollte Aber es hält an der Bildung eines Reichsraths auf Grundlage 
ber Verfaffung vom 18. November feit, und will biefe Verfaflung, gegen 
welche Deutjchland proteftirt, und die im Widerfprud mit ben von Dänemart 
übernommenen — ſteht, in Schleswig eingeführt wiſſen. Um 
ber Fortdauer eines ſolchen irregulären Zuſtandes der Dinge Widerſtand ent⸗ 
gegenzuſtellen, war der Bund im Begriffe, Schleswig mit Truppen zu über⸗ 
ziehen, wenn Preußen und Oeſterreich ſich nicht beeilt hätten, dem Bunde in 
ihrer Eigenſchaft als. europäiſche Mächte, welche von Dänemark bie Erfüllung 
gewifier, von ber Succefjion in ben Herzogthümern unabhängiger Verpflich⸗ 
tungen zu fordern hatten, zuvorzuko mmen. Wenn Defterreich und Preußen 
nicht raſch ihre Action an Stelle berjenigen ber beutfchen Mittelftanten geſetzt 
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hätten, wenn die Beitung ber Angelegenheiten in bie Hänbe ber ‘Partei über: 
gegangen wäre, melde Die däniſche Monardie zerſtückeln will, fo 

tden bie Feindſeligkeiten um nichts weniger in Schleswig ausgebrochen fein; 
die Tragweite des Kriegs würde außerdem größer gewejen fein, und bie Mächte, 
welche fi jür bie Erhaltung der däniſchen Monarchie interef- 
firen, bätten ſich Verwidelungen gegenüber geſehen, bie für das Gleichgewicht 
im Norden Guropa’s viel drohender gewejen jein würden. Vie militärifche 
Iniervention Oeſterreichs und Preußens hat diefe Gefahr vorläufig in den 
Hintergrund gebrängt; fie würde diefelbe ganz befeitigt haben, 
wenn bie Mächte den lebten Eröffnungen ber beiden deutſchen Großmächte 
Rechnung getragen und Dänemark nit in feinem Widerftande er⸗ 
mutbigt hätten. Es hängt ſomit von den nichtdeutſchen Mächten ab, zur 
Berubigung ber erhigten Leidenfchaften in Deutichland beizutragen und ben 
Konflict mit Dänemark auf bem Boden zu erhalten, wo er ſich gegenwärtig 
befindet. Oeſterreich und Preußen werden dann ihrerjeits defto leichter dahin 
gelangen, ſich niht von ber in Deutihland herrſchenden Bewe— 
gung überfluthen zu lafjen — eine Aufgabe, die immer ſchwieriger 
wird, je länger ber Streit fi hinauszieht. Die Berathungen bes Bunbes- 
tages zeigen außerbem zur Genüge, welche Anftrengungen bie Höfe von Wien 
unb Berlin machen müfjen, um ihre Bunbdesgenoffen zu verhindern, bem 
Streite ernftere Dimenfionen zu geben,” 


23. März, (Bundestag) Eine Note des engliihen Geſandten zeigt dem 
beutichen Bunde bie Eröffnung von Conferenzen in ber beutjch-bä- 
niſchen Streitfrage an: 

„... Die Regierungen von Oeſterreich und Preußen haben ihre Be: 
reitwilligfeit Tundgegeben, ihre Vertreter zu einer foldhen Conferenz abzu- 
ordnen. Auch die Regierung von Dänemart bat die Annahme einer Con 
ferenz zugefugt, voransgeſetzt, daß biefelbe berufen würde, um auf ber Bafis 
der Verhandlungen von 1851—52 zu beratben. Da nun jene Verhandlungen 
unter ben Aufpicien Oeſterreichs und Preußens flattgefunden und bie zu 
Stande gebradten Arrangements mit Tünemarf die Genehmigung des beut- 
fhen Bundes erhalten haben, jo würde J. M. Regierung durchaus geneigt 
fein, diefe Verhandlungen und Arrangements zum Ausgangspunfte ber Con⸗ 
ferenzberatbungen von 1864 zu maden. Aber ba es wünjchenswerth ift, 
jede Mißhelligkeit und die dadurch zu befürcdhtende Verzögerung zu vermeiben. 
fo jchlägt Ihre Maj. vor, als Baſis ber Conſerenz ſchlechthin biefe anzuneh⸗ 
men: daß Mittel gefuht werden, um dem Norden Europa’s bie 
Segnungen bes Friedens wieberzubringen.“ 


24. „ (Zollverein). Die Berliner Zollconferenz vertagt fi bis zum 
18. April, nachdem Preußen eine Erklärung abgegeben hat, in wel: 
er es 
bie Modifikationen bezeichnet, bie es bezüglich des Zoll- und Handelsver⸗ 
trage8 mit Frankreich bei letzterer Regierung zu beantragen geneigt iſt, und 
zugleih an diejenigen Vereinsregierungen, welche biefem Vertrage und ben 
übrigen bamit tn Verbindung gebrachten Vereinbarungen noch nicht beigeftimmt 
haben, die Anforderung ftelt, ſich beftimmt zu erflären, daß ihre Zuftim- 
mung zu den genannten Verträgen im bem vn für gefichert angenommen 
werden könne, wenn eine Berftändigung auf Grundlage der von Preußen zu 
machenden Vorſchläge zu Stande kaͤme. In derſelben Erklärung wird ferner 
von Seite Preußens die Bereitwilligkeit ausgefprochen, über bie in Artikel 25 
bes Vertrages mit Defterreih vom 19. Febr. 1853 in Ausficht genommene 
möglichite Annäherung und Gleichftelung ber beiberfeitigen Solltarife im 
Anterhandlungen zu treten. 
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24.März. (Preußen). Zahlreiche Verſammlung der Wahlmänner von 


25. 


26, 


28, 


29, 


Berlin. Diefelbe bejchließt, mit allen gegen 1 Stimme, zu erflären: 

„1) Die vollftändige Trennung von Dänemark ift das Recht der Herzog= 
tbümer, und nur in biefer Trennung fann ber angemefjene Preis für die 
dargebrachten Opfer und bejonders für das vergojjene Blut gefunden werben. 
2) Uubeirtt von Drohungen und Einfchühterungen haben unjere ſchleswig⸗ 
boffteinifchen Brüder fi dahin ausgefproden: ungetrennt bei einander und 
unter einem felbftindigen Fürften Deutfche fein und bleiben zu wollen. Es 
muß ihnen jegt Gelegenheit gegeben werben, ibren Willen in 
voller Freiheit und in feierliher Form vor Europa zu erklä— 
ten, ibren Staat zu conftituiren und ſomit jeben Einfpruch des Auslanbes 
in bie beiligften Angelegenheiten ber beutfchen Nation von vornherein als nichtig 
zurüdzumweilen. 3) Preußen und Defterreich haben 1851 die Herzogthü⸗ 
mer entwaffnet an Dänemarf übergeben und jett durch ihr einfeitiges Vor⸗ 
gehen biejelben verhindert, ſich jelbit mit Hilfe des deutichen Volkes non ber 
unberechtigten däniſchen Herrichaft zu befreien, Sie tragen daher ganz Deutſch⸗ 
land, den Herzogthlimern und ihren eigenen Völfern gegenüber die Berant- 
wortlichkeit, daß eine unheilvolle Politik das nicht wieder aufgebe, mas 
abermals mit dem Blute tapferer Krieger gewonnen iſt.“ 


„ (NRaffan). Das Hofgeriht von Wiesbaden meist die Eirtleitung 


einer Disciplinarunterfuhung gegen die Obergerichtsanwälte Braun, 
Lang und Schenfel wegen Theilnahme an der Kafteler Verſammlung 
ber Fortichrittspartei ab. 


„ (Bundestag). Eine Note des engliichen Gefandten zeigt dem 


deutſchen Bunde an, daß die Konferenzen am 12, April in London 
eröffnet werben follen und ladet den Bund ein, durch einen Ber: 
treter an berfelben Theil zu nehmen. 

„ (Deutfhland). Der Anregung der 36er Ausſchuſſes entfprechend 
finden in ganz Deutichland (Defterreih ausgennmmen) zahlreich be- 
beſuchte Bolfsverfammlungen ftatt, um noch einmal die Anfchauungen 
und den Willen der Nation bezüglih der Löſung der ſchleswig-hol⸗ 
jteinifchen Srage zum Ausdrud zu bringen. Meift werben babei bie 
von jenem Ausſchuß vorgejchlagenen Reſolutionen — nur bie und 


‚ba mit einiger Abſchwächung oder Verftärftung — angenommen: 


„1) Die Herzogthümer Schleswig: Holftein haben das Recht, eng mit 
einander verbunden, von Dänemarf vollitändig getrennt unter ihrem eigenen 
Fürften zu leben. 2) Jede Entſcheidung, die wider ben Willen bes Volkes 
Aber fein Schickſal getroffen wird, jebe Vebereinfunft mit: fremben Mächten, 
die bas Recht der Herzogthümer preisgibt, ift null und nichtig, ift eine 
rechtloſe Gewaltthat und zugleich ein Verrath an den Intereſſen und ber Ehre 
Deutichlands. Der naͤchſte Moment wird fie zerreißen und vernichten. 3) Noch 
immer fehlt uns eine geordnete Vertretung der Nation, ein beutjches Barla= 
ment! Deshalb erhebt das Volk unmittelbar feine Stimme Wir laſſen 
nicht ab, die nationalen Forderungen bebarrlich auszufprechen,, die Inhaber 
ber Gewalt zu mahnen und zu warnen. Verhallt jede Mahnung erfolglos, 
io mögen bie Schuldigen dem verdienten Geſchick anheimfallen.” 

„ (Holkein). geordnete von 71 ſchleswig-holſteiniſchen Ver— 
einen bes Landes beichließen in Rendsburg einftimmig, zu erklären: 

„Die ſouveränen Herzogthümer Schleswig-Holftein haben das Recht, eng 
mit einander verbunden von Dänemarf vollſtändig getrennt unter ihrem 
eigenen Fürften Herzog Friedrich VEIT. zu leben. Jebde Enticheibung, bie 
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sach den Willen unſeres Volks über unfer Schidfal getroffen wird, 
KR Mebereinkunft fremder Mächte, die bas Recht Preis gibt, fi null und 
uidtln, If eine rechtloſe Gewaltthat unb zugleich ein Berratb an ben 
Intereſſen und ber Ehre Deutfchlands. Feſthaltend an unferm Recht werben 
a folder Gewaltihat den äußerfien Widerfiand entgegen: 
even.“ 


30, Marz (Raſſau). Eröffnung des Landtags. Thronrede des Herzogs. 
31. „ (Kurbeff en). Wiederzufammentritt der Ständeverfammlung. Er: 
Härung ber neu eingetretenen Ritterichaft. Die Regierung legt ihre 
früheren Gefegentwürfe bezüglich des Vereins: und Verſammlungsrechts 
und bezüglich ber Preſſe wieder vor, da die von der Stänbeverfamm: 
lung angebrachten wmefentlihen Aenderungen wegen ber Bunbesbe: 
ſchlüſſe von 1854 nicht hätten fanktionirt werden können. 
„ n (Raffau). Antrittsrebe des neugewählten Bräfidenten ver IL. Kam: 
mer bezüglich der Wahlen und der Handlungsmweife der Regierung. 
Der Regierungscommilfär Werren proteftirt gegen die Nebe. — Er: 
klärung der neuen Mitgliedes Schenk gegen die Octroyirungen; alle 
neuen Mitglieder, mit Ausnahme eines einzigen, treten derſelben bei. 


— April, Obgleih Deutſchland bis jeßt nicht im Kriege mit Dänemark 
fih befindet, jo ift dennoch bereits eine Anzahl verjdiebenen beut- 
fhen Staaten (außer Defterreih und Preußen) angeböriger Schiffe 
von bänifchen Kreuzern aufgebracht und zum Theil von bänifchen 
Priſengerichten condemnirt worden. 

— „ (Hannover) Die Enthüllungen bes englifhen Blaubuches über 

die bisherige Politit Hannovers in ber fchleswig-holfteinifchen Frage 
erregen in Sannover und in ganz Deutſchland das ungeheuerfte 

Aufſehen. 

4. „ (Holſtein). Beſuch des Herzogs Friedrich in Preetz, wo er von 

der Bevölkerung feierlich als Landesherr empfangen wird. 

2. „ Medlenburg: Schwerin). Reſcript des Großherzogs an ben 
ftändifhen Ausihuß: Anzeige der gefchehenen Publication bes. Prü⸗ 
gelgefeßes, die durch eine Kritik der ſtändiſchen Beichlüffe motivirt 
wird. 

3, „ Raffau). Werren wird befinitiv zum Director ber Landesre⸗ 

’ gierung ernannt. 

5, „ (Holftein). 40 von den 49 Mitgliebern ber holſt. Ständever⸗ 
ſammlung treten in Kiel zufammen und beſchließen eine „Declaration 
ber Landesrechte“, die durch eine eigene Deputation zur Kenntniß ber 
Londoner Conferenz gebracht werben foll: 

„Wir, bie unterzeichneten Abgeordneten zu ber gegenwärtig aus 49 Mit: 
gliedern beftehenben holſteiniſchen Stänbeverfammlung ertlären, gegenüber ber 
zu London zufammentretenden Conferenz europäifcher Mächte hierdurch feier: 
lichſt, was folgt: Wir legen Berwahrung ein gegen jebe Enticheibung, bie 
auf gebachter Conferenz über das Schickſal ber Herzogthümer S.:H., insbe: 

3 ſondere über bie Perſon des Nachfolgers auf den durch ben Tod des König: 

— Herzogs Friedrich VII, erledigten Thron derſelben getroffen werben möchte, 
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ohne daß zuvor die Stimme bes Landes über bie Erbberechtigung biefes 
Nachfolgers vernommen worben if, wir erflären vielmehr jede Anerfennung 
eines jolchen, die von europäifhen Mächten erfolgen möchte ohne vorgängige 
Befragung des Landes als für letzteres rechtlih unverbindlihundbungiltig. 
Wir erflären ferner hierdurch vor Gott und Menfchen als das Necht diefes 
Landes: 1) Tie Herzogthümer S.-H. find auf ewig unzertrennlid mit einan- 
ber verbundene felbftändige Staaten; 2) auf den Thron berfelden ift aus⸗ 
fhließlich berufen bev Mannesftamm bes Oldenburger Fürftenhaufes nach 
Linealfolge und Primogenitur. 3) Dem König von Dänemarf, Chriftian IX, 
gebührt darnach Feinerlei Recht an den Thron der Herzogthümer, weil er 
durch näher berechtigte Agnaten ausgeichloffen wird, ber Londoner Tractat vom 
8. Mai 1852 aber, ſowie das däniſche Thronfolgegejeb vom 31. Juli 1853 für 
die Herzogthümer rechtlich unverbindlich und machtlos find, jener, weil fremden 
Mächten feinerlei Verfügung zufleht über das ihnen nicht zugehörige Land, dieſes, 
weil ihm die Zuftimmung der ſchleswig'ſchen und holſtein'ſchen Ständeverfamms 
Yung, der Agnaten und bes beutjchen Bunbes fehlt. 4) Der nächjtberechtigte unter 
ben jeßt lebenden Fürſten bes Oldenburger Haufes ift vielmehr nach dem Ver⸗ 
zicht feines Vaters der Herzog Friedrich von S⸗H.S.⸗A., der als Herzog 
Zriedri VIII. von Schleswig =Holftein die Regierung anzutreten bereit er- 
Märt hat. Wir nehmen ferner bavon Akt, daß bie Stimme bes Landes hiermit 
übereinfliimmend in zahlreihen Eingaben an die Bundesverfammlung, fowie 
in Hulbigungs-Adrefjen und Deputationen an den Herzog Friedrich VIII. von 
Seiten ber jchlesw.=holft. Ritterichaft, ber Landesuniverſität, der Geijtlichkeit, bes 
Lehrerſtandes, ber Städte und Landbiftrifte Holfteins wie Schleswigs fi) unzwei⸗ 
beutig dahin ausgefprochen hal, als ben rechtmäßigen Thronfolger einzig 
und allein ben Herzog Friedrich von SchleswigsHolftein-Sonderburg-Augus 
ftenburg anzuerkennen und für ihn, als ben legitimen Lanbesherrn, Gut und 
Blut einjegen zu wollen; wir legen endlich hierdurch feierlichit Verwahrung 
ein gegen jedes Arrangement europäifcher Mächte, durch welches den Herzog: 
thümern wider ihren ausgefprochenen Willen ein unrechtmäßiger Herricher 
aufgezwungen und bie durch ben Tob Friedrich VII. befinitiv gelöfte Verbin- 
bung mit dem Königreich Dänemark mittelft Gewalt wieder hergeftelli werden 
fol, und werfen auf bie Urheber eines folchen Arrangements die Verantwort⸗ 
lichfeit für die unausbleiblichen Nachtheile und Gefahren für Ruhe und Fries 
ben unſeres Landes, Deutfchlands und Europas.“ 


Diefer Erklärung tritt fofort das Confiftorium der Univerfttät 
Kiel, dann eine Verfammlung von Geiſtlichen, ein von 37 Stäbten 
des Landes beſchickter Städtetag in Neumünſter, eine Verſammlung 
von Gutsbefigern in Kiel, endlich ein großer Theil ber Lehrer: 
ſchaft bei. 

6. April. (Naffau). Verhandlungen der II. Kammer: Die Ausichüfle 
verlangen von der Regierung die Acten über bie wegen unerlaubter 
Beeinfluffung der Wahlen erwachſenen Unterfuchungsacten aus ſämmt⸗ 
lichen Wahlkreifen und ferner die Acten über ergangene Berfügungen 
gegen einzelne Staatsbürger und beftimmte Klaffen berjelben (Ge: 
meinbebebienftete, Lehrer, Staatsdiener) wegen ihrer Nichtbetheiligung 
an ben Wahlen. Die Regierung erflärt, daß die Acten barüber 
nicht vorgelegt werben. 

T. „ (Schleswig). 300 Notable des Landes treten in Schleswig zu: 
fammen und mählen, da die Verfammlung von ben Civilcommiljären 
verboten wirb, 40 Delegirte, meift frühere Ständemitglieder, welche 
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einſtimmig der holſteiniſchen Declaration der Landesrechte mit unwe⸗ 
ſentlichen Modificationen beitreten und ein Comité beſtellen, um ſich 
mit den Holſteinern zu verſtändigen. 

8. April. Maſſau). Der Abgeordnete Lang bringt in der I. Kammer 
ben Antrag auf Wiederherſtellung ber „noch immer zu Recht be- 
ſtehenden“ Berfafjung von 1849 ein. 

9. „ (Kurheijen). Das Minifterium' erflärt dem Ausſchuß der Stände- 
verſammlung, nachdem die beutihen Großmächte bie Sache einmal 
in die Hände genommen hätten, bleibe den Mittelſtaaten, insbejon- 
dere Kurheſſen nichts anderes übrig, als „ſich an die Ferſen der Groß: 
mächte zu hängen und je nady den Umſtänden fo gut e8 gehe, das Recht 
zu wahren“; entjcheive der Bundestag fi früher über bie Anerfen- 
nungsfrage, als bie deutſchen Großmächte wollten, fo werde alles 
verborben. 

41/16. April. Maſſau). Verhandlungen ber I. Kammer. Eines ber 
gewählten Mitglieder, Dilthey, gibt die Erflärung ab: 

„Bei meinem Eintritt in die Kammer balte ich mich im Intereſſe ber 
Wahrung ber Bundesrechte zu ber Bemerfung verpflichtet, daß ich aus ber 
Betheiligung bei den legten Wahlverbandlungen und der Annahme der Wahl 
meinerjeit$ einen Verzicht auf die verfajjungsmäßigen Nechte des Landes 
gegenüber der Verfafjungs: und ber Wahlordnung vom 25. November 1851 
nicht gefolgert haben will”. 

Diefer Erflärung ſchließen fih ſämmtliche neugewählte Mitglieder 
der Kammer an. — Mit 9 (jämmtlicye gewählte Mitglieber ber 
Kammer) gegen 6 Stimmen wird folgende Antwortsadreſſe auf die 
Thronrede des Herzogs bejchloffen: 

„... Die natürliche Rage des Landes, feine Abſatz⸗ und Verkehrswege dürften 
nad unferer Anficht von ber Regierung Ew. Hoheit bei ben Verhandlungen 
(über die Erhaltung des Zollvereins) vorzugsweife zu berüdfichtigen unb 
die Erneuerung ber bisherigen bandelspolitifhen Verbindungen mit Preußen 
nicht durch Belämpfung bes franzöfifchen Handelsvertrags in Trage zu ftellen 
fein. Möge bie von Ew. Hoheit ausgeſprochene Hoffnung, e8 werde der Zoll- 
verein nen gefräftigt auf Grundlage eines zeitgemäß verbeljerten Tarifs und 
mit erleichterten Verkehrsbeziehungen aus ben Verhandlungen hervorgehen, 
fi bald erfüllen und dadurch ben weiteren nachtbeiligen Folgen der aus ber 
Ungewißheit der jeßigen Zuftände hervorgerufenen Lähmung bes om und 
der Gewerbe vorgebeugt werben. Wir hegen babei die zuverfichtliche Hoffnung, 
daß eine neue Zollverbindung nicht in bas Leben treten werbe, bevor ben 
Ständen Gelegenheit geboten’ war, ſich hierüber auszufprechen... Uns wirb es 
immer eine heilige Pflicht fein, das landesväterliche Beftreben Ew. Hoheit für 
bie Wohlfahrt des Ihnen von Bott anvertrauten Landes mit allen Kräften 
zu unterflügen, wie e8 treuen Ständen geziemt. Wir erachten es baher für 
unſere befondere Pfliht, Ew. Hoheit nicht zu verheblen, daß vielerorts nicht 
volle Zufriedenheit mit den Öffentlihen Angelegenheiten bes 
Landes bejteht. Wir werben die Urſachen biefer beflagenswerthen Erſchei⸗ 
nung einer alljeitigen Prüfung unterziehen und Ew. Hobeit bie uns hiernach 
geboten ericheinenden Aenberungen in Gefeßgebung und Verwaltung in Bor: 
Ihlag bringen, eingedenk unjered Eides, nur allein ben wahren Vortheil bes 
Landes und feiner Einwohner, beren Wohl ja untrennbar ift von bem bes Lan⸗ 
besheren, ohne alle Nebenabfichten vor Augen zu haben. Solchen gemeinſchaft⸗ 
lichen in ihrem Endziel übereinfiimmenden Beftrebungen muß auch eine Ber: 
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ftändigung über die Mittel und Wege gelingen. Wir hoffen, daß dann bem 
materiellen Wohlftande fich ein Zuftand der vollen politifhen und rechtlichen 
Befriedigung in gleichem Maaße anſchließen werde,“ 

Der Regierungseommiflär erflärt jofort, daß dieſe Adreſſe vom 
Herzog nicht würde angenommen werben. Der Herzog lehnt unter 
dem 16. April die Entgegennahme der Abreffe wirklich ab, worauf 
die Kammer befchließt, fie im Archiv zu beponiren. 


12. April. (Schleswig). Die Civilcommifjäre verbieten den Beamteten bei 


Strafe fofortiger Amtsentſetzung Rejolutionen oder Adreſſen bezüglich 
der Londoner Conferenz zu unterzeichnen. 


13. „ (Baden). Eine vom Erzbiſchof nad Freiburg einberufene Conferenz 


14. 


[ll 


von 35 Delegirten aus ſämmtlichen kath. Lanbcapiteln bezüglich 
der Schulfrage, beſchließt, daß die Tath. Geiftlichfeit fih an ben nad 
dem Vorſchlage der Regierung organifirten Ortsfhulräthen nicht würde 
betheiligen können. 

(Bundestag) Die Bundesverfammlung bejchließt nach dem Antrag 
der Mehrheit der vereinigten Ausſchüſſe, die Londoner Conferenz zu 
beihiden und zwar ohne die Betheiligung bes Bundes von Beding- 
ungen abhängig zu machen (gegen Bayern, Braunſchweig und 
Oldenburg) und dem Gejandten nur eine allgemein gehaltene In— 
ftruction zu erteilen (gegen Bayern, Baden, die 12. Curie (thüringijche 
Staaten), die 13. Eurie (Braunſchweig und Naffau), Oldenburg, 
Reuß j. 3, Walde, Heſſen-Homburg, Frankfurt). Die Inftruction 
lautet: 

„Auf Grund der Bunbesverfaffung und beftehenden Bundesbeſchlüſſe auf 
bie Anerfennung der Rechte und die Sicherftelung ber Antereffen des deutjchen 
Bundes und der Herzogthlimer Holftein, Lauenburg und Schleswig, insbeſondere 
auf die größtmögliche Sekbftändigfeit der letzteren hinzuwirken; 2) zu mög⸗ 
lichſter Vermeidung eines Diffenfes unter den beutjchen Vertretern in der 
Conferenz bei allen wichtigeren Berathungsgegenftänden nad) einer vorgängigen 
Verſtändigung mit ben dießfalls in gleicher Weiſe inftruirten Bevollmächtigten 
von Oeſterreich und Preußen zu trachten.“ Anſtatt bes Sabes: „insbejondere 
auf die größtmöglichite Selbftändigfeit ber Herzogthümer hinzuwirken,“ Hatte 
ber bayeriſche Gefandte folgende Tertirung beantragt: „insbejonbere bie Ans 
erfennung bes Erbprinzen von Auguftenburg als Herzog von Holftein und 
Schleswig, und demnach die vollftändige Trennung beider Herzogthümer von 
Dänemark zu vertreten.“ 

Schließlih wird zum Gefandten faſt einftimmig ber ſächſiſche 
Staatsminifter v. Beuft gewählt; der bayeriſche Bundestagsgeſandte 
v. d. Pforbten bleibt mit 2 Stimmen in ber Minderheit. 

Der Schleswig: Holftein- Verein in Erlangen beichließt unter 
Theilnahbme von mehr als 800 Perſonen einftimmig folgende 
Rejolutionen: 

„Angefichts ber in London zufammentretenben Gonferenzen erflären wir. 
feierlich was folgt: 4) Am Anſchluß an die Declaration der bolfteiniichen 
Stände vom 5. April legen wir Verwahrung ein gegen jebe Entſcheidung, 
welche über bie Nachfolge auf den erlebigten Thron ber Herzogthümer 
Schleswig-Holftein ohne bie Zuffimmung desLandes getroffen werben 
möchte, und erklären jede ſolche Abmachung für unverbindlih und 
nichtig. 2) Wir erklären jede Abmachung, Durch welche ns und 
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thatfächlich gelöfte Verbindung ber Herzogthümer mit Dänemark erneuert 
werden follte, für einen Berrath an Deutfchland, auf welchem der Fluch 
ber Nation und bes freventlich vergoffenen Blutes der deutſchen Krieger 
Yaftet. 3) Wir erklären, daß das deutſche Volt fi Teiner Abmachung, 
welche bie Rechte der Herzogthümer und die Ehre Deutſchlands ſchädigt, fügen, 
fondern alle Mittel daran ſetzen und jede Gelegenheit ergreifen wird, um fie 
zu vernichten und Recht und Ehre wieder berzuftellen.* 

Eine lange Reihe von Schlesw.-Holft.-Bereinen in allen Theilen 
Deutihlands ſchließt ſich in den nächſten Wochen biefen Refolutionen 


an oder faßt ähnlich Tautende. 


414. April. (Rurheffen). Die Ständeverfammlung verwirft einjtimmig das 


ihr von ber Regierung nochmals vorgelegte Preßgejeb. 


16. „ (Zollverein) Eine preuß. Dep. an Bayern weigert fi, die Wieder: 


- 


eröffnung der am 24. März vertagten Berliner Zollconferenz länger 
als bis zum 25. April zu verjchieben. 
(Holftein) Herzog Friedrich richtet an die Londoner Conferenz 


folgende Erklärung: 

„Die Thatfache, daB in Kurzem eine Conferenz zufammentreten wird, um 
darüber zu berathen, wie dem Norden Europas der Frieden zurüdzugeben 
fei, Tegt mir bie Pflicht zur Darlegung meines Nechtes auf, welches unzer: 
trennbar ift von dem meines Landes und deſſen Anerfennung allein im 
Stande ift, einen dauerhaften Frieden ficher zu ftelen. Sch Tafje den edlen 
Adfichten der hohen Mächte, dem Blutvergießen ein Ende machen zu wollen, 
volle Gerechtigkeit widerfahren. Mag indeifen das Recht einer Berfammlung 
der Vertreter europäifcher Mächte, auf diefes große Ziel hinzuwirken, unkeftritten 
fein, fo ift e8 body ohne Zweifel dadurch befchränft, daß eine folche Verfammlung 
nicht befugt ift, weder über das Geſchick eines Souveräns, noch über das 
eines Landes ohne deren Theilnahbme und Zuftimmung zu verfügen. 

„Rah dem Hinjheiden Sr. Majeftät des König-Herzogs Yriedrih VII. 
bin ich durch die Vorfehung auf den Thron der Herzogthümer Schleswig: 
Holftein berufen worden. Das Crbfolgerecht, welches ich als Repräfentant 
der erjtgeborenen Linie des oldenburgiſchen Kaufes geltend mache, entipricht 
dem allgemeinen Rechte Deutjchlande und dem Rechte derjenigen Länder 
Europas, in denen bie Erbfolge des Mannsftammes gilt. Die Erbfolge des 
Mannsftammes und das Erftgeburtsrecht nach der Nähe der Linie find für 
die Herzogthümer feftgeftellt, nicht Bloß durch Die Geſetze des regierenden 
Haufes, jondern zugleich durch Vereinbarungen zwijchen dem Fürſtenhauſe und 
den Ständen, fie find feit Jahrhunderten als Geſetz beobadhtet worden und 
bilden die Grundlage für das öffentliche Recht der Herzogthümer. "Auf biefer 
Grundlage rubt das Recht der Herzogtbümer auf ihre Union und ihre Selb- 
ftändigfeit. Dieſes mein Recht befteht unabhängig von ber Anerkennung 
irgend einer fremden Macht. Es iſt ausſchließlich eine innere Angelegenheit 
biefes Landes. 

„Der Londoner Vertrag vom 8. Mai 1852 vermochte nicht bas überein- 
flimmende Recht meines Haufes und meines Landes zu beeinträchtigen. Seine 
Ausführung würde vielmehr die geheiligten Rechte der Kronen und der Völfer 
verlegen. Diefer Vertrag hat niemals die Zuftimmung ber Agnaten noch ber 
Zandesvertretungen erhalten. Ihre Zuftimmung war die Vorausſetzung 
jenes Vertrages. Se. Maj. ber König von Dänemark bat in Betreff ber 
Herzogthümer fie nie erfüllt, während er fie in Betreff Dänemarks wenigftens 
zum Theil in Ausführung gebracht bat. Der Deutſche Bund, beifen Beruf 
a feine Mitglieder zu jchirmen, ift ebenfalls dem Vertrage nicht bei- 
ge eten. " R 

„Mein Mecht ift in fich felbft eine Macht, denn es rubt in bem Gewiflen 
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des Volkes und es iſt die Bedingung der Wohlfahrt des Landes. Schon der 
erſte Verſuch, welchen der Kopenhagener Hof im J. 1846 machte, das Erb⸗ 
folgerecht der Herzogthümer dem Dänemarks anzunähern, rief ſofort einen 
allgemeinen Widerſpruch und eine Volksbewegung hervor. Als dann deſſen 
ungeachtet die däniſche Regierung bald darauf verſuchte, in einem der Herzog⸗ 
thümer die agnatiſche Erbfolge aufzuheben und Schleswig mit Dänemark zu 
verbinden, da erhob ſich die geſammte Bevölkerung beider Lande zur kriegeriſchen 
Vertheidigung ihrer Unabhängigkeit. In einem blutigen Kampfe, der nicht 
weniger als drei auf einander folgende Jahre andauerte, hat dieſes Volk den 
Beweis geliefert, daß ihm ſein Recht, wie das ſeiner Fürſten heilig iſt. 

—— großen Principien der Legitimität und der Nationalität waren 
es, welche nad) dem Tode bes König-Herzoge Friedrich VII. das Land in 
Bewegung festen. Die eingeborenen Beamten 'verweigerten in überwiegender 
Mehrzahl einem unberechtigten Fürften ben Eid der Treue. Die Voltsbewegung 
drohte eine Triegerifhe Wendung zu nehmen, als die Truppen des Bundes 
und bie Armeen ber deutſchen Großmächte das Land vom bänifchen Joche 
befreiten. Die befreite Bevölkerung bat bie Abzeichen einer fremden Königs- 
Herrſchaft vernichtet, fie hat zum Theil noch während ber feindlichen Befebung 
mein Recht proclamirt. in zweiter Krieg verfolgt noch feine blutige Bahn. - 
Welchen Namen man dbemjelben auch beilegen mag, er ift in feinem Urfprunge 
und feinem Wefen nah ein Erbfolge-Krieg. Die Erflärungen ber Landes- 
bertretungen und ber verfchiedenen Koörperſchaften, fowie die Huldigungen, 
welche mir von ben Bewohnern bes Lanbes dargebracht find, laſſen feinen 
Zweifel barüber, bag, welche Ungunft europäifcher Verhältniffe auch entgegen- 
ftehen möge, dieſes Land ebenfowenig als ich jemals auf fein legitimes Recht 
verzichten wird und baß in biefem Rechte in ber That jene unwiderftehliche 
Macht wohnt, weldye basjelbe überall gewinnt, wo es mit bem Sntereffe unb 
bem Gewiljen des Volfes ungertrennbar verwachlen ift. 

„Ich weiß es, welche Verantwortlichfeit ich übernommen babe, als ich 
mein Volk für mein Recht aufrief; hätte es ſich bloß um meine Perfon und 
um mein Haus gehanbeit, jo würbe ich zurüdgefchredt fein, nicht vor ben 
Gefahren des zu betretenden Weges, doch vor dem Blutvergießen, welches fich 
ſchwer vermeiden ließ. Indeß bie fefte Ueberzeugung, daß mein Recht bie 
Grundlage der Freiheit und ber Wohlfahrt des Tchleswig-holfteiniichen Volkes 
if, hat alle meine Schritte feit dem Tode Friedrich VII. geleitet. Denn feit 
alten Zeiten befteßt ein tiefer Gegenſatz zwiſchen Schlesmwig-Holfteinern und 
Dänen. Die legten acht Jahrhunderte hat berfelbe mit Blut geträntt. Der 
Verſuch, bie beiden Völker zu verbinden, ift, welche Form aud gewählt wurde, 
ſtets gejcheitert. Die im Jahre 1852 den Herzogthlimern aufgeicgte Form 
ber Berbindung mit Dänemark hat zu einer tyrannifchen Unterbrüdung geführt, 
welche felbft vor ber Schwelle ber Kirche und ber Schule nicht zurüdjchredte. 
Das jchleswig-holfteinifhe Volk erfennt in feiner Unabhängigkeit bie einzige 
Bürgichaft feiner Zufunft; jebes andere Mblommen würbe nur dazu bienen, 
einen — Kampf zu entflammen und unheilvolle Verwirrung ins Leben 
zu rufen. 

„Die Trennung ber Herzogthümer von Dänemark iſt nicht allein eine 
Forderung ber Legitimität und ber Geſetzlichkeit, fie ift eine Forderung ber 
Menſchlichkeit und des Weltfriebens. Denn gelänge e8 auch ber Gewalt, noch 
einmal bie Herzogthümer unter bas däniſche Koch zu beugen, fo würben fie 
doch nur bie erfte günflige Gelegenheit abwarten, um ein eben fu illegitimes 
ale verhaßtes Koch abzumerfen. Und ich fir meinen Theil würbe es als eine 
heilige Pflicht betrachten, fie, wenn ber Augenblid da ift, zu den Waffen zu 
rufen. Sollte aber ungeachtet ber freiwilligen und nicht förmlichen Kund⸗ 
gebung ber Bevölkerung und ihrer gegenwärtigen Vertreter Europa no 
Zweifel über die wahre Meinung bes Landes hegen, follte Europa bem 
gefchichtlichen Recht eine neue Befräftigung geben wollen, fo wird es Fein 


86 Deutfchlend. 


angemeffeneres Mittel geben, als die Berufung auf bie förm- 
liche Willensäußerung des Landes. 

„Wenn e8 verjchiebene Formen gibt, biefen Willen zu conftatiren, ich 
werbe mich mit jeder Form einverftanden erflären, vorausgefekt, 
baß dieſelbe volle Bürgſchaft für die Freiheit ber Millensäußerung gibt und 
daß fie unanfechtbar feititellt, ob die Schleswig-Holfteiner fich als meine Unter: 
thanen, ober als bie Unterthanen bes Königs von Dänemark betrachten. 
Obwohl entfhloffen, mein Land nit wieber zu verlaffen, 
würbe ih dennoch, um felbit den Schein einer Beeinfluffung zu vermeiden, 
einwilligen, für diefen Zwed auf bie Dauer einer folhenWillens- 
&ußerung mich außerhalb diejes Landes aufzuhalten, 

„Die Unabhängigfeitsliebe der Herzogthümer ift fein unmächtiges Wollen. 
Sie tragen die für ihre Entwidelung nothiwendigen Eigenfchaften und Hilfe- 
quelten in ſich; fie beflagen nur, bis jett noch feine Gelegenheit erhalten zu 
haben, durch Theilnahme an bem Kampfe, welcher für ihre Sache entbrannt 
ift, Die Stärfe ihres Willens aufs Neue zu beweifen. Gewähre man ihnen 
bie Freiheit, die Mittel ihrer Vertheidigung auf denjenigen Fuß zu feßen, 
auf dem fie waren, al8 Europa, nicht Dänemark, ihnen bie Waffen entwanb, 
und fie werden burch bie That beweifen, daß fie ihre Unabhängigkeit zu 
erftreiten und zu behaupten im Stande find. 

„sch babe mich nicht begnügen wollen, mein unb bes Landes Recht gegen 
einen möglichen Eingriff Ju verwahren und meine Betheiligung zu verlangen. 
Ich babe mich verpflichtet gehalten, zugleich darzulegen, wie die Verwirklichung 
biefer Rechte dem Willen ber Bevölferung entſpricht und wie in ber Achtung 
vor benfelben bie Forderungen der Gerechtigkeit und bie Bedingungen eines 
dauerhafter Friedens fich vereinigen. Denn die Erfahrung ber Vergangenheit 
wird gelehrt haben, ba, fo lange die ſchlesw.-holſt. Frage nicht im Einklange mit 
bem Rechte gelöft wird, diefelbe unaufhörlich auf ben Schlacdhtfeldern und in den 
Congreſſen Europa’s aufs Neue auftauchen wirb bis zu dem Tage, an welchem 
fen Vegittimen und dem nationalen Rechte volle Gerechtigkeit geworben 
ein wird.“ 

16. April. (Zollverein). DOefterreih, dur das Nefultat ber Prager 
Conferenz mit Preußen v. 18.—20. März nicht befriedigt, richtet 
eine Circulardepeſche an die Regierungen der Münchener Zollconferenz, 
in ber die Beantwortung folgender Fragen erbeten wird: 

„1) Auf weldhes beftimmte Minimum würben bie bisher nur im allge: 
meinen als noch zu hoch gegriffen bezeichneten Pofitionen bes neuen dfterreichifchen 
ZTarifentwurfs zu ermäßigen fein? 2) Würden bie betreffenden Regierungen 
ben preußifch-franzöfifchen Vertrag auch dann acceptiren, wenn ber Art. 31 
beffelben feine Abänderung erlitte? 3) Wie würben in biefem alle biefe 
Regierungen ben in Art. 25 des Februarvertrags vom Jahre 1853 gegen 
Ocferig auf Herbeiführung einer Zolleinigung eingegangenen Verpflichtungen 
genügen ?” 

17. „ Golſtein). Ca. 250 Beamtete, welche Chriftian IX. gehufbigt 
haben, treten in Neumünfter zufammen und bejchließen, ihre Hulbigung 
zurüdzunehmen und davon Anzeige in Kopenhagen zu machen. 

18. „ (Deutſch⸗-⸗däniſcher Krieg). Erftürmung ber Düppeler Schanzen 
dur die Preußen unter dem Prinzen Frievrih Karl. 

„ „ (Sadjen). Ein vom 36er Ausſchuß in Frankfurt entworfener Proteft 
wird zuerft von fämmtlichen Abgeorbneten ber II. Kammer unter: 
zeichnet und beichloffen, benjelben dem Bevollmächtigten bes beutfchen 
Bundes an ber Londoner Conferenz Frhrn. dv. Beuſt zu übermachen: 

„Angeſichts bes Zufammentritts ber Londoner Conferenz und in Ermangelung 
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einer Geſammivertretung unferer Nation, erflären wir, die Mitglieber beuifcher 


I Landesvertretungen, vor Deutſchland und Europa: Das are Recht und 
75 der ausgeſprochene Bolfswille fordert bie Trennung ber Herzogthümer 
WAT Schleswig-Holftein don Dänemark. Das Mare Recht und ber ausgelprochene 


Volkswille beruft ben Prinzen Friebrih von Auguftenburg zur Erbe 
folge in den ungzertrennlich verbundenen Herzogthümern. Iſt diefes Recht 
beftritten, fo fleht die Entfheibung feiner Conferenz der Mächte, fie fteht 
allein dem Bolfe und feinen Vertretern zu. „Gegen jebe Verfügung, bie 
über das Schidfal der Herzogthüümer ohme oder wiber ihren Willen getroffen 
werden jollte, protefliren wir im Namen ber Nation und verwahren 
— und alle Zukunft das Recht Deutſchlands und des ſchleswig-holſteiniſchen 
olkes.“ 


18. Apr. (HGeſſen-Darmſtadt). Die II. Kammer beſchließt mit 32 gegen 


19. 


” 


” 


” 


12 Stimmen nah dem einjtimmigen Antrag bes Ausichuffes: 

„In der Anficht, daß bei einer nationalen Politik Deutſchlands bie Auf: 
nahme der Uebung in ben Waffen in bie allgemeine Erziehung der männlichen 
Jugend das Mittel fein wird, eine Drganifation ber bewaffnelen Macht zu 
beiwirten, bie mit Fürzerer Dienfizeit und großer Verminderung 
ber Öffentlihen Ausgaben bie wohlbegrünbeten Vorwürfe gegen bie 
Größe und Koftfpieligfeit unferer jebigen militärifchen Cinrichtungen befeitigt, 
bie großh. Regierung zu erfucdhen, zeitgemäße Reformen im Sinne einer all: 
gemeinen Wehrhaftmachung mit militäriiher Einübung fämmtlicher 
männlicher Jugend und tüchtig ausgebildeten jtehenden Cadres vorzubereiten.” 

(Baben). Die II. Kammer verwirft in ber Bubgetberathung bie 
von der Regierung beantragte Erhöhung der Dotation bes Erzbis⸗ 
thbums Freiburg mit 27 gegen 26 Simmen. 

(Naffau). Die II. Kammer beichließt nad einer überaus hef—⸗ 
tigen Discuflion die Antwortsadreffe nach dem Entwurfe der Mehr: 
heit des Ausſchuſſes mit 16 gegen 6 Stimmen, obgleich bie Regie: 
rungscommifläre wieberholt erklärt hatten, daß die Adreſſe in diefer 
Faſſung nicht werbe angenommen werben: 

„oc. Die Fortdauer des Zollvereins wirb von bem einflimmigen 
Urtheile des Landes gewünſcht. Die Gemeinfamfeit der wirthichaftlichen In⸗ 
terejfen der zollverbündeten deutſchen Staaten fpricht hiefür fo laut, daß, wenn 
biefe allein entfcheiben, bie Hoffnung begründet ift, baß die bermalen flatt- 
findenden Verhandlungen baldigft zur Befeitigung ber obwaltenden Schwierig: 
feiten, insbefondere auch derjenigen, welche durch ben nach dem Urtheile ber 
überwiegenden Mehrheit ber betheiligten Kreife den wirtbichaftlichen Intereſſen 
unferes Landes förderlichen preußiſch-franzöſiſchen Handelsvertrag erregt find, 
führen werden. Wir bauen barauf, baß vor dem befinitiven Abſchluß eines 
neuen Zoll: oder Hanbelsvertrags das landſtändiſche Mitwirkungsrecht werde 
in Anfpruch genommen werben... .... In Schleswig-Holftein find noch 
fortwährend die Rechte und Intereſſen der deutſchen Nation und der Herzog⸗ 
thümer ſchwer bedroht. Wir geben uns der Hoffnung hin, Eurer Hoheit Re⸗ 
gierung werbe auf das Eifrigfte die Beſtrebungen fördern, bie auf Anerkennung 
und Durchführung des Rechts ber Herzogthümer gerichtet find, eng mit ein⸗ 
anber verbunden, von Dänemark vollftändig getrennt unter ihrem eigenen 
Kürften zu leben. Wenn Cure Hobeit zu biefem Zweck es nöthig ober dien⸗ 
ih erachten, Höchſtdero Truppen auf ben Kriegsfuß zu ſetzen, jo wirb das 
Land mit Freuden bie erforberlihen Mittel in reichem Maße bereit ftellen. 
Wir können gerade bier nicht umhin, Eurer Hoheit Aufmerffamfeit darauf 
zu Ienten, baß fowohl bie Unficherheit ber Verkehrs: und Hanbelsverhäftniffe, 
welche ber nahe Ablauf bes Zollvertrags in Verbindung mit ben wegen bes 
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andelsvertrags obſchwebenden Differenzen im Gefolge bat, als die mangel- 
fte Vertretung und theilweife Preisgebung beutichen Rechts, beuticher Ehre 
und deutſcher Intereſſen und die Ungewißheit über die lebten Ziele des ent: 
brannten Kriegs, daß alle dieſe Uebel in dem unglüdlichen Umftande begrün- 
bet find, daß bis heute noch bie Zufammenfafjung ber diplomatiſchen Vertre⸗ 
tung und der militärifchen Führung ber ganzen Nation in ben Händen einer 
einheitlidhen, von einer wahren deutſchen Volfsvertretung 
umgebenen Centralgewalt fehlt. Wir bitten deshalb Cure Hoheit, 
Höchſtdero Fürforge dahin richten zu wollen, daß endlich Die ber deutſchen Nation 
gewordenen Verheißungen und das wiederholt anerkannte Recht verwirklicht 
:werben möge, in einer wohlgeordneten Gefammtverfafjung in ‚der Reihe der 
europäifchen Staaten bie Ehren: und Machtſtellung einzunehmen, wozu fie 
nad) ihrer Größe, ihrer gefchichtlihen Zufammengehörigfeit und ihrer fort: 
gefhrittenen Bildung mehr als irgend eine Andere berufen if... . Gnä⸗ 
bigfter Herzog und Herr! Eurer Hoheit Erwartung in Höchſtdero verbienft: 
lihem Streben, das Wohl des durdy Gottes Fügung Höchſt Ihrer Regenten⸗ 
gewalt nach bem Staatsgrundgeſetz untergebenen Landes zu fürdern, wobei 
Gott Höchſt Ihnen feinen gnädigen Schuß verleihen wolle, Durch Dero ge: 
treue Stänbe unterflüßt zu werben, glauben wir nicht beſſer entiprechen zu 
fönnen, als indem wir von treuefter Anbänglichfeit an Höchſt Dero Perſon und 
bas herzogliche Haus bejeelt, in ber höchſten Chrerbietung mit. berjenigen 
Dffenheit und Wahrhaftigkeit, wie fie uns durch die Berufung zur 
Vertretung bes Landes zur Pflicht gemacht ift, bei Eurer Hoheit Zeugniß von 
ber Stimmung bes Landes ablegen und Abbilfe der beftebenden 
Beſchwerden erbitten, Durch bie neueften Maßnahmen Eurer Hoheit Re- 
gierung, wodurch die wejentlichiten Volksrechte beeinträchtigt und die Grunb- 
lagen ber Rechtsordnung angetaftet worden find, ift das Land in fchwere 
Sorgen und Bekümmerniß verfett. Es fieht ſich in feinen politiſchen und Bürger: 
lichen Rechten angegriffen und felbft feine materielle und geijtige Entwidlung 
gehemmt. Die Erlöfung aus diefer Bedrängniß,erwartet e8 von ber erleuchteten 
Einfiht Eurer Hoheit buch Wiederherftellung desverfaffungsmäßi- 
gen Rechtszuſtandes und ben Ausbau ber darin verheißenen Grundlagen 
ber Stantsordnung. Das naſſauiſche Volk ift vermöge feines Rechtsſinnes 
und feines Bilbungsftandes gewiß jo ſehr wie irgend ein anderer beutjcher 
Volksſtamm werth, der Wohlthaten theilbaftig zu werden, welche ibm bie 
Verfaſſung durch die Sicherung feines Rechtszuſtandes und feiner wirtbfchaft: 
lihen und geiftigen Entwidlung verheißt. Wollten Eure Hoheit geruben, 
hierin den Wünſchen des Landes entgegenzufommen, bafjelbe würde nie ver: 
gellen für die bochherzige Entſchließung durch gefteigerte Liebe und Anbäng: 
ichkeit feinen Dank abzutragen.“ j 
Der Herzog lehnt die Entgegennahme ber Antwortsadreſſe ber 
D. Kammer ab, wie er jchon vorher diejenige der I. Kammer ab- 
gelehnt hatte. 


20. Apr. (Zollverein). Eine dfterreigifhe Depeche an Preußen erflärt 
fih mit dem Refultat der Prager Conferenz v. 18.—20. März, 
wie ſie von Seite Preußens aufgefaßt werde, keineswegs zufrieden 
geſtellt. 

Die Depeſche beginnt mit ber Anerkennung, daß der preußiſche „Stand⸗ 
punft eine ben erneuerten engbefreundeten Beziehungen ganz entiprechenbe 
Einkleidung“ erfahren habe; fie conftatirt aber „mit aufrichtigem Bebauern“, 
daß die Schlußfolgerungen, welche das preußiſche Cabinet aus ber von ben 

betiderſeitigen Bevollmächtigten in Prag aufgenommenen „Regiftratur” gezogen, 
als ob Defterreich auf die im Februarvertrag in erfter Linie in Ausſicht ge- 
nommene Zolleinigung verzichte, „weder nad ben Inftructionen noch nad den 
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in Gemäßheit derfelben abgegebenen Erklärungen bes bieffeitigen Bevollmäch⸗ 

tigten als gerechtfertigt” erachtet werben könnten. Eine „gemeinfame Grund: 

lage” für bie weiteren Vereinbarungen fei bort „nicht gewonnen” worden, 

intofenn ber preußifche Bevollmächtigte ſich „ausichließlih” auf ben Boden 
ber zweiten Alternative des Art. 25 bes Februarvertrags (Verkehrserleichte⸗ 
rungen und Fortbildung des genannten Vertrags) geftellt, während doch, wenn 
Art. 31 des Franzdfifhen Handelsvertrags ftehen bleibe, jener Vertrag einer 
„Für Defterreih irgend werthuollen Fortentwicklung gar nicht fähig“ fei. 
pr. v. Bismard, heißt es in der Depeſche dann weiter, jpreche in feinem Er⸗ 
aß die „Hoffnung“ aus: Defterreich alsbald „Namens des Zollvereind und 
emeinfam mit Bayern und Sachen“ zu weiteren Verhandlungen auf der von 
ihm vorausgefeßten Grundlage einlaben zu können; dagegen müfle peremptoriſch 
erflärt merden: Oefterreich werbe „nur“ auf Grundlage ber eriten Alternative 
bes Art. 25 (Anbahnung ber Zolleinigung)verhandeln. Dieje Verhandlungen 
zu eröffnen, jet e8 „bereit“, es fei aber ebenjo „entichloffen von feinem ver: 
tragsmäßigen Recht darauf“ Gebrauch zu machen, und es „müfle fich in diefer 
Beziehung alle feine vertragsmäßigen Anfprüche vorbehalten... .* 

21. Apr. (Zollverein). Eine bayerifche Depefhe an Preußen verlangt 
von bemfelben eine weitere Verſchiebung des Wiederzufammentritts 
ber Berliner Zolleonferenz „allenfalls bis Ende Mai”, ba Dejterreich 
durch das Nefultat der Prager Conferenz fih nicht befriedigt gebe: 

ne. . Es bürjte fich vielmehr in erfterer Linie für die Tgl. preußiſche 
Regierung die Erwägung aufbringen, wie fie den fraglichen Beltimmungen 
bes Februarvertrages und den hieraus hervorgehenden Verpflichtungen, fo wie 
den bierin begründeten gewichtigen Intereſſen mehrerer Vereinsregierungen und 
ingbejondere der buperifchen, für welche der Verkehr mit Deiterreich von weit 
größerer Wichtigkeit ift, als jener mit Frankreich, in einer Weife zu entipredhen 
vermöge, bie wenigſtens einige gegründete Ausficht auf einen günftigen Erfolg 
barbietet. Die bayerifche Regierung wenigftens Tann nur wieberholt ihre bei 
jeber paffenden Gelegenheit ausgefprochene Ueberzeugung darlegen, daß jie eine 
Annahme des franzdfiihen Vertrages ohne vorhergehende befriedigende Tell: 
ftellung des hanbelspolitifchen Verhältniſſes zu Defterreich iweber mit ben Ver: 
pflichtungen, noch mit ben wahren Intereſſen bes Zollvereined für vereinbar 
erachte. Zu einer Berathung von Seite ber Zollconferenz jcheint der baye⸗ 
rifhen Regierung bei diefer Sachlage keine Veranlaſſung vorzufiegen, da fich 
biefelbe für jet lediglich auf die Entgegennahme ber auf bie preußifche Auf 
forderung vom 23. vorigen Monats erfolgenden Antworten befchränfen müßte 
und ein weiteres Material erft dann gegeben wäre, wenn bie Möglichkeit einer 
Verftändigung mit Oefterreich durch Aufftellung einer annehmbaren Baſis für 
biefe Verhandlung von Seite der Töniglich preußifchen Regierung in Ausficht 
fieben wird. . . .” 

» n (Baden) Debatte der II. Kammer über das Schulgeſetz. Ent- 
ſchiedene Erklärung des Minifters Lamey gegen bie Agitation ber 
clericalen Partei. 

„ n (Raffau). Der Ag. Lang begründet in ber H, Kammer feinen 
Antrag auf Aufhebung der octroyirten Berfafjung von 
1851 und Wiederherftellung der Berfaffung von 1849. 
Der Regierungscommiffär verliest eine Erflärung bes Diinifteriums, 
in weldyer auf bie Gefährlichkeit des Antrages aufmerkſam gemacht, 
von einer Berathung beflelben abgerathen und der Entſchluß Des 
Minifteriums ausgefprochen wird, daß dem Antrage auf keinen Fall 
würde Folge gegeben werben, weshalb auch die Negierung von jeder 
Beiheiligung an ber Debatte abftehen werbe. 
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28. Apr. (Schleswig). Ein Erlaß der Civilcommiſſäre ſichert allen 
hriſtlichen Glaubensbekenntniſſen gleichen Schuß zu und hebt bie 
Beſtimmungen vom 15. Sept. 1758 bezüglich der gemifchten Chen 
(zum Nachtheil der Katholiken) auf. 

„» n (Raffau). Debatten der II. Kammer über die von der Regierung 
geforderte Ungültigkeit der Wahl des Abg. Braun. Der Ausſchuß 
trägt auf Annullirung der Wahl, aber zugleih auf eine Rechts— 
berwahrung an. Die Kammer nimmt ben erften Antrag einftimmig, 
den zweiten mit 15 gegen 5 Stimmen an. 

25. „ Bufammentritt der Londoner Conferenz. 

» „ (Baden). Die fämmtlichen Mitglieder ver I. Kammer, an ihrer 
Spike der Präfident Prinz Wilhelm, unterzeichnen den (vom 36er 
Ausſchuß angeregten) Proteft gegenüber der Londoner Conferenz (I. 
18. Apr.). 

» n (Kauenburg). Uebereinftimmend mit bem Proteft und Ver: 
wahrung der Bürger ber Stabt Lauenburg v. 27./29. Dec. 1863, 
dem Proteft ber Bürger der Stadt Mölln v. 30. Dec. 1863, ber 
vermahrenden Erflärung der Einwohner des Amt Schwargenbeder 
Wahldiſtricts v. 2. Yan. 1864 und den Erflärungen von 1200 Landes: 
angehörigen vom Januar 1864 beichließt der mit Genehmigung ber 
Bunbescommilläre conftituirte „Lauenburgiiche Verein” einftimmig 
eine Erflärung zu Handen ber Bunbesverfammlung und des Ver: 
treter8 des deutſchen Bundes an der Londoner Konferenz: 
ne. . Der Regierungsnachfolger Friedrihe VII. im Königreih Dänemark 
nach ber Thronfolgeordnung vom Jahre 1853 ift im Herzogthbum Lauenburg 
nicht der berechtigte Herrſcher. Die rechtliche Entſcheidung ber Suc- 
ceflionsfrage fteht allein den hoben beutfhen Bunde zu. Die 
Mächte, welche in London ſich vereinigt haben, find nicht befugt, willfürlich, 
bem Rechte zuwider, über das Land zu Gunften Dänemarks zu verfügen. 
Es würde, wenn dieſes geſchehen jollte, zu den Rechtsverletzungen, welche durch 
die Wiener Verträge dem Lande zugefügt ſind, zu dem Unrecht des Londoner 
Vertrags vom Jahre 1852 eine neue Rechtsverletzung hinzutreten, deren Fol⸗ 
gen nicht minder nachtheilig für das Land und für ganz Deutſchland ſein 
würden, als die dolgen der früheren rechtswidrigen Vorgänge ES lebt je: 
doch bas Vertrauen im Laube, daß der hohe beutiche Bund, daß zumal bie 
töniglihen Regierungen von Preußen und Hannover, welche in ben abge- 
floffenen Berträgen bie Rechte bed Landes ausbrüdlich und beftimmt ge: 
währleiftet haben, es nicht zulaffen werben, bag eine dem Rechte zuwider⸗ 
laufende und dem Sintereffe Deutfchlanbs entgegenftehenbe Entſcheidung von 
unbeifommender Stelle getroffen werde.“ 

26. „ (Hamburg). Die Bürgerihaft bewilligt in zweiter Berathung 
die vom Senat geforderte zweite Mill. MB. für Küſtenſchutz. 

23. „ (Hannover). Wiederzufanmentritt der felt dem 15. März ver: 
tagten Stände. Der Abg. Miquel beantragt in der I. Kammer 
fofort eine Zufchrift an die Regierung, welde, indem fle das „Er: 
ftaunen und den tiefen Mißmuth des Landes“ über die Erklärungen 
des Grafen Platen ausſpricht, die Regierung zu einer fchleunigen 
und bündigen Erklärung über bie Nichtigkeit ober Unrichtigkeit ber 
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Mittheilungen des engliſchen Blaubuchs, zur unumwundenen Los⸗ 
ſagung von dem Londoner Protokolle und zur Anerkennung Fried—⸗ 
richs VIII. als zu dem Schritte auffordert, der allein jebem ferneren 
Mißtrauen wehren und den Beweis geben könne, daß bie Regierung 
die Politik des Grafen Platen nicht billige. 

— Apr. (Schleswig und Holftein). Auf Anweifung der Delegirten: 
verfammlung ber Schleswigaolftein-Vereine organifiren ſich bie 
Männer, welche der früheren jchleswig-holfteinifchen Armee angehört 
haben, zu „Bereinen fchlesw.holft. Kampfgenoſſen.“ 

29. „ Deutſch-däniſcher Krieg). Die Dänen räumen bie Feſtung 
Friedericia. Ganz Jütland mit Ausnahme des jenfeits des Lym⸗ 
fiords gelegenen Landſtrichs ift in den Händen der Alliirten. 

» » (Hannover) Die Regierung wird in ber II. Kammer über bie 
früheren Verhandlungen bez. Flotte und Küſtenſchutz und den feit- 
herigen Erfolg interpellirt. Der Minifter gefteht, daß dieſelben ohne 
Erfolg geblieben feien, meint aber, „es ſei jet ein folder Schuß 
nicht mehr fo nöthig, denn bie dfterr. und preuß. Flotten feien jeit- 
her gewachfen und gerne bereit, ung zu helfen.” Sihallendes Ge: 
lächter der Kammer. 

„„Maſſau). Die II. Kammer beſchließt trotz des Widerſpruchs 
ber Regierung mit allen gegen 6 Stimmen, die Wiederherſtellung 
ber Verfaſſung von 1849 in Berathung zu ziehen. 

30. „ (Hannover). Die II Kammer beichließt in Folge der Ent: 
bülfungen des engliſchen Blaubucdhes auf den Antrag Miquels vom 
283. d. M. bez. der Politif des Meinifters Grafen Platen folgende 
Reſolution: | 

n « . . Um fo ſchmerzlicher — Stände können das ber k. Reg. nicht verbehlen 
— tft da8 Erftaunen des ganzen Landes über den Inhalt des dem englifchen 
Parlament vorgelegten Blaubuchs, nach welchem der Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten, Herr Graf Nlaten, in feinen vertraulichen und bisher der 
Deffentlichfeit entzogenen Unterredbungen mit dem engliihen Geſandten fich 
rüdfihtslos für die fog. Integrität der bäntihen Monardie, 
ben Rechtsheftand bes Londoner Protokolls und gegen die Succeffion$: 
rechte des Herzogs Friebrid ganz im Widerſpruch mit dem Rechte 
und den Pflichten Deutfchlands und insbejondere den Aufgaben unferes König: 
reichs ausgefprochen haben fol und damit die bebauerlichften Anfichten und 
Intentionen in dieſer heiligen Sache kundgegeben haben würde, Stände hal- 
im es für ihre dringende Pflicht, dem allgemeinen Bedauern und 
bem tiefem Mißmuth bes Landes über diefe Dinge Ausbrud zu geben 
und die k. Regierung dringend zu erfuchen, fchleunigft offen fich darüber zu 
erflären, ob und inwiefern ber erwähnte Inhalt jener in dem Blaubuche ent: 
baltenen Depefchen in ber Wahrheit begründet ift und in allen Fällen nicht 
nur bie große Beforgniß bes Landes durch die endliche offene Darlegung bes 
wahren Stanbpunftes ber F. Regierung felbft in der jchlesiw.holft. 5 e zu 
zerfireuen, fonbern auch jedes fernere Mißtrauen auf immer buch eine bün⸗ 
bige Losfagung von dem Londoner Protokoll und eine entfchiebene 
Anerfennung des legitimen Herzogs von Schleswig⸗Holſtein Friedrichs VIE. 
zu befeitigen und ganz unzweifelhaft Karzuftellen, daß die F. Regierung ben 
nach ben erwähnten Depeihen von dem Herrn Grafen Platen eingenommenen 
Standpunkt in Feiner Weife billigt,“ 
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Ende Apr. (Preußen). Gedicht für Annexion der Herzogthümer an Preu⸗ 
Ben, gedruckt in ber Decker'ſchen Oberhofbuchdruckerei. 

— Apr. (Oeſterreich). Don Seite feines ber im Laufe des März 
und April verfammelten Landtage ber beutich-öfterreich. Kronländer, 
auch nicht derjenigen von Oberöſterreich ober Steiermark, erfolgte 
eine Demonftration für die deutſche Sache in ben Herzogthümern, 
fondern lediglich Toyale Anerkennung ber tapfern Armee, | 


— Mai. (Holftein und Schleswig). Bon Preußen aus wird in den 
beiden Herzogthümern eine Abrefle an ben König von- Preußen in 
Umlauf geſetzt, welche gerabezu die Einverleibung der Herzogthümer 
in Preußen verlangt: 

„+. Em. TE. Maj. Feinde find unſere Feinde! Sie find unferes Landes 
ſchonungsloſe, rüdfichtslofe Ausfauger und Unterbrüder gewejen. . . . Wir 
wagen es, in biefem feierlihen Augenblid auszuſprechen, was bie Bruft vieler 
Zaufenbe bewegt und bie laute Freude unferes Herzens noch mit einen Wölk— 
chen bangen Schweigens verfchleiert: der Sieg ber Preußen würde fih in 
unfer Aller entſetzlichſtes Unglüd, in den volftändigften Ruin unſerer Ya- 
wmilien verwandeln, er würbe Taufende von uns auf immer von bem Boden 
ihres Geburtslandes verbannen, wenn Ew. Maj. nah bem, was fi jetzt 
unter uns zugetragen, Ihre ſchützende Hand von uns abzögen und uns unter 
irgend einer Form wiederum bem bänifchen Regimente überließen. Königliche 
Majeſtät! Ein gemeinfames Band des Schubes und Trutzes gegen Dänemark 
und jeden andern äußern Feind umfchlinge unfer Land bis zur Königsau 
mit Preußen! Schleswigse Söhne finb bereit, ihre Seetüchtigfeit auf ber 
preußifchsdeutfchen Kriegsmarine zu bewähren und mit Preußen und Deutſchland 
gegen ganz Europa einzuftehen für des preußiſch-deutſchen Reiches Grenze 
an der Königsau und für der Herzogthümer Selbftregierungsreht und innere 
probinziale und Iocale Freiheit und Selbftändigkeit. Die Integrität bes 
preußifhebeutfhen Reiches deutſcher Nation bis zur Königsau und 
bie innere Selbitänbigfeit ber Herzogthümer, das fei unfer, jei Preußens und 
ganz Deutjchlands oberſtes Princip, Feldgeichrei und Lofung! Möge der Gott 
ber Heerſchaaren und Schlachten, ber auch der Gott des Völferglüds und ber 
Moblfahrt des Einzelnen ift, Ew. Majeſtät Herz-Ienfen, daß es in diefer für 
unfere, für Preußens und Deutſchlands Zukunft vielleiht auf Jahrhunderte 
entſcheidenden Zeit, unbefümmert um der Engländer, Rufen, Franzoſen 
Dreinreden, ſich entfchließe und handle, wie Ew. Majeftät großer Ahnherr, wie 
König Friedrich folder Lage und Aufgabe gegenüber fich entſchloſſen und ge- 
handelt haben würde.“ 

2. „ (Zollverein). Endliche Wiedereröffnung der Berliner Zoll: 
conferenz. Die Vertreter Bayerns, Württembergs, Heſſen⸗Darmſtadts 

und Naffau’s fehlen; diejenigen Kurheffens und Hannovers erklären, 
daß fie nur bei einer Betheiligung aller Zollvereinsregierungen an 
weiteren Verhandlungen Theil nehmen könnten. 

„ » (Helfen: Darmftadt). Die IE Kammer fteht bavon ab, in 
eine nochmalige Berathung des Gefeßesentwurfs über bie religiäfe 
Erziehung ber Kinder einzutreten. 

3. „ (Bundestag). Die Mehrheit der vereinigten Ausſchüſſe erflärt 
fih gegen die von ben beiven Großmächten vorgeichlagene Beſetzung 
ber ſchleswig'ſchen Inſel Fehmarn durch Bunbestruppen und beharrt 
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gegen den Wunſch Oeſterreichs und Preußens darauf, daß jede weitere 
Inſtructionsertheilung an den Bevollmächtigten des Bundes bei der 
Londoner Conferenz von einer ausdrücklichen Beſchlußfaſſung der Bun⸗ 
desverſammlung ſelbſt abhängig bleibe. 

6. Mai. (Hannover). Vorläufiges Referat an die II. Kammer über das 
Budget (Diomänenfrage). 

8. „ Der 36er Ausfhuß der Verfammlung von Mitgliedern deutſcher 
Zanbesvertretungen übermacht dem Bevollmächtigten bes deutſchen Bun- 
bes an der Londoner Conferenz, Hrn. dv. Beuft, die von ihm ent- 
worfene und betriebene „Rechtsverwahrung der beutfchen Landtags: 
mitglieder”, mit ber Bitte, diefelbe zur Kenntniß der Conferenz zu 
bringen (ſ. d. Wortlaut 18. April Sachſen). Diejelbe ift von 1350 
reſp. 1353 Mitgliedern der verſchiedenen deutſchen Lanbtage unter: 
zeichnet und ‘zwar find ihr nach ben einzelnen Staaten beigetreten in: 

Anhalt: Von 35 Landtagsmitgliebern 1 Mitglied. Baden: Von 63 
Mitgliedern der Zweiten Kammer 61. Bayern: Bon 148 Mitgliedern ber 
Abgeordnetenfammer 121. Braunfhweig: Bon 46 Lanbdingsmitgliedern 
42. Bremen: Bon 145 Bürgerichaftsmitgliedern 111. Frankfurt: Von 
98 Mitgliedern und verpflichteten Suppleanten des Gejchgebenden Körpers 90, 
Hamburg: Von 132 Bürgerfhaftsmitgliedern 107. Hannover: Bon 87 
Mitgliedern der Zweiten Kammer 64. Hefjen-Darmjtadt: Bon 50 Mit⸗ 
gliedern ber Zweiten Kammer 43. Kurheſſen: Von 53 Mitgliedern ber 
Stänbeverfammlung 47. Liehtenftein: Von 15 Landtagsmitgliedern 12, 
Lippe-Detmold: Bon 14 Abgeorbneten ber II. Eurie 11. Lübed: Bon 
119 Bürgerichaftsmitgliedern 4. Medlenburg:Schwerin und Stre⸗ 
liß: Bon ben Mitgliedern der Ritterfehaft (deren anjehnliche Zahl nicht genau 
befannt ift) 12. Naſſau: Bon ben Mitgliedern ber Eriten Kammer 9, von 
24 Mitgliedern der Zweiten Kammer 17. Oldenburg: Bon 49 Landtags⸗ 
mitgliebern 48. Defterreich: Landtag bes Königreihg Böhmen: Bon 241 
Mitgliebern 20. Landtag bes Herzogtbums Steiermarf: Von 63 Miütgliebern 
20. Boraribergijcher Landtag: Von 20 Mitgliedern 3; im Ganzen von 760 
Mitgliedern 46, Preußen: Bon 348 Mitgliedern des Abgeorbnnetenhaufes 
183. Reuß, jüng. Linie: Bon 13 Landtagsmitgliedern 12. Sadjen: 
Bon 75 Mitgliedern ber Zweiten Kammer 59. Sadhjen- Weimar: Von 
30 Landtagsmitgliedern 27. Sahfen-Meiningen: Die ſämmtlichen 24 
Zandtagsmitglieder. Sachſen-Coburg-Gotha: Gothaifcher Landtag: Die 
fämmtlihen 19 Mitglieder. Coburgifcher Landtag: Die ſammtlichen 11 Mit- 
glieder. Sachſen-Altenburg: Bon 15 Landtagsmitgliebern 10. Schwarz⸗ 
burg-Rudolftabt: Von 15 Landbtagsmitgliedem 10. Schwarzburg: 
Sondershaufen: Bon 15 Landtagsmitgliedern 7. Walded: Die ſämmt⸗ 
lihen 15 Landtagsmitglieber. Württemberg: Von 88 Mitgliedern ber 
Abgeorbnetenfammer 79. 

„ n Der Nusihuß bes Reformvereins,, beffen Führer fih an ber 
vom 36er Ausfhuß in Frankfurt betriebenen Rechtsverwahrung beut: 
ſcher Landtagsmitglieber nicht betheiligen, tritt in Nürnberg zufammen 
und bejchließt, eine bejondere „Anſprache“ zu erlaſſen: 

„Unabhängig von der wechſelnden Politik ber Regierungen, bat ber deutſch⸗ 
Reformoerein die Einheit der deutſchen Nation, das Recht ber Geſammtheit 
und aller ihrer Theile von feinen erten Anfängen an vertreten. Es war bie 
Conſequenz biefes feines Principes, daß er unmittelbar nach dem Tode Fried⸗ 
vihs VII. von Dänemarf für das fowohl im ſchlichten Volksbewußtſein als in 


— 


94 


Aeulſchland. 


der Wiſſenſchaft begründeten Landes⸗, Staats⸗ und Fürſtenrecht ber Herzogthü⸗ 
mer Schleswig⸗-Holſtein und ihres angeſtammten Herzogs Friedrichs VIII. einge⸗ 
treten iſt. Inzwiſchen hat der ruhmreiche Erfolg der öſterreichiſch-preußiſchen 
Waffen eine Politik der deutſchen Großmächte begleitet, welche nach ihren kund⸗ 
egebenen Motiven und Zwecken mit den Gefühlen der deutſchen Nation in Wider⸗ 
* ſtand. Der Feind iſt ohne den Bund geſchlagen. Allein das Recht, um das 
es ſich handelt, iſt von den Siegern bis zur Stunde nicht nur nicht anerkannt, 
ſondern noch vor ber Befragung der ſchleswig-holſteiniſchen Stände zum Gegen: 
ftande ber Verhandlung mit fremden Mächten gemacht. Sich felbft und feinen 
Grundſätzen treu, bält es ber Reformverein an ber Zeit, wiederholt und feier- 
lich auszufprechen und infonberbeit dem Vertreter des beutfchen Bundes in Lon- 
bon zuzurufen, daß die beutiche Nation, infolange fie fich felber achtet, jebe 
2öfung ber fchleswigsholfteinifchen Frage, bie gegen bas Recht ber Herzog: 
thümer, ohne Zuftimmung ihrer gejeglichen Vertreter und ihres Fürjten er: 
folgt, von ſich weiſt und weiſen muß!“ 


8. Mai. (Preußen) richtet eine Circulardep. an die deutſchen Regierungen, 


in ber e8 erflärt, daß es mit Oeſterreich auf die von ihnen vorge: 
ſchlagene Betheiligung bes beutichen Bundes an dem weiteren Kriege 
gegen Dänemark dur Beſetzung ber ſchleswigſchen Inſel Fehmarn 
mit deutſchen Bundestruppen verzichte und zugleih auf das ganze 
bisherige Verhältniß zwifchen den beiden Großmächten und den übrigen 
Bunbesftanten in biejer Angelegenheit von feinem Standpunfte aus 
einen Rüdblid wirft: 

„... Durch ben Beſchluß vom 14. San. d. 3. bat ber Bundestag zu un- 
ferm lebhaften Bedauern dieſe Theilnahme abgelehnt, unb wir fahen uns ge- 
nötbigt, mit Oeſterreich allein bie Wahrung deutſcher Intereſſen in bie Hand 
zu nehmen. Unfer Vorgehen wurde von unerwartet raſchem Erfolge gefrönt ; 
doch blieb auch nach dem erfien Gelingen noch eine ernite Triegerifche Thätig⸗ 
feit in Ausficht und wir glaubten alsdann bei den deutfchen Regierungen ben 
fehr natürlichen und gerechtfertigten Wunfch wahrzunehmen, an dieſer Thä— 
tigfeit fi zu betbheiligen. Wir waren bereit, diefem Wunſche entge gen⸗ 


zukommen, denn wir begriffen ſehr wohl, wie ſchmerzlich e8 namentlich den in 


Holftein aufgeftellten deutſchen Truppen jein mußte, müßige Zuſchauer der Kriegs- 
thaten ber verbündeten Armee zu bleiben. Aus biefer Rüdficht ging ber öfter- 
reichiich-preußifche Antrag vom 25. Februar d. J. hervor, welcher offenbar ben 
Umfländen am angemeljeniten war und ben beutichen Regierungen bie leichtefte 
Gelegenheit bot, durch einen raſchen Entſchluß in die weitere Entwidelung 
ber kriegeriſchen Creigniffe mit einzugreifen und zugleid Mißſtände zu be- 
feitigen,, welche fih in Betreff ber notbiwendigen Maßregeln zur Sicherung 
unferer Armee im Rüden und ihrer Verpropiantirung ergeben hatten und 
welche dem Auslande das traurige Schaufpiel beutfcher Uneinigfeit in einem fo 
enticheibenden Momente zu bieten drohten. Die ohne Kriegserflärung er- 
folgte Wegnahme deutſcher Schiffe — auch außer ben öerreichiichen unb preu⸗ 
ßiſchen — Seitens der Dänen hätte unferes Erachtens biefen Entfhluß nur 
erleichtern köͤnnen. Statt deſſen begegnete bie Annahme unferes Antrags un⸗ 
erwarteten Schwierigkeiten von ben verjchiebenften Seiten her. Bon einer Seite 
verlangte man eine vorhergehende Sommation an Dänemarf, von anderer Seite 
bie Theilnahme anderer deutjcher Regierungen an ber Befebung Holfteins durch 
Heranziehung entlegener Bundesarmeecorpe. Daneben wurden wegen bes Ko- 
ſtenpunktes Schwierigkeiten erhoben; und endlich wurbe bie Theilnabme bes 
Bundes an ber Verwaltung bes durch unſere Streitfräfte eroberten Herzog⸗ 
thums Schleswigs buch einen vom Bundestag zu ernennenden Gommiflär 
beaniprudht, Wie wenig wir auch diefe Forderungen als nothwendig in ber 
Natur ber Sache begründet erachten konnten, fo find wir doch in feiner ber- 
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ſelben den Wünſchen der deutſchen Regierungen entgegengetreten. Eben ſo be⸗ 
reitwillig hat bie kaiſerlich öſterreichiſche Regierung zu einer Ausgleichung 
bie Hand geboten. Sie mußte nur mit uns auf ber Erhaltung ber Ein⸗ 
beit bes militärifchen Oberbefehls beftehen, welche jelbftverftändlich 
bie wejentliche Bedingung jedes Erfolges ift. 

„Als fich nichtsdejtoweniger die Verhandlungen in den Ausichüffen in die 
Länge zogen, ſchien ſich in der Beſetzung ber Inſel Fehmarn noch ein Mittel 
zur wenigfteus theilweife praftiichen Erfüllung der auf Theilnahme an ber 
Aktion gerichteten Wünfche unferer Verbündeten darzubieten, ohne die weit: 
läufige Entwidlung der an ben Antrag vom 25. Februar gefnüpften Fragen 
abzuwarten. Gerade die dem Angriffe ausgefette Lage ber Inſel und bie 
dadurch gegebene Ausficht auf eine wirklich Friegerifche Thätigfeit mußte, — 
fo glauben wir — unferen Borfchlag den Truppen in Holftein wie dem deut⸗ 
chen Regierungen erwünfcht erjcheinen laſſen. Es Tag auf ber Hand, daß 
ein jchleuniger Entihluß hier vor Allem am late war; wir burften einen 
folden um fo mehr erwarten, als der Bund ſchon vor Jahren im Namen 
Holfteins Anſprüche auf diefe Inſel gemacht hatte, deren Geltendmachung 
durch die vorgejchlagene Maßregeln doch nur hätte erleichtert werben Tönnen. 

„Aber auch hier traten wieder Zögerungen, Bebenklichfeiten und Vorfragen 
ein — und auch hier hat es nichts geholfen, daß wir dieſe VBorfragen über 
Berfiärfung ber Erecutionstruppen, in voller Hebereinftimmung mit ber kai⸗ 
ferlich öfterreichifchen Regierung, durch unfere Zuftimmung raſch zu erledigen 
bereit waren. Der General v. Hake Bat die vor Wochen erbetene Ermädti- 
gung noch nicht erlangt, und wird fie vorausfichtlih nicht erlangen. Angefichts 
diefer, von ung in der That nicht erwarteten Wendung wird es für uns 
Pflicht, bie Sache fallen zu laſſen und unferemPBorfchlage Feine 
weitere Folge zu geben, 

„Aber wir haben aus dieſem Gange Nr Tinge auch die traurige Erfah: 
rung ſchöpfen müſſen, welden Schwierigfeiten wir begegnen würden, wenn 
wir bei einer großen politishen Action uns auf ben Bund flüben, oder — 
wie man es bier fo vielfach von uns geforbert Hat — feinem Impulſe folgen 
wollten! Wenn wir nad dem ablehnenden Beichluffe vom 14. Januar nicht 
in Gemeinfchaft mit Defterreich von unferem Rechte felbftftändigen Handelns 
Gebrauch gemacht hätten, jo wäre die ganze Angelegenheit wahrjcheinlich noch 
jeßt nicht über da8 Stadium theoretiiher Discuſſion hinausgefommen. Unb 
wenn es zu einer Conferenz, wie fie jebt in London verfammelt ift, und ja 
auch ſchon damals vorgejchlagen war, gefommen wäre, welche Stellung hätte 
der Bund und ein Bevollmächtigter des Bundes auf berfelben einnehmen Fönnen, 
wenn bie fiegreichen Heere Oeſterreichs und Preußens nicht in Schleswig ftänden ? 
Und wenn wir die Nüdfichten und Bedenklichfeiten erwägen, welche jelbft bie 
Theilnahme an der ſchon im Gange befindlichen Action verhindert haben, — wie 
tönnen wir da das Berirauen gewinnen, welches unumgänglich nöthig ift, 
wenn wir unfjere Politik mit ber des Bundes verjchmelzen jollen? Wenn wir 
auch dankbar anerfennen, daß einzelne Regierungen ſich in richtiger und patrio⸗ 
tifcher Windigung der gemeinfamen Ziele uns angeſchloſſen haben, fo hat boch 
eine Mehrheit nur jelten am Bunde in diefem Sinne erreicht werben können; 
und wir haben es mit Bedauern erfahren müflen, daß wir nicht allein zur Wah⸗ 
rung unferer eigenen, jondern zur Wahrung der anerfannten deutjchen Intereſ⸗ 
ine, wie zum Schuße ber beutfchen Schifffahrt, auf unfere eigenen und Oeſterreichs 
Kräfte angewiejen waren, und daß bie geringfie von unten Bunbesgenoffen 
geforderte Unterftügung in Folge von Mißtrauen und boetrinären Weiterungen 
ausblieb. Die Sache, bie wir und Defterreich gegenwärtig verfechten,, bat, 
wir dürfen e8 jagen, unter dieſer unnatürlichen und beflagenswerthen Differenz 
zwifchen einer Majorität von Bundesregierungen und ben beiden größeren deut⸗ 
ſchen Mächten noch nicht gelitten. Aber wir müfjen, um ber Zufunft Deutſch⸗ 
lands willen, bringenb wünſchen, daß bie beutfchen Regierungen fich ber Er: 
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tenntniß eines folden Zuſtandes nicht verfchließen und die Nachtheile 
erwägen werben, welche berfelbe für alfe deutſchen Verhälmiſſe und materiellen 
Intereſſen mit fi) führen muß. Daß das bisher von ihnen eingejchlagene Ver⸗ 
fahren ihre eigenen Ziele nicht gefördert hat, Fönnen die Bundesregierungen 
nicht verfennen. Es liegt in ihrer Hand allein, das richtige und natürliche 
Verhältniß wieder herzufiellen; und wir hoffen gern, daß bei ruhiger Betrach- 
tung auch für fie diefe Erfahrung nicht verloren fein wird.“ 


8. Mai. (Württemberg). Eine allgemeine Landesverfanimlung in Stutt- 


"„ 


" 


10, 


" 


gart jpricht fich troß mehrfachen Widerſpruchs in ihren Refolutionen 
aus für: 

„... Vorläufige Verbindung ber deutſchen Mittel: und Kleinftaaten, geſtützt 
auf eine gemeinfame Vertretung und allgemeine Wehrhaftmachung des Volfes, 
unb Befreiung berfelben von dem berrfchenden Einfluß Preußens und Defterreichs ; 
die politifche Conftituirung Gefammtdeutichlands mit Gentralgewalt und Par: 
lament ohne preußifche und ohne öfterreichifche Spite als unfer Endziel. . .“ 

„» (Holitein und Schleswig). Kine große Lanbesverfammlung 
von ca. 40,000 Perſonen in Rendsburg befchließt einjtimmig zu er: 
klären: 

„1) Wir halten unerſchütterlich feſt an unſerem guten Recht. Getrennt 
von Dänemark wollen wir ein freies S.:H. unter unſerm angeſtammten Herzog 
Friedrich VIN. 2) Wir fordern , daß den Vertretern des Landes Gelegenheit 
gegeben werbe, für diefes unfer Recht feierlich Zeugniß abzulegen. 3) Sollten 
fremde Mächte willfürlich über uns verfügen wollen, jo find wir entſchloſ— 
fen, für unfer Redt, für bas wir [bon einmal in Waffen ftan= 
den, das Letzte einzuſetzen. 4) Die Landesverfammlung in Renbsburg 
fpricht ben verbünbeten Armeen ben Dank bes ſchlesw.-holſt. Volfes aus für die 
fiegreich vollzogene Befreiung bes jchleswigichen Landes. Sie ift es aber gleidy- 
zeitig der Ehre und ber Selbſtachtung ihees Volkes ſchuldig, das dringende 
Verlangen auszufprechen, daß endlich der wehrbaren Mannſchaft vergännt wer: 
den möge, mit ben Waffen in der Hand an ber Fortfekung des Befreiungs⸗ 
werfes theilzunehmen.” 

Eine Verfammlung von 2— 3000 Männern, die nicht mehr nad) 
Rendsburg gelangen Eonnten, nimmt in Itzehoe diefelben Rejolutio- 


sen an, 


„CDeutſch-däniſcher Krieg). Ruhmpolles Seegefecht des öſterr. 
Geſchwaders gegen die dänifche Flotille bei Helgoland. Der Kapitän 
ver Fregatte Radetzky, Tegethoff, wird dafür vom Kaiſer zum Contre⸗ 
Admiral ernamnt. 
„ (Londoner Conferenz). Es wird Waffenrube auf die Dauer 
eines Monats beichloffen. Die Dänen bleiben während derſelben im 
Befiße der Inſel Alſen, die Alliirten in demjenigen Jütlands. Die 
Blocade wird aufgehoben. 
„ (Schleswig). Die beiden Civilcommiffäre antworten auf bie 
Mittheilung der Rejolutionen der großen Lanbesverfammlung vom 
8; d. M. in Rendsburg und das Geſuch, diefelben ihren 5. Regie- 
rungen zur Kenntnißnahme zu unterbreiten, ablehnend, indem ſich 
„Diefelben weder nad Form noch Inhalt zu einer offiziellen Mitthei- 
fung eigneten” und ſchicken die Eingabe zurüd, 
„ (Hannover). Verhandlungen ber I. Kammer über bie Enthällungen 


& 


Deuiſchlaud. 97 


des engl. Blaubuches bez. der Politik des Grafen Platen in der 
ſchlesw.holſt. Angelegenheit. 

Erklärung der Regierung: „Die Königliche Regierung un es mit 
voller Entjehiedenheit ablehnen, über ben Inhalt einfeitiger und in feiner 
Meife beglaubigter Berichte auswärtiger Gefandten, aus deren Unterredbungen 
mit einzelnen Mitgliedern bes Minijteriums in irgend weldye Erörterungen 
einzutreten. Die Regierung hält in Beziehung ber Behandlung der Herzog: 
thümer Holftein, Schleswig und Lauenburg unabänberlich feit an dem Stand: 
punfte, welder von St. Majeftät. bem Könige in der Thronrede vom 18. Feb: 
ruar dieſes Jahres unter bem Beifall der Allgemeinen Ständeverfammlung 
bezeichnet worden iſt; und, überzeugt, daß nur durch bie volle politifche Selb: 
ftändigfeit der Herzogthümer ein dauernber Friede gefichert werden Tann, wird 
fie im Verein mit ihren deutſchen Bunbdesgenofjen fortfahren, ihren ganzen 
Einfluß dahin geltend zu machen, daß ein ſolcher Frieden erreicht wird. In 
Rückficht auf die Succeffionsfrage endlich, in welcher die Regierung fich Tebig- 
lih durdy Gründe des Rechts beftimmen Iafjen kann, muß biefelbe auch jetzt 
jedes einjeitige Vorgehen ablehnen.“ 

Erflärung bes Grafen Platen: „Die dem englifhen Parlamente 
vorgelegten Berichte des bier beglaubigten Füniglich großbritanifchen Gefandten, 
von benen fein einziger von dem Minifter der auswärtigen Angelegenheiten vorher 
verificirt ift, geben weder ein volljtändiges, noch, joweit biefelben vorliegen, 
richtiges Bild von dem Inhalte ber zwilchen dem gedachten Gefandten und 
dem Minifter über die fchleswigsholfteinifche Sache ftattgehabten Unterredungen. 
Berichte über die mehrfad, erfolgte entfchiedene Wahrung des deutſchen Rechts 
und bie energijche Zurückweiſung verfuchter Einwirkung auf die innere Landes⸗ 
verwaltung, wie über den Ausdruck ber Weberzeugung des Minifters ber aus: 
wärtigen Angelegenheiten, daß nur durch Lostrennung ber Herzogthlümer von 
Dünemarf ein dauernder Triebe erreichbar fein werbe, fehlen gänzlich und bie 
vorgelegten Berichte, die häufig nur Auszüge find, enthalten in ben weſent⸗ 
lichten Punkten eine irrthümliche Auffaffung und Mißverſtändniſſe. Der Mi⸗ 
nifter ber auswärtigen Angelegenheiten muß daher jede Verantwortlichfeit für 
biefe einfeitigen und nicht von ihm verificirten Berichte entſchieden ablehnen, 
und gegen jede Beurtheilung der bannoverjchen Politik auf Grund berfelben 
Verwahrung einlegen.“ 

Auf die beitimmte Anfrage an das Minifterium, was bie von 
ihm gebrauchten Worte „politifhe Selbjtändigfeit der Herzogthümer” 
bedeuten follen und ob barunter, wie man nad) dem natürlichen 
Wortfinn allerdings annehmen follte, Die völlige Trennung von Däne- 
mar? verftanden werden bürfe? antwortet der Minifter v. Hammer: 
ftein: diefe Worte feien in berfelben Bedeutung wie bei den han 
noverjhen Abftimmungen am Bunde gebraucht, weitere Erläuterungen 
zu geben müfle er dagegen ablehnen. 

10. Mai. (Sachſen). Die I. Kammer ermächtigt in geheimer Sitzung 
einftimmig die Negierung zu einer Erneuerung bes Zollvereins mit 
Preußen auf Grundlage des Handeldvertrags mit Frankreich. Die L 
Kammer thut ebenvasjelbe gleihfalle einftimmig. 

„» » (Baden). Die I. Kammer bejchließt gelegentlich bes Militär: 
budgets auf den Antrag des Ausfchuffes, die Regierung möge mit 
allen Mitteln barauf hinwirken, daß bie in ber Bundeskriegsver⸗ 
faſſung beſtimmte Dienſtzeit bei der Infanterie auf 14 Jahre, bei 
ben anderen Waffen verhältnißmäßig herabgejeht werbe. 
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114. Mai. (Zollverein). Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen bez. Er: 
neuerung des Zollvereins auf Grundlage des Handelsvertrags mit 
Frankreich. 


» n» (Breußen). Adreſſe des Grafen Arnim-Boytzenburg und einer 
Anzahl anderer. hocdhgejtellter confervativer Männer an ben König bez. 
Löſung ber ſchl.holſt. Frage: 

„... Zwei Sätze ergeben fih aus Vorſtehendem klar und unwiberleglich 
für Jeden, ber ein Veritändniß bat für preußiiche Ehre und für das Schidjal 
deutſcher Stammgenoſſen; — Einmal: Wenn durch ben hartnädigen Trotz des 
Gegners die verbünbeten Armeen ber beutfchen Großmächte gerechte Forderungen 
mit blutigen Opfern erfämpfen mußten, wenn Preußen Taufende feiner Yan- 
besfinder am großen Tag der Entiheidung auf dem Kampfplatze bluten ſah 
und betrauert, fo muß für ſolchen Preis ein würdiger Lohn gewonnen werben, 
— Bmeitens: Wenn bie däniſche Regierung ſchon vor dieſem Kampfe ein un- 
erträgliches Joch auf die Schultern ber deutſchen Kerzogthümer legte, jo bat 
ihr Verfahren während bes Kampfes fie vollends unfähig gemacht, ferner über 
biefelben zu herrſchen. Die nationale Erbitterung, melche fie dort zwifchen 
ber beutfchen und bäntjchen Bevölkerung gefhürt und zur höchſten Höhe ge- 
fteigert bat, macht eine friedliche und erträgliche Eriftenz der erſteren 
unter bänifcher Herrfhaft unmöglid. Wir halten die Trennung bes 
beutfihen Schleswigs und Holfteins von Dänemark nub ihre Ber: 
einigung zu einem Ganzen, — jei e8 unter einem eigenen Landes— 
hberrn und bem wirkſamen Schuße eines mächtigen deutſchen 
Staates, jei es als ein Theil dieſes letzteren. — für die einzige 
Löſung, welche bie Opfer lohnt, die wir gebracht, welche Dauer des Friedens 
und Wohlbefindens für bie Betheiligten verfpricht. Allergn. König und Herr! 
Das preußiſche Volk, deß find wir gewiß, wirb feine Opfer fcheuen, um Ew. 
Majeltät in den Stand zu jeben, dieſe Löſung mit aller Kraft zu verfolgen. 
— Wir betrachten e8 als heilige Pflicht gegen das Vaterland wie gegen 
unjere gefallenen Brüder: einzuftehen dafür, daß ihr Blut nicht umfonft 
gefloffen ift, — daß es eine Frucht trage, für welche Preußen in allen ferneren 
Zeiten feiner beldenmüthigen Opfer in Dankbarkeit gebenten Tann.“ 

„» » (Baden). Beriht Lamey’8 an die II. Kammer über die bezüglich 
ber Wehrverfaffung eingegangenen Petitionen. Der Antrag bes Abg. 
Kopfer für die Einführung ber allg. Wehrpflicht wird mit allen 
gegen 2 Stimmen abgelehnt und eine motivirte Tagesordnung an- 
genommen. 

„ n Anhalt). Der VBorfigende der herzogl. Stantsminifteriums, Dr. 
Sintenis, übergibt dem Landtage eine „Ordre“ bes Herzogs, in 
welcher Auskunft über die dem Landtage vorgelegten Geſetzentwürfe 
— durch welde theils bisher Anhalt-Deſſau-Köthen'ſches Recht auf 
Anhalt-Bernburg, theils umgekehrt bisher Anhalt-Bernburgiſches Recht 
auf Anhalt-DeflausKöthen übertragen werben fol — verlangt und 
für ben Tall, daß ſich deren Publication nicht bis zum 1. Juli ermög- 
lichen laſſen follte, ein „Verzicht auf den Beirath des Landtags“ und 
der Schluß des letzteren in Ausfiht geitellt wird. 

„ n (Holitein). Antwort des Herzogs Friedrich an die Deputation, 
welche ihm bie Beſchlüſſe der Rendsburger Landesverſammlung v. 8. 
d. M. überbringt: 

n Das Geſchick hat es gewollt, daB das Land in einem Augenblicke, 
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in dem es fih um Sein oder Nichtſein handelte, bei den ruhmreichen Thaten 
Anderer Zuſchauer ſein mußte. Mir iſt es mehr als Allen ſchwer geworden, 
eine gleiche Stellung einzunehmen. Es war meine Pflicht, die ich im Intereſſe 
bes Landes erfüllte. Ich bin mir wohl bewußt, baß ich dieſe Stellung nur 
durchführen Tonnie gegenüber einer jo loyalen und bebarrlichen Bevölkerung, 
wie bie fchleswigsholfteiniihe. Die Kampfgenoffen ber fchleswig-holfteinifchen 
Armee, die fih in Nendgburg unter ihren Gorpszeichen verfammelten, find 
nicht nur die Zeugen einer tbatfräftigen Bergangenbeit, fondern auch bie 
Bürgen, daß es bem Lande im Augenblide der Noth an Vertheidigern nicht 
fehlen wird, Ein König von Dänemark wird über diefes Land 
nicht wieder herrſchen. Sch bin überzeugt, daß ich auf die ganze Kraft 
meines Bolfes für die Erreihung des gemeinfamen Aieles rechnen Tann. 
Möge das Land überzeugt fein, daß auch ich für das Recht des Landes freudig 
meine Perfon einjeßen werde.“ 


.Mai (Hannover). Die I. Kammer lehnt einftimmig den Beſchluß ber 


” 
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” 


II. Kammer gegen den Minifter Grafen Platen ab, „in der Anſicht, 
die Mittheilungen bes engl. Blaubuches feien ungeeignet zu einer 
richtigen Beurtheilung der Politik des Grafen Platen und im Ver: 
trauen, e8 werde der Regierung gelingen, mit ihren Bundesgenoſſen 
einen befriedigenden Abſchluß der Nationalfache zu finden.“ 

(Nafjau). Die U. Kammer beichließt, mit 16 gegen 6 Stimmen, 
die Regierung aufzuforbern, die Verhandlungen mit Preußen und 
zwar auf Grundlage des Handelsvertrags mit Frankreich, fofort wieder 
aufzunehmen. 


„ (Schleswig). Der Oberpräfident Rofen und der gefammte Dragiftrat 


fo wie das Deputirtencollegium von Flensburg werben wegen fort: 
gefedter Renitenz von ben Civilcommiſſären entlaffen. 

(Kurhejjen). Die Ständeverfammlung verwirft die von ber Re: 
gierung vorgejhlagene Notheivilehe gegen 9 Stimmen, bie von ber 
Linken beantragte obligatorifhe Eivilehe gegen 6 Stimmen unb 
nimmt die facultative Civilehe gegen 8 Stimmen an. 

(Anhalt). Debatte des Landtags über die „Drbre” des Herzogs v. 
11. d. M. Erklärung bes Staatsminijteriums. Verwahrung bes 
Langtags gegen bie Ordre bes Herzogs. 

Erflärung des Staatsminifteriums: „... Wir wollen jedoch 
hierbei Gelegenheit nehmen, uns gegen ben Landtag über zwei Punkte aus- 
zufprechen, bie benfelben, wie uns nicht unbekannt geblieben, bei ber bisherigen 
Bearbeitung ber ihm vorgelegten Geſetzentwürfe vorzugsweife beichäftigt haben 
und principiell fo wichtig find, daß wir wünſchen müfjen, daß bie Stellung 
ber Staatsregierung zu ihnen dem Landtage völlig Far fei. Der exite Punkt 
ift der, ob der Landtag zu ben Gefekentwürfen nur Beirath nah F 18 
ober Zu ffimmung nad $ 19 der Landfchaftsordnung zu ertheilen habe. 
Wir mülfen ganz enttehieben daran feft halten, daß biefen Paragraphen gemäß 
bier nur von Beirath die Rede fein könne, nicht von einer Zuflimmung. 
Hierauf find wir nicht nur durch unfere innigfte Ueberzeugung, ſondern auch 
durch höchſten Befehl Hingewiefen. Wir müffen daher den Landtag erfuchen, 
es als fiheranfehen zu wollen, daß von dieſem Standpunkte nicht abgewichen 
werden werbe. Der zweite Punkt ift der ber Revifion der dem Landtage vor: 
gelegten Geſetze in materieller Hinfiht. Die Staatsregierung hat in Bezug 
auf fämmtliche Vorlagen, wie fhon in dem Schreiben vom 21. März an ben 
Herrn Unterdirector hervorgehoben worben, nur ben Zwed verfolgt, bas 
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bisher in Anhalt⸗Deſſau⸗Köthen geltende Recht in ben näher bezeichneten 
Theilen auf Anhalt-Bernburg auszubehnen, zum geringeren Theile umgekehrt 
Bernburger Recht, fo weit es zwedmäßig ſchien, für das Anhalt-Dejjau: 
Koöthenſche Land einzuführen. .. . Die Staatsregierung muß daher alle 
etwaigen Anträge ablehnen, weldhe auf eine Revifion, eine Abänderung 
ber in Anhalt-Deſſau-Köthen nad) den betreffenden Geſetzen geltenden rechtlichen 
Beitimmungen eingeben. Abgejehen davon, ob dergleichen überhaupt nöthig 
oder wünfchenswerth jeien, ift bie Staatsregierung durchaus unvor- 
bereitet, Fragen von folcher tief und weitgreifenden Wichtigfeit, wie jie bier 
erhoben werden fünnen, nebenher und gelegentlih in Erwägung zu ziehen... .“ 

Erflärung des Kandtags: „In Erwägung 1) daß die Beendigung 
ber Commiſſions- und Abtheilungsberathungen über die umfangreichen Geſetz- 
vorlagen, welde dem Landtage für die gegenwärtige außerordentliche Diät 
zugegangen find, zwar in naher Ausjicht jteht, Daß jich jedoch der Tag, an 
welchem bie Verhandlungen barüber zum Abſchluß gelangt fein werden, vom 
Landtage um jo weniger im voraus beſtimmen läßt, als bie Dauer dieſer 
Verhandlungen hauptſächlich davon mit abhängt, oB die vom Landtage zu ben 
verjchiebenen Geſetzentwürfen zu ftellenden Anträge eine bereitwillige Aufnahme 
Seitens ber Iandesherrlichen Commiſſarien finden, 2) daß ber Landtag eijrigjt 
beftrebt gewejen ijt, dem ausgejprochenen Wunſche dev Staatsregierung nad 
moͤglichſter Beſchleunigung ber Verhandlungen auf jede Weile zu entjprechen 
und die Berathungen jo weit abzufürzen, als dies bei ber Wichtigfeit ber vor- 
Tiegenden Gejeße mit den Intereſſen des Landes irgend vereinbar erſchien; 
3) daß den Landtag Fein Vorwurf trifjt, wenn es nicht möglidy gewejen ift, 
bie Berathung fo zahlreiher und umfaſſender Geſetzvorlagen innerhalb einer 
Zrift von vier Wochen, wie gerünfdt worden, zu beendigen, und zwar um 
jo weniger, als dem Landtage einerjeit8 die betrejjenden Gejepentwürfe großen 
theil8 in einer unfertigen und unzwedmäßigen Form zur Berathung 
überwiejen find, fo daß dieſelben erjt mit einem beträchtlichen Zeitunfiwande 
buch ben Landtag unter Zuziehung von Negierungs:Commiljarien haben 
umgearbeitet und neu redigirt werden müffen, anbererjeits aber dem 
gegenwärtigen Landtag bie unabweisbare Pflicht obliegt, auch bie beitehenden 
Deſſau⸗-Köthen'ſchen Gefete, weldye auf ben vormals bernburgifchen Yandestheil 
ausgebebnt werden ſollen, einer Berathung zu unterziehen, ba bieje Geſetze 
größtentheil8 ohne landſtändiſche Mitwirkung, ja zum Theil unter ausdrüd- 
lihem Vorbehalte der nachträglichen Zuſtimmung bes Landtags nur provi- 
ſoriſch erlaffen worden find, eine Pflicht, von deren Erfüllung ſich ber 
Landtag durch bie ausgefprochenen Wünſche und bas eigene Streben nad) 
möglichjter Beſchleunigung ber Verhandlungen nicht abhalten laſſen barf; 
4) daß nad 5 18 der Landfchaftsorbnung der Beirath des Landtags zu 
allen Gejepen, welche das gemeine Wohl und das Beſte des Landes angehen, 
erforderlich iſt, daß mithin der für den Fall einer längeren Dauer ber Ver- 
handlungen in Ausficht gejtellte Verzicht der Krone auf den Beirath bes 
Landtags zu ben vorgelegten Gejegen, welche das Wohl bes Landes auf das 
Tieffte berühren, ganz abgefehen von ber Frage, in wie weit e8 nach ben 
Paragraphen 19 und 31 der Landichaftsorbnung zum Erlaſſe der betreffenden 
Geſetze einer Zuftimmung bes Landtags bebarf, ben Beflimmungen ber 
Landſchaftsordnung zuwider läuft — beſchließt ber Landtag: 
a. den landesherrlihen Sommiljarien gegenüber die Erklärung abzugeben, daß 
fih zur Zeit noch nicht beftimmen läßt, ob die Publifation der zur Beratfung 
vorliegenden Gejepe bis zum 1. Juli dieſes Jahres erfolgen Tann, baß ber 
Landtag aber jeden Vorwurf einer Verzögerung ber Verhandlungen mit Ent- 
ſchiedenheit zurüdweiien muß; b. eine unterthänigfte Borftellung an Ge. 
Hoheit den Herzog zu richten unb barin unter Bezugnahme auf bie ein- 
ſchlagenden Beftimmungen ber Landfcaftsorbnung bie gnäbigfte Ertheilung 
siner berubigenben Erklärung, daß es nicht in ber höchften MWbficht liege, 
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das verfaſſungsmäßige Recht bes Landtages auf bie Abgabe feines 
a zu ben vorliegenden Geſetzen zu verfümmern, unterthänigft zu 
erbitten.“ 
13. Mai. (Braunfhweig). Die Abgeorbnetenverfammlung befchließt: 
„Nachdem bie Abgeorbnnetenverfammlung aus dem von der englifchen Re: 
gierung veröffentlichten Blaubuche über bie Rofesteigeholfteinifche Trage erſehen, 
wie bie herzogliche Landesregierung dem Andrängen ber ausmärtigen Diplomatie 
auf Verlafien des von ihr eingenommenen Redtsftandpunftes andauernd und 
mannhaft widerftanden, fühlt fi die Verfammlung zum nochmaligen Aus- 
drude ihres Dankes umfomehr verpflichtet, als bie Regierungen anderer 
Staaten, insbefonbere die f. bannover’ihe Regierung, nicht in 
gleicher Weife Das Recht und die Ehre Deutichlands zu wahren gewußt haben.“ 
15. „ (Preußen) ſagt fi endlich entſchieden vom Londoner Vertrag 


von 1852 los. 

Depeihe Bismards an ben preuß. Sefandten in London: 
„Da in ben bevorftehenden Sigungen ber Konferenz vorausjichtlich die Frage 
über die Stellung ber beiden beutfchen Mächte zu dem Londoner Vertrage 
von 1852: zur Erörterung fommen wird, finde ich mich barüber zu folgenden 
Bemerkungen veranlaßt: Bis zum Tode des Königs Friedrich VII. konnten 
bie beutjchen Mächte erwarten, daß die Krone Dänemark den gegen fie über: 
nommenen Berpflichtungen nachkommen, und daß dadurch und durch eine, 
bis dahin immer unterbliebene Vorlage bes Thronfolgegefeges 
an bie Stände ber Herzogthümer bie im Londoner Tractat in’s Auge gefaßte 
Thronfolge-Ordnung zu vollem rehtlihen Beſtande gelangen würde, ehe 
ber vorgejehene Fal ber Thron-Erlebigung wirklich einträte. Weit bem Tobe bes 
Königs wurbe dieſe Erwartung nicht allein hinfällig, ſondern ber Nachfolger bei: 
jelben auf dem dänifchen Thron befunbete durch den Act vom 18. November fofort 
dieAbficht, jenen Verpfichtungen nicht nachzukommen. Die Fönigliche Negies 
rung bat barauf fofort auf die Connexität dieſer Verpflichtungen mit der beabjich- 
tigten Thronfolge-Ordnung aufmerkſam gemacht — werüber ich unter Anderem 
nur auf meinen Erlaß vom 23. November ro. 487 zu verweilen brauche — und 
wiederholt erflärt,baß fie ſich hiernach für berechtigt erachten 
müffe, ben Tractat von 1852 als nicht mehr bindend für fie 
anzujeben Wenn fie nicht fogleih ihren Nüdtritt von bemfelben 
ausſpreche, fo thue fie dies nur aus Rüdficht auf die übrigen Mächte 
und in der Hoffnung, daß eine Nachgiebigfeit Dänemarks, buch Zurüd: 
nahme bes offenen Bruch feiner Verpflichtungen, die Vorbedingungen noch 
wieder herftellen und bie Möglichkeit ber Erhaltung des Friedens barbieten Fünne. 

„Selbft als dieſe Hoffnung getäufcht war, als mit bein 1. Januar bie 
vertragswibrige Conftitution für Schleswig nicht allein nicht zurüd'genommen, 
fonbern in’s Leben getreten war, haben bie beiden "beutichen Mächte noch 
feinen unmittelbaren Gebraud von ihrem Rechte machen wollen. 
Sie haben noch in bem Augenblide, wo Dänemark fie zu Triegerifhen Maß: 
regeln genöthigt hatte, durch die Depeche vom 31. Januar b8. X. erflärt, daß 
fie nit beabfihtigen, das Princip ber Xntegrität ber däni: 
Shen Monardhie anzufehten. ber fie haben gleichzeitig ausdrüdlich 
erklärt, daß ein ferneres Beharren Dänemarks auf dem eingejchlagenen Wege 
fie zu Opfern nöthigen würde, welche es ihnen zur Pflicht maden könnten, 
bie Combinationen von 1852 aufzugeben, unb über eine anberweite Orb- 
nung eine Verftändung mit den Unterzeichnern bed Londoner Tractats zu 
ſuchen. Diefer Fall iſt vollftändig eingetreten. Die dänifche Regierung bat 
ihr Beharren auf der Weigerung bis auf’s Außerfte getrieben unb ben 
bewaffneten Widerſtand bis zuletzt fortgefegt. 

„Nach allen dieſen Vorgängen kann die Regierung ſich in keiner Weiſe 
mehr an bie Berpflidtungen gebunden erachten, welche fie am 
8 Mai 1852 unter anberen VBorausfehungen eingegangen 
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war. Diefer Vertrag ift von ihr mit Dänemark und nicht mit ben anderen 
Mächten abgeicloffen, und nur zwiſchen Kopenhagen und Berlin find bie 
Ratificationen ausgewechfelt, nicht zwiſchen Berlin und London oder St. 
Petersburg. Selbft wenn, was wir nicht zugeben, ber Londoner Vertrag 
zwifchen uns und den Neutralen le zu ſchaffen beftimmt geweſen 
wäre, fo würden folche mit dem Vertrage ſelbſt Dina fein, ſobald lekterer 
ed wegen Nichterfüllung feiner Vorbedingungen würbe. Die königliche Regierung 
erachtet fich danach, in Uebereinftimmung mit der Erklärung vom 31. Januar, 
als vollflommen frei von allen Berpflidtungen, bie aus dem 
Fonboner Tractate von 1852 gefolgert werden fönnten und 
berechtigt, jede anberweite Combination, ganz unabhängig 
von biefem Tractat, zu erörtern. 

„Daß die Löfung einer Frage, deren europäifhe Tragmeite bie Tönigl. 
Regierung niemal® verfannt bat, in Gemeinjhaft mit den übrigen 
Großmäachten verjudt werde, folgt aus ber Natur ber politiichen Be⸗ 
ziehungen, und bie Königliche Regierung bat in dem Schlußſatz ber Erflärung 
vom 31. Januar nur dieſes natürliche Verhältniß anerfannt. Durch bie 
Annahme der englifhen Einladung zur Eonferenz bat fie auch durch bie That 
ihre Vereitwilligfeit gezeigt, bie Mittel dazu gemeinſam aufzufuden und 
zu beratben; und dies und nichts Anderes Fann bie Aufgabe ber 
Conferenz jein.“ 


15. Mai. (Medlenburg: Schwerin). Die Regierung publicirt eine „re: 


17. 


21. 


a2. 


vidirte Verordnung über Wilddieberei und Jagdfrevel“ auf die bloße 
Genehmigung ber Ritterfhaft hin, während der Geſetzesvorſchlag von 
der Landſchaft auf allen brei letzten Landtagen verivorfen worben war. 
„ (ondoner Conferenz). Preußen erflärt im Verlaufe ber 
Sitzung, daß es fich vollftändig von ben Stipulationen des Londoner 
Vertrags v. 1852 losſage und verlangt demgemäß eine vollftändige 
Bereinigung bez beiden Herzogthümer, Trennung berjelben von Däne: 
mark und Unabhängigkeit in politifcher und abminiftrativer Hinficht, 
jedoh mit Perfonalunion unter dem König Chriftian. Defterreich 
fließt ſich dieſer Forderung an (f. allg. Ehronif). 
„ (Hannover). PVollsverfammlungen in Hildesheim, Göttingen 
unb an anderen Orten bes Landes erklären fi für fofortige Entlaffung 
aller eine ſolche Politik, wie fie Graf Platen verfolgt hatte, verthei- 
bigenben Räthe ber Krone. 
„ (Holftein). Unter dem Borfige des geweſenen preuß. Minifters 
v. d. Heybt tritt in Berlin ein Comite zu Gründung einer Actien- 
gefellihaft für den Bau des Schleswig-Holftein-Canals zufammen. 
„ (Zollverein). Bayerifhe Bevollmächtigte treffen behufs neuer 
Unterhbanblungen mit Defterreih in Wien ein; zugleich ladet Bayern 
feine näheren Zollverbünbeten zu einer neuen Conferenz nad) 
Münden ein. 
„Erſter deutfcher Journaliftentag in Eiſenach. Derfelbe erflärt: 
„folgende Sätze für die nothwendigen Grundlagen einer rechtlichen Stellung 
ber Preife und fordert alle deutſchen Zeitungen unb Zeitjchriften, alle Volks⸗ 
vertretungen und fonftige Organe ber öffentlihen Meinung auf, für deren 
Geltendmachung mit allen Kräften zu wirken: 1) Strenge Ausfchliegung jeder 
Träventivmaßregel, alſo insbefondere jeder Art von Concefiionen, besgleichen 
ber Einreihung von Pflichteremplaren vor ber Herausgabe eines Preßerzeug- 
niffes und ber Cautionen. 2) Strenge Ausichliegung jebes abminiftrativen 
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Ermeſſens insbefonbere jeder Art von Verwarnungen und darauf gegrünbeter 
Unterbrüdungen eines Blattes, Ausſchließung jeber polizeilichen Beichlagnahme. 
3) Vollftändige Unabhängigkeit der Gerichte, volle Deffentlichfeit und Der: 
weifung ber Preßproceffe vor die Geſchwornen. 4) Anwendung ber allge 
meinen Strafgefege und Rechtsgrundſätze auch auf die Preſſe unter Ausſchluß 
jeber Art von Specialgefepen.“ 
und beichließt im ferneren ben Ausihuß zu beauftragen, 

„ohne Verzug eine ge Darftellung ber feit einigen Jahren in 
Naſſau geübten beifpiellofen Behandlung ber Preſſe abfafien zu laſſen und 
für deren Verbreitung durch ganz Deutichland zu ſorgen.“ 


23. Mai. (Preußen). Eine Deputation von 17 Mitgliebern überreicht 


24. 


25. 


26. 


27. 


28. 


dem König die Arnim-Boybenburgfhe Adreſſe mit‘ 30,000 Unter: 
ihriften. Auf die Anſprache des Grafen Arnim antivortet der König: 
„ . .. Meber die Form der Löfung kann ich Feine Auskunft wäh— 
renb ber ſchwebenden Verhandlungen geben. Aber ich hege das Ver: 
trauen, baß bie Opfer für die deutſche Sade auch für bie 
Intereſſen bes engeren Baterlandes fruchtbringend fein werben.” 
» (Baden). Die clericale Agitation gegen bie beabfichtigte Schul: 
reform hat eine Agitation auch von ber andern Seite heroorgerufen. 
Adreflen aus Offenburg zc. 
„ (Kurhejfen). Die Stänbeverfammlung beſchließt mit 28 gegen 
24 Stimmen, ftatt des 6 1 des Ausſchußantrages bez. der Regie: 
rungsvorlage eines Geſetzesentwurfs für Regelung des PVereinsrechtes 
den 6 1 des Geſetzes von 1848 wieder herzuftellen. 
„ (Hamburg). Die Bürgerfchaft Iehnt mit 90 gegen 59 Stim: 
men ben Antrag bes Senats bez. einer obligatorifchen Bürgerrecht: 
erwerbung bloß für die mit 3000 MB. Beiteuerten ab und ebenfo 
mit 78 gegen 71 Stimmen ben Antrag ber Linfen, den Erwerb 
des Bürgerrechts für Alle obligatorifch zu machen. 
» (Baden) Eine Berfammlung von 80 evang. Geiltlihen in 
Karlsruhe erflärt ſich energifch gegen Schenkel wegen feines „Cha: 
rafterbildes Jeſu“ und verlangt von der Regierung feine Abberufung 
als Vorſtand des Prebigerfeminars. 
„ Raffan). Die I. Kammer erklärt fi mit allen gegen 3 Stim- 
men für Recanftruirung bes Zollvereins mit Preußen und bagegen 
gegen eine Zolleinigung mit Defterreich, gegen einen Zollfonberbund 
und gegen eine ausnahmsweiſe Begünftigung Oeſterreichs. 
„ (Frankfurt). Der gefeßgebende Körper nimmt den Entwurf 
einer revibirten Verfaſſung ſchließlich mit 57 gegen 6 Stimmen an. 
„ (&ondoner Eonferenz). England gibt auch feinerjeits ben 
Londoner Vertrag von 1852 auf und fchlägt vor, Holftein, Lauen- 
burg und ben fühlichiten Theil von Schleswig bis zur Schleimündung 
und zum Danewerk von Dänemark abzuirennen. Oeſterreich und 
Preußen verlangen dagegen, nachdem Dänemark ihren Vorſchlag vom 
47. d. M. bezüglich Perfonalunion für durchaus unannehmbar erklärt 
hätte, nunmehr bie vollfommene Trennung der Herzogthümer Schles: 
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wig war Helſtein wen der bäniichen Krone und zivar unter ber Sou: 
veränttät des Erbprinzen von Auguftenburg (f. allg. Chronik). 

— Mei (Metlendburg:Shwerin). Gircularbepefche und Denkſchrift 
der Regierung zu Rechtfertigung ber Polizeiftrafverordnung (des og. 
Frügelgeieged) vom 2. April. Die vielfahen Angriffe auf jenes 
eich werben barin ber democratiſchen Partei zur Laſt gelegt, welche 
bie auf dem „geichichtlichen echte beruhenden Inſtitutionen Med: 
lenburgs „zur Zieliheibe des oberflächlichſten Tiberaliftiichen Räſon— 
nements gewählt habe und das Land nad allen Richtungen hin 
verläftere. 

» MRaffan). Gewaltſames Vorgehen ber Regierung im Kreiſe 
Rüdesheim gegen eine Wiederwahl des bisherigen Abg. Braun. 


1. uni. (Zollverein) Bayern und Defterreidh verftändigen ſich über 
folgende Regiftratur, deren einzelne Beftimmungen, die Zuftimmung 
ber von Bayern bereits nah München einberufenen Conferenz feiner 
näheren Zollverbündeten vorausgefeht, Preußen als Minimum ber 
Forderungen Defterreihs, Bayerns und feiner näheren SZollverbün- 
beten vorgefchlagen werben follen: 

. 1) Urt. 31 bes franzöfifhen Vertrags wird dahin abgeändert, daß bus 
Zollverhältniß bes Zollvereins Defterreich zu unbedingt von ber Sleichitellung 
Frankreichs mit den meiftbegünitigten Nationen ausgenommen if. 2) Oeſter⸗ 
reich führt feine Zollreformen auf Grundlage feines Zarifentwurfs vom 18. No⸗ 
vernber v. %. allenfalls mit einigen Mobdificationen durch und verpflichiet fich, 
als Zwifchenzoll von den aus bem freien Berfehr des Zollvereins kommenden 
Waaren nur bie Hälfte des allgemeinen Zols als Negel feitzufegen. Aus 

enommen find babei a) die Maaren, weldhe im Zwifchenverfehr ganz zollfrei 
Pin follen; b) die Waaren, weldhe in diefem Berfehr einer höheren Quote 
als der Hälfte bes allgemeinen Zolles unterliegen; c) die Waaren, welche 
auch im Amifchenverfehr ben ganzen allgemeinen ZoU zu zahlen haben. 3) Die 
Tarifſätze des Zollvereins follen wenigjtens 10 Procent mehr als bie Hälfte 
ber öfterreichiihen Zollfühe betragen, und er verpflichtet fich, ebenfalls ale 
Regel, von ben aus dem freien Verfehr Defterreihd Tommenden Waaren — 
mit benjelben Ausnahmen wie a, b und c sub 2 — nur bie Hälfte feines 
Außenzolles zu erheben. 4) Die Ausnahmen von ber Regel des halben Außen: 
a werden auf dem Wege ber Verhandlung feitgefett. Als Grundſatz wird 
abei, die Ausnahmen sub a möglichft zu erweitern, bie sub b und c mög: 
Yichft zu vermeiden, ferner die Ausnahmen sub b und c nicht burchgehehbs 
auf beiden Seiten für biefelben Waaren ober für eine gleiche Anzahl Waaren, 
fondern mit Rüdficht auf die Verfchiedenheit der Außenzölle eine Verſchieden⸗ 
. ber Lifte der Ausnahmen zu ftatuiren, wodurch im Ganzen eine billige 

ompenfation ber beiberfeitigen Intereſſen erzielt wird. Oeſterreich befteht 
übrigens darauf, daß feine Weine im Zollverein nicht unter bie Ausnahmen 
bundc fallen. 5) Keine Erhöhung oder Ermäßigung ber Zölle barf ohne 
gegenjeitiges Einverftändniß ftattfinden. 6) Die ae Durchfuhr⸗ 
zollfreiheit wird aufrecht erhalten. 7) Verkehrsverbote bei Krieg, Seuchen und 
Hungersnoth als vorübergehende Diaßregeln bleiben vorbehalten. 8) Die übrigen 
Beitimmungen bes Februarvertrags werben beibehalten und ausgebildet. 9) Der 
neue Vertrag wird abermals auf 12 Jahre abgefchloffen und Fäuft vom Jahr 
1866 an. ährenddeß wirb bie Annäherung ber Außentarife behufs ber 
ja? “einigung betrieben. Für ben Fall, als auf ben bezeichneten 
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Grundlagen die Erneuerung bes Zollvereins nicht zu erreichen fein ſollte, 
erklärt Defterreich feine Bereitwilligkeit mit jeber fich bildenden Zollvereins⸗ 
gruppe entweder auf Grundlage ſeiner Propoſitionen vom 10. Juli 1862 ein 
engeres Zollbündniß, oder unter Zugrundelegung ber vorſtehenden 
neuen Vorſchläge einen Zollvertrag abſchließen zu wollen.” * 

1. uni. (Holftein). Beſuch des Herzogs Friedrich in Berlin. Unter- 
rebung mit Bismard. Angeblie Zumuthungen an ihn und an: 
gebliche Ablehnung derjelben. Ä 

2. „ (Bundestag). Die Bundesverfammlung ertheilt einmüthig ihre 
Zuftimmung zu dem gejammten bisherigen Auftreten ihres Bevoll⸗ 
mädtigten an ber Londoner Conferenz, Hrn. v. Beuft, und nament- 
ih zu feinen in Uebereinftimmung mit Defterreidh und Preußen am 
28. Mai abgegebenen Erklärungen: 

„Indem bie hohe Bundesverfammlung von ben weiteren Berichten Ew. 
Erc. bis zu jenem vom 29. v. M. (einſchließlich Nr. 12) Kenntniß genommen, 
bat dieſelbe das Präſidium erſucht, Exc. den Ausdruck der lebhaften Befrie⸗ 
digung und der vollſten Anerkennung bekannt zu geben, zu welchen der für 
die Anſprüche und Intereſſen Deutſchlands erfolgverheißende Fortgang der 
Conferenzverhandlungen und die von Ew. Erxc. unter ſchwierigen Verhält—⸗ 
niſſen entiridelte, eben jo eifrige als umſichtige perſönliche Wirkſamkeit ges 
rechten Anlaß bieten. In sbeſondere hat bie hohe Bundesverſammlung die 
von Ew. Exc. im Einvernehmen mit den Hrn. Bevollmächtigten von Oeſter⸗ 
reich und Preußen in der Sitzung vom 28. Mai abgegebenen Erklärungen 
gebilligt, welche ſie als in vollem Einklange mit dem Geiſte 
und Inhalte Ihrer allgemeinen Inſtruktionen erkennt.“ 

3. „ (Zollverein). Der geſetzgebende Körper von Frankfurt be⸗ 
Ichließt in geheimer Situng auf den Antrag des Senates den Bei: 
tritt Frankfurts zu dem neuen Zollverein mit Preußen und Sachſen. 

„ „ (86er Ausfhuß) Die gefhäftsleitende Commiſſion des 36er 
Ausſchuſſes erläßt folgenden Aufruf an die fchlesmwig-holfteinifchen Ver: 
eine und Ausjchüfle: | 

„Nach den übereinftimmenden Berichten öffentlicher Blätter ift vor bie 
Londoner Gonferenz der Vorſchlag gebracht worden, einen Theil des Herzog: 
thums Schleswig mit Holftein, einen Theil mit Dänemark zu verbinden. 
Wir find von ber Ueberzeugung burchdrungen, baß ein ſolches Abfommen, 
falls es getroffen würde ohne die frei und unzweideutig ausgeſprochene Ein- 
willigung bes Volkes, verwerflih und nichtig wäre Wird über das 
Schilfal Schleswigs auf Grundlage bes bisherigen Rechtszuſtandes entfchieben, 
fo weiß man, daß biefes Land feit ältefter Zeit von der Eider bis zur Königsau 
ein Ganzes war, getrennt von Dänemark und eng verbunden mit Holjtein. 
Wird aber bie Enticheidung nicht aus Gründen bes Rechtes, jonbern aus po⸗ 
litiihen Erwägungen gefchöpft, jo muß darüber vor allem bie Stimme der 
Bevdlferung gehört werden, beren ganze Zufunft von bem verhängniß- 
vollen Ausſpruch abhängt. Dieſes Necht der Bevölkerung geltend zu machen 
ift die Pflicht bes Bundes, dem bie Vertheidigung Holfteins und feiner Ver: 
bindung mit Schleswig obliegt; ift bie Pflicht Preußens unb Defterreiche, bie 
mit dem Blut ihrer Landesfinder Schleswig befreit haben; ift bie Pflicht aller 
Mächte, die einen dauernden Kriebenszuftand begründen wollen — benn ‚bie 
gewaltfame Theilung Schleswigs wäre ein Keim bed Unfriebens unb neuer 
Kämpfe. Die jchleswig-holfteinifchen Vereine in Deutichland, wenn fie unfere 





®) Der genaue Wortlaut der Regiftratur iſt officiell nicht befannt geworben. 
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Ueberzeugung tbeilen und unierer Forderung zuftimmen, Iaben wir ein, dies 
Öffentlih auszufprecdhen, bamit Niemand im Zweifel barüber fei, daß das 
bentiche Volk bie eigenmächtige Zerreißung Schleswigs ale eine unverant- 
wortlide That verurtheilen würde.“ 

6. uni. (Württemberg). Das Comitd der Berfammlung v. 3. Ja: 
nuar 1863 befchließt, auf den 19. d. M. eine große Lanbesver- 
ſammlung in Stuttgart zu veranftalten, um fi für den Beitritt 
zum neuen Zollverein auf Grunblage des Handelsvertrags mit Frank: 
reich behnfs Erhaltung bes Zollvereins auszufprechen. 

„ n (Hannover). Mm Folge der Vorgänge auf ber Londoner Con- 
ferenz vom 28. Mai ift die Regierung nunmehr in ber Lage, auf 
eine Sinterpellation in der II. Kammer „dem Vernehmen nad) babe 
bie Regierung eine fefte Stellung in ber fchlestwig-holfteinifchen An⸗ 
gelegenbeit angenommen‘, folgende Antwort zu ertheilen: 

„Es gereicht mir zur Befriedigung, auf die ergangene Snterpellation er- 
wiedern zu können, daß die Bevollmächtigten von Defterreih und Preußen im 
Verein mit bem Gefandten des beutfchen Bundes auf ber Londoner Eonferenz 
bie Lostrennung der Herzogthümer von ber dänifhen Krone und beren un: 
getrennte Bereinigung in einem unabhängigen, bem bdeutfchen Bunde einzu: 
verleibenben Stuate unter ber erbliden Souveränetät des Prinzen 
von Auguftenburg zu erreichen fireben. Die Föniglihe Regierung 
Ihließt, fo viel an ihr if, diefen Bemühungen fi an, und 
vertraut ber Kraft bes vereinten Teutfchlands und dem Gerechtigfeitsgefühl der 

neutralen Mächte, wern fie ſich der Sellnung Bingibt, daß das erjtrebte Ziel unter 
annehmbaren Bedingungen auf friedlichen Wege erreicht werben wird. Wenn nicht 
bezweifelt werben kann, daß dieſe Erflärung allfeitig befriedigen müffe, fo Darf ich 
diefen Anlaß wohl benüben, um aufmerkſam darauf zu machen, daß bie von ber 
königlichen Regierung in biefer hochwichtigen Angelegenheit bewahrte Haltung 
durch ben Gang ber Ereignifje vollftändig gerechtfertigt worben if. Auf ber 
einen Seite an ben übernommenen internationalen VBerpflid- 
tungen bis zu dem Augenblid feftbaltend, in weldem bie Bafis 
berfelben von allen Seiten aufgegeben ift, hat die Fünigliche Regierung auf 
ber andern Seite jebem begrünbeten Rechtsanſpruch die freie Entwidelung 
offen gehalten und der von ihr eingenommenen vermittelnden Stellung 
gebührt unbedenklich ein Theil des Erfolges, daß Deutichland bei Verfolgung 
bes eben bezeichneten Zieles jett in Einmüthigkeit zufammenfteht.” 

„» n» (Baden) Die Regierung legt der II. Kammer ben Geſetzes⸗ 
entwurf über bie Zufammenfegung ber Auffichtsbehörben für bie 
Gemeindeſchulen vor. 

nn Medlenburg:Shwerin) Während ber Magijtrat von Ro: 
ftod einen Antrag des ſog. zweiten Quartiers auf Zurücknahme ber 
polizeilichen Prügelbekanntmachung und Abſchaffung ber Prügelftrafe 
für Roftod abgelehnt hat, erklärt fih nunmehr auch das fog. erfte 
Quartier gegen das Prügeliyitem. 

„ nn (Schleswig). ine zahlreiche Bolfsverfammlung in Böghoved 
bei Hadersleben im nördlichſten, däniſch rebenden Theil Schleswigs 
erklärt fich gegen eine Trennung vom übrigen Schleswig unb gegen 
eine KEinverleibung in Dänemart. Eine Deputation von 9 Mit: 
gliedern, von denen nur eines beutfch Tpricht, geht nach Berlin ab, 
um gegen jebe Theilung zu proteftiren. 
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71. Juni. (Baden). Die I. Kammer genehmigt die ihr von Geh.Rath 


10. 


11. 


13. 
14, 


Bluntſchli vorgefchlagene Neorganifation ihrer Zufammenfeßung und 
richtet deßhalb eine Adreſſe an den Großherzog. 

» (Kurbeffen). Die Ständeverfammlung erklärt fih mit allen 
gegen 7 (ſtandesherrliche und ritterfchaftliche) Stimmen für Wieder: 
berftellung der außer Wirkſamkeit gefebten Berfaflungsbeftimmungen. 


. „ (Säleswig). Die Norbbeutfche Ztg. in Flensburg erflärt fi in. 


einer Art Programm für „näheren Anſchluß“ der Herzogthümer an Preußen. 

„ (Hamburg). Die Bürgerfchaft lehnt mit 83 gegen 71 Stunmen 
zum brittenmal das vom Senat geforderte obligatorifche Bürgerrecht 
aller mit 3000 M. B. Einkommen befteuerten Staatsangehörigen ab. 
„ (Londoner Eonferenz) einigt fi über eine Verlängerung ber 
Waffenruhe um 14 Tage. u 

„ (Bundestag). Die Bundesnerfammlung genehmigt faft einjtim: 
mig die nunmehrigen Anträge der vereinigten Ausfchüffe bezüglich ber 
Uebertragung bes Geſchäftsverkehrs zwifchen der Bunbesverfammlung 
und Hrn. v. Beuft in London an jene Ausſchüfſe. 

» (Hannover) Die II. Kammer nimmt die ihr von ber Re: 
gierung vorgelegte Kirchenvorftands- und, Synobalorbnung unverändert 
an und verwirft alle Aenderungen ber I. Kammer. 

„ Raffau) Die II. Kammer erflärt fih mit allen gegen 4 
(elericale) Stimmen für Abänderung des Gemeindegeſetzes, bejon- 
ders gegen die Rebenslänglichfeit der Bürgermeifter. 

„ (Hannover). Debatte der II. Kammer über die Abänderungs- 
vorjchläge der Regierung zum Wahlgeſetz. Bennigfen über die Ver: 
faffungsfrage überhaupt. 

»„ (Hannover) Die II. Kammer nimmt das neue Wahlgeſetz 
ſchließlich einftimmig an. 

„ (36er Ausſchuß). Die gefhäftsleitende Commiſſion bed 36er 
Ausihufles erläßt folgende Erklärung: 

„Es ift in ber jüngften Zeit die Nachricht verbreitet worden, der preußifche 
Minifterpräfident habe ar ben Herzog Friedrich von Schleswig-Holſtein das 
Anfinnen geftellt, gegenüber der preußiichen Staatsgewalt eventuelle Verpflich⸗ 
tungen einzugehen, welche bie politifche Selbftändigfeit der Herzogthümer zu 
Sunften des preußiſchen Einfluffes beichränten würden, ber 309 aber habe 
das Anfinnen abgelehnt. An diefe Angaben, beren Richtigkeit bis jetzt nur 
in ben allgemeinjten Umrifjen feſtſteht, Hat fich eine Leidenjchaftliche Polemit 
in öffentlihen Blättern geknüpft; ber naheliegende Zufammenhang jener an- 
geblichen oder wirklichen Zumuthungen mit ber Frage ber Bundesreform 
macht fih geltend und verbittert den Streit. Er 

„Wir wifjen Alle, welchen Ginfluß bie Macht der öffentlichen Meinung 
auf ben bisherigen Verlauf ber ſchleswig-holſteiniſchen Sache geübt Hat. Die 
Bebingung biefer Macht war bie Einigkeit. Die beiden großen Parteien, 
bie ſich in ber nationalen Verfaffungsfrage feindlich gegenüberſtehen, ver⸗ 
tagten ihren Kampf und ſchloſſen das Bündniß, das ihnen bie Kraft verlieh, 
den Willen der geſammten Nation in die Wagſchale der Entſcheidung zu werfen. 
Der Ausſpruch des Abgeordnetentags vom 21. December, die Beſchlüſſe der 
Oſterverſammlungen, die Rechtsverwahrung der 1400 Landtags: und Bürger: 
ſchaftsmitglieder find Zeugniſſe einer- Einmüthigfeit, wie fie in unferem zer 
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riſſenen Vaterland kaum noch ihres Gleichen gehabt hat. Ihr iſt es gelungen, 
die deutſchen Großmächte auf den Weg zu drängen, den ſie 
widerwillig gegangen ſind, und dem Ausland zu zeigen, daß es ein 
deutſches Volk gibt, deſſen gerechte Forderungen zu mißachten 
gefährlich werden könnte. Allein wir ſtehen noch nicht am Ziel, wir 
dürfen uns noch nicht eines geſicherten Erfolgs rühmen. Es wäre unverant⸗ 
wortlich, in dieſem Augenblick das Bündniß der Parteien zu lockern, auf dem 
unſere Stärke beruht. Seine Aufrechthaltung iſt leicht, wenn wir, ohne rechts 
oder links zu blicken, unſere einzige Aufgabe, die Befreiung der Her— 
zogthümer, unerſchütterlich im Auge haben. 
„Die deutſche Verfaſſungsfrage gehört der Zukunft; für ihre 
Löſung, gleichviel in welcher Geſtalt ſie dem Einzelnen vorſchwebt, gibt es 
keinen feſteren Grund, als einen ehrenvollen Ausgang des Kampfes um die 
Sache ber Herzogthümer. Laffen wir bie Bundesmächte auf dieſem Schlacht⸗ 
feld um die Gunſt der öffentlichen Meinung wetteifern. Unterſtützen wir keine 
von ihnen, wenn ſie ſich für ihren Antheil am Sieg einen Kaufpreis voraus 
bedingen will, deſſen Gewährung die Mißgunſt der übrigen erwecken, ihre 
Mitwirkung lähmen und der feindſeligen Einmiſchung des Auslandes zum 
willkommenſten Vorwand dienen würde. Fürchten wir nicht, daß die preußiſche 
Regierung oder das preußiſche Volk, — wenn ſolche Bedingungen wirklich 
geſtellt und abgelehnt ſind — ſich um deswillen der Sache der Herzogthümer 
entziehen werde. Die Regierung weiß, daß ſie nicht zurücktreten kann, ohne 
an ihrer Machtſtellung in Deutſchland und Europa mehr einzubüßen, als ſie 
durch die Zuſagen des Herzogs jemals gewonnen hätte. Das Volk weiß, daß 
die höchſte Achtung und der gewichtigſte Einfluß demjenigen Staate geſichert 
iſt, der mit der entſchloſſenen Energie ſeine Kraft für ein großes Intereſſe einſetzt. 
„Erſticken wir alſo den ausgebrochenen Streit im Ent— 
ſtehen; verſagen wir unſern einheimiſchen und auswärtigen Feinden den 
Triumph, uns über Fragen der Zukunft entzweit zu ſehen, während die Auf: 
gabe ber Gegenwart unfere ganze Wachſamkeit, unfer einmüthiges Zufammen: 
wirken fordert. In London wird über die Theilung Schleswigs verhandelt: 
bort muß fich bie Macht der öffentlichen Meinung nochmals bewähren. Keine 
Theilung wider ben Willen bes Volfes, feine Auslieferung deutſcher Städte 
an bie Brutalität der dänischen Gewaltherrichaft, Fein ſchmählicher Friedens⸗ 
ſchluß nah einem fiegreichen Krieg: dies ift unfer gemeinjames Loſungswort!“ 
14. Juni. (Holftein). Die Bundescommifjäre veröffentlihden das bon 
ber Regierung vorbehaltlich der Genehmigung ber Stände entworfene 
Budget vom 1. Mai 1864 bis dahin 1865, das bei bem Wegfall 
einer Civillifte und alles Drilitäraufwandes einen Ueberfhuß von 
ca. 3 Mill. Thlrn. aufweist. | 
„» » (Hannover). Die Conferenz beider Kammern bat fidy endlich 
‚ Über den Vorſchlag einer übereinjtimmenden Erklärung bez. ber 
ſchlesw.⸗holſt. Angelegenheit geeinigt, mit ber fih au das Minifterium 
einverjtanden erflärt und ber von beiden Kammern angenommen wirb: 
„Da nad ben am 6. in beiden Kammern von Mitgliedern ber Regierung 
abgegebenen Erflärungen biefelbe nicht länger Bedenken getragen bat, 
fich für die Lostrennung der Herzogthümer von der dänischen Krone und für 
beren ungetrennte Bereinigung in einen unabhüngigen, bem deutſchen Bunde 
einzuverleibenden Staatunter der. erblihen Souveränetät des Erb— 
prinzen von Auguftenburg auszufprecdhen, und fomit feine Beran- 
lafjung mehr vorhanden ift zu Befürchtungen, wiefoldye durch die Veröffent- 
lichung bes englifchen fogenannten Blaubuches in weiteren Kreifen entitanden 
waren, baß bie Politik der Regierung in biefer nationalen Angelegenheit nicht immer 
ausichlieglich durch das Recht ber Herzogthümer und bie Damit innig verbundenen 
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Intereſſen Deutſchlands geleitet werde, Stände vielmehr mit Zuwerficht er: 
warten, daß bie königliche Regierung auf dem gewonnenen Rechtsſtandpunkte 
mit Feſtigkeit beharren und namentlich einer Theilung Schleswigs mit 
Energie widerſtreben werde; ſo beſchließen ſie, über die in dieſer Sache ein⸗ 
gegangenen Petitionen nunmehr zur Tagesordnung überzugehen.“ 

14. Jimi. (Coburg). Der Landtag beſchließt, bie Berathung über alle 
Vorlagen der Regierung zu vertagen, bis bie Regierung ihm das ver: 
ſprochene Preßgeſetz vorlege. | 

15,/19. Juni. (Didenburg). Beſuch des Großherzogs beim Kaifer von 
Rußland in Kiffingen. Schreiben des Kaifers an ben Großherzog: 
Formelle Beftätigung der auf der Londoner Conferenz erflärten Ce— 
birung feiner Erbanfprüche auf Holjtein an den Großherzog. 

16. „ (Defterreid). Zufammentunft des vom Grafen Rechberg be: 

gleiteten Kaifers von Defterreih mit dem Kaifer von Rußland, ber 

feinerfeits vom Fürften Gortſchakoff begleitet ift, in Kiffingen. 
(Kurbeflen). Die Ständeverfammlung nimmt bas mobificirte 

Vereinsgefeb ſchließlich mit 44 gegen 17 Stimmen an. 

17, „ (Eoburg). Die Regierung legt dem Landtage nunmehr ein Pref- 
gefeß vor. 

18. Juni. (Schleswig). Eine Anzahl däniſch gefinnter Männer aus 
Nordſchleswig tritt in Flensburg zufammen und richtet eine Eingabe 
an die Civilcommifjäre mit ber Erklärung, 

daß die Volfsverfammlung v. 6. b. M. Teineswegs die wahre Denkweiſe 
ber Nord- und Mittelfchleswiger ansdrüde, daß vielmehr ber durchaus über: 
wiegenbe Theil ber Bewohner jener Landestheile, wenn man ihnen Gelegen- 
beit gebe, ihre Meinung zu äußern, mit ihnen barin einig fein werbe, daß, 
gleichtwie fie feine Theilung Scleswigs wünſchen, wenn folche vermeiblich 
jei, fie vor allem den beflimmten und innigften Wunſch hegen, unter allen 
Umftänden bei Dänemarf zu bleiben und von Holitein ſich zu trennen, 
wenn bies auch durch Abtretung des ſüdlichen Theild des Landes gefchehen 
follte, und daß fie die Errichtung eines jelbftändigen Schleswig: Holftein in 
Perfonalunion mit Dänemark als das ſchlimmſte Uebel für fi und ihre 
Nachkommen anjehen. Dieje Erflärung wollen fie auf Verlangen von ihren 
Mitbürgern unterichreiben lafjen, um fie als wirflihen Wunſch und Meinung 
Nord: und Mittelſchleswigs zu conftatiren. 

„ n (Kurdefien). Die Ständeverfammlung genehmigt fhlieglic das 
von ihr modificirte Neligionsgefeg mit 34 gegen 17 Stimmen. 

19, „ (Zoliverein). Eröffnung der Mündener Sondber-Zolleonferenz. 
Der zwilhen Bayern und Oeſterreich vereinbarte Entwurf v. 1. d. M. 
wird von den übrigen Bevollmächtigten abgelehnt. 

„ „» (Württemberg). Landesverfammlung in Stuttgart für Erbal: 
tung des Zollvereins. Diefelbe genehmigt faft einftimmig folgende 
Refolutionen: 

„Angelihts der nahen Gefahr, welche durch die neueſte Entwidlımg ber 
Dinge ber Erhaltung des Zollvereins droht, erklärt bie Derfammlung: 1) Die 
wirthichaftliche Blüthe Württembergs beruht auf der durch den Zollverein begrün⸗ 
beten engen Verbindung beutjcher Staaten zu einem einheitlichen freien Handels⸗ 
gebiet. 2) Als unumgängliche Bedingung, um biefe enge Verbindung Würt- 
temberg für die Zukunft zu fichern, erfennen wir die Wiederaufnahme ber 
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Berbandlumgen Würtiembergd mit Preußen zur Erhaltung bes Zollvereins 
auf Grundlage des preußiſch⸗franzöſiſchen Handelsvertrage. Die nothwendige 
Folge einer fortgejegten Ablehnung bes letztern wäre bie Trennung Würtiem- 
bergs vom Zollverein: ein nationales und wirtbichaftliches Unglück, welches 
die Grumblage bes Gebeihens von Induftrie, Handel und Laudwirthſchaft auf’s 
Schwerfie verlegten würde unb um jeben Preis abzumenden ift. 4) Diefe 
Rachtheile Fünnen insbefondere durch einen Hanbelsvertrag mit Defterreich, fo 
vortheilhaft beffen Bedingungen fein möchten, nicht entfernt ausgeglichen wer⸗ 
den; eine Zolleinigung mit Defterreich aber ift ben Intereſſen Württeinbergs 
nur danm zuträglich, wenn nad) vorausgegangener politifcher und finanzieller 
—— des erſteren Staates der ganze Zollverein dieſe Verbindung 
eingeht.“ 

Ferner wird eine hiemit übereinſtimmende Eingabe an die Re— 
gierung beſchloſſen. Die Anwort der verſchiedenen Mitglieder der 
Regierung lautet mehr verſchiebend als ablehnend. Die Gegenpartei 


bringt es zu keiner namhaften Demonſtration mehr. 


20. Juni. Der 36er Ausſchuß kann dem Bevollmächtigten des deutſchen 


21. 


" 


22. 


Mm 


” 


Bundes an ber Londoner Conferenz als Refultat der von ihm ein- 
geleiteten Agitation gegen eine Theilung Schleswigs telegraphiich ber: 
Bericht zufommen lafjen: 

„Bon 240 Schleswig-HoliteinComites ijt bis heute Protejt erhoben gegen 
jede eigenmächtige Theilung Schleswige. Deutichland zieht die Opfer bes 
2. r einem jchimpflichen Frieden vor, welcher deutſche Städte bem Feind 
überliefert”. 

„ (Schleswig). Mißlungener Verſuch, eine Gegendemonftration der 
däniſch gefinnten Norbfchleswiger in Linneſtow zu Stande zu bringen. 
„ (Sadfen). Die D. Kammer beſchließt einftimmig und ohne 
Debatte folgende nad London beftimmte Erklärung, der die L Kam. 
mer fofort ebenfalls einftimmig beitritt: 

„Die Ständeverfammlung Sachſens erklärt, daß jede ohne die freie und 
unzweideutig ausgefprochene Zuflimmung bes Volkes vorgenommene Theilung 
Schleswigs, welches ganz und ungetheilt ein Recht auf unzertrennliche Ver⸗ 
bindung mit Holftein hat, eine ſchwere Nechtsverlegung fein würde, gegen 
welche jeber beutihe Stamm und jeber deutſcher Staat entjchieden proteftiren 
und mit allen Mitteln anfämpfen muß.“ 

„ (Schleswig). ine zweite große Volksverſammlung in Norb- 
ſchleswig zu Lygumkloſter erflärt ihre Zuftimmung zu den Erklärungen 
derjenigen von Böghoved v. 6. d. M. 

„ (Zollverein). Sonder:Zollconferenz in Münden. Heſſen-Darm⸗ 
ſtadt macht einen neuen Vorſchlag, der von Oefterreih ad referen- 
dum genommen wird. Die Conferenz vertagt fih bis zum Ein- 
treffen einer Antwort. 

„Zuſammenkunft des von Rechberg begleiteten Kaifers von Oefter- 
reich mit dem von Bismarck begleiteten König von Preußen in Karlsbad. 

„ (Holftein). Bejud des Herzogs Friedrich in Dithmarſchen. Er 
ergreift in Heide die Gelegenheit, fi gegen ben ihm in der preuß. 
offiziöfen Preffe zum Vorwurf gemachten Particularismus zu vertheibigen: 

„.. Hinfort wird Fein Fürft, der über Schleswig: Holftein herrſcht, dem 
natürlihen und fchönen Drange zu Deutſchland bin wehren wollen; 
feinem, felbft wenn er es wollte, wird e8 möglich fein, particulariftifchen 
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Tendenzen zu huldigen! Jedes Banb, welches uns näher mit Dentfchland 
verfnüpft, wich uns willfommen fein, und benjenigen, die uns vom Joche 
ber Fremdherrſchaft befreit haben, Dpfer zu bringen, welde das Heil 
Deutſchlands erfordert, werben wir nie ung weigern. Daß das ganze ſchles⸗ 
ne Volk in biefer Hinficht gefonnen ift, wie ich, deſſen bin ich 
gewiß.“ 

22. Juni. (Londoner Eonferenz). Vorletzte Sikung. Ein letzter Ver- 
ſuch der Neutralen, den deutſch-däniſchen Streit durch einen Schiebe- 
rihter beizulegen, wirb von Dänemark abgelehnt. | 

23. „ (Bundestag). Oldenburg melbet vorläufig feine Anſprüche auf 
Holftein und Schleswig an und ftellt eine nähere rechtliche Begrün- 
dung berfelben in Ausficht. 

„ » &efterreih und Preußen) ridten ibentilhe Dep. an ihre 
Bertreter an den Höfen von London, Paris, St. Petersburg und 
Stodholm über die Stellung, in weldhe fie Schritt für Schritt durch 
die Hartnädigfeit Dänemarks gebrängt worden, jo daß eine Wieder: 
aufnahme der Feindſeligkeiten vorauszujehen jei: 

„Als die Negierung bes Königs (Kaifers) Theil an ben Conferenzen in 
London nahm, war fie von bem Ahlen Verlangen befeelt, durch einen, dauern⸗ 
ben und feften Frieden dem blutigen Conflict ein Ziel zu fegen, welcher zwi⸗ 
fhen den beiden deutſchen Großmächten einerjeits und Dänemark andererfeits 
ausgebrochen war. Feſt entichloffen, Deutjchland bie gerechte Genugthuung 
zu verfchaffen, welche feine Ehre und feine Intereſſen zu forbern bas Recht 
hatten, juchten wir Doch zu gleicher Zeit eine für das Gleichgewicht bes euro⸗ 
päifchen Nordens ungefährlidhe Löſung. Wir hielten feit daran, daß das 
Blut unferer braven Soldaten nicht vergebens gefloffen fein dürfe; aber wir 
wollten zu gleicher Zeit ben Kampf nicht verlängern über ben Punkt hin: 
aus, den wir von Anfang am feitgeftellt hatten. Unfjere Haltung 
in ben Gonferenzen iſt immer biefen Sägen gemäß geweſen. Wir würden 
geneigt gewefen fein, eine Kombination anzunehmen, welde ben Herzogthüs 
mern eine bejonbere politifche Eriftenz fichernd, doch ein dyn aſtiſches Band 
zwifchen ihnen und dem eigentlichen Dänemark hätte beftehen lafjen. Da ein 
Arrangement biejer Art weber bei ber bänifchen Regierung, noch bei. den 
neutralen Mächten Anklang fand, fo mußten wir nah einer anbern Baſis 
fuhen. Ws wir darauf verlangten, daß bie Herzogthümer zu einem unab⸗ 
bängigen Staate unter einem befonderen Souverän erhoben würden, 
waren wir geneigt, Dänemark einen Theil Schleswigs abzutreten, obwohl 
bie Vereinigung des ganzen Herzogthums mit Holjtein mit ſtets gleichem Eifer 
durch dieſe Lande jelbit, jowie burch ganz Deutjchland angejtrebt wurde. Wir 
würden eine veale und wichtige Conceſſion gemacht haben, indem wir zuließen, 
ba ein Theil Schleswigs in Dänemark incorporirt wurde, ba es gerabe dieſe 
Incorporationsverſuche find, die gegen übernommene Berbinblichfeiten gemacht, 
ben Streit zwiſchen Deutichland und Dänemark vergiftet und ben gegenmäre 
on Streit hervorgerufen Haben. Als endlich die Unmöglichkeit ſich zeigte, 
über eine gerechte Demarcationslinie einig zu werben, und als England vor: 
ſchlug, Die guten Dienfte einer befreundeten Macht in Anſpruch zu nehmen, 
baben wir erflärt, daß wir biefen VBorfchlag um fo mehr annähmen, als ber- 
jelbe den Beilimmungen bes Pariſer Vertrages gemäß ſei. Es waren bie 
bänifchen Bevollmächtigten, welche in der Sikung vom 22. v. Mts. durch eine 
Tategorifche Zurüchoeitung dieſen Testen Verfuh zur Verföhnung zum Schei⸗ 
tern brachten; e8 waren ebenjo bie bänifchen Bevollmächtigten, welche in der⸗ 
jelben Sitzung fich weigerten, auf bie Verlängerung bes Waffenſtillſtandes ein- 
zugeben, welche bie Bevollmächtigten Preußens und Defterreichs verlangten. 
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Wir müften biefe Thatſachen feierlich feſtſtellen; denn fie beweifen, bag, wenn 
die Londoner Genjerenzen nicht zum gewünjchten Reſultate geführt haben, 
daran lediglich das Kopenhagener Gabinet bie an trägt. Wenn base 
t unterbrochen und bie Wieberaufnahme ber einbfeligfeiten nahe 

— iſt, fe kann eine Verantworilichkeit dafür nicht auf bie beutfchen 
Mächte fallen. Tie Verantwortlichkeit lajtet ganz und gar auf Dänemark, 
welches das letzte Vermittlungsanerbieten abgelehnt und jede Verlängerung 
bes Rafjenftilljtandes verweigert bat. Unjere Bevollmächtigten find beauftragt, 
Erflärung in dieſem Sinne bei Eröffnung ber Eitung am 25. abzu⸗ 


2. — (Bayern). Dompropft Döllinger und Gen. fehen ſich genö- 
tbigt, die für 1864 nah Würzburg angelagte Verſammlung kath. 
Theologen und Gelehrten Deutihlands (in Folge ber ihnen von Rom 
gemachten Schwierigkeiten) wieber abzufagen. 

25. „ Außer der Delegirtenverfammlung ber fchlesw.-holft. Vereine in 
Rendsburg und den beiben Volksverſammlungen in Norbidleswig 
haben ſich gegen eine Theilung Schleswigs in ganz Deutfchland gegen 
350 Landes⸗, Bezirks: oder Ortsausſchüſſe und äffentlihe Verſamm⸗ 
lungen ausgefprodden und ebenſo die Landtage von Baben (I. und 
4.8.), Braunjchweig, Bremen, Frankfurt, Hannover (I. und I. K.), 
Coburg, Kurheflen, Darmftabt (I. 8.), Naſſau (Mitgl. d. I. und 
H. 8.), Sadjen (I. und II. 8.) 

„ n (&ondoner Eonferenz). Lebte Sigung. Die Conferenz gebt 
obne Rejultat auseinander. 

„ » (Hannover). Miquel trägt in ber I. Kammer auf Aufhebung 
oder Abänderung der Domänenausfheidung an. Der Finanzminifter 
erflärt, daß die Annahme des Antrags den Beftand bes gegenwär- 
tigen Minifteriums gefährben würde. 

„ „n Bürttemberg). König Wilhelm I.F. Der Kronprinz folgt 
ihm als König Karl IL. 

„—28. Suni. (Baden). Dreitägige Debatte ber II. Kammer über ben 
Geſetzentwurf betr. Organifation der Ortsſchulbehörden. Erflärung 
bes Minifters Lamey gegen die Drohung der Kirchenbehörbe. Der 
Gejegentwurf wird jchließlih mit allen gegen 2 Stimmen ange: 
nommen. 

ea MRaff au). Der bisherige Abgeordnete Braun unterliegt bei der 
Mahl in Rüdesheim mit 64 gegen 67 Stimmen ben ————— 
der Regierung 

26, „ 0eutſch-däniſcher Krieg). Wiederaufnahme bes Kriegs von 
Seite der Preußen. 

„ n (Holftein.) Eine Delegirtenverfammlung ber fehlesw.zholft. Kampf: 
genoſſen beſchließt eine entralifation ber Vereine. Auch in Schles- 
wig bat ſich eine Anzahl folder Vereine gebildet. 

Der engere Ausihuß ber ſchlesw.-holſt. Vereine befchließt eine 
Adreſſe an ben Herzog Friedrich für einen nähern Anſchluß der Her: 
zogthümer an Preußen: 

n++ Noch find wir nit am Ziel, noch müffen große und ſchwere Opfer 
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gebracht werben. Ganz Deutſchland, und vor allem die Herzogthümer ſelbſt, 
find bereit, au der Seite ber deutſchen Großmächte den Kampf für bie Freiheit 
und nationale Unabhängigkeit Schleswig=Hoffteins aufzunehmen. Das Land kann 
es aber nicht verfennen, daß bie ſchließliche Entfheidung in ben Händen 
besjenigen Staates Fiegt, ber im Kampf um die Nordgränze Deutichlands zur 
Führung berufen if. Es ift durchdrungen von ber Üeberzeugung, daß es ge⸗ 
rade in biefem Augenblid geboten ift, uns Garantien zu fihern, welche bie 
entjchlojiene und energifche Haltung der norbdeutichen Großmacht verbürgen. 
Ew. Hoheit haben e8 ausgefproden, daß Sie, von ber gleichen Ueberzeugung 
durchdrungen, bereit find, Preußen diejenige Stellung im Kand eins 
zuräumen, welde es in unjerm, in jeinem, in des ganzen Va— 
terlanbs Intereſſe bier einnehmen muß. Wir danken Ew. Hoheit 
für diefes hochherzige Wort und entnehmen daraus die zuverfichtliche Hoff: 
nung, baß, welche Kämpfe auch noch bevoritehen mögen, bas Recht Ew. Hoheit 
und des Landes und damit deſſen bdeutfche Zukunft auf alle Zeit gefichert find.“ 


27. Juni. (Hannover). Die I. Kammer genehmigt den Antrag Mi- 
quels bez. der Domänenausjcheidung mit 46 gegen 40 Stimmen: 
„Stände halten fich, getreu ihrer verfafjungsmäßigen Aufgabe, ben Ueber: 
zeugungen des Landes einen offenen und wahrhaften Ausdrud zu geben, ges 
derungen, ber k. Regierung gegenüber auszujprechen, wie bie auf Grund bes 
Geſetzes vom 24. März 1857 durch eine zur Hälfte aus regierungsfeitig er⸗ 
nannten, zur Hälfte aus von den damaligen Ständen gewählten Mitgliedern 
zufammengejekte und endgültig entjcheidende Commiſſion ausgeführte Aus: 
jheidung bes überwiegenden Theile der Domänen behufs Anrechnung bes 
WAjährigen Reinertrags:Durdfchnitts auf bie F. Bedarfſumme noch immer in 
feiner Weiſe ben Beifall des Landes bat finden fünnen. So wenig aud) Stände 
irgend gemeint find, ben Erforbernifjen des f. Haus: und Hofhalts entgegen- 
zutreten, jo wenig würben fie doch es mit ihren Pflichten gegen bie Krone 
und gegen das Land vereinbar halten, wenn jie verfchweigen wollten, wie jene 
in Deutſchland allein daſtehende Ausſcheidung nicht blos die finanziellen und 
wirthſchaftlichen Intereſſen des Landes auf das empfindlichite beeinträchtigt, 
fonbern auch namentlich in Folge der Unbejtimmtheit und fteigenden Natur 
der in jolhem Maße wohl von feiner Seite beabfichtigten Verluſte der Gene: 
ralkaſſe, der daburch berbeigeführten vielfachen Verſchiedenheit ber Intereſſen 
des Kronguts und der Landesverwaltung und des Hereinziehens des Inhabers 
der höchſten Gewalt in privatrechtliche Verhältniffe und Verwicklungen, eine 
fortdauernde Quelle von Mifdeutungen, Verftimmung und Mißtrauen zu fein 
droht. Stände halten daher eine Zurücknahme oder mindeftens eine auf der 
Grundlage ber Billigkeit und ber gerechten Würdigung beiberfeitiger Wünſche 
und Bedürfniffe berubende wefentlihe Umgeftaltung jener Ausſcheidung für 
dringend im Intereſſe aller Betheiligten geboten. Sie find davon durchdrungen, 
daß jeßt nach einer fechsjährigen Erfahrung, welche auch manche, aus ber 
Schwierigkeit, ja falt Unmöglichkeit, die vereinbarten Grundlagen Des Aus: 
[heibungsvertrags vollſtändig richtig auszuführen, fehr leicht erflärliche Irr⸗ 
thümer thatfächlich berichtigte und vielfache nicht vorgejehene, bedenkliche finan- 
zielle und politifche Folgen Laritellt, in einer Zeit der Ruhe und bes Friedens 
ber geeignete Moment, ein dauerndes, auf alljeitiger Webereinftimmung ruhen: 
bes Werk zu jhaffen, gefommen it. Sie hoffen, k. Regierung werbe mit 
ihnen bie Nothwendigkeit einer folhen Reform und die aus bem einfachen 
Ablehnen ober- dem zögernden Hinausſchieben derjelben zu befürchtenden Ge- 
fahren nicht verfennen und geben fich daher der Erwartung bin, k. Regierung 
werbe bald in der Lage fein, ihnen dieferhalb entfprechende Vorlagen zu machen.“ 


28. „ (Zollverein). Kurheffen ift von Bayern und feinen "näheren 
Zollverbünbeten bereits abgefallen, während Hannover noch ſchwankt. 
8 
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Die neuen Zollvereinsverträge auf Grundlage des franz. Handels⸗ 
vertrags werben in Berlin zwiſchen Preußen, Sachſen, Baben, Kur: 
heilen, den thüringifchen Staaten, Braunfhweig und Frankfurt 
vollzogen. Die Unterhandlungen über den Beitritt auch Olbenburgs 
find noch nicht beendigt. Bayern und feinen Zollverbünbeten wirb 
der Beitritt und ber Eintritt in dieſelben Vortheile bis zum 1. Oct. 
vorbehalten. Schluß der ‚Berliner Zollconferenz. 

28. Juni. (Haunover). Die Conferenz beider Kammern verftändigt fich 
bezüglich der Synobalangelegenbeit. 

29. „ (Deutſch-däniſcher Krieg). Die Preußen nehmen Alfen. 

» n (Hejlen:Darmftadt). Die II. Kammer beharrt mit 33 gegen 
6 Stimmen auf ihrem früheren von der I. Kammer abgelehnten 
Beichluffe bez. Verfaflungsreformen in ber evang. Kirche. | 

30. „ (Lauenburg). Die Ritter: und Landſchaft proteftirt in einer 
Eingabe an die Bundesverfammlung gegen eine Entſcheidung über 
die Eouveränetät des „freilich geringen, aber doch unbeitritten jelb- 
ftändigen, deutichen Bundeslandes” ohne ihre Mitwirkung und Zu: 
ftimmung: 

„... Um jo zuwerfichtlicher dürfen wir erwarten, daß nur mit Grhalung 
ber Selbftändigkfeit und feitherigen Verfafjung jo wie aller Rechte des 
Landes, wenn folches nad) dem Gange der Lreigniffe und in Folge ber 
Anträge der Fürſtenhäuſer, welche Anſprüche aus dem Grunde bes 
Erbrechts auf das Yand zu haben vermeinen, gefchehen muß, nur unter 
unferer Mitwirlung und Beiftimmung Verfügung über das Land 
getrofjen werden vwoird.. Tas Neht der Landſtände, bei den Hands 
lungen, welche eine Abänderung und Feitftelung der Staatserbfolge bezwecken, 
oder eine Landesveräußerung invelviren, zugezogen zu werben, mag davon in 
früheren Zeiten auch in einzelnen Fällen thatſächlich abgewichen jein, wird 
man heutigen Tages nit in Abrede jtellen wollen. Kine ber- 
artige Mitwirfung der Yandjtände wird ſchon deshalb als erforderlich angeſehen 
werben müſſen, weil biejelben bie Lanbesverfafjung gegen Beeinträchtigungen 
zu wahren berufen find. Mir bitten demnach ehrerbietigit: „Hohe Bundes- 
verjammlung wolle, im alle der Entſcheidung über die auf das Herzogthum 
Lauenburg erhobenen Succeſſionsanſprüche oder der im Mege der politiichen 
Transaction über das Land zu treffenden Verfügung es nicht geftatten, daß bie 
eine ober die andere geſchehe, ohne daß die Selbjtändigfeit des Landes, als 
eines eigenen bentjchen Herzogthums und die verfaffungsmäßigen Rechte 
dejielben in ihrem ganzen Umjange gefichert werden, auch nicht anders als 
unter Mitwirkung und Zuftimmung ber geſetzmäßigen Landesvertretung.” “ 

„ » (Sadjen). Die J. Kammer bejließt einftimmig, die Regierung 
zu erfuchen, beim Bunde dahin zu wirken, daß berfelbe fi an der 
Fortſetzung des Krieges gegen: Dänemark betheilige und die Erb: 
folgefrage jchleunigft erledige. Der Cultusminifter erklärt, ber 
ſächſiſche YBundestagsgefandte jei bereits dahin inftruirt und Hält das 
Eintreten des Bundes in den Krieg und die Anerkennung bes 
Herzogs Friedrich für unzweifelhaft. 

» » kHeljen:-Darmitadt). Die HD. Kammer beharrt mit 28 bie 
30 Stimmen gegen 8 bis 10 auf ihren früheren Beichlüffen be: 
treffend bie rechtliche Stellung der Kirchen im Staate. 
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Juni u. Juli. Heftige Bewegung in den beutichen Arbeitervereinen für 
und wider Schulze-Delitzſch oder Laſſalle. 

— Yuli. (Holftein). Die fchlesw.choljt. Vereine bes Landes fo wie 
andere Berfammlungen ſprechen fich entfchieben, zum Theil ſehr ener: 
giſch gegen die Prätenfionen des Großh. v. Oldenburg aus. 

1. Juli. (Hannover). Die II. Kammer befchließt mit Zuftimmung des 
Yuftizminifters, die Regierung möge erwägen, ob nicht, wenn ein 
gemeintames Vorgehen mit den übrigen Bundesftaaten unwahrjcheinlich 
fei, Hannover feinerjeitd mit der Bildung einer Bundesflotte beginnen 
jolle. Die I. Kammer lehnt den Beſchluß der II. K. in der Domänen: 
frage einftimmig ab. 

„„ (Kurbejjen). Bertagung ber Stände auf unbeitimmte Zeit. 

„ n (Coburg). Der Landtag wird von der Regierung verabjchiebet, 
nachdem er den Preßgejeßentwurf durchberathen und amenbirt hat. 
Ueber die Sanction desfelben befragt, ertheilt die Regierung feine 
Zuſage, worauf der Landtag erklärt, daß die Unterlafjung der Sanc: 
tion dem vorjährigen Regierungsveriprechen und der Verfaffung zuwider 
fein würde, 

3. „ (Holitein). Antwort des Herzogs auf die Adreſſe des Ausſchuſſes 
der jchles.-bolft. Vereine v. 26. v. M.: 

. Sie haben auf Worte Bezug genommen, die id an einem anbern 
Ort geſprochen habe. Ich darf borfen, daß das Land mich Fünftig in den 
Stand ſetzen wird, jeine Verpflichtung gegen Deutihland zu erfüllen, 
unb bie Beziehungen zu derjenigen Macht zu pflegen, die auch in 
Zukunft die nächfte und wirkſamſte Stüße gegen Dänemark jein wird. Möge 
dem Lande bald vergönnt fein, zu bewetjen, daß es ein einge Glied 
Deutſchlands iſt.“ 

4. „ EGHeſſen-Darmſtadt). Die I Kammer tritt dem Veſchluſſe der 
DO. Kammer für Gewerbefreiheit und Freizügigkeit bei. 

5. „ (Schleswig). Herzog Friedrid wird auch in Auguftenburg 
auf Alien von der Bevölkerung als Landesherr proclamirt. 

„» » (Heilen: Darmftadt). Die IL. Kammer erneuert ihren bor: 
jährigen Beſchluß bez. bes franz. Handelsvertrags, ertheilt der 
Regierung mit großer Majprität ein Tadelsvotum wegen ihrer 
dießfälligen Politik und beſchließt am 7. d. M., eine einjeitige 
Adreſſe an den Großherzog in dieſer Sache zu erlaffen. 

6. „ (Holftein). Der Geburtstag des Herzogs Friedrich wird in allen 
Stäbten des Landes, in Kiel von der Univerfität, feitlich begangen. 

„ n (Sadjen). Die I. Kammer tritt den Befchluffe der I. Kammer 
v. 30. v. M. bezüglih der Theilnahme an dem ferneren Kriege 
gegen ‘Dänemark bei. 

„ » (Kurbeifen)., Der Vorftand des Miniſteriums des Innern 
v. Stirnberg wirb entlajfen (weil er die Uniform der Dienftmänmer 
in Kafjel genehmigt hatte, ohne erſt die Willensmeinung des Kur: 
füriten einzubolen), 

7. „ (Bundestag). Die Bundesverfamnlung beichließt, ven Großherzog 
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v. Oldenburg um möglichſte Beſchleunigung der Begründung ſeiner 
Succeſſionsanſprüche auf Schleswig-Holſtein zu erſuchen. 

7. Juli. (Zollverein). Wiederaufnahme der Münchener Zoll⸗Sonder⸗ 
conferen;. 

9. „ (Schleswig). Mißlungener Verſuch, cme Verſammlung von 
Bertrauensmännern in lensburg zu einer Meinungsäußerung für 
„engften” Anſchluß an Preußen zu veranlaſſen. 

10. „ Deutſch-däniſcher Krieg). Die Allürten jeßen über den 
Lymfjord und bejegen ganz Jütland. 

44. „ (Zollverein). Auch Hannover und Oldenburg treten dem neuen 
Zollverein mit Preußen bei, indem fih Hannover dadurch wenigitene 
einen Theil feines bisherigen Präcipuums fichert. 

12. „ Deutſch-däniſcher Krieg). Dänemark jucht bei Defterreich 

und Preußen um Waffenftillftand und Frieden nad. 

„ (Zollverein). Die Mündener Zoll-Zonderconferenz, von Kurheſſen 

u. Hannover bereits verlaflen, verftändigt ſich über folgende Bunctationen: 

„Unter thunlichfter Aufrechthaltung und Fortbildung ber Beſtimmungen 
ber Verträge vom 19. Februar 1853 (des Handeld: und Zollvertrags, des 

Zoll: und Münzkartells) im Sinne weiterer gegenfeitiger Aunüherung und 

mit dem Ziele der Anbahnung der allgemein deutſchen Zolleinigung werden 

zwifchen Ocfterreih und dem Zollvereine neue Verträge auf die Dauer ber 
nächiten Zollvereinsperiode abgeichloffen werden. Für die Ordnung ber gegen- 
feitigen Berfehrsbeziehungen binjichtlich der Zölle ſollen nachſtehende Punkte 
zur Grunblage dienen: 1) Weber möglichſte Annäherung und Gleichitellung 
ber beiderjeitigen Zolltarife, ſowohl in Bezug auf die Zollſätze als auf Die 

Faffung der einzelnen Tarifpoſitionen und Unterabtheilungen werben Verband: 

lungen gepflogen. Als Ausgangspunkt wird von Geiten Oeſterreichs ber 

Entwurf vom 18. November 1863, auf Seite des Zollvereins der neueſte 

preußiſche Tarifentwurf dienen. 2) Die in dem Handels- und Zollvertrage 

vom 19. Februar 1855 für den Zwijchenverfehr vereinbarten gegenjeitigen 

Zollbefreiungen und Zollbegünftigungen jollen, jo weit e8 mit Rückſicht auf 

die Differenz der neuen Tarife thunlich ericheint, aufrecht erhalten und im 

Sinne der Verabredung unter Ziffer 3 Abfab 1 des Schlupprotofolls zu 

Artikel 3 des genannten Vertrags weiter ausgedehnt werden. 3) Jeder der 

beiden vertragfchließenden Theile wird, wenn er cine Ermäßigung oder Ab: 

Ihaffung bed Außenzols für einen im AZwifchenverfeht von bem anderen 

Theile begünftigten Artitel für nothwendig erkennen jollte, hierüber vorläufig 

mit bem anderen Theile Rückſprache pflegen. — Xebterer, welcher von dem 

gefaßten Beſchluſſe jedenfalls wenigftens drei Monate vor dejien Ausführung 
benachrichtigt werden ſoll, wird berechtigt fein, feinen Zwiſchenzoll bis zu einem 
bie Differenz ber beiden Außenzölle um 10 p&t. des höheren derjelben über: 
fteigenben Betrage zu erhöhen. 4) Die beftehende Durchfuhrzollfreiheit in beiden 

Zollgebieten bleibt aufrecht. 5) Wenn fpäter bie Möglichkeit eintritt, zu einer 

größeren Annäherung der beiderjeitigen Tarife, als gegenwärtig zu erreichen 

fein wird, zu gelangen, follen Verhandlungen liber "weitergehende gegenfeitige 

BVerfehrserleichterungen ftattfinden.“ 

„ „ (Bürttemberg). Eröffnung bes Landtags, Thronrebe des Königs. 

413. „ (Deutfh:bänifher Krieg). Die Alliirten beſetzen die Infel Sylt. 

»„ n (Sannover). Ausgleihung der abweichenden Beſchlüſſe beiber 
Kammern. Auch die verftärkte Conferenz über bie Domänenaus: 
ſcheidung ift reſultatlos geblieben. 
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13. Juli. (Baden). Die Durlacher Conferenz erklärt ſich für Schenkel. 

14. „ Gundestag). Oeſterreich und Preußen tragen ohne Rüdficht 
auf ben bereits vorliegenden Ausſchußbericht v. d. Pfordten, ohne 
Rückſicht auf ihre Erklärung an ber Londoner Conferenz v. 28. Mai 
und den Bundesbeihluß v. 2. Juni, am Bunde darauf an, baß an 
ben Auguftenburger ganz ebenfo wie bereitS an ben Oldenburger bie 
Aufforderung, feine Anſprüche auf Schleswig-Holftein zu begründen, 
gerichtet werde, und unterftüßen ihren Antrag durch identifche De: 
peihen an bie verfchtedenen beutjchen Regierungen. 

» » (Bayern) Der Fabrit: und Hanbelsrath v. Nürnberg richtet 
eine Borftelung an den König für Beitritt zum neuen Zollverein 
auf Grundlage des franz. Handelsvertrags. 

15. „ (Deutfhedänifher Krieg). DOefterreih und Preußen gehen 
auf das Gefuh Dänemarks vom 12. d. M. ein und bewilligen 
demſelben behufs inleitung von Triebensunterhandlungen eine 
Waffenruhe bis zu Ende des Monats, 

16. „ (Baden). Die I. Kammer genehmigt das Geſetz über Schul: 
auffiht mit allen gegen 2 Stimmen. PBertagung ber Kammern auf 
unbeftimmte Zeit. 

„ nn Medlenburg). Mannecke-Duggenkoppel trägt beim engern 
Ausſchuß der Ritter: und Landſchaft neuerdings auf Anfchluß an ben 
Zollverein an. 

19/22. „ (Bayern). Berfammlung des bayeriſchen Epifcopats in Bamberg. 
Diefelbe beſchließt eine Adreſſe an den König und cin Paftoral: 
[reiben an bas bayr. Volt. 

19. „ (Baden). Hirtenbrief des Erzbifhofs von Freiburg gegen das 
neue Schulauffichtsgefeb. 

Das von beiden Kammern mit ber Regierung vereinbarte Geſetz wirb 
als ein „irrthümliches“ bezeichnet, da8 „ein ſchweres Unrecht begche,” Den 
Geiftlihen wirb übrigens der Eintritt in den Ortsfchulrath nicht geradezu 
unterfagt, wohl aber abgerathen. Was die Erziehung ber Kinder betrifft, 
fo fei es fein leeres Wort und feine Uebertreibung, daß durch das neue 
Schulgeſetz bie katholiſche Religion in großer Gefahr ſei. „Wenn ſelbſt wilde 
Thiere mit Lebensgefahr ihre Jungen vor feindlichen Angriffen vertheibigen, 
um wie viel mehr follten chriftliche Eltern die von Gott ihnen anvertrauten 
Kinder vor ben Gefahren ihres Seelenheils ſchützen.“ 

» n (Dldenburg) Kine Landesverfammlung ber fehleswig-holftein- 
ſchen Ausſchüſſe beichließt eine Erklärung und eine Adreſſe an ben 
Großherzog gegen feine Anfprücde auf Schleswig-Holftein. 

21. „ (Holftein). Der Prinz Friedrich Karl zeigt dem Bunbesgeneral 
Hade an, baf er Befehl Habe, fi) zum Herrn von Rendsburg zu machen. 
Hacke erwiebert, da er augenblidlih nur über 4 Compagnien verfüge, 
fo müffe er ber Uebermacht weichen, bie Verantwortlichleit aber von 
fi abweilen. Die Bunbestruppen räumen bie Stabt in aller Eile 
noch vor dem Einmarſch der Preußen. Es rüden 6000 Preußen ein. 

„ » (Bundestag). Die Mehrheit der Bunbesverfammlung fügt ſich 
bem Anfinnen Oefterreihs und Preußens und beſchließt mit 11 gegen 
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5 Stimmen (Bayern, Württemberg, Sachſen, Heſſen⸗Darmſtadt und 
die 13. Curie) die verlangte Aufforderung an ben Nuguftenburger 
zu richten. — General Hade zeigt ber Bunbesverfammlung bie ihm 
notificirte Befegung Rendsburg dur bie Preußen an und feinen 
Entſchluß, der Uebermadht zu weichen. Die Bundesverſammlung be= 
ſchließt, telegraphiſch dieſes Verhalten zu billigen und meist ben 
Bundesgeneral an, im Falle einer wirfliden Bejeßung der Stabt 
durch Preußen, einen förmlichen Proteſt dagegen einzulegen. 


21. Juli. (Schleswig). Eine Berfammlung von Gute: und großen Grund⸗ 


” 


befigern beichließt in Schleswig mit 25 gegen 7 Stimmen. eine Pe: 
tition um. engern Anſchluß an Preußen. 


„ (Hannover). Ein Eönigl. Decret vertagt bie Stände. 


22. „ Bürttemberg). Antwortsabreffe der II. Kammer auf bie 


Thronrede des Königs: 

„+... Em. E Maj. haben auf dem Fürftencongrejfe Höchſtihre Bereit⸗ 
willigfeit, zur Löfung dev deutfhen VBerfajfungsfrage nah Kräften 
mitzuwirken, thatfächlich bewiefen. Die Unzufänglichfeit der Bunbesverfamm- 
Yung und bie Nothwendigkeit ihrer Amgeſtaltung ift von allen Seiten aner⸗ 
kannt. Das beutfche Wolf wird nimmer zur Rube kommen, bis dieſe vebens⸗ 
frage gelöſt. Dafjelbe weiß die Schwierigfeit der Aufgabe wohl zu wür⸗ 
digen, und feine Erwartungen halten fi in den Grenzen bes Erreihbaren. 
Allein die Befriedigung ber allgemeinen deutfchen Intereſſen, die Sicherung 
ber durch Bundesbeſchlüſſe vielfach verletten Volksrechte und die Wahrung 
der nationalen Ehre find unabweisbare Forderungen, welche nur durch Her: 
ftellung einer mit ausreihenden conſtitutionellen Befugniſſen ausgeſtatteten 
Gejammtvertretung Deutſchlands, in welcher die Nation den ächten Aus: 
brud ihres Willens zu erkennen vermag, nur durch Einſetzung einer in allen 
gemeinfamen Angelegenheiten über den einzelnen Regterungenfteben: 
den Gentralgewalt befriedigt werben können. Wenn Regierung und 
Stände ſich in dem Streben nad) diejem hohen Ziele vereinigen, jo vermag 
aud die Kraft bes einzelnen Staates für das Geſammtvaterland Erfolge zu 
erringen. — Den Wünfhen und Hoffnungen Ew. k. Maj. in bandel®: 
politifher Beziehung fließen wir uns an, wir werben dieſe Verhält⸗ 
nifje, fo wie die Meittheilungen der Regierung hierüber mit dem gauzen Ernite 
prüfen, welchen die hohe Bedeutung der Sache erfordert.” — Mit 64 gegen 


.21 Stimmen wird der Commiffionsantrag angenommen, an Se. Maj. bie 
Bitte zu richten, bezüglich der Breffe und des Vereinsweſens bie auf 


- . Grund der befannten Bunbesbeihlüffe „einfeitig ergangenen Verordnungen 


24. 
25. 


zu bejeitigen, diefe Verhältnijje, wie die Kammer ber Abgeordneten ſchon früher 


aber bis jegt ohme entiprechenden Erfolg, gebeten bat, auf verfaffungs: 
mäßigem Wege zu ordnen und bezüglich derjelben endlich einen geſetzlichen 
Zuſtand berzuftellen.“ 


» (Bayern). Eine Berfammlung von Induſtriellen in Nürnberg 


erflärt fich jehr dringend für den Beitritt zum neuen Zollverein. 
» (Holftein). Delegirtenverfammlung ber Schleswigsholftein- 
Dereine in Rendsburg. Es find dabei 93 bolfteinifche Vereine durch 
172 und 17 ſchleswigſche Vereine dur 26 Delegirte vertreten. 
Die vom Ausſchuſſe vorgefhlagenen Refolutionen werben bis auf bie 
lebte bezüglich einer engeren Verbindung mit Preußen angenommen: 
Nachdem die letzten glorreihen MWaffenthaten ber deutſchen Großmächte bie 
völlige Niederlage Dänemarks zur vollendeten Thatjache gemacht haben, Ipricht 
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bie Delegirtenverſammlung ber ſchleswig⸗holſteiniſchen Vereine das dringende 
Verlangen ber Bevölkerung aus, daB durch ſchleunigſte definitive Con— 
fitwirung bes [hleswig=-holfteinifhen Staats unter feinem recht: 
mäßigen Fürſten Herzog Friebrich VIII. ben mit ben ſchwerſten Nachtheilen 
verbunbenen proviſoriſchen Zuſtänden in kürzeſter Friſt ein Ende gemacht 
werbe. In unſerem Gewiſſen gebunden durch das Herzog Friedrich VIII. 
geleiſtete Gelöbniß der Treue, weiſen wir mit Entrüſtung ben Ber: 
ſfuch eines deutſchen Fürſten zurück gegen unſern und des gans 
zen deutſchen Volks Willen und gegen unſere Rechtsüberzeu— 
gung ſich uns als Landesherrn aufzudrängen. ſDurchdrungen 
von der Ueberzeugung, daß nur eine enge Verbindung mit dem preußiſchen 
Staat die deutſche Zukunft unſeres Landes für alle Zeiten ſichert, erklären 
wir, daß wir eine Gemeinſamkeit der diplomatiſchen, militäriſchen und 
maritimen Einrichtungen mit Freuden begrüßen würden, daß wir aber an der 
von unſerm Herzog beſchworenen Verfaſſung mit derſelben Treue feſthalten 
wie an ihm jelber.]“ 

Statt des lebten Paſſus dagegen wird mit 102 gegen 98 Stim: 
men folgende Faſſung beichloflen: 

„Da nicht bie Delegirtenverfammlung ber fchleswigsbolfteinifchen Vereine, 
fondern einzig und allein Herzog Friedrich in Verbindung mit 
berlandesvertretungcompetent ift, das Nequivalent zu beitimmen, welches 
Oefterreih unb Preußen für die bem Lande gebrachten großen Opfer gebührt, 
fo wird die fchleunige Einfeßung unferes Herzogs in bie Negierung Schles- 
wig-Holfteins das ficherite Mittel fein, bie Nechte unferes Landes mit ben In⸗ 
tereflen jener Mächte in vollen Einklang zu bringen, indem Fürſt und Volt 
ihre Verpflichtung anerkennen, Opfer bringen zu müffen.“ 

26. Juli. (Deutſch-däniſcher Krieg). Beginn der vorläufigen Friedens⸗ 
unterhbandlungen in Wien ohne Zuzug weber eines Vertreters bes 
deutſchen Bundes noch eines ſolchen der zunächſt betheiligten Herzog: 
thümer. ; 

» n (Bayern). Der Handels: und Fabrikrath von Fürth richtet eine 
Adreſſe an den König für Beitritt zum neuen Zollverein. 


„ nn (Württemberg). Die II. Kammer faßt einftimmig den Beſchluß: 
„In Erwägung, daß das Recht bes beutichen Bundes und bie Ehre 

beutjcher Bundestruppen durch bie gewaltthätige Belegung Rendsburgs duch 
preußiſche Truppen verlegt worben, und durch diefen Sewaltact und 
bie Bolitif Preußens die ganze Zukunft Deutfhlands ſchwer 
bedroht wird, bejchliegt bie Kammer: 1) einen feierlichen Broteft gegen 
biefen Act ber Gewalt zu erheben; 2) bie Regierung bringend aufzuferbern, 
in Gemeinfchaft mit ben übrigen Bunbesregierungen ber brohenben Ber: 
gemwaltigung entgegenzutreten; 3) bie Bereitwilligfeit auszufprechen, alle 
Dpfer zu biefem Zweck zu bringen.“ 

27. „» Raffjau). Der Reg.Commiſſär theilt ber Ständeverfammlung ‘ 
in geheimer Sitzung mit, daß die Regierung Einleitung treffen werde, 
um den Anflug Naſſau's an den neuen Zollverein zu bewirken. 


28. „ (Bundestag) Preußen gibt der Bunbesverfammlung Auf: 
Märungen über bie Rendsburger Vorfälle, indem e8 die Motive bar: 
legt, welche preußiſcherſeits für Beſetzung Rendsburgs maßgebend 
gewejen jeien, nemlih Schuß gegen bie Wiederkehr von Erceffen, 
und verbindet bamit den Ausbrud der Erwartung, daß biefe Auf: 
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Märung befriedigen werde. Bloß mündlich fügt ber Geſandte bei, 
baß einer Rückkehr der Bunbestruppen nad Rendsburg preußiſcher⸗ 
ſeits nichts entgegenftche. Erklärungen von Hannover und Sachſen; 
die ſächſiſche Regierung erklärt, daß fie, eingebenk der früheren Bor: 
fälle in Altona und ber Erfolglofigkeit ihrer damaligen Beichwerbe, 
fi enthalte, einen Antrag zu ftellen, vielmehr die Anregungen nicht: 
betheiligter Bundesregierungen abwarten wolle. Alles wird bem 
Ausſchuß überwielen. 


28. Juli. (Defterreidh) bringt burdh eine Depefche die Punctationen ber 


[2 


29. 


„ 


”„ 


” 


Münchener Zoll-Sonderceonferenz v. 12. d. M. zur Kenntniß ber 
preuß. Regierung mit bem Beifügen: 

. Sollte wider Erwarten das Tal. Gabinet es ablehnen, in bie an- 
gebotene Berhanblung fofort einzutreten, jo würden wir zu unjerm größten 
Bedauern darin eine Mißachtung der uns gegemüber beitehbenden Vertrags⸗ 
verpflichtungen erfennen müſſen, und wir würden uns feiner Täufchung dar⸗ 
über hingeben, daß ein ſolches Vorgehen unvereinbar fein mwürbe mit 
bem zwijhen beiden Regierungen jo glüdlich beftehenden 
bundesfreundlichen Berhältniß.“ 

(Bayern). Entlaffung des Juſtizminiſtes Mulzer und bes 
Gultusminiftere v. Zwehl; Ernennung der HH. Bomhard und v. Koch 
an ihre Gtelle. 

Eine Verſammlung von Delegirten der Fabrik: und Hanbelsräthe 
von Kitzingen, Würzburg, EC chweinfurt, Alchaffenburg, Marktbreit 
und Deiltenberg beſchließt eine Eingabe für Beitritt zum neuen 
Zollverein. 


» (Bayern). Antwort des Königs auf die Adreſſe der Bamberger 


Verſammlung ber bayr. Biſchöfe: 

Mit Befriedigung babe Ich bieje Adreſſe entgegengenonmen und 
baraus erfannt, daß die Ziele, welche bie Firdhlichen Oberhirten verfolgen, 
ebenfo wie vie Mittel und Wege, deren fie jich zu bedienen gedenken, unter 
vollitändiger Wahrung ber von Meinem Vater forgfältig ge: 
begten, höchſt glüdlihen confefjionellen Zuftände des Landes 
auch Endzwed und Wege Meiner Regierung fein Fönnen Ich 
freue Mid) der Eintracht zwiſchen Kirche und Staat, welche ſicherlich die Frucht 
biejer Uebereinftimmung Meiner nen mit denen ber geiſtlichen Obern 
Meiner katholiſchen Unterthanen ſein wird. 


(Heſſen-Darmſtadt). Die I. Kartmer beichließt mit allen 
gegen 3 Stünmen 


„die Staatsregierung zu erfuchen, zur endlichen Eonftituirung Schleswig- 
Holfteing und Einjeßung jeines allein berechtigten Herzogs Friedrich auf un⸗ 
verzüglihe Berufung ber rechtmäßigen Bolfsvertretung Schleswig-Holfteins 
binzuwirfen, zur Rettung bes guten Rechts und der deutſchen Ehre gegen⸗ 
über den neueſten Gewaltthaten in Schleswig-Holſtein mit den übrigen 
Regierungen bie entſchiedenſten Maßregeln zu ergreifen, namentlich bie Be: 
tufung einer allgemeinen deutichen Volfsvertretung herbeizuführen.“ 


(Naſſau). Die I Kammer fchließt vorläufig mit 16 gegen 
7 Stimmen ben in Rüdesheim⸗St. Goarshauſen gegen ben bisherigen 
Abg. Braun durchgeſetzten Regierungscanbibaten aus und weist bie 
fernere Unterfuhung ber Wahl an einen befonberen Ausſchuß. 
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30. Juli. (Rauenburg). Der Landtag tritt neuerbings zur Erlebigurig 


31. 


einiger Gefchäfte ungehindert zufammen. 

„ (Hannover). Verſammlung des hannover'ſchen Handelstag. 
Derfelbe erklärt fih für den nunmehr erfolgten Beitritt zum’ neuen 
Zollverein. Ferner erklären fih 21 Städte für, 9 (morunter bie 
Refidenz) gegen die Einführung der Gewerbefreiheit. 

‚„ Eine große Anzahl von Schleswig-Holftein-Vereinen und Verſamm⸗ 
lungen in allen Theilen von Deutfchland befchließt nad) der Anregung 
des 36er Ausihufles die Erklärung: 

„Es erwartet und verlangt die beutiche Nation, daß bie beutichen Regie⸗ 
rungen, ber Verpflichtung getreu, welche fie feierlich übernommen haben, A 
Aufihub am Bundestag die Anerkennung bes Herzogs Friedrich ausiprechen, 
und ihm die Möglichkeit gewähren, die Regierung nad) ben Beſtimmungen 
bes beihwornen Grundgeſetzes in ben Herzogthümern anzutreten.” 

„ (Bayern) ertheilt feinem Bundestagsgefanbten die Weifung, in 
bem vereinigten Ausſchuſſe bez. der Rendsburger Vorgänge v. 21. d. M. 
„mit Ernft und Nachdruck auf eine Mieberherftellung des früheren Zu: 
ftandes im Weſentlichen“ hinzuwirken. 


Aug. (Holftein und Schleswig). Die einzelnen Schleswig-Holitein- 


Bereine fpreden fi bie einen für die Majorität, die andern für bie 
Minorität ber Delegirtenverfanunlung vom 25. Juli aus. 

» (Deutfhedäniiher Krieg). Abſchluß von Friebensprälimina- 
rien und eines breimonatlihen Waffenftillftandes behufs Unterhand- 
lungen über einen befinitiven Frieden zu Mien. 

„ (Sadfen). Die II. Kammer beſchließt einftimmig: 

„die buch Mißbrauch einer überlegenen Gewalt erfolgte Beſetzung 
Rendsburgs durch preußiiche Truppen für eine Verlegung des Rechtes bes 
beutihen Bundes und eine Kränfung ber Ehre deutfcher Bundestruppen zu 
erklären unb gegen biejen von einer deutſchen Bundesmacht vollgogenen Ge: 
waltact Verwahrung einzulegen.” 


„ (Schleswig). Zriedensfeier in Flensburg. Antwort des preuß. Civil⸗ 
commiflärs v. Zeblit für einen möglichſt innigen Anſchluß an Preußen, 
„ (Bundestag). Kurbeffen überreicht eine Eingabe bes heſſiſchen 
Prinzen Friedrich Wilhelm, worin diefer unter Bezugnahme auf fein 
Erbfolgereht in Dänemark (in Folge der Befeitigung des Londoner 
Vertrags von 1852) auch auf Lauenburg Anſpruch erhebt. 
„ (Sadfen) Die I Kammer tritt dem Beichluffe der Kammer 
vom 1. d. M. bez. der Nendsburger Creigniffe einftimmig bei. 
„ (Bayern). Der Fabrik- und Handelsrath von Negensburg er: 
Märt es in einer Eingabe an ben König für 
„ein trauriges Gebot ber Nothwendigkeit, ber Annahme bes franz. Handels⸗ 
vertrags das Wort zu reden”, nachdem „al bie höchſt anerkennenswerthen 
Beitrebungen ber Negierung gegen benfelben theils durch das Nichtſtandhalten 
der übrigen deutſchen Mittelſtaaten, theils durch die unverläſſige Haltung 
Oefterreichs ſelbſt ſich leider als fruchtlos erwieſen haben.” 
„ (Schleswig). In Ovenum auf Oſterland⸗Föhr wird Herzog 
Friebrich von der Bevölkerung als Landesherr proclamirt. 
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8. Ang. (Holftein und Schleswig). PVerjammlung bes Corps ber 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Prälaten: und Ritterſchaft. Es find 29 Mit- 
glieber anweſend, welche fi mit allen gegen 5 Stimmen für bas 
bon Preußen. gewünfchte Interim und für einen engen Anſchluß an 
Preußen ausſprechen: 

„+... Während Prälaten und Ritterfchaft der Herzogthümer Schleswig: 
. Heolitein ſich der Ueberzeugung bingeben, daß die Erbiolgefrage dem Recht bes 
Landes entfprechenb erlebigt werben wirb, glauben fie ſich, den Mächten gegen- 
über, welche bei ber Regelung ber ſtaats⸗ und völkerrechtlichen Berbältnifie 
ihres Baterlands das Hauptgewicht in die Wagſchaale legen werben, über zwei 
Punkte ausiprechen zu müfjen, beren Feſtſtellung ihnen für das Wohl bes 
Baterlanbs von großer Bebeutung erſcheint. Der erfte derſelben betrifft eine 
ohne weitern Aufihub fofort berbeizuführende Wiederherſtelung einer 
gemeinfamen einbeitlihen Regierung jürbeide Herzogihümer. 
Die Vereinigung berfelben wirb geboten durch das uralte anerfannte Recht, 
bie malte Gewohnheit und Liebe bes Zuſammenſeins, endlich durch ben großen 
Nutzen, ben fie ftets gebracht. Prälaten und Ritterihaft find zu jeſt bavon 
überzeugt, daß bie Vereinigung beider Länder Hauptbebingung ihres Wohls 
und Gebeihens ift, um nicht ben Tebhaften Wunich auszufpredyen, daß biefelbe 
bald, ja ſobald die Umſtände ſolches irgend geftatten, möchte ins Leben gerufen 
werben. Der zweite Punkt, beffen Prälaten und Ritterfchaft zu erwähnen 
fih erlauben, berührt in anderer, aber ebenfalls fehr weientlicher Weile das 
Wohl ihres Vaterlands. Prälaten und Nitterfchaft glauben ausfprechen zu 
müſſen, baß ihrer Anficht zufolge ein enger Anſchluß bes Staats Schleswig« 
Holſtein an einen mächtigen beutichen Staat im höchſten Grabe ben Intereſſen 
und zugleich ben Wünſchen bes Landes gemäß if, und find ber Anſicht, daß 
ohne eine ſolche Anlehnung an eine Fräftige Stütze Schleswig-Holftein ſchweren 
und geiahrvollen Verwicklungen entgegengehen Tönnte; fie wünſchen biejen An- 
ſchluß um jo mehr, als fie überzeugt find, daß berfelbe aud ben Intereſſen 
bes gemeinfamen deutſchen Vaterlands entſpricht. Diefen zu bienen werben 
bie befreiten Herzogthümer itets freudig bereit fein. Prälaten und Nitterfchaft 
werben deßhalb die Herbeiführung einer Gemeinſamkeit ber bi- 
plomatifhen, militärifhen unb maritimen Berbältniffeibres 
Baterlandes mit bem preußiſchen Staat als ein für alle Theile 
heilverfprechendes Greigniß begrüßen.“ 

9. „ (Rawenburg). Der Bundesgeneral Hade Yüht das bisher von 

Erecutionstruppen völlig entblößte Land durch Hannoveraner befeben. 

„„Maſſau). Die U. Kammer erflärt ſich mit 14 gegen 6 Stimmen 

für die MWiederherftellung der (noch immer zu Recht beftehenben) Ber- 

faffung v. 28. Dec. 1849 und des Wahlgefebes v. 25. April 1849. 

Die Regierung erllärt, „fie werbe dem Antrag Teine Yolge geben 

und jeden etwaigen Angriff auf die beftehende Verfaſſung mit aller 

Entſchiedenheit zurückweiſen.“ 

10. „ (Holſtein). Der frühere Präſident der holſteiniſchen Stänbe- 
verfanmtlung, Baron Karl v. Scheel:Blefien, wird telegraphiſch nach 
Wien berufen, um bei ben friebensunterhandlungen bebülflich zu fein. 

„ „ (Medlenburg). Der Zuftizminifter hat. von ben Strafanſtalten 
und böhern Gerichten Gutachten barüber eingeforbert, ob bie Prügel 
als Strafe für Gejehesübertreiungen und als Mittel zur Beahnbung 
von „Lügen und Aufzüglichkeiten” im Inquifitionsprocefie zu ent: 
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behren feien. Die Sn haben ſich für bie vollftändige Entbehr⸗ 
lichkeit ausgeſprochen. 

11. Aug. (Baden). Erlaß des Miniſteriums des Innern gegen den 
Hirtenbrief des Erzbiſchofs von Freiburg v. 19. Juli bez. das 
Schulgeſetz. 

» n (Breußen) Die offiz. preuß. Preſſe ſpricht ſich ſehr erbittert 
über die Beſetzung Lauenburgs durch Bundestruppen aus; die preuß. 
Regierung remonſtrirt gegen bie Maßregel in Hannover. 

13. „ (Bayern). Die bebeutenditen Firmen von Speyer beichließen 
eine Eingabe an den König um Beitritt zum neuen Zollverein noch 
vor dem 4. Det. Faſt jämmtliche bedeutende Firmen ber ganzen 
Pfalz ſchließen ſich an. 

16. „ (Sadjen). Die II Kammer geht mit 58 gegen 16 Stimmen 
zur Tagesordnung über bezüglich ber Betitionen um Wieberherftellung 
bes Wahlgeſetzes von 1848 und erfennt mit 42 gegen 32 Stimmen 
bie Rechtöbeftändigfeit der gegenmwärtigen Ständeverſammlung an, 
Auch ein vermittelnder Antrag wirb abgelehnt. 

„ on (Anhalt). Die Regierung publizirt im Anhalt. Staatsanzeiger 
die vom lebten Landtag ſchließlich modificirten Geſetze, für bie ber: 
ſelbe mit Mehrheit feine „Mitleiftung” in Anſpruch nahm, nad ihrer 
urfprünglichen, vom Landtage abgelehnten Vorlage als Geſetze, bie 
‚mach eingeholtem ſtändiſchem Beirath“ mit dem 1. Oct. für bie 
Bernburger Landestheile in Kraft treten follen. 

„„Abhaltung des fechsten Vereinstags deutſcher Genofjenfchaften in 
Mainz unter dem Vorſitz von Schulze⸗Delitzſch. 

17. „ (Lauenburg) Die Ritter: und Landichaft beſchließt eine Ein⸗ 
gabe an den deutſchen Bund zu richten gegen eine Herbeiziehung 
Lauenburgs zu den däniſchen Staatsſchulden und den Kriegskoſten des 
deutſch⸗dãniſchen Krieges. 

„ „ (Baben). Der evang. Oberkirchenrath verwirft durch Erlaß 
den Antrag auf Entfernung Schenkels von der Vorſtandſchaft des 
evang.proteſt. Predigerſeminars, mißbilligt den Proteſt der 117 Geiſt⸗ 
lichen gegen Schenkel und die Verbreitungsweiſe desſelben, und erklärt 
ſich für die Freiheit der theologiſchen Forſchung. 

„ „Maſſau). Die Ständeverſammlung erklärt mit 24 gegen 10 
Stimmen ben Verfauf ber ehemaligen Abtei Marienftadt an eine 
geiftlihe Gefellichaft für ungültig und die Deamteten ber Landes: 
regierung und das Miniftertum verantwortlih für ben bem Lande 
daraus erwachſenden Schaben. — Die I. Kammer nimmt mit 11 
Stimmen (darunter Prinz Nicolaus) gegen 5 Stimmen (die Vertreter 
einiger adeliger Herrn) den Antrag ihres Ausichuffes für den An- 
ſchluß Naſſau's an den neuen Zollverein an. 

18. „ 6Sachſen). Das offic. Dresd. Journal theilt ven Wortlaut bes 
von Sachen: beabfichtigten Antrags am Bunde gegen Art. 1 der in 
Wien ohne Mitwirkung des beutihen Bundes von Defterreidh und 
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Preußen abgeſchloſſenen Friedenspräliminarien mit Dänemark mit, 
dahin gehend, daß die deutſchen Großmächte erſucht werden ſollten, 
dem Bunde „beruhigende Aufklärungen“ zu ertheilen, und fügt bei, 
der Antrag ſei bereits für die Sitzung der Bundesverſammlung v. 
11. Aug. angemeldet geweſen, habe aber „wegen einiger aus der 
Geſchäftsordnung hergeleiteter Schwierigkeiten” nicht eingebracht werden 
können und jetzt verzichte Sachſen auf bie Einbringung desſelben 
„dringenden Wünſchen entſprechend“ völlig. 

20./25. Aug. (Preußen). Der König von Preußen beſucht in Begleitung 
bes Herrn von Bismarck ben Kaifer von DOefterreih in Wien. 

„ Aug. (Hamburg). Eine Bekanntmachung bes Senats publicirt bie 
bon Hamburg und Lübeck am 22. Juli mit den Bundescommillären 
für Holſtein abgeſchloſſenen Telegraphenverträge. Preußen erhebt 
dagegen Einſprache und beftreitet ben Bundescommiflären bie Com⸗ 
petenz zum Abſchluß ſolcher Verträge. 

22, „ Siebenter Congreß deutfcher Volkswirthe in Hannover. 

23. „ (Sadfen) Schluß des Landtags. Thronrede des Könige. — 
Antwort Beuſts auf eine tabelnde Depeſche Bismards über bie 
Schlußberichterftattung des Bundesbevollmächtigten auf der Londoner 
Conferenz und den Borwurf, der eigentlichen Frage fremde Gegen: 
ftände herbeigezogen unb bie von ihm befürmortete Anerkennung bes 
Erbprinzen von Auguftenburg und die Verweiſung der Oldenburgiſchen 
Anfprüde an die Aufträgalinftanz eingemiſcht zu haben: 

„... Die Gelegenheit, welche mir geboten wird, mich über biefen Punkt 
zu rechtfertigen, iſt mir um fo erwünſchter, al® ich — offen darf ich es be: 
kennen — mid) dabei mehr in ber Lage eines Klägers als ber eines Angeklagten 
befinde. Hätte ich, als die Bevollmächtigten Defterreich und Preußens mir am 
27. Mai eröffneten, fie feien angewiefen in Gemeinſchaft mit mir bie völlige 
Lostrennung ber Herzogthümer unter bem Gcepter bes Erbprinzen bon 
Auguftenburg zu verlangen, mid auf den Stanbpunft geftellt, welchen mir 
ber Erlaß bes Hrn. Minifterpräfidenten v. Bismard vorſchreibt — Hätte ich 
mir gegenwärtig gehalten „baß Die Arbeit bes Hrn. v. d. Pforbten nicht über 
das Stabium eines Gutachtens binausgefommen fei, fo hätte ih aud 
folgerechterweiſe ablehnen müſſen, ber Erflärung Defterreihs und Preußens 
mid angufchließen, fo lange ber Bunb nicht bie Erbberehtigung bes Erbprinzen 
von Auguftenburg in Holftein förmlich anerfannt haben würde. Ich bätte 
follen nad) Frankfurt berichten, ınd einen Bundesbeſchluß, ber bie Erbfolge: 
frage entſcheide, beantragen. Damald wurbe auf bie abzugebenbe Er: 
Härung Werth gelegt, und es ift faum zu bezweifeln, daß ein folcher 
Bundesbeichluß erfolgt wäre, wenn ich ohne benjelben Anitanb genommen 
hätte, mich anzujchließen. Daß ich es nicht gethan, wird.mir vielleicht bereinft 
noch zum Vorwurf gereihen. Ich trat ohne Zögern bei, im guten Glauben, 
baß bie damals von Oeſterreich und Preußen abgegebene Erflärung ein ernfter 

; Act fei, daß fie nicht wieder werbe in Trage geitellt werden. . . ." 

24, „ (Holftein und Schleswig). Stäbtetag in Neumünfter. Cs 
find von 51 Städten und Flecken Schleswig-Holfteins 41 durch 82 
Deputirte vertreten, auch die Weſtſee-⸗Inſeln. Die Verſammlung erflärt 
fich einftimmig gegen das Interim und nur für einen bedingten 
Anflug an Preugen: : “= 
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„Nachdem die Prälaten und die Ritterſchaft ſich zu einer Erklärung in un: 
jerer Landesſache veranlagt gejehen haben, fühlen die Abgeordneten bes fchles- 
wig⸗holſteiniſchen Stäbdtetages in Ermangelung einer die Rechte bes ſchleswig⸗ 
boljteiniichen Volkes vertretenden Landesverſammlung auch ihrerjeits zu einer 
Kundgebung jid, gebrungen. Dem in jener Erflärung ausgefprochenen Dante für 
bie durch bie tapferen Truppen der beutichen Großmächte erfämpfte vollitändige 
Trennung Schleswig: Holjteins von Dänemark jchließen wir uns rückhaltlos 
an, fowie wir das Bedürfniß eines bie Selbftändigfeit nicht aufs 
bebenden Anfchlufjes ber vereinigten Herzgogtbümeran Deutſch— 
land und, injoweit bag Intereſſe Deutſchlands es erfordert, 
an Preußen aus volliter Veberzeugung anerkennen. In ber en einer 
Interimsregierung vermögen wir dagegen ein geeignetes Mittel für das zu 
erftrebende Ziel in Feiner Weife zu erbliden, bejorgen vielmehr, daß bie 
altfeitig erfehnte baldige Orbnung ber inneren, wie der äußeren Berbältniffe 
des Landes dadurch nur unnöthiger Weile verzögert und gefährdet wird. Die 
Heritellung geordneter Zuftände ijt nach unjerer Meberzeugung zunächſt und 
vor Allem durch die ungefäumte Anerfennung bes vom Lande längft aner- 
fannten Fürften, Deep Friedrich VIIL., bedingt.” 

Statt des „Antchlufjes an Deutſchland und, foweit das Intereſſe Deutſch⸗ 
lands es erfordert, an Preußen“ Hatte ber urfprüngliche Antrag bes Aus: 
ſchuſſes gelautet „Anſchluß an Deutichland und an Preußen infonberheit.” Das 
gegen bejchloß die Berfammlung, von einer Erwähnung des Staatsgrundge⸗ 
jeßes Umgang zu nehmen. 

. Aug. (Deutihedänifher Krieg). Erſte Sikung ber Friedenscon⸗ 
ferenz in Wien, wieberum ohne Zuzug weder eines Berollmächtigten 
bes beutjchen Bundes noch eines Vertreters ber betheiligten Herzog: 
thümer. i 

(Zollverein). Eine aus Schönbrunn datirte Antwort Preußens 
auf bie öfterr. Dep. v. 28. Juli bez. Zollverein gibt Defterreih Feine 
beftimmte Antwort, macht aber Hoffnung jeinen Wünſchen entgegen 
fommen zu wollen. E 

(Coburg). Die Regierung läßt den Termin vorübergehen, ohne 
das vom Landtage befchloffene Preßgeſetz zu publiciren. 

26.—29. Aug. Fünfter deutfcher Auriftentag in Braunfchweig. 

27.Aug. (Preußen). Der König von Preußen macht .auf der Rückreiſe 
von Wien dem jungen König von Bayern in Hohenſchwangan einen 
Beſuch. 

31. „ Der Führer ber ſocialiſtiſchen Partei der Arbeiter in Deutſchland, 

Ferd. Laflalle, F in Folge eines Duells zu Genf. 

(Bayern). Der König ergreift die SMmitiative, um in einem Ca- 
binetsjchreiben das Gefanmtminifterium aufzufordern, die Gründe 
für und wider die von ber II. Kammer wiederholt und zulegt ein- 
jtimmig geforderte Abkürzung ber fechsjährigen Finanzperioben aber: 
mals einer Prüfung zu unterwerfen und barüber Gutachten zu er- 
ftatten. 


1. Sept. (Schleswig-Holftein.) Sechszehn deutſche Rechtsfacultäten 
haben ſich bis jetzt in Gutachten für das ausichliefliche Erbfolgerecht 
bes Herzogs Yriebrich erklärt im Anſchluß an bie Unterfuchungen bes 
Sen. v. Warnſtedt. 
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2. Sept. (Schleswig). Herzog Friedrich wird in Wyk auf der Inſel 


12. 


Föhr von der Bevölterung als Landesherr prockamirt. 

„ (Heiien:Darmftadt). Die I. Kammer nimmt in geheimer 
Sitzung den Antrag ihres Ausſchuſſes an, durch welchen bie Beding⸗ 
ungen feftgejebt werben, unter welchen allein fie dem von der II. Kam: 
mer amendirten Budget ihre Zuftimmung ertheilen will, 


- n (Holitein). 31 nichtritterichaftliche Gutsbefiger lehnen mit einer 


Majvrität von 22 Stimmen die Beichlüffe der Prälaten und Ritter- 
ſchaft ab und treten denjenigen des Städtetags bei. 

„ (Helfen: Darmftadt). Die H. Kammer nimmt die von ber 
I. Kammer zur Bedingung ihrer Annahme des Budgets gemachten brei 
Puncte einftimmig an. i 
„ (Holitein). Nachdem die Schleswig-Holitein- Vereine in zahl: 
reihen Verfammlungen ihr entſchiedenes Mißtrauen gegen den nach 
Wien berufenen Baron v. Scheel-Pleſſen ausgebrüft, beginnen nun= 
mehr fog. Bauerntage ſich in zahlreichen VBerfammlungen eben ba- 
für und zugleih über die Lage bes Landes und die ſchwebenden 
Tragen auszufprechen. 

„ (Heilen: Darmitadt). Die U. Kammer beſchließt einftimmig, 
bie Regierung bringenbft zum alebaldigen Beitritt zum neuen Boll: 
verein, jedenfalls aber noch vor dem 1. Oct. zu erſuchen. 

„ (Zollverein). Heſſen-Darmſtadt läßt in Berlin feinen Beitritt 
zum neuen Zollverein anzeigen. Preußen erläßt darauf die Cinla- 
dung zum Zuſammentritt der Berliner Zolleonferenz auf ben 26. 
Sept., um den Beitritt Heſſen-Darmſtadts entgegen zu nehmen. 


13.—15. Sept. Generalverfammlung ber kath. Vereine Deutſchlands in 


Würzburg. Rejolutionen berfelben: 

„1) erklärt e8 die Berfammlung für eine Pflicht der deutichen Katholiken, 
fih nit von den Franzofen und Belgiern übertrefjen zu laſſen an Opfer: 
willigkeit für das bebrängte Oberhaupt der Kirche und empfiehlt Betheiligung 
an ber päpftlichen Anleihe; 2) forbert jie auch religiöje Befreiung Schleswig: 


Holſteins, für das fo viel Fatholifches Blut gefloffen tit, Aufhebung des ſchmach⸗ 


vollen Druds, unter den bort bie Katholifen ſchmachten; 3) beflagt die Ver— 
ſammlung ben Streit in Buben, ergreift Partei für den Erzbifchof, der für 
die Rechte der Religion und ber Familie kämpft, und bringt in Erinnerung, 
daß jeber Schlag gegen ben Altar auch den Thron treffe; 4) ehrt fie bie hel⸗ 
denmäthigen Männer, bie Grafen v. SchmijingsKerfjenbrod, welche ihre Ent- 
lafjung aus ber preußifchen Armee nehmen mußten, weil fie principiell gegen 
bas Duell waren, und erflärt, daß das ne des preußiſchen Kriegsmini⸗ 
ſteriums eine Verurtheilung chriſtlicher Princlpien ſei; 5) bedanert fie die Ge⸗ 
häſſigkeit, mit der beſonders in Baden, Heſſen und Württemberg bie geiſtlichen 
Drben angegriffen werben, unb erflärt ben Fortſchrittsmännern, baß es ein 
Hohn gegen die Gerechtigkeit jei, Freizügigkeit, Affociationsrecht u. dgl. für 
fih zu verlangen, ber Kirche aber jolche Freiheit beſchränken zu wollen.“ 


Die Gelehrten der Verſammlung beihliegen in einer Sepamt- 
conferenz, an ben Papit eine Abrefle zu richten, um ihm den Dank 


auszuſprechen für bie Fürſorge, bie ev ben Gelchrienverfammlungen 


erwiejen, und ihm zu erklären, baß die Unterzeichner dieſer Adrefie 
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fich feinen Entiheidungen über die Autorität der Kirche ber Wiſſen⸗ 
ſchaft gegenüber unterwerfen und daß fie in Zukunft beobachten wollen, 
was der Papit fir die Gelehrienverjammlung entichieden habe. 

13.— 15. Sept. Evangelifcher Kirchentag in Altenburg. Rejolutionen desſelben 
unter dem Namen „Zeugniffe aus feinen Verhandlungen.“ 

15. „ (Kurheſſen. Der frühere (vor ber Wieberherftelung der Ver: 
fafjung) Minifter ‚Rhode wird wieber zum Minifter bes Innern er⸗ 
nannt. 

» nn Baden). Das erzbiſchöfliche Ordinariat verbietet dem Clerus 
auf's entſchiedenſte, ſich an dem neuen Inſtitute der Ortsſchulräthe 
zu betheiligen und weist die Pfründen an, aus ihren Mitteln feine 
Gelder für geleijtete Meßnerdienfte an diejenigen Schullehrer zu ver: 
abfolgen, welche fih an den neuen Schulbehörden betheiligen. 

17. „ (Kurbejjen). Gen. v. Ende wird wieber zum SKriegsminifter 
ernannt. 

22. „ (Zollverein) Naffauifhe und Württemb. Bevollmächtigte treffen 
in Münden ein. Sie müfjen fi mit dem bayerijchen Minifter v. 
Schrenk überzeugen, daß nichts anderes mehr übrig bleibe, als dem 
neuen Zollverein auch ihrerjeits bedingungslos beizutreten. . 

24. „ (Württemberg) Entlafjung der bisherigen Miniſter v. Linden, 
Sigel und v. Hügel und Erfeßung berfelben durch v. Barnbüler, 
Geſſler und Renner. 

26. „ (Zollverein). Naffau zeigt in Berlin feinen Beitritt zum neuen 
Zollverein an. 

2:5; (Medienbur 9). Die wegen Betheiligung am Nat.Verein An: 
geflagten und in erfter Inſtanz Verurtheilten werben vom Rathe ber 
Stadt Roftod als Recursinftanz freigefprochen. 

28. „ (Zollverein). Bayern zeigt in Berlin feinen Beitritt zum neuen 
Zollverein an. 

„— 30. Sept. (Schleswig-Holftein). Beſuch des Hrn. v. Ahlefeld 
in Berlin im Auftrage des Herzogs Friedrich. Bismard folgt bes: 
halb dem König erft am 1. Oct. nad) Baden-Baden nad, Keine 
Verftändigung. 

30. „ (Zollverein). Die Bevollmächtigten von Bayern und Württem- 
berg treten in bie Berliner Zollconferenz ein, bie dadurch wieher 
volftändig von allen bisherigen Bollvereinsftanten beſchickt ift. 

— „ (Hannover) trennt ſich immer entſchiedener von ben übrigen Mit- 
tefftaaten, die offizidfe Preſſe ſpricht von einer Tripelallianz Oeſter⸗ 
reich Preußen⸗Hannover gegen ben revolutionären Geift der Zeit. 


1. Oct. (Zollverein). Eine Sonferenz zwiſchen preußiſchen und öfter: 
reichiſchen Bevollmächtigten zu Prag führt wiederum zu Teinem Me- 
ſultate. 

„on (Baden). Die neue ie Verwaltungereferm tritt mit dieſem Tage 

in’® Lehen. 
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Beuiflend. 


1.0. (Schwarzburg-Rudolſtadt). Tas neue Gewerbegeſetz mit Ge- 


J. 


werdefreiheit tritt an dieſen Tage in Kraft. 
Geſterreich) Die öfterr. Nordſee-Flotille ſegelt wieder ab, mit 
Wusmaden der Fregatte Radetzky, die in Geeſtemünde überwintert. 


,WWuürttenberg.) Auch ver bisherige Juſtizminiſter v. Wächter 


10. 
11. 


14. 


wird entlaſſen und durch den Präſidenten des Geh. Raths v. Neu: 
rath erſetzt. 

„Eurheſſen). Wiederzuſammentritt der Ständeverſammlung. Der 
Prafident wirft zur Eröffnung einen ſchneidenden Rückblick auf die 
unerquidliche Lage bes Landes. 

„ (drankfurt), Die Bürger genehmigen in allgemeiner Abjtim: 
mung die Sleihftelung der Siraeliten und der Landbewohner. 


. „ (Bayern) Der Minifter bes Auswärtigen und des Handels, Frhr. 


v. Schrenf erhält jeine am 21. Sept. nachgeſuchte Entlaffung. 

„ (Baden). Die Wahlen zu den neuen Ortsjhulräthen find be: 
enbigt; in einer Anzahl kath. Ortichaften ift eine Wahl nicht zu 
Stande gelommen; ein Erlaß des Minijteriums des Innern orbnet 
eine zweite Wahl an, mit dem Beifügen, daß, wenn auch bieje nicht 
zu Stande fomme, für einen Erſatz ber zu wählenden Mitglieder 
des Ortsſchulraths durch die großh. Regierungsbehörben felbjt werde 
geforgt werben. 


. „ (Bundestag). DOefterreih und Preußen beantragen, den Bun⸗ 


descommiſſären in Holjtein zu eröffnen, daß der Abſchluß von Tele: 
graphenverträgen mit Hamburg und Lübeck eine Ueberſchreitung ihrer 
blos abminijtrativen Befugnifje fei, welche eine formelle Ungültigkeit 
implicire. | 

Die Bunbesverfammlung beſchließt, den von der Commillion von 
Sachverſtändigen vorgelegten Entwurf eines allg. deutſchen Nachdrucks⸗ 
geſetzes den Regierungen behufs ihrer Beitrittserflärung zur Kenntniß 
zu bringen. Preußen flimmt dagegen mit der Erklärung, daß e8 
jedes weitere Vorgehen des Bundes in diefer Sache als einen Ein- 
griff in die Landesgefeßgebung der einzelnen Staaten betrachte. 
„ Anhalt). Kine Petition gegen die neulich wieder octroyirten 
Geſetze wird von der Regierung abgewieſen. 
„ Raffau). Die Regierung genehmigt den Derfauf des ehema- 
ligen Kloſters Marienſtadt an eine geiftlihe Corporation troß bes 
beftimmteften Widerfpruche, den die IL. Kammer dagegen erhoben hat. 


2. „» (Zollverein). Bertrag Preußens, Sachſens x. mit Bayern, 


Württemberg, Heflen-Darmitadt und Naflau über deren Beitritt zu 
ben neuen Zollvereinsverträgen v. 28. Juni und 11. Juli d. J. 

„ (Medienburg: Schwerin) Ein Erlaß des Miniſteriums bes 
Innern an ben Rath der Stabt Roſtock ertheilt vemjelben eine ftrenge 
Nüge über die Aufhebung bes polizeiamtlicden Strafbefcheibes gegen 
wa vierzig bortige Einwohner wegen Theilnabme am Nat.Verein 
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und befichlt Aufrechthaltung der Verbote gegen den Nat:-Verein bei 
Vermeidung „Icharfen landesherrlichen Einſehens.“ 


16. Oct. (36er Auſchuß). Verſammlung des 36er Ausſchuſſes in Wei: 
mar. Die öſterr. Mitglieder find ſämmtlich ausgeblieben. Der Aus- 
Ihuß genehmigt den finanziellen Bericht der gefchäftsleitenden Com: 
million, der eine Geſammteinnahme von fl. 603,257 nachweist und 
beſchließt einhellig: 


„Daß bie Bewegung mit allem Nachdruck meiterzuführen fei, und daß ine- 
bejondere er felbit, als Organ der Verfammlung von Mitgliedern beutjcher 
Landesvertretungen, welche berufen ift, das leider nody immer nicht errungene 
TBarlament zu erjegen, jeine Thätigfeit nicht einftellen dürfe, bis das na⸗ 
tionale Programm in ber fchleswig=holfteinifchen Sache vollſtändig durchge⸗ 
führt if. Bis dahin muß fomit auch die Wereinigung aller Patrioten, welche 
für diefe, dem Streit der Parteien entrüdte Sache gefchloffen wurbe, uner: 
ſchüttert aufrecht erhalten werben. 


„Es gilt insbelondere zu wachen für das bisher mißachtete und noch immer 
bedrohte Selbftbeftimmungsreht des ſchleswig-holſteiniſchen 
Bolfes. Diejes Necht erheifcht vor Allem die unverweilte Einberufung der 
nad) dem Staatsgrundgefege vom 15. Sept. 1848 gewählten Randesvertretung, 
wie nicht minder die endliche Anerfennung und Einſetzung des Herzogs Fried: 
rich; dieſes Recht erheiſcht ferner freie, nur dur) Deutſchlands und die eigenen 
Intereſſen beftimmte Beichlußfaffung des Landes über das neu zu orbriende 
Berhältniß zu Deutfchland und über die Frage, ob und welche Verträge mit 
Preußen zu fchließen feien; über ben Anſchluß Schleswig-Holfteins an ben 
Zollverein, den Deutſchland und die eigenen Intereſſen fordern; und endlich 
über den Eintritt Schleswigs in ben deutſchen Bund, welder ſchon 
durch das Staatsgrundgefeß vorgefehen und für Schleswig wie für das ge- 
fammte Deutfchland gleih unumgänglich ift. — Wir find der feften Weber: 
zeugung, daß das Volk von Schleswig-Holftein wie bisher feine Pflicht gegen 
ih und Deutjchland treu erfüllen und im Teithalten an feiner innern reis 
heit nicht erlahmen, daß es insbefondere fen Staatsgrundgeſetz gegen 
alle Angriffsverfudhe ftandhaft vertheidigen werde Nur auf 
dem vom Staatsgrundgejeß felbft vorgejchriebenen Wege darf eine etwa er- 
forderliche Abänderung desjelben erfolgen. Die gefammte deutſche Nation, wir 
hoffen es nicht minder zuverfichtlih, wird den nordiſchen Brübern in dem 
Kampfe für ihre Nechte und Freiheiten ohne Wanken zur Seite ftehen. Je 
mehr ihr ein gemeinfames politiiches Handeln erfchwert wird burd die im 
Laufe bes letzten Jahres fo grell an's Ficht getretenen Gebrechen der deutichen 
Geſammtverfaſſung und fo lange ihr gerechter Anfpruch auf ein deutſches Par- 
lament und eine verbefferte Gentralgewalt nicht erfüllt ift: fo lange tritt um 
jo gebieterifcher ſowohl an die Landesvertretungen als an jeben einzelnen Bürger 
die Pflicht heran, diefe große nationale Sache nicht zu verlaffen, bis fie durch 
alle Mühen und Fährlichfeiten glücklich hindurch und das Recht Schleswig- 
Holſteins vollſtändig zum Siege geführt iſt. Thun wir alle unſere Schul: 
digfeit, fo wird dieſes Ziel fo gewiß erreicht, als die Erfolge, welche die Nation 
ſchon bis heute errungen bat.“ 


18. „ (Kurheſſen). Die Ständeverfammlung befchließt mit allen gegen 
2 Stimmen in die Berathung bed Budgets einzutreten und veriwirft 
den Antrag Traberts auf eventuelle Verweigerung ber Bubgetab- 


ſchluſſes. 
19. „ (Lauenburg). Das Herzogthum ſoll durch Perſonalunion an 
9 
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Denifhlen). 


Preußen annectirt werden. Der Graf Bernftorff läßt an die Mitglieder 
bes Landtags folgende Zuſchrift richten: 

„Mein Herr Principal, der Herr Graf von Bernſtorff-Gyldenſteen von 
bier, beabfichtigt am nächſten Landtage ben Anſchluß bes Herzogthums Lauen⸗ 
burg an Preußen zu empiehlen und näher zu motiviren, und but mich deß⸗ 
balb beauftragt, Ihnen diejes mitzutheilen, mit dem Erſuchen, ſich bis zu der 
Zeit dieſe Angelegenheit gefälligit näher zu überlegen und mit Ihren Wäblern 
zu befpreen. Der Herr Graf bat nämlich durch den preußiſchen Botjchafter 
in London, ben Herrn Grafen v. Bernſtorff zu Stintenburg, Mittheilung er: 
halten, dat Se. Majeftät ber König von Preußen, fowie aud ber Mi— 
nifter Herr von Bismard geneigt jind, auf die Wünſche des Landes Fauen- 
burg einzugeben, wenn basjelbe ben Wunſch ausjpricht, ji an Preußen an- 
fließen zu wollen. In diejfem alle ift ber König von Preußen geneigt, 
bas Herzogthum Lauenburg als ein gejondertes, ihm oder ber Krone 
perfönlih geböriges Land zu übernehmen, mit bem Berfpre= 
hen, die Berfafjung bes Herzogthums Lauenburg vollftänbig 
aufrecht zu erhalten, auch dafür einzufiehen, daß Kauenburg 
weder Kriegsfojiten noh Schulden zu bezahlen befomme. Ce. 
Majeftät der König von Preußen würde in biefem alle alles auf dieje An 
gelegenheit Bezughabende mit Tefterreich orbnen und fih burd Auszahlung 
einer Geldjumme hiermit auseinanderfegen. Mit dem Erſuchen, biefe 
Angelegenheit näher in Erwägung zu ziehen, zeichnet im Auftrage bes Herrn 
Grafen v. Bernſtorff⸗Gyldenſteen, Woterjen, October 1864, €. Sraban.“ 


23. Oct. (Lauenburg). Die Ritter- und Landſchaft des Herzogthume 


„ 


erklärt fi mit 14 gegen 4 Stimmen (3 bäuerliche und 1 ſtädtiſcher 
Bertreter) für den Anſchluß an Preußen und bejchließt hierauf mit 
15 gegen 3 Stimmen „ben Wunfch auszufpredhen, daß unter Wah— 
rung der Eelbitändigfeit des Landes als eines eigenen beutjchen Her: 
zogthbums und unter Gewährleijtung feiner Landesverfajjung 
das Herzogthum an Preußen fommen möge, falls eine Einigung 
über die Anfchlugmodalitäten, worüber Unterhanblungen an betreffen- 
der Stelle angefnüpft werben follen, herbeigeführt wird.” ine De: 
putation von 3 Mitgliedern fol den Wunid nad Berlin über: 
bringen und über die Begingungen rejp. Modalitäten unterhandeln. 

Der Ausſchuß des großdeutſchen Reformvereins bejchließt, auf die 
Abhaltung einer Generalverfammlung gänzlich zu verzichten und richtet 
eine Anſprache an die Mitglieder des Vereins: 

„Der Ausihuß bes beutichen Reformvereins hat fid am 23. October in 
Frankfurt verfammelt, um über die Anberaumung der ſtatutenmäßigen Jah— 
resverfammlung zu berichten. Die Berehtigung ber Sade ber We- 
form fieht in ber Ueberzeugung bes Ausjchuffes unverrüdt feſt; der Gebanfe, 
für welden vor zwei Jahren bie großdeutihe Verfammlung begeifteries Zeug⸗ 
niß abgelegt bat, und für befien Verwirklichung der Reformperein gegründet 
worben ift, bat durch die traurigen Erfahrungen ber jüngfien Zeit weitere 
Bekräftigung finden müſſen. Die Reform ber Verfaffung des deutichen Bun⸗ 
des, und biefür die Heritelung einer Träftigen Bunbeserecutivgewalt, jowie 
einer mit conftitutionellen Befugniffen ausgeftatteten nationalen Vertretung 
erſcheint jetzt noch mehr „ein bringendes und unabweisliches Bebürfniß, jowohl 
um bie Machtſtellung nad Außen, als die Wohlfahrt und bürgerliche Freiheit 
im Innern Träftiger als bisher zu fördern.” Das einftimmige Ver— 
langen der Nation muß Befriedigung finden. Jede andere Löfung 
der nationalen Frage bedroht nad Außen bie Integrität bes Baterlandes, — 


" 
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jelbft fiir den übrigbleibenden Rumpf nad, Innen bie Einheit, die freiheit 
unb ben bürgerlichen Frieden. Unzufriedenheit ber Nation und Erfolglojig- 
feit der Politik bat ſich an jeben ber Schritte geheftet, welche in jüngfter Zeit 
mit Verleugnung bed fürberativen Geiftes in den deutſchen Verhältniſſen ge- 
than worden find. Soldyes war bie Folge ber geringen Nachhaltigkeit und 
Empfänglichfeit für die officielle Smitiative der Bundesreform, ber wenig bun- 
desgenöfjiihen Gefinnung, welche die handelspolitifche Krifis herbeigeführt und 
bis zu ihrem Ausgange bezeichnet hat, der Umentjchlofjenheit, beim Heran— 
treten ber praftifchen Probe dem Bunbesverhältniffe einen neuen nätionalen 
Geift einzuhauchen, es war endlich die Folge der Rüdfichtslofigfeit, womit 
man von der einen Seite und um kurz berechneter Erfolge willen über das 
Recht bes Bundes, des beutjchen Volkes und eines feiner ebelften Stämme 
fid) hinwegſetzt, der rathloſen Schwäche, womit man von der andern Seite 
biefe Hinwegfegung hingenommen hat und ohne ben Rüdhalt einer na: 
tionalen Vertretung wohl hinnehmen mußte. Nur bas Träftige 
unb einmüthige Eintreten des deutſchen Volkes hat einenod 
jhlimmere Entwidlung abgewendet, Indem wir dieſe Weberzen- 
gung ausfprechen, können wir ung nicht verhehlen, daß es bei der Jerfahren: 
heit ber deutſchen Verhältniſſe und bei ber Ungewißheit ihrer nächften 
weiteren Entwidlung zwedmäßig ift, die Berufung der Generalverfammlung 
auf einen ſpäteren Zeitpunft zu verſchieben. Wir vertrauen, baß bie Vereins- 
genvfjen dieſen Schritt billigen und in dem gemeinfamen Kampfe für die gute 
Sache nicht ermüden werben. Selbſt wenn die nächftberufenen Träger 
ben Erfolg ber Reformbeftrebungen preisgeben, werden bie leßteren einft 
vor dem Richterſtuhle der vaterländiichen Geſchichte Rechtfertigung finden.” 


23.124. Oct. weiter Vereinstag deutſcher Arbeitervereine in Leipzig. 
25. Oct. (Medlenburg: Schwerin). Erlaß bes Großherzogs an ben 


26. 


Magiſtrat der Stadt Roſtock: 

„Mit Befremden haben Wir zuerft aus öffentlichen Blättern, nunmehr aber 
aud aus ben mit euerem Berichte vom 17. d. Di. eingereichten hieneben zu- 
rüderfolgenden Acten erjeben, daß ihr einen von dem dortigen Polizeiamte 
gegen mehrere dortige Einwohner wegen Theilnahme an dem fogenannten 
Nationalverein im December v. %. erlaflenen polizeilichen Strafbeicheid 
durch eine polizeiliche Enticheidbung bes Raths aus bem Grunde wieberauf- 
gehoben habt, weil ihr euch erbreiftet, dem beſtehenden Verbote bes ge⸗ 
dachten Bereins in Unferen Landen die verbindliche. Kraft abzujprechen. — 
Wir find nicht gemeint, biefen offenbaren Mißbrauch, deſſen ihr euch in der 
Hanbhabung ber euch zuftehenben Polizeigewalt Unferen Tanbespolizeilidhen An⸗ 
ordnungen gegenüber jchuldig gemacht habt, ungerügt bahingehen, noch auch 
benfelben in feinen Wirkungen fortbeitehen zu laffen, wollen jedoch vor Wei- 
terem eure Vernehmlaſſung und Rechtfertigung folcherhalb entgegennehmen, 
was ihr etwa annoch zu eurer Rechtfertigung anführen zu können vermeint. 
Bei dem Befehle Unſeres Minifterii des Innern vom 14. d. M., zur Ber: 
meibung ſcharfen landes herrlichen Einſehens, das in dem Publicate 
vom 1. October 1859 enthaltene Verbot der Theilnahme an der Hier zur 
Trage ftehenden und anderen politifchen Verbindungen aufrecht zu halten und 
zu handhaben, behält e8 übrigens das Bewerben.“ 


„ (Hamburg). Die Bürgerfhaft fügt fi enblih dem Willen 


des Senats bezüglih ber Bürgerrechtserwerbung und genehmigt die 
brei zufammenhängenben Geſetze über Stantsangebörigfeit und Bürger: 
recht, über Gewerbeverhäftniffe (Gewerbefreiheit) und über Entſchä⸗ 
digung wegen Aufhebung dev Realrechte. 


27. „ ODeſterreich). Graf NRechberg erhält bie am 24, d. M. nad: 
9* 
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ver langen dagegen die Einverleibung Schleswigs in den deutſchen Bund, 
ben Eintritt Schleswig-Holſteins in den Zollverein, und fo lange eine 
beutfche Flotte nicht. vorhanden ift, ben maritimen Anſchluß der Her: 
zogthbümer an Preußen. Die undeutſche und freiheitsfeindliche Haltung 
bes Minifteriums Bismarck darf die unverzügliche Verwerthung der maritimen 
Kräfte der Herzogthünter für bas Gejfammtvaterland nicht verhindern. Die 
vom Ausſchuß eingeleitete Vereinigung mit den Patrioten anberer politifchen 
Gefinnung zur Rettung ber nationalen und politifchen Unabhängigkeit der Her⸗ 
—— iſt bis zur vollſtändigen Durchführung des ganzen Rechtes derſelben 
ortzuſetzen.“ 


‚Nov. (Bayern). Conflict zwiſchen dem Kultminiſter und dem Bi⸗ 


ſchof von Speyer wegen eigenmächtiger Eröffnung einer theolog. Lehr⸗ 
anſtalt. 

„Maſſau). Der Landtag wird „wegen ber von ihm eingenommenen 
Haltung” durch ein Decret der Herzogs aufgelöst. 

„ (Bundestag). Oldenburg übergibt endlich nad) auffallend langem 
Zögern die geforderte Begründungsichrift für feine Anfprüde auf 
Schleswig-Holitein, Herzog Friebrid von Auguftenburg eine Ergän- 
zung zu ber feinigen. 

„ (Bayern). Minifterialerlaß gegen die Abhaltung von Schul: - 
lehrer-Exercitien durch die Jeſuiten ohne vorhergegangene Erlaubniß 
der Regierung. | 

„ (Schleswig). Die öfterr.preuß. Eivilcommifläre veröffentlichen 
ein Budget vom 1. Nov. 1864 bis dahin 1865 für Das Herzog: 
thum. Dasfjelbe ergibt einen Ueberihuß von 2,013,274 M. 8. 
Eine Einberufung der Stänbeverfammlung ift barin auf ben März 
1865 vorgefehen. 

„ (Lauenburg). Die vom Grafen Bernftorff-Öyldenfteen beglei: 
tete Deputation ber Ritter: und Landſchaft wird vom König von 
Preußen und vom Minifterpräfidenten v. Bismard empfangen. Der 
König erklärt fi bereit, auf die Wünſche ber Lauenburger ein- 
zugehen, doch fei hierüber zunächſt eine Verftändigung mit dem Kaifer 
von Oeſterreich erforderlih. Bismard erklärt der Deputation bas- 
felbe, zweifelt inbeß nit an ber Kinwilligung Oeſterreichs und 


- fügt (nad) dem Bericht der Deputation) bei: 


„Se. Maj. ber König beabfichtige in Betracht ber Wünſche ber Landesver⸗ 
tretung nicht eine Einverleibung des Landes in Preußen, werde vielmehr 
Selbftändigfeit und Berlefung bes Landes erhalten und eine 
Perſonalunion, etwa in ber Art wie früher mit Neuenburg befanden, 
bewerfitelligen, worüber feiner Zeit eine Vereinbarung mit ben Ständen bes 
Landes zu treffen fei. Vielleicht werde auch die Angelegenheit in ben preu= 
ßiſchen Kammern zur Sprache fommen, boch erblide die Regierung Feine Schwie- 
rigfeit darin. Das Lanb werde vorläufig unter gemeinfchaftlic, öfterr.spreuß. 
Verwaltung geftellt werben. Ueber bie Beſtimmungen des Friedens wegen 
ber bänifhen Staatsfhuld und der Kriegskoſten Tönne die Negierun 
in diefem Augenblid feine das Land beruhigende Erklärung abgeben, wobe 
es zugeftanden werben müffe, daß die befonderen finanziellen Verhältniſſe bes 
Landes beim Abfchluß der Friedenspräliminarien aus Unkunde außer Acht 
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gelafen feien, es ſtehe alfo zu erwarten, baß die Landesvertretung Lauenburgs, 

ba ihre Weigerung, zu jenen Schulden und Koften herangezogen zu werben, 
rechtlich begründet ſei, Cinfpracdhe dagegen erheben werde. Die angeregie 
®arantie des Deutſchen Bundes für die demnächſtige neue Ordnung 
ber Landesverhältniſſe betreffend, jo müjfe eine ſolche entſchieden abgelehnt 
werden, da Se. Maj. der König fi einer derartigen Controle 
niht unterwerfen werde.“ 

9. Nov. (Preußen). Eine Depeſche Bismards an Defterreich erflärt dem: 
felben, daß Preußen nunmehr bereit fei, neuerdings mit ihm über fein 
zufünftiges VBerhältnig zum Zollverein in Unterhandlungen zu treten. 

11. „ (Holftein). Eine Deputation der ftäbtifchen Kollegien von Kiel 
überreicht dem Herzog Friedrich eine Adreſſe gelegentlih des nunmehr 
bergeftellten Friedens. 


Adreſſe an den Herzog . . Das Land hält feft an bem Erbfolge: 
recht Ew. Hoheit; in biefem — exblict es feine Rettung, in ihm weiß «8 
bie Verbindung mit Deutſchland, für welche e8 Jahrhunderte lang gekämpft 
und gelitten bat, am beften gefichert. Die Einleitung geeigneter Schritte um 
ben fo erwünfdten Anſchluß der Herzogthbümer an Deutfhland 
und zunädhft an Preußen in einer Weife herbeizuführen, bie einerfeits 
bie Selbftänbigleit bes Landes bauernb ſicher ftellt, ambrerfeit® bem Ganzen 
zum Nuten gereicht, überlaffen wir vertrauenspoll dem Ermeſſen Ew. Hoheit. 
An uns aber „ii es unverbrühli zu halten an dem mas. wir als Mecht 
erfannt haben.” 

Antwort des Herzogs: . Die Herzogthümer werben aber in 
Zukunft nicht ausfälieklic, auf ſich ſelbſt zu ſehen, vielmehr fich ſtets vor 
Augen zu halten haben, was ſie dem Geſammtvaterlande und zunächſt 
Preußen ſchuldig ſind. Was das Land nach dieſer Seite hin an Opfern 
zu bringen bat, liegt in ſeinem eigenſten Intereſſe. Vor Allem können bie 
Herzogthümer, wenn fie bie Gunft ihrer Page und bie Kraft ihrer feetüchtigen 
Beoölferung für die nordeutſche Seemadt, deren Wimpel jett im dieſem 
Hafen weben, verwenden, Großes leiften, aber auch fein beuticher Staat bedarj 
mehrals Schleswig- Holftein ber maritimen Sicherung. Die Aufrechthaltung 
der Unabhängigkeit des Landes gegen Dänemark wird künftig 
unſer —— Augenmerk ſein müffen. . 

12. „ (Heſſen-Darmſtadt). Die II. Kammer ſpricht ſich in der 
Berathung der im vorigen: Jahr von der I. Kammer abgelehnten 
und nun von der Regierung neuerdings vorgelegten Strafproceß: 
orbnung mit 33 gegen 11 Stimmen für bie Weberweifung ber 
politiihen und Preßvergehen an die Schwurgerichte und im weiteren 
Berlauf auch für die Beſchränkung der Befugniffe der Staatsanwalt: 
Ihaft, in beiden Punkten gegen die Anficht der Regierung, aus. 

12.14. Nov. Auswechslung ber KRatificationen des Wiener Friedens 
zuerit in Kopenhagen, dann in Wien und Berlin. 

13. Nov. (Holftein). Die Oefterreiher beginnen ben Rüdzug aus ben 
Herzogthümern. Die Preußen folgen langfam nad). 

» n Bö6er Ausſchuß). Die geihäftsleitende Commiſſion bes 36er 
Ausihuffes erläßt in Folge des Abfchlufles des Wiener Friedens ein 
Rundſchreiben an ſämmtliche Schleswig-Holftein-Bereine Deutſchlands, 
um ihnen ihre Anſichten über die dadurch geſchaffene Lage dar⸗ 
zuſtellen: 
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vo. . Der hohe Gewinn, welcher in ber nunmehr befiegelten Thatjache 
ber Befreiung Schleswig⸗Holſteins von der Fremdherrſchaft liegt, iſt von uns 
ſchon früher ſattſam gewürdigt worden. Aber bei aller Genugthuung über 
dieſes Ergebniß dürfen wir die Augen nicht verſchließen gegen das tief ver⸗ 
letzende Verfahren, gegen die Eigenmacht und die hänzlice Mißachtung bes 
nattonalen Rechts und ber Selbitbeftimmung bes Volkes, womit die beiden 
Großmächte wie bisher, jo auch bei Abſchluß dieſes Friebensvertrags zu Werke 
gegangen find. Nach dem Anhalt vesfelben zu urtheilen, wäre ber Krieg mit 
Dänemark nichts Anderes geweſen als ein Eroberungsfrieg, deſſen Ausgang 
zu ber Abtretung breier, bisher ber bänifchen Krone gehöriger Provinzen an 
Deiterreih und Mreußen geführt bat. Indem ber König von Qänemarf, 
feinen angeblihen Rechten auf biefe Provinzen entjagt, wird dadurch ber 
Londoner Vertrag mittelbar als rechtsgiltig anerkannt. Nur bas Recht der 
Gewalt ift es, welches feine Geltung aufhebt, und das Recht ber Gewalt 
farm fie eben jo gut wieberherftellen. Die Eigenfchaft ber beiben Großmächte 
als Glieder des Deutihen Bundes, bie Rechte bes Bundes auf Holftein und 
Lauenburg, bie alten verbrieften Rechte Schleswig-Holfteins, das Recht eines deut⸗ 
fhen Fürften zur Thronfolge in ben Herzogthümern, Alles dieß ift in dem ganzen 
Yangen Aktenſtück nicht mit feiner Silbe angebeutet. Mit gleicher Rückſichts⸗ 
Yofigfeit wird das Selbftbeftimmungsredht des jchleswig-holfteinifchen Landes 
und Volkes, fein Necht, über bie Friedensabmachungen gehört zu werben, in 
dem Vertrag bei Seite geſchoben. Ganz nad) Art ber alten Cabinets- 
politit bat man es nicht für ber Mühe werth gehalten, biefem Lande aud) 
nur einen Schein ber Beachtung zu gönnen, welche heute dem Willen aller 
übrigen europätichen Völker gezollt wird; gleich einer. unterjochten, dem Recht 
bes Siegers verfallenen Völferjchaft werben die Herzogthümer ber fouveränen 
Verfügung der beiden Mächte dahingegeben. Insbeſondere werben dem Lande 
Schleswig-Holſtein bie ſchwerſten finanziellen Laften aufgebürbet, es wird zu 
Gunften des befiegten Dänemark in die Zahlung der öſterreichiſch-preußiſchen 
Kriegskoften verurtheilt, ohne daß es vorher um feine Zuftimmung befragt 
und ohne daß jet auch nur feine nachträglihe Genehmigung vorbehalten 
worden wäre. Im befhämenden Gegenfage zu biefer unmwürdigen Behandlung, 
welche einem beutfchen Volksſtamme von feinen beutfchen Befreiern wibderfährt, 
ift in Dänemark bie Volfsvertretung fofort einberufen worden, um 
Bertrag ihre Zuftimmung zu ertbeilen, ohne welche bie Ratiftcation besfelben 
bänifcher Seits nicht erfolgen konnte. Ein foldyes Verfahren, welches bie 
Willfür und Bergewaltigung Dänemarks nur befeitigt zu 
haben fheint, um die Willfür und Gewalt unferer Groß— 
mächte an bieStelle zu jeßen, darf ein ehrliebendes Volk nimmermehr 
mit Stillihweigen hinnehmen. Vor allem gilt e8, auf bie unverzüglicde 
Einberufung ber [hleswigs-holfteinifhenLandesverjammlung 
zu bringen, deren Auftimmung zu bem Friedensvertrag eingeholt werben 
muß, fol derſelbe nicht mit dem Makel ber Nichtigkeit behaftet jein. Weiterhin 
haben wir gegen die in Art. 3 bes Vertrags enthaltene Anerkennung eines 
bänifchen Rechts auf SchleswigsHolflein und die etwaigen Folgerungen 
daraus für jegt und alle ZufunftVerwahrung einzulegen. Da ber König 
von Dänemark ein Recht auf bie Herzogthlimer nicht Sereflen bat, fo Tonnte 
er ein ſolches auch nicht auf Deiterreih und Preußen übertragen. Weber 
aus dieſem noch aus irgend einem anderen Titel Tann bie Nation ein Ver: 
-fügungsredt ber beiden Mächte über Schleswig-Holftein unb feine Zufunft 
anerfennen; jebe ohne ben Willen bes Ländes zu treffende Anorbnung in 
deſſen flaatsrechtlichen Angelegenheiten wird fie als ungiltig und unverbindlich 
betrachten. Sie muß vielmehr, nachdem jeder Vorwand zur ferneren Hins 
haltung bes inneren Abjchluffes jeßt vollends entfallen ift, mit verſtärktem 
Nachdruck darauf beftehen, dag das nationale Programm zur fofortigen 
und unverfürzten Durchführung komme, ohne jede Einmifhung Dritter und 
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lediglich nach Maßgabe des Rechts und ber Selbſtbeſtimmung des ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Volkes. Wir find überzeugt, daß die geehrten Comités und 
Vereine mit dieſer unſerer Auffaſſung fi) in vollen Einverſtändniß befinden 
und im Sinne derſelben ihre Wirkſamkeit für die Sache Schleswig-Holſteins 
unermüdlich fortſetzen werden. Nur der ſtandhaften Ausdauer iſt der 
endliche Sieg beſchieden, nur ſie wird die Politik, welche durch berechnete Ber: 
ſchleppung das deutſche Volk zu ermüden hofft, zuverläſſig zu Schanden machen.“ 

Die Commiſſion Hält es, zumal die Eröffnung ſowohl des öſterr. Reichs: 
raths als des preuß. Landtags bevoriteht, für angemelfen, dieje Erflärung nament- 
lich auch den ſämmtlichen Abgeordneten, welche der Berfammlung deutſcher 
Landesvertreter vom 21. Dec. 1863 beigewohnt, mit einer Hinweifung auf bie 
VBerpflihtung zuzufenden, weldhe damals alle Abgeordnete einhellig über: 
nommen haben. Tie Commiſſion hebt ben Wortlaut des damaligen Beichluffes 
hervor, worin die Ueberzeugung der ganzen Berjammlung bezügl. der Rechte 
Schleswig-Holfteins conjtatirt wird, und an deren Schluß es heißt: „Sie 
(bie Abgeordneten) verpflichten ſich, diejenigen deutichen Regierungen zu 
unterfiüßen, welde für das volle Recht der Herzogthümer ehrlih und 
tbatfräftig eintreten und diejenigen Regierungen mit allen verfafjungs- 
mäßigen Mitteln zu befämpfen, welche das Recht und die Ehre Deutſch- 
lands in biefer Sache preisgeben.” 


15. Nov. (Baden). Prof. Eckardt wird in Folge der von ihm in ber 


„ 


16. 


17. 


19. 


Öeneralverfammlung des Nat.-Vereind angenommenen Haltung von 
feiner Stelle als Hofbibliothefar entlaffen. 

„ (Holftein). Zufammentritt einer aus Vertretern ver beiden 
Großmächte und der Regierungen von Sachſen und Hannover 
beftehenden Commiſſion zu Unterfuchung der Rendsburger Befabungs: 
verhältniffe in Yolge der Vorgänge vom 21. Juli zwiſchen Preußen 
und den Bundestruppen. 

„ (Medlenburg-Schwerin). Beide Quartiere in Roftod forbern 
ben Rath der Stabt auf, die Rechte der Stabt und die Unabhängigkeit 
der Juſtiz gegenüber dem Minifterialrefeript v. 14. Oct. bezüglich 
des Nat.Vereins energiſch zu wahren. 


„ Preußen). Ein Circularerlaß des Minifterpräfidenten ermächtigt 
und verpflichtet die preuß. Generalconfuln, Confuln, Biceconfuln und 
Eonfularagenten nun, da bie Herzogthümer durch den Friedensſchluß 
in den Beſitz von Preußen und Defterreih übergegangen ſeien, bis 
auf Weiteres ſich derjenigen Schiffe der genannten Herzogthümer, 
welche ſich an fie wenden würben, gleich wie ber preußiſchen Schiffe 
anzunehmen. DOefterreih erläßt eine ähnlide Weilung an jeine 
Conſuln, vegt jedoch bei Preußen die Anerkennung einer eigenen 
interimiftifchen ſchlesw.-holſt. Flagge an. 

„ (Dejfterreich) geht auf die Propofition Preußens v. 9. d. M. 
bez. Zollvereinsfrage ein, wünſcht aber weitere Verhandlungen. nicht 
wieber in Prag ſondern in Berlin zu eröffnen, um neue Zögerungen 
abzujchneiben. 

„» Medlenburg). Der Landtag in Malchin beichließt ohne Debatte, 
den Antrag auf Anſchuß an den Zollverein „auf fi beruhen zu 
laſſen“; nicht einmal die Motive werben verlejen. 
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W. Nop. (Preußen). Unterhandlungen mit Oeſterreich über die Beendigung 

ber Bundesexecution in Holſtein und die Entfernung der Bundes: 
: truppen aus demfelben. 

„» » (Bayern). Die Fortfchrittspartei organifirt fi) neuerdings auf 
einer Verſammlung in Nördlingen unter Beibehaltung ihres früheren 
Programmes. 

„» „» (Sadfen) Das offictdfe Dresd. J. befämpft in einem fehr 
einläßlichen Artikel die Behauptungen ber officiöſen preuß. Blätter, 
weiche aus dem Art. 3 des Friedensvertrages folgern, daß nicht nur 
Preußen und Oeſterreich ein fofortiges Beſitzrecht auch auf Holftein 
und Lauenburg, jo daß die Bundestruppen biefelben ohne Weiteres 
zu räumen hätten, erworben haben, fonbern auch das echt, über 
den Thron der Herzogthümer zu verfügen. 

23. „ (Lauenburg). Die Deputation nach Berlin berichtet dem Land⸗ 

“tag über den ihr geworbenen Empfang von Seite des Königs und 
Bismards. Der Landtag beichließt mit allen gegen 1 Stimme eine 
Dankadreſſe an den König von Preußen für die von ihm ausgeſprochene 
huldvolle Geneigtheit gegen das Herzogthum Lauenburg und erneuert 
feinen Proteſt v. 17. Aug. betreffend Uebernahme eines Theiles der 
däniſchen Staatsſchuld und eines foldhen der Kriegskoften: 

„Da die däniſche Staatsſchuld vermöge der befonderen Stellung Lauenburgs 
in ber däniſchen Monarchie dem Herzogthum gänzlich unbeifommend ift, da 
das Herzogthum fich zu dem geführten Kriege in gar feinem anderen Ver: 
bältnıfje befunden bat, als jedes andere beutiche Bundesland, da Binfichtlich 
der Rechte und Pflichten des Landes durch Verträge Dritter rechtlich giltige 
Verfügungen nicht getroffen werden können, weder Zuziehung noch Zuftimmung 
Lauenburgs zu dem Friedensſchluſſe erfolgt ift, wird. erklärt: daß bie in dem 
Sriedensvertrage vom 30. Oct. d. J. getroffenen Beſtimmungen hinſichtlich 
ber däniſchen Stautsihuld und ber Kriegsfoften als für das Herzogthum 
Lauenburg rechtsverbindlid) von ber Landesvertretung nicht angefehen werben 
Finnen und von berjelben wider eine aus benjelben hergeleitete finanzielle 
Belaftung des Landes hiermit laut und feierlich proteftirt werde.“ 


„ „ (Medlenburg). Die Ritterfchaft des Landtags findet ſich gegen: 
über der öflentlichen Meinung mit 40 gegen 6 Stimmen doch ver: 
anlaßt, das Prügelgeſetz wenigſtens einigermaßen zu mildern; bie 
Landihaft (Abg. der Städte) erklärt fi neuerdings gegen das 
ganze Gejek. 

„ (Holftein). Die am 15. d. M. im Kiel zufammengetretene 
Commilfion der Erecutionsregierungen gelangt zu dem Ablommen, 
wonach fich bie k. preuß. Negierung „mit Freuden“ der k. ſächſiſchen 
und der k. hannoverſchen Regierung gegenüber bereit erflärt, bie in 
Rendsburg und zwar in ber dafelbft inne gehabten Stärke wiederum 
einrüdenben Bunbeserecutionstruppen mit allen militärifhen Ehren 
bort empfangen zu Yaffen. 

„» » (Breußen) Nachdem bie Defterreiher Holftein bereits faft 

vollſtändig geräumt haben, erhalten bie Preußen plötzlich Gegenbe: 
fehl: die noch nicht abgezogenen preuß. Truppen follen in Holſtein 
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ſtehen bleiben, während aus Schleswig immer noch preuß. Truppen 
nachrücken und ſolche, die ſchon in Hamburg eingerückt ſind, wieder 
nach Altona zurückkehren. Die 13. Diviſion, die bei Minden con- 
centrirt iſt, ſoll (als Drohung gegen Hannover) vorerſt dort bleiben 
und die 6. Diviſion (als Drohung gegen Sachſen) bei Berlin con⸗ 
centrirt werden. 


24. Norp. (Kurheffen). Die Ständeverſammlung beſchließt auf den Antrag 
ihres am 27. Oct. eingeſetzten Ausſchuſſes in geheimer Sitzung ein⸗ 
ſtimmig, dem Kurfürſten die traurige Lage bes Landes in einer 
Adreſſe darzulegen: 

Die Adrefie erinnert im Eingang baran, daß feit bem Juni 1862 bis jetzt 
fo gut wie nichts gejchehen ſei, um das Iandesherrliche Verſprechen auf Her: 
ftelung eines verfajjungsmärigen Rechtszuftandes einzulöfen. Man fei dahin 
gefommen , zweifeln zu müffen, ob bies überhaupt jemals gefchehen werde. 
Damm auf bie Schilderung der Mißregierung übergehend, unter welcher das 
Land teit brei Generationen jeufze, knuͤpft die Adreſſe unmittelbar an bie jeit 
bem Regierungsantritte des gegenwärtigen Kurfürften der materiellen Ent- 
wicklung des Landes in ben Weg geftellten Hinderniffe an: 

„Faßt man bie öffentlichen Lehr: und Bildungsanftalten in’s Auge, welche 
ja bie erſte und wejentlichite Vorausſetzung für jedes flaatlihe und jociale 
Gedeihen bilden, jo werden ſich leider einem prüfenden uub vergleichenden 
Bid die unerwünfchteften Wahrnehmungen aufbrängen. Insbeſondere bietet 
bie ehrwürdige Randesuniverfität, Diefer alte Stolz des Landes, jeit Jahrzehnten 
troß aller für biefelbe Seitens ber Landesvertretung ſtets freudigft bewilligten 
Gelbaufwendungen, ein Bild des Zurücdjchreitens, um nicht zu jagen bes Ver- 
falls, dar, welches durch den Gegenſatz bes unter fonft ziemlich gleichen Ver⸗ 
hältniffen eingetretenen Emporblühens ber Schwefterftabt Gießen unb ihrer 
Univerfität doppelt fehmerzlich hervortritt. Die hauptſächliche Urſache hiervon 
wirb allgemein und wohl nit ohne Grund barin erblidt, daß Ew. Tünigl. 
Hoheit Minifterien des Innern, mit wenigen Ausnahmen , anftatt ihre Auf- 
gabe darin zu finden, ber Univerfität ausgezeichnete Lehrkräfte zu verichaffen 
und bie erprobten zu.erhalten, ſich bei Beftellung ber PVrofefioren Häufig mehr 
durch eine ſpecifiſch⸗politiſche religidfe Richtung, als durch akademiſche Tüchtig: 
feit und wifjenfchaftlihen Ruf beftimmen ließen. Die höhere Gewerbeſchule 
zu Kaffel bat ben bei ihrer Srünbung gehegten Erwartungen feineswegs in dem 

.. Grabe entiprochen, wie dies bei gleichartigen, in berjelben Zeit gegrünbeten, in= 
zwiſchen zu allgemeiner Anerkennung gelangten und zum geiftigen Dittelpunfte der 
Landesinſtduſtrie gewordenen Inſtituten anderer beutichen Mittelftaaten ber Fall 
if. Die dieſer wichtigen Landesanftalt geſteckten engen Grenzen machen fie 
zur höheren Ausbilbung der Zöglinge ungeeignet, nöthigen bie ſtrebſamere Jugend 
zum Beſuch auswärtiger Anftalten und bilden jo ben erfien Grund, um ſolche 
bes Heimath und der heimiſchen Induſtrie zu entfremden. Der Bolfsichule 
fehlt noch heute diejenige gejeliche Regelung, welche doch jchon vor etwa dreißig 
Jahren von Ew. königl. Hoheit Regierung als entſchiedenes Bebürfniß erklärt 
mwurbe, und für welche bie Schulgeſetze anderer Nachbarftaaten jo empfehlens- 
werthe Vorbilder liefern. Statt deſſen lafteten bis in bie jüngſte Er auf ber 
Volksſchule Kurheſſens Regulative, welche, ftreng durchgeführt, der Volksbildung 
die empfindlichften Nachtheile zufügen mußten und ſelbft jeßt nur in ungenügenber 
Weije verbefjert worben find. Ya, Ew. königl. Hoheit hätten gar häufig aus 
bem Munbe bieberer, jchlichter Landleute die wahrheitgemäße Klage vernehmen 
fönnen, daß ihren Kindern in ber Schule weniger gelehrt wurbe, als fie ihrer 

Zeit, aljo vor einem Menſchenalter, zu lernen Gelegenheit fanden. Dennoch 
fregt in dieſen bebauerlichen Dingen noch Feineswegs ber Schwerpunft bes — 
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verzeihen Ew. königl. Hoheit unſern Freimuth, wenn wir es ausſprechen — 
über das ganze Land verbreiteten tiefen Unmuths. 

„Kurheſſens Wohlſtand würde vollends geſchwunden fein, wenn nicht — 
ſtens ber ländlichen Bevölkerung in ben Ablöſungsgeſetzen von 1832 und 1848, 
in der Aufhebung der Frohnden, Zehnten, Zinſen, des Lehnverbandes und der 
vornehmlich drückenden Bann- und Zwangsrechte noch zu rechter Zeit ein Ret⸗ 
tungsanfer dargeboten wäre. Gleichwohl kann das Land ber Segnungen ber 
bamit angebahnten Entlaftung bes Grund und Bobens bach nur [in einem 
viel geringeren Maße theilhaftig werden, jo lange bem Uebergang zu einem 
wahrhaft rationellen Randwirthfchaftsbetriebe noch bie andern alten Hinbernifje 
in bem Wege ftehen, fo lange auf dem übrigen Gebiete der Agriculturgeſetz⸗ 
gebung Kurhefjens, anftatt dem rühmlichen und fegensreichen Beifpiele anderer 
beutichen Staaten zu folgen, auf dem felt nunmehr breißig Jahren unverrüdt 
feftgehaltenen Standpunfte beharrt wird. Gin zeitgemäßes Verfoppelungsgeieh 
ift e8 vor Allem, was längſt und allerjeits als eine unentbehrliche Ergänzung 
anerkannt, auch von Eiv. fol. Hoh. Regierung ſchon vor Jahren wieberholt zu: 
gejagt, und bennoch fo wenig der vorigen, als der bermaligen Stänbeverfamm: 
lung, beren fortwährenden Anträgen uneradhtet, bisher proponirt wurde. Wenn 
wir ferner hervorheben, daß Kurheſſen bisher noch Feine Ackerbauſchule befikt, 
daß vielmehr die zu verfchiebenen Zeiten auf beren Begründung gerichteten 
Beftrebungen auf fchwer zu erflärende, «ber unliberwindliche Hinderniffe ge⸗ 
fioßen find, jo glauben wir, daß Ew. kbnigl. Hoheit nad; allem biefem bie 
Sorge, in bie uns bie Lage der Lanbwirthichaft verfegt, nur allzu begründet 
finden werben. Und leider in noch höherem Grabe gibt die Lage ber Gewerbe 
in Kurheſſen zu den ernfteften Bejorgniffen Anlaß. Die Bunftschming vom 
5. März 1816, welche mit ben wenigen zu berfelden bis zum Schluſſe bes 
folgenden Jahrzehnts erichienenen Nachträge noch heute in ben meiften Lan⸗ 
bestheilen faft durchgängig das giltige Recht für die Gewerbe, einſchließlich 
bes kaufmännischen Handels bildet, war von Ew. königl. Hoheit Regierung bereits 
vor fünfundzwanzig Jahren als unzureichend erfannt worben. Diefelbe ift 
mit ben Bebürfniffen unferes Landes und vorzugsweiſe der Gewerbtreibenden 
felbft vollends unverträglic geworden, nachdem eine Mehrzahl deutſcher Re⸗ 
gierungen mit ber Entfejjelung ber induftriellen Kräfte des Volkes durch Ein⸗ 
führung der Gewerbefreiheit vorausgegangen ift. Ein wefentliches Hinderniß 
eines gedeihlichen Verkehrs bildet ſchon innerhalb unferes eigenen Stadtes das 
unklare, nicht felten widerſpruchsvolle Verhältniß und der ben klarſten Forbes 
zungen ber Bolfswirthichaft widerfpredhende Inhalt älterer und neuerer Par⸗ 
ticularverorbnnungen ber verfchtebenen Lanbestheile, Defto größere Bebeutung 
würde ber baldige Erlaß bes unter der Mitwirfung eines von Ew. königl. 
Hobeit jelbft beitellten Commiſſars ausgearbeiteten, von der beutichen Bundes: 
verfammlung zur Einführung empfohlenen, inzwiſchen in faft allen beutichen 
Staaten bereits zur Geltung gelangten allg. deutſchen Handelsgeſetzbuches haben. 
Gerade für Kurhefſen, deſſen Geſetzgebung über bie Handelsgeſellſchaften mit 
ber Verordnung vom 21. November 1788 abſchließt, alfo für die Zuleitung 
bed Kapitals zur Induſtrie in ben Formen ber Kommandit- und Actienge: 
jellfchaften feine Beftimmungen enthält, dürfte dieſer Maßregel ein befonderer 
Werth; beizulegen fein. In dem Mangel an Gejeßgebung auf biefem Gebiete 

anben wir einen ber Grünbe zu erbliden, die dahin geführt haben, daß Kur⸗ 
eſſen, jo ſehr es auch dazu durch feine natürliche Lage und jene Verbin⸗ 
dungen, durch feinen Reihthum an billigen unb großentheils noch unausge⸗ 
nutzten Wafferfräften, an offilien, an Holz, an Steinen unb an Lanbespro: 
bucten aller Art vorzugsweije berufen gewejen wäre, an ben großartigen Auf: 
ſchwunge, ben die Inbuftrie feit Jahrzehnten, wie in ganz Deutfchland, fo na⸗ 
mentlih auch in allen unjern Nachbarftaaten genommen hat, in faum nen» 
nenswertbem Grabe betheiligt erfcheint. Königl. Hoheit! Wir dürfen e8 wohl 
als Thatſache hinſtellen, daß feit dreißig Jahren, außer ben Actiengefellichaften 
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Preußen annectirt werden. Der Graf Bernftorff läßt an die Mitglieder 
des Landtags folgende Zuſchrift richten: 

„Mein Herr Principal, der Herr Graf von Bernftorff: Eyldenjteen von 
bier, beabfichtigt am nächſten Landtage den Anſchluß bes Herzogthums Lauen⸗ 
urg an Ber zu empfehlen und näher zu motiyiren, und bat mich bep- 
halb beauftragt, Ihnen diejes mitzutheilen, mit dem Erjuchen, fih bis zu der 
Zeit dieſe Angelegenheit gefälligit näher zu überlegen und mit Ihren Wählern 
zu beiprechen. Der Herr Graf bat nämlich durd) den preußiſchen Botjchafter 
in London, ben Herrn Grafen dv. Bernftorfj zu Stintenburg, Mittheilung er: 
balten, daß Se. Majeftät ber König von Preußen, fowie au ber Mi⸗ 
nifter Herr von Bismard geneigt find, auf bie Wünfche des Landes Lauen- 
burg einzugeben, wenn dasjelbe den Wunſch ausipricht, fih an. Preußen an- 
Ichließen zu wollen. In bdiefem alle ift ber König von Preußen geneigt, 
bas Herzogthum Lauenburg als ein gejondertes, ihm oder ber Krone 
perfönlicdh geböriges Land zu übernehmen, mit dem Verſpre— 
hen, die Berfafjung des Herzogthums Lauenburg vollftändig 
aufreht zu erhalten, aud dafür einzujtehen, daß Lauenburg 
weber Kriegsfofiten noh Schulden zu bezahlen befomme. Ge. 
Majeftät der König von Preußen würde in diefem Falle alles auf dieſe An- 
gelegenheit Bezughabende mit Oeſterreich ordnen und fih dDurh Auszahlung 
einer Geldjumme biermit auseinanderfegen. Mit dem Erſuchen, bieje 
Angelegenheit näher in Erwägung zu ziehen, zeichnet im Aufttage des Herrn 
Grafen v. Bernftorff-Gyldeniteen, Woterjen, October 1864, €. Graban.“ 


23. Oct, (Lauenburg). Die Ritter: und Landſchaft des Herzogthume 


„ 


erklärt fih mit 14 gegen 4 Stimmen (3 bäuerlihe und 1 ſtädtiſcher 
Bertreter) für den Anſchluß an Preupen und beſchließt hierauf mit 
15 gegen 3 Stimmen „ven Wunſch auszufpredhen, daß unter Wah— 
rung ber GSelbftändigfeit des Landes als eines eigenen deutſchen Her: 
zogthums und unter Gewährleiftung feiner Landesverfaſſung 
das Herzogtfum an Preußen Eommen möge, falls eine Einigung 
über die Anſchlußmodalitäten, worüber Unterhandlungen an betreffen: 
ber Stelle angefnüpft werben follen, herbeigeführt wird.“ Eine De: 
putation von 3 Mitgliedern fol ben Wunid nad) Berlin über: 
bringen und über die Begingungen reſp. Modalitäten unterhandeln. 

Der Ausſchuß des großdeutihen Reformvereins bejchließt, auf bie 
Abhaltung einer Generalverfammlung gänzlich zu verzichten und richtet 
eine Anſprache an die Mitglieder des Vereins: 

„Der Ausihuß des beutichen Reformvereins hat ſich am 23. Dctober in 
Frankfurt verfammelt, um über die Anberaumung ber ftatutenmäßigen Jah: 
resperfammlung zu berichten. Die Berehtigung ber Sadhe ber Re— 
form fteht in ber Ueberzeugung bes Ausjchuffes unverrüdt feſt; der Gebanfe, 
für welden vor zwei Jahren die großdeutiche Verfammlung begeiftertes Zeug⸗ 
niß abgelegt bat, und für deſſen Verwirklichung ber Reformverein gegründet 
worden ift, hat durch die traurigen Erfahrungen der jüngfien Zeit weitere 
Bekräftigung finden müfjen. Die Reform der Verfafjung des deutſchen Bun⸗ 
bes, und biefür bie Herftellung einer Träftigen Bunbeserecutivgewalt, ſowie 
einer mit conjtituttonellen Befugniffen ausgeftatteten nationalen Vertretung 
ericheint jegt noch mehr „ein bringendes und unabweisliches Bedürfniß, ſowohl 
um die Machtftelung nah Außen, als die Wohlfahrt und bürgerliche Freiheit 
im Innern fräftiger als bisher zu fördern.” Das einftimmige Ver— 
langen der Nation muß Befriebigung finden. Jede andere Löfung 
her nationalen Frage bedroht nach Außen bie Integrität bes Vaterlandes, — 
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ſelbſt für den übrigbleibenden Rumpf nach Innen die Einheit, die Freiheit 
und den bürgerlichen Frieden. Unzufriedenheit ber Nation und Erfolglofig- 
feit der Politit hat ſich an jeden ber Schritte geheftet, welche in jüngfter Zeit 
mit Verleugnung bes förberativen Geiftes in den beutjchen Verhältnifjen ge- 
tban worden find. Solches war die Tolge ber geringen Nachhaltigkeit und 
Empfänglichfeit für die officielle Snitiative der Bundesreform, ber wenig bun— 
desgenöfjiichen Gefinnung, welche die handelspolitijche Krifis herbeigeführt und 
bis zu ihrem Ausgange bezeichnet hat, der Unentjchloffenheit, beim Heran⸗ 
treten ber praftifchen Probe dem Bundesverhältniffe einen neuen nAtionalen 
Geiſt einzuhauchen, es war endlich die Folge der Rüdfichtslofigfeit, womit 
man von ber einen Seite und um kurz berechneter Erfolge willen über bas 


Recht bes Bundes, des deutjchen Volkes und eines feiner ebelften Stämme 


fih Hinwegjeßt, ber ratblofen Schwäche, womit man von ber andern Seite 
biefe Hinwegfegung hingenommen hat und ohne den Rüdhalt einer na: 
tionalen Vertretung wohl hinnehmen mußte Nur bas Träftige 
und einmütbige Eintreten des deutſchen Volfes hat einenod 
Ihlimmere Entwidlung abgewendet. Indem wir dieſe Ueberzeu: 
ung ausſprechen, fünnen wir uns nicht verhehlen, daß es bei der erfahren: 
4 eit ber deutſchen Verhältniffe und bei der Ungewißheit ihrer nächften 
weiteren Entwidlung zwedmäßig ift, die Berufung der Generalverfammlung 
auf einen fpäteren Beitpunft zu verſchieben. Wir vertrauen, daß bie Vereins 
genofjen diefen Schritt billigen und in dem gemeinjamen Kampfe für bie gute 
Sade nicht ermüden werden. Selbſt wenn die nädhftberufenen Träger 
ben Erfolg der Reformbeftrebungen preisgeben, werben die letzteren einft 
vor dem Richterſtuhle der vaterlänbijcgen Gejchichte Rechtfertigung finden.” 


23.124. Det. Zweiter Vereinstag deutſcher Arbeitervereine in Leipzig. 
25. Oct. (Medlenburg: Schwerin). Erlaß des Großherzog an ben 


26. 


Magijtrat der Stadt Roſtock: 

„Mit Befremden haben Wir zuerft aus öffentlichen Blättern, nunmehr aber 
auch aus den mit euerem Berichte vom 17. d. Di. eingereichten hieneben zu: 
rüderfolgenden Acten erjeben, daß ihr einen von dem bortigen Polizetamte 
gegen mehrere bortige Einwohner wegen Theilnahme an bem fogenannten 
Nationalverein im December v. J. erlaffenen polizeilichen Strafbeicheid 
Durch eine polizeiliche Entſcheidung des Raths aus bem Grunde wiederauf- 
gehoben habt, weil ihr euch erbreiftet, dem beftehenben Verbote des ge: 
dachten Vereins in Unferen Landen die verbindliche Kraft abzujpredyen. — 
Wir find nicht gemeint, biejen ofjenbaren Mißbrauch, deſſen ihr euch in ber 
Handhabung der euch zuftehenben Polizeigewalt Unferen Tandespolizeilihen An⸗ 
ordnungen gegenüber jchuldig gemacht habt, ungerügt dahingehen, noch aud 
denfelben in feinen Wirkungen foribeitehen zu laſſen, wollen jedoch vor Wei- 
terem eure Bernehmlaffung und Rechtfſertigung foldherhalb entgegennehmen, 
was ihr etiva annoch zu eurer Nechtfertigung anführen zu können vermeint, 
Bei bem Befehle Unferes Miniſterii bes Innern vom 14. d. M., zur Ber: 
meidung ſcharfen Ianbesperrlihen Einfehens, das in dem Publicate 
vom 1. October 1859 enthaltene Verbot ber Theilnahbme an der bier zur 
Frage ftehenden und anberen politifchen Verbindungen aufrecht zu halten unb 
zu handhaben, behält es übrigens das Bewenben.“ 


„ (Hamburg). Die Bürgerfhaft fügt fih enblih dem Willen 


des Senats bezügli ber Bürgerrechtserwerbung und genehmigt bie 
drei zufammenhängenden Geſetze über Staatsangehörigkeit und Bürger: 
recht, über Gewerbeverhältniffe (Gewerbefreiheit) und über Entſchä⸗ 
digung wegen Aufhebung dev Realrechte. 


27. m» ODeſterreich). Graf Rechberg erhält die am 21, d. M. nad: 
de 
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geſuchte Entlaſſung als Miniſter des Ausw. und wird durch den 
F.M.⸗L. Graf Mensdorff-Pouilly erſetzt. | 

28. Oct. (Kurheſſen). Die Ständeverfammlung beſchließt einftimmig 
die Niederjeßung eines Ausſchuſſes, um wegen ber jeit jahren auf 
allen Gebieten der Gejebgebung durd Schuld der Regierung einge: 
tretenen Stodung geeignete Vorſchläge einzubringen und beitellt den 
Ausſchuß aus je 3 Mitgliedern aus jedem der 4 Stände, Ritterfchaft, 
Höchitbeiteuerten, Städten und Landgemeinden. 

30. „ Deutſch-däniſcher Krieg). Abſchluß des definitiven Friedens 
zwifchen Dejterreih-Preußen und Dänemark, Derfelbe lautet fo günjtig 
als nur immer möglid für Danemarf. Dänemark tritt ſeine „Rechte“ 
auf bie Herzogthümer Holjtein, Schleswig und Lauenburg an Oeſterreich 
und Preußen ab, die Enclaven werben in Norbichleswig compenfirt, 
es behält die Halbinjel Stenderup zu beſſerer Sicherung Fünens, bie 
Kriegstoften werben vollitändig auf die Herzogthümer gemälzt, die außer: 

. dem eine verhältnißmäßig überaus hohe Quote der däniſchen Staats— 
ſſchuld zu übernehmen haben (ſ. ven Wortlaut Beilage II.). 

31. „— 1. Nov. Generalverſammlung des Nat.Vereins in Eiſenach. Die— 

ſelbe beſchließt: 


J. In der deutſchen Frage: „Der Nationalverein, durchdrungen von 
der gleichmäßigen Nothwendigkeit eines deutſchen Parlaments und einer ein⸗ 
heitlichen Centralgewalt, Hält feſt an feinem Veſchluſſe vom 6. Oct. 1862, 
durd) welchen die Reichsverfaffung ſammt Wahlgefeg und Grundrechten als 
ber Rechtsboden der Nation anerfannt wurde. Ueber die Träger ber 
Gentralgewalt batdie im Parlament vertretene gefammte Nation zu ent: 
Theiden. Diejer höchſten Entjcheidung haben fich alle Parteien, Stämme, 
und Staaten zu unterwerfen. So lange bie freiheitsfeinbiihe und un: 
deutſche Richtung ber Regierungen in den Einzelftaaten, namentlih in Preu— 
Ben, fortdbauert, iftdie Durhführung der Reichsverfaſſung unmög— 
lid. Ohne das höchſte Ziel ber nationalen Bewegung aud nur einen Deoment 
aus ben Augen zu verlieren, ift e8 daher eine dringende Aufgabe des Vereins 
und die Pflicht der Vereinsgenoſſen, bie freiheitliche Entwidlung in den Einzel: 
ſtaaten mit thatfräftiger Benußung aller verfajlungsmäßigen Mittel zu erfäm: 
pfen und bie inben particularijtifchen Tendenzen ber Regierungen und ber 
Gejeßgebung in den Einzelftaaten begründeten Hinberniffe einer nationalen 
Entwidlung wegzuräumen. Hier ift bas Feld, auf welchem bie gemeinfame 
Arbeit an dem großen nationalen Werk angegriffen werden muß und mit ficherer 
Ausſicht auf Erfolg bucchgeführt werden Tann.“ 

I. In der ſchleswig-holſteiniſchen Frage: „Der Nationalvereir 
erflärt e8 für die Pflicht des deutſchen Volkes, zu wachen über das Selb ft: 
beſtimmungsrecht der durch deutiche Tapferkeit befreiten Herzogthümer. 
Nur die Interefjen Deutjhlands bürfen e8 beſchränken. Es 
ift daher bie Aufgabe der VBereinsgenofjen, ben Herzogtbümern in dem Kampfe 
gegen jede Vergewaltigung zur Seite zu ftehen unb mitzuwirken, daß endlich 
ihnen das bisher mißachtete Recht zurücigegeben werde burd) Einberufung ber 
Landesverfammlung auf Grund bes Staatsgrundgefeßes vom 15. Sept. 1848 
und bie Anerkennung und Einjegung bes vom Lande berufenen Herzogs Trieb: 
rih VII. Der Nationalverein verwirft auf das entſchiedenſte 
bie Annerion der Herzogthümer an Preußen als eine jchwere Ge: 
fährdung der bundesftaatlichen Einigung ber Nation. Die deutſchen Intereſſen, 
hie Vertheidigung deutſcher Küſten, deutſcher Handel und deutſche Induſtrie 
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verlangen dagegen die Einverleibung Schleswigs in den deutſchen Bund, 
ben Eintritt Schleswig-Holſteins in den Zollverein, und fo lange eine 
beutfche Flotte nicht vorhanden ift, den maritimen Anſchluß der Her- 
zogtbümer an Preußen. Die undeutiche und freiheitsfeindliche Haltung 
bes Minifteriums Bismard barf die unverzügliche VBerwerthung der maritimen 
Kräfte der Herzogthümer für das Gefammtvaterlarnd nicht verhindern. Die 
vom Ausſchuß eingeleitete Vereinigung mit ben Patrioten anderer politifchen 
Gefinnumg zur Rettung ber nationalen und politiichen Unabhängigkeit der Her- 
Lan ift bis zur vollftändigen Durchführung des ganzen Rechtes berfelben 
ortzuſetzen.“ 


1. Nob. (Bayern). Conflict zwiſchen dem Kultminiſter und dem Bi: 
[hof von Speyer wegen eigenmädtiger Eröffnung einer. theolog. Lehr: 
anitalt. 

„Maſſau). Der Landtag wird „wegen ber von ihm eingenommenen 
Haltung” dur ein Decret der Herzogs aufgelöst. 

3. „ (Bundestag). Oldenburg übergibt endlich nach auffallend langem 
Zögern die geforderte Begründungsfhrift für feine Anſprüche auf 
Schleswig-Holftein, Herzog Friedrich von Auguftenburg eine Ergän- 
zung zu ber feinigen. 

» „ (Bayern). Minifterialerlaß gegen die Abhaltung von Schul: 
Iehrer-Erercitien durch die Jeſuiten ohne - vorhergegangene Erlaubniß 
ber Regierung. 

„» n (Schleswig). Die öfterr.:preuß. Civilcommiſſäre veröffentlichen 
ein Budget vom 1. Nov. 1864 bis dahin 1865 für das Herzog: 
thum. Dasjelbe ergibt einen Ueberfhuß von 2,013,274 M. 8. 
Eine Einberufung ber Stänbeverfammlung ift barin auf ben März 
1865 vorgefehen. 

7. „ (Lauenburg). Die vom Grafen Bernftorff-Öyldenfteen beglei- 
tete Deputation ber Ritter: und Landſchaft wirb vom König von 
Preußen und vom Minifterpräfidenten v. Bismard empfangen. Der 
König erklärt fi bereit, auf bie Wünſche ber Lauenburger ein- 
zugehen, doch fei hierüber zunächſt eine Verftändigung mit dem Kaiſer 
von Oeſterreich erforderlih. Bismard erklärt der Deputation das⸗ 
felbe, zweifelt indeß nit an ber Kinwilligung Defterreihe und 

- fügt (nad) dem Bericht der Deputation) bei: 

„Se. Maj. ber König beabfichtige in Betracht ber Wünfche ber Landesver⸗ 
tretung nicht eine Cinverleibung des Landes in Preußen, werbe vielmehr 
Selbſtändigkeit und PVerfaffung bes Lanbes erhalten und eine 
Perjfonalunion, etwa in der Art wie früher mit Neuenburg befanden, 
bewerkjtelligen, worüber feiner Zeit eine Vereinbarung mit den Stänben bes 
Landes zu treffen ſei. Vielleicht werbe auch bie Angelegenheit in ben preu⸗ 
Bifhen Kammern zur Sprache fommen, doch erblide die Regierung Feine Schwie- 
rigfeit darin. Das Land werde vorläufig unter gemeinſchaftlich öſterr.⸗preuß. 
Derwaltung geftelt werben. Ueber bie Beftimmungen bes Friedens wegen 
ber däniſchen Staatsſchuld und der Kriegskoſten Tönne bie Regierung 
in biefem Augenblid feine das Land berubigende Erklärung abgeben, wobei 
es zugeftanden werben müffe, daß bie befonderen finanziellen Verhältniſſe des 
Landes beim Abſchluß ber Yriebenspräliminarien aus Unkunde außer Adht 
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gelaſſen ſeien, es ſitehe alſo zu erwarten, daß bie Landesvertretung Lauenburgs, 


da ihre Weigerung, zu jenen Schulden und Koſten herangezogen zu werden, 
rechtlich begründet ſei, Einſprache dagegen erheben werde. Die angeregte 
Garantie des Deutſchen Bundes für die demnächſtige neue Ordnung 
ber Landesverhältniſſe betreffend, fo müſſe eine ſolche en tſchieden abgelehnt 
werben, ba Se. Maj. der König ſich einer derartigen Controle 
nicht unterwerfen werde.“ 


9. Nov. (Preußen). Eine Depeſche Bismards an Oeſterreich erklärt dem⸗ 


11. 


12. 


" 


jelben, daß Preußen nunmehr bereit fei, neuerdings mit ihm über fein 
zufünftiges Verhältnig zum Zollverein in Unterhbandlungen zu treten. 

(Holjtein). Eine Deputation ber ftäbtifchen Kollegien von Kiel 
überreicht bem Herzog Friedrich eine Adrefje gelegentlich bes nunmehr 
bergeftellten Friedens. 


Adreſſe an ben Herzog: „. . . Das Land hält feſt an bem Erbfolge: 
recht Ew. Hoheit; in diefem Hecht erblidt es feine Rettung, in ihm weiß es 
bie Verbindung mit Deutichland, für melde es Jahrhunderte lang gekämpft 
und gelitten hat, am beften gefihert. Die Einleitung geeigneter Schritte um 
ben fo erwünſchten Anjhluß ber Herzogthümer an Deutſchland 
und zunädftan Preußen in einer Weiſe herbeizuführen, bie einerfeits 
bie Selbjtänbigfeit des Landes bauernb ſicher ftellt, andrerjeits dem Ganzen 
zum Nutzen gereicht, überlafjen wir vertrauenspoll dein Ermefjen Ew. Hobeit. 
An uns aber ijt es unverbrüchlih zu halten an bem was wir als Recht 
erkannt haben.” 

Antwort bes Herzogs: „. . . Die Herzogthümer werben aber in 
Aufunft nicht ausſchließlich auf fich jelbjt zu fehen, vielmehr fich ſtets vor 
Augen zu halten haben, was jiebem Geſammtvaterlande und zunächſt 
Preußen jchuldig find. Was das Lanb nad biefer Seite bin an Opfern 
zu bringen bat, liegt in feinem eigenften Sntereffe. Vor Allem können bie 
Herzogthümer, wenn fie Die Gunft ihrer Lage und bie Kraft ihrer feetüchtigen 
Bevölferung für die nordeutſche Seemadht, deren Wimpel jegt im dieſem 
Hafen weben, verwenben, Großes leiften, aber auch fein beuticher Staat bebarf 
mehr als Schleswig-Holftein der maritimen Sicherung. Die Aufrecht haltung 
ber Unabhängigkeit bes Landes gegen Dänemark wirb Fünftig 
unfer hauptjächliches Augenmerk fein müffen. . .” 


„ (Helfen: Darmftadbt). Die IL Kammer ſpricht ſich in der 


Berathung der im vorigen' Jahr von ber I. Kammer abgelehnten 
und nun von ber Regierung neuerbings vorgelegten Strafproceß- 
orbnung mit 33 gegen 11 Stimmen für bie Ueberweifung ber 
politifhen und Preßvergehen an die Schwurgerichte und im weiteren 
Berlauf auch für die Beſchränkung der Befugniffe der Staatsanwalt: 
haft, in beiden Punkten gegen die Anficht der Regierung, aus. 


12. 14. Nov. Auswechslung der KRatificationen bes Wiener Friedens 


zuerft in Kopenhagen, dann in Wien und Berlin. 


13. Nov. (Holftein). Die Defterreiher beginnen den Rüdzug aus ben 


” 


" 


Herzogthümern. Die Preußen folgen langſam nad). 

(36er Ausſchuß). Die geihäftsleitende Commiffion bes 36er 
Ausihufles erläßt in Folge des Abſchluſſes des Wiener Friedens ein 
Rundſchreiben an ſämmtliche Schleewig-Holftein-Vereine Deutfchlands, 
um ihnen ihre Anfichten über die dadurch gefchaffene Tage bar: 
zuſtellen: 
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„... Der hohe Gewinn, welder in ber nunmehr befiegelten Thatjache 
ber Befreiung Schleswig Holfteins von ber Fremdherrſchaft liegt, if von ums 
fhon früher fattfam gewärbigt worben. Aber bei aller Genugthuung über 
biefes Ergebniß dürfen wir die Augen nicht verjchließen gegen bas tief ver: 
letzende Verfahren, gegen bie Eigenmadt und bie Hänzlice Mißachtung bes 
nationalen Rechts und ber Selbitbeftimmung bes Volkes, womit bie beiben 
Großmächte wie bisher, fo auch bei Abſchluß dieſes Friebensvertrags zu Werte 
gegangen find. Nach dem Inhalt besfelben zu urtheilen, wäre ber Krieg mit 
Dänemark nichts Anderes geweien als em Eroberungsfrieg, beifen Ausgang 
zu ber Abtretung dreier, bisher ber däniſchen Krone gehöriger Provinzen an 
Defterreih und Preußen geführt bat. Indem ber König von Dänemark, 
feinen angebliden Rechten auf biefe Provinzen entfagt, wirb baburch ber 
Londoner Vertrag mittelbar als rechtsgiltig anerfannt. Nur bas Recht ber 
Gewalt ift es, welches feine Geltung aufhebt, und das Recht ber Gewalt 
farm fie eben ſo gut wieberberftelen. Die Eigenfchaft der beiden Großmächte 
als Glieder bes Deutichen Bunbes, bie Rechte des Bundes auf Holftein und 
Lauenburg, bie alten verbrieften Rechte Schleswig: Holfleins, das Recht eines beut- 
Then Fürſten zur Thronfolge in den Herzogthümern, Alles dieß ift in dem ganzen 
langen Attenftüd nicht mit Teiner Silbe angedeutet. Mit gleicher Rückſichts⸗ 
Iofigteit wird das Selbſtbeſtimmungsrecht bes fchleswigsholfteiniichen Landes 
und Vollkes, jein Necht, über bie Yriebensabmachungen gehört zu werben, in 
dem Vertrag bei Seite geſchoben. Ganz nad Art ber alten Cabinets— 
politit hat man es nicht für ber Mühe werth gehalten, biefem Lanbe aud) 
nur einen Schein ber Beachtung zu gönnen, welche heute dem Willen aller 
übrigen europäifchen Völker gezollt wird; gleich einer unterjochten, bem Recht 
bes Siegers verfallenen Bölferjchaft werben bie Herzogthüimer ber fouveränen 
Verfügung ber beiden Mächte dabingegeben. Insbeſondere werben dem Lande 
Schleswig-Holſtein bie ſchwerſten finanziellen Laſten aufgebürbet, es wirb zu 
Gunften des befiegten Dänemark in die Zahlung ber dfterreichifchspreußifchen 
Kriegskoften verurtbeilt, ohne daß es vorher um feine Zuftimmung befragt 
und obne baß jekt auch nur feine nachträgliche Genehmigung vorbehalten 
worben wäre. Im beſchämenden Gegenfage zu biefer unwürdigen Behandlung, 
welche einem beutfchen Volksſtamme von feinen beutfchen Befreiern wiberfährt, 
it in Dänemark die Volksvertretung fofort einberufen mworben, um bem 
Vertrag ihre Zuftimmung zu ertheilen, obne welche die Ratification besjelben 
bänifcher Seits nicht — konnte. Ein ſolches Verfahren, welches die 
Willkür und Vergewaltigung Dänemarks nur beſeitigt zu 
haben ſcheint, um bie Willkür und Gewalt unſerer Groß— 
mächte an die Stelle zu ſetzen, darf ein ehrliebendes Volk nimmermehr 
mit Stillſchweigen hinnehmen. Vor allem gilt es, auf die unverzügliche 
Einberufung ber [hleswig:bolfteinifhenLanbesverfammlung 
zu bringen, deren Zuftimmung zu dem Syriebensvertrag eingeholt werben 
muß, fol derſelbe nicht mit dem Makel ber Nichtigkeit behaftet fein. Weiterhin 
haben wir gegen bie in Art. 3 bes Vertrags enthaltene Anerfennung eines 
bänifhen Rechts auf SchleswigsHolftein und die etwaigen Folgerungen 
daraus für jebt und alle ZufunftBerwahrung einzulegen. Da ber König 
von Dänemark ein Recht auf bie Herzogthlimer nicht bejeffen hat, fo konnte 
er ein foldhes auch nicht auf Deflerreih und Preupen libertragen. Weber 
aus biefem noch aus irgend einem anderen Titel Tann bie Nation ein Ver: 
fügungsrecht ber beiden Mächte über Schleswig-Holſtein unb feine Zukunft 
anerfennen; jede ohne ben Willen bes Laͤndes zu treffende Anordnung in 
deſſen ſtaatsrechtlichen Angelegenheiten wirb fie als ungiltig und unverbindlich 
betrachten. Sie muß vielmehr, nachbem jeber Borwand zur ferneren Hin- 
haltung des inneren Abſchluſſes jebt vollends entfallen ift, mit verſtärktem 
Nachdruck darauf beitehen, daß bas nationale Programm zur fofortigen 
und unverfürzten Durchführung komme, ohne jebe Einmiſchung Dritter und 
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lediglich nach Maßgabe des Rechts und ber Selbſtbeſtimmung bes ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Volkes. Wir ſind überzeugt, daß die geehrten Comités und 
Vereine mit dieſer unſerer Auffaſſung ſich in vollem Einverſtändniß befinden 
und im Sinne derſelben ihre Wirkſamkeit für die Sache Schleswig-Holſteins 
unermüdlich fortſetzen werden. Nur der ſtandhaften Ausdauer iſt der 
endliche Sieg beſchieden, nur ſie wird bie Politik, welche durch berechnete Ver: 
ſchleppung das deutſche Volk zu ermüden hofft, zuverläſſig zu Schanden machen.“ 

Die Commiſſion Hält es, zumal bie Eröffnung ſowohl des öſterr. Reichs— 
raths als des preuß. Landtags bevorfteht, für angemelfen, dieje Erklärung nament— 
lich auch den fimmtlihen Abgeordneten, welche ber Berfammlung beutjcher 
Landesvertreter vom 21. Dec. 1863 beigewwohnt, mit einer Hinweilung auf die 
Berpflihtung zuzufenden, welche damals alle Abgeordnete einhellig über- 
nommen haben. Die Commiſſion bebt den Wortlaut des damaligen Beichluffes 
hervor, worin bie Ueberzeugung der ganzen Verſammlung bezügl. der Rechte 
Schleswig-Holfteind conjtatirt wird, und an beren Schluß es heißt: „Sie 
(die Abgeordneten) verpflichten fich, diejenigen beutihen Regierungen zu 
unterftüßen, welde für das volle Recht der Herzogthümer ehrlich und 
thatfräftig eintreten und Diejenigen Regierungen mit allen verfaflungs- 
mäßigen Mitteln zu befämpfen, welde das Recht und bie Ehre Deutjch- 
lands in diefer Sache preisgeben." 


15. Noo. (Baden). Brof. Eckardt wird in Folge ber von ihm in ber 


16. 


17. 


19. 


©eneralverfammlung des Nat.-Vereind angenonmenen Haltung von 
feiner Stelle als Hofbibliothefar entlaffen. 

„ (Holjtein). Zufammentritt einer aus Vertretern ber beiden 
Großmächte und der Regierungen von Sachſen und Hannover 
beftehenden Commiſſion zu Unterfuchhung der Rendsburger Beſatzungs⸗ 
verhältniffe in Zolge der Vorgänge vom 21. Juli zwiſchen Preußen 
und den Bundestruppen. 

„ (Medlenburg-Schwerin). Beide Quartiere in Roftod fordern 
den Rath der Stadt auf, die Rechte der Stadt und die Unabhängigfeit 
der Juſtiz gegenüber dem Minifterialrefeript v. 14. Det. bezüglich 
des Nat.Vereins energifch zu wahren. 

» (Breußen). Ein Circularerlaß des Minifterpräfidenten ermädtigt 
und verpflichtet die preuß. Generalconfuln, Confuln, Biceconfuln und 
Confularagenten nun, da die Herzogthümer dur den Friedensichluß 
in ben Beſitz von Preußen und Defterreich übergegangen feien, bis 
auf Weiteres fih derjenigen Schiffe der genannten Herzogthümer, 
welche fi an fie wenden würden, gleich wie der preußiſchen Schiffe 
anzunehmen. Defterreih erläßt eine ähnlihe Weifung an feine 
Conjuln, regt jevoh bei Preußen die Anerkennung einer eigenen 
interimiftilchen ſchlesw.-holſt. Flagge an. 

„ (Defterreidh) gebt auf die. Propofition Preußens v. 9. d. M. 
bez. Zollvereinsfrage ein, wünſcht aber weitere Verhandlungen, nicht 
wieder in Prag ſondern in Berlin zu eröffnen, um neue Zögerungen 
abzuſchneiden. 

» Medlenburg) Der Landtag in Malchin beſchließt ohne Debatte, 
den Antrag auf Anſchuß an den Zollverein „auf fich beruhen zu 
laſſen“; nicht einmal die Motive werben verlefen. 
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20. Nop. (Preußen). Unterhandlungen mit Defterreich über.die Beendigung 


” 


"n 


23. 


n 


24. 


„ 


der Bundeserecution in Holftein und die Entfernung ber Bunbes- 
truppen aus bemielben. 


v» (Bayern). Die Fortichrittspartei organifirt fi) neuerdings auf 


einer Verſammlung in Nördlingen unter Beibehaltung ihres früheren 
Programms. 


„ (Sadjen). Das officdfe Dresd. J. befämpft in einem jehr 


einläßlihen Artikel die Behauptungen ber officiöfen preuß. Blätter, 
welche aus dem Art. 3 bes Friedensvertrages folgern, daß nicht nur 
Preußen und Oefterreih ein fofortiges Beſitzrecht auch auf Holitein 
und Lauenburg, fo daß die Bundestruppen biefelben ohne Weiteres 
zu räumen hätten, erworben haben, ſondern auch das Recht, über 
ben Thron der Herzogthümer zu verfügen. 

„ (Lauenburg). Die Deputation nad) Berlin berichtet dem Lanb- 


"tag über ben ihr gemorbenen Empfang von Seite des Königs und 


Bismards. Der Landtag befchließt mit allen gegen 1 Stimme eine 
Dankadreſſe an den König von Preußen für bie von ihm ausge|prochene 
huldvolle Geneigtheit gegen das Herzogtum Lauenburg und erneuert 
feinen Proteft v. 17. Aug. betreffend Uebernahme eines Theiles ber 
däniſchen Staatsſchuld und eines foldhen der Kriegstoften: 


„Da die dänische Staatsſchuld vermöge der befonderen Stellung Lauenburgs 
in ber bänifchen Monarchie dem Herzogthum gänzlich unbeikommend ift, da 
das Herzogthum ſich zu dein geführten Kriege in gar feinem anderen Ver: 
hältniffe befunden hat, als jedes andere beutfche Bundesland, ba binfichtlich 
der Rechte und Pflichten bes Landes duch Verträge Dritter rechtlich giltige 
Berfügungen nicht getroffen werben können, weder Zuziehung noch Zuftimmung 
Lauenburgs zu dem Friedensſchluſſe erfolgt ift, wird. erklärt: daß bie in bem 
Friedensvertrage vom 50, Oct. d. J. getroffenen Beſtimmungen Binfichtlich 
ber däniſchen Staatsſchuld und ber Kriegsfoften als für das Herzogthum 
Lauenburg rechtsverbindlid, von der Landesvertretung nicht angefehen werben 
fönnen und von berfelben wider eine aus benfelben bevgeleitete finanzielle 
Belaftung des Landes hiermit laut und feierlich proteftirt werde.” 


„ (Medlenburg). Die Ritterſchaft des Landtags findet fich gegen: 


über ber 'öflentlihen Meinung mit 40 gegen 6 Stimmen body ver: 
anlaßt, das Prügelgefeg menigftens einigermaßen zu mildern; bie 
Landſchaft (Abg. der Städte) erflärt fi) neuerdings gegen das 
ganze Geſetz. 

„ (Holftein). Die am 15. d. M. im Kiel zufanmmengetretene 
Commiffion der Erecutionsregierungen gelangt zu dem Ablommen, 
wonach fi die k. preuß. Regierung „mit Freuden“ der k. ſächſiſchen 
und ber k. hannoverſchen Megierung gegenüber bereit erflärt, bie in 
Rendsburg und zwar in der bafelbft inne gehabten Stärke wiederum 
einrüdenben Bunbeserecutionstruppen mit allen militärifhen Ehren 
bort empfangen zu laſſen. 


„» (Preußen). Nachdem die Defterreiher Holftein bereits faft 


vollſtändig geräumt haben, erhalten bie Preußen plötzlich Gegenbe⸗ 
fehl: die noch nicht abgezogenen preuß. Truppen ſollen in Holſtein 
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ſtehen bleiben, während aus Schleswig immer noch preuß. Truppen 
nachrücken und ſolche, die ſchon in Hamburg eingerückt ſind, wieder 
nach Altona zurückkehren. Die 13. Diviſion, die bei Minden con- 
centrirt ijt, fol (als Drohung gegen Hannover) vorerft bort bleiben 
und bie 6. Divifion (als Drohung gegen Sachſen) bei Berlin con- 
centrirt werben. 


24.No. (Kurheffen). Die Ständeverfammlung beſchließt auf den Antrag 
ihres am 27. Oct. eingeſetzten Ausſchuſſes in geheimer Sitzung ein: 
fimsig, dem Kurfürften die traurige Lage bes Landes in einer 
Adreſſe darzulegen: 

Die Abreffe erinnert im Eingang baran, daß feit dem Juni 1862 bis jetzt 
fo gut wie nichts gejchehen fei, um das Tandesherrliche es auf Her: 
ftellung eines verfaflungsmähigen Rechtszuftandes einzuldfen. an fei bahin 
gefommen , zweifeln zu müfjen, ob dies überhaupt jemals gefchehen werbe. 
Damm auf die Schilderung der Mißregierung übergehbend, unter welcher bas 
Land Seit brei Generationen jeufze, fnüpft bie dbreife unmittelbar an bie jeit 
bem Regierungsantritte des gegenwärtigen Kurfürften ber materiellen Ent: 
widlung bes Landes in ben Meg geftellten Hinderniſſe an: 

„Faßt man bie öffentlichen Lehr⸗ und Bildungsanftalten in’s Auge, welche 
ja bie erfie und weſentlichſte Borausfegung für jebes flaatliche und jociale 
Gebeiben bilden, jo werden ſich leiber einem prüfenben und vergleihenben 
Blid die unerwünfcteften Wahrnehmungen aufdrängen. Insbeſondere bietet 
bie ehrwürdige Landesuniverfität, biefer alte Stolz des Landes, feit Jahrzehnten 
troß aller für biefelbe Seitens ber Landesvertretung ſtets freubigft bewilligten 
Geldaufwendungen, ein Bilb bes Zurückſchreitens, um nicht zu fagen bes Ver: 
falls, dar, welches durch ben Ggenfak des unter fonft ziemlich gleihen Ver⸗ 
häftniffen eingetretenen Emporblübens ber Schweiterftabt Gießen und ihrer 

. Univerfität doppelt fehmerzlich hervortritt. Die hauptſächliche Urfache hiervon 
wird allgemein und wohl nit ohne Grund darin erblidt, dag Ew. königl. 
Hoheit Minifterien des Innern, mit wenigen Ausnahmen , anftatt ihre Auf- 
gabe darin zu finden, ber Univerfität ausgezeichnete Lehrkräfte zu verichaffen 
und bie erprobten zu.erhalten, fich bei Beſtellung ber Profefioren häufig mehr 
durch eine |pecififch-polittiche religiäfe Richtung, als durch akademiſche Tüchtig- 
keit und wiffenfchaftlichen Ruf beftimmen ließen. Die höhere Gewerbeſchule 
zu Kafjel Hat ben bei ihrer Gründung gehegten Erwartungen keineswegs in bem 
Grabe eniipsochen, wie dies bei gleichartigen, in berjelben Zeit gegründeten, in⸗ 
wijchen zu allgemeiner Anerfennung gelangten und zum geiftigen Mittelpunfte ber 
anbesinftduftrie gewordenen Snftituten anderer deutſchen Mittelſtaaten ber Fall 
iſt. Die biefer wichtigen Landesanftalt geftedtten engen Grenzen machen fie 
zur höheren Ausbilbung ber Zöglinge ungeeignet, nöthigen bie jtrebjamere Jugend 
zum Beſuch auswärtiger Anftalten und bilden fo ben erſten Grund, um folche 
bes Heimath unb ber heimijchen Induſtrie zu entfremden. Der Volksſchule 
fehlt noch heute diejenige gejehliche Regelung, welche doch ſchon vor etwa breißig 
Jahren von Ew. Tönigl. Hoheit Regierung als entichiebenes Bebürfniß erklärt 
mwurbe, und fiir melde bie Schulgeſetze anderer Nachbarftaaten jo empfehlens- 
werthe Vorbilder liefern. Statt deſſen lafteten bis in die jüngfte Zeit auf ber 
Volksſchule Kurheſſens Regulative, welche, ftreng durchgeführt, der Volfsbildung 
bie empfinblichiten Nachtheile zufügen mußten und ſelbſt jet num in ungenügenber 
Weiſe verbeffert worden find. Ya, Ew. königl. Hobeit hätte gar häufig aus 
bem Munde bieberer, jchlichter Lanbleute die wahrheitgemäße Klage vernehmen 
fönnen, daß ihren Kindern in der Schule weniger gelehrt wurbe, als fie ihrer 

. Zeit, alfo vor einem Menſchenalter, zu lernen Gelegenheit fanden. Dennoch 
ftegt in biefen benauerlichen Dingen noch Feineswegs ber Schwerpunft des — 
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verzeihen Ew. Fönigl. Hoheit unfern Freimuth, wenn wir es ausfpredhen — 
über bas ganze Land verbreiteten tiefen Unmuths. 

„Kurhefiens Wohlſtand würde vollends geſchwunden fein, wenn nicht wenig⸗ 
ften® der ländlichen Bevölferung in ben Ablöfungsgefeken von 1832 unb 1848, 
in ber Aufhebung der Frohnden, Zehnten, Zinfen, des Lehnverbandes und der 
vornehmlich brüdenden Bann- unb Awangsrechte noch zu vechter Zeit ein Ret- 
tungsanfer bargeboten wäre. Gleichwohl kann bas Land ber Segnungen ber 
bamit angebahnten Entlaftung bes Grund und Bobens doch nur [in einem 
viel geringeren Maße theilbaftig werben, jo lange bem Uebergang zu einem 
wahrhaft rutionellen Landwirthfchaftsbetriebe noch die andern alten Hinderniſſe 
in dem Wege ftehen, fo lange auf dem fibrigen Gebiete ber Agriculturgejeh: 
gebung Kurheffens, anftatt bem rühmlichen und fegensreichen Beifpiele anderer 
deutichen Staaten zu folgen, auf bem feit nunmehr breißig Jahren unverrüdt 
feftgehaltenen Stanbpunfte beharrt wird. Ein zeitgemäßes Verkoppelungsgeick 
ift e8 vor Allem, was längſt und allerfeits als eine unentbehrliche Ergänzung 
anerfannt, auch von Ew. fol. Hoh. Regierung ſchon vor Jahren wieberholt zu⸗ 
gefagt, und dennoch jo wenig der vorigen, als ber bermaligen Stänbeverfamm: 
fung, beren fortwährenden Anträgen unerachtet, bisher proponirt wurde. Wenn 
wir ferner hervorheben, daß Kurheſſen bisher noch Feine Aderbaufchule befikt, 
daß vielmehr bie zu verfchiedenen Zeiten auf beren Begründung gerichteten 
Beftrebungen auf ſchwer zu erflärende, «ber unliberwinbliche Hinberniffe ge: 
fioßen find, jo glauben wir, daß Ew. königl. Hoheit nach allem biefem die 
Sorge, in die uns bie Lage der Landwirthſchaft verfegt, nur allzu begrünbet 
finden werben. Und leider in noch höherem Grabe gibt die Lage ber Gewerbe 
in Kurheſſen zu den erniteften Belorgniflen Anlaß. Die Zumftechning vom 
5. März 1816, welche mit den wenigen zu berfelben bis zum Schlufje bes 
folgenden Jahrzehnts erichienenen Nachträge noch heute in ben meiften Lan⸗ 
bestheilen jaft burdhgängig das giltige Recht für die Gewerbe, einjchließlich 
bes faufmänmifchen Handels bildet, war von Em. fönigl. Hoheit Regierung bereits 
vor fünfundzwanzig Jahren als unzureichend erfannt worben. Diefelbe ift 
mit den Bebürfniffen umferes Landes und vorzugsweije der Gewerbtreibenden 
felbft vollends unverträglic geworben, nachdem eine Mehrzahl deutſcher Re⸗ 
gterungen mit der Entfeſſelung ber inbuftriellen Kräfte des Volkes burch Ein: 
führung der Gewerbeireiheit vorausgegangen ift. Ein mefentlidhes Hinderniß 
eines gedeihlichen Berfehrs bildet jchon innerhalb unferes eigenen States das 
unklare, nicht jelten widerſpruchsvolle Verhältniß und der ben flarften Forde⸗ 
rungen ber Bolfswirthichaft wiberfprechende Anhalt älterer und neuerer Par: 
ticularverorbnnungen ber verjchtebenen Lanbestheile. Tefto größere Bebeutung 
würde ber baldige Erlaß bes unter der Mitwirfung eines von Ew. Tönigl. 
Hoheit ſelbſt bejtellten Commiſſars ausgearbeiteten, von der deutſchen Bundes⸗ 
verfemmlung zur Einführung empfohlenen, inzwifchen in faft allen beutichen 
Staaten bereits zur Geltung gelangten allg. deutſchen Handelsgefeßbuches haben. 
Gerade für Kurbeffen, deſſen Geſetzgebung über bie Hanbdelsgeſellſchaften mit 
ber Verordnung vom 21. November 1788 abſchließt, alfo für die Auleitung 
bes Kapitals zur Induſtrie in ben Formen ber Kommandit: und Actienge- 
felihaften feine Beftimmungen enthält, bürfte dieſer Maßregel ein befonberer 
Werth beizulegen fein. In dem Mangel an Gefebgebung auf diefem Gebiete 

lanben wir einen ber Gründe zu erbliden, bie dahin geführt haben, daß Kur- 
—* ſo ſehr es auch dazu durch ſeine natürliche Lage und ſeine Verbin⸗ 
dungen, durch ſeinen Reichthum an billigen und großentheils noch unausge⸗ 
nutzten Waſſerkräften, an Yoffilien, an Holz, an Steinen und an Lanbespro⸗ 
ducten aller Art vorzugsweiſe berufen geweſen wäre, an bem großartigen Auf: 
ſchwunge, den bie Induſtrie feit Jahrzehnten, wie in ganz Deutfchland, jo na⸗ 
mentlih aud in allen unſern Nachbarftaaten genommen hat, in kaum nen» 
nenswerthbem Grabe betheiligt erfcheint. Königl. Hohelt! Wir dürfen es wohl 
als Thatſache Hinftellen, daß feit dreißig Jahren, außer ben Actiengefelfchaften 


4140 


Deutfchlan?d. 


ber Kurfürfisfgeiedrih- Wilhelms Norbbahn und der Frankfurtsganauer Eifen- 
bahn, außer einigen Gasbereitungsanftalten und außer ber Nauheimer Kur: 
bausgefelichaft,, in ganz Kurheſſen kein indbuftrielles Actienunternehmen ent- 
fanden iſt, daß alfo diefe, während ber gebachten Zeit altenthalben zur Gel- 
tung, ja in gewilfem Sinne zur Herrfchaft gelangte Form der Induſtrie in 
Ew. königl. Hoheit Zander noch nicht Hat Wurzel fafjen dürfen. Cm. königl. 
Hoheit Regierung hat fich gegenüber den auf Gründung inbuftrieller Actien: 
gefellihaften gerichteten Geſuchen wieberholt fo entichieben abgeneigt erwielen, 
daß der Unternehmungsgeiſt von dieſem Gebiete gänzlich verfcheucht iit. Schon 
bie einfache Verfagung derartiger ,,. auf unbezweifelter Solibität des Unterneh: 
mens berubender Geſuche hätte biefe Wirfung haben müffen; wie viel mehr 


aber mußte das ber Fall fein, als Ew. königl. Hoheit Minifterium des Innern 


in einem vorzugsweiſe wichtigen und als nützlich erfannten Falle diefer Art 
dem Nachſuchenden nach mehr als jechszehn Monate langem Hinhalten endlich 
bie — mit einer pflichttreuen Amtsführung freilich wohl kaum vereinbare — 
Antwort ertheilte: daß e8 nicht in der Lage jei, eine allerhöchfte Entſchließung 
mittheilen zu laffen. Allem Anfcheine nach verſteckte fich hinter dieſem eigen 
thümlichen Verfahren nur diefelbe Verwaltungsmarime, welche in fo zahlveichen 
andern Fällen induftriellen Fremden die Nieberlaffung theils verwehrte, theils 
verleidete. Wir reden bier nicht von ben empfindlichen Hemmniſſen und Nadı: 
theilen, von welchen bie Anbuftrie durch die fo lange verzögerte und auch heute 
nur theilweis in Angriff genommene Ergänzung bes Eijenbahnnetes und durch 
die bisher ganz unterbliebene Herftellung eines inländifchen Telegraphenneßes 
betroffen if. Das hierdurch nur geiteigerte unläugbare Zurüdbleiben, ja das 
unverfennbare Siehthum ber kurhefſiſchen Induſtrie äußert feine nachtheiligen 
MWirfungen auf den ganzen Staatsorganismus. Während den inbuftriellen 
Bezirken anderer Länder theils zu dauernder Anfiebelung, theil® zu vorüber: 
gehenden Grwerbe die Arbeiter von nahe und ferne zuftrömen und beren 


üuberſchießende Arbeitskräfte der Landwirthichaft zu Nuten kommen, haben in 


Kurbefien die Arbeiter: und Bevölkerungsverhältniſſe mehr und mehr eine 
ungünftige Richtung genommen. Immer mehr greift die für die Sittlichfeit 
jo verberblihe Gewohnheit um fih, daß die Fräftige, arbeitsfühige Jugend, 
einen dauernden, lohnenden Erwerb fuchend, den die Heimath nicht barbietet, 
außer Landes geht, um günjtigen Falls theilweis in ber Winterzeit zurückzu⸗ 


- Tehren. Indem ſo die beiten Kräfte ber inländifhen Production entzogen 


werden, find e8 kurheſſiſche Arbeiter, welche berfelben, wegen ihrer Tüchtigfeit 
ſehr gejucht, vielmehr in der Provinz Sachen wie in Weftphalen, in ben 
Rheinlanden wie in Holland und anderwärts Konkurrenz machen helfen. Aber 
ſchwerer noch als dieje Nachtheile find diejenigen, welche unſer Staatswefen 
durch dauernde Auswanderung treffen, zu ber bekanntlich Kurheſſen ſchon feit 
lange einen unverhältnigmäßigen Beitrag lieferte. Ew. königl. Hoheit wollen 
uns allergnädigft geftatten, bier nur andeutungsweile an bie betrübenden Er⸗ 
gebniffe der amtlichen Statiftif zu erinnern, ausweislich beren die bis zum 
Fahre 1834 in Iebendiger Zunahme begriffene Bevölferung Kurheſſens jchon 
in ben folgenden fünfzehn Jahren nur eine unverhältnigmäßig geringe Ver- 
mebrung, in ben weiteren neun Sahren bis Ende 1358 aber fogar eine.er= 
bebliche Verminderung erfuhr. Wenn aud in den folgenden drei Jahren an 
deren Stelle wieder eine Fleine Benölferungs : Zunahme trat, wenn auch zu 
hoffen fteht, daß inzwifchen in ber Erwartung beſſerer Zuftände eine weitere 
günjtige Entwidlung gefolgt ift, fo dürfte doch die Thatſache nicht leicht wieder 
auszugleichen fein, daß im Gegenfat zu allen anderen beutjchen Zollvereins⸗ 


ſtaaten, Kurbeffen an Zahl und Wohlftand feiner Bevölkerung verhältnißmäßig 


ſehr zurüdgeblieben ift, — eine Erfcheinung, deren leidige Bedeutung näher 
auszuführen wir uns verfagen.“ 

Manche gerechte Klage, heißt es am Schluffe, dränge ber Landtag abfichtlich 
zurüd; er fei überzeugt, baß die gegebene Schilderung von ber Noth des Landes 


* 


26. 


29. 
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ügen werde, „um einen Regenten, der das Bewußtſein ſeines 
—58 Berufes und ſeiner heiligen Pflichten beſitze, zu den 
entſprechenden Entſchließungen zu veranlaſſen.“ 

Der Kurfürſt verweigert die perſönliche Entgegennahme der Adreſſe 
Die Eingabe erfolgt deshalb durch den Landtagscommiſſär. 


5. Nov. (Preußen) Der König hält Revue über die bei Minden con: 


centrirte Divifion. Zoafttede des Prinzen Triedrih Karl. - 

„ (Baden). Da die nad) dem neuen Geſetz über die Auffichtsbe- 
börden der Volksſchule zu beitellenden Ortsſchulräthe in den meiften 
Gemeinden des Landes bereits ihre Thätigkeit begonnen haben, fo 
weist ein Erlaß des erzbifchöflichen Ordinariats an ſämmtliche Pfarrer 
biefelben an, dieſe Schulbehörden nicht anzuerfennen und in Feinerlei 
gejchäftliche Verbindung mit ihnen zu treten. Auch jollen die Pfarrer 
buch ihren Einfluß bei den Stiftungscommiflionen ihrer Gemeinden 
dahin wirfen, daß die bisherigen Beiträge: aus kirchlichen Stiftungen 
zu ben Gehalten der Lehrer ſiſtirt werben. 

„ (Preußen). Miſſion des Fürften von Hohenzollern nad Wien. 

Die „Hamburger Börſenhalle“ publicirt 5 Aetenſtücke, welche Erb: 
anſprüche der Hohenzollern auf die Herzogthiimer bocumentiren jollen. 
(Wiederabdruck der Beilagen zu einer Schrift des Berliner Profeſſors 
Helwing v. %. 1846). 

„ (Bayern). Die Regierung erklärt die vom Biſchof von Speyer 
eigenmächtig errichtete theol. Lehranftalt unter polizeilicher Androhung 
definitiv für geſchloſſen. Der Biſchof fügt fid. 


 „ (Holjtein). 1 Bat. Hannoveraner und 2 Comp. Sachſen rüden 


nach dem Kieler Ablommen vom 24. d. M. wieber in Rendsburg 
ein und werben von ben Preußen mit militärifchen Ehren empfangen. 

„ (Schleswig). In Folge einer Auffordernng des Vorftandes des 
holſteiniſchen Stäbtetages haben auch eine Reihe anderer Städte Hol- 
fteins Deputationen zu Unterftüßung der Adreſſe der Kieler Stadt: 
behörden v. 11.8. M. an Herzog Friedrich geſchickt. Nunmehr folgen 
ihnen auch die ſchleswigſchen Städte Schleswig, Hufum und Eckernförde. 

„ (Schleswig). Die Bürgermeifter der Städte Schleswig, Hufum 
und Edernförbe werden megen der Deputationen an Herzog Friedrich 
nad Flensburg citirt und erhalten einen Verweis. Bin Erlaß der 
öfterr.-preuß. Civilcommifjäre verbietet den Beamteten neuerdings, an 
politiihen Demonftrationen, beſonders bezüglih der Erbfolgefrage, 
Theil zu nehmen. 

„ (Holftein). Der Bunbdesgeneral Hade telegraphirt ber Bundes: 
verfammlung, daß die Preußen die Etappenftraßen befebten und um 
Altona 12 Bat. Infanterie und 4 Schwabronen Cavallerie concen- 
trirten. 

» (Preußen) verlangt von Sachſen und Hannover die fofortige 
Räumung der Herzogthümer Holjtein und Lauenburg durch ihre 
(Bundes-) Truppen. 
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l. ..... Die ſeit dem Beſchluß von 1. Det. 1863 eingetretenen Ereig⸗ 
niſſe ſind bekannt. Dieſelben haben zu dem am 30. Oct. d. J. zu Wien 
zwiſchen I. MM. dem König von Preußen und dem Kaiſer von Oeſterreich 
einerſeits und Se. Maj. dem König von Dänemark andererſeits abgeſchloſſenen 
rare eführt , welcher durch bie am 10. d. M. erfolgte Auswechjelung ber 
Ratiflcattonen rechtskräftig geworben ift, und von welchem bie k. preußiſche 
Regierung fich beehrt, der k. ſächſiſchen (k. hannoveriſchen) Regierung anliegend 
ein wohlbeglaubigtes Exemplar amtlich zu überreichen. Durch Dielen Trieben 
ift bie Erecution gegenftandslos geworben. Die Regierung Sr. Mai. 
bes Königs von Dänemark, gegen welche die Erecution verfügt worden, bat 
durch bie Ceſſion aufgehört, in den Herzogthümern zn eriftiren. Die Herbei- 
führung einer gleichartigen und gleichberedhtigten Verbindung mit den übrigen 
Theilen ber däniſchen Monarchie hat aufgehört ein Gegenftand der Forderungen 
bes beutfchen Bundes zu fein. Die Regelung eines bis zur Herftellung einer 
ſolchen Gejammtverfafjung eintretenden proviforifhen Zuftandes fällt damit 
von jelbft weg. Insbeſondere tft die beanftandete Verfügung vom 30. März 
1863 in Wegfall gefommen. Tie Selbftändigfeil der Herzogthümer in ihren 
innern Verhältniffen und eine bem Bundesrecht entjpredyende Verfafjung der⸗ 
felben ijt damit im vollfien Maß gefihert. Die Forderungen ber angezogenen 
Bundesbeihlüffe und die Zwecke des Erecutionsverfahrens jind damit theils 
vollftändig erreicht, theils gegenftandslos geworben, und das letztere muß dadurch 
als beendigi und vorfehriftsmäßig vollzogen angefehen werben. Die Bundes: 
erecutiongorbnung vom 3. Aug. 1820 jchreibt in Uebereinftimmung mit dem 
Art. XXXIV ber Wiener Schlußacte: „Die beauftragte Regierung wird wäh: 
rend der Dauer bed Crecutionsverfahrens die Bundesverfammlung von dem 
Erfolg desfelben in Kenntniß erhalten, und fie, fobald ber Zweck vollitändig 
erfüllt ift, von der Beendigung des Geſchäfts unterrichten”, für einen ſolchen 
Fall vor: „Art. XIII, Sobald der Bollziehungsauftrag vonjchriftsmäßig erfüllt iſt, 
hört alles weitere Erecutionsverfahren auf, und die Truppen müſſen ohne Ver: 
zug aus dem mit ber Erecution belegten Staat zurüdgezogen werben. Die 
mit ber Bollziehung beauftragte Regierung . hat zu gleicher Zeit ber Bundes⸗ 
verfammlung davon Nachricht zu geben.“ Es wird durch bieje flaren und un- 
zweibeutigen ben mit ber Grecution beauftragten Regierungen bie 
Pflicht auferlegt, ſofort und ohne weitere Dazwijchenfunft der Bunbesverjamm- 
fung die angegebenen Maßregeln in Vollzug zu jeßen und von dem Gejchehenen 
ber Bundesverfammlung Anzeige zu machen. Dur die Aufnahme ber be: 
treffenden Beitimmung in bie Wiener Schlußacte ift diefelbe zu einem Theil 
der Srundverträge des Bundes geworben, und bie fünigl. preußifche Regie: 
rung, indem fie ihrerfeits dieſe Pflicht erfüllt, fordert die übrigen mit ber 
Erecution beauftragten Regierungen auf, dies ebenfalls in Gemeinihaft mit 
ihr zu thun. Da durch den Bundesbeſchluß vom 1. Oct. 1863 bie königl. 
Regierungen von Sachſen und Hannover erfucht worden find, Civilcommifjäre 
zur Leitung bes Grecutionsverfahrens und zur Verwaltung der Herzogthümer 
während desjelben zu ernennen und benfelben eine angemeijene Truppenzahl 
zur Verfügung zu ftellen, fo richtet bie Fünigl. preußifche Regierung auf Grund 
ihrer bundesmäßigen und in ben Bundesgrundgejeken, namentlich der Wiener 
Schlußacte, begründeten Berechtigung und Verpflichtung zunächſt an die königl. 
ſächſiſche (hannoveriſche) Regierung, wie fie e8 ebenmäßig an bie fönigl. han- 
noverijche (ſächfiſche) Regierung thut, das bundesfreundliche Erſuchen, ihre 
Eommiffäre zurüdzurufen und ihre Truppen aus den Herzogthümern zu⸗ 
rückzuziehen, worauf bie gemeinjchaftliche Anzeige an bie YBundesverfammlung 
erfolgen wird. Der Unterzeichnete tft beauftragt, fich eine Antwort anf dieſes 
ganz ergebenfte Erfuchen in Fürzeiter Friſt zu erbitten.” 

U. „Der Unterzeichnete ac. iſt von feiner Allerhöchſten Regierung in Ber: 
folg feiner auf bas Aufhören ber Bunbeserecution bezüglichen Rote vom heu⸗ 
tigen Tag noch zu folgender weiterer Mittbeilung beauftragt, Die k. preu⸗ 
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Wilche Regierung bat ſich in ihrem an die k. fächfiiche CE. hannoveriſche) Re⸗ 
gierung gerichteten Anſuchen um Zurüdberufung ber Civilcommiffäre und ber 
Erecutionstruppen einfach auf ben bundesrechtlichen Stanbpunft ge- 
ſtellt. Sie darf aber nicht vergeffen, daß ihr aus dem Friedensvertrag noch 
beiondere Anſprüche zuftehen, welche fie berechtigen, dieſes Erſuchen aud in 
ihrem eigenen Namen zu ftelen. Durch die Cefjion Sr. Maj. des Kö⸗ 
nigs Chriftian IX. find bie Nechte und damit dev vorläufige Beſitzſtand des 
lebtern, wie er zur Zeit ber Verhängung ber Erecution in ben Herzogthümern 
beftand, und unabhängig von ber Frage, inwieweit biefer Beſitzſtand ein befis 
nitiver ober ein in petitorio anfechtbarer ijt, auf Oeſterreich und Preußen 
übergegangen. Diefer vorläufige Beſitzſtand Fonnte und kann, fo lange 
bie gegen benfelben erhobenen Anfprüche anderer Prätendenten nicht zur An⸗ 
erfennung gebracht, find, weder vom Bunde noch von einer anbern Regierung 
angefochten werden. Auch die Erecution bob ihn rechtlich nicht auf, — 
war aus beſtimmt formulirten, auf dem Verhältniß der Herzogthümer zu der 
damaligen Regierung derſelben beruhenden Gründen verfügt worden. Sie 
ſollte nach der ausdrücklichen Beſtimmung des Bundesbeſchluſſes vom 7. Dec. 
(Erwägungen Ziffer 2) „ben vom deutſchen Bund innerhalb feiner Competenz 
zu fafjenden Entichließungen über die von mehreren Regierungen geftellten 
Anträge in ber Erbfolgefrage nicht präjubiciren”, jondern es blieb und Bleibt 
noch heute ben Prätendenten vorbehalten, ihre Aniprüche gegen ben Befit- 
ftand geltend zu maden, welden König Chriftian auf Grund ber formalen 
Zage der im Lande publicirten Erbfolgegejege bei bem Tobe feines Vorgängers 
angetreten hatte. Durd ben Trieben vom 30. Oct. d. J. ift biefer Beſitz⸗ 
fand auf Preußen und Oeſterreich übertragen, worden. In Folge deſſen 
find nunmehr dieſe beiden Mächte allein zur Verwaltung und milttärifchen 
Beſetzung berechtigt, und jede berjelben bat den Anſpruch darauf, daß keine 
andere Autorität ober Truppenmacht außer ihrer eigenen und berjenigen ihres 
Mitcontrahenten im Friedensvertrag in benjelben zugelajjen werbe. Für irgend 
eine dritte —— läßt ſich, nachdem der Titel ber Erecution hinfällig ge⸗ 
worden iſt, fein anderer Grund für bie Aufſtellung eines Truppencorps oder 
die Ausübung einer Civil: oder Militärverwaltung auf dem Gebiet ber Her: 
zogthümer auffinden. Die k. preußijche Regierung beehrt fi) daher auch au 8 
diefem Grund und in ihrem eigenen Namen als einflweilige recht: 
liche Mitbefigerin ber Herzogthümer Holftein und Lauenburg an bie k. —2 
(k. hannove riſche) Regierung das ganz ergebenſte Erſuchen um Zurückberufung 
* Kommifjärs und ihrer Truppen aus ben gedachten Herzogthümern zu 
richten.” 

Hannover gibt jofort nach und erklärt fich bereit, die Herzogthümer 
zu räumen, Sachſen bagegen lehnt die Forderung ab und verlangt 
vorerjt einen Beſchluß der Bundesverfammlung. 


29. Nov. (Sadjen) rüjtet gegenüber der drohenden Haltung Preußens. 
Die ſämmtlichen Beurlaubten werben augenblidlih zu ben Fahnen 
einberufen. Die Eaffen des Staats müſſen nad Dresden abgeliefert 
werben und jollen nad dem Königsftein in Sicherheit gebracht werden. 


(Bundestag). Außerorbentlide Situng ber Bundesverſammlung. 
Defterreih und Preußen legen der Bundesverfammlung den Friebens- 
vertrag mit Dänemark vor. 

Erflärung und Antrag Sachſens: „Unter Hinweis auf Artifel 13 
ber Ezecutionsorbnung ift von ber Töniglich preußiſchen Regierung durch die 
borijeitige Geſandtſchaft am diesfeitigen Töniglichen Hofe die Anficht zu erken⸗ 
nen gegeben worben: es hätten gegenwärtig die Regierungen won Sachſen und 
Hannover ihre in ben Herzugthümern Holftein und Lauenburg befindlichen 
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Truppen ohne Verzug zurückzuziehen, und hiervon dem Bund Anzeige zu 
machen, beides ohne einen Bundesbeſchluß abzuwarten oder zu 
provociren. Dieſer Auffaſſung des nur erwähnten Artikels ber Executions⸗ 
ordnung hat die königl. ſächſiſche Regierung ohne weiteres nicht beizupflichten 
vermocht. Art. 13 ſagt: „Sobald der Vollziehungsauftrag vorſchriftsmäßig 
erfüllt iſt, hört alles weitere recutionsverfahren auf.“ Es fragt ſich 
nun, wer Darüber zu emtjcheiden bat, ob ber recutionsauftrag vor- 
ſchriftsmäßig erfüllt fei. In das Ermefjen der beauftragten Regierung 
oder Regierungen Tann dieß wohl nicht geitellt fein... . . ebenfalls glaubte 
fie bie Frage: ob und inwieweit unter den neuerdings eingetretenen ne 
bie Beſetzung und Verwaltung obgebachter Herzogthümer jeitens des Bundes 
aufzubören habe, als eine foldhe betrachten zu jollen, welche die Regierungen 
von Sadjen und Hannover dur eine vorgreifende Verfügung 
der Entjheibung des Bundes zu entziehen nit beredtigt 
jeien. Die Hinweilung auf vorjiehende Momente wird zugleicd die dies— 
feitige Regierung rechtfertigen, wer fie anders ald im Wege ber Anfrage ſich 
nicht in der Lage glaubt, dem lebten Abjag des Art. 8 der Executionsordnung 
Folge zu geben. Die fol. Regierung hat, ohne ſich über die Frage auszu⸗ 
iprechen, ob der Erecutionsauftrag als erledigt zu betrachten jei, wozu fie zur 
Zeit noch feinen Beruf hatte, jene Zweifel der Fönigl. preußiſchen Regierung 
nicht vorenthalten, und fie erachtet fi, ganz abgeſehen von der ferneren Frage, 
ob überhaupt ein Befehl zur Zurüdziefung an den Commandirenden ber 
Bundestruppen durch eine andere Behörde als die Bundesverfammlung ergeben 
könne, nicht für ermächtigt, den ihr ertheilten Auftrag ohne voraus gehenden 
Bundesbeſchluß als erledigt anzufjehen, und bemgemäß zu verfahren. Da aber 
inzwifchen von ber königl. preußifchen Regierung in bringendfter Weife ein 
derartiges Vorgehen beanjprucht wird, jo erachtet es die königl. Regierung, 
obſchon von Seite der fait. öſterreichiſchen Negierung, welche ſich bezüglich 
bes von ber königl. preußifchen Regierung zur Begründung ihres Verlangens 
angerufenen Befistitel8 in ganz gleicher Lage befindet, ein derartiges 
Anfinnen bisher in feiner Weije an fie geftellt worben ift, gleichwohl 
für ihre Pflicht an Hohe Bundesverfammlung den Antrag zu ftelen: „Es 
wolle hoher Bundesverfammlung gefällig fein, unverweilt einen Beſchluß 
darüber zu faſſen, ob die königl. jächfifche Regierung ben ihr ertheilten Auf: 
trag als vorfhriftsmäßig erfült zu betrachten und demgemäß ihre Truppen 
aus ben Herzogtbümern zurüdzuziehen habe.“ 

Erflärung Preußens: „1) Indem der Gefandte ji vorbehält, in 
Berfolg der heute gemachten Vorlage des Friedensvertrags mit Dänemark, 
Namens feiner allerh. Regierung eventuell weitere Erklärungen hinzuzufügen, 
reſp. die ber Sachlage entjprechenden Anträge in hoher Bundesverfammlung 
zu jtellen, muß er in Bezug auf die Anfragen des General-Lieutenants v. 
Hade vorläufig ſchon jekt erklären, daß jeine allerh. Regierung Feine andere 
Regelung ber militäriſchen Verhältnifje in ben Herzogthümern Holſtein und 
Rauenburg gejitatten ann als deren fchleunige Räumung jeitens der 
Erecutionstruppen, welche nach notorifcher Erledigung ber Erecution gemäß 
Art. 13 der Erecutionsordnung bereits von felbft (durch bie betreffenden Ne: 
gierungen) Hätte verfügt werben müſſen. 2) Der Gejandte fieht fi) dieſem 
Antrag gegenüber zu der Erflärung veranlaßt, daß nad) Art, 13 der Executions⸗ 
ordnung ber E. ſächſiſchen Regierung ſelbſt bie Frage zu entſcheiden obliegt, 
daß unter den gegebenen Verhältniffen das Erecutionsverfahren in den Herzog: 
thümern Holftein und Lauenburg gegenjtanblos geworben ift. Die k. ſächſiſche 
Regierung wird demgemäß bie weitere Verpflichtung anzuerfennen haben, ihre 
Truppen umverweilt aus ben Herzogthümern zurüdzuziehen, und daß bieß 
geichehen bei der Bundesverfammlung zur Anzeige zu bringen. Des Gejandten 
allerh. Regierung muß auf ber in den unzweifelhaften Beflimmungen ber 
Rundesgefege begründeten Forderung beſtehen, daß bie Zurüdtufung 
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ber Grecutionstruppen unb ber Civilcommifjäre aus ben Herzogthümern 
ungejäumt erfolge, und würbe, wenn ſolches nicht gefchähe, nur alle bie: 
jenigen, welde ein foldhe8 ben YBunbesverträgen wiberjprechenbes Verhalten 
beobachteten, für bie Folgen allein verantwortli machen können.“ 

Erflärung Bayerns: „Der Gejanbte ift ſchon jebt in der Lage, zu 
erfläten, daß nad Anficht ber kgl. Regierung der an bie kgl. Regierungen 
von Sachen und Hannover durch bie Bundesbeſchlüſſe vom 1. Oct., 7. und 
14, Dec, v. J. ertheilte Auftrag noch nicht als erfüllt zu betrachten 
it, und bag vielmehr die Verwaltung ber Herzogthümer Holftein und 
Lauenburg durch die Civilcommiffäre im Namen des hoben beutjchen Bundes, 
fowie bie Bejegung derſelben durch bie k. fächfiihen und die k. hannoveriſchen 
Truppen zur Zeit noch fortzudbauern babe. In dem Bundesbeſchluß 
vom 7. Dec. v. J. ift die Entjchliegung ber hohen YBunbesverfammlung in 
ber Erbfolgefrage ausbrüdlich vorbehalten worben, und ber ausjdhließ- 
lihe Stanbpunft ber Erecution, welder in bem vor bem Tobe 
Königs Friedrich VII. gefaßten Bundesbefhluß vom 1. Oct. v. J. enthalten 
wer, ift überbieß durch Die Bunbesheichlüffe vom 25. Febr. und 2. Juni d. J. 
fo weſentlich alterirt worben, daß die auch nach diefen Beichlüffen bis jetzt 
fortdauernde Belegung und Verwaltung der beiden Herzogthümer im Namen 
bes Bundes eine Bedeutung und Aufgabe erhalten hat, beren etwaige 
Modification jedenfalls nicht eher in Erwägung gezogen werben Tann, als 
nachdem bie allerhöchſten Regierungen vor Defterreich und Preußen der hoben 
Bunbesverfammlung über ben von ihnen mit Dänemark abgejchlofjenen Frieden 
biejenigen Mittheilungen gemacht haben werben, welche bei der joeben erfolgten 
Vorlage bes Friedensvertrags in Ausficht geftellt worden find.“ 


Der Antrag von Sachſen fo wie ber-Bericht des Bundesgenerals 
Hade, der um neue Inſtructionen nachſucht, werden an die Ausſchüſſe 
verwiejen. Auf den Antrag Bayerns wird inzwiſchen der lebtere 
mit 8 gegen 7 Stimmen angewiejen, feine jetigen Stellungen bie 
auf Weiteres nicht zu verlaffen. 
— Nov. (Naffau). Zahlreihe Wahlverfammlungen der Yortjchrittspartei 
auf preußiſchem und heſſen-darmſtädtiſchem Gebiete, da die Regierung 
nur ihren Anhängern vergleihen Verſammlungen geitattet. 


1. Dec. (Holftein). Die lebten bisher in Hamburg und der Umgegenb 
liegenden Defterreicher gehen von Hamburg nad Oeſterreich ab. 

„» n (Hannover). Die Regierung ertheilt den Befehl, daß ſämmtliche 
bifponible Eiſenbahnwagen der hannoverſchen Eijenbahn bis zum 
6. Dec. nach Harburg geſchafft werden follen, um die hannoverfchen 
Bunbestruppen nad) Haufe zurüdzuführen. 

„ „. Bundestag). Oeſterreich und Breußen legen ben gemeinſchaft⸗ 
lichen Antrag vor, die Bundeserecution für beendigt zu erklären. 

Defterreich erklärt, daß auf Grund bes Artikel 3 bes Friedensvertrages 
über eine ben Bundesrechten und den Bundbesinterefjen entſprechende 
Löfung Verhandlungen mit Preußen ftattfanden, von denen Oeſterreich ein 
günftiges Ergebniß hoffe. 

Erklärung Preußens: „Unter Bezugnahme auf die von dem kaiſerl. 
öfterreichifchen Herrn Präfidialgefandten abgegebenen Erklärungen ift ber Ge- 
fandte beauftragt, in Ergänzung berjelben Namens feiner allerhöchften Regierung 
noch hinzuzufügen, daß auch die königl. preußiiche Regierung mit Befriedigung 
burh ben Abſchluß bes Friedens bie Möglichkeit gegeben findet, durch 
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AMPARAN rt Ne heim Müchte unter einander und mit ben Prätendenten 
Mt AU worum Der jtreitigen ragen berbeizuführen, aber ablehnen 
mu: Tit zerralld cingeleiteten Verhandlung Folge zu 
aedın range mit der ihres Erachtens unberechtigten Fort: 
Banıı Ira Erecntionsverfahrens ein Ziel gejegt iſt. Um biejes 
u dr e. Dar die Tönigliche Regierung die beiden Noten, welche fich der 
wein ehrt, bober Bundesverſammlung hiermit vorzulegen, bei ben 
Tinaınten Ryierungen von Sachſen und Hannover übergeben laſſen. Die 
Ainralıh dannoveriſche Regierung bat in bewährter bundesfreundlicdher 
wernnung lich zur Ausführung der in Artikel XIII der Crecutionsorbnung 
vorgeitriebenen Maßnahmen bereit erklärt, die königl. fächfiiche Regierung 
dagegen in hierauf nicht eingegangen. Unter diefen Umjtänden bat bie königl. 
Regierung den gemeinichaftlihen Antrag mit ber kaiſerl. öſterreichiſchen 
Regierung geftellt, um der hohen Bunbdesverfammlung Gelegenheit zur Ber: 
ütung ber Verwidelungen gu geben, welde aus ber forigejegten 
ihterfüllung ber Ausführung des Artifeld XIII der Erecutionsordnung ſich 
ergeben tönnten, und erſucht um fehleunigite Erledigung dieſes Antrages.“ 
Fin Antrag Bayerns, denjenigen von Defterreih und Preußen an 
die Ausſchüſſe zu vermeifen, erhält nicht die Mehrheit, vielmehr wird 
beſchloſſen, demnächſt darüber abzuftimmen. 


1. Dec. (Zollverein). Beginn der Unterhandlungen zwiſchen Preußen und 
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Frankreich über die im Hanbdelövertrage anzubringenden Mopificationen. 

(Helfen: Darmftadt). Die I. Kammer lehnt die unbebingte 
Annahme der Strafproceßorbnung, wie diefelbe aus ihren Berathungen 
hervorgegangen, mit 31 gegen 15 Stimmen ab, und beſchließt mit 
26 gegen 20 Stimmen, daß die jeßige Faſſung aller einzelnen Artikel 
durch die I. Kammer als Bedingung ihrer Annahme zu betrachten ſei. 

(Medlenburg). Das lrtheil des Roftoder Magiftrats bezüglich 
der Theilnehmer am Nat.-Verein wird durch Minifterialrefcript fraft 
landesherrlicher Oberpolizeigewalt caffirt und ihm bei 1000 Thlrn. 
Strafe befohlen, ein neues Erfenntniß auf Grundlage des Minifterial: 
erlafjes von 1859, durch welches der Nat.Verein verboten wurde, 
auszufertigen. 

(Sachſen). Die Flucht der Caſſen nad Dresden, reſp. Königs 
ſtein wird wieder eingeſtellt. 

(Kurheſſen). Die Ständeverſammlung vernimmt die Antwort 
bes Kurfürſten vom 30. Nov. auf ihre Adreſſe v. 24. v. M. Der: 
ſelbe verſucht es nicht einmal, die Klagen derſelben über die traurigen 
Zuſtände des Landes nad allen Seiten der Geſetzgebung zu wider— 
legen, fondern weist fie einfach als Eingriff in die „unveräußerlichen 
Prärogative Unferer Krone und eine geficherte Ordnung bes Staats: 
lebens“ ab, indem der Kurfürft erflärt, daß er 

„bie bermalige Zufammenjegung der Ständeverfammlung, wie bie Regierung 
bereitö wiederholt zu erkennen gegeben, nicht al8 eine zum definitiven Abſchluß 
beetrachten Tann und das Auftandefommen einer Vereinbarung 
om Standpunkt Unjerer Regierung aus als die unerläßliche und 
le Vorausfegung eines wirklichen und befriedigendben Abſchluſſes 
ingöfrage betrachtet werben und zugleich als ber weſentlichſte Schritt 
deihlichen, jegensreichen Entwidlung ber Verhältniffe des Landes 

nficht jeiner materiellen Intereſſen betrachtet werben muß.“ 
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3. Dec. (Oeſterreich). Eine öſterr. Circulardepeſche ſucht die deutſchen 


Regierungen durch die Erklärung zu beruhigen, daß das Aufhören 
der Mitbeſetzung Holſteins durch Bundestruppen die Geltung des 
vollen Rechtes des Bundes auf „competenzmäßige” Entſcheidung in 
ber Erbfolgefrage nicht beeinträchtige. Bayern wird bringend ab: 
gerathen, in den bevorjtehenden Bundesbeihluß eine Wahrung bes 
Rechtes auf weitere Befegung Holfteins durch Bunbestruppen auf: 
nehmen zu wollen. 

„ (Holltein) Die am 24.0. M. fiftirten preuß. Truppenmärſche 
haben wieber begonnen. 

„ (Lauenburg) Das 3. preuß. Garderegiment geht von Altona 
zur Bejekung Lauenburgs ab. | 

„» (Bayern). Die Generalverfammlung des proteftantiichen Vereins 
ber Pfalz erklärt fih in einer NRefolution für die Entſcheidung bes 
babifhen Oberfirchenrathes in der Angelegenheit Schenkel. 

„ (Holitein). Conflict der Bundescommifjäre mit der von ihnen 
eingejeßten herzogl. Landesregierung in Kiel wegen Abführung von 
Cafjenüberfhüffen nah Hannover und Dresden. Erklärung ber 
Bundescommilffäre. 

„ (Bayern). Hr. v. d. Pfordten wird nad) langen Unterhandlungen - 
endlich, nachdem am Tage zuvor im Minifterrath ein Programm 
allfeitig vereinbart worden war, wieder zum Minifter bes Auswärtigen 
ernannt. 

» (Bundestag). Die Bunbesverfammlung nimmt’den öſterr.preuß. 
Antrag v. 1. d. M. mit 9 gegen 6 (Bayern, Württemberg, Sachſen, 
Heſſen-Darmſtadt, ſächſ. Herzogthümer, Naflau und Braunfchweig) 
Stimmen an. 

Botum Bayerns: „Der Grundſatz, daß Niemand mehr Recht übertragen 
kann, als er ſelbſt hat, leidet auch auf den Art. 3 des Friebesvertrages vom 
30. October db. %. Anwendung. Die k. Regierung bat aber niemals anerkannt, 
daß dem jeßigen Könige von Dänemark auf die Herzogthümer Schleswig und 
Holftein andere Rechte zuftehen, als bie eventuellen Erbrecdhte, welche ihm 
als Glied der Glücksburgiſchen Linie für den Fall des Ausfterbend oder 
Berzichtes des ganzen Auguftenburgifchen Haufes zufommen, und fie hat um 
jo weniger Grund, diefe ihre Veberzeugung nochmals näher zu begründen, 
ſeildem auf den Gonferenzen zu London in der Situng vom 28. Mai b. m: 
biejelbe Anſchauung durch die Vertreter von Defterreich und Preußen ebenfo 
wie durch den Vertreter des Deutfchen Bundes Fund gegeben und durch ben 
Bundesbeihluß vom 2. Juni d. J. alljeitig anerkannt worden iſt. Unmöglich 
können aljo jegt die höchſten Regierungen von Defterreih und Preußen aus 
aus dem Art. III. des Friedensvertrags Rechte als übertragen betrachten, 
beren Nichteriftenz fie felbjt feierlich anerfannt und geltend gemacht ‚haben. 
Aber auch Beſitz an den genannten Hergogthümern hatte ber König ‚von 
Dänemark nicht, als er ben Friedensvertrag jchloß, und der Art. II. dieſes 
Vertrages kann daher für biefelben ebenfowenig einen Beſitztitel als ein Recht, 
fondern höchftens nicht begründete Anfprüche übertragen. Im Beſitze 
von Schleswig waren und find bie beiden beutjchen Mächte, in dem Beſitz 
von Holſtein war und iſt der Deutſche Bund, und zwar ausſchließlich. Denn 
die Anweſenheit öſterreichiſcher und preußiſcher Truppen in Holſtein beruht 
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auf der von ben höchiten Regierungen von Defterreih und Preußen felbit 
als erforderlich anerfannten und veranlapten Zuftimmung der hohen Bundes- 
verfammlung ober ihrer Organe, und hatte nie den Zweck dauernder Bejeßung, 
fondern wurde jtetS nur auf das Bebürfuiß ber militärifchen Verbindung mit 
Schleswig ober des Rückmarſches auf Etappenftraßen gejtügt. Die hohe Bundes» 
verſammlung ift allerdings verpflichtet, das von ihr allein jegt legal beſeſſene 
Herzogtum Holftein baldmöglichit zu übergeben, aber nur an den legitimen 
Herzog, und jebenfalls nicht an ben jekigen König von Dänemark oder 
an Nachfolger in deſſen Rechte ober Anjprüce. Jede andere Verfügung über 
das Herzogthum Holftein würbe eine direfte Verlegung der Haupt: und Grund: 
verpflichtung fein, wie fie Art. II. der Bundesafte allen Bundesgliedern gegen 
einander auflegt. Der vorliegende Antrag bezeichnet aber nidyt einmal, an 
wen benn ber Befig des Herzogthums Holitein übergehen fol, und feine 
Annahme würbe daher einem völligen Preisgeben bes Landes von 
Seite bes Bundes gleichftehen. Die königl. Regierung würde hiernach 
bem geftellten Antrag nur haben zuftimmen Tönnen, wenn damit zugleich 
bie Anerfennung des legitimen Herzogs verbunden gewejen wäre. 
Die in Ausficht geftellte Verhandlung mit den Prätendenten kann jene An: 
erfennung nicht erjegen, und die hohe Bunbesverfammlung Tann bie ihr 
obliegende Pflicht, die bei ihr anhängig gemachte Erbfolgefrage zur Löfung zu 
bringen, und bis bahin ben Beſitz und die Verwaltung bes Landes zu behaupten 
unb fortzuführen, weder auf Andere übertragen noch ſchlechthin aufgeben. Die 
k. Regierung verfennt dabei nicht, daß bezüglich bes Herzogtbums Rauenburg 
theilweiſe andere Verhältniffe und Rechtszuftände beſtehen. Sie würbigt banfbar 
bie Erfolge, welche Defterreih und Preußen durch ihre tapferen Armeen für 
bie deutjchen Intereſſen errungen haben. Sie erfennt volljtändig bie Vebeutung 
ber Thatſache an, baß das Herzogthum Schleswig fich im Beſitze der beiden 
Mächte befindet und daß es höchſt wünjchenswerth ift, dieſes Land mit Holftein 
baldmöglichft in diejenige thatjächliche Verbindung zu ſetzen, welche rechtlich 
begründet ift. Deshalb ift die fönigl. Regierung gerne bereit, mitzuwirken, 
zur Herftellung einer gemeinfhaftliben Verwaltung und Befebung 
der Herzogtbümer Schleswig=Holftein und Lauenburg durch Dejterreich, 
Preußen und ben Bund bis zur Entſcheidung der Erbfolgefrage. 

Botum Sahjens: „Wenn bie hohen Regierungen von Defterreich 
und Preußen ſich dahin ausfprechen, daß die durch Bundesbefchluß vom 7. 
December v. %. verhängte Erecution gegenſtandslos geworben jei, fo mag biejer 
Auffaffung injofern nicht widerfprochen werben, als das Object des voraus: 
gegangenen Beichluffes vom 1. October v. J., deſſen Vollzug jener fernere 
Beihluß in's Werk febte, nicht mehr befteht. Allein die dem Bunde gegen: 
wärtig vorliegende Frage iſt hiermit nicht erfchöpft. Es darf zunächſt nicht 
unerörtert bleiben, ob überhaupt ber Bundesbeihluß vom 7. December v. J. 
ben vollftändigen Character eines Crecutionsbejchluffes hatte. Die 
Bunbdeserecution — vergleiche Art. 6 und 14 der Erecutionsordnung — findet 
gegen eine Bundesregierung flatt, alfo gegen eine Regierung, welche der Bund 
als rechtmäßige Regierung eines Bundeslandes betrachtet. Der Erecutionsbeſchluß 
vom 1. October war gegen bie zweifellos Iegitime Regierung des Königs 
Friedrich VII. von Dänemark, Herzogs von Holftein und Lauenburg, gerichtet. 
Als jedoch der Tediglich die Ausführung jenes Befchluffes verfügende Beichluß 
am 7. December gefaßt wurde, war bie Vollmacht bes Abgefandten des ver- 
meintlichen Landesherrn zuvor bereits beanftandet und in Folge deſſen die Stimme 
für Holftein und Lauenburg fuspendirt worden. Der Antrag ber hohen 
Regierungen von Defterreich und Preußen, welcher zum Beſchluß erhoben wurde, 
Fe in feiner Begründnng die Erwägung aufgenommen, daß durch bie Aus- 
übrung ber ins Auge gefapten Maßregel ben vom Deutſchen Bund innerhalb 
feiner Competenz zu fafjenden Entſ Hließungen über die von mehreren Regierungen 
geftellten Anträge in ber Erbfolgefrage nicht präjubicirt werde, und es hatten 


Deuiſchland. 149 


bie für den Antrag ſich ausſprechenden Stimmen faſt fämmtlih auf dieſen 
Vorbehalt Bezug genommen, beziehentlich ihr Votum dadurch motivirt. Wäh— 
rend bie diſſentirende ſehr flarfe Minorität die Grecution beshalb überhaupt 
nicht für zuläffig erachtete, weil diefe nur gegen ein wirfliches und anerfanntes 
Bundesglied fich richten könne, Tieß ſonach felbft die Majorität barüber feinen 
Zweifel beftehen, daß bie Frage, wer als rechtmäßiger Regierungsnachfolger 
betrachtet werben müſſe, eine ftreitige fei. Durch die Suspendirung ber Stimme 
aber hatte ber Bund dies in feiner Majorität anerkannt. Daß unter folchen 
Berbältnijfen ber damalige Erecutionsbefchluß mehr eine politiſche Maß— 
regel war, bie burch bie Einfleidung in einen Executionsbeſchluß zu Irrungen 
Anlaß geben werde, tft von der ſächſiſchen Regierung in ihrem Votum nicht 
unbeachtet geblieben. Konnte aber noch irgend ein Zweifel darüber obwalten, 
ob der Bund mit dem Beihluß vom 7. Dec. v. 3. dem König Chriftian 
von Dänemark einen Befigtitel für Holftein unb Lauenburg nicht mittelbar 
zuerkannt, indem er anſcheinend gegen Sr. Maj. Regierung Erecution be- 
ſchloſſen babe, jo machte der fernere Beichluß vom 25. Februar d. 3%. jeden- 
falls diefer Unficherheit ein Ende, indem der Bund befinitiv ausſprach, daß 
die Vollmacht des Abgefandten Sr. Maj. aus bem Titel des Londoner Ver: 
trage nicht angenommen werben fönne, und baß ber Ausſchuß bei feiner 
Berichterftattung über bie Erbfolge diefen Vertrag nicht zur Grundlage zu 
machen habe. Bon dieſem Augenblide an, wo ber Befiktitel, Traft deſſen 
König Chriftian die Regierung über die gefammten, unter dem Scepter Kö— 
nigs Friedrich VII. vereinigt gewefenen Lanbestheile angetreten hatte, in ben 
Augen bes Bundes binfällig war, war au bie Erecution als folde 
hinfällig und gegenſtandslos. Ber Bund hatte es fofort nicht mehr 
mit ber dänifchen Regierung zu thun, gegen welche bie unterm 7. Dec. in 
Vollzug gejebte Erecution am 1. Oct. beisloffen worben..war. Dennoch wurde 
von feiner Seite baran gedacht, bie fogenannte Erecution einzuftellen. Die 
bamit von bem Bunbe übernommene Befegung und Verwaltung ber Herzog⸗ 
tbümer Holftein und Lauenburg wurde aufredht erhalten und mußte ur 
recht erhalten bleiben, bis der Bund fich in der Lage befinden werbe, ben Beſitz 
und bie Verwaltung berfelben bem von ihm anerfannten rehtmäßigen 
Bejiger zu übergeben. Sft dies doch ein Verfahren, welches ebenmäßig 
banın eintreten muß, wenn eine infolge normaler Grecution gegen ein aner⸗ 
erfanntes Bundesglied erfolgte Beſetzung und Verwaltung aufzuhören bat. 
Dies ift die Lage, in welcher fich ber Bund auch heute noch befindet, unb es 
fheint daher ber diesfeitigen Negierung unzweifelhaft, daß bie Frage, wen 
der Bund als rechtmäßigen Landesherrn anzuſehen babe, entjchieben fein 
muß, bevor er wegen Aufgabe ber für das betreffende Bundesland über: 
nommenen Belegung und Verwaltung Beſchluß falfen Tann. Dieſen Erwä⸗ 
gungen zufolge glaubt bie königl. Regierung ben ihr vorligenden Antrag als 
— betrachten zu dürfen und vermag aus dieſen Gründen ihm nicht bei⸗ 
zuſtimmen.“ 


5. Dec. (Dejterreich) ſchlägt Preußen vor, die Herzogthümer factiſch dem 
Herzog Friedrich als dem beſtlegitimirten Erbanſprecher zu übergeben 
und die übrigen Prätendenten an ein Auſträgalgericht zu weiſen. 


„„GgSHolſtein). Eine Bekanntmachung des Oberbefehlshabers ber 
alliirten Armee kündigt das Aufhören ber Bunbeserecution an, ohne 
des Bundesbeſchluſſes Erwähnung zu thun, und daß die beiden Re— 
gierungen beſchloſſen hätten, die oberfte Verwaltung ber drei Herzog: 

thümer einftweilen in ber Hand ihrer bisherigen Civilcommiffäre für 
Schleswig zu vereinigen. 
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6. Dec. (Sachſen) entläßt die einberufenen Truppen wieder und befiehlt 
Könneritz und Hacke die Räumung der Herzogthümer. 

7. „ (Holſtein). Die Bundescommiſſäre übergeben ben öſterr.preuß. 

Civilcommiſſären die Verwaltung und verlaſſen Altona. Die han- 

noveriſchen Bunbestruppen treten den Rüdmarich an. 

(Holftein). Bekanntmachung ber dfterr.:preuß. Civilcommiſſäre: 
„... Um bie Aufgabe erfüllen zu können, bie obere Leitung der gefammten 

Verwaltung ber Herzogthümer in beren ntereffe und ſo zu führen, daß 

dberEntfheidung über die Zufunft der Herzogthümer in Feiner 

Weiſe vorgegriffen wird, müſſen wir uns vor Allem ber willigen Un⸗ 

terordnung und bereiten Unterjtüßung aller Behörden und Beamten im Lande 

verfichert halten können.“ 
Bon den holſt. Beamteten, zunächft ben höheren, wirb eine An- 
erfennungs: und Gehorfamkeitserflärung verlangt. 

„— 11. Dec. (Holftein). Ankunft der neuen preuß. Befatungstruppen. 
Diefelben follen unter Gen. Herwarth v. Bittenfeld Holftein, Lauen- 
burg und die Oſtſeite Schleswigs befeßen, während bie Defterreicher 
die Weftfeite Schleswigs inne haben und 1 Bataillon nad Altona 
legen. 


8. „ (Bayern). Hr. dv. Schrenk wieb wiederum zum bayer. Bunbes- 


tagsgejanbten ernannt. 
9. „ (Holſtein). Erlaß der Siterr.:preuß. Civilcommiſſäre an bie bol- 
fteinifhe Landesregierung: 

„Die jächfiichen Truppen werden erft am 14. d. M. anfangen, das Her- 
zogthbum Holftein zu verlaffen, weil ihnen erft von da ab bie bannoverijchen 
Gilenbahnen, und auch dann nur unter Beihränfungen, zur Verfügung ge- 
ftelt werden, Da für dieje Verzögerung durchaus fein Grund in der Natur 
ber Sache Liegt, biejelbe vielmehr nur durch ben Wunfch der größern Bequem- 
lichfeit wegen flatt des Marſches die Beförderung der Eilenbahn zu benützen, 
und durch den gewählten Umweg veranlaßt ward, jo haben bie aus der Ver- 
zögerung entftehenden Koften feinen Anjprud darauf, innerhalb der Entſchä⸗ 
bigungen für Die Grecutionstruppen gerechnet zu werben, und es barf auch 
durchaus feine weitere Belaftung bes Herzogthums Holftein erwachſen. Es 
werden daher den ſächſiſchen Erecutionstruppen, welche fich nicht mehr im Auf: 
trage des Bundes, fonbern nad) bem Belieben ber königlich ſächſiſchen Regie— 
rung im Lanbe befinden, von jett an Feine Leiftungen auf Koften des 
Landes, weder in Naturallieferungen, Quartier, noch fonft gewährt werben 
fönnen, fondern es wird, was ihnen freiwillig von den Einwohnern ge- 
nie wird, nad Ordnung von Preifen alles von benjelben bezahlt werben 
müſſen.“ 

10. „ (Holſtein). Die Univerſität Kiel macht ſich zum Organ ber 
von vielen holſt. Beamteten getheilten Bedenken gegen eine unbe: 
bingte Gehorfamteitserflärung nad dem Erlaß der öſterr.reuß. Ci— 
vilcommiljäre v. 7. d. M.: 

‚ne. 8 könnte darunter möglicher Weile auch das dem Vernehmen nach von 
einer Partei im Königreiche Preußen verfolgte Beftreben, die Herzogthümer 
jenem Köntgreiche zu incorporiren, ober die Anerkennung der vermeintlichen 
Anſprüche bes Großherzogs von Oldenburg eingefchloffen fein, Beftrebungen, 
gegenüber denen völlig unthätig zu fein, wir uns nicht verpflichten können. 
Dagegen find wir bereit, ber factifhen Befikergreifung Oeſterreichs und Preu⸗ 
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Bens uns zu dem Zwecke willig unterzuordnen und dieſelbe bereitwillig zu 
unterftüßen, um bas von ben Geſandten diefer beiden Mächte auf ber Con 
ferenz zu London unterm 28. Mai erflärte Ziel möglicäft bald zu. ereichen.“ 


11. Dee. (Holftein). Das Holft. Poft: und das Telegraphenmwefen werben 
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aus dem Gejchäftsfreife der Randesregierung ausgefhieben und preu- 
Bifhen Chefs untergeorbnet. Die bisherigen holft. Telegraphenbe: 
amteten werben jämmtlich zur Dispofition geftellt. 
„ (Holftein). Die öfterr.-preuß. Civilcommiſſäre „beeilen fich, dem 
Curatorium ber Univerfität zu erwiebern, daß fie weit entfernt davon 
feien, irgend Jemand, geſchweige den Vertretern ber Wiſſenſchaft, in 
ihrer Rechtsüberzeugung beengenden Zwang anlegen zu wollen. Die 
Erklärungen ber Beamteten erfolgen nunmehr ohne Widerrede, theils 
mit theil® ohne ausdrücklichen Vorbehalt. 
„» (Bayern). Eine Circularbep. v. d. Pforbtens an bie beutichen 
Regierungen erörtert die Stellung Bayerns zu der jchleswig-holftei: 
niſchen und in der deutſchen Frage überhaupt. 


» (Preußen). Hr. v. Bismard lehnt in zwei Dep. an Defterreich 
den Vorſchlag besfelben vom 5. Dec. ab, weigert fi, auf eine Ent: 
ſcheidung in ber fchlesw.:holft. Erbfolgefrage einzugehn, bevor bie 
zufünftige Stellung Preußens in den SHerzogthümern feſtgeſetzt fei 
und regt vertraulich bie förmliche Annerion derſelben an Preußen an. 
» (Preußen). Eine Dep. Bismards an Bayern und Sachſen 
kommt auf bie Borgänge vom 5. d. M. am Bunde zurüd und warnt 
biefelben brohend vor jedem Fünftigen Verſuch einer Ueberfchreitung 
ber Competenz des Bundes durch Majoritätsbeſchlüſſe: 

— Der Bund hat nur genau die Rechte, welche die Verträge ihm 
beilegen, und wir kennen keinen Artikel der letztern, nach welchem der Bund 
ein Land, deſſen Erbfolge ſtreitig iſt, zu ſequeſtiren oder zu beſetzen habe. 
Wäre dieſe Verſchiedenheit ber Auffaſſung nur rein theoretiſcher Natur, fo 
fönnten wir uns damit begnügen, unfere Anfiht conftatirt zu haben. Wir 
bürfen aber nicht verheblen, daß wir in bderfelben eine große practifche 
Gefahr erbliden, auf welche aufmerffam zu machen wir für unfere Pflicht er: 
achten müſſen. Es liegt in dem Verfuh, an bie Stelle ber Erecution bie 
Decupation und Sequeftration der Herzogthlimer zu fehen und ber Bundes⸗ 
verfammlung bie Belegung und Verwaltung berfelben bis zu bem Augen 
bli der befinitiven Entſcheidung über ihre Zufunft zu vinbiciren, eine Ten: 
benz zur Ausbehbnung ber Gompetenz der Bunbesverfamm: 
Yung, welche in ben Verträgen feinen Boben findet, und wir baber als ges 
fährlich für das Beftehen bes Bundes felbft zu bezeichnen nicht umhin Tünnen. 
Der Beltand des Bundes ift auf ber Achtung aller Bunbesglieber vor ben 
fehr vorfichtig gezogenen Grenzen biefer Competenz begrünbet; jeder Verſuch 
willkürlicher Erweiterung berfelben berührt und erfhüttert bie Grundlagen bes 
Bundes felbft. Ein Regiment von Majoritäten, welches an bie Stelle 
jener Achtung ein Princip bes eigenen Beliebens feken würde und ben Anz 
ſpruch maden wollte, auf unfere Politik über die Beftimmungen ber Bun⸗ 
besverträge hinaus leitend einzuwirken, könnte von ums nicht ertragen 
werden. Wir find nur besjenigen Bundes Mitglieder, beffen Grundgeſetze fi 
in ben Bundesverträgen niebergelegt finden; das Maß ber Befugniffe, welche 
ber Gefammtheit dem einzelnen Diitgliebe gegenüber beiwohnen, tft durch dieſe 
Berträge bemefjen, und bie Ueberſchreitung ber bamit gegebenen Competenz 
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fällt mit bem Bruch bes Bundes zufammen. Jede Regierung, welche 
Werth auf die Vortheile und die Sicherheit legt, die ihr das Fortbeſtehen bes 
Bundes gewährt, follte baher vor Gompetenzslleberfchreitungen, durch welche 
das gemeinjame Band zerriffen werden kann, forgfältig auf der Huth fein. Wir 
find nicht gewillt, unfere politifche Selbftändigfeit über das Maß unferer nach⸗ 
weisbaren Bundespflichten hinaus beeinträchtigen zu Taffen; ber Berfuc dazu 
aber würde zur Thatfache geworden fein, wenn ben 6 Stimmen ber Wi- 
norität vom 5.5. M. noch 2 andere hinzugetreten wären. Wir würden bann 
in ben Fall gefommen fein, bem zu Unrecht gefaßten Beichluffe gegenüber, 
von ber uns aus ber Verletzung der Verträge erwachfenden Freiheit des 
Handels zur Wahrung unjerer Rechte ven vollen Gebraud) zu machen. Wir 
können nur wünfchen, daß ber Füniglichen Regierung über biefen unfern Ent- 
ſchluß für ähnliche Fälle Fein Zweifel jbleibe, und darum habe ich es nicht 
für überflüffig erachtet, auch nachdem der augenblidliche Fall durch die Ab- 
fimmung vom 5. d.M. entjchieben ift, aufbie dabei in Frage geftellten Prin- 
cipien zurüdzufommen.” 

Sn ber Dep. an Sachſen findet fich folgende Rechtsdeduction: „... Nur 
im Vorbeigehen will ich bes Mißverſtändniſſes erwähnen, welches fich barin 
fundgibt, daß ber Befigtitel des Königs Chriftian IX. auf ben Lon⸗ 
boner Vertrag zurüdgeführt.... Sollte e8 wirflich einen Staatsmann von . 
bem juriftifchen Scharffinn bes Hrn. v. Beuft entgangen fein, daß ber Lon- 
boner Vertrag von 1852 dem König Chriftian IX. Teine neuen Rechte ver- 
lieben hat, noch verleihen Fonnte, ſondern daß berfelbe nur das Verſprechen 
der Anerkennung berjenigen Rechte enthielt, welche für denfelben aus ben barin 
erwähnten Verzichten und aus den beabfichtigten legislatoriſchen Schritten bes 
Königs von Dänemark behufs Aenderung der Thronfolge hervorgehen würben, 
und biefe Verzichte und das Thronfolgegefeg von 1853, welches in 
allen Theilen der Monardie in formal gültiger Weife publi- 
cirt wurbe, nicht aber bie denſelben von fremden Mächten verfprochene An: 
erfennung, bildeten ben Befigtitel bes Königs Chriftian IX., unb wurden 
durch ben Beitritt oder Nichtbeitritt irgendeiner Macht zu bem Londoner Ber: 
trag an und für fi und in ihrem Beftehen nicht berührt. Es ift baber leicht 
zu erkennen, mit wie wenig Recht die fächfiiche Erklärung bie Ausſprüche bes 
Bundes, in welchen berjelbe den Rondoner Vertrag als für ihn nicht vorhanden 
bezeichnet, dazu anmwenden Fonnte, ben Charakter der Execution ſtillſchweigend 
in bie bem Bundesrecht fremde Occupation zu verivanbeln.“ 


13. Dee. (Kurbeflen). Die Ständeverfammlung befchließt in Folge ber 


Antwort des Kurfüriten auf ihre Adreſſe v. 24. v. M. mit allen 
gegen 2 Stimmen folgende Erklärung: 

„Die Ständeverfammlung hatte e8 in ber Adreſſe vom 24. v. M. ver: 
mieben, bie aus dem VBerfaffungsftreit herrührenden Fragen zum Gegen: 
fand ihrer Beſchwerdeführung zu machen. Diesmal handelt e8 fi in ber 
That nicht um die politifchen Rechte und Freiheiten. Die Stände hielten jich 
vielmehr burch ihren Eid verpflichtet, dem Lanbesherrn gegenüber freimüthig 
auszufprechen, wie fie bie Lage des Landes betrachten, und daß unerſetzliche 
Nachtheile, ja ſchwere Gefahren für den Staat entftehen müfjen, wenn, wie 
feither, ſelbſt auf Gebieten, welche mit der Potitif nichts zu fchaffen haben, 
bie Thätigfeit ber Regierung ſtill fteht und bie wichtigfien Lanbesintereffen wo 
nicht mißachtet, doch verfannt oder erft im äußerſten Drange ber Nothwendig⸗ 
Teit zu fpät gewahrt werden. Nur darauf fommt e8 an, ob biefe Beſchwerde 
wahr ift oder nicht. Die von ſämmtlichen Miniftern contrafignirte Allerhöchſte 
Erwiberung vom 30. v. M. gibt bierauf Feine Antwort. Statt beffen wirb 
ohne allen Grund das Net der Stände beftritten, bie Regierungsthätigfeit 
als ſolche einer Beurtheilung zu unterziehen. Mit Uebergehung bes eigent= 
lichen Inhalts der Adreffe werben bie mit dem Junipatent zufammenhängenben 
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politifhen Fragen herbeigezogen und ber Streit über bie Wirffamfeit ber vor 
Miederherftelung der Verfaffung von 1831 ergangenen Geſetze und Ord⸗ 
nungen, welche die Stände in feiner Weife berührt hatten, wirb an biejer 
Stelle wieder aufgenommen. Endlich ift eine anderweite Zuſammenſetzung 
ber Stänbdeverfammlung nicht blos als „bie unerläßlihe und fundamentale 
Borausfehung eines wirklichen und definitiven Abfchluffes ber Verfaſſungs⸗ 
fragen“, ſondern in völlig unerfindlicher Weife als „ber welentliche Schritt zu 
einer gebeihlichen und fjegensreichen Entwidlung ber Verhältnifje des Landes 
auch in Hinficht feiner materiellen Intereſſen“ hingeſtellt. Die Stände würben 
bie ganz unzweibeutigen, durchaus loyalen Ziele ber Adrefje verwilchen, wollten 
fie fich, gegen ihren Willen, in die von der hohen Staatsregierung bier ein= 
gemifchten Streitigfeiten — deren Wichtigkeit bie Stänbeverfammlung am 
wenigften verfennt — bei biefer Gelegenheit verwideln laſſen. Die noch nicht 
gelöften Fragen bes Verfaffungsrechtes jollen wie bisher fo auch fernerhin jede 
an ihrem Blake ihre gründliche Erörterung finden. Hier gilt e8 anderen, 
für jeden politifchen Standpunft gleich wichtigen und gleich dringlichen Landes⸗ 
intereffen. Die Allerhöchſte Erwiderung beftreitet bie in ber 
Adreffe gegebene Darftellung von bem Zuftand bes Landes in 
feiner Weiſe; fie erfennt jelbft an, daß die Regierung die Aufgabe habe, 
die durch bie wahren Bebürfniffe des Landes gebotenen Mafregeln zu treffen, 
und erklärt, daß die Regierung St. f. Hoh. bes Kurfürften „nicht ablaffen 
werde, ſich mit aller Sorgfalt der rechtzeitigen und erfolgreichen Löſung biefer 
Aufgabe anzunehmen.” Die Ständeverfammlung hat ein ausbrüdliches Zu: 
geftändniß ihrer Beſchwerden für die Vergangenheit nicht erwartet. Nicht 
Anerfennung, nicht Worte, jondern Sandlungen find es, denen fie ent: 
gegenfieht. Es fommt auf eine durchgreifende Befjerung von Zuftänden 
an, und eine folche kann fi) weder plößlich noch anders als durch bie That 
vollziehen. Erfolgt diefelbe im Sinne der wahren Landeswohlfahrt, Jo barf 
bie Ständeverfammlung felbft einer abmwehrenden und unbefriedigenden Er- 
Märung gegenüber nichtöbeftoweniger ihren Zwed als erreicht entehen. Er: 
folgt diejelbe nicht, jo werben fich bie Stände durch ihren Eid verpflidtet 
erachten, auf verfaflungsmäßigem Wege und im eigenften Intereſſe der lan⸗ 
besberrlihen Autorität das Land vor fortgefehter Vernachläſſigung 
feiner Wohlfahrt zu wahren und befchließt auf Grund ber vorftehenden 
Erklärungen zur Zeit von einer weiteren Entſchließung abzuftehen.“ 


Erflärung des ritterfhaftlihen Abg. v. Trott, dem fich bie 
ritterfhaftl. Abg. v. Keudell, v. d. Mealsburg und v. Verfchner anſchließen: 
„sch habe bezüglich ber Adreffe vom 24. Nov. feine andere Abficht gehabt und 
feine andere Tendenz verfolgt als die, durch die Darftelung ber Lage bed 
Landes als ber Folge des bisherigen Verhaltens der Regierung, dem Landes: 

; herrn die Ueberzeugung zu verichaffen, baß eine unveränderte Fortdauer 
biejes Zuftanbes Ähnliche Refultate herbeiführen werbe, als fie bereits früber 
in einer die landesherrliche Autorität und bie Intereſſen bes Landes ſchädi⸗ 
genden Weife eingetreten jind — die frembe Einmifhung zur Schlid: 
tung bes Zwiefpaltes zwifchen Regierung ynd Voll. Ich beflage es tief, daß 
die wohlgemeinte Abficht verfannt worden ift und die Wünfche für bas un⸗ 
zertrennliche Wohl des Landesfürften und des Vaterlandes Tein geneigtes Ohr 

‚ gefunden haben; ich glaube aber nunmehr den Ereigniffen, welde, wie 
es |cheint, über das Vaterland kommen follen, mit Ruhe entgegen- 
Ichen zu bürfen und jede beshalbige Verantivortung meinerfeits ablehnen zu 
önnen.“ 


14. Dec. (Zollverein). Preußen vereinbart Namens des Zollvereins mit 
Frankreich die im Handelsvertrage anzubringenden Modificationen. 
Der Art. 31 desſelben, deſſen Beſeitigung Oeſterreich und die früher 
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näher mit ihm verbündeten Staaten gefordert hatten, befindet ſich 
nicht darunter. 


14. Dec. (Heſſen-Darmſtadt). Die I. Kammer vertagt die Regierungs⸗ 


15. 


17. 


18. 


vorlage bezüglich ber Koſten für Einführung der Bezirksftrafgerichte bis 
nad dem Beichluffe ber I. Kammer über bie neue Strafproceßorb: 
nung und die damit zufammenhängenden Geſetze. 


„ (Zollverein). Baron Hod geht als Bevollmächtigter Defter: 
reichs behufs neuer Unterhandlungen mit Preußen und dem Zoll: 
verein von Wien nah Berlin ab. 

„ (36er Ausſchuß). Die gefchäftsleitende Commiſſion beſchließt 
gegenüber ber preuß. Annerionstendenzen alle ihre bifponibeln Mittel 
für allfällige Unterftügung derjenigen jchleswig = holfteinifhen Beam: 
teten, die wegen ihrer Haltung bezüglich bes Herzogs Friedrich ent: 
laſſen würben ober fich genöthigt jehen follten, ihre Entlaffung zu 
nehmen, zu verwenden. i 


„ (Bundestag). Die großh. und herzogl. ſächſiſchen Negierungen 
überreichen unter entſprechender Erflärung eine Denkſchrift über bie 
Berechtigung ber Sachſen-Erneſtiniſchen Häufer auf die Succeffion 
in Lauenburg. 


„ (Bayern). Antwort v. d. Pforbtens auf die drohende Dep. Bis: 
mards v. 13. d. M. 

Die Dep, Iehnt es zunächſt entichieden ab, fich irgendwie über ihre Ab- 
flimmung vom 5. d. M. am Bunde zur Rebe jtelen zu laſſen. „Infoferne 
dagegen bie fgl. preußifche Regierung auf Gefahren aufmerffam machen will, 
welche bem Fortbeitande de8 Bundes drohen, find wir gerne bereit, ihr auf 
biefe8 Feld der Betrachtung zu folgen; benn wir wünſchen aufrichtig die Er- 
haltung biefes Bundes der gefammien beutfchen Nation, und erfennen bie 
Pflicht aller Bundesregierungen an, zur Befeitigung und Verhütung von Ge: 
fahren mitzumwirfen, welche ber Erhaltung bes Bunbes bereitet werben Tünnten. 
Bon biefem Standpunkte aus haben wir bie Depefche des kgl. preußifchen 
Herrn Staatsminifters fehr genau eriwogen und find mit ihm zu ber Leber: 
zeugung gefommen, daß allerdings bei Gelegenheit derjenigen Trage, welche 
durch den Bundesbeſchluß vom 5. December diejes Jahres entjchieben worben 
ift, der Fortbeftanb bes Bundes [wer bedroht war. Nur fünnen 
wir leider in Bezug auf ben Grund und den Urfprung biefer Gefahr nicht 
biejelbe Mebereinftimmung ber Anſchauungen befennen. Nicht inden Anfichten 
ber Minorität vom 7. Dec. v. Is. und 5. Dec. bs. Is. über bie Berechti⸗ 
gung bes Bundes zu Occupation der Herzogthümer lag die Gefahr eines Bundes: 
bruches, jondern in den Anfichten der k. preußifhen Regierung über 
ihre Berechtigung zur Selbfthilfe. Ueber die Competenz des Bundes bat, 
bies wird wohl nicht beftritten werben, nicht eine einzelne Regierung, jondern 
die Bundesverfammlung Jelbft zu entjcheiden und höchftens Tarın dann 
noch in Frage fommen, ob ber Fall ein folder ift, daß zu einem gültigen Be- 
fchluffe Einjtimmigfeit gehört. Auf ber andern Seite ift es nad Art. XI. 
ber Bundesafte unbeftreitbar, daß die Bunbesregierungen unter fih unter 
feiner Vorausſetzung das Recht der Selbftbilfe haben, fondern alle ihre 
Streitigkeiten in der Bundesverfammlung zum Austrage zu bringen verpflichtet 
find. Wir können daher auch: bei dem beften Willen darin, daß bie Tönigl. 
preußifche Regierung fich entichloffen hat, ben Beſchluß der Bundesverſamm⸗ 
lung abzuwarten, nichts anderes erbliden, als bie einfache Erfüllung ber erften 
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und unerläßlichften Bundespflicht, ſowie wir umgekehrt in jedem thatſächlichen 
Vorgehen gegen die Fünigl. fächfiiche Negierung einen offenen Bundesbruch 
bätten erfennen müſſen. Die Frage ber Occupation ift übrigens nunmehr bes 
feitigt. Der königl. preußifche Herr Staatsminifter erachtet e8 aber gleich 
wohl nicht für überflüffig, uns über den Entſchluß ber fünigl. preuß. Regie 
rung nicht im Zweifel zu laſſen, jebem zu Unrecht gefaßten Bundesbeſchluß 
gegenüber von ber ihr aus ber Verlegung ber Verträge erwachienden Freiheit 
des Handelns zur Wahrung ihrer Nechte den vollen Gebrauch zu machen. 
Wir müffen hiernady beinahe glauben, baß der eigentliche Zweck der Depefche 
des Herrn Staatsminifters won Bismard barin befteht, die königl. Regierung 
von jedem ferneren Votum in der Bundesverfammlung abzuhalten, zu welchem 
bie F. preußifche Regierung die Berechtigung nicht anerfennt. Wenn bem jo 
fein jollte, jo müffen wir ebenfalls ber k. preußijchen Regierung feinen Zweifel 
darüber laſſen, daß es unfer fefter Entfhluß ift, wie bisher, fo auch 
ferner unfere Abftimmungen nur aus unferer eigenen Ueberzeugung zu jchöpfen 
und über die Kompetenz ber Bundesverfammlung nur beren Grundgeſetze 
und Beichlüffe, nicht aber das Belieben einer einzelnen Regierung entjcheiden 
zu lafien. Wir legen Werth auf die Fortdauer des Bundes, nicht etwa weil 
er uns mehr Vortheile ober Sicherheit brächte, als irgend einem andern ber 
Bunbesglieber, fondern weil wir es, wie fchon gefagt, für eine Pflicht halten, 
das politifche Band ber gefammten deutſchen Nation zu erhalten. Wir find 
aber nicht gewillt, ven Charakter des Bundes als eines Vereines gleichbe: 
rehtigter Staaten in der Art beeinträchtigen zu laſſen, daB ein einzelnes 
Mitglied ihm das Map feiner Thätigfeit vorzeichnen Fünnte.” 


18. Dec. (Baden). Das erzbifchäfl. Ordinariat erläßt eine Inſtruction 
für bie Ortsgeiftlichen „bie kirchliche Leitung ber religiöfen Erziehung 
und Bildung in den kath. Volksſchulen betreffend‘, bahin gehend, 
ber kath. Geiftliche folfe von der Volksſchule als foldher und von 
ihren Auffichtsbehörben Feinerlei Notiz nehmen, als ob fie gar nicht 
vorhanden wären; dagegen folle er mittelft des Religionsunterrichts 
und ber Ueberwachung ber religiöfen Erziehung nicht allein auf bie 
Schuljugend, fondern auch auf die Lehrer einen directen Einfluß ge 
winnen, auch „auf bie in der Schule gebrauchten Lehr: und Leſe⸗ 

. bücher ein wachſames Auge haben und wahrgenommene Webeljtände 
im Benehmen mit den Eltern und dem Lehrer bejeitigen.” 


21. „ (Defterreid). Graf Mensborff antwortet Preußen auf feine 
Dep. v. 13. d. M., wenn er auf den Gedanken einer Einverleibung 
ber Herzogthümer zurüdfomme, jo müffe er daran erinnern, daß ja 
Ihon Graf Karolyi ermächtigt geweſen fei, dem Könige Wilhelm 
felbft zu erklären, daß Defterreish in biefe Einverleibung nur gegen 
Das Aequivalent einer ihm felbit zu gewährenden Vergrößerung feines 
deutſchen Gebietes willigen könne. 


» nn (Raffau). Allgemeine Wahlen zur I. Kammer. Die Oppo: 
fition erringt neuerdings ben Sieg, doch gelingt es ben Äußerften 
Anftrengungen ber Regierung, ihre Partei um einige Site zu ver: 
ftärfen. 


„ » (Kurheifen). Die Ständeverfammlung lehnt gelegentlich ber 
Budgetberathung bie Forderung ber Regierung, bie Präfenzzeit bes 
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Militärs von 13—16 Monaten auf 24 Monate zu erhöhen, faft 
einftimmig ab. 

22/31. Dec. (Kurbeifen). Wachenfeld'ſche Reithausangelegenheit. Der 
allgemeine Unwille tritt in einer heftigen Debatte der Ständever⸗ 
fammlung zu Tage. Der Kurfürft muß endlich nachgeben. 


„ n (Shleswig-Holftein). Baron Karl von Scheel: Bleffen und 
16 andere meiſt dem höheren Abel angehörige Unterzeichner richten 
eine Abreffe für „engiten Anſchluß an Preußen” an den König von 
Preußen und an den Kaifer vou Defterreih und laben zu weiteren 
Beitrittserflärungen ein. 

„Nachdem ber Friede vom 30. Oct. d. J. gefchloffen und alljeitig ratifi= 
cirt mworben, haben bie unterzeichneten Bewohner der Herzogthümer Schleswig: 
Holftein ſich vereinigt, um in ebrerbietigfter Vorftellung ben Ausbrud ihrer 
Wünſche in Beziehung auf die fernere Geftaltung der öffentlihen Verhältniſſe 
biefer Herzogthümer an Ew. Majeſtäten gelangen zu laflen. So wie wir mit 
Freuben ben Eintritt des lang erſehnten Augenblids begrüßt haben, in welchem 
es Ew. Majeſtäten gefallen bat, die Einheit der Verwaltung ber Herzogthümer 
Schleswig-Holftein unter allerhöchft deren Botmäßigkeit in's Leben treten zu 
laſſen, fo hoffen wir auf die dauernde Gewähr foldher Einheit burh Mit- 
aufnahme Schleswigs in den deutſchen Bund. Mit dem unbe- 
dingteften Vertrauen geben wir uns ferner der Hoffnung Hin, daß Em. Maje: 
ftäten Vorkehrungen treffen werden, welche die jtaatliche Einheit ber Herzog: 
thümer für die Dauer zu fichern geeignet fein und ihnen bie befte Gewähr 
für die Segnungen eines äußern und innern Friebens bieten werben. Hiezu 
halten wir für erforberlih: 1) daß eine unparteiifche rechtliche Unter- 
fuhung ber Frage: wer zur Erbfolge in bie Landesherrſchaft über bie Her- 
zogthümer berufen ſei, angeftellt, und 2) baß das Refultat folder Unter: 
fuchung einer nad geſetzmäßigem Vorgang vereinigten ſchleswig-holſteiniſchen 
Ständeverfammlung in überzeugenber Weile Fundbgegeben werde. Sollte 
die Unterfuhung zu dem Ergebniffe führen, daß ein beftimmter Fürft ein un: 
beftrittenes Recht auf die Erbfolge in beiden Herzogthümer und allen Theilen 
berfelben hat, jo bürften wir von der Geredhtigfeitsliebe Eurer Majeftäten er- 
warten, bat Allerhöchftdiejelben biefem Fürften die Regierung ber Herzogtbümer 
übertragen werben. Auch in bem Fall, daß fich ergeben jollte, daß eine An⸗ 
wenbung der Grunbjäße bes Erbrechts zu einer Zerfplitterung ber Herzog⸗ 
tbümer führen würde, vertrauen wir der weiſen Fürjorge Eurer Majeftäten. 
Anſprüche auf Theile fönnen fein Recht auf das untheilbare 
Ganze begründen. Sole Anfprüche werden gegen bie Rüdficht auf bie 
Wohlfahrt der Lande zurüdtreten müffen. Dieſe erfordert möglichfte Siche⸗ 
rung burch genügende Machtverhältniffe, welche Eure Majeftäten den Herzog: 
thümern nicht werden vorenthalten wollen. Sie kann ihnen aber nad) unferer 
innigften Ueberzeugung nicht beifer gewährt werden als durch den engiten 
Anſchluß an eine ber deutſchen Großmächte und zwar an bie preußifche 
Monarchie als die nächitbelegene derfelben. Dabei gehen wir mit voller Zu: 
verfiht von ber Erwartung aus, daß den Herzogthümern unter allen Um: 
fländen eine den Eigenthümlichfeiten berfelben entjprechende Selbftändig- 
feit in Bezug auf die inneren Angelegenheiten werde erhalten 
werben. Wir Bitten Eure Majeftäten, fich bei Allerhöchſtderen Entjchließungen 
zum Wohl der Herzogthümer von diejen Geftchtspunften Teiten und eintretenden 
Falls eine Vorlage an bie vereinigte Stänbeverfammlung ber Herzogthüümer 
Schleswig-Holftein gelangen zu laſſen. Eure Majeftäten werden dann dem 
Friedenswerk die Krone auffeßen und fich bie in ihrem einheitlichen Daſein 
auf bie Dauer geficherten Herzogthümer zu ewigem Danf verpflichten.” 


u 
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23. Dec. (Han nover). Die offiziöſe Preſſe ſpricht ſich nachgerade ganz 
unumwunden gegen die ganze bisherige Politik der Mittelſtaaten in 
ber ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage und gegen bie Anſprüche des Auguſten⸗ 
burgers aus. Hannover ift auch in Wien und Berlin für bie Be: 
ftrebungen des Großh. v. Oldenburg thätig. 


24, „ (Württemberg). Eine königl. Verordnung hebt bie in Folge 
der Bundesbeſchlüſſe erlaffenen Verordnungen von 1855 und 1856 
bezüglich Preß- und Vereinsweſen auf. Halbamtlicher Artifel des 
Staatsanzeigers dazu. 


„ no» (Preußen). Eine Circulardep. an bie beutichen Regierungen 
zeigt denfelben an, daß der König die Kronfyndici zu einem Gut: 
achten über die ſchleswig-holſteiniſche Erbfolgefrage aufgefordert habe. 


25. „ (Sadfen). Antwort auf die Depeche Bismards v. 13. d. M. 
Hr. v. Beuft verwahrt fich in ber ziemlich umfangreichen Dep. zunächſt 
gleih Hrn. v. d. Pfordten dagegen, baß der preuß. Regierung das Recht zu= 
jtehe, einzelne Bunbesregierungen wegen ihrer Abjtimmungen am YBunbestage 
zur Rechenſchaft zu ziehen, gebt banıı aber ausführlich auf die preußifche Auf: 
fafjungsweife ein, wonad) e8 dem Bunde unter feiner Vorausfeßung hätte ges 
ftattet fein dürfen, bie gegenftandslos gewordene Erecution in eine Occupation 
Holfteins umzuwandeln. Das fächfifche Cabinet glaubt, daß diefe Befugniß bes 
Bundes aus feinem Weſen hervorgehe und nicht erft erwielen zu werben 
brauche. Indeſſen habe gerade die fächjifche Regierung es abfichtlich vermieden, 
die Trage über die Begründung bes auf ben Wiener Frieden geftübten Be— 
fißtitel8 ber beiden Großmächte anzuregen und würde überhaupt fich hierüber 
nicht ausgefprochen haben, wenn nicht die Note des Hrn. v. Bismard hierzu 
provozirte. Das ſächſiſche Cabinet fommt nach einer längeren Auseinander: 
ſetzung der in Betracht kommenden Rechtspunkte zu ber bereit$ in jener Ab: 
flimmung in ber Bundestagsfigung vom 5. Dec. ausgefprochenen Anficht, daß 
dem König Chriftian von Dänemark überhaupt Feine Rechte an ben Herzog. 
thümern zugeftanden hätten und berfelbe fomit allenfalls nur Anſprüche, bie 
niemals vom Bunbe anerfannt feien, an bie beiden Großmächte habe abtreten 
fünnen. — Die Drohung, daß der Bund durch eine Competenzüberfchreitung 
feine Eriſtenz gefährdet haben würde, beantwortet Hr. v. Beuft in folgender 
Weiſe: „Ueber das Maß jeder Competenz bat ba, wo über der befhfußfaffen. 
den Autorität eine höhere Inſtanz ſteht, dieſe im Zweifelsfall zu enticheiden. 
Wo fie nicht befteht, iſt die bejchlußfaffende Autorität felbft Richter, nicht aber 
ein einzelnes Mitglied ber VBerfammlung, welche biejelbe darſtellt. Für die 
Bundesverfammlung gibt dies Art. XV. der Wiener Schlußacte tiber: 
dies an die Hand. Die in dem Erlaffe des Herrn Minifterpräfidenten 
v. Bismard empfohlene Achtung vor ben Grundgefegen des Bundes bedingt 
die Achtung und Ausführung jedes Majoritätsbeichluffes, ber verfafjungsmäßig 
zuläfjig ift, und verfaffungsmäßig unzuläfjig find Majoritätebundesbefchlüffe 
nur in ben Fällen, für welche die Bundesgrundgefege bie Einftimmigfeit aus⸗ 
drüdlich verlangen. Ein Bundesbruch kann daher durch einen verfafjungs: 
mäßigen Majoritätsbeichluß nie herbeigeführt werden, wohl aber würde bies 
ber Kal fein, wenn ein Bunbesglieb fi) weigerte, einem ſolchen Bundesbe⸗ 
ſchluſſe Folge zu geben, oder wohl gar e8 unternehmen wollte, deſſen Aus: 
führung mit Gewalt zu verhindern.“ Der Schluß ber Depefche enthält eine 
böfliche Einlenkung, daß das ſächſiſche Cabinet niemals daran gedacht Habe, 
die bevorzugte Stellung ber beiden Großmächte am Bunde zu beftreiten, aber 
eine Vertretung bes Bundes bei ber ferneren Verwaltung ber Herzogthümer 
bis zur Erledigung ber Erbfolgefrage fei ein berechtigtes Verlangen geweſen. 
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26. Dec. (Bayern). Miniſterialralrath v. Pfretzſchner wird zum Han⸗ 
delsminiſter ernannt. — Der Ausſchuß der Fortſchrittspartei beſchließt 
in einer Verſammlung zu Nürnberg, an ber Forderung des Bunbes- 
ftaates für Deutſchland feitzuhalten. 

27. „ Württemberg). Lanbesverfammlung ver jog. Volfspartei in 
Eflingen. Dieſelbe bejchließt einjtimmig: 

„1) Die Nothiwendigfeit einer durchgreifenden Revifion der Verfafjung. ift 
allgemein anerkannt; insbejondere in Bezug auf bie Landesvertretung ſpricht 
fih die Verſammlung für Befeitigung ber Privilegirten und für allgemeines 
Stimmredt, für geheime und birecte Wahlen und für eine Kammer aus. 
2) Die Berfammlung erklärt die Wieberftellung bes Gefetes vom 1. Juli 
1849 für das geeignetfte Mittel, die Aufgabe der Verfafjungsrevijion in be: 
friebigender Weife zu löfen, und wahrt wiederholt bie Rechte bes Landes ge: 
genüber ber einfeitigen Aufhebung jenes Geſetzes.“ 

28. „ (Defterreid). Der Kaifer lehnt die Annahme der Sceel-Plef- 

| fen’ihen Adreſſe aus Schleswig-Holftein ab. 

„ nn (Württemberg). Wieberzufammentritt des Landtags. Die II. Kam: 
mer genehmigt die Forterhebung der Steuern bis Ende Juni 1865. 
Der Abg. Teer bringt einen Antrag auf Einführung der allge: 
meinen Wehrpflicht ein. 

28.129. Dee. Naffau). Wahlen ver höchitbefteuerten Grunbbefiter und 
der höchftbefteuerten Induftriellen zur I. Kammer. Die Regierung 
erleibet auch bei biefen Wahlen eine Niederlage. 

29. „ (Hannover). Stüve, der mit Ende des Jahres jeine Gtelle 
al8 Bürgermeifter von Osnabrück niederzulegen erklärt hat, unterliegt 
bafelbjt bei der Wahl von drei Bürgerporftehern. 

30. „ (Schleswig-Holjtein). Während zu der Scheel-Pleſſen'ſchen 
Adreſſe für „engiten Anfchluß an Preußen“ kaum ein halbes Dutzend 
Beitrittserflärungen erfolgt find, haben ſich ſämmtliche fünf größere 
Blätter des Landes einftimmig und energijch gegen biejelbe ausge: 
ſprochen und eine allgemeine Agitation hat im Lande begonnen, fid) in 
größeren und Fleineren Berfammlungen [ehr unumwunden dagegen aus: 
zufprechen. 

„„Maſſau). Die Regierung verbietet bie heſſiſche Landeszeitung 
und das Naſſauer Bürgerblatt und verwarnt bie Kölnische Zeitung 
und das Franff. Journal. 

31. „ Medlenburg). Die Regierung fieht ſich gezwungen, die be 
ftehende Zunftordnung einigermaßen zu mildern. Nach dem amt: 
lihen Staatsfalender find jeit 1849 93,000 Menſchen aus dem 
Lande ausgewandert, mehr als ber fjechste Theil der ganzen Be: 
völferung. 


II. 


Prengen. 


4. Yan. Fortfeßung ber Budgetdebatte des Abg.Hauſes. Das Haus 
beichließt, den Anfab von 35000 Thlrn. geheime Polizeiausgaben und 
ebenjo einen Anſatz für Ausbildung von Gefangenwärtern im rauhen 
Haufe zu Hamburg zu ftreichen. 

Situng der Anleihecommiffion des Abg.-Haufes. Hr. v. Bismard 
wiederholt feine Behauptung, daß die Vereinbarungen von 18°%, 
Preußen allein das Recht geben, fih, um Schleswig zu befümmern 
und daß ber Schuß für die Deutihen Schleswigs davon abhange, 
daß Preußen dieſe Vereinbarungen aufrecht erhalte. Er beitreitet 
bie Competenz des deutihen Bundes; politiihe Fragen feien feine 
Rechtsfragen, nur Machtfragen; Preußen könne fi nicht majgrifiren 
lafjen, etwa burd eine Majorität, bie ein paar Millionen vepräfentire; 
die deutſchen Großmächte feien das Glashaus, bag ben beutfchen 
Bund vor europäifhem Zugwind ſchütze ıc. 

6. „ Der Bubgetausfhuß des Abg.Hauſes beſchließt faft einftimmig, 
auf einfache Ablehnung bes nachträglich wiederum vorgelegten Etats 
für 1863 anzutragen. — Der Antrag der Commiſſion bez. bes 
Militäretats für 1864 (Referent v. Vaerft) beobachtet genau dasſelbe 
Berfahren wie in den lebten Jahren: die Reorganifationstoften 
ſämmtlich zu ftreihen; die Regierung verlangt 39,372,000 Thlr., 
wovon 37,845,000 im Orbinarium und 1,526,000 im Ertraordi- 
narium; unter ben leßtern find Feine Reorganifationsfoften, unter den 
erftern dagegen 5,625,000 Thlr. und diefe will die Commiſſion 
ftreichen. 

8. „. Die Commilfton des Abg.-Haufes beſchließt einftimmmig, auf Ab: 
lehnung ber von ber Regierung beantragten Ergänzung des Art. 99 
der Verfaſſung (Budgetbewilligungsredht) anzutragen. — Der Re: 
gierungscommiflär erflärt im Wahlunterfuhungsausfchufje des Abg.- 
Haufes, das Verbot der einzelnen Miniſter an die von ihnen 
reflortirenden Beamteten, ben Reguifitionen des Ausſchuſſes Teine 
Folge zu geben, beruhe auf einem Beſchluſſe des Geſammtminiſteriums. 
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8. Ian. Sitzung des Budgetausſchuſſes des Abg.-Haufes. Die Regierung 


11., 


beftreitet nachdrücklich das Recht des Hauſes auf Controlle des Staats⸗ 
vermögens, welches der König als Repräſentant des Staates verwalte; 
die Verfaſſung kenne keine ſolche Controlle. Der Ausſchuß beſchließt, 
beim Hauſe darauf anzutragen, es möge die Regierung zur Vorlage 
des geforderten Specialnachweiſes über den Staatsſchatz auffordern 
und bis dieſe erfolgt fein werde, die Decharge für die Staatsrech— 
rehnungen von 1859, 1860 und 1861 verweigern. 

Der Abg. Virchow interpellirt die Regierung bez. eines Rücktritts 
Preußens vom Londoner Vertrage. Bismard erflärt, er werde ant- 
worten, jobald das Haus über bie Anleihe werde Beſchluß gefaßt 
haben. Beginn der Debatte über bie Militärerigenz für- 1864. 
Referat des Berichterftatters v. Vaerſt. 


13. „ Abftimmung des Abg.Hauſes über den Mililäretat für 1864. 


" „ 


Für die Einftelung der Armeereorgantfationskoften ins Orbinarium 
nah dem Berlangen der Regierung ſtimmen nur die Minifter, die 
feudale Fraction und einige Katholifen; auch ber Antrag, dieſe 
Koſten im Ertraordinartum zu bewilligen, wird mit 280 gegen 35 
Stimmen verworfen. 

Antwort des Königs auf bie Adreſſe des Herrenhaufes v. 21. 


- Dec. v. J.: 


14, „ 


„Ich habe die Adreffe des Herrenhaufes vom 21. Dec. v. J. empfangen 
und mit Befriedigung von ihren Inhalt Kenntniß genommen. Der Zwed 
ber Forderung, weldhe Meine Regierung an die Landesvertretung gejtellt Hat, 
ift, wie die Adreſſe mit Recht bemerft, einestheils die Erfüllung beftimmter 
bundesrechtlicher Verpflichtungen, zu welchen die Mittel nicht verfagt werben 
fönnen, anberntheils die Wahrung von Preußens Machtitelung und Chre 
gegen jeben Angriff bei biefer Erfüllung. Daß das Herrenhaus die Löſung 
ber Aufgabe, welche Preußens Politif zur Zeit gejtellt ijt, mit voller Zuverficht 
in der Hand feines Königs fieht, daran habe Sch nie gezweifelt; aber ber 
erneute Ausdrud diefes Vertrauens ift Mir erfreulich gewejen in einer Zeit, 
welche ernfte unb folgenjchwere Entjchlüffe von Mir fordern. Sch bin über: 
zeugt, daB das Land, welches Meine Gefinnungen kennt, biejes Vertrauen 
tbeilt. Das Herrenhaus wird von der richtigen. Erfenntniß geleitet, daß 
Angefichts der drohenden Verwickelungen bie Wege der Politik ſich nicht im 
im Voraus beftimmen lafjen, und daß Rechtsfragen und völferrechtliche Be⸗ 
ziehbungen nicht duch Wünſche und Sympathien, fo natürlich diejelben auch 
fein mögen, entjchieden werben können, baß aber, wern jenes Ziel, über welches 
Ale einig find, nämlich die Wahrung der Rechte Deutjchlande, ſowie der Ehre 
und Macht Preußens erreicht werden fol, es unumgänglich nöthig ift, für 
ale Fälle gerüftet zu fein. Sch ſpreche dem Herrenhaufe für bie Zufage 
feiner vertrauensvollen Unterftüßung Meinen Dank aus und mag ber Hoffnung 
nicht entfagen, daß in beiden Häufern bes Landtages fi die Hingebuug an 
des Baterlandes Aufgabe Fräftig genug erweifen werde, um jede Rüdficht auf 
ſchwebende Differenzen in ben Hintergrund treten zu laflen und Meiner 
Regierung durch einmüthigen Beſchluß die Mittel zur Verfügung zu ftellen, 
welche für bie Wöfung jener Aufgabe erforderlich find.“ 

Der Magiftrat von Berlin bejchließt, der Anweiſung der Regierung, 
ber Wahl-Unterfuhungscommiffion des Abg.Hauſes Feine Auskunft 


zu ertheilen, nicht Folge zu geben, beim Oberpräfidenten Beſchwerde 
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zu erheben und um Aufhebung ber Verfügung zu bitten. — Der 
öfterr. Oberft v. Schönfeld (vom Generalftab) verweilt in Berlin, 
um bie gemeinfamen Vorbereitungen zum Feldzug in Schleswig feft- 
zuftellen, 

14, San. Der Bundestag verwirft den Antrag von Oefterreih und Preußen 
bez. Schleswig. Erklärung ber beiden Großmächte, die Frage nun- 
mehr allein und ohne den Bund in ihre Hand zu nehmen (ſ. Deutſchld.). 

16. „ Preußen und Oeſterreich verlangen von Dänemark die fofortige 
Aufhebung der Verfafjung v. 18. Nov. für Dänemark-Schleswig, 
mit dem Beifügen, daß, wenn bie Erflärung, daß fie erfolgt fei, 
nit binnen 48 Stunden den Geſandten derſelben zugehe, biefelben 
angewielen jeien, Kopenhagen zu- verlaflen. 

„ nn Schlußabftimmung des Abg.-Haufes über das Budget für 1864 
als Ganzes. Das verfürzte Budget, wie e8 aus ben Befchlüffen 
des Haufes hervorgegangen, wird mit allen Stimmen gegen die der 
feudalen Fraction und eines Theils der äußerſten Linken (Jacoby 
und Gen.) angenommen. Schulze-Delitzſch beantragt eine Refolution 
zur beutihen Frage. Jacoby und Twefſten über die Frage einer 
eventuellen Steuerverweigerung. 

418 ,„ Die Anleihecommiffion bes Abg.-Haufes ftellt ihren Bericht feit, 
Hr. v. Bismard erklärt die völlige Losjagung Preußens vom Londoner 
Protokoll für eine Frage der Opportunität, beftreitet dem Bunde die 
Competenz, über die Succeffionsfrage zu entjcheiden und ſchließt 
dahin: „Wir haben zu Ahnen nach wie vor das Dertrauen, baß 
Sie uns diejenigen Mittel, welche wir jo nothiwendig bebürfen, auf 
verfafjungsmäßigem Wege zugänglidd machen werden, ſonſt müfjen 
wir fie nehmen, wo wir fie befommen. Die bisherige Minderheit 
ber Commiſſion erklärt in Zolge der Vorgänge am Bundestage vom 
14. d. M. auch ihrerfeitS den Beitritt zu dem Bejchluffe der Come 
miffion, die fomit einftimmig auf Ablehnung ber Anleihe anträgt. 

. Das Abg.Haus lehnt die von der Regierung geforderte Abänderung 
des Art. 99 der Verfaſſung mit allen gegen bie Stimmen der feubalen 
Fraction ab — wahrt die Rechte des Haufes gegenüber dem Schreiben 
bes Staatsminifteriums dv. 21. Nov. v. J. (Zurüdnahme der Preß: 
orbonnanz) — und verfagt die von ber Regierung geforderte gerichtliche 
Verfolgung des Abg. Jacoby. 

419. „ Ausſchußbericht Gneiſt's über die Militärnovelle (mehr ein Bud) 
als ein Bericht, der literarifche Abſchluß der Militärfrage): der Antrag 
des Ausſchuſſes geht auf einfache Ablehnung. 

Circulardep. Bismards an die deutſchen Regierungen über die Politik 
Preußens in ber jchlesw.:holft. Frage: Vorſchlag der SHerjtellung 
einer Berfonalunign zwiſchen Dänemark und ben Herzogthümern 
(ſ. Diſchld.). 

Preußen muthet dem Commandanten der Bundestruppen in Holſtein, 
Gen. v. Hacke zu, ſich „um mögliche Colliſionen zu N unter 


162 Preußen. 


das Dbercommando des Feldmarſchalls Wrangel zu ftellen. Der 
Bundesgeneral lehnt die Zumuthung fofort und entſchieden ab. 

19./21. Ian. Die preußiihen Truppen rüden in Holſtein ein, ohne fich 
vorher mit ben Regierungen von Hamburg, Lübeck, Oldenburg oder 
den Bundescommiflären verftändigt zu haben. Dldenburg befchwert 
fi darüber am Bunde, bie übrigen begnügen fich zu proteftiren und 
theilweife in Berlin zu remonftriren. 

20. San. Bericht der Commiſſion des Herrenhauſes über die Preßnovelle. 
Das ſechs SG Amendentent. 

21./22. Jan. Debatte des Abg.-Haujes über die Anleihe und über bie 
Refolution Schulze⸗-Delitzſch. Bismard erklärt fih für Perfonalunion 
zwiihen Dänemart und den Herzogthümern und verliest bie 
Circeularbepefche dafür vom 19. d. M. Bei der Abftimmung des 
Haufes wird die Anleihe mit 275 gegen 51 Stimmen verworfen _ 
und bagegen die Refolution SchulzeDeligfh mit 145 gegen 105 
Stimmen angenommen (j. Dtſchld.). | 

23. San. Das Herrenhaus verwirft dag Budget des Abg.Hauſes mit 58 
gegen 17 Stimmen und ftellt den urjprünglihen Regierungsetat 
wieder ber. 

25. „ Das Abg.Haus beſchließt, dem Beichluffe des Herrenhaujfes vom 
23. d. M. folgende Erklärung entgegen zu jeben: 

„1) Der Beichluß bes Herrenhaufes, durch welchen der Staatshaushaltsetat, 
wie ihn das Abg.-Haus befchloß, abgelehnt und der dem Haufe verfafjungs- 
mäßig nicht vorliegende Regierungsentwurf angenommen wurde, verjtößt gegen 
Art. 22 ber Berfaffung und ift deßhalb null und nichtig; 2) ber Beſchluß 
des Herrenhaufes verlegt das wichtigfte Necht des — und entzieht 
der Regierung das Recht, die von dem Abg.-Hauſe bewilligten 137,971,941 Thlr. 
auszugeben; 3) bie Staatsregierung begeht einen offenen Verfaſſungs— 
bruch, wenn biejelbe fortfährt, ohne Zuftimmung beider Häufer über Staats: 
mittel einfeitig zu verfügen; 4) jede Anleihe ohne Genehmigung der Landes: 
vertretung ift verfajfungsmwibrig und für ben preußijchen Staat für 
alle Zeit unverbindlid. 

Die von der Regierung vorgelegte Militärnovelle wird mit 268 
gegen 34 Stimmen abgelehnt. Die Weigerung ber Regierung gegen: 
über ber parlamentarijhen Wahlunterfuhungs-Commilfion wird mit 
großer Mehrheit für eine Verlegung des $ 82 der Verfaflung erklärt. 

Eine kgl. Botſchaft jchließt die Seſſion des Landtags. Schluß: 
rede des Minifterpräfidenten v. Bismard im Namen des Königs: 

„Bei ber Eröffnung ber Siungsperiobe wurbe von des Könige Maj. ber 
bringende Wunjc Fund gegeben, bie zwifchen Allerh. 3. Regierung uud einem 
Theile ber Landesvertretung entflandenen Zerwürfnifje ausgeglichen zu 
jehen. Dieſer Wunſch ift nicht in Erfüllung gegangen, obwohl die Regierung 
Sr. Maj. e8 an entgegenfommenden Schritten nicht hat fehlen laſſen. Das 
Haus ber Abgeordneten bat an demjelben Standpunkte feitgehalten, welcher 
zur Auflöfung des legten Haufes vor ihnen führte. In angebliher Ber: 
tbeibigung verfafjungsmäßiger Rechte hat e8 eine Reihe von Beichlüffen gefaßt, 
welche den unvertennbaren Stempelbes Strebens an fich tragen, feine Rechte 
ohneRückſicht auf bie Gleihberehtigung-der übrigen Staats: 
gewalten und ohne Rüdficht auf das Wohl und bie Intereſſen des Landes 
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auszuüben. Duch Ablehnung des Gefetentwurfes behufs Ergänzung bes Ar- 
tifel 99 der Verfafjungs:Urfunde bat das Abgeordnetenhaus den Verſuch zu: 
rückgewieſen, ber Wiederkehr eines budgetlojen Zuftandes ohne Beeinträchtigung 
der Rechte der Krone wie ber Landesvertretung vorzubeugen. Dasfelbe Haus 
bat ben Staatshausbalt-Etat für das Jahr 1863, wenngleich ihm zur ver: 
faffungmäßigen Prüfung und Beſchlußfaſſung über benjelben bis zum Ab⸗ 
laufe bes verflofjenen Jahres noch eine ausreichende Zeit zu Gebote ftand, 
gar nicht in Berathung gezogen; dagegen hat es in bem tat für das eben 
begonnene Jahr nicht bloß mehrere für die Bebürfniffe der Verwaltung un⸗ 
entbehrliche Dispofitionsfondbs geftrihen, jondern e8 bat auch in Bezug auf 
ben Militär-Etat diejenigen Beſchlüſſe des früheren Haufes erneuert, mit deren 
Ausführung das preußifche Heer der Shwähung und Zerrüttung Preis 
gegeben fein würde. Es bat diefe Beichlüffe gefaßt ohne Vorberathung des 
Geſetzentwurfes über die VBerpflihtung zum Kriegsdienfte, deffen Vorlegung 
das frühere Haus zur Vorbebingung feiner Berathung bes Militär-Etats ges 
macht hatte. Durch biefe Beichlupnahmen ift das Herrenhaus von Neuem 
veranlaßt worden, in Ausübung feines verfafjungsmäßigen Rechtes, den ganzen 
Staatshaushalts-Etat für das Jahr 1864, wie er aus den Berathungen bes 
Abgeordnetenhaufes bervorgegangen war, zu verwerfen. . . . Zur Ausführung 
ber vom deutſchen Bunde bejchloffenen Erecution in Holftein und zur 
Wahrung ber Madtftellung und Ehre Preußens in der weiteren 
Entwidlung biejes Streites bedurfte und bedarf die Regierung St. Majeftät 
außerorbentlicher Mittel für die Militär: und Marine:Verwaltung. Während 
bas Herrenhaus in einer Abreffe an des Königs Maj. jeine vertrauens- 
volle Bereitwilligfeit zur, Unterftügung ber Krone in dieſer ernten Frage 
ausgeiprochen hat, ift von dem Haufe ber Abgeordneten die geforderte Geneh⸗ 
migung zu einer Anleihe verjagt und jogar die Bewilligung desjenigen Geld: 
bedarfs verweigert worben, welchen Preußen als Mitglied des deutſchen 
Bundes beizutragen unzweifelhaft verpflichtet if. Indem das Haus dieſen 
Beſchluß faßte, ift eg um fo entjchiebener mit der vertrauensvollen Gefinnung 
in Widerfprud) getreten, von welcher das preußifche Volk für feine Könige 
jederzeit befeelt war, als bes Königs Maj. in ber Allerh. Antwort vom 27. 
v. M. auf die Ndreffe des Haufes feine Geſinnung und fein Tönigliches 
Wort als Bürgfhaft dafür hingeſtellt hat, daß bie beantragten Gelb- 
mittel zum Schuße des Rechts und der Ehre des Landes ver: 
wanbt werben würden. Der feindfelige Charakter dieſer Beichlüffe, in 
welchen ſich das Beftreben ausdrüdt, bie auswärtige Politif ber Regierung 
einem verfaffungswidrigen Zwange zu unterwerfen, ift durch Reſo⸗ 
Iutionen erhöht worben, durch welche die Mehrheit des Haufes der Abgeord- 
neten, in der von ihr willfürlich aufgeftellten Borausjegung krie— 
gerifher Verwidlungen zwifhen Preußen und anderen deut— 
hen Staaten, im Voraus gegen das preuß. Vaterland Partei genommen 
hat. Ein folches Auftreten des Haufes der Abgeorbneten kann auf bie Befeftigung 
und Entwicklung unferer Verfaffungszuftände nur verberblich einwirken, und 
es muß einftweilen auf die Hoffnung einer Verfländigung verzichtet werben. 
Die Regierung Sr. Maj. wird fi) aber unter allen Umjtänden für verpflichtet 
balten müffen, mit ganzer Kraft und in voller Ausübung ber Töniglichen 
Rechte für die Erhaltung bes Staats und für das Wohl und die Chre Preußens 
einzuftehen. Sie bält an ber Ueberzeugung feft, baß fie hierbei in ber patrio- 
tifchen Gefinnung ded Landes eine ausreichende und wachſende Unterftüßung 
finden werde.“ 


1. Febr. Die alliürte preuß.-öfterr. Armee geht unter dem Befehl des 
Feldmarſchalls Wrangel über die Eider und rüdt in Schleswig ein, 
3. „ Geefecht von Miffunde, m. 
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6. Febr. Die Preußen ſetzen unter dem Befehl des Prinzen Friedrich Karl 
über die Schlei. Die Dänen räumen das Danewerk und ziehen 
ſich hinter die Düppeler Schanzen und auf die Inſel Alſen zurück. 

7. „ Vrangel ſchlägt fein Hauptquartier in Flensburg auf. Preußen 
und Oeſterreich ſchicken Civilcommiffäre für bie Verwaltung des 
eroberten Schleswigs, jenes den Frhrn. v. Zedlitz, diefes den Grafen 
Nevertera. Wrangel und Zedlitz erlaſſen Proclamationen gegen alle 
polit. Demonftrationen, namentlih in ber Ebrfolgefrage. 

41. „ Die erfte Divifion der preuß. Dampflanonenboote wird in Stral- 
fund in Dienft geftellt. 

412. „ Beihluß des Stantsminifteriums bezüglich ber Grundſätze, nad 
welchen in Ermanglung eines gejeglichen Budgets die Verwaltung 
während des laufenden Jahres geführt werben foll: 

„Nach eingehender Beratbung der bei Ausführung der Etats für bag 
Jahr 1864 zu befolgenden Srundfäge ift unter befonderer Rüdfichtnahme 
darauf, daß ein gefeßlich feftgeftellter Staatshaushaltsetat für bas Se 1864 
nicht zu Stande gekommen iſt und daß die derzeitigen politijchen Verbältniffe, 
insbejondere die militärifhen Maßnahmen gegen Dänemarf, die größte Spar: 
famfeit erheifchen, von dem Königlichen Staatsminifterium Folgendes bejchloffen 
worden: 1) Bei Verwendung ber ſowohl im Ordinarium als im Extra⸗ 
ordinarium ber Etats für das Jahr 1864 ausgeſetzten Ausgabefonds ift mit 
äußerfier Sparfamfeit zu Werke zu geben und darauf zu halten, baß nur 
ſolche Ausgaben geleiftet werden, welche zur Senügung rechtlicher Verpflichtungen 
bes Staats, zur Erhaltung der beftehenden Staatseinrichtungen, zur ordnungs⸗ 
mäßigen Fortführung ber Verwaltung und dazu nothwendig find, die Staats: 
einnabmequellen nad gefunden ſtaats- und volfswirthichaftlihen Grunbfägen 
fo ergiebig als möglid zu maden. 2) Bon ben bei ber Berathung bes 
Staatshaushaltsetats für das Jahr 1864 feitens bes Abgeorbnietenhaufes nicht 
bewilligten Ausgaben, welche ſich nach ber angejchloffenen ſpeciellen Nachweiſung 
auf 5,769,697 Thlr. im Ordinarium, 92,300 Thlr. im Ertraordinarium und 500 
Gulden im Etat der Hohenzollernſchen Lande belaufen, werben folgende Roften, 
nämlich 5,625,634 Thlr. Koften ber Armee-Reorganifation, 31,000 Thlr. 
Dispofitionsfonds für allgemeine politifche Zwecke und 35,000 Thlr. zu geheimen 
Ausgaben für Zwecke der höheren Polizei als ſolche anerfannt, welde 
im Staatsinterejje notbwendig und unentbehrlidh find Es 
wird daher für zuläffig erachtet, über diefe Ausgaben nad) den zu 1 gebachten 
Grunbfägen zu verfügen. Hinfihtlih aller übrigen, nicht bewilligten Aus: 
gaben gilt als Regel, daß biefelben nicht zu verwenden, fondern als erfpart 
zu verrehnen find. Sollte jedoch bei näherer Prüfung feitens der ein- 
zelnen Verwaltungschefs fich ergeben, daß die Leiftung einer oder ber andern 
diefer Ausgaben nach ben concreten Verhältniſſen nicht unterbleiben 
kann, fo ift dazu nad) Verfländigung mit dem Finanzminifter unter beffen 
Theilnahme die Allerhöchfte Genehmigung einzuholen. 3) Die in den Etats 
für das Jahr 1864 ausgefegten Befoldungsfonds, einjchließlich der neuen 
Beſoldungen und Bejoldungserhöhungen, ferner die Fonds zu anderen perſön⸗ 
lihen Ausgaben, zu Penfionen und Unterſtützungen einfchließlih ber Erböh- 
ungen, fönnen vom 1. Januar 1864 ab zahlbar gemacht werden, mit ber 
Maßgabe, daß es ber eigenen Brüfung und dem Ermeffen ber einzelnen 
Berwaltungs=Chefs überlaffen Bleibt, in welchem Umfange, ſowohl in 
Bezug auf bie Höhe ber Zahlungen, als des AnfangssTermins berfelben, fie 
von biejer Ermächtigung Gebraudy machen wollen. 4) Die zu fächlihen Aus- 
aben und fonftigen materiellen Bebürfniffen beflimmten Fonds eins 
—** der von dem Extraordinarium in das Ordinarium übertragenen 
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Fonds von 600,000 Thlr. zu Steomregulirungen und Hafenbauten, und von 
150,000 Thlr. zu größeren Lanbesmeliorationen und Deichbauten, find unter 
Berüdfihtigung der zu 1 gebachten Grundfäge nad Bebarf zu vermwenben. 
In allen Fällen jedoch, in welchen neue Ausgaben oder Ausgabe-Erhöhungen 
zahlbar gemacht werben follen, welche nicht nach der Fraction bemeſſen find, 
fonbern ihrem Betrage nach feftftehen und demnach, die Natur von Dispofitions: 
fonds oder von feften Zuſchüſſen haben, bat über bie Zuläffigfeit dieſer Ver⸗ 
wendungen, injofern bie einzelnen Mebranfäke den Betrag von 1000 Thlr. 
erreichen oder überfteigen, zuvor eine Verfländigung mit den Finanzminifter 
fattzufinden. 5) Bauten und Anlagen, welde noch nicht in Angriff 
genommen find, jollen nicht begonnen, und barf über bie hierzu im Grtra- 
ordinarium bes Staatshaushaltsetats für die Jahre 1863 und 1864 aus- 
gejegten Fonds nicht verfügt werden. Sollte in einzelnen Fällen fich bie 
Notbwendigfeit ergeben, zur Abwendung von Nachtheilen von diejer Beitimmung 
abzugeben, jo iſt bazu nach Verftändigung mit bem Finanzminiſter unter beffen 
Theilnahme bie Allerhöchite Genehmigung zu erbitten. Unter gleihem Vor⸗ 
behalte darf auch über folgende ertranrdinaire Ausgaben für jetzt nicht 
verfügt werben, als 1) über 11,000 Thlr. zur ortfegung ber Bohr: 
verſuche auf Steinfalz in Oberſchleſien; 2) über 50,000 Thlr. Zufhuß zu 
den Fonds für größere Landes-Meliorationen unb Deichbauten; 3) über 
10,000 Thlr. zum Ankauf von Pferden für bie Haupt: und Landesgeftüte ; 
4) über 50,000 Thlr. Koften der in Berlin zu errichtenden Denkmäler; 5) über 
27,565 Thlr. zur Errichtung einer Anftalt zur Erziegung und Ausbildung 
weiblichen Gefinbes in Altdorf; 6) über 85,800 Thlr. zur Herftellung eines 
über die öftlichen Provinzen bes Staates zur Tegenden trigonometrifchen Nebes. 
Ferner ift bei Dispofition über folgende Poften, nämlich 200,000 Thlr. Zu⸗ 
Ihuß zum Chauffee-Neubaufonds, 35,000 Thlr. zu Bauprämien an Bergleute, 
darauf zu halten, baß bie Verwendung in jeder zuläffigen Weite bejchränft wird. 
Die Beichlußnahme darüber, ob die ertraordinairen Ausgaben, über weldye 
nad) ben vorftehenden Beftimmungen für jebt nicht bisponirt werben barf, 
am Jahresſchluß als erfpart zu verrechnen ober zur Fünftigen Verwendung 
zu rejerviren find, bleibt bis gegen ben Ablauf bes Jahres 1864 vorbehalten.” 

14. Febr. Abſchluß eines Vertrages mit Oldenburg über Sicherung und 
Ausdehnung der preuß. Marine-Ctablifjements am Jahdebuſen. 

15. „ Die Preußen nehmen Stellung vor den Düppeler Schanzen. 

21. „ Mm Stralfund wird auch die ziveite Divifion der Kanonenbootflotille 
in Dienft geftellt. 2 

I. „ Das Friedensgeridht von Düſſeldorf verurtheilt auf die Klage bes 
Abg. Häder den Fiscus zur Nachzahlung der Stellvertretungstoiten. 
(Erfter Fall gerichtlicher Entfcheivung in dieſer Frage. In ber 
Folge kommt eine große Anzahl Fälle derſelben Frage zur Entſchei⸗ 
bung ber Gerichte, die faft im gleicher Zahl für und wider ben Fiscus 


entſcheiden.) 


1. März. Der bisherige Bundestagsgeſandte v. Sydow wird abberufen und 
der bisherige Geſandte in Brüſſel v. Savigny an ſeine Stelle ernannt. 

11. „ Die Stadtverordneten von Berlin beſchließen, am 22. d. M., dem 
Geburtstag des Königs, Feine Adreſſe zu erlaffen, ben Tag aber 
doch durch ein Feſtmahl zu feiern. 

17. „ Erſtes und rühmliches Seegefeht ber preuß. Marine gegen bie 
Dünen vor Stralfund; 3 preußifche Schiffe mit 56 Kanonen kämpfen 
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vrcugen. 


3 Stunden lang mit 7 bänifdhen Schiffen mit 179 Kanonen. Der 
Commandant ber preuß. Schiffe, Capitain zur See, Jachmann, wird 
vom König dafür telegraphifch zum Contreabmiral ernannt. 


19. März. Die Arcona geht mit 3 Kanonenbooten von Straljund aus 


22. 


” 


wieber in See, findet jebody Tein däniſches Schiff mehr. 

„ Das Staatsminifterium macht öffentlich bekannt, daß die däniſche 
Blofade von Smwinemünde bis zu diefem Tage nicht zur Aus: 
führung gekommen fei. 

„ Geburtstag des Könige. ine Deputation der preuß. Volksvereine 
und ber patriotifchen Vereinigung überreicht dem König eine Glüd- 
wunfch: und Loyalitätsadrefje mit beinahe 100,000 Unterfchriften. 
Antwort des Königs: 

ne, Ich weiß, es ift ein erfreuliher Umſchwung eingetreten und 
es find Erfolge errungen, die auch Ihnen mit zu danfen find. Das beweift 
bie große Theilnahme und bie in fo Hochherziger Weile durch alle Stände be= 
währte Opferwilligfeit für Meine Armee, die fich ihrer Vorfahren würdig ge= 
zeigt bat. Ich fürchte jedoch, biefen Umſchwung bewirken nur bie Siege 
meines Volkes in Waffen, bie fich hoffentlich noch wiederholen werden. Denn 
jene Partei, bie das Volk wifjentlidy verwirrt, will gar nicht die Siege ber 
Armee, durch welche die Sicherheit des Staats und des Thrones bebingt wird, 
und foift es nicht unmöglich, ba wir, wenn dies worüber, wieber Zeiten 
entgegengehen, wie wir fie feit zwei Jahren gefannt haben. Dann wird e8 
Ihre Aufgabe fein, fo fett zufammen zu halten, wie jeßt Sie hier vor mir ftehen.” 

Der König ſpricht dem Minifterium feine vollfte Zufriedenheit mit 
feiner Führung ber innern und ber auswärtigen Angelegenheiten aus. 


29. März. Die Regierung bringt zur öffentlichen Kenntniß, daß die däniſche 


Blokade von Stralfund, Wolgaft, Barth, Greifswald und Cammin 
bis zu dieſem Tage nicht effectiv ausgeführt jei. 


— April. Eine kgl. Cabinetsordre befiehlt die ungefäumte Ausführung ber 


21. 


Reorganifation der Artillerie als Schluß ber gefammten Armeerenr: 
gantjation. 

„ Ein Theil der liberalen preuß. Preffe fpricht fi mehr umb mehr 
für Annerion der Herzogthümer an Preußen aus, 


. „ Ein däniſcher Schoner und eine dänifche Fregatte werben von 


GStralfund aus von preußifchen Kanonenboten zum Abzug gezwungen. 
„Zahlreiche Berhaftungen in ben Kreifen Strasburg und Libau 
wegen Theilnahme an der polnifchen Anfurrection. 


 „» Die Preußen unter dem Prinzen Friedrih Karl erftürmen die 


Düppeler Schanzen. 

„ Ein Refeript des Hanbelsminifters an bie Präfidenten der Oftfee- 
provingen ftellt dem Handelsſtande eine Eniſchädigung für den Scha- 
den der däniihen Blokade in Ausficht. 

„Beſuch des Königs bei der Armee auf dem Kriegsſchauplatz im 
Sundewitt. 


24. April. Die Grille greift bei Rügen bie däniſche Schraubenfregatte Tor: 


ſtenskiold an; Das daniſche Schiff weicht aus, 
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24. April. Einige preuß. Abgeordnete der Linken verweigern den Proteſt ſämmt⸗ 
licher Abgeordneten Deutſchlands gegenüber der Londoner Conferenz 
und erklären ſich für Annexion der Herzogthümer an Preußen. 

25. „ Die „Grille“ will von Danzig aus mit einer däniſchen Fregatte 

anbinden; der Däne weicht aus. 

„ Ein in Berlin gebrudtes und als Ylugblatt weithin verbreitetes 

Gedicht ruft zur Annerion der Herzogthümer auf. Kine von Preu: 

Ben aus in Holftein und in Schleswig ftarf verbreitete Adreſſe an 

den König von Preußen ftellt dasjelbe Verlangen. (ſ. Dtſchld.) 


2. Mai. Bayern, Württemberg, Heflen-Darmftadt und Naſſau beſchicken 
bie Berliner Zollvereins-Conferenz nicht mehr. Hannover und Kur: 
heflen erklären, daß fie nur bei ber Beichidung der Conferenz von 
Seite aller Zollvereinsregierungen an den weiteren Verhandlungen‘ 
Theil nehmen könnten. | 

9. „ Eröffnung der feſten Rheinbrücke bei Coblenz. Theilnahme des 
Königs. 

Der König erwiebert bei ber erſten Begrüßung: „Ste haben bie ruhm- 
vollen Thaten ber Armee erwähnt, wie fie an ben Ufern ber Dftfee, im beut- 
ſchen Reichslande, den Sieg unferen Fahnen verichafft haben; Sie haben ge: 
fagt, daß das neu errichtete Werk ebenfo den Zweden bes Friedens, als auch 
benen des Krieges diene. Ich freue Mich, von Ihnen das ausjprechen zu 
hören, was Mir in diefen Tagen an allen Orten, wohin ch gefommen bin, 
gejagt worden iſt; daß nämlich die Wehrbaftigfeit bes Volkes den Grund zu 
aller materiellen und ftaatlihen Größe bildet. Die Beachtung diefer Regel 
hat Mir Mein bochjeliger Vater eingeprägt, Mein hochjeliger Bruder bat ba= 
nach gehandelt und ch werbe ftets darauf Acht haben”, — und ſpricht beim Felt: 
mahl feine Freude darüber aus, „daß bei ben Neben, bie er in ber jüngften 
Zeit entgegengenommen, bie Anerkennung ausgefprochen worden fei, daß bie 
Geltung eines ftarfen Preußenthums auf ber Armee beruhe; eine ge⸗ 
beihliche und fichere Entwidelung ber Induſtrie fei nur unter dem Schuge 
ber Armee zu erwarten.” 


11. „ Adreſſe des Grafen Arnim-Boytzenburg und Gen. an ben Kö— 
nig für Losfagung vom Londoner Protokoll (ſ. Dtiſchld.). 

» n» Sadfen erklärt fich zuerft bereit, einem neuen Zollverein mit Preu⸗ 
Ben auf der Grundlage des franzöſ. Handelsvertrags beizutreten. 

15. „ Depeſche an den preuß. Gefandten in London: Preußen fagt fid 
enblih vom Londoner Protofol los (ſ. Dtiſchld.). 

17. „ Der (feubale) preuß. Volksverein ertheilt dem Minifterium im 
Gegenſatz gegen die Arnim-Boytzenburgiſche Adrefle ein Vertrauens: 
botum, in dem von vollftändiger Trennung der Herzogthümer von 
Dänemark gar nicht die Rebe ift. Auch die Kreuzzeitung erklärt ſich 
gegen bie Adreſſe und fürchtet, „daß durch Annerionsgelüfte und ſolche 
Demonftrationen die ſchwer gewonnene Einheit mit Defterreich gegen 
die Demofratie gefprengt werden möchte.” 

18. „ Feldmarſchall Wrangel wird in ben Grafenftand erhoben und vom 
Oberbefehl der alliirten Armee enthoben. Prinz Friedrich Karl wird 
zum Höhftceommandirenden in Schleswig ernannt. 


16 Preußen. 


2 Mai. Die Arnim⸗Boytzenburgiſche Adreſſe wird mit zahlreichen Unter: 
jchriften bem König übergeben. Antwort des Königs (ſ. Diichld.). 
„ Wreußen und Oeſterreich verlangen in der Sitzung der Londoner 
Sonjerenz bie vollftändige Trennung ber beiden Herzogthümer von 
Dänemark unter dem Herzog von Auguftenburg (ſ. Allg. Ehronik). 


6. Juni. Beſuch des Könige in Stettin. Flottenrevue in Swinemünde. 

4. „ Die Vorftände der drei preuß. Großlogen richten, „um ben allerh. 
Intentionen möglichft zu entfprechen“, einen Erlaß an ſämmtliche Logen 
bes Königreich, um fie zu Unterftügung ber Regierungspolitit zu er: 
mahnen. 

15. „ Mehrere anjehnlihe Organe ber öffentlihen Meinung in Schles- 
wig-⸗Holſtein ſprechen fich entſchieden für eine nähere Anlehnung der 
Herzogthümer an Preußen aus, 

16. „ Eine königl. Cabinetsordre fanctionirt die neue Organifation ber 
Artillerie. 

18. „ Kine Landtagswahl in Croſſen (Schlefien) fallt mit 162 gegen 
152 Stimmen zu Gunften der Fortfchittspartei aus. 

» n Der König geht nad Karlsbad. Der Minifterpräfident v. Bis- 
marc? begleitet ihn. 

22.—23. Juni. Der König empfängt in Karlsbad ben Beſuch bes vom 
Grafen Rechberg begleiteten Kaifers von Oeſterreich. 

25. ,„ Die Londoner Conferenz geht rejultatlos anseinanber. 

28. „ Außer Sachſen treten nunmehr auch Baden, Kurheſſen, bie thü- 
ringifhen Staaten, Braunſchweig und Frankfurt dem neuen Zoll: 
verein mit Preußen auf der Orundlage des franzöfiihen Handelsver- 
trags bei. 

29. Juni. Die Preußen gehen unter General Herwarth v. Bittenfelb vom 
Sundewitt nah Alfen über und nehmen die Inſel. 


1. Juli. Berurtheilung des Abg. Jacoby wegen ber Rebe an feine Wähler 
in Berlin. 
7. „ Beginn des großen Polenprocefjes vor dem Staatsgerichtshof in Berlin. 
41. „ Auch Hannover und Oldenburg treten dem neuen Zollverein mit 
Preußen bei. 
12. ,„ Dänemarf bittet um Frieden. 
21. „ Die Preußen machen fi gewaltfam zu Herren von Rendsburg. 
Die Bundestruppen weichen ber Uebermacht und räumen die Stadt. 


1. Aug. Abſchluß von Friedenspräliminarien mit Dänemark zu Wien, 
ohne Zuzug des deutſchen Bundes. 
20.— 25. Aug. Der König beſucht den Kaifer von Defterreih in Wien. 
Preußen anerfennt das Kaiſerthum Mexico: der König empfängt in 
Schönbrunn den Gefandten des Kaiſers Marimilian. 


11. Sept. Der König beſucht auf der Durdreife von Baben-Baben nad) 
Berlin die Kaiferin der Franzoſen in Schwalbach. 


38. 
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12. Sept. Heſſen⸗Darmſtadt tritt dem neuen Zollverein mit Preußen bei, 

26. „ Naſſau tritt dem neuen Zollverein mit Preußen bei. 

28. „ Bayern und Württemberg treten dem neuen Zollverein mit Preußen 
bei. Damit find nun wieder ſämmtliche Staaten bes bisherigen Zoll 
vereing an ber Zollconferenz in Berlin vertreten. 


— Oct. Bon den Unterzeichnern des Wahlaufrufs ber Fortichrittspartei 
v. 12. Sept. 1863 find nunmehr alle 5 im Staatsbienit ſtehenden 
Abg. von den Gerichten dafür verurtheilt worben. 

— „ Bahlreihe Disciplinarverhandlungen vor dem Obertribunal gegen 
Richter und Anwälte wegen Betheiligung an den Oppofitionswahlen. 

5. „ Dorfall in Glogau. Die öffentliche Meinung fpricht ſich neuer: 
dings fehr allgemein und jehr energifch gegen bie Militärgerichtsbar: 
feit auch in Nicht-Dienſtſachen aus, 

— ,„. Das Minifterium benützt den Ablauf ber breifährigen Amtsbauer 
ber Mitglieber des Disciplinarhofes für nichtsrichterlihe Beamte, um 
alle bes Liberalismus verbäcdhtigen Beamten aus demfelben zu entfernen. 

17. „ Die offiziöfe Nordd. Allg. Ztg. wiederholt ihr ſchon im Auli ge 
gebenes Dementi der Behauptung, daß Preußen Defterreih den Beſitz 
feiner außerdeutſchen Länder garantirt habe. 

18. „ Stiftung des „Düppeler Sturmfreuzes” und eines Erinnerungs- 
zeichens für den Uebergang nad Alfen. 

23. „ Der feudale Landtag von Lauenburg erflärt fi für eine Perfo: 
nalunion mit Preußen und jendet eine Deputation nad) Berlin. 

27. „ Bismard wird auf der Rüdreife von Biarrik in Paris vom Kater 
der Franzoſen empfangen. 

30. Oct. Friedensfhlug mit Dänemark zu Wien: Preußen und Defter: 
reich laſſen ih von König Ehriftian die Herzogthümer Schleswig: 
Holjtein und Lauenburg abtreten und wälzen die gefammten Kriege: 
Yaften auf dieſelben. Der beutfhe Bund wird wiederum gänzlich 
bei Seite gelafjen. 

1. Nov. Die Öeneralverfammlung des Nat. Vereins fpricht fih zu Gunften 
eines maritimen Anfchluffes der Herzogthümer an Preußen aus. 

7. „ Die Lauenburger Deputation wird vom König und vom Minifter: 
präftdenten empfangen. 

13. „ Die öſterr. Truppen beginnen ihren Rückmarſch aus den Herzog: 
thümern, die ‘Preußen folgen langſam nad). 

15. „ Die Gtellvertretungsfrage ift nunmehr in den meiften Fällen 
in zweiter Inſtanz entfchieden. Die Entſcheidung für und gegen den 
Fiscus halten fih an Zahl fo ziemlich die Waage. Die Frage ge- 
langt nunmehr in letzter Inſtanz an das Obertribunal, 

16. „ Die polnifche Frage wird als erledigt betrachtet. General v. Wer: 
der wird ſeines Commanbos über das combinirte Armeecorps ber 
öftlihen Provinzen wieder enthoben. Auch der ruſſiſche Commiſſar, 
Oberſt v. Weymarn, kehrt nah St. Petersburg zurüd, 
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Preußen. 


17. Nov. Diinifterialrefeript bez. bes den ſchleswig-holſteiniſchen Schiffen 
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zu gewährenden Schutzes. 

„Nachwahl zum Abg.Hauſe in Aachen. Die Oppofition ſiegt mit 
382 gegen 107 Stimmen. 

„» Nachwahl zum Abgeorbnietenhaufe in Magdeburg. Sieg der Op: 
pofition. 

» Nachdem bie djterr. Truppen Holſtein bereits vollftänbig geräumt 
haben, erhalten die preuß. Truppen Gegenbefehl. Von den bereits 
abgezogenen preuß. Truppen erhält die 13. Divifion Befehl, fich bei 
Minden (Drohung gegen Hannover), die 6. Divifion ſich bei Berlin 
(Drohung gegen Sachſen) zu concentriren. 

„ NRahmwahl zum Abg.-Haufe in Crefeld. Sieg ber Oppofition. 

„ Die Stabtverobnetenwahlen find in Berlin, Breslau ꝛc., fajt überall, 
im Sinne der Oppofitionspartei ausgefallen. 

„ Antrittsaudienz des neuen franz. Gefandten Benebetti. 

„ Nahwahl zum Abg.Hauſe in Zinten (Oſtpreußen). Sieg ber 
feubalen Partei (v. Tettau gegen Saufens{ulienfelde). 

» Preußen verlangt von Sachſen und Hannover Fategorifh Die 
Räumung der Herzogthümer als einfache Folge der Bunbeserecutions- 
ordnung. Hannover ift bereit, fofort nachzugeben, Sachſen verlangt 
Dagegen einen Bunbesbeihluß und rüftet gegen Bergewaltigung. 


. Dec. Verbot der in Leipzig erfcheinenden Deutſch. Allg. Ztg. Die 


Kreuzztg. droht den Correfpondenten deutfcher Blätter aus Preußen. 
„ Schluß des großen Polenprocefjes in Berlin. 

„ Königliche Cabinetsordre gegen die Berliner Gemeinbebehörden, 
„ Die Bunbesverfammlung fügt fi mit 9 gegen 6 Stimmen bem 
öfterr.=preußifchen Verlangen und erklärt die Bunbeserecution in Hol: 
flein für beendig. Die Bundestruppen räumen Holftein und bie 
Bunbescommiffäre übergeben die Verwaltung bes Landes den dfterr.- 
preuß. Givilcommiflären. 

Glänzender Einzug ber erften aus Schleswig zurüdgefehrten fieg- 
reihen Truppen in Berlin. Rebe des Königs. Rebe des Oberbür⸗ 
germeifters Seydel von Berlin. Allgemeine Illumination ber Stabt. 
Armeebefehl des Könige. Auch Nepräfentanten der Berliner Stabt- 
behörben werden zur königl. Tafel geladen. 

Rede des Dberbürgermeifters v. Berlin: „... Was in vergan= 
genen Tagen Preußen groß gemacht hat — ber in der Bruft des Königs fill 
gereifte, aus dem eigenften Leben, Pflicht und Beruf bes Staats geſchöpfte 
Entſchluß, der feft und kühn die Gunft bes Augenblids bei der Stirnlode 
faßt; das auf ben Ruf feines Königs in voller Friegerifcher Rüftung bereit 
ftehende Bolf; bie ftrenge Zucht bes Gehorfams und ber Pflicht, ber freudige 
Todes: und Schlachtenmuth dieſes „Volks in Waffen“ — das ift auch bie 
Signatur biefer jüngften ruhmvollen Tage. Und wieberum ift e8 Preußens 
gutes Schwert, durch das bie Gränzen bes beutfchen Vaterlands weit hinaus 
gerüdt find. Esift ein Wort, bas einft König Friebric Wilhelm IEL, geſegneten 
und theuren Andentens, gefprochen: „Was Preußen erworben hat, es ift Deutſch⸗ 
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land gewonnen.“ Gin halbes Jahrhundert, fünfzig lehrreiche Jahre find feit- 
bem verfloffen, und ihre Lehren laſſen ohne Selbittäufhung und I Ueber: 
muth heute laut es uns jagen: Auch jener Boben, ber in dieſen Tagen 
mit unjerm Blut getränft ift, jenes hoch nad Norden fich erſtreckende von 
wei mächtig hinaus Todenden Meeren umfpülte Land mit dem fpröben Erz 
einer Bevblkerung — es wird dauernd und fiher und zu rechtem Ge⸗ 
winn nur dann Deutichland erworben und ſich ſelbſt wieder gegeben ſein, 
wenn und foweit Preußens. Macht und Wehr es jchirmend umfängt, 
Preußens firenge Zucht und Ordnung und ſtaatsbildende 
Kraft es erfaßt und durchdringt. Wir freuen uns des glorreich errungenen 
Friedens und find ftolz darauf. Großes ift erreicht. Doch, es ruht bie Hanb 
noch am Schwert. Wir vertrauen dem König. Er wird bas rechte Wort 
fprehen zu rechter Zeit. Was er aus freier königlicher Entſchließung zur 
Wahrung deuticher Macht und Ehre begonnen, er wirb es hinausführen zu 
einem guten, für Preußen und Deutichland ehrenvollen und ſegensreichen 
Ende. Und Preußens Volt — beilen find alle bort Zeugen bie ba leben, 
wie bie, welche den fchönen Tod für König und Vaterland flarben — Preußens 
Boll wird niemals es an ſich fehlen laffen, wenn die Ehre und fein König 
es ruft. Doch auch das ftolze Wort, das treu gemeinte, e8 tritt gern befcheiden 
zurüd in das Gefolge der That. ..“ 

Armeebefehl bes Königs: „. . . Die Tage von Düppel und Alfen 
find burd euren Heldenmuth auf ewige Zeiten in ber Kriegsgefchichte vers 
zeichnet. Meine neu begründete Flotte Hat fich den Lanbtruppen würbigft ans 
geistoften, und zählte in ihrem Erſtkampf nicht die Zahl ber feindlichen Schiffe. 
3ereint mit den tapfern Truppen Meincs erhabenen Verbündeten, des Kaiſers 
bon Defterreih Majeftät, habt ihr den Feinb überall befiegt. Der Segen der 
Borfehung hat auf euch gerubt, weil ihr gottesfürchtig, pflichtgetreu, gehorfam 
und tapfer waret. Aber aud) die andern Theile Meines Heeres haben ſich 
Meine Zufriebenheit, erworben. Bedeutende Streitfräfte Haben in ſchwerem 
Dienjt die öftlichen Gränzen des Staats gegen ben anbringenbden Aufruhr 
geſchützt: die übrigen Abtheilungen haben durch unverdroſſene Uebung ben 
Ruf Unferer Kriegsbereitichaft aufrecht erhalten, Somit hat fih die neue 
Drganifation, welche Sch der Armee gegeben habe, glängenb bewährt. 
er a Freude blide Ich auf Meine ruhmreiche gejammte Kriegs: 
madit, . . 

8. Dec. In der Berliner Stabdtverorbnetenverfammlung wird bie Auf: 
hebung bes Befchlufjes v. 18. Juni 1863 angeregt. 

» nn Erlaß des Oberfirchenraths bez. des badiſchen Kirchenftreits für 
und wider Schenkel. 

11. „ Das Boftwefen und die Telegraphenverwaltung in Holftein werben 
von den Givilcommiffären aus dem bisherigen Geſchäftskreiſe ber 
Landesregierung ausgefchieden und unter preußifche Chefs geftellt. 

13. „ Nachwahl zum Abg.-Haufe in Bromberg Sieg der Oppofition. 

„nn. Dr. v. Bismard erflärt den Mittelftanten in Depeſchen an Bayern, 
Sadjfenzc., daß ſich Preußen einem competenzwidrigen Majoritätsbeichluß 
der Bundesverfammlung am 5. d. M. nicht unterzogen haben würde 
und aud in Zuknnft nicht unterziehen werde und regt in einer De: 
peihe an Defterreih die Annerion der Herzogthümer an Preußen 
an. ebenfalls verweigert Preußen eine Löſung der fchlesw.-Holft. 
Erbfolgefrage, bevor feine zufünftige Stellung in den Herzogthümern 
feftgeftellt fei (ſ. Diſchld.). 

45. „ sn ber Stabiverorbnetenverfammlung von Berlin wird ber fürm: 
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geftellt. 

15. Dee. Nachwahl zum Abg.-Haufe in Meurs (Rheinprovinz). Sieg ber 
feubalen Partei. 

16. „ Zuſammentritt von 25 Abgeorbneten ber verſchiedenen liberalen 
Fractionen, um fi für den bevorftehenden Landtag über bie ein- 
zunehmende Haltung zu verftändigen. Es wirb beichloflen, in bie 
Berathung des Budgets für 1865 einzutreten, in der Militärfrage 
die bisherige Stellung feſtzuhalten, bezüglich der auswärtigen Politif 
eine möglichft paſſive Haltung zu beobachten. 

17. „ Einzug der aus Schleswig zurüdgefehrten Gardebivifion in Berlin. 

18. „ Eine Orbre des Königs befiehlt die Errichtung von Denkmälern 
in Düppel, auf Alfen und in Berlin. 

20. „ Einzug der lebten aus Schleswig zurüdigefehrten Truppen in Berlin. 

21. „ Defterreich lehnt eine Annerion der Herzogthümer durch Preußen 
ab, außer wenn e8 dafür bezüglich feines deutſchen Gebiets ein 
Hequivalent erbielte. 

22. „ Die Stabtverorbnetenverfammlung von Berlin lehnt den Antrag, 
ihren Beſchluß vom 18. Juni 1863 wieder aufzuheben, mit54 gegen 
26 Stimmen ab. 

23. „ Urtheil des Stantsgerichtshofes im großen Bolenprocefje. Dasfelbe 
ent|pricht weber ben Anträgen bes Staatsanwaltes noch ben großen 
Zurüftungen für die Behandlung bes Procefjes. Die größere Zahl 
ber Angeflagten hat ſchon vorher vom Gerichtshof entlaffen werben 
müſſen. 

24. „ Die Regierung fordert bie Kronſyndici zu einem Gutachten in 
der ſchleswig-holſteiniſchen Erbfolgefrage auf und zeigt bieß ben 
übrigen deutſchen Regierungen durch eine Eircularbepefche ar. 

— „ Addreſſe des (feubalen) oſtpreußiſchen Volksvereins an den König 
für engften Anſchluß oder Annerion der Herzogthümer an Preußen. 

29, „ Einberufung des Landtags auf den 14. Januar 1865. 

30. „ Der Oberpräfident der Nheinprovinz erflärt als kgl. Wahlcom- 
miffär dem Domcapitel von Köln, daß der König die ſämmtlichen 
fünf von ihm für die MWiederbefegung des erlebigten erzbifchäflichen 
Stuhles vorgefhlagenen Candidaten verwerfe. 

— „ Faſt die gefammte preußifche Preffe, mit nur fehr wenigen Aus- 
nahmen, hat fih eifrig für die Annerion der SHerzogthümer oder 
doch für den engften Anfchluß derſelben an Preußen ausgeſprochen. 


IIMI. 
Oeſterreich. 


11. Jan. Die Regierung verlangt vom Reichsrath einen außerordentlichen 
Credit von 14 Mill. zum Militärbudget für 1864 und zwar 4 Mill. 
für Kriegspräftationen und Kriegsihhadenvergütung von 1859 unb 
10 Mil. für Ausführung der Bundeserecution in Holitein. — 
Mühlfeld und Gen. interpelliven die Regierung mißbilligend bezüglich 
ihrer Politik in der ſchleswig-holſteiniſchen Frage. 

15. „ Rechbauer interpellirtt den Finanzausihuß bez. feines Berichtes 
über den Zehn: Mill,-Grebit mit ftarfer Mißbilligung der unbeutjchen 
Politik der Regierung. 

19. „ Das Abg.-Haus beihließt zu Erledigung des Finanzgeſetzes eine 
gemiſchte Commiffion aus beiden Häuſern. Das Herrenhaus tritt 
dem Beſchluſſe am 21. d. M. bei. 

21. „ Das Abg.-Haus nimmt in dritter Refung das Rurusfteuergeje mit 
67 gegen 54 Stimmen an, ‘Debatte über die von der Regierung 
als geheime Preffonds geforderten fl. 525,000. Schmerling erklärt 
die Bewilligung für eine Frage des Vertrauens oder Mißtrauens. 
Die Bewilligung erfolgt darauf mit großer Majorität. 

25. ,„ Der Finanzausihuß des Abg.Hauſes beſchließt, darauf anzutragen, 

ber Regierung ftatt der geforderten 10 Mill. nur fl. 5,343,950 als 
Matricularbeitrag für die Bunbeseserecution in Holjtein zu bewilligen 
und zwar mit dem Zuſatze, daß biefer Betrag „zu feinem anderen 
Zwede verwendet werben dürfe” Auf den Antrag von Herbit wird 
mit 18 gegen 16 Stimmen überbieß eine das Vorgehen Defterreichs 
in Deutfchland tabelnde Reſolution beſchloſſen (ſ. Dtſchld.). 

28. „ —1. Febr. Verhandlungen des Abg.Hauſes über den Zehn-Mill.- 
Credit. Reden von Rechberg und Schmerling. Der Antrag des 
Finanzausfchuffes wird angenommen, dagegen die Refolution Herbft 
mit 103 gegen 59 Stimmen verworfen. | 


3. Febr. (Deutſch-däniſcher Krieg). Die Oefterreicher erftürmen 
Jagel und den Königsberg und dringen fiegreih bis zum Dane: 
wert vor. 
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4. Febr. Ein Rundſchreiben des Finanzminiſteriums an ſämmtliche Landes⸗ 
finanzdirectionen äußert ſich unumwunden dahin, daß auch wenn 
die angeſtrebte Zolleinigung mit Deutſchland nicht zu Stande komme 
und Oeſterreich allein oder mit einigen der Zollvereinsregierungen 
einem deutſchen Zollverein, der den franz. Handelsvertrag unverändert 
angenommen und ſomit ſeinen Zolltarif ganz nach den Grundſätzen 
des Freihandelsſyſtems umgeſtaltet habe, gegenüberſtände, ſeine bisherigen 
Tarife, ſein bisheriges hohes Schutzzollſyſtem nicht aufrecht erhalten, 
ſondern den Tarifentwurf v. Nov. 1863 werde durchfühten und zu 
niederen Schutzzöllen übergehen müſſen. 

6. „ Deutſch-däniſcher Krieg). Blutiges Gefecht der Oeſter⸗ 
reicher mit der Nachhut der vom Danewerk abziehenden däniſchen 
Armee bei Deverfee. 

10/11. ehr. Beide Häufer nehmen die Ausgleichungsporfchläge der ge- 
mifchten Commiffion für das Finanzgeſetz an. | 

141. Fehr. Der Finanzminifter begibt die 40 Mill.Anleihe der Erebit- 
anftalt in Verein mit den Käufern Rothſchild, Sina und Wopianer. 

412. „ Das Abg.-Haus genehmigt ein weiteres Anlehen von 40 Mill, 
nachdem am 17. Nov. v. %. bereits 69 Mill. bewilligt worden, fo 
daß die Gejammtbewilligung auf 109 Mill. geftiegen ift. 

14. „ Ein faiferl. Patent beruft die Landtage der einzelnen Kronländer 
(außer Oalizien, den Ländern ber ungariſchen Krone und DVenetien) 

auf den 2. März zufammen. 


15. „ Schluß der zweiten Seſſion des KReicherathes. Thronrede bes 
Kaiſers: | 
„In ber bebeutungspollen Zeit, in welcher Ihre zweite Seffion gejchloflen 
wird, ift eg mir ein erhöhtes Bedürfniß, ehe Sie ſcheiden, Sie um mic, ver: 
fammelt zu jehen. . . . Zur befonberen Befriedigung gereicht e8 mir, in Ihren 
Reihen auch die von mir berufenen und bie gewählten Vertreter meines 
Großfürftentbums Siebenbürgen zu erbliden. Noch mar ber Jubel des 
Feſtes nicht verhallt, mit welchem jenes Land, das eine fefte Burg an ber 
Weſtgrenze meines Reiches if, feine vor einem halben Jabrtaufend vollzogene 
Bereinigung mit der Krone Oeſterreichs beging, als von ber Ofigrenze ber 
Sie, m. H. Abgeordneten Siebenbürgens, mit freudiger Zuverficht die Bahn 
zu jener gemeinjamen Thätigfeit betraten, welche ein neues, täglich mehr fich 
feftigendes Band um meine Völker ſchlingt. Mit wahrer Genugthuung babe 
ich dieſe Erjcheinungen begrüßt, in welchen ich den Ausbrud eines jegensvollen 
Einverftändniffes mit meinen Abfichten und die Bürgen einer glüdlihen Zu= 
funft erfannte. . . . Obgleich die nunmehr gejchloffene Seſſion nicht reich 
an vollendeten Thatfachen der Gefeßgebung ift, fo darf fie doch nicht als eine 
unfruchtbare bezeichnet werben. Einige Gefebesbeftimmungen, welde, aus 
Ihren Berathungen hervorgegangen, für ben inneren ftaatlihen Organismus 
und bie Durchführung der anerfannten Regierungsgrundfäge von Wichtigfeit 
find, haben bereits meine Sanction erhalten. . . . In bervorragendter Weife 
baben Sie Ihre Thärigfeit ber Regelung des Staatshaushaltes zuge— 
wendet, Durch bie Seffiellung bes Voranſchlages meiner Regierung in dem 
von beiben Häufern bes Reichsrathes vereinbarten Finanzgeſetze ift bie ver⸗ 
faffungsmäßige Grundlage für die Finanzgebahrung in ber laufenden vierzehn- 
monatlichen Verwaltungsperiode gefichert worden, Durch Ihre Zuftimmung 
zur Fortjegung ber vorjährigen Steuer: und Gebührenerhöhungen, bann zur 
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angemefjenen Benützung des Staatscrebits ift jene Ergänzung ber Bedeckung 
möglich gemacht, welde bie außerordentlihen Staatsbebürfnijfe im gegen: 
wärtigen Finanziahre erheiichen. Wenn auch das von meiner Regierung Ihnen 
vorgelegte Reformwerk ber birecten Befteuerung wegen bes Um: 
fanges und der Wichtigkeit diefes Zweiges ber Gefekgebung in der abgelaufenen 
Sefjion von ben beiden Häufern bes Reichsrathes nicht mehr in Berathung 
gezogen werben fonnte, fo ift doch duch bie erfolgte Mittheilung der Geſetz⸗ 
entwürfe und ihrer Motive eine genauere Befanntichaft mit den Vorlagen 
und dem ihnen zu Grunde liegenden Syfteme vermittelt und ber gedeihlichen 
Löſung der eben jo großen al8 dringenden Aufgabe der Steuerreform in ber 
nächſten Seffion eine wejentliche Förderung zugeführt worden. — Fölgenreiche 
Greigniffe der jüngften Zeit lenken unferen Blid von ben inneren Verhält⸗ 
niffen Defterreichs jeiner Außern Lage zu. Beſeelt von dem Wunjche, mich 
ganz der Sorge für die ungeflörte Entwidlung ber Wohlfahrt und Blüthe 
meines Reiches zu widmen, habe ich nichts unterlaffen, um der Monarchie 
das in einer Epoche innerer Neugejtaltung doppelt fojtbare Gut des Friedens 
zu erhalten. Es ift in Defterreihs Beitimmungen gelegen, ſtark zu fein 
gegen jeden möglichen Angriff, aber eine friedliebende Stimme im Rathe 
ber Völker zu führen. Der freundjchaftliche Character der Beziehungen meiner 
Regierung zu ben großen Mächten Europas entipricht zu meiner Befriebi- 
gung vollfommen biefen Sefinnungen. Eine jeit Jahren drohende Krifis in 
den Berhältniffen zwifhen Deutjhland und Dänemark ift indefjen zum 
Ausbruch gefommen, und hat fi ungeachtet ber verſöhnlichſten Einwirkungen 
meiner Regierung bis zu Triegerifchen Greigniffen geiteigert. Als deutſcher 
Fürſt babe ich mich an den militärischen Mapregeln, welche zur Durdyführung 
ber Bundeserecution in Holftein erforderlich geworben find, in Gemäßbeit ber 
Beichlüffe des Bundes betheiligt und im Einverftändnig mit dem König von 
Preußen babe ich es für nöthig erachtet, da8 Herzogthum Schleswig als 
ein Pfand für bie Erfüllung ber Verbinblichfeiten in Beſitz zu nehmen, welche 
Dänemarf gegenüber den deutihen Mächten übernommen, aber auf das Be: 
barrlichite mißachtet bat. Die treffliche Führung und die Heldenmüthige Tapfer- 
feit der verbündeten Armee für Schleswig = Holftein hat dem Rechte und ber 
Ehre Dejterreichs, Preußens und des gefammten Deutſchlands eine rafche und 
glänzende Genugthuung erkämpft. Deit Freuden jehe ich mein Zuſammen⸗ 
wirfen mit meinem Töniglichen Verbündeten von Preußen von den rühm- 
lichften Erfolgen begleitet, wele nicht Zmeden des Ehrgeizes und ber 
Eroberung gelten, fondern einem Zwede derGeredtigfeit, ben Europa 
fennt. Sch gebe mich der zuverfichtlichen Hoffnung bin, bar dieſe Erfolge ben 
lange in ihren Rechten gekränkten Landen, für weldhe wir fie im Yunde mit 
Preußen errungen, eine glüdliche Zukunft fihern, den Frieden ber Welt und 
bes theueren VBaterlandes aber nicht in weiterem Umfange gefährben werben... 
Mit dem Bewußtſein patriotifcher Pflichterfüllung, welche ich dankbar aner- 
fenne, werben Sie in Ihre Heimath zurüdfehren, Defterreich hat gezeigt, 
daß es in feiner verjüngten Geftalt den alten guten Geift bewahrt und in 
die neuen freiheitlichen Bahnen feines flaatlichen Lebens das Erbtheil feiner 
Kraft und feines Ruhmes mitgenommen bat...“ 

17. Gebr. Der Zinanzminifter fichert dem nieberöjterr. Gewerbverein zu, 
daß eim neuer Zolltarif jedenfalls nicht - ohne Zuftimmung des Reiche: 
raths werde feftgeftellt werben. 

18. „ (Öalizien). Fürft Adam Sapieha enttweicht aus ber Unterfuchungs- 
baft in Lemberg. 

19. „ Der Kriegsminifter Graf Degenfeld wird entlaffen und durd den 
F.⸗M.⸗L. v. Franck erfebt. 

» nm Die Regierung trifft alle Maßregeln, um eine Flotte von 12 Kriegs: 
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ſchiffen zu Unterſtützung ihrer Politik bez. Schleswig-Holſtein in bie 
Nordſee zu ſenden. Die erften 8 Echiffe gehen von Pola ab. 

21, Febr. Erzherzog Mar geht mit großem Gefolge nad Brüffel und an 
ben Hof des Kaiſers der Franzoſen. 

24 „ (Galizien). Ein kaiſerl. Manifeft verhängt ben Belagerungs: 
zuftand über Galizien. 

29. „ (Galizien). Die Statthalterei von Galizien verfügt die Ent: 
waffnung des Landes binnen 14 Tagen und bie Stellung aller Aus- 
länder binnen 48 Stunden. 


— März Rückkunft des Bifhofs Fehler von Rom, wo er über eine Mopi- 
fication des Concordats unterhandeln ſollte. 
2. „ Eröffnung des Landtags in den deutſch-ſlaviſchen Kronländern. 
3 Ernennung des Unterrichtsraths für die geſammte Monarchie. 
8. „ Deutſch-däniſcher Krieg). Gefecht ber Defterreicher bei Veile 
in ütland. 
46. „ (Ungarn). Zahlreiche Verhaftungen in Peſth und in verſchiede⸗ 
nen Theilen Ungarns. 

7. „ (Krain). Der Landtag beſchließt mit allen gegen 3 Stimmen und 
troß des Widerftandes des Statthalters die Beeibigung der Gemeinde: 
väthe und der Gemeindevorſteher auf die Reichs- und Landesverfaſſungen. 

— „ Differenz zwiſchen bem Kaifer und dem Erzh. Mar bez. einer An- 
nahme ber Mericaniichen Kaiferfrone. 

18.—20. März. Defterreich verfucht e8 umfonft, fi auf einer Conferenz 
in Prag mit Preußen in der Zollvereinsfrage zu verſtändigen. 

20. „ Kine Circulardep. an bie Vertreter Defterreich8 bei ben nicht in 
den deutſch-däniſchen Streit verwidelten Regierungen ſpricht ſich über- 
aus offen über die Stellung Defterreih8 zu Dänemark aus (|. Diihlb.). 


6. April. (Schleſien). Dem Abg. Dr. Prutet wird als Priefter vom 
Fürftbifhof von Breslau befohlen, fein Mandat nieberzulegen, weil 
er fi) im Landtage über die Leitungen der Geiftlichen als Lehrer nicht 
ſehr günftig geäußert hat. 

8. ,„ (Dalmatien). Der Landtag wirb durch Tail. Decret aufgeldit. 

9. „ Die Differenz zwifchen dem Kaiſer und dem Erzh. Mar ift bei- 
gelegt. Der Kaifer trifft, begleitet von den Diiniftern Graf Rechberg 
und Schmerling und ben brei Hoffanzler-Stellvertretern in Miramare 
ein und vollzieht mit dem Erzherzog die Stantsacte bez. Thronfolge 
wegen Annahme der Mericanifhen Kaiferfrone. 

— „ Einberufung der evang. Generalſynode beider Befenntniffe auf den 
22. Mai nad Wien, um, nad) dem Erlaß des Staatsminifters „die 
zur definitiven Feſtſtellung der Kirchenverfaflung geeignet erachteten 
Geſetzesentwürfe zu formuliren und dem Kaifer zur Schlußfaflung 
zu unterbreiten.” 

20. „ Defterreih richtet eine Depefhe an das preuß. Cabinet mit ber 
Erflärung, daß ber Ausgang ber Prager Eonferenz bez. der Zollver: 
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einsfrage ſeinen Erwartungen nicht entſprochen habe und daß es nicht 
gewillt ſei, auf der zweiten Alternative des Februarvertrags (Zoller⸗ 
leichterungen) ſondern lediglich auf der erſten (Zolleinigung mit dem 
Zollverein) zu verhandeln. 


21. Apr. (Siebenbürgen). Die Regierung ordnet bis zum 9. Mai zum 


dritten Mal in den magyariſchen und Szeckler-Diſtricten Wahlen zum 
Landtag an. 


.„C(Ungarn). Graf Forgach nimmt feine Entlaſſung als unge: 


riſcher Hofkanzler. Graf Hermann Zichy tritt an feine Stelle. 


. „» (&Zyrol). Der Landtag verwirft das Gemeindegeſetz in der von 


ber Regierung vorgelegten liberalen Fafjung. 
„ Bon Seite feines einzigen Landtags erfolgt. eine Demonftration 
für die deutfche Sache in ben Herzogthümern, jelbft nicht in Steyer⸗ 
mar! ober Oberöfterreih, ſondern lediglich Toyale Anerkennung ber 
tapferen Armee. 


2. Mai. (TyroD. Landtag: Ein Antrag des Abg. Sartori auf Bildung 
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politifcher Bezirke nach dem Umfange ber gegenwärtigen Gerichtsbe⸗ 
zirfe und auf Greirung einer eigenen GStatthaltereiabtheilung (einer 
politifchen Behörde zweiter Inſtanz) für Wälſchtyrol wird vorläufig 


. einflimmig genehmigt. — Die beiden bisherigen (liberalen) Whg. zum 


Reichsrath werben mit 28 gegen 19 Stimmen durch die Führer ber 
clericalen Partei Greuter und Haßlwanler erjest. Mit 41 Stimmen 
gegen 4 wirb die Beibehaltung des politifchen Eheconfenfes beſchloſſen. 
— Antwort ber Regierung auf bie vorjährigen Anträge bes Landtags: 
die Antwort auf die Univerfitätsfrage wirb faft als abichlägig be⸗ 
trachtet, die Abänderung bes (verhaßten) SHeerergänzungsgefeßes 
wirb abgelehnt, auf den Slaubenseinheitsbefchluß erfolgt gar Feine 
Antwort. 

„ Der Binanzminifter fehreibt ein neues Anlehen im Betrage von 
70 Mill, aus. 


. n Die erfte öſterr. Flottenbivifion langt in der Nordfee an. 
. „» Die Regierung geftattet Merico bie Anwerbung von 6000 Frei⸗ 


willigen. 


.„Deutſch-däniſcher Krieg). Ruhmvolles Seegefecht bes öſterr. 


Geſchwaders bei Helgoland gegen die däniſche Flotille. Der Befehls⸗ 
haber, Capitän Tegethoff, wird dafür vom Kaiſer zum Contre⸗Admiral 
ernannt. 

„ (Siebenbürgen). Die Wahlen zum Landtag find in ben Magy⸗ 
ariſchen und Szedler-Diftricten zum britten Mal auf biefelben Män- 
ner ober auf Gefinnungsgenofjen berfelben gefallen. 


40. „ (Oberöfterreih). Der Landtag entſcheidet fi nach zweitägiger 


Debatte in namentliher Abftimmung, gegen den Antrag des Aus: 

ſchufſſes, im Princip für die gänzliche Aufhebung der bisherigen Uns 

theifbarfeit ber Bauerngüter und für das Erſuchen an bie Regierung, 
12 
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einen entſprechenden Geſetzesentwurf an ben Reichsrath (nicht an ben 
Landtag) gelangen zu laſſen. 

2. Mai. (Tyrol). Landtag: Der Abg. Pfretzſchner interpellirt den Re⸗ 
gierungscommiflär zum zweiten Mal über das Schickſal ber Glau⸗ 
benseinheits⸗Beſchluſſes. Der Statthalter antwortet ausweichend. — 
Die Magiftrats- und Bürgermeifterwahlen in Innsbruck fallen ganz 
clerical aus, 

„ n (Böhmen). Der Landtag wählt 22 Mitglieder in den Reichs: 
rath. Mieger beantragt, bie Erjabwahlen für die 11 Renitenten 
(Ezehen) nicht vorzunehmen, Graf Leo Thun, die Frage einer Com: 
million zu überweifen. Der Oberſtlandmarſchall erflärt den Antrag 
Riegers für unzuläflig, der Antrag Thun wirb mit 117 gegen 79 
Stimmen verworfen. 

413. „ Eröffnung ber Offerten auf das 70 Mill.-Anlehen v. 3. Mai: 
Es find nur zwei Offerten eingegangen, die eine auf 23%, bie an: 
dere auf 10 Mil. Die erftere wird angenommen, die andere ab- 
gelehnt. Für den Reſt von 46% Mill. verftänbigt fi der Yinanz- 
minifter mit den Uebernehmern der 234 Mil. und einem Eonfortium 
von Banquiers. 

22. „ Sröffnung der erften Generalfynobe beider Belenniniffe in Wien. 

23. „ (Siebenbürgen). Wiederaufnahme der Sikungen bes Landtags, 
Nur Ein neues Mitglied magyariſcher Rationalität (Regalift) tritt ein. 

25. „ (Böhmen). Der Landtag erflärt mit 101 gegen 94 Stimmen 
bie czechiſche Sprache für obligatoriſch auch in ben beutichen Mittel⸗ 
ſchulen. 

30., Audienz einer Deputation ber evang. Generalſynode beim Kaiſer. 
Antwort des Kaiſers. 


1. Juni. Oeſterreich verſtändigt ſich mit Bevollmächtigten Bayerns in 
einer neuen Regiſtratur über die Forderungen, welche, die Zuſtimmung 
der Münchener Sonderconferenz vorausgeſetzt, Preußen in der Zoll⸗ 
vereinsfrage vorgelegt werden ſollen. 

— „Energiſcher Proteſt einer Anzahl ausländiſcher Weftbahn-Actionäre 
an das Finanzminiſterium bez. der Verpflichtungen der Regierung 
aus der von ihr übernommenen Zinſengarantie. 

2., Evang. Generalſynode: Bericht über die Deputation an Schmerling 
bez. interconfeflionelle Angelegenheiten. Es wirb beichloffen, eine 
Denkſchrift und eine Petition um Vorlage eines biesfälligen Gefebes: 
entiwurfs an ben Reichsrath ber Regierung einzureichen. 

6. „ (Ungarn). Bei Öelegenheit bes Bürgermeifterbanfeties in Wien 
ſpricht fi ber neue ungariſche Hoflanzler Graf Zichh ganz uner- 
wartet offen und entichieber für ben Eintritt ber Ungarn in ben 
Reichsrath aus. 

7., (Dalmatien). Der Podeſta und ſämmtliche Stadträthe von Spoleto 
werben ihres Amtes enthoben und ein kaiſerl. Commiſſaͤr eingeſetzt. 


Oeherreic. 179 


8. uni (Krain). In Laibach wird Dr. Coſta zum Bürgermeifter 
gewählt: eclatanter Sieg der flavenifchen Partei. 

16. „ Der Kaifer trifft in SKiffingen mit dem ruſſiſchen Kaiſer zu: 
Tammen. 

19. „ Die Mündener Sonderzollconferenz lehnt die zwiſchen Bayern 
und Deftrrreidh vereinbarten Vorſchläge ab. Heflen-Darmftadt macht 
einen neuen Vorfchlag, der von Defterreih acceptirt wird. 

22, „ Der Kaijer befucht den König von Preußen in Karlsbad. 

24, „ (Benetien). Beinahe in allen Städten erfolgen Demonftrationen 
als am Jahrestage der Schlacht von Solferino. 

28. uni. Der Zollverein beginnt fih auf der Grundlage des franz. 
Handelsvertrags neu zu conſtituiren. Abfall Kurheſſens von Deiter- 
reich. 


11. Juli. Auch Hannover fällt von Oeſterreich ab und tritt dem neuen 
Zollverein auf der Grundlage des franz. Handelsvertrages bei. 

„ Schluß der erſten evang. Generalſynode für Die deutſch⸗ ſlaviſchen 
Landestheile. 

26. „ In Wien werden zwiſchen Oeſtereich, Preußen und Dänemark ohne 
Zuzug weber eines Vertreters bes deutſchen Bundes noch eines ſolchen 
der Herzogthümer über bie Präliminarien behufs Wieberherftellung 
bes Friedens Unterhandlungen eröffnet. 

29. Ein Hirtenbrief des Carbinal-Erzbifchofs von Wien empfiehlt dringend 
bie Betheiligung an dem päpftlihen Anlehen von 50 Mill, Fr., da 
ber Peterspfennig zu Dedung ber Bebürfniffe des heil, Stuhles nicht 
binreichend gewejen fei, mit dem Beifügen: „Das Reich, welches 
gegenwärtig von Zurin aus beberricht wird, hat auf Zukunft feinen 
Anſpruch; das Zuſammenwirken europäifcher Verwicklungen ift es, 
wodurch es kümmerlich zufammengehalten wird.” 

31. „ (Siebenbürgen), Die Wahlen zum Landtag werben in ben 
magyariſchen und Szedler-Diftrieten zum vierten Male, mit einer be⸗ 
ionberen Anfprache des Guberniums ausgejchrieben. 


1. Aug. Abſchluß von Friedenspräliminarien zwifchen Defterreich-Preußen 
und Dänemark zu Wien. 

„» „n (Ungarn). Bufammentrit des ſerbiſchen Nationalcongreffes in 
Carlowitz behufs der Wahl eines Patriarchen und Regelung ver: 
ſchiedener kirchlicher Angelegenheiten. 

12., Giebenbürgen). Ein kaiſ. Reſeript genehmigt die vom Land⸗ 
tage beſchloſſenen Gefetzesartikel bezüglich eines oberſten Gerichtshofes 
für Siebenbürgen:, beharrt jedoch darauf, daß derſelbe nicht, wie ber 
Landtag wilnfchte feinen Sitz im Lande habe, ſondern in Wien, 

20/25. Aug. Der Kaifer empfängt in Wien ben Beſuch des Königs von 


Preußen. 
20. Aug. (Tyrod. Zahlreiche Verbaftungen in Wälſchtyrol. 
- 12° 


a Oeherreiqh. 

= Sꝛb&ædelsgremien der Monarchie, welche zu Gutachten über 
> Nereuteuet nom Nov. 1863 aufgefordert worden find, haben 
“> ine 15 gegen benjelben ausgefprochen, 42 aber ihm bedingt 
Ne inoedingt zugeſtimmt. 

Dexurn der befinitiven Friedensunterhandlungen zwiſchen Oefter: 
var Runen und Dänemark zu Wien wiederum ohne Zuzug weder 


au Vertreters des deutſchen Bundes noch eines folchen der Her: 
zogthumer jelbft. 


2. Oept. Der neue ferbifhe Patriarch wird ausbrüdlid nur für bie 
Serben, nicht aber zugleich auch für die Numänen beftätigt. 

13. „» Ungarn). Die fog. At:Eonfervativen ftellen wieder. eine Art 
Programm für Löfung der Ungarifchen Frage auf, an ihrer Spike 
der judex curiae, Graf Andraſſy. | 

44, „ Oeſterreich anerkennt ben König Georg von Griechenland umd 
beglaubigt einen Gefandten an feinem Hofe, nachdem er von dem 
beabfichtigten Schritte Bayern Anzeige gemacht bat. 

49. „ (Ungarn). Graf Anbraffy gibt feine Entlaffung als judex 
curiae ein und wird durch Graf Tördt erfekt. j 

19.120. Sept. (Ungarn). Kurzer Beſuch des Kaifers in Komorn. 

23. Sept. (Siebenbürgen). Der Landtag fügt fich gegen eine Minber: 
heit von etwa 30 Stimmen in ben Willen bes Kaiſers bezüglich 
des Sites bes oberften Gerichtshofes. 

27. „ (Dalmatien). Zufammentritt des neugewählten Landtags. Die 
Majorität ift nunmehr der Regierung gefichert. 

28. „ Auch Bayern, Württemberg, Heffen-Darmftabt und Nafjau fehen 
fih gendthigt, Defterreih im Stiche zu laflen und dem neuen Zoll- 
verein auf der Grundlage des franz. Handelsvertrags beizutreten. 


3, Oct. Die öfterr. Norbfeeflotte fegelt wieder ab, mit Ausnahme einer 
Fregatte, die in Geeftemünde überwintert. 

412. ,„ Depeſche Rechbergs an Yrankreich bezügfih der franzöſiſch⸗ital. 
Gonvention vom 15. Sept. 

Die Depefche ift in ihrem Wortlaut nicht veröffentlicht und bloß folgertde, 
mebr oder weniger genaue Analyje berfelben befannt geworden: Die Depeiche 
Inüpft an bie verfchiedenen Converfationen an, in — ber franzöſiſche 
Botſchafter dem öſterr. auswärtigen Amt die beim Abſchluß der Convention 
für Frankreich maßgebend geweſenen Erwägungen darzulegen den Auftrag 
gehabt uud nimmt keinen Anſtand zu erklären, daß das öſterr. Cabinet, obſchon 
es lebhaft bedauere, daß man nicht Rom ſelbſt vor dem Abſchluß zu Rathe 
gezogen, mit aufrichtiger Genugthuung die Verſicherung entgegennehme, daß 

Frankreich Lediglich Das Intereſſe der Sicherſtellung der päpſtlichen Auto= 
rität im Auge gehabt. Eben barin, daß Frankreich ber Konvention feine 
Unterfrift gegeben, erblide Defterreih eine Garantie für biefe Autorität, 
eine Garantie, bie nach der Art und Weife, wie bie Regierung bes 
Königs Victor Emanuel fih über die feierlichften Verträge hinweggeſetzt, 
durh bie von biejer Seite jetzt übernommene Verpflichtung allein nicht 
als gegeben habe betrachtet werben Tünnen; aber Frankreich fei mächtig genug, 
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auch wenn der letzte ſeiner Soldaten den römiſchen Boden verlaſſen habe, 
dieſen Boden ausreichend zu ſchützen. Im Uebrigen werde natürlich dem 
Papſt ſowie jeder anderen außerhalb der Convention ſtehenden Macht die 
volle Freiheit der Entſchließungen zu wahren ſein, und wie der 
Papft das unbedingte Recht habe, bei irgend welcher künftigen Bedrohung 
den Schutz der katholiſchen Mächte in Anſpruch zu nehmen, würden umgekehrt 
bie katholiſchen Mächte ſich das unbedingte Recht vindiciren 
müſſen, innerhalb der Grenzen ber politiſchen Convenienz und Oppor— 
tunität ihm biefen Schub zu gewähren, unb Europa würde in einem 
folden Fall ohne Zweifel hoffen dürfen, Defterreich und Frankreich in Ein- 
tracht neben einander ftehen zu jehen. 


15. Oct. Depeſche Rechbergs an den Gefandten in Rom. 


Auch dieſe Depeiche ift bis jetzt nicht veröffentlicht und nur folgende, mehr 
ober minder genaue, Analyje befannt geworben: Bon einer Unterrebung bes 
Nuntius in Wien, Migr. Falcineli, mit bem Grafen NRechberg, worin ber 
Erftere auf die im J. 1861 flattgefundenen Verhandlungen zwifchen Nom, 
Defterreich, Frankreich und Spanien bingemwiefen hatte, ausgehend, |pricht bie 
Note die Anficht aus, daß die durch die September-Gonvention herbeigeführte 
Lage wohl nicht darnach angethan erfcheine, auf jene Verhandlung jebt 
zurüdzufommen, zumal biefelbe im Sabre 1861 daran gefcheitert fei, daß 
Tranfreich bamals als Ausgangspunft die Anerfennung bes Pactifehen Zuftanbes 
der Dinge in Stalien gefordert babe; inbeffen, wird hinzugefügt, behalte fich 
die kaiſerl. Regierung vor, diefen Punkt in nähere Erwägung zu ziehen. Im 
Uebrigen wird bie Gelegenheit ergriffen, ben bem Gabinet bes Vaticans be⸗ 
fannten Gefinnungen ber Taiferl. Regierung wiederholten Ausbrud zu ver: 
leihen, Gefinnungen, benen zufolge ber heil. Stuhl ſtets aller ber Beihilfe 
gewärtig fein könne, welche bemfelben Defterreih den Umftänden nad zu 
leiten vermöge. Eine warme Anerkennung wird fobann ber Haltung bes 
Garbinal-Staatsfefretärs gegenüber bem Hrn. v. Sartiges in Bezug auf bie 
Aufklärungen ertheilt, welche ber Lebtere über die Convention zu geben beauf⸗ 
tragt war; namentlich wird rühmend hervorgehoben, daß ber Garbinal-Stants- 
fefretär, gemäß ber Ruhe und Befonnenheit, bie fein Verfahren allezeit kenn⸗ 
zeichne, nicht vorweg fich gegen bie Convention erklärt, auch in Bezug auf 
die Räumung Noms feinen Widerfpruch erhoben unb in Bezug auf die Neu⸗ 
bildung einer päpftlihen Armee eine Discuffion zugelaffen babe. Was ben 
britten Hauptpunft ber Convention, die Webernahme eines Theiles ber päpft- 
lichen Staatsſchuld Seiten Italiens betrifft, fo enthält fich die Note, bier: 
über einen Rath zu ertheilen, wie fie überhaupt ber bewährten Weisheit 
und Umſicht bes vaticanifhen Cabinets gegenüber Urtheile wie Natbfchläge 
zu unterlaffen fich befcheide, nimmt es indeß als ſelbſtverſtändlich am, daß ber 
heil. Vater in biefer Krife wie ftetS keines feiner Rechte preisgibt und bie 
Integrität des heil. Stuhles nicht antaften läßt; bei aller Rüdficht auf ben 
Kaifer Napoleon und ohne buch ein provocirendes Auftreten benfelben zu 
reizen, könne hierdurch allen den möglichen Wechlelfällen, welche fich inner: 
balb der geftellten Zrift von zwei Jahren ereignen mögen, Rechnung getragen 
werden. 

16. „ (Benetien). Aufſtandsverſuch bei Udine und bei Belluno. 

22. „. Ein taiferl, Patent beruft bloß den weiteren Reichsrath auf ben 
12, Nov. ein. 

» n» (Ungarn). Ernennung zahlreiher neuer Comitatsvorſtände. 

27. „ Graf Nechberg erhält die unter dem 21. d. M. nachgeſuchte Ent- 
Yafjung als Minifter des Auswärtigen und wird durch ben F.⸗M.⸗L. 
Grafen Pouilly-Mensdorff, z. Z. Statthalter von Galizien, erſetzt. 
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6./7.Nov. (Venetien). Scharmübel zwiſchen ven Truppen und ben 
Aufſtändiſchen In Friaul. 

9. „ Der Finanzminifter fieht fi) genöthigt, ein Steueranlehen im Be: 
trage von 25 Mill. zu jehr brüdenden Bebingungen für den Staat 
(noch um 1% ungünftiger als bei demjenigen von 1860) zur allge: 
meinen Subfeription auszujchreiben. 

411. „ (Benetien). Die Regierung verkündet ben Belagerungszuftand 
in Friaul und bietet freiwillige Schüben in Tyrol auf. 

12. ,„ Zuſammentritt des weiteren Reichsraths. Eröffnungsrebe bes Präfi- 
denten Hasner über Deutichland. Die Ezechen aus Böhmen und Mähren 
fehlen. Dagegen hat fih ber größere Theil der Polen eingefunden. 

414. „ Eröffnung bes weiteren Reichsraths. Thronrebe bes’ Kaifers: 

„... Es ift meine Abſicht, fobald bie Beendigung Prer Aufgaben den 
Schluß dieſer Sitzungsperiode herbeigeführt haben wird, den engeren Reichs: 
rath in feine Wirffamfeit treten zu laffen. Ebenſo gebe ich mich ber Erwar⸗ 
tung bin, daß in ber öſtlichen Hälfte meines Reiches bie verfaffungsmäßige 
Thätigfeit, welche ſchon in meinem Großfürſtenthume Siebenbürgen erfreulich 
waltet, allenthafben auf's Neue werde beginnen können. Auf biefes Ziel, 
welches ich im Intereſſe jener Königreiche, wie nicht minder bes gefammten 
Reiches in naher Zeit erreicht zu ſehen wünſche, find bie ernften Bemühungen 
meiner Regierung gerichtet. Vertrauen und wahre Einficht werden zu ſegen⸗ 
vollem Gelingen führen. ine Reihe bebeutfamer Ereigniffe für mein Haus 
wie fir mein Reich liegt zwiſchen dem Schluffe der vorigen Sihungsperiobe 
und dem heutigen Tage... Beleelt von dem eifrigen Beftreben, jr Erhaltung 
und Befeftigung bes allgemeinen Yriebens beizutragen, wünfche ich mir Glüd 
zu bem guten Einvernehmen und ben freunbjchaftlichen Beziehungen, welche 
zwijchen meiner Regierung und ben übrigen großen Mächten ropas be: 
fteben. Ich werbe nicht aufhören, dieſe Beziehungen forgfälttg zu pflegen und 
Alles zu thun, um von meinem Neiche, welches gegenwärtig mit jo wichtigen 
inneren Aufgaben beichäftigt ift, auswärtige Verwidelungen fern zu halten. 
Eine Urſache Tangjährigen Streites im Norben Deutfhlands ift joeben 
auf bie ehrenvollſte Weiſe befeitigt worden. Die Vertretung meines Reiches 
wirb mit bewährtem patriotifchen Gefühle meine Befriedigung barüber theilen, 
ba bem Kriege zwiſchen ben beutfchen Mächten und Dänemark buch ben 
Friedensvertrag, ber zu Wien am 30, Det. unterzeichnet wurbe, und befien 
Ratification binnen wenigen Tagen gewärtiget wirb, ein Biel gefett worben 
ift, welches bie Erfüllung au ber Höäften Erwartungen in ſich 
ſchließt. Die Tapferkeit ber verbimbeten Truppen und ber Kriegsmarine 
Oeſterreichs und Preußens hat einen glänzenden Preis erfochten, bie weile und 
gerechte Zurückhaltung ber neutralen Mächte das enblidhe Einverftänbniß er: 
leihtert. Die Einigfeit zwijchen mir und meinem erhabenen Bunbesgenofien, 
bem Könige von Preußen, hat ihren Hohen Werth durch denkwürdige Erfolge 
von Neuem erprobt. Das gelammte Deutfchland aber, ich zweifle nicht, wirb 
Angefihts der ruhmvollen und glüdlihen Löfung ber Frage, von ber es im 
Innerften bewegt wurde, jene Eintracht wieber finden, welche für feine eigene 
Sicherheit und Wohlfahrt, wie für bie Ruhe und das Gleichgewicht Europas 
eine jo mächtige Bürgfchaft bildet. Bu meinem Bebauern haben bie unbeil- 
vollen Wirkungen, welche in letzter Zeit bie Ereigniffe im Königreich Polen 
auf bie benachbarten Länder meines Reiches übten, meiner Regierung bie Noth⸗ 
wendigfeit auferlegt, Ausnahmsmaßregeln zur Wahrung ber Innern Ruhe und 
um Schutze ber Perſon und des Eigenthums ber frieblichen Bevölkerung über 
iefe Länder zu verhängen. Sie find von ı günfligem Erfolge für die Sicherung 
biefer gefährdeten Intereſſen geweſen. Mit Befriedigung habe ich wahrge⸗ 
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nommen, baß ein Theil dieſer Maßregeln fich ſchon bermalen entbehrlich gezeigt 
bat, und gerne gebe ich mich der Erwartung bin, in nit ferner Zeit fie völlig 
befeitigt zu ſehen. Ihre bejondere Aufmerkſamkeit werben die Angelegenheiten 
ber Finanzen meines Reiches in Anfprucd nehmen. Die ungünftigen Ver: 
bältniffe, welche allenthalben den europäifchen Geldmarkt beberrichen, Tonnten 
nicht ohne bemmenbe Wirkungen auf bie Yortichritte ber volkswirthſchaftlichen 
und finanziellen Entwidelung Defterreichs bleiben. In biejer unverkennbar 
fhwierigen Lage iſt bie Bedeckung bes gefteigerten Staatserforbernifjes doch 
ftets pünktlich erfolgt. Das ernite Streben nad) Erfparungen bietet beruhis 
gende Anhaltspunkte, nach erfolgter Tilgung ber außerorbentliden Staatszah: 
ungen, welche in ber gegenwärtigen Periode noch beftehen, bie enbliche Be⸗ 
feitigung ber Störungen im Geldweien und im ©leichgewichte des Staats⸗ 
haushaltes zu erwarten. Es werben Ihnen ausnahms weiſe in der gegen 
wärtigen Sigungsperiode zwei Staatsvoranſchläge, nämlich jener für 
bas Jahr 1865 und in unmittelbarer Yolge auch jener für bas Jahr 1866 
vorgelegt werben. Durch biefe Uebergangsmaßregel ſoll eine georbnete Zeit- 
folge in deu Seffionen des Neichsrathes und ber Landtage angebahnt und bie 
Möglichkeit gefichert werden, bie Budgetarbeiten rechtzeitig vor bem Beginn 
bes Yinanzjahres zum Abfchluffe zu bringen... Ihrer eingehenden Würdigung 
empfehle ich die an Sie gelangenben —— zur Regelung der directen 
Beftenerung, deren baldige Wirkſamkeit ebenſoſehr im Intereſſe einer gerechteren 
und gleihmäßigeren Vertheilung ber Steuerlaſt, als einer mehr entſprechenden 
Bebedung bes Staatserforbernijjes zu wünſchen iſt. Ihre Thätigfeit wirb 
fih der Behandlung noch anderer Finanzvorlagen zuwenden, weldye bie Ver: 
beiferung beftehender Geſetze und theilweife nicht unerhebliche Erleichterungen 
ber Steuerträger zum Zwecke haben. Seit einer Reihe von Jahren nimmt 
bie vollswirtbihaftlihe Einigung Deutfhlands, welde im 19. 
Artifel der Bundesacte als ein Ziel der Beitrebungen bes Bundes bezeichnet 
ift und in fpäteren Verträgen eine beflimmtere Gejtalt und einen ben Zeit- 
verhältniflen entſprechenden Ausbrud erhalten bat, bie volle Aufmerkſamkeit 
meiner Regierung in Anfpruch. Zur gebeihlichen Löſung diefer Aufgabe, bie 
im Bundesnerhältniffe gelegen und für die AIntereffen Defterreih8 von hoher 
Wichtigkeit ift, find Verhandlungen nothwendig geworben, welche von meiner 
Negierung mit jenem Ernft, welcher ber Sache gebührt, noch gegenwärtig fort« 
geführt werben, Die Ergebniffe berfelben werden Ahnen von meiner Regie 
rung mitgetheilt werben, unb ich hoffe, daß fie für die Feftftellung des neuen 
Zolltarifes, welde im Laufe diefer Seffion zu erfolgen bat, nicht ohne 
ünftigen Einfluß fein werben.... Es ift mein Wunfch, deſſen Erfüllung Ihr 
Bingebenber Eifer mir verbürgt, die Aufgaben, zu welchen Sie nunmehr ſich 
wenden, raſch ihrer Vollendung entgegenreifen zu ſehen, denn eine Reihe 
wichtiger und umfangreicher Vorlagen iſt von meiner Regierung für bie Thä⸗ 
tigfeit bes engeren Neichsrathes vorbereitet, beren Wiederkehr an jene Vor: 
ausfegung gefnäpft if. Geehrte Mitglieder meines Reichsrathes! Indem ich 
Sie mit der Verſicherung meiner Tatferlichen Huld und Gnade an Ihre wich⸗ 
a Aufgaben geleite, verfenne ich bie Schwierigkeit berfelben nicht. Aber 
ift mein Vertrauen, baß es mit Ihrem Rath und Beiftand mir gelingen 
werbe, das Reich, bas bie Vorſehung mir anvertraut, mit ftarfer Hand einer 
— Zukunft entgegen zu führen. Ich ſchöpfe dieſes Vertrauen aus der 
iebe und Treue, aus ber Einſicht und Kraft meiner Vollker, welche ich mit 
bem innigen Wunfche meines Herzens, baß ihre Geſchicke zum Heile unb 
Ruhme ihres gemeinfamen Baterlandes fih erfüllen mögen, bem allmächtigen 
Schutze des Himmels empfehle.“ 
Die öffentliche Meinung ſpricht ſich ſehr unbefriedigt über die Thron: 
rede aus. 
16. Nov. Die Regierung legt dem Reichsrathe den mit Erzherzog Mari⸗ 


— 
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milian bei feiner Annahme der Mexicaniſchen Kaiſerkrone abgeſchloſ⸗ 
ſenen Familienpact vor. 

Das Herrenhaus beſtellt ſeine Adreßcommiſſion. Graf Anton 
Auerſperg (Anaſt. Grün), dem bisher die Aufgabe überlaſſen wurde, 
die Antwortsadreſſe zu entwerfen, wird diesmal nicht in bie Com⸗ 
miſſion gewählt, dagegen der bisher übergangene Graf Leo Thun. 

Das Abgeordnetenhaus verweigert den czechiſchen Mitgliedern aus 
Mähren abermals ben erbetenen Urlaub. Die reichsräthliche Staats⸗ 
ſchuldencommiſſion legt ihren zweiten Jahresbericht, über den Stand 
ber Staatsſchuld Ende Oct. 1863, vor. Miniſter Schmerling theilt 
mit, daß der Abg. Rogawski aus Galizien vom dortigen Kriegsgerichte 
nur ab instantia freigefprochen worden und baher feines Manbates 
verluftig fei. 

17. Nov. Die Regierung legt dem Abgeorbnetenhaufe bie Staatsrechnung 
für das Jahr 1862, das Budget für 1865 und die Steuerreform: 
projecte vor. 

19. „ Abgang der erften Freiwilligen von Trieft nah Mexico. Mit 
Genehmigung des Kaifers fol nun aud eine Trabantenleibgarde für 
den Kaiſer von Merico in Defterreih organifirt werben. 

21., Refultat des Steueranlehens: ftatt 25 Mill. find 50,018,600 fl. 
gezeichnet worden. 

Das Abg.Haus verweist die Frage, ob ber galiziihe Abg. Ro⸗ 
gawski in Folge eines Friegsgerichtlichen Urtheils wirklich feines Man- 
dates verluftig fei, mit großer Mehrheit an einen Ausfhuß; gegen 
die Ueberweifung flimmen fajt nur die Minifter. Rebe Bergers. 

22. „ Das Abg.Haus beſchließt, die nicht erfchienenen Czechen aus Böh⸗ 
men und Mähren aufzufordern, ihre Plätze im Haufe einzunehmen. 

Adreßdebatte des SHerrenhaufes. Die Adreſſe ift Tediglich eine 
(von Münd=Bellinghaufen verfaßte) Umfchreibung der Thronrebe, 
Reden von Graf Rechberg und Graf Leo Thun — dagegen von 
Graf Ant. Auerfperg und Graf Wickenburg. 

24. „ Das Abg-Haus beftellt feinen Finanzausſchuß. Die Wahl fallt 
überwiegend auf Mitglieder ber eigentlih minifteriellen Partei. — 
Staatsminifter Schmerling antwortet auf bie Sinterpellation Schind⸗ 
ler8 wegen Vorlage eines Miniſterverantwortlichkeitsgeſetzes, 

„daß es nicht bie Abficht ber Regierung fei, in ber gegenwärtigen Seſſion 
bem Reichsrathe einen Gejebentwurf über bie Regelung der Minifterverant- 
wortlichleit vorzulegen, weil fie erachte, baß durch die Vorlage und Berathung 
biefes Geſetzes die noch ſchwebenden Verfaſſungsangelegenheiten minder beför- 
dert, als vielleicht verzögert werben dürften, und weil fie es überhaupt für 
durchaus opportun erachte, erft dann ein fo wichtiges Geſetz ber verfaſſungs⸗ 
mäßigen Behandlung zu unterziehen, wenn bie Reichsverfaffung in allen 
Theilen bes Reiches thatfählih zur Geltung gefommen fei. Daß bie Frage 
an und für fich noch nicht eine vollfommen geflärte fei, dafür bürfe fie nur 
auf bie Thatfache Hinweifen, daß weber über die Perfonen, bie von einer Ver⸗ 
antwortlichfeit getroffen werben follen, noch über bie legislativen Köperfchaften, 
welchen gegenüber bie Berantwortlichfeit Platz greifen fol, zur Zeit eine eigent⸗ 
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liche Klarheit herrſche. Es ſei nämlich Gegenſtand einer ſehr weitläufigen 
Erörterung in manchen Kreiſen geweſen, daß auch bie Statthalter den Land⸗ 
tagen gegenüber als verantwortiih erklärt werben ſollen. Sodann ſei 
beinahe in allen Staaten Europas, wo eine conftitutionelle Einrichtung beftehe, 
ein ſehr geraumer Zeitraum verſtrichen, Bis bieje Angelegenheit geregelt 
wurbe, ja in fehr vielen Verfafjungsftaaten ſei fie zur Zeit noch gar [nicht 
geregelt. Hieraus bürfte fich ergeben, daß, fo jehr wünſchenswerth es auch 
jein möge, daß bie angeregte Frage in geſetzlicher Weiſe geregelt werde, ſich 
doch nicht behmupten ließe, daß es ungertrennlich von ber eigentlichen Ent: 
widelung des conftitutionellen PBrincipes ſei. 


25. Nov. Die Regierung erflärt dem Rogawski-Ausſchuß des Abg.-Haufes, 


27. 
29. 


30. 


baß fie über bie Verhängung des Belagerungszuftanbes in Galizien 
ben Reichsrath nur aus gutem Willen Auskunft ertheilen werde, 
eine Verpflichtung biezu dagegen nicht anerfenne. 

„Niederſchlagung aller bei den galiziſchen Militärgerichten ſchwebenden 
Unterfuchungen wegen Steuerzahlung an bie revolutionäre Regierung. 
„ Beginn der Adreßdebatte des Abg.-Haufes. Allgemeine Debatte; 
Neben von Giskra, Kinsky, Berger x., alle erklären ſich entſchieden für 
„Umkehr“. Beginn der |peciellen Debatte: Yrage ber jährlichen Reichs⸗ 
rathsſeſſionen. 

„Einzug der ſiegreichen Truppen aus Schleswig in Wien. 


41. Dec. Fortfegung ber Adreßdebatte des Abg-Hauſes. Rebe Schmerlings 


bezüglich Ungarn und Venetien. — Eine beabfidhtigte Interpellation 
bezüglich Holftein unterbleibt in Folge des Erſuchens und der Mit 
theilungen bes Minifteriums in der Adreßcommilfion. 


2. „ Bortfeßung der Adreßdebatte des Abg.Hauſes: Deutfche Frage. 


Rede des Grafen Mensporff. 
„ Fortſetzung der Adreßdebatte des Abg.-Haufes: Galizien. Reben 
Laffers und Schmerlings. Die Regierung unterliegt mit 60 gegen 
104 Stimmen. | 
„ GSitung des Abg.Hauſes: acht ablehnende czechiſche Mitglieder 
erklären durch eine Zuſchrift an das Haus, daß fie, geftübt auf bas 
Octoberdiplom von 1860, ben unvollftändigen Reichsrath nicht als 
eine Vertretung des geſammten Reichs anfehen könnten; 3 andere 
ſuchen aus demſelben Grunde einen Urlaub nad. Die Mehrheit 
bes Haufes beichließt beide Erklärungen als Mandatsnieberlegung 
zu betrachten. 
„Fortſetzung ber Abreßbebatte des Abg.Hauſes: Finanzen. 
„ Schluß der Adreßdebatte des Abg.-Haufes: der Paflus Über das 
Concordat wird durch ein Amenbement Mühlfelds abgeſchwächt und 
dadurch eine Debatte vermieden. Die ganze Adreffe wird mit allen 
gegen etwa 40 Stimmen genehmigt, übrigens unter ausbrüdlicher 
Verwahrung einer Reihe von Führern ber Oppofltion gegen jede 
Unterftellung einer Abſicht, das Diinifterium erſchüttern zu wollen: 
„ + + Die hohe Bebeutung ber vom Thron gefprochenen Worte legt dem 
Abgeordnetenhaus bie Pflicht auf, mit ehrfurchtsnollem Freimuth auch feine 
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Auffaffung ber großen Fragen, welche bas Reich bewegen, Ew. Majeftät in 
treuer Ergebenheit zu unterbreiten. Die gemeinfamen Angelegenheiten ber 
Köuigreiche und Länder bes Kaiferfinats, zu deren verfaffungsmäßiger Be⸗ 
hanblung bie Reichsvertretung zunächſt ale Geſammtreichsrath einberufen 
wurde, werben im Abgeordnetenhaus die ihrer Wichtigkeit entſprechende Sorg⸗ 
falt und bingebenbe Thätigkeit finden. Gleicher Eifer unb gleiche Pflichttreue 
werben ben Angelegenheiten bes engern Reichsraths zugewendet werben, deſſen 
unmittelbar folgende Wirkſamkeit Ew. Deajeftät in Ausficht genommen. Das 
Haus fühlt fi jedoch verpflichtet auszuſprechen, daß bie regelmäßige 
jährlich wieberkehrenbe Wirkſamkeit bes eugern Reichsraths 
ein in ber Verfaſſung begrünbetes Recht der in ihm vertretenen Koͤnigreiche 
und Länber ift, daß in biefer regelmäßigen Wiederkehr eine Sürgfgaht für 
verfaffungsmäßige Zuftände in benjelben liegt, und daß fie für die Erfüllung 
fo vieler wichtigen und bringenden Aufgaben ihrer gemeinfamen Gefebgebung 
nicht entbehrt werden Tann. Das Abgeorbnietenhaus muß es tief beklagen, 
bag in einem großen Theil des Reiche die verfaffungsmäßige Thätigfeit noch 
gar nicht begonnen hat, ober völlig unterbrochen iſt. Entſchiedenes Vorſchreiten 
ber Regierung zur Befeitigung biefer ben Intereſſen des Reichs und feiner 
Bewohner fo jehr abträglichen Zuftänbe würde das Vertrauen wieder beleben 
und vom Abgeorbnetenhaus mit Iebhafter Freude begrüßt werben. Wir geben 
uns ber Hoffnung bin, daß in nicht ferner Aufunft im lombardiſch⸗venetia⸗ 
niſchen Königreich eine aus Wahlen bervorgegangene Landesvertretung tagen 
werde, und betrachten es als Gegenftanb ernfter Sorge für Ew. Maj. Regie⸗ 
rung, daß ber Landtag Gallziens eheftens feine für biefes Königreich 
überaus nothwendige Wirkſamkeit wieder aufnehmen könne. Bon hoher Wichtig: 
tet für das ganze Reich ift insbeſondere auch bie Hevftellung verfaffungsmäßiger 
ee iden Königreihen Ungarnundb Ervatien. Denn nur hierin 
eht bas Abgeordnetenhaus den Weg, bie Einſicht in die wirffihen Bebürfniffe des 
Reiche und aller feiner Völfer baldigſt zu vermitteln, und bie Schwierigkeiten zu be⸗ 
heben, welche einem gebeiblichen Zuſammenwirken aller Kräfte für bie Intereffen 
bes Reiches und feiner Theile noch entgegenftehen. Wir halten darum bie unge: 
fäumte Einberufung ber Landtage biefer Königreide fir 
bringend nothwendig. Es wirb damit einem wohlbegrünbeten und gerechten 
Verlangen in jenen Länbern begegnet und auch das aufrichtige Streben von Ew. 
Maj. Regierung betbätigt werben, die Früchte conſtitutionellen Staatslebens in 
Defterreich alljeitig zur baldigen Reife zu bringen. Wir hegen das Vertrauen, 
bie gejeßliche Vertretung jener Königreiche werde ſich der Ueberzeugung nicht 
verſchließen, baß die gemeinfhaftlihe Behandlung ber gemein- 
famen Angelegenheiten des Reichs im Iniereſſe aller , unb durch 
dieſes unabweislich geboten ſei. Das Abgeordnetenhaus wird ſeinerſeits 
nicht anſtehen, was an ihm iſt, beizutragen, daß bei unverrüdter Wahrung 
biejes in ber Reichsverfaffung —— Grundſatzes jenen Ländern im 
verfaffungsmäßigen Weg bie nöthigen Garantien für ihre Autonomie 
in allen Angelegenheiten werben, welche ihren Landtagen vorbehalten find. 
Unb wenn Baterlandsliebe und Flares Erkennen ber Intereſſen des Staats und 
feiner Bewohner beiberfeits zufammenwirten, dann wirb auch bas Werk gelingen, 
zu bem nad) Kräften beizutragen, wir für eine heilige Pflicht eines jeben halten... 
Eure Majeftät haben vom Thron herab den Hohen Werth bes allgemeinen Friedens 
Ür Defterreich verfündet; auch das Abgeorbnetenhaus hält einen geficherten und 
ie Bürgichaft ber Dauer in ſich tragenden Frieden für eine unentbehr- 
Lie Bedingung zur Wohlfahrt des Reiches. Solchen Srieben für Oefter- 
2 Des Helen und zu befeftigen, erfennt das Haus als ein unverrüdbares 
iel für Eurer Moajeftät Hegterung. Der Friebe mit Dänemark bat einer 
angjährigen Vergewaltigung ber Elbe⸗Herzogthümer ein Enbe gemacht, welcher 
fih entringen zu helfen ihnen verfagt blieb. Der vorausgegangene Kampf 
bat — Dank ber Tapferkeit ber Tatferlichen Truppen und Kriegsmarine — 
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ben äfterreichtichen Waffen neue Rorbeeren gebracht. Aber noch ift das Werk 
nicht vollendet, welches Eure Majeftät ale Gegenftanb ber innerfien Bewegung 
bes geſammten Deutſchlands anerkannt und wofür Oeſterreichs tapfere Söhne 
gebfutet Haben; noch barren bie Herzogtbümer ber enbgültigen Regelung 
ihrer Verhältniffe, und das Abgeordnetenhaus glaubt mit Zwerſicht, daß bie 
kaiſerliche Regierung Träftig beftrebt fein werbe, das begonnene Werk zu 
tönen, und im Zufammenwirfen mit bem beutfhen Bund ben 
—— zu ihrem vollen Rechte in ber Erbfolge und in ber ſelbſt⸗ 

ändigen Orbnung ihrer Angelegenheiten zu verhelfen. Den 
boden See der Bunbesgensffenfchaft mit Preußen für bie Erfolge in 
bem nunmehr zum Abſchluſſe — Krieg anerkennt das Abgeordneten⸗ 
haus im vollſten Maaße; es kann aber nicht unterlaſſen, auch bie innerſte 
Ueberzeugung von dem gleich hohen Werth auszuſprechen, ber in ber auf⸗ 
richtigen Pflege der bundesrechtlichen Beziehungen zu ben 
anberen Staaten bes beutfhen Bundes für Oeſierreich gelegen if. 
Es wird barum alle Bemühungen von Eurer Majeftät Regierung eubig 
begrüßen, welche dahin gehen, bunbeswibrigen Sonberbeftrebungen 
entgegenzutreten, und buch Reformen ber Bunbesverfaffung bie 
Bande noch enger zu Tnüpfen, weldye alle Länder Deutichlanbs zu Einem 
großen unb mächtigen Ganzen vereinen. Die unheilvollen Creigniffe im 
Königreih Polen, welche in einem Lanb bes Reichs bie Verhängung von 
Ausnahmsmaßregeln herbeigeführt, erflillen auch uns mit tiefer Betrübniß. Das 
Haus gewärtigt von Eurer Mafeftät Regierung bie ihe nad ber Ver⸗ 
faffung obllegende Darlegung ber Grünbe, welche die Verhängung und 
theilweife Kortbauer jener Ausnahmsmaßregeln nothwendig gemacht, dann ber 
Erfolge, welche dadurch erzielt wurben, kann jeboch ben lebhafteſten Wunſch 
nicht unterbrüden, daB, wenn etwa bisher beren Nothwendigkeit vorhanden 
war, biefe bod in Türzefler Zeit entfallen möge. Cure Majeftät haben bie 
befonbere Hufmerffamteit bes Reichsraihs für bie Meichsfinanzen in Anſpruch 
zu nehmen gerubt. Und in ber That iſt die Finanzlage bes Reichs 
eine jehr ernite. Die Ausgaben überragen fortwährend bie Einnahmen, 
bie hoch geſpannte Steuerlaft ber Staatsbürger erträgt kaum mehr eine Er: 
böhung, bad Stantsnermögen ift namhaft verringert, bie ſtete Benützung bes 
Öffentlichen Credits auch in Jahren bes Friedens muß zu ſchweten Bebräng- 
niffen und kann endlich zu unheilvollen Krifen führen. Das Abgeorbneten: 
haus vermag inbem bloßen Streben nach Erfparungen zur Anbahnung 
bes Gleichgewichts im Staatshaushalte für eine fern — Zeit eine 
Gewähr für eine dauerhafte Ordnung bes Staatshaushalts nicht zu erkennen, 
es hält vielmehr die vBllige Umkehr zur firengen Regelung ber 
Stantsausgaben nah dem Maße ber orbentliden Einnahmen 
— außerorbeniliche Fälle ausgenommen — für ben unverweilt nöthigen 
und allein erfolgreichen Schritt, um jenes Gleichgewicht wieberberzuftellen 
unb bie — Keräfte bes Staats ber Wiedererſtarkung zuzuführen, deren 
das Reich bedarf, um ſeine Machtſtellung zu behaupten und ſeine innere 
Wohlfahrt zu ſichern. Namentlich erſcheint es unerl aßlich, nach ben ſchon 
in fruͤherer Zeit von Eurer Majeſtät ausgeſprochenen Intentionen, die Aus: 
gaben für Heer und Flotte herabzuſetzen, und es Tanıı dieß bei 
einer erfolgreihen nur buch bie Intereſſen ber öſterreichiſchen 
Volker befimmten Leitung ber auswärtigen Angelegenheiten 
ohne Gefahr für das Reich geſchehen. Ebenſo geflatten bie geänderten Eins 
richtungen im Öffentlichen Leben ber Gemeinden und Ränber bereits im aus: 
giebigften Maße bie Bereinfahung ber ftaatliden Verwaltung. 
Die das Abgeordnetenhaus biefe Geſichtopunkte bei ber Feſtſtellung ber Aus: 
gaben für maßgebend erachtet, wird es auch bie Gejepentwärfe zur —— 
der direcien Beſteuerung im — einer gerechten und gleichmäßigen 
Vertheilung ber Steuerlaſt forgfältiger Würdigung unterziehen. Die Schluß⸗ 
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faſſung über bie Zuläſſigkeit und Angemeſſenheit einer Feſtſtellung bes 
Staatsvoranſchlags für das Jahr 1866 in unmittelbarer Folge auf jene für 
das Jahr 1865 glaubt das Haus bem Zeitpunkt der wirklichen Vorlage 
jenes Voranſchlags vorbehalten zu müſſen. Die Staatsrechnung für 1862 
wird ber verfaflungsmäßigen Prüfung vom Haufe unterzogen werben; allein 
folde Prüfung kann nur durch das im Auftrag Eurer Majeſtät ſchon längſt 
in Ausficht geftellte Gefeß über bie Minifterverantwortlidfeit ihre 
wahre Bebeutung erlangen, und das Abgeorbnetenbaus hält es für feine Pflicht, 
Klar und beflimmt auszufprechen, baß diejes Gefet eine ber bringen- 
ften Ergänzungen der conftitutionellen Staatseinrichtungen für Oeſterreich 
bilde. Die ſchweren Bebrängniffe, unter welchen die Induſtrie im Kaiſerſtaat 
leidet, find zum großen Theil bie Folgen unabwendbarer Creigniffe; nicht 
wenig aber tragen hiezu das Schwanfen ber Valuta, bie durch ben Bebarf 
bes öffentlichen Grebits erzeugte Bertheuerung bes Capitals für alle Zweige 
ber Bollswirtbichaft, dann die Unficherheit bei, in welcher fi bie Frage ber 
banbelspolitifchen Stellung Defterreich8 zu ben anderen Staaten Deutſchlands 
feit längerer Zeit und namentlich mit Hinblid auf das nahe Ende bes Ver: 
trage vom Jahre 1853 befindet. Das Abgeordnetenhaus muß es baber auch 
bedauern, baß die Regierung Eurer Majeftät noch immer nicht in ber Lage 
ift, Die Rejultate ber Verhandlungen über biefe Frage vorzulegen. Wir geben 
uns jebodh ber Erwartung Hin, daß bie großen Nachtheile, welche durch die 
la ber bisherigen Verhandlungen auf hanbelspolitiihem Gebiet 
ben öfterreichiichen Intereſſen erwachſen find, und fernerhin drohen, mittelft 
ber in Ausficht geftellten Veränderungen ber Zollgefebgebung ſich werben ver- 
ringern laſſen. Eine Träftigere Wahrung und Förderung wird aber ben 
volfswirtbichaftliden Intereſſin nur durch deren im Staatsorgaiusmus 
bisher mangelnde einheitliche Leitung zu Theil werben. Die Wichtigfeit ber 
Eifenbahnen als Verfehrsmittel hat das Abgeordnetenhaus ſchon in ber letzten 
Seffion beilimmt, die Nothwenbdigfeit eines neuen Eifenbahnconffionsgefetes 
auszufprechen, woburd nicht nur ber Unternebmungsgeift ermuntert, fondern 
auch ber Reichsvertretung ber ihr gebührende Einfluß bei Errichtung neuer 
Linten gefihert wird. Wir können baher nur wieberholt ehrfurchtsvoll bitten, 
bag Eure Majeſtät geruben möge, bie Regierung mit ber Einbringung einer 
folden Vorlage vor den verfammelten Reichsrath zu beauftragen. Die 
Gejegentwürfe zur Ausdehnung bes Eiſenbahnnetzes, dann zur Förderung 
ber volkswirthſchaftlichen Intereſſen überhaupt, ſowie bie anderen zur Com- 
petenz bes geſammten Reichsraths gehörigen Vorlagen wird das Abgeorbneten- 
haus ber jorgfältigften Berathung unterziehen. Auch geben wir uns mit 
N auf bie von Eurer Majeftät bereits in Ausficht geftellten Vorlagen 
ür den engeren Reichsrath ſchon jet ber Hoffnung hin, baß bie Regelung 
jener Verhältniffe ermöglicht werbe, welche Durch bie von Eurer Majeftät mit 
Sr. Heiligkeit vereinbarte Acte vom 18. Auguft 1865 berührt find.”“ 


9. Dee. Die offic. Wiener Mbenbpoft äußert bie Anficht, es beftebe 
ſchwerlich ein ausſchließliches Erbrecht auf beide Herzogthümer Schles⸗ 
wig und Holftein, daher Billigkeitsgrünbe fchließlih wohl maßgebend 
fein würden. : 

12. „ (Benetien). Die venetianifdhe Central-Congregation remonftrirt 

beim Kaifer gegen die allzu ſchwere Militärlaft. 

13. „ Das Abg.Haus genehmigt die Fortdauer der Steuererhöhungen vor- 
läufig nur für die drei erften Donate von 1865 ftatt auf 6 Monate, 
wie bie Regierung urfprünglich geforbert Hatte, und beichließt gegen: 
über einem PVertagungsantrage Bergers mit großer Maforität, daß 
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der galiziſche Abg. Rogawski durch das Urtheil des Kriegsgerichtes 
die perſönliche Fähigkeit, Mitglied des Hauſes zu ſein, verloren habe. 

16. Dec. Das Abg.Haus vertagt ſich bis zum 9. Januar. 

27. „ Das Staatsminiſterium theilt dem Herren⸗Hauſe mit, daß der Kaiſer 
die Antwortsabreffe desfelben „wohlgefällig” zur Kenntniß genom: 
men babe. 

31. (Sroatien). Die Generalcongregation bes Fiumaner Comitats 
befchließt eine Repräfentation an den Kaifer um Einberufung bes 
croatiſchen Landtags. 
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1. Portugal. 
3. Jan. Eröffnung der Eortes. Thronrede des Königs. 
17. „ Mobification des Minifteriums, 


24. Mai. Die IP Kammer nimmt mit großer Mehrheit einen Geſetzes⸗ 
entwurf an, durch welche die Erblichkeit der Pärswürbe abgejchafft 
wird. 


18. Juni. Schluß der Seffion der Eortes. Thronrede des Königs. Das 
Hauptgefchäft der Seffion war bie Aufhebung des Tabakmonopols. 


13. Sept. Die Corteswahlen haben eine bedeutende Majorität für bie 
Regierung ergeben. 


— Nov. Differenzen mit Rom. Abberufung des Gefandten Marſchalls 
Saldanha. 


13 








2. Spanien. 


11. Ian. Die Regierung legt den Cortes den Entwurf eines neuen Wahl: 
geſetzes vor. 

16. „ Der Eongreß erklärt fih gegen den neuen Wahlgeſetz-Entwurf; 
das Minifterium gibt feine Entlaflung ein. 

417. „ Bildung eines neuen Minijteriums. Hr. Arrafola übernimmt darin 
das Präſidium, Hr. Benavides das Innere, 


22. ehr. Der Minifter des Innern legt den Cortes ein modificirtes 
Wahlgeſetz vor. 

» nn General Gandara wird durch Fünigl. Decret ftatt des General 
Bargas zum General:Capitän der Inſel St. Domingo, mit bem 
Commando über dag Operationscorps, ernannt. 

29. „ Das Minifterium erleidet bei der Commiſſionswahl des Congrefjes 
zu Prüfung des neuen Wahlgefehes eine Niederlage und nimmt jeine 
Entlafjung. 


2. März. Bildung eines Minifteriums Mon. 
9, „ Die Regierung legt dem Senat einen Gejeßentwurf behufs Auf- 
hebung der DVerfafjungsveränderungen von 1858 vor. 

13. „ Der Senat erklärt fi mit 81 gegen 16 Stimmen für die vor- 
geihlagene Aufhebung der Verfaffungsveränderungen von 1858 und 
die Wiederherſtellung der Verfaſſung von 1845 in ihrer Reinheit, 

30. „ Ankunft des fpanifchen „Commiſſärs“ Mazarredo in Lima. Die 
peruanijche Regierung will ihn nicht als ſolchen, ſondern bloß als 
ipanifhen Geſandten anerkennen. 


12, Abreife des ſpaniſchen Commiſſärs Mazarredo von Lima nad) 
Callao. 

14, „ Mazarredo trifft vor den Chinchas-Inſeln mit 2 ſpaniſchen Tre: 
gatten unter Admiral Pinzon zufammen. Die peruanifchen Behörden 
werben von biejem aufgefordert, fi) zu ergeben und fügen fi ohne 
Widerſtand. Die Spanier befeten die Inſeln. 

15, „ Auch der Congreß erflärt fih mit 187 gegen 17 Stimmen für 
die Wieberherftelung der Verfaſſung von 1845. 
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3. Mai. Großes Bankett der Progrefiiftenpartei in Madrid. Diejenigen 
Blätter, welche die dabei gehaltenen Reden bringen, werden gerichtlich 
verfolgt. 

T. „ Abmiral Pinzon und Commiffär Mazarrebo erlaffen von ben 
Chinchas⸗Inſeln aus folgende Erflärung: 

„Die Creigniffe, welche fih am 14. April auf den Chinchas-Inſeln zuge- 
tragen haben, find in ben dem Publicum befannten Documenten erflärt wor: 
ben. Die Repräjentanten der Königin haben ſtets der Mäßigung bes perua- 
niihen Volkes vertraut, „welches man aus dem Memorandum vom 12. des: 
jelben Monats erjehen kann, und die natürliche Ruhe der Gemüther wird bie 
Trage auf ihren wahren Boden ftellen. Heute, da das diplomatiſche Corps, 
welches in Lima vefibirt, eine Commiljion, aus den HH. Gefandten Großbri- 
tanniens, Frankreichs und Chile's zufammengefekt, nach den Chinchas-Inſeln 
gefandt bat, um mit uns über die jeßige Lage zu conferiren, erflären bie 
Unterzeichneten von neuem freiwillig, daß Spanien feineswegs darauf Anſpruch 
macht, fih in die Regierungsform der peruanifchen Republif zu mifchen, und 
daß bie Bejegung der Inſeln als Nepreffalie bis zum Entſchluß ber Regie- 
rung %. Maj. aus bejondern Umftänden jeder andern Feindlichfeitshandlung 
vorzuziehen ift, welche durch Blutvergießen die Regelung der ſchwebenden 
Frage verzögern könnte. Die NRepräfentanten der Königin haben den Kauf: 
leuten ber Republif und ben peruanifchen Agenten in ihren Zransactionen 
und in Erfüllung ihrer Pflichten fein Hindernig in den Weg gelegt, als ob 
es fih um befreundete Intereſſen handle. Sie haben ausbrüdlich vom erften 
Tag an das Laben von Guano den Schiffen verboten, welche nicht das Viſa 
ber Behörden von Callao vorzeigen, die nach ben bejtehenden Inſtructionen 
gleihfal8 alle Documente ber Capitäne legaliſiren vor ihrem Abgang nad 
ihrem Beilimmungsort. Da bie Unterzeichneten einen Beweis ihrer guten Ge- 
finnungen liefern wollen, fo bitten fie die HH. Geſandten Englands, Frank—⸗ 
reichs und Chile's, gleichfalls zur Kenntniß ihrer Collegen zu bringen: daß 
bas Schiff „Jquique“ wieder herausgegeben wird; daß das ſpaniſche Gefchwaber 
auf ber Defenfive bebarren wird, jolange man es nicht nöthigt, eine andere 
Haltung anzunehmen; daß es den Behörden 48 Stunden Zeit gibt, im Fall 
es nothwendig werden follte, gegen irgendeinen Hafen der Republif Feindjelig- 
feiten zu eröffnen; daß bie Regierung J. Maj., zufolge ihrer mündlichen Er: 
Märung vom 16. April an den Commanbdanten ber fremden Seeftationen, 
die Zahlung durchaus feiner befonderen Schuld reclamiren wird, die nicht 
folgende drei Bedingungen erfüllt, nämlih: daß fie fpanifchen Urſprungs ift 
und die Rechte fortlaufend und auch augenblidlich noch in den Händen von 
Spanien fi) befinden; daß die Eredite oder Forderungen, welche einigen Zweifel 
auffommen laffen, einer gemijchten Commiſſion vorgelegt werden jollen; endlich 
daß die Gerüchte vom Wunſche feitens Spaniens, in Beru ober in irgendeiner 
andern ber nicht anerfannten Republifen Amerika's europäiſche Dynajtien zu 
errichten, jeder Art von Begründung entbehren.” 


19. „ Der Minifter des Auswärtigen erflärt fi) im Congreß neuerdings 
gegen eine Anerkennung Italiens und für die geficherte Unabhängig: 
teit des Papites. 

21, „ Mazarredo wird auf feiner Rückkehr nah Spanien in Panama 
infultirt und entgeht nur mit Mühe den gegen ihn gerichteten Der: 
folgungen. 


24. Juni. Eine Circulardep. des Minifters des Auswärtigen erklärt, daß 
Spanien das Verlangen Perus, die Chinchas⸗-Inſeln wieder zu räu⸗ 
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men, abgelehnt habe und daß dieſelben bis zu vollſtändiger Satis- 
factionsleiftung befeßt bleiben würden. — Dertagung der Cortes. 


13. Aug. Die Regierung verbannt den Gen. Prim zeitweilig nad) Oviedo. 


13. Sept. Das Minifterium Mon gibt feine Entlaffung ein. 

16. „ Bildung eines Cabinets Narvaez. 

23. „ Das Minifterium Narvaez löst die — auf und ordnet Neu: 
wahlen auf den 22. Nov. an. 

27T. „ Das Miniſterium Narvaez geſtattet ber Königin Ehriftine die Rüd- 
kehr nah Spanien. 


26. Oct. Admiral Bareja wird an die Stelle des Admirals Pinzon zum Com- 
manbanten der ſpaniſchen Streitkräfte in den Gewäflern von Peru 
ernannt und geht mit einer Art von Ultimatum dahin ab. 


1. Nov. Die Königin empfängt einen Vertreter des neuen Kaifers Mari- 
milian von Merico. 
12. „ Der Infant Don Enrique wird nach den canarifchen Inſeln verbannt. 
22. „ Die Corteswahlen fallen in ihrer großen Mehrheit zu Gunften 
des Minifteriums Narvaez aus, 


44. Dee. Das Minifterium Narvaez bietet der Königin feine Entlaffung 
an (Trage wegen St. Domingo). 

17. „ Das Minifterium zieht fein Entlaſſungsgeſuch wieder zurüd. 

22. „ Eröffnung der Cortes. Thronrede der Königin. 

31. „ Eine vom Miniftertum berufene Kriegsjunta beräth die Frage des 
völligen Wiederaufgebens von St. Domingo. 


3. England. 


31. Dec. 1863. England jchlägt den Londoner Vertrags:Mächten den ſo⸗ 


fortigen Zuſammentritt einer Conferenz behufs Löſung der deutſch⸗ 
däniſchen Frage in Paris oder in London vor, der aus Vertretern 
jener Mächte und eines ſolchen des deutſchen Bundes beſtehen würde. 


9. Jan. Eine Depeſche Ruſſels an die Geſandten in Wien und Berlin 


11. 


14. 


15. 


erklärt ſich geneigt, die von England angeregte Conferenz ſo lange 
zu verſchieben, bis Dänemark die Verfaſſung vom 18. Nov. 1863 
mit Beziehung auf Schleswig wiberrufen haben werbe; allein als: 
dann müfje auch eine Invaſion Schleswigs verjchoben werben, bis 
jener Widerruf in verfaffungsmäßiger Weiſe erfolgen könne. Als 
Verhandlungsbaſis für bie Eonferenz proponirt England: 1) Auf: 

rechthaltung bes Lonboner Vertrags. 2) Volle Sicherheit für bie 

deutſchen Unterthanen bes Königs von Dänemark in Holftein, Lauen⸗ 
burg und Schleswig. 

Eine Dep. Ruffels nad Wien und Berlin ergänzt jeinen Bor- 
flag v. 9. d. M., bez. einer Conferenzbafls, durch Beifügung von 
3) als Zeugniß feiner Abficht, die Verpflichtungen von 1851/52 zu 
erfüllen, fol der König vou Dänemark Franfreih, England, Ruf: 
land und Schweben verfprehen, bem Neichsrath den Widerruf ber: 
jenigen Theile ver Berfaffung vom 18. Nov. 1863, ber Schleswig 
betrifft, vorzufchlagen. 

„ Der englifhe Geſandte in Frankfurt berichtet an Lord Ruſſel über 
bie Borgänge am Bunde vom gleichen Tage. Der Bericht ſchließt 
dahin: 

u „Der Vorgang ift von ber allerernfteften Bebeutung und die Erflärung von 


Deßerreic) und Preußen iſtunzweifelhaft eine Verletzung der Bun— 
desverfaſſung“ (is undoubtediy a violation of the diet's constitution). 


„ Eine Dep. Ruſſels nach Kopenhagen bringt in Dänemark, den 
Reichsrath ohne Verzug zufammenrufen und bemjelben einen Antrag 
auf Abfchaffung der Verfaflung vom 18. Nov., foweit fie Schleswig 
betrifft, vorzulegen. 


"„ 


18. „ Cirxculardep. Ruſſels an die Gejandten in Paris, Wien, Berlin, 


St. Petersburg und Stodholm: 
.Es ift die Anfiht J. Maj. Regierung, ba eine angemefjene Rüd: 
ſicht auf wohlverftandene Intereſſen bie —— bes Verirags von 1852 
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unb ber Integrität ber bänifchen Monarchie erheifcht. Zu dieſem Zwecke ift 
jedodh ein Einverftändniß und eine Cooperation ber Vertragsmächte 
nothwendig und I. Maj. Regierung wünfcht beshalb zu willen, ob Frankreich 
biezu geneigt wäre, um die Verpflichtungen des Vertrags von 1852 und nament- 
lich die Integrität der dänischen Monarchie aufrecht zu halten.“ 


an. ine Dep. Rufjels nad) Wien verlangt von Defterreich eine for: 


melle Erflärung, daß es an ben Princip der Integrität ber däniſchen 
Monarchie feithalte. 

Eine Dep. Ruffels nad Kopenhagen dringt neuerdings in Däne- 
mark, den Reichsrath fofort einzuberufen, um die Novemberverfaflung 
wieder abzufchaffen. 

„... Es wäre das nur bie Erfüllung einer Verpfliätung, die nicht 


geläugnet werben kann, jedoch, ohne Zweifel ohne es zu beabfichtigen, gebroden 
worben iſt.“ 


20. „ England verlangt auch von Preußen eine förmliche Erflärung, daß 


e8 an dem Princip der Integrität der dänifhen Monarchie feithalte. 


24. „ Ruflel Ichlägt Frankreich nochmals eine Verftändigung und eben 


tuelle Cooperation der Londoner Vertragsmächte vor: 

„... Ihre Maj. Regierung hält feſt an der von den Großmädten in ber 
Einleitung zum Londoner Vertrag ausgelprochenen Meinung, daß die Inte— 
grität der däniſchen Monardie nicht blos ein Element des Gleichgewichts der 
Mächte, jondern aud ein Pfand des Friedens fei und wünſcht daher bie In— 
tegrität der däniſchen Monarchie, die ber hauptſächlichſte Gegenſtand jenes Ver: 
trags war, aufrecht zu erhalten. J. Maj. Regierung ift ängitli bemüht, 
dieſes Ziel womöglich auf dem Wege friedlicher Unterhandlungen zu erreichen ; 
allein es beftehen in Deutfchland zwei ſehr verfchiedene Auffafiungen des Streites 
zwilchen Deutichland und Dänemarf. Die eine Partei fucht den Prinzen von 
Auguftenburg in den Beſitz von Holftein und nachher auch in benjenigen bes 
Herzogtums Schleswig zu feßen. Ein anderer Theil des Bunbes bagegen, 
aus den großen Monarchien Defterreih und Preußen beftehend, anerfennt ben 
Vertrag von 1852 und verlangt von dem jebigen König von Dänemarf nur 
die Erfüllung ber von feinem Vorgänger in ben Jahren 1851 — 52 ein- 
gegangenen Verpflichtungen. Der erfte Plan führt zu einer Zerſtückelung 
der däniſchen Monarchie und um bie Ausführung diefes Planes zu verhindern, 
ſucht J. Maj. Regierung das Einverftändniß und die Mitwirfung 
(concert and cooperation) Frankreichs, Rußlands und Schwedens nad, in 
der Abficht, Dänemark in jeinem Widerftande gegen eine joldhe 
Zerftüdelung wennnöthig materiellelinterffügung zu gewäh— 
ren (in ordre to give if necessary material assistance to Danmark 
in the resistance of such dismembrement). Der Plan Oefterreidh8 und 
Preußens jcheint eine Erfüllung gewifjer Verfprechungen von Seite Dänemarks 
ims Auge zu fallen, die mit der Unabhängigfeit und Sntegrität besjelben 
vereinbar wäre und nur für den Kal, daß Dünemarf alle diefe Verpflich- 
tungen erfüllen und daß die deutſchen Mächte dennoch weitere Yorderungen 
an basjelbe fielen follten, könnten ernfte Verwidelungen in Diefer 
Tall kann, wie zu hoffen ift, kaum als wahrjcheinlich angenommen werben. 
Allein J. M. Regierung wünſcht auch diefen Fall nicht von der Erwägung ber 
Mächte, die fie zu einem Cinverftändniß mit ihr einladet, auszuſchließen. Es 
ſcheint indeß J. M. Regierung, daß, wenn ein vollftändiges Einverftändniß über 
biefe Angelegenheit zwiſchen Großbritannien, Frankreich, Rußland und Schweden 
bergeftellt werden könnte, bie moralifche Wirkung einer folden Union an ſich 
ſchon genügen würde, um ben beabfichtigten Zwed zu erreihen. Ew. Ext. 
Antwort an Herrn Drouyn be l'Huys bezüglich ber Greigniffe von 1830 in 
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Belgien war vollkommen zutreffend. In Belgien ſtand das Volk auf und 
bemächtigte ſich der Hauptſtadt. In Holſtein und Schleswig erfolgte dagegen 
bie Thronbefteigung des jekigen Königs ganz friedlich. Erſt als die beutfchen 
Truppen in Holftein einrüdten und infurrectionele Bewegungen ſchützten 
und ermunterten, trat jene Oppofition gegen bie Herrihaft Chriftians IX. zu 
Tage und erft als zahlreiche democratiſche Agenten bes beutfchen Nat.-Vereins 
fih über bie Dorfichaften Holfteins ausbreiteten, zeigte die ländliche Bevölkerung 
irgend einen Widerwillen gegen die Herrichaft bes Könige von Dänemarf. 
Selbft jetzt zeigen bie Dorfbewohner wenig Luft, freiwillig die Fluth ber 
beutfchen Invafion anzufchwellen. - Alles berechtigt vielmehr zu ber Annahme, 
daß, wenn die beutfchen Truppen Holftein räumten, bie Autorität Chriftian IX. 
leicht unb ruhig wieber hergeftellt würde.“ 


24. San. Depeiche Ruſſels an den englifhen Geſandten in Paris: 


29. 
30. 


„Der franz. Botſchafter Tas mir eine Depeche vor, burch die er angewiefen 
war, anzufragen, ob die Depeche Ih. Maj. Regierung v. 18. d. M. auf 
materielle oder bloß auf moralifche Unterftühung Dänemarks hinweife, Ich 
— daß ſie allerbings auf materielle Unterſtützung hin— 
weiſe.“ 


„ Die Eanalflotte wird von der Regierung mit Rückſicht auf bie 


deutſch-däniſche Verwickelung heimbeordert. 


„Frankreich lehnt eine materielle Unterſtützung Dänemarks und einen 


eventuellen Krieg mit Deutihland unumwunden ab. 


4. Febr. Eröffnung der Barlamentsfikung durch königl. Commiffion. Die 


6. 


18. 


19. 


Thronrebe erflärt, daß 

„bie Rage bes europ. Kontinents ber Königin große Sorge verurfache und 
baß fie, —8 von dem Wunſche der Erhaltung des europ. Friedens und 
ununterbrochen bemüht, eine friedliche Ausgleichung der zwiſchen Dänemark 
und Deutſchland entſtandenen Differenzen erbeizufübren und bie Gefahren 
abzuwenden, welche aus dem Beginn eines Krieges im Norden Europas ent: 
ftehen bürften, ihre Beſtrebungen im Intereſſe des Friedens fortſetzen werbe.“ 

Adreßdebatte in beiden Häufern. Lord Derby verurtheilt im Ober: 
haus bie auswärtige Politif der Regierung namentlich gegenüber Deutichland, 
bas wohl wife, daß ein von dem allfeitig ifolirten England geführter Krieg 
ihm nicht gefährlich fei; in ber That aber wäre ein folder Krieg Englands 
größtes Unglüd. Im Unterhaus beflagt Disraeli bie auswärtige „Sonfufions: 
politit“ Englands; Polen fer erft aufgemuntert und dann verlaffen, Frankreich 
beleidigt, Deutichland durch Graf Nuffell, Dänemark duch Lord Palmerfton 
aufgebegt worden, Ruſſel vertheibigt im Oberhaus, Balmerfton im Unter: 
haus bie Negierungspolitif: Der Krieg fei zwedlos, nachdem ben beutichen 
Großmädten angeboten worben, bie Aufhebung der däniſch⸗ſchl eswigſchen 
Novemberverfaffung durch die Großmächte zu garantiren und jene die Fell: 
haltung des Londoner Vertrags zugejagt hätten. : 
„ Dänemark verlangt die Hilfe Englands, Frankreichs, Rußlands 
und Schwedens. Das Geſuch ift bei den drei erfteren Mächten auf 
die Garantie Schleswigs vom %. 1720 geftüßt. 
„ Die Forts Vigo und Abrams auf der Inſel Eorfu werben auf 


Befehl der engliihen Regierung gefchleift. 


“„ England lehnt das Hülfegefuh Dänemarks v. 6. Febr. ab: 


„Obne ben Schritt Dänemarks v. 25. Januar hätte die englifche Regierung 
Dänemark nicht einmal feine guten Dienfte gewähren können; weitere Schritte 


könnten nur im Einverſtändniß und nach veifliher Ueberlegung mit Frankreich 
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und Rußland gethan werben (after full consideration and communication 
with France and Russia).“ 

20. Febr. England ſchlägt Defterreih und Preußen neuerdings den Zuſam⸗ 
mentritt einer Conferenz zu Wieberheritellung des Friedens und zwar 
ohne gleichzeitigen Waffenftillftand vor. Defterreih und Preußen 
erflären fi dazu alsbald im Allgemeinen bereit. Dänemark fucht 

feine Antwort hinauszuſchieben. 

26. „ Ruflel beantwortet im Oberhaufe eine Interpellation dahin, daß 
Kütland als Schadenerſatz für gefaperte Schiffe von ben Mliirten 
befebt werden dürfe, aber nicht als Garantie für Erſatz der Kriegs— 
toften, was Dänemark als eine „Invaſion“ beirachten könnte, wodurch 
der Krieg eine Erweiterung erlangen würde. Palmerſton erklärt im 
Unterhaus, die Bafis der von England angeregten Conferenz werbe 
der Londoner Bertrag von 1852 fein, über etwaige weitere Arrange- 
ments fünne er dagegen nichts mittheilen. | 

29. „ Ruffel erflärt im Oberhaufe, eine Verfolgung Mazzinis wegen 
feiner angeblichen Betheiligung an bem Complott Greco und Gen. 
gegen das Leben bed Kaifers Napoleon fei unftatthaft, ba Beweiſe 
feiner Theilnahme fehlen. 


5. März. ine Circulardep. Ruſſels ſchildert die bis jet fruchtlos ge: 
bliebenen Bemühungen Englands für Aufrehthaltung des Friedens 
und mälzt alle Verantwortung für die möglicher Weife Eommenden 
Greignifje von demfelben ab: | 

„... Richt die Hartnädigfeit des in feinem Staatsrechte verlegten Däne- 
marf, fondern ber unbegreifliche Eigenſinn Deutichlands treiben letzteres zu 
Schritten, dieuns früher oder fpäter bie Einmiſchung zur Pflicht 
maden werden...” 

8 „ Ruſſel erflärt im Oberhaufe, die Flotte habe Den Befehl erhalten, 
fi in den heimiſchen Gewäſſern einzufinden, um fogleih über fie 

- berfügen zu Tönnen. 

9. „ Eine Depefhe Ruſſels an den engl. Gefandten in Kopenhagen 
präcifirt der erjten ausmweichenden Antwort Dänemarks auf den Con: 
ferenzvorſchlag Englands gegenüber die Stellung der englifchen Re: 
gierung zu einer möglichen Löſung ber deutſch-däniſchen Streitfrage 
durch die vorgefchlagene Conferenz: 

„sh ſehe mit Bedauern, daß Herr Quaade ber Meinung ift, e8 fei nur 
eine ſehr geringe Ausficht auf eine Annahme ber Eonferenz vorhanden. Che 
Sie am 12, d. M. eine Antwort verlangen, bitte id Sie, Herrn Monraäd 
und — Quaade zu ſagen, daß es nach der Anſicht der Regierung Ihrer 
Majeſtät eine ſehr große Unklugheit wäre, eine gute Ausſicht auf die Loͤſung 

einer Frage von fi zu floßen, wegen beren alle Mächte Deutſchlands bereit 
find, in Waffen gegen Dänemark zu fireiten, während weber Frankreich 
noch Großbritannien, nod Rußland oder Schweben unter ben 
jegigen Umftänben bereit find, für Dänemark zu kämpfen. Es 
ſcheint kaum möglich, daß Dänemark zu einer ſpäteren Zeit eine befjere Ge: 

Iegenbeit finden würbe, Frieben zu ſchließen. Wie bie Dinge jetzt ftehen, find 

Oefterreih und Preußen bereit, den Noten vom 31. Januar treu zu bleiben 

und bie Integrität ber däniſchen Monarchie aufrecht zu halten. Es ift freilich 
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zu erwarten, daß Defterreih und Preußen bie Bereinigung Holſteins 
mit Schleswig vorichlagen und baß fie geltend machen werben, daß ber 
von beiden Theilen jegt eingegangene Krieg bie Vereinbarungen von 1851 
und 1852 3erriffen habe. An ben neutralen Mächten wird es fein, jene Vers 
einbarungen mit ben zu ben jetzigen VBerhältniffen paſſenden Mobificationen 
zu unteritügen und eine Otganifation ber Monarchie vorzuſchlagen, bie jo: 
wohl zu einem bauernben Frieden führen und die Kraft Dänemarks als eines 
unabhängigen Staates wahren, wie auch die deutſchen Unterthanen bes Königs 
zufrieden Helen könnte. Die däniſchen Minifter müffen fi erinnern, daß, 
wenn ber Krieg einmal ausgebrochen ift, bie Friedensbebingungennoth= 
wendig von den Ereigniffen des Krieges abhangen, und es fteht 
nicht zu erwarten, daß bie bänifchen Theile der Monarchie im Stande fein 
werben, einen Kampf gegen bie vierzig Millionen Deutfchen, die ſich bald gegen 
Dänemark zufammenfchaaren dürften, Tange auszuhalten, Aber jelbit die Heere 
Defterreichs und Preußens allein würben der größten Armee, welche Dänemark 
in’s Feld zu ftellen vermag, ſich mehr als gewachſen zeigen. Zur See zwar 
fann bie däniſche Kriegsflotte den beutfchen — beunruhigen und ſchädigen, 
aber es iſt nicht wahrſcheinlich, daß ein ſo ausgedehntes und reiches Land, 
wie Deutſchland, lange Zeit ſeine Schwäche zur See ertragen würde, da die⸗ 
ſelbe es in den Augen Europa's herabſetzen müßte. Die däniſche Regierung 
denkt vielleicht, daß Oeſterreich durch ſeine eigenen Verlegenheiten ſich bald ge⸗ 
zwungen ſehen werde, die Operationen gegen Dänemark aufzugeben; aber jelbft 
wenn dies ber Fall wäre und Preußen allein im Felde bliebe, jo wäre aud) 
Preußen zu flark für Dänemark. Wahrfcheinlich aber if, daß, wenn Preußen 
eines Beiltandes bedürfte, die Heineren deutſchen Staaten ihm zu Hilfe eilen 
würden, und wenn fie dies thäten, würde e8 zu weiter reichenden Zwecken 
als denjenigen Defterreichg geſchehen, und Dänemark hätte bei einem ſolchen 
Tauſche nichts zu gewinnen. Nach einer Berechnung aller Wahrjcheinlichfeiten 
erjieht Ihrer Majeſtät Regierung, daß es im Intereſſe Dänemarks ift, eine 
Conferenz anzunehmen und in einen Waffenftillftand zu willigen, ber jebt 
auf Grundlage des gegenwärtigen militärifchen Status quo ſich erlangen ließe. 
Ihrer Majeflät Regierung will fich aber nicht herausnehmen, einem unabhängigen 
Staate wie Dänemark irgend eine PBolitif, welche dieſer Staat nicht einjchlagen 
will, vorzuſchreiben. Wäre I. Maj. Regierung gewillt geweſen, fih im Namen 
Großbritanniens zur materiellen Unterſtützung Dänemarks zu vers 
pflichten, jo hätte Ihrer Majeftät Negierung das Recht gehabt, zum Entgelt 
für biefen Beiftand die Art, wie Dänemark feine gegen Deutichland einges 
gangenen Verbindlichkeiten erfüllen fol, vorzufchreiben. Aber Ihrer Majeftät 
Regierung hat nie ihren materiellen Beiftand angeboten, und fie ift ans 
dererſeits nicht weiter gegangen, als daß fie Dänemark Rathichläge ertheilt 
bat, mit dem aufrichtigften Wunfche, es dadurch, aber ohne irgend ein Ver: 
ſprechen materieller Unterftübung, zur Aufrechtbaltung feiner Integrität und 
Unabhängigkeit in Stand zu jeßen: Es wirb an ben Räthen des Königs von 
Dänemark jein, zu erwägen, ob bie gegenwärtige Empfehlung ber britiſchen 
Regierung befolgt werben fol. Im Bejahungsfalle werben Franfreih, Ruß⸗ 
land unb Schweden gewiß und Deutſchland wahrſcheinlich den Conferenzuorichlag 
armehmen. Im andern Falle kann Ihrer Majeſtät Regierung ſich feiner Zus 
— — daß Dänemark ſpäter eine ebenſo günſtige Lage zu erwarten 
aben wird.“ 

17, März Ein Mißtrauensvotum gegen Hrn. Stansfelb als einen ver 
Lords der Admiralität wegen feiner dur den Prozeß Greco in 
Baris enthüllten Beziehungen zu Mazzini wird im Unterhaus nur 
mit ſchwacher Mehrheit (171 gegen 161 Stimmen) abgelehnt. 

18. „ Die Debatte über die beutfch-bänifche Frage wird vom Oberhaus 
auf den Wunſch Ruſſels bis nach Oſtern vertagt, 
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21. März. England faßt nach den Berichten feines Geſandten in Kopen⸗ 
hagen die Bedingung, die Dänemark an eine Betheiligung an einer 
Conferenz knüpfte, nicht als eine abſolute, ſondern nur als eine 
von Dänemark gewünſchte und neben anderen mögliche Baſis der 
Unterhandlungen auf und betrachtet demgemäß Dänemark als ſeinem 


Conferenzvorſchlag zuftimmend: 
n+::Was die Gonferenz betrifft, fo ift Hrn. Monrab und Hrn. Quaade 
befannt, daß J. Maj. Regierung Defterreich und Preußen vorſchlug, zu einer 
Gonferenz zufammenzutreten, um ben Frieden im Norben Europa's wieder 
herzuitellen, ohne daß irgend eine andere Bafis von vornherein feftgeftellt werbe. 
Defterreih und Preußen haben ben Borfchlag in biefer Form angenommen, 
während Dünemark jebt erklärt, einer Conferenz mit der Baſis der Unterhand⸗ 
banblungen von 18°%, beitreten zu wollen. DOefterreih und Preußen werben 
vorausſichtlich weder auf diefe noch auf irgend eine andere Baſis eingehen, welche, 
wenigſtens anfcheinend, den freien Berathungen der Eonferenz Schranken jeßen 
würden. Aber Hr. Monrad fagt felbft, während er auf ber Bafis ber Ver⸗ 
handlungen von 18%, beſteht, daß die Annahme berfelben nicht bie Dis: 
fuffion von Arrangements anderer Art ausfchließen würbe, wenn ein Ueber⸗ 
einfommen auf jener Grundlage nicht zu erreichen fein wird. Dieſes offene 
und praftifche Zugeftändniß feheint die Differenz mehr auf eine formelle zu- 
rüdzuführen. Defterreih und Preußen, während fie feine Bafis zulaffen, 
tönnen fih nicht weigern, über die Transactionen von 18%, zu biscutiren, 
und Dänemark, während e8 auf feiner vorgejchlagenen Baſis befteht, würde 
nicht anftehen, anberen Arten eines Uebereinkommens Gehör zu ſchenken, wenn 
ein Einverftändniß auf jener Grundlage fi als unausführbar erweijen follte. 
Der Ausbrud „Berfonal-Union” fcheint in bie gegenwärtigen Unterhand- 
Yungen Tediglich gebracht zu fein, um neue Schwierigkeiten zu ſchaffen und 
mehr übeln Willen hervorzurufen. Dänemark Tann bie Verbinblichkeiten, 
welche ihm ber über Holftein und Lauenburg banbelnde Artifel des Vertrags 
von 1852 auflegt, nicht abläugnen, und man kann fomit fagen, daß der König 
bon Dänemark biefe beiden SKerzogthümer bereit durch das Band ber Perſo⸗ 
nal-Unton befigt. Aber es wird beifer fein, diefen präjubicirlichen Ausdruck 
gar nicht zu gebrauchen. J. Maj. Regierung wird deshalb Frankreich, Ruß: 
land, Schweden und dem deutſchen Bunde eine Gonferenz zur Herftellung des 
Friedens vorfchlagen und gleichzeitig bemerken, baß Dänemark feine Zuftim- 
mung zu berfelben von ber Bedingung abhängig macht, daß die Verband» 
lungen von 18%, als Grundlage ber Berathungen angenommen werben.“ 
23. „ Eine Note des englifhen Gefandten zeigt dem deutſchen Bunde 
die Eröffnung von Conferenzen in der deutſch-däniſchen Streitfrage an: 
„... Die Regierungen von Defterreih und Preußen haben ihre Bereit: 
willigfeit kund gegeben, ihre Vertreter zu einer ſolchen Conferenz abzuorbnen. 
Auch die Regierung von Dänemark hat bie Annahme einer Conferenz zuge- 
fagt, vorausgefeßt, daß diefelbe berufen würde, um auf ber Bafis ber Ver— 
handlungen von 18%, zu berathen. Da nun jene Verhandlungen unter den 
Aufpicien Defterreichs und Preußens flattgefunden und die zu Stande ge= 
brachten Arrangements mit Dänemarf die Genehmigung bes deutjchen Bundes 
erhalten haben, fo würde J. Maj. Regierung durchaus geneigt fein, bieje Ver: 
handlungen und Arrangements zum Ausgangspuncte ber Conferenzberathungen 
von 1864 zu machen. Uber da es wünjchenswerth ift, jene Mißhelligkeit und 
und bie dadurch zu befürchtenbe Verzögerung zu vermeiden, jo jchlägt J. Mai. 
Regierung vor, als Bafis ber Conferenz ſchlechthin diefe anzunehmen: daß 
Mittel gefucht werben, um bem Norden Europa’s bie Segnungen bes Frie⸗ 
dens wieberzubringen.“ 


26, „ Eine Note des engliihen Geſandten zeigt dem beutjchen Bunde 


\ 
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an, daß die Conferenzen am 12. April in London eröffnet werden 
ſollen und ladet ven Bund -ein, durch einen Vertreter an denſelben 
Theil zu nehmen. 


3. April. Garibaldi langt in Southampton an. 

4. „ Der Herzog von Newcaſtle legt wegen Kränklichkeit das Colonial⸗ 
minifterium nieder. Lord Clarendon tritt ing Minifterium ein. 
Mr. Stansfeld tritt von feinem Poften als Abmiralitätslord zurüd, 
Erklärung desſelben. 

7. „ Der Finanzminifter Gladſtone legt dem Unterhaus das Budget 
für 1864/65 vor, das einen Ueberſchuß von 2,570,000 Pf. St. 
aufweist. Der Darlegung antwortet ein lauter und allgemeiner Bei- 
fall des Haufes. 

8 ,„ Korb Palmerſton bemerft auf eine nterpellation im Unterhaufe, 
daß für eine Vertretung ber Herzogthümer auf der bevorftehenden 
Conferenz hinreichend geſorgt fei, indem fie „burd den Gefandten 
ihres gejeblichen Souveräns vertreten wären”. 

9. „ Oberhausdebatte über die deutſch-däniſche Streitfrage. Lord Strat⸗ 
beben verlangt energijche Unterſtützung Dänemarks; Lord Ruſſel 
erklärt ih gegen einen Krieg, indem er auf die Staatsihuld hin⸗ 
weist. 

11. „ Großartiger Einzug Garibaldi’s in London, Derjelbe fteigt beim 

Herzog von Southerland ab. 

13. „ Lord Clarendon trifft in fpecieller Miffion in Paris ein. 

19. „ Unterhausdebatte über bie deutſch-däniſche Streitfrage in Folge 

einer Motion Dsborne’8 gegen den Londoner Bertrag von 1852. 

Osborne zieht ſchließlich ſeine Motion zurüd. 

20. „ England verſucht die Londoner Conferenz zu eröffnen, ohne bie 

Ankunft des Vertreter bes beutihen Bundes abzuwarten. Oeſter⸗ 

reih und Preußen nehmen indeß feinen Theil baran und zwingen 

dadurch die Konferenz, fih auf den 25. d. M. zu vertagen. 

21. „ Erklärung Gladſtone's im Unterhaus über die bevorftehende Wieder- 

abreife Garibaldi’s. Die öffentliche Meinung beharrt trotbem auf 

ber Ueberzeugung, daß der unerwartete Entſchluß Garibalbis durch 
die engliſche Regierung veranlaßt worden ſei. 

23. „ Der Prinz v. Wales beſucht Garibaldi beim Herzog v. Souther- 

land. 

27. „ Garibalbi ſchifft fih in Begleitung des Herzogs und der Herzogin 

bon Southerland wieder nah Caprera ein. Abſchiedsadreſſe an 

England. 


1. Mai. Die Canalflotte wirft in den Dünen Anfer; ſämmtliche Be: 
urlaubte derſelben find telegraphifch einberufen. 

3 u Lord Grey erklärt im Unterhaufe, nad den beitimmteften Ver⸗ 
fiherungen Oeſterreichs werbe das öſterr. Nordſeegeſchwader bloß bie 
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Blokade der Elb- und Wefermündungen hindern, nicht aber in bie 
Dftfee gehen; für diefen Fall feien der englifchen Flotte Inſtructionen 
ertheilt, die jedoch nicht mitgetheilt werden könnten. 

9. Mai. Lord Grey theilt dem Unterhaufe die Nachricht von dem Biterr.: 
bänifchen Seegefecht mit: die Defterreiher feien geſchlagen worden 
und nad) Selgoland retirirt, melche (irthũmliche) Nachricht mit lauten 
Cheers begrüßt wird. 

11. „ Das Unterhaus verwirft die von Baines beantragte zweite Leſung 
ber Reformbill, weldhe die 6 Pfd.-Miether zum —* zulaſſen 
will, mit 272 gegen 216 Stimmen. Miniſter Gladſtone erklärt 
ſich nachdrücklich für die Bill. 

12. „ Der Erzbiſchof von Canterbury empfängt in Mitte einer Anzahl 
von Bilchöfen eine Deputation mit der von 11,000 Geiſtlichen unter: 
zeichneten fogenannten Drforder Declaration, daß bie Bibel nicht 
bloß Gottes Wort enthalte, fondern fei und daß die Ewigkeit ber 
Höllenitrafen als koſtbares Eigenthum der anglicanifhen Kirche 
gewahrt werben mälffe. 

17. „ Sikung der Londoner Eonferenz: Oefterrei und Preußen tragen 
auf ftaatliche Unabhängigkeit ver Herzogthümer mit Berfonalunion an. 
Die engl. Blätter wollen wiffen, daß unmittelbar nad) der Gonferenz 
ein Miniſterrath ftattgefunden und Palmerfton auf matertelle Unter: 
ſtützung Dänemarks angetragen, die Königin aber ihre Zuſtimmung 
verweigert habe. 

26. „ Debatte des Oberhaufes über bie deutſch-⸗däniſche Streitfrage. Lord 
Ellenborough greift ziemlich deutlich Die Königin als das eigentliche 
Hinderniß einer wirffamern Unterftüßung Dänemarks an. Ruſſel 
erklärt fi) neuerdings gegett einen Krieg für Dänemark. 

28. „ Sitzung ber Londoner Conferenz: England ſchlägt dem deutſchen 
Vorſchlage gegenüber eine Thellung Schleswige vor (ſ. allg. Chronik). 

„ Der Lorb-Obercommiffär der Joniſchen Inſeln untetzeichnet das 
Abtretungsprotofoll und erläßt eine Proclamation an die Jonier. 


410. Inni. Die engliiche Flotte geht von Plymouth nad Spitheab (Drohung 
nach der Oſtſee Hin). 

14, „ Frankreich lehnt zum zweiten Mal die ihm vor England zuge- 
muthete materielle Unterftübung Dänemarks und einen eventuellen 
Krieg gegen Deutjchland ab. 

418. „ Sitzung der Londoner Konferenz: England trägt darauf an, bie 
Entſcheidung über eine Kheilungslinie in Schleswig einem Schieds⸗ 
richter (dem Kaiſer der Franzofen) zu übertragen. Die deutſchen Mächte 
nehmen den Vorſchlag nur bedingt an, Dänemark lehnt ihn ganz ab. 

25. „ Reſultatloſer Schluß der Londoner Eonferenzen. 

27. „ Die Regierung legt die Acten der Londoner Gonferenz beiden 
Häujern bes Parlaments vor. Lord Ruſſel legt im Oberhaus, Lorb 
Balmerfion im Unterhaus die Politik der Regierung bar. 
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Lord Palmerfion: „. ,. Da im erſten Stabium biejer Verhandlungen 
tar geworben war, daß Frankreich und Rußland feine Neigung - hatten, 
Dänemart materiell zu fügen, jo wußten wir, daß bie ganze Laſt biejer 
Kraftanftrengung auf England allein hätte fallen mäjjen. Untere diefen Um- 
ftänden Haben wir es nicht für pflicgtgemäß erachtet, unferee Monarchin bie 
Uebernehmung einer ſolchen Aufgabe zu empfehlen... 34 will nicht jagen — 
ich halte es in ber That für recht, digen Vorbehalt zu machen — daß, wenn 
ber Krieg einen andern Charakter annehmen follte, wenn das Beſtehen Däne- 
marts als eines unabhängigen Staats in Europa auf bem Spiel flünbe; 
wenn wir Grund hätten zu fürchten, daß wir in Kopenhagen bie Gräuel einer 
mit Sturm genommenen Stadt, bie Zerfiörung bes Eigentums, die Hin- 
opferung nicht nur feiner Vertheidiger, fondern feiner friedlichen Einwohner, 
die darauf folgenden Conflscationen, bie Gefangennehbmung bes Monarchen 
und andere Demüthigungen biefer Art zu feben haben würben — ich will 
nicht jagen, daß, wenn irgend eines dieſer Ereigniffe zu drohen ſchiene, bie 
Stellung Englands nicht ein Gegenftand für abermalige Erwägung werben 
fünnte. Wir dürften es dann für unfere Pflicht Halten, eine andere Politik 
einzufchlagen, aber jebenfalls würbe jolh eine Veränderung dem Parlament 
angezeigt, und bas Parlament, wenn es zur Zeit nicht figen follte, zu biefem 
Zwed einberufen werben.“ 

28. uni. Disraeli trägt im Unterhaus auf eine Adreſſe an die Königin gegen 
das Minifterium an. Kinglake feht dem Antrag ein Amendement 
zu Gunften des Grundſatzes der Nichteinmifhung in den deutſch— 
däniſchen Streit entgegen. 


Antrag Disraeli’s: „Es fei eine unterthänige Ndreffe an Ihre Mai. 
zu richten, um 7 Maj. bafür zu banfen, daß fie die Eorrefpondenz Aber Däne⸗ 
mark und Deutſchland und bie Protofolle ber neulich in London gehaltenen 
Eonferenz dem Parlament vorzulegen befohlen bat; J. Majeftät zu verfichern, 
wie das Haus mit tiefem Leidmwejen vernommen babe, daß die Conferenz ihre 
Sitzungen geſchloſſen, ohne die wichtigen Zwede, wegen beren fie zufammen- 
gerufen worden war, erfüllt zu haben; J. Majeftät großes Bedauern darüber 
auszudrüden, daß bas von J. M. Regierung beobachtete Verfahren die von 
ihr eingeftandene Politif, die Integrität und bie Unabhängigkeit Dänemarks 
zu wahren, nicht feftgehalten, zugleich aber den gerechten Einfluß dieſes 
Landes im Rath Europa's geſchwächt (lowered) und dadurch bie Bürgfchaften 
des Friebens verringert bat.“ 

Amendement Kinglake's: Statt obigen Tabels fei der Königin in 
ber Abdreffe „die Yufriebenheit des Hauſes barüber auszuſprechen, daß die 
Minifter in ber jetzigen Conjunctur Ihrer Majeſtät gerathen haben, fich 
einer bewafjneten Einmiſchung in den jeßigen Krieg zwiſchen Dänemark und 
ben deutſchen Mächten zu enthalten.“ 


Parteiverſammlung ber Torys, an ber 231 Mitglieder des Unter: 
hauſes Theil nehmen. Graf Derby theilt derfelben ben Antrag 
Disraeli’s mit, Es wird ber Antrag auf bewaffnete Intervention 
zu Sunften Dänemarks geftelt, Graf Derby erklärt fi dagegen 
und will fidy überhaupt für den Fall eines Minifterwechjels Teines- 
wegs binden. 


2./3. Juli. Die MorningPoft veröffentlicht eine Reihe apokrypher Diplo: _ 
matifcher Depeſchen, welche das Wieberaufleben ber nordiſchen Allianz 
darthun follen. 
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4. Juli. Eine Parteiverfammlung der Torys befchließt, daß Lorb Mal- 
mesbury einen mit demjenigen Disraeli's übereinftimmenden Antrag 
im Oberhaufe ftellen jolle. 
Beginn der Unterhausbebatte über die bänifche Frage. Newdegate 
jtelt den Antrag: ‘ 


„Ihrer Maj. die Meinung des Hauſes zu erkennen zu geben: baß die 
Unabhängigkeit Dänemarks und die Befigungen biefes Königreichs unter ben 
von ben Vertretern ber neutralen Mächte auf ber Gonferenz vorgefchlagenen 
Bedingungen garantirt werben follen.” 


9. Juli. Schluß der viertägigen Unterhausbebatte über bie däniſche 
Trage, Der Antrag Newdegate's wirb ohne Abftimmung abgelehnt 
und das Amendement Kinglafe’s mit 313 gegen 295 Stimmen an- 
genommen. — Das Oberhaus befchließt dagegen das Mißtrauens- 
botum Malmesbury’s mit 177 gegen 168 Stimmen. 

29. „ Schluß des Parlaments. Thronrede im Namen der Königin. 


8. Aug. Grunpfteinlegung zu einem O’Connel-Denkmal in Dublin. In 
Belfaft wird er dagegen in effigie verbrannt. Bierzehntägige Rube- 
ftörungen in leßterer Stadt zwiſchen Drangiften und Katholiken. 

5—10. Aug. Kine englifche Flotte verbunden mit franzöſ. und holländiſchen 
Schiffen foreirt die Meerenge von Simonoſaki in Japan, zerjtört 
die Batterien des Fürſten von Negato und jchließt einen Vertrag 
mit demſelben ab. 

12. „: Die Kriegsichiffe beider Friegführenden Parteien Norbamerifas werden 
durch Befehl der Königin von allen englifchen Häfen ausgeſchloſſen. 


10, Oct. (Canada). Programm des Eoalitionsminifterium Brown-Cartier. 
Eine Notabelmverfammlung in Halifar (Neu: Schottland) erklärt fich 
einftimmig dafür. Ein Congreß von Regierungsmitgliedern ſämmt— 
licher englijher Colonien in Nordamerika zu Quebec befchließt ein: 
flimmig die Vereinigung ſämmtlicher Colonien zu einem Bunbesftaat. 

19. „ (Canada). Grängverlegung des Gebietd der nordamerikaniſchen 

| Union durch ſüdſtaatliche Parteigänger von Canada aus: Ueberfall 
der Stadt St. Albans. Differenzen mit der Union barüber. Heftige 
Erbitterung in ben Nordflaaten gegen Canada und gegen England. 

— „ Die Ferienreden der Parlamentsmitglieber fprechen fich überein- 
flimmend: für den Grundſatz der Nicht-Intervention Englands in 
die Händel des europäijchen Feltlanbes aus, fo lange die engliſchen 
Intereſſen nicht direct berührt ſeien. Viele regen baneben bie 
Trage der Parlamentsreform mit feheinbar großem ‘Eifer wieber an. 


1. Nov. England anerkennt das Kaifertbum Merico: die Königin nimmt 
die Erebitive eines Bevollmächtigten des Kaiſers Mar entgegen. 


19. Dee. (Canada). Die Eolonialregierung Täßt die Gränze gegen bie 
Union befegen, fucht aber zugleich den gegründeten Beſchwerden der 
letztern möglichſt gerecht zu werben, 
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3. Jan. Berbaftung von vier Ftalienern, Greco und Gen., in Paris 
wegen angeblichen Complottes gegen das Leben bes Kaifers. 

4. „ Geſetzgebender Körper: Der Ausſchußbericht des (gouvernemen⸗ 
talen) Dep. Larrabure über die von der Regierung für 1863 ge 
forderten Enpplementarcrebite ſpricht ſich ſehr entſchieden für Been⸗ 
digung der mexicaniſchen Exrpedition und gegen das Syſtem ber 
Kriegszüge in fremden Ländern, für die Aufrechthaltung bes Frie⸗ 
bens und für Beidyräufung ber Ausgaben aus. 

8. „ Tie franzöf. Regierung richtet eine Depeſche an ſämmiliche Mittel- 
und Kleinttanten Tentihlande, in der es den Londoner Vertrag ein 
„ohumäcdtiges Ber” nennt und feine Theilnahme an der von Eng- 
land betriebenen Gonferenz von derjenigen des beutichen Bundes ab- 
bangig madt: 


. Regierung 
eine Rittheilung gelangen Iafien, im welder fie ben Zujammentritt einer Gon-, 


fondirt wurde, muſßle fe, um jebe Benwechslung zu beieitigen, den weieni⸗ 
lichen ich sh Hinitellen, zriſchen einer (Sonterenz itatt- 
findet, bie eime iperielle Arıze kiscutirt, und zriichen bem allgemeinen ober 
engeren 6: e, been Idee rom Katler ausgegangen war. Ein Gongreb, 
ber bie verichieden artiz nen Jutereiien zu regeln hafıe, bot Siemente der Trans- 
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würden einige vorläufige Aufflärungen für ibn nothwendig fein, und dieſelben 
find von den Mächten erbeten worben. 

„Die Londoner Gonferenz von 1852 hat, wie ber gegenwärtige Zufland 
ber Dinge es zum Weberfluffe beweilt, nır ein ohnmächtiges Werk zu 
Stande gebracht. Ihre Beichlüffe werden heute durch bie Mehrzahl ber ſecun⸗ 
dären Staaten Deutjchlands beftritten, jogar durch einige von denen, welche 
ihnen zugeſtimmt hatten. Wenn man heute wieder zufammentritt, jo würde 
es wejentlich fein, ſich auf Bedingungen zu ftellen, welche geeignet find, bie 
Hoffnung eines befriedigenderen Reſultates zu geben. An erfter Stelle ift es 
von Wichtigkeit, die Conferenz nicht dadurch in Conflict mit bem Bun- 
bestag zu jegen, daß man die Bevollmächtigten einlübe, über Fragen zu 
beratbichlagen, welche thatſächlich ſchon entſchieden fein dürften; und bie 
Regierung bes Kaiſers bat fih an die Meächte gewandt, um zu erfahren, ob 
fie geneigt wären, zum Ausgangspunct den actuellen Statusquo in Holitein 
und in Schleswig zu nehmen, das heißt, die ſchwebenden Fragen vorzubehalten. 

„Zu gleicher Zeit lebhaft mit einem Punkte bejchäftigt, der ein großes In—⸗ 
tereſſe für Deutichland zu Haben fcheint, ift ber Kaiſer mit der englijchen 
Regierung der Meinung, daß bie Theilnahme bes beutihen Bundes an den 
Verhandlungen, welche eintreten könnten, von großem Nutzen fein würbe. 
Es ift bebauerlih, daß Deutichland nicht directen Antheil an den Arrange⸗ 
ments genommen bat, welche 1852 zur Herftellung einer neuen Succeffions- 
ordnung in Dänemarf getroffen wurden. Aber man muß fi fragen, ob ber 
Bundestag fih dafür entjcheiben würde, auf biefe Gebanfenreihe einzugehen. 

„sm Schope eines allgemeinen oder engeren Congrefjes, ber noch über 
andere ragen als die der Herzogthümer discutirte, würbe ber deutſche Bund, 
wie ich glaube, fein Bedenken getragen haben, jeine Sache einem europäifchen 
Tribunal zu unterbreiten. Einer der Vortheile biefes Verföhnungsplanes war 
eben ber, der Empfindlichfeit und den Intereſſen eines eben gerechte Rücficht 
zu Theil werden zu laffen. Da aber der Bundestag bei mehreren früheren 
Gelegenheiten alle bie Zumuthungen abgelehnt bat, welche dahin zielten, daß 
bie Unterzeichner des Londoner Tractates feine Differenz mit Dänemark in bie 
Hand nähmen, fo muß ber Kaifer, ehe er feinerjeitS hen Vorſchlag des eng: 
lifchen Gabinets annimmt, fih zuvor barüber Elar fein, ob die An- 
fhauungsweife ber deutſchen Staaten in dieſer Hinſicht fi 
geändert bat. 

„Dies ift die Mittheilung, Herr Minifter, welche ich Befehl habe, an Sie 
zu richten. Ich würde demnach Ahnen jehr verpflichtet fein, wenn Sie mid) 
in den Stand jeßen wollten, meine Negierung willen zu laſſen, ob bie Idee 
einer Eonferenz durch die Regierung . . . gebilligt wird, oder ob jie geneigt 
fein würbe, in Frankfurt bafür zu jlimmen, daß Deutjchland bei diefer Zu: 
jammenfunft burch einen bejonberen Bevollmächtigten vertreten werde.“ 

8—9. Jan. Debatte des gejeßgebenden Körpers über bie geforderten 
außerorbentlihen Supplementarcrebite für 1863. inläßlihe Rebe 
Berryers über bie Finanzwirthichaft bes Kaiferreihe. Der Geſetzes⸗ 
entiwurf wird mit 232 gegen 14 Stimmen angenommen 


41. „ Geſetzg. Körper: Beginn der Adreßdebatte; Commiſſionsentwurf einer 
Antwwortsadreffe; Amendements der Oppofition. Rebe bes Hrn. Thiers. 
Gommiffionsentwurf einer Antwortsadrefle: „Site, ber ges 
feßgebende Körper tbeilt das Vertrauen, das Sie zu feiner Zujammenjegung 

begen. Trotz ber Lebhaftigkeit bes Mahlfampfes hat das Volk doc, bewielen, 

Daß es ben Taiferlichen Inſtitutionen, Ihrer Perfon und Dynaftie ergeben ift. 

Im Begriffe, an ber Prüfung der Staatsangelegenheiten Antheil zu nehmen, 

- werben wir niemals diefe Principien und Gefinnungen aus dem Auge ver⸗ 
lieren und, um fie nicht abzufchwächen, field im Einklange mit Ihnen handeln, 
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Ew. Majeſtät hatte Recht, der öffentlichen Meinung auf dem Wege der In⸗ 
duſtrie- und Handelsfreiheit voranzugehen. Frankreich, das lange 
an ſich ſelbſt gezweifelt, hat heute Vertrauen zu ſeiner eigenen Kraft. Unſere 
Induſtrie hat durch ihre Anſtrengungen und Opfer die fremde Concurrenz be⸗ 
ſtehen können... Ew. Majeſtät, deren Freiſinn ſich nicht verleugnet, kündet uns 
abermals neue Reformen an. Wir werden die uns vorgelegten mit dem 
Wunſche prüfen, Ihnen in Ihrer Liebe zum wahrhaften Fortſchritt beizuſtehen. 
Alle Maßnahmen, welche den Zweck haben, die Hinderniſſe, welche der freien 
Transaction und der individuellen Initiative im Wege ſtehen, fortſchaffen, auf 
billige Weiſe in der Arbeitsfrage das Verhältniß zwiſchen den in verſchiedenen 
Lebenslagen ſtehenden Staatsbuͤrgern zu regeln, die Befugniſſe der Gemeinden 
und Departements ohne Schwächung ber Centralgewalt zu erweitern, werden 
von ung mit Beifall und Dank aufgenommen werden... Der Elementarunter- 
richt hat fich feit 1848 mächtig entwidelt... Ter gejeßgebende Körper glaubt 
mit Ihnen, Sire, daß die am weifeften vegierten Nationen fich nicht ſchmei⸗ 
cheln dürfen, ftetS auswärtigen Verwidelungen zu entgehen, unb baß fie die: 
jeden ohne Selbfttäufchung wie ohne Schwäche in Erwägung ziehen müffen. 
Die Erpeditionen in der Ferne, in China, Cochinchina und Merico, die 
auf einander gefolgt find, haben wirklich viele Gemüther in Frankreich wegen 
ber Verpflichtungen und Opfer, welde jie zur Folge haben, beunruhigt. Wir 
erkennen an, daß fie in ber Ferne unferen Landsleuten und ber franzöfiichen 
Flagge Reſpekt verichaffen und auch, daß fie unferem Seehandel fürderlich fein 
fönnen; aber wir würben uns freuen, nächftens die guten Erfolge, die Ew. 
Majeſtät uns erhoffen läßt, wirklich eintreten .zu jehen. Die Erinnerungen 
unjerer Gefchichte, die Gefühle der Menjchlichkeit, die uns bejeelen, erregen 
unjere lebhafteſte Theilnahme an dem Geſchicke ber Polen. Wir haben mit 
Schmerz geſehen, daß die vereinten Bemühungen ber drei Großmächte nicht 
haben bazu kommen können, biefe wichtige Frage nah Ihren wohlwollenden 
Abfihten zu löfen. Wir können durchaus nicht verfennen, baß bie auf: 
richtige und herzliche Unterftügung Rußlands bei wichtigen Gelegenheiten Frank⸗ 
veih von Nuten ift. Wir würben bedauern, wenn unfere guten Beziehungen 
zu jener Macht Fälter werden follten. Auch haben wir mit hoher Befriedi⸗ 
gung jenen hochherzigen Gedanken eines europäifhen Congreſſes auf 
genommen, deſſen Anregung für Ihre Regierung eine Ehre in ewige Zeiten 
fein wird. Frankreich, dem Sie Glanz und Ruhm wiedergegeben haben, weiß 
Ihnen Dank, daß Sie fein Gelb und das Blut feiner Kinder nicht für Dinge 
auf das Spiel ſetzen wollen, bei denen weder feine Ehre, noch fein Intereſſe 
beteiligt ift. Frankreich, in fich einig und feft, feiner Kraft fiher und voll 
Bertrauen auf Sie, fürchtet feinen Angriff; heute hat es feinen andern Ehr⸗ 
geiz als ben, feine Ruhe zu fihern, feinen materiellen Wohlftanb durch Arbeit 
und Frieden und feinen Sittenzuftand durch die gewifjenhafte und ſtufenweiſe 
auffteigende Bethätigung ber bürgerlichen und politifchen Freiheit zu heben.“ 

Amendements ber Oppofition: Das Amendement zu $.1 über bie 
offiellen Gandidaturen lautet: „Die zwei Millionen Stimmen, welche 
die Oppofition erhalten bat, können nicht als das Refultat einiger Tocalen 
Zerwürfniffe betrachtet werden; fie find ein überlegter Ausdrud für die Rück⸗ 
forderung ber Freiheit. Ohne ben abminiftrativen Drud würde fi) ganz 
Frankreich der Abftimmung der Städte Paris, Lyon, Marſeille, Lille, Bor: 
deaur, Nantes, Touloufe, St. Etienne, Dijon, le Hapre, Straßburg, Breft, 
Nimes, Toulon, Mes, Mühlhauſen, Nancy, Limoges, Angers, Boulogne⸗ſur⸗ 
Mer, St. Lo, Tours, Berfailles, St. Quentin, Dünkirchen, Grenoble, Poitiers, 
Beziers, Cette, Bourges, Laval, Elböuf, St. Omer, Valenciennes, Air, Abbe: 
pille, Chalons-fur-Saone, Baftia, Chartres, Perigueur, Alais, Vienne, Agen, 
Tarare, Sedan, Montlucon, Beauvais, St. Pierresles:Calais, Valence, St. 
Brieuc, Thiers, Gebweiler , Libourne, Villefranche, Send, Beaune mit ange: 
ſchloſſen Haben, Frankreich zweifelt nicht an fi ſelbſt; es Hält fich würdig 
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und Rußland gethan werben (after full consideration and communication 
with France and Russia). 


20. Fehr. England ſchlägt Defterreich und Preußen neuerdings den Zuſam⸗ 
mentritt einer Conferenz zu Wiederheritellung des Friedens und zwar 
ohne gleichzeitigen Waffenftillftand vor. Defterreih und Preußen 
erffären fi dazu alsbald im Allgemeinen bereit. Dänemark ſucht 

feine Antwort binauszujchieben. 

26. ,„ Ruſſel beantwortet im Oberhaufe eine Sinterpellation dahin, daß 
Jütland als Schabenerfab für gefaperte Schiffe von den Alliirten 
befeßt werben dürfe, aber nicht als Garantie für Erfah der Kriegs: 
foften, was Dänemark als eine „Invafton‘ betrachten könnte, wodurch 
der Krieg eine Erweiterung erlangen würde. Palmerfton erflärt im 
Unterhaus, die Bafis ber von England angeregten Conferenz werbe 
der Londoner Vertrag von 1852 fein, über etwaige weitere Arrange- 
ments könne er bagegen nichts mittheilen. | 

29. „ Ruffel erflärt im Oberhaufe, eine Verfolgung Mazzinis wegen 
feiner angeblichen Betheiltgung an dem Complott Greco und Gen. 
gegen bas Leben bes Kaifers Napoleon ſei unftatthaft, da Beweiſe 
feiner Theilnahme fehlen. | 


5. März. ine Circularbep. Ruſſels ſchildert die bis jet fruchtlos ge- 
bliebenen Bemühungen Englands für Aufrechthaltung des Friedens 
und wälzt alle Verantwortung für die möglicher Weife kommenden 
Greigniffe von demſelben ab: 

„. .. Richt bie Hartmädigfeit des in feinem Staatsrechte verletzten Däne- 
mark, jondern ber unbegreifliche Eigenfinn Deutfchlands treiben letzteres zu 
Schritten, bieuns früher oder ſpäter bie Einmiſchung zur Pflicht 
maden werden...” 

8., Ruſſel erklärt im Oberhaufe, die Flotte habe den Befehl erhalten, 
fi) in den heimiſchen Gewäſſern einzufinden, um fogleih über: fie 
verfügen zu können. 

9. „ Eine Depefhe Ruſſels an den engl. Gefandten in Kopenhagen 
präcifirt ber erften ausweidhenden Antwort Dänemarks auf den Con: 
ferenzuorfchlag Englands gegenüber die Stellung ber englifchen Re: 
gierung zu einer möglichen Löſung ber deutſch-däniſchen Streitfrage 
durch die vorgejchlagene Konferenz: 

„Ich jehe mit Bedauern, baß Herr Quaade ber Meinung if, e8 fei nur 
eine jehr geringe Ausficht auf eine Annahme der Conferenz Yorhanden. Che 

. Sie am 12. d. M. eine Antwort verlangen, bitte id Sie, Seren Monrad 
und Herrn Quaade zu jagen, daß es nad der Anficht ber Regierung Ihrer 
Majeftät eine jehr große Unflugheit wäre, eine gute Ausficht auf die Löfung 
einer Frage von ſich zu ftoßen, wegen beren alle Mächte Deutſchlands bereit 
find, in Waffen gegen Dänemark zu flreiten, während weber Frankreich 
noch Großbritannien, noch Rußland ober Schweden unter ben 
jetigen Umftänben bereit find, für Dänemark zu kämpfen. Es 
fheint faum möglih, daß Dänemark zu einer fpäteren Zeit eine beffere Ge: 
legenheit finden würde, Frieden zu fchließen. Wie bie Dinge jekt ftehen, find 
Oefterreih und Preußen bereit, ben Noten vom 31. Januar treu zu bleiben 
und bie Integrität ber dänischen Monarchie aufrecht zu halten. Es if freilich 
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zu erwarten, daß Oeſterreich und Preußen bie Bereinigung Holſteins 
mit Schleswig vorſchlagen und daß fie geltend machen werden, daß ber 
von beiben Theilen jeßt eingegangene Krieg bie Vereinbarungen von 1851 
unb 1852 3erriffen babe. An ben neutralen Mächten wirb es fein, jene Ver: 
einbarungen mit ben zu ben jetzigen Verhältniffen paſſenden Modiſicationen 
zu unterſtützen und eine Otganiſation ber Monarchie votzuſchlagen, die ſo⸗ 
wohl zu einem dauernden Frieden führen und bie Kraft Dänemarks als eines 
unabhängigen Staates wahren, wie auch bie deutſchen Unterthanen des Königs 
zufrieden jtellen könnte. Die bänifchen Minifter müffen ſich erinnern, Daß, 
wenn ber Krieg einmal ausgebrochen ift, die Friedensbebingungennoth= 
wenbig von den Ereignifien bes Krieges abhangen, undes fteht 
nicht zu erwarten, baf die bänijchen Theile ber Monarchie im Stande fein 
werben, einen Kampf gegen bie vierzig Millionen Deutjchen, die ſich bald gegen 
Dänemark zufanmenfhaaren bürften, Tange auszuhalten. Uber jelbft die Heere 
Defterreich8 und Preußens allein würben ber größten Armee, welche Dänemark 
in's Feld zu ftellen vermag, ſich mehr als gewachlen zeigen. Zur See zwar 
Tann bie dänische Kriegsflotte ben deutſchen — beunruhigen und ſchädigen, 
aber es iſt nicht wahrſcheinlich, daß ein ſo ausgedehntes und reiches Land, 
wie Deutſchland, lange Zeit ſeine Schwäche zur See ertragen würde, da die⸗ 
ſelbe es in den Augen Europa's herabſetzen müßte. Die däniſche Regierung 
denkt vielleicht, daß Oeſterreich durch feine eigenen Verlegenheiten ſich bald ges 
zwungen jehen werbe, bie Operationen gegen Dänemark aufzugeben; aber jelbft 
wenn dies der Fall wäre und Preußen allein im Felde bliebe, jo wäre auch 
Preußen zu ſtark für Dänemark. Wahrſcheinlich aber ift, daß, wenn Preußen 
eines Beiitandes bebürfte,, die Fleineren deutfchen Staaten ihm zu Hilfe eilen 
würden, und wenn fie dies thäten, würde es zu weiter reichenden Zwecken 
als denjenigen Defterreichs gefchehen, und Dänemark hätte bei einem jolchen 
Taufche nicht zu gewinnen. Nach einer Berechnung aller Wahrjcheinlichfeiten 
erſieht Ihrer Majeftät Regierung, daß es im Intereſſe Dänemarks ift, eine 
Conferenz anzunehmen und in einen Waffenftilftand zu willigen, ber jebt 
auf Grundlage bes gegenwärtigen militäriſchen Status quo ſich erlangen Tieße. 
Ihrer Majefiät Regierung will jich aber nicht herausnehmen, einem unabhängigen 
Staate wie Dänemark irgend eine Politik, welche dieſer Staat nicht einjchlagen 
will, borzufchreiben. Wäre J. Maj. Regierung gewillt geweſen, fi im Namen 
Gropbritanntens zur materiellen Unterftübung Dänemarks zu ver: 
pflichten, jo hätte Ihrer Majeſtät Negierung das Recht gehabt, zum Entgelt 
für biefen Beiftand die Art, wie Dänemark feine gegen Deutfchland einge⸗ 
gangenen Verbindlichfeiten erfüllen fol, vorzufchreiben. Aber Ihrer Majeſtät 
Regierung bat nie ihren materiellen Beiftand angeboten, und fie ift ane 
bererfeit8 nicht weiter gegangen, als daß fie Dänemark Rathſchläge ertheilt 
bat, mit dem aufrichtigften Wunfche, e8 dadurch, aber ohne irgend ein Ver: 
ſprechen materieller Unterftüßung, zur Aufrechtbaltung feiner Integrität und 
Unabhängigkeit in Stand zu ſetzen. Es wirb an ben Räthen bes Königs von 
Dänemark fein, zu erwägen, ob die gegenwärtige Empfehlung ber Britifchen 
Regierung befolgt werben fol. Im Bejahungsfalle werben Frankreich, Ruß⸗ 
land und Schweden gewiß und Deutfchland wahrſcheinlich den Conferenzvorſchlag 
annehmen. Im andern Falle kann Ihrer Majeftät Regierung fich feiner Zus 
verficht Hingeben, daß Dänemark jpäter eine ebenfo günftige Lage zu erwarten 
baben wird.” 

17. März Ein Mißtrauensvotum gegen Hrn. Stansfeld als einen ber 
Lords der Aomiralität wegen feiner durch den Prozeß Greco in 
Paris enthüllten Beziehungen zu Mazzini wird im Unterhaus nur 
mit ſchwacher Mehrheit (171 gegen 161 Stimmen) abgelehnt. 

18. „ Die Debatte über die deutſch-däniſche Frage wird vom Oberhaus 
auf den Wunſch Ruſſels bis nach Ditern vertagt. 
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21. März. England faßt nad) den Berichten feines Geſandien in Kopen- 
bagen bie Bedingung, die Dänemark an eine Betheiligung an einer 
Conferenz Tnüpfte, nicht als eine abfolute, fondern nur als eine 
von Dänemarf gewünſchte und neben anderen mögliche Bafis der 
Unterhandlungen auf und betrachtet demgemäß Dänemark als feinem 
Conferenzvorſchlag zuftimmend: 

„... Was bie Conferenz betrifft, fo ift Hrn. Montab und Hrn. Quaade 
bekannt, daß J. Maj. Regierung Defterreih und Preußen vorfchlug, zu einer 
Gonferenz zufammenzutreten, um ben Trieben im Norden Curopa’s wieder 
berzuftellen, ohne daß irgend eine andere Bafis von vornherein feftgeftellt werde. 
Defterreih und Preußen haben ben Vorfchlag in dieſer Form angenommen, 
während Dänemark jetzt erflärt, einer Conferenz mit ber Bafis ber Unterhand⸗ 
bandlungen von 18%, beitreten zu wollen. DOefterreich und Breußen werben 
vorausfichtlich weder auf diefe noch aufirgend eine andere Bafis eingehen, welche, 
wenigitens anfcheinend, ben freien Berathungen der Conferenz Schranken fegen 
würben. Aber Hr. Monrad jagt felbft, während er auf ber Bafis der Ver⸗ 
banblungen von 48°%4, befteht, daß bie Annahme berjelben nicht bie Dis— 
kuſſion von Arrangements anderer Art ausfchließen würde, wenn ein Weber: 
einfommen auf jener Grundlage nicht zu erreichen fein wird. Diefes offene 
und praftifhe Zugeſtändniß fcheint bie Differenz mehr auf eine formelle zu- 
rüdzuführen. Defterreih und Preußen, während fie feine Bafis zulafien, 
tönnen fi nicht weigern, über die Transactionen von 18%, zu biscutiren, 
und Dänemarf, während es auf feiner vorgefchlagenen Bafis befteht, würde 
nicht anftehen, anderen Arten eines Hebereinfommens Gehör zu ſchenken, wenn 
ein Einverftändniß auf jener Grundlage fih als unausführbar erweijen ſollte. 
Der Ausbrud „Berfonal:Union” ſcheint in bie gegenwärtigen Unterhand- 
Iungen lediglich gebracht zu fein, um neue Schwierigkeiten zu fchaffen unb 
mehr übeln Willen bervorzurufen. Dänemark Tann bie VBerbinblichkeiten, 
welche ihm der über Holftein und Rauenburg bandelnde Artikel des Vertrags 
von 1852 auflegt, nicht abläugnen, und man fann ſomit fagen, daß ber König 
von Dänemark biefe beiden Herzogthümer bereits durch das Band ber Perfo: 
nal-Union befitt. Aber es wird beifer fein, diefen präjudicirlichen Ausbrud 
gar nicht zu gebrauchen. J. Maj. Regierung wird beshalb Franfreih, Ruß: 
land, Schweden und dem beutjchen Bunde eine Gonferenz zur Herftellung des 
Friedens vorſchlagen und gleichzeitig bemerken, daß Dänemark feine Zuftim- 
mung zu derjelben von ber Bedingung abhängig macht, daß die Verbands 
ungen von 18%, al8 Grundlage der Berathungen angenommen werben.” 
23. „ ine Note des englifchen Gefandten zeigt dem deutſchen Bunde 

bie Eröffnung von Conferenzen in der deutſch-däniſchen Streitfrage an: 
„... Die Regierungen von Defterreih und Preußen haben ihre Bereit: 
willigfeit Fund gegeben, ihre Vertreter zu einer ſolchen Conferenz abzuordnen. 
Auch die Regierung von Dänemark hat die Annahme einer Conferenz zuge= 
fagt, vorausgejeßt, daß diejelbe berufen würde, um auf ber Bafis der Ver⸗ 
bandlungen von 18%, zu beratben. Da nun jene Berhbandlungen unter den 
Aufpicien Defterreichs und Preußens flattgefunden und die zu Stande ge⸗ 
brachten Arrangements mit Dänemark die Genehmigung des beutichen Bundes 
erhalten haben, fo würde X. Maj. Regierung durchaus geneigt fein, dieſe Ver: 
handlungen und Arrangements zum Ausgangspuncte ber Conferenzberathungen 
von 1864 zu machen. Aber ba es wünjchenswerth ift, jene Mißhelligfeit und 
und bie dadurch zu befürdhtenbe Verzögerung zu vermeiden, jo ſchlägt J. Maj. 
Regierung vor, als Bafis ber Conferenz ſchlechthin diefe anzunehmen: daß 
Mittel gefucht werben, um bem Norden Europa's die Segnungen bes Frie⸗ 
dens wiederzubringen.“ 
26, „ Eine Note des engliſchen Geſandten zeigt dem deutſchen Bunde 
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an, daß die Conferenzen am 12. April in London eröffnet werden 
ſollen und ladet den Bund ein, durch einen Vertreter an denſelben 
Theil zu nehmen. 


3. April. Garibaldi langt in Southampton an. 

4. „ Der Herzog von Remcaftle legt wegen Kränklichkeit das Colonial⸗ 
miniftertum nieber. Lord Clarendon tritt ing Miniſterium ein. 
Mr. Stansfelb tritt von feinem Bolten als Abmiralitätslord zurüd, 
Erklärung besfelben. 

7. „ Der Finanzminifter Gladftone legt dem Unterhaus bas Budget 
für 1864/65 vor, das einen Ueberfhuß von 2,570,000 Pf. St. 
aufweist. Der Darlegung antwortet ein lauter und allgemeiner Bei: 
fall bes Haufes. 

8 ,„. Lord Palmerfton bemerft auf eine Interpellation im Unterhaufe, 
baß für eine Vertretung ber Herzogthümer auf der bevorftehenden 
Conferenz hinreichend geforgt fei, indem fie „durch den Gefandten 
ihres gejeßlichen Souveräng vertreten wären”. 

9, ,„ Oberhausdebatte über die deutſch-däniſche Streitfrage. Lord Strat: 
heben ‚verlangt energijche Unterſtützung Dänemarks; Lord Ruſſel 
erklärt fi) gegen einen Krieg, indem er auf die Staatsihulb bin- 
weist. 

11. „ Großartiger Einzug Garibaldi's in London, Derfelbe fteigt beim 
Herzog von Southerland ab. 

13. „ Lord Elarendon trifft in fpecieller Miſſion in Paris ein. 

19. „ Unterhausvebatte über bie deutſch-däniſche Streitfrage in Folge 
einer Motion Osborne's gegen den Londoner Vertrag von 1852. 
Osborne zieht Ichließlih feine Motion zurüd. 

20. „ England verſucht die Londoner Conferenz zu eröffnen, ohne bie 
Ankunft des Vertreters des deutſchen Bundes abzuwarten. Defter: 
reih und Preußen nehmen indeß Teinen Theil daran und zwingen 
dadurch die Gonferenz, fih auf den 25. d. M. zu vertagen. 

21. „ Erklärung Gladſtone's im Unterhaus über die bevorftehende Wieber- 
abreife Garibaldi’s. Die öffentliche Meinung beharrt trogbem auf 
ber Ueberzeugung, daß der unerwartete Entſchluß Garibalbis ‚us 
bie engliſche Regierung veranlaßt worben jet. 

23. „ Der Prinz v. Wales befucht Garibaldi beim Herzog v. Souther: 
land. 

27. „ Garibaldi fchifft fich in Begleitung bes Herzogs und der Herzogin 
bon Southerland wieder nach Gaprera ein. Abſchiedsadreſſe an 
England. 


1. Mai. Die Ganalflotte wirft in den Dünen Anker; fämmtliche Be: 
urlaubte berfelben find telegraphifch einberufen. 

3 „ Lord Grey erflärt im Unterhaufe, nach ben beftimmteften Der: 
fiherungen Oeſterreichs werbe das öſterr. Nordſeegeſchwader bloß bie 
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Blokade der Elb⸗ und Wefermünbungen hindern, nicht aber in bie 
Dftfee geben; für dieſen Fall jeien ber englifchen Flotte Inftructionen 
erteilt, die jedoch nicht mitgetheilt werben könnten. 

9. Mai. Lord Grey theilt dem Unterhaufe die Nachricht von bem öſterr.⸗ 
bänifchen Seegefecht mit: die Defterreicher feien gefchlagen worden 
und nad Helgoland retirirt, welche (irrthumliche) Nachricht mit lauten 
Cheers begrüßt wird. 

11. „ Das Unterhaus verwirft die von Baines beantragte zweite Leſung 
ber Reformbill, welche die 6 Pfd.:Miether zum Fahlreit zulaflen 
will, mit 272 gegen 216 Stimmen. Miniſter Gladſtone erflärt 
fih nachdrücklich für die BL. 

12, „ Der Erzbifhof von Canterbury empfängt in Mitte einer Anzahl 
bon Bifchöfen eine Deputation mit der von 11,000 Geiſtlichen unter: 
zeichneten fogenannten Orforder Declaration, daß die Bibel nicht 
bloß Gottes Wort enthalte, fondern jet und daß bie Ewigkeit ber 
Höllenftrafen als Foftbares Kigenthum ber anglicaniſchen Kirche 
gewahrt werben müffe. 

17. „ Sibung der Londoner Eonferenz: Oeſterreich und Preußen tragen 
auf ftnatliche Unabhängigkeit der Herzogthümer mit Perfonalunion an, 
Die engl. Blätter wollen wiſſen, daß unmittelbar nach bes Conferenz 
ein Minifterrath ftattgefunden und Palmerfton auf materielle Unter: 
ſtützung Dänemarks angetragen, die Königin aber ihre Zuſtimmung 
verweigert habe. 

26. „ Debatte des Oberhaufes über die beutfchpänifche Streitfrage. Lord 
Ellenborough greift ziemlich deutlich Die Königin als das eigentliche 
Hinderniß einer wirffamern Unterftüßung Dänemarks an. Ruſſel 
erklärt fich neuerdings gegen einen Krieg für Dänemark. 

28. „ Sitzung der Londoner Conferenz: England ſchlägt dem deutſchen 
Borfchlage gegenüber eine Theilung Schleswigs vor (ſ. allg. Chronik). 

„ Der Lorb:Obercommiffär der Joniſchen Inſeln unterzeichnet das 
Abtretungspretofoll und erläßt eine Proclamatisn an bie Jonier. 


10, Imi. Die engliiche Flotte geht von Plymouth nad Spithead (Drohung 
nad der Oſtſee Hin) 

14. „ Frankreich lehnt zum zweiten Mal bie ihm von England zuge 
muthete materielle Unterflübung Dänemarks und einen eventuellen 
Krieg gegen Deutichland ab. 

18. „ Sitzung der Londoner Eonferenz: England trägt darauf an, bie 
Entiyeivung über eine Theilungslinie in Schleswig einem Schiebs- 
richter (dem Kaiſer der Franzofen) zu übertragen. Die deutſchen Mächte 
nehmen den Vorſchlag nur bedingt an, Dänemark lehnt ihn ganz ab. 

235. „ Reſultatloſer Schluß ber Londoner Conferenzgen: 

27. „ Die Regierung legt die Acten der Londoner Conferenz beiden 
Häujern des Barlaments vor. Lord Ruffel legt im Oberhaus, Lorb 
Balmerfton im Unterhaus die Politik der Regierung bar. 
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Lord Palmerfion: „. .. Da imerften Stabium biejer Verhaudlungen 
far geworben war, daß Franfreih und Rußland feine Neigung hatten, 
Dänemarf materiell zu flügen, jo wußten wir, baß bie ganze Laſt biefer 
Kraftanftrengung auf England allein hätte fallen müſſen. Unter diefen Um: 
ftänden Haben wir es nicht für pflichtgemäß erachtet, unſerer Monarchin bie 
Uebernebmung einer jolchen Aufgabe zu empfehlen... Ich will nicht Jagen — 
ich halte es in ber That für recht, biefen Vorbehalt zu machen — daß, wenn 
ber Krieg einen, andern Charakter annehmen follte, wenn das Beſtehen Däne- 
marks als eines unabhängigen Staats in Europa auf bem Spiel ftünde; 
wenn wir Grund hätten zu fürchten, daß wir in Kopenhagen die Gräuel einer 
mit Sturm genommenen Stadt, die Zerſtörung des Eigentums, die Hin- 
opferung nicht nur feiner Vertheidiger, ſondern feiner friedlichen Einwohner, 
die darauf folgenden Conflscationen, die Gefangennehmung des Monarchen 
und anbere Demüthigungen biefer Art zus fehen Haben würben — ich will 
nicht jagen, baß, wenn irgend eines biejer Ereigniſſe zu drohen jchiene, bie 
Stellung Englands nicht ein Gegenftand für abermalige Erwägung, werben 
könnte. Wir dürften e8 dann für unfere Pflicht halten, eine andere Politik 
einzufchlagen, aber jebenfalls würbe jold eine Veränderung dem Parlament 
angezeigt, und das Parlament, wenn e8 zur Zeit nicht jiten follte, zu biefem 
Zweck einberufen werben.” 

28. uni. Disraeli trägt im Unterhaus auf eine Abrefje an die Königin gegen 
das Minifterrum an. Kinglake feht dem Antrag ein Amendement 
zu Gunften des Grundſatzes der Nichteinmifhung in ben beutfch- 
däniſchen Streit entgegen. 

Antrag Disracli’s: „Es fei eine unterthänige Adreffe an Ihre Mai. 
zu richten, um hr Maj. bafür zu danken, daß fie die Eorrefpondenz über Däne- 
mark und Deutihlanb und bie Protokolle der neulich in London gehaltenen 
Gonferenz dem Parlament vorzulegen befohlen hat; 3. Majeſtät zu verfichern, 
wie das Haus mit tiefem Leidwejen vernommen babe, daß die Conferenz ihre 
Situngen gejchloffen, ohne die wichtigen Zwede, wegen beren fie zuſammen⸗ 
gerufen worden war, erfüllt zu haben; J. Majeftät großes Bebauern darüber 
auszubrüden, daß das von J. M. Regierung beobachtete Verfahren die von 
ihr eingeftandene Politif, die Integrität und bie Unabhängigkeit Dänemarks 
zu wahren, nicht feitgehalten, zugleich aber ben gerechten Einfluß biejes 
Landes im Rath Europa’s geſchwächt (lowered) und dadurch die Bürgfchaften 
bes Friedens verringert hat.“ 

Amenbement Kinglafe’s: Statt obigen Tadels fei der Königin in 
der Adreſſe „die Zufriedenheit bes KHaufes darüber auszufprechen, daß bie 
Minifter in der jebigen Conjunctur Ihrer Majeſtät gerathen haben, fich 
einer bewafineten Einmifchung in ben jeßigen Krieg zwiichen Dänemark und 
ben deutſchen Mächten zu enthalten.“ | 

Parteiverſammlung der Torys, an ber 231 Mitglieder des Unter: 
hauſes Theil nehmen. Graf Derby theilt berfelben den Antrag 
Disraeli’g mit. Es wird ber Antrag auf bewaffnete Intervention 
zu Sunften Dänemarks geftellt, Graf Derby erklärt fih dagegen 
und will fidy überhaupt für den Fall eines Miniſterwechſels Feines: 
wegs binden. 


2/3. Juli. Die Morning-Poſt veröffentfiht eine Reihe apokrypher Diplo: 
matifcher Depefchen, welche das Wiederaufleben der nordiſchen Allianz 
barthun follen. 
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4. Juli. Eine Parteiverfammlung der Torys beſchließt, daR Lord Mal: 
mesbury einen mit demjenigen Disraeli's übereinftimmenden Antrag 
im Oberhaufe ftellen jolle. 

Beginn der Unterhausbebatte über die dänische Frage. Newdegate 
ftelt den Antrag: 

„Ihrer Maj. die Meinung des Haufes zu erfennen zu geben: daß bie 
Unabhängigkeit Dänemarks und bie Befigungen diefes Königreichs unter den 
von ben Vertretern ber neutralen Mächte auf der Eonferenz vorgefchlagenen 
Bebingungen garantirt werben follen.” 


9. Juli. Schluß ber viertägigen Unterhausdebatte über die bänifche 
Trage, Der Antrag Newdegate's wird ohne Abjtimmung abgelehnt 
und das Amendement Kinglafe's mit 313 gegen 295 Stimmen an- 
genommen. — Das Oberhaus beichließt dagegen das Mißtrauens- 
votum Malmesbury’s mit 177 gegen 163 Stimmen. 

29. „ Schluß bes Parlaments. Thronrede im Namen ber Königin. 


8. Aug. Grundfteinlegung zu einem D’Connel-Dentmal in Dublin. In 
Belfaft wird er dagegen in effgie verbrannt. Vierzehntägige Ruhe: 
ftörungen in letzterer Stadt zwiſchen Drangiften und Katholiken. 

5—10. Aug. Eine englijche Flotte verbunden mit franzöf. und holländifchen 
Schiffen foreirt die Meerenge von Simonoſaki in Japan, zerjtört 
die Batterien des Fürſten von Negato und jchließt einen Vertrag 
mit demſelben ab. 

12. ,„ Die Kriegsihiffe beider friegführenden Parteien Nordamerikas werben 
durch Befehl der Königin von allen englifhen Häfen ausgeſchloſſen. 


10. Det. (Canada). Programm bes Eoalitionsminifterium Brown-Cartier. 
Eine Notabelnverfammlung in Halifar (Neu-Schottland) erflärt fich 
einitimmig dafür. Ein Congreß von Regierungsmitgliedern jammt- 
Tier engliſcher &olonien in Nordamerifa zu Quebec befchließt ein: 
flimmig die Bereinigung jämmtlicher Colonien zu einem Bunbesftaat. 

19. „ (Canada). Grängverlegung des Gebiet der norbamerifanifchen 
Union dur ſüdſtaatliche Parteiganger von Canada aus: Ueberfall 
ber Stabt St. Albans. Differenzen mit der Union darüber. Heftige 
Erbitterung in ben Nordſtaaten gegen Canada und gegen England. 

— „ Die Ferienreden der Parlamentsmitgliever fprechen fich überein: 
flimmend für den Grundſatz der Nicht-Intervention Englands in 
die Händel des europäiſchen Feltlandes aus, fo lange bie engliſchen 
mtereffen nit direct berührt feiern. Viele regen daneben bie 
Trage der Parlamentsreform mit fcheinbar großem Eifer wieder an. 


1. Nov. England anerfennt das Kaiſerthum Merico: die Königin nimmt 
die Creditive eines Bevollmächtigten des Kaiſers Mar entgegen. 


19. Dec. (Canada). Die Eolonialregierung läßt die Gränze gegen bie 
Union beſetzen, fucht aber zugleich den gegründeten Beſchwerden ber 
letztern möglichft gerecht zu werben. 
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3. Jan. Verhaftung von vier Italienern, Greco und Gen., in Paris 
wegen angeblichen Complottes gegen das Leben des Kaiſers. 

4. „Geſetzgebender Körper: Der Ausſchußbericht bes (gouvernemen⸗ 
talen) Dep. Larrabure über die von der Regierung für 1863 ge: 
forderten Supplementarcrebite ſpricht fich jehr entſchieden für DBeen- 
bigung der mericanifhen Expedition und gegen das Syſtem ber 
Kriegszüge in fremden Ländern, für bie Aufrehthaltung bes Fries 
dens und für Beſchränkung der Ausgaben aus. 

8. „ Die franzdf. Regierung richtet eine Depefche an ſämmtliche Mittel- 
und Kleinftaaten Deutfchlands, in der es den Londoner Vertrag ein 
„ohnmächtiges Wer!“ nennt und feine Theilnahme an ber von Eng: 


and betriebenen Conferenz von derjenigen des deutſchen Bundes ab- 
hängig madt: 

„Die englifhe Regierung hat am 31. Dec. an die Regierung bes Kaifers 
eine Mittbeilung gelangen Lafjen, in welcher fie ben Dan einer Conz, 
ferenz, entweder zu Paris oder zu London, vorſchlägt, die zur Berathung 
über die Angelegenheiten der Herzogthümer berufen fein würde. Sie würde 
aus ben Vertretern ber Mächte beitehen, welche den Vertrag von 1852 unter: 
zeichnet haben, zu benen ein Bevollmächtigter des Deutſchen Bundes hinzu⸗ 
träte. Als die Negierung bes Kaijers das erfte Mal über biefen Gegenſtand 
fondirt wurde, mußte fie, um jede Verwechslung zu bejeitigen, ben wefent- 
lichen Unterſchied beutlich Hinftellen, welcher zwilchen einer Conferenz ſtatt⸗ 
findet, die eine ſpecielle Frage discutirt, und zwifchen dem allgemeinen ober 
engeren Gongreß, deſſen Idee vom Kaifer ausgegangen war. Ein Congreß, 
der bie verjchiebenartigften Intereſſen zu regeln hatte, bot Elemente ber Trans⸗ 
action, bie, wenn bie Berathung auf ein ijolirtes Intereſſe beſchränkt bleibt, 
nothwendig fehlen werben. Indem ber Kaijer fich durch diefe Erwägung leiten 
ließ, und da er überdies eine an. nicht mehr unter feine Aufpicien neh⸗ 
men wollte, von ber er mehrere ber Mächte, bie ber Idee eines Congrefjes 
zugeltimmt haben, hätte ausjchließen müfjen, hat er nicht umhin gefonnt, den 
Vorſchlag, die Eonferenz in Paris zufammentreten zu laſſen, abzulehnen, - 

„Aber die Negierung bes Kaifers bat barum nicht weniger den Wunſch, 
bie Anftrengungen zu unterftüßen, welche verjucht werben möchten, um fchiwe- 
veren Verwickelungen vorzubeugen. Die Erhaltung bes Friedens war ber 
Zielpuntt meines erhabenen Herrn, als er bie Souveräne zu einer Verflän- 
digung unter einander einlud, um bas politifhe Syſtem Europa's weiter zu 
— 28 Der Zweck Sr. Maj. iſt derſelbe geblieben, und obwohl er fort⸗ 
dauernd überzeugt bleibt, daß nur ein einziger Weg mit Sicherheit dahin 
führen kann, fo Hat er doch Feine unbebingte Einwenbungen gegen bie Com⸗ 
bination, welche von der englifchen Negierung angebentet wurde. Gleichwohl 
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würden einige vorläufige Aufflärungen für ihn nothwendig ſein, und dieſelben 
find von den Mächten erbeten worden. 

„Die Londoner Conferenz von 1852 hat, wie ber gegenwärtige Zuſtand 
ber Dinge e8 zum Veberfluffe beweilt, nıır ein ohnmächtiges Werk zu 
Stande gebracht. Ihre Beichlüffe werden heute durch die Mehrzahl der ſecun⸗ 
dären Staaten Deutjchlands beftritten, ſogar durch einige von benen, welde 
ihnen zugeltimmt batten. Wenn man heute wieder zufammentritt, jo würbe 
es wejentlich fein, fih auf Bedingungen zu ftellen, welche geeignet find, bie 
Hoffnung eines befriedigenderen Refultates zu geben. An eriter Stelle ift es 
von Wichtigkeit, bie Conferenz nicht Dadurch in Conflict mit bem Bun— 
bestag zu jegen, daß man bie Bevollmächtigten einlüde, über Fragen zu 
beratbichlagen, welche thatſächlich jchon entichieben fein bürften; und bie 
Regierung bes Kaifers bat fih an die Mächte gewandt, um zu erfahren, ob 
fie geneigk wären, zum Ausgangspunct ben actuellen Statusquo in Holſtein 
und in Schleswig zu nehmen, das heißt, die ſchwebenden Fragen vorzubehalten. 

„Zu gleicher Zeit lebhaft mit einem Punkte bejchäftigt, der ein großes In— 
terefie für Deutichland zu baben fcheint, ift ber Kaiſer mit ber englijchen 
Regierung ber Meinung, daß bie Xheilnahme bes beutihen Bundes an ben 
Verhandlungen, welche eintreten Tünnten, von großem Nutzen fein würde. 
Es ift bebauerlih, daß Deutſchland nicht directen Antheil an den Arrange- 
ments genommen bat, weldhe 1852 zur Herflellung einer neuen Succeffions- 
ordnung in Dänemarf getroffen wurben. Aber man muß fidh fragen, ob ber 
Bundestag fih dafür entjcheiben würbe, auf dieſe Gebanfenreihe einzugehen. 

„sm Schoße eines allgemeinen oder engeren Congrefjes, der noch über 
andere ragen als bie der Herzogthümer discutirte, würbe ber beutfche Bund, 
wie ich glaube, Tein Bedenken getragen baben, feine Sache einem europäifchen 
Tribunal zu unterbreiten. Einer der Vortheile dieſes Verföhnungsplanes war 
eben ber, der Empfindlichkeit und ben Intereſſen eines eben gerechte Rückſicht 
zu Theil werden zu laffen. Da aber der Bundestag bei mehreren früheren 
Gelegenheiten alle die Zumutbungen abgelehnt bat, welche dahin zielten, daß 
die Unterzeichner des Londoner Tractates feine Differenz mit Dänemark in bie 
Hand nähmen, jo muß ber Kaifer, ehe er feinerjeit8 den Vorjchlag bes eng: 
liſchen Cabinets annimmt, fi zuvor Darüber Flar fein, ob bie An-⸗ 
fhauungsweife ber beutjhen Staaten in diejer Hinjiht ſich 
geändert hat. 

„Dies ift die Mittheilung, Herr Minifter, welche ich Befehl habe, an Sie 
zu richten. Ich würde demnach Ihnen ſehr verpflichtet fein, wenn Sie mich 
in den Stand feßen wollten, meine Regierung wilfen zu lafjen, ob die “bee 
einer Conferenz durch die Regierung . . . gebilligt wird, oder ob fie geneigt 
fein würde, in Frankfurt dafür zu flimmen, daß Deutjchland bei dieſer Zu⸗ 
fammenfunft durch einen bejonderen Bevollmächtigten vertreten werde.“ 

8—9. Jan. Debatte des gefeßgebenden Körpers über bie geforderten 
außerorbentlihen Supplementarerebite für 1863. Cinläßlihe Rede 
Berryers über die Finanzwirthſchaft des Kaiferreihs. Der Geſetzes⸗ 
enhvurf wird mit 232 gegen 14 Stimmen angenommen 

11. „ Geſetzg. Körper: Beginn der Adreßdebatte; Commiffionsentwurf einer 
Antwortsadreffe; Amendements ber Oppofition. Rede des Hrn. Thiers. 

Commiſſionsentwurf einer Antwortsadreſſe: „Site, ber ges 
feßgebende Körper tbeilt das Vertrauen, das Sie zu jeiner Zufammenjegung 
begen. Trotz ber Lebhaftigkeit des Wahlkampfes hat das Volk doc, bewielen, 
baß e8 ben Taiferlihen Inſtitutionen, Ihrer Perfon und Dynaftie ergeben iſt. 
Im Begriffe, an der Prüfung ber Staatsangelegenheiten Antheil zu nehmen, 
werben wir niemals biefe Principien und Gefinnungen aus dem Auge ver: 
lieren und, um fie nicht abzujchwächen, ſtets im Einklange mit Ihnen banbeln, 
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Ew. Majeſtät hatte Recht, der öffentlichen Meinung auf dem Wege der In⸗ 
duſtrie- und Handelsfreiheit voranzugehen. Frankreich, das lange 
an ſich ſelbſt gezweifelt, hat heute Vertrauen zu ſeiner eigenen Kraft. Unſere 
Induſtrie bat durch ihre Anſtrengungen und Opfer die fremde Concurrenz be⸗ 
jtehen können... Ew. Majejtät, deren Freiſinn ſich nicht verleugnet, kündet uns 
abermals neue Reformen an. Wir werben die uns vorgelegten mit dem 
Wunſche prüfen, Ihnen in Ihrer Liebe zum wahrhaften Fortſchritt beizuftehen. 
Ale Maßnahmen, welche den Zwed haben, die Kinberniffe, welche ber freien 
Transaction und der individuellen Snitiative im Wege ftehen, fortichaffen, auf 
billige Weife in der Arbeitsfrage das Verhältniß zwilchen den in verjchiebenen 
Lebenslagen fiehenben Staatsbürgern zu regeln, bie Befugnilfe ber Gemeinden 
und Departements ohne Schwächung der Gentralgewalt zu erweitern, werben 
bon uns mit Beifall und Dank aufgenommen werden... Der Elementarunter: 
richt bat ſich feit 1848 mächtig entwidelt... Ter gejebgebende Körper glaubt 
mit Ihnen, Sire, daß die am weifeften regierten Nationen fich nicht jchmei- 
heln dürfen, ſtets auswärtigen Verwidelungen zu entgehen, und daß fie die⸗ 
jelben ohne Selbfttäufhung wie ohne Schwäche in Erwägung ziehen müffen. 
Die Erpeditionen in ber Ferne, in China, Cochinchina und Merico, die 
auf einander gefolgt find, haben wirklich viele Gemüther in Frankreich wegen 
ber Verpflichtungen und Opfer, welche fie zur Folge haben, beunruhigt. Wir 
erkennen an, daß fie in ber Ferne unferen Landsleuten und ber franzöfiichen 
Flagge Reipeft verjchaffen und auch, daß fie unſerem Seehanbel förderlich fein 
fönnen; aber wir würden uns freuen, nächſtens die guten Erfolge, bie Ew. 
Majeftät uns erhoffen läßt, wirklich eintreten .zu ſehen. Die Erinnerungen 
unjerer Gejchichte, die Gefühle ber Menfchlichkeit, bie uns befeelen, erregen 
unjere Iebhaftejte Theilnahbme an dem Geſchicke der Bolen. Wir baben mit 
Schmerz gejehen, daß bie vereinten Bemühungen der drei Großmächte nicht 
baben dazu fommen fünnen, bieje wichtige Frage nah Ihren wohlwollenden 
Abfihten zu löſen. Wir können durchaus nicht verfennen, baß die aufs 
richtige und herzliche Unterftügung Rußlands bei wichtigen Gelegenheiten Frank⸗ 
reich von Nutzen iſt. Wir würben bedauern, wenn unfere guten Beziehungen 
zu jener Macht älter werben follten. Auch haben wir mit hoher Befriedi- 
gung jenen hochherzigen Gedanken eines europäifhen Eongreffes auf- 
enommen, deſſen Anregung für Ihre Regierung eine Ehre in ewige Zeiten 
Fin wird. Franfreih, dem Sie Glanz und Ruhm wiebergegeben haben, weiß 
Ihnen Dank, daß Sie fein Gelb und das Blut feiner Kinder nicht für Dinge 
auf das Spiel ſetzen wollen, bei denen weder feine Ehre, noch fein Intereſſe 
betheifigt iſt. Frankreich, in ſich einig und feft, feiner Kraft fiher und voll 
Vertrauen auf Sie, fürchtet feinen Angriff; heute hat es feinen andern Ehr⸗ 
geiz als ben, feine Ruhe zu fichern, feinen materiellen Wohlftand durch Arbeit 
und Frieden und feinen Sittenzuftand durch bie gewifienhafte und ftufenweife 
aufiteigende Bethätigung der bürgerlichen und pofitifchen Freiheit zu heben.“ 
Amenbements ber Oppofition: Das Amendement zu $.1 über bie 
offiellen Sandidaturen lautet: „Die zwei Millionen Stimmen, welche 
die Oppofition erhalten hat, Tönnen nicht als das Refultat einiger Tocalen 
Zerwürfniffe betrachtet werden; fie find ein überlegter Ausdrud für bie Rüd- 
forderung ber Freiheit. Ohne den abminiftrativen Drud würbe ſich ganz 
Frankreich der Abftimmung ber Städte Parts, Lyon, Marſeille, Lille, Bor- 
deaur, Nantes, Touloufe, St. Etienne, Dijon, le Havre, Straßburg, Breft, 
Nimes, Toulon, Mes, Mühlhaufen, Nancy, Limoges, Angers,-Boulognesfurs 
Mer, St. Lö, Tours, Verfailles, St. Quentin, Dünkirchen, Grenoble, Poitiers, 
Beziers, Cette, Bourges, Laval, Elböuf, St. Omer, Balenciennes, Air, Abbe: 
ville, Chalons-fur-Saone, Baſtia, Chartres, Perigueur, Alais, Vienne, Agen, 
Tarare, Sedan, Montlugon, Beauvais, St. Pierre⸗-les-Calais, Valence, St. 
Brieuc, Thiers, Gebweiler, Libourne, Villefrande, Sens, Beaune mit ange: 
ſchloſſen Haben, Frankreich zweifelt nicht am ſich ſelbſt; es Hält fich würdig 
14 
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ber Rechte, welche alle anderen Völker beſitzen. Die adminiſtrativen 
Freiheiten, welche man ihm verſpricht, haben nur Werth, wenn ſie dazu 
dienen, die politiſchen Freiheiten zu ſichern und zu befeſtigen. Letztere 
können durch erſteke nicht vergeſſen gemacht noch erſetzt werden. Das Syſtem 
ber officiellen Candidaten vergewaltigte und entſtellte die Wahlfreiheit.“ Ein 
Amendement zu $. 2 über „die individuelle Freiheit“ erklärt die Sicher: 
heitsgeſetze und Ausnahmsmaßregeln für unvereinbar mit der individuellen 
Freiheit. Das Amendement zu $. 3 erklärt bie Freiheit dev Preſſe für das 
fräftigfte Mittel der Eivilifation. Das Amendemens zu F. 4 über bie Freiheit 
ber Arbeit erflärt die ſchon einmal geforderte Aufhebung der Geſetze über 
Goalition der Arbeiter für eine Wohlthat und außerdem erflärt es die Ent- 
widlung der Selbitändigfeit der Gemeinden für bas einzige Mittel zur Er- 
zielung wahrer Decentralifation. Das Amendement zu $. 5 fordert Entwid- 
lung und Unentgeltlichfeit des Primärunterrihtid, Das Amendement 
zu F. 6 erklärt, daß nur der Mangel an liberalen Inftitutionen das Aufblühen 
von Algerien und feiner Colonien bindert. Ein weiteres Amendement 
über Merico verlangt die Beendigung diejer Frankreich ruinirenben 
Unternehmung. Zu. 7, der Rom behandelt, wird ein Amendement geftellt, 
welches die Beendigung ber franzöfiihen Occupation befürwortet. Im Sn: 
terefie Bolens wirb endlich durch ein Amendement ber Abbruch ber biplo- 
matijchen Beziehungen Frankreichs mit Rußland verlangt. 

Rede bes Hrn. Thiers: „... Ich erkläre als ehrliher Dann, wenn 
man uns bie nothwendige reibeit gibt, jo werbe ich, für meinen Theil, fie 
annehmen, und man wird mic alsdann unter die Zahl ber unterhänigen 
und danfbaren Bürger des Kaiferreihs zählen können. Wenn aber unjere 
Pflicht es ift, hinzunehmen, jo geftatten Sie mir auch, Ihnen zu jagen, daß 
die Pflicht ber Regierung tft, zu geben. Man bilde fidy nicht ein, daß ich 
bier eine troßig fordernde Sprache führen will; nein, ich weiß, daß um zu 
erlangen, man ebrerbietig fordern muß. Sch fordere deßhalb ehrerbietig. 
Für mich fordere ih nie etwas, nur für mein Land werbe ich nie Bedenken 
tragen, zu fordern, und zwar in bem geziemenden, achtungsvollen Ton. Man 
ſei aber auf ber Hut! Diejes heute kaum erwachenbe, dieſes auffochende Land, 
bei dem das Mebergreifen ber Wünfche fo nahe am Erwachen liegt, biejes 
Land, das heute geflattet, daß man für e8 im chrerbietigften Ton verlangt, 
wird vielleicht eines Tags gebieterifch fordern.“ 


14. Ian. Der Kaifer ergreift die Gelegenheit der Uebergabe bes Baretts 


an ben neu ernannten Cardinal Bonnechoſe zu einer politifchen An⸗ 
ſprache an bdenjelben gegen bad Auftreten der neuen Oppofition im 


gefeßgebenden Körper: 

„... Sie haben in der Nähe beobachtet, wohin das Aufgeben jebes 
Princips, jeber Regel, jedes Glaubens führt. Darum müſſen Sie aud) 
gerade fo wie ich darüber erftaunt fein, nach fo kurzer Zwiſchenzeit die Leute, 
die faum erji dem Shiffbrudhe entronnen find, wiederum bie 
Winde und die Stürme zur Hilfe aufbieten zu fehen. Gott 
beihügt Frankreich zu fichtlich, um zu geftatten, daß ber Geift bes Uebels es 
abermals in Aufregung ftürze. Der Kreis unferer Berfaffung ift weit gezogen; 
jeber ehrlihe Mann Tann fi) ungezwungen innerhalb bdeffelben bewegen, da 
ein Jeder bas Vermögen befigt, feine Gebanfen auszudrüden, die Regierungs- 
bandlungen zu beauffihtigen und an ben öffentlichen Gefchäften jeinen 
gerechten Antheil zu nehmen. . . ." 

Adreßdebatte bes gejeßgeb. Körpers: Amendementsvorſchlag ber 
Oppofition gegen bie officiellen Candidaturen. Rebe des Hrn. Thiers. 


Das Amendement wird mit 198 gegen 44 Stimmen verworfen. 


18. „ Adreßdebatte des gefehgeb. Körpers, Das Amendement einer 
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ſchutzzöllneriſchen Oppoſition gegen den Handelsvertrag mit Eng: 
land wird mit 182 gegen 50 Stimmen verworfen. 


19 Jan. Hr. Drouyn de l'Huys ertheilt dem engl. Gefandten, der ihn im 


22. 


23. 


26. 


28. 


Auftrag feiner Regierung auffordert, fi mit den Regierungen von 
Großbritannien, Defterreich, Preußen, Rußland und Schweden über 
ein gemeinjames Hanheln zu der Aufrechthaltung ber Beitimmungen 
des Vertrags von 1852 und insbejondere zur Sicherung der Inte⸗ 
grität der dänischen Monarchie zu verfländigen, vorerſt eine aus: 
weichende Antwort: 

„Frankreich hält an dem Vertrag von 1852 feſt; das heißt, es ift 
unjer Wunſch, daß berfelbe in Kraft erhalten bleibe Wir erfennen bie 
Wichtigkeit der Integrität der bänifchen Monarchie für bas Gleichgewicht 
Europas an, und wir. jehen fein anderes Mittel, diefe Integrität zu jichern, 
als die im Jahr 1852 feftgeitellte Succeffionsorbnung. Sie verlangen nun 
von uns, mit ben anderen Thellnehmern bes Vertrags uns zu einem gemein 
famen Handeln zum Zwecke feiner Aufrechthaltung zu verftändigen. Durch 
welche Mapregeln jo dieſes Einverftändnig und dieſes gemeinfame Handeln 
verwirklicht werden? Durch Diplomatiiche Mittel? Die haben wir anges 
wandt und find bereit, fie ferner anzuwenden. Gebt Ihr Vorjchlag weiter, 
etwa, im Nothfall, auf Anwendung von Gewalt, jo müjjen wir unjere Ant: 
wort vorbehalten, wir jagen nicht nein, aber auch nicht ja. . ." Schließlich 
behält fi der Minifter vor, bie directen Befehle des Kaijers einzuholen. 

„ Nachmahlen zum gejeßgeb. Körper: Niederlage ber Regierung 
im Dep. Niederrhein und in Epinal. In Nimes dagegen wird 
ber Regierungscanbidat gewählt (die Wahl aber jpäter vom gejeßgeb. 
Körper anullirt). 


. „Adreßdebatte des gejetggeb. Körpers: Das Amendement der Oppo- 


fition gegen bie Sicherheitögejege wird mit 203 gegen 35 Stimmen 
verworfen. 

„Adreßdebatte des geſetzgeb. Körpers, Es find zwei Amendements 
bezüglich der Preſſe geſtellt; der zweite wird zurückgezogen, das erſte 
verworfen. 

„Adreßdebatte des geſetzgeb. Körpers. Das Amendement ber 
Oppoſition bezüglich Algier wird mit 222 gegen 18 Stimmen ver⸗ 
worfen. 

„Adreßdebatte des geſetzgeb. Körpers: Amendement der Oppoſition 
bezüglich Mexico. Umfaſſende Rede des Hrn, Thiers. Das Amen⸗ 
dement wird mit 201 gegen 47 Stimmen verworfen. 

„ Frankreich lehnt den Antrag Englands auf gemeinfame Maß: 
regeln zu Aufrechthaltung des Londoner Vertrages und einer materiellen 
Unterftügung Dänemarks für gewille Fälle entſchieden ab: 

Depefhe des Hrn. Drouyn de l'Huys: „.. Der Kaifer erfennt bie 
Wichtigkeit des Londoner Vertrags für die Aufrechthaltung des Gleichgewichts 
und für ben Frieden Europas an. Aber die franzöfifche Regierung, obwohl 
fie dem Zwecke dieſes Vertrages volle Rechnung trägt, ift gleichwohl bereit 
anzuerfennen, baß die Umftände eine Aenderung desjelben fordern können. 
Der Kaifer ift ftets gemeigt geweſen, den Gefühlen und Beftrebungen ber 
Nationalitäten große Rüdjicht zu widmen. Es ift unmöglich, zu leugnen, 
daß das nationale Gefühl und bie Beſtrebungen der Deutfchen auf eine engere 
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Verbindung zwiſchen ihnen und den Deutſchen der Herzogthümer Holſtein und 
Schleswig gerichtet ſind. Der Kaiſer würde Widerwillen gegen Alles 
fühlen, was ihn nöthigen könnte, ben Wünſchen der Deut— 
ſchen mit den Waffen entgegenzutreten. Es würde vergleichsweiſe 
leicht für England ſein, einen ſolchen Krieg zu unternehmen, welcher für 
England ſich immer nur auf maritime Operationen, auf Blokirung von Häfen 
und Gefangennahme von Schiffen beihränfen würde. Aber der Boden Deutſch⸗ 
lands ftößt an den Boden Frankreichs und ein Krieg zwiſchen Frank— 
reih und Deutſchland würde der unglüdlichfte und gewagtefte 
aller Kriege fein, auf welche das Kaiſerthum fich einlafjen Fünnte. Außer 
biefen Erwägungen fann der Kaifer nicht umbin, fich zu erinnern, daß er in 
Europa zum Gegenftande bes Mißtrauens und Verbacdhtes wegen einer ver- 
meintlihen Pläne auf Vergrößerungen am Rheine gemacht worden if. Ein 
an ben Rheingrenzen unternommener Krieg würde nicht verfehlen, dieſen 
ungerechtfertigten und unbegründeten Verdächtigungen eine viel größere Gewalt 
zu geben. Aus dieſen Gründen kann die kaiſerliche Regierung ſich in Feinerlei 
Verpflichtung gegenüber Dänemark einlaffen. Wenn fpäter ba8 Gleich- 
gewicht der Mächte ernfihaft bedroht fein jollte, Dann erft könnte ber 
Kaifer fih bewogen fühlen, neue Mabregeln im Intereſſe Franfreichs und 
Europas zu ergreifen. Aber fir den Augenblid will der Kaifer feiner Re- 
gierung jebe Freiheit der Action rejerpiren.“ 

28.129. Jan. Adreßdebatte des gejebgeb. Körpers: Die Amendements ber 
DOppofition bezüglich ‘Polen werden verworfen. Ebenſo ein ſolches 
bezüglih Rom mit 216 gegen 12 Stimmen. Die ganze Adreſſe 
wird jchlieglich mit 234 gegen 12 Stimmen genehmigt. 

30. Jan. Der Moniteur verkündet das Rejultat der Subfeription auf die 
Anleihe von 300 Mil. Fr. Capital (ſ. Jahrg. 1863 Frankr. 2., 
24. und 25. Dec): 8 find nicht weniger als 219,321,536 Tr. 
Rente gezeichnet worden, von denen 24 Mill. unrebucirbar find, jo 
daß aljo alle übrigen Zeichner nur 54 Fr. Rente auf je 100 von 
ihnen gezeichnete erhalten. Die Lage des Schabes geftatte überdieß, 
auf alle Ratenvorauszahlungen zu verzichten. 


1. Fehr. Antwort des Kaifers auf die Adreſſe des gefeßgeb. Körpers: 

„Die langen und gründlicken Discuffionen waren nicht unnüß, obwohl fie 
beinahe brei Monate gedauert haben. Für jedes unparteiifche Gemüth ift ihr 
Reſultat geweſen, daß fie geſchickt verbreitete Anklagen auf ihr Nichts zurüd- 
geführt haben; bie Bolitif der Regierung ift beifer gewürdigt, und wir haben 
eine fejtere und ergebenere Majorität für unfere Inſtitutionen. Das find große 
Vortheile. Nachdem unter jo vielen verjchiedenen Regierungen unfruchtbare 
Verſuche gemacht wurden, ift Stabilität das erfte Bebürfniß bes Landes 
geworden. Auf einem Boden ohne Feftigfeit, bee immer in Bewegung ift, 
läßt ſich nichts Dauerhaftes begründen. Seit jechzig Jahren wurbe die rei: 
beit zu einer Umfturzwaffe in den Händen der Parteien gemacht. Daher die 
unaufhörlihen Schwantungen der Staatsgewalt, welche der Freiheit unterlag, 
und ber Freiheit, die ber Anarchie zum Opfer fill. So barf e8 nicht mehr 
fein. Das Beifpiel der letzten Jahre bemweift die Möglichkeit, das zu verfühnen, 
was lange Zeit unverſöhnbar fchien. Der wahrhaft fruchtbringende Fortfchritt 
geht aus der Erfahrung hervor; fein Gang wird nicht durch fyftematifche und 
ungerechte Angriffe, jondern durch die innige Verbindung der Regierung mit 
einer von Patriotismus befeelten und von eitler Popularität nicht verführten 
Maojorität bejchleunigt werben. Erwarten wir von ber Einigkeit und ber Zeit 
bie möglichen Berbejjerungen; möge bie trügerifche Hoffnung auf ein chimä- 
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riſches Beſſere nicht ohne Unterlaß das gegenwärtige Gute in Frage ftellen, 
beifen Befefligung durch gemeinfchaflliches Wirken uns am Herzen Liegt. 
Bleiben wir Jeder innerhalb unferes Rechtes; Sie, indem Sie ben Gang ber 
Regierung erleuchten und controliven; ich, indem ich bie Smitiative zu Allem, 
was für das Glück und bie Größe Frankreichs nüßlich ift, ergreife.” 


13. Febr. Die franz. Regierung erflärt Dänemark, daß bie im Jahr 1720 


25. 


26. 
a7. 


28. 


von Frankreich der bänifchen Regierung gegenüber eingegangene Ga— 
rantirung Schleswigs auf ben gegenwärtigen Stand der Dinge feine 
Anwendung zu finden fcheine. 

„ Der gejeßgeb. Körper ernennt in die Commilfion zu Prüfung bes 
von ber Regierung vorgelegten Arbeiter-Coalitionsgeſetzes zum erſten 
Mal auch Mitglieder der Oppofition. | 

» Verurtheilung ber vier Staliener wegen beabfichtigten Attentats 
gegen das Leben bes Kaiſers. 

„ Die franz. Regierung lehnt ihren Beitritt zu ben von England 
vorgeſchlagenen Conferenzen bezüglich der deutſch-däniſchen Trage 
vorerft ab, indem fie ihn von bem noch nicht erfolgten Beitritte 
nit nur Dänemarks fondern auch des beutichen Bundes abhängig 
macht. 

„ Differenz ber Regierung mit dem Cardinal-Erzbiſchof von Lyon. 
Note des Meoniteur. 


8. März. Der Kaifer übernimmt bas Schiedsrichteramt zwifchen ber Suez- 


9. 


canal-Sompagnie und den Vicekönig von Aegypten. 

Wahlnieberlage der Regierung in Cambray. Der Oppofitiong: 
canbibat fliegt mit 16159 Stimmen über den Regierungscanbibaten 
Boitelle, der nur 13425 Stimmen erhält. 

„ Beginn ber Agitation in Paris für die bevorftehenden zwei Nad;: 
wahlen zum gefeßgeb. Körper. Wahlmanifeſt und Programm - des 
Arbeiter Tolain. 


18. „ Senatsbebatte über eine Petition gegen irreligidfe Schriften (Renan, 


20. 


Roman le Maudit, Madmlle de Quintinine von ©. Sand u. bgl.). 
Der Senat geht ſchließlich doch zur Tagesordnung über. 
„Frankreich erklärt der englifchen Regierung ihre Abſicht, für den 
Fall eines wirklichen Zuftandefommens der Conferenz, ben Bor: 
ſchlag zu machen, ven „Wunſch der Bevölkerungen“ einer neuen 
Löfung ber deutſch-däniſchen Streitfrage zu Grunde zu legen: 
Depeſche Drouyn be !’HuySs an ben franz. Botfhafter in 
London: „... Ich wünfche, baß Sie vor einer Theilnahme an ber Gonferenz 
bem Lonboner Gabinet bie been und Empfindungen kundgeben, mit benen 
wir an biefelbe herantreten. Diefe durchaus freundichaftliche Mitteilung wird 
eeignet fein, beffer als bie Gelegenheit bisher es zuließ, bie Linie bed Ver⸗ 
ltens zu bezeichnen, welche die Faiferliche Regierung in ber deutſch-däniſchen 
Frage beobachtet Hat. Zugleich wird fie, wie ich Hoffe, bazu beitragen, bie 
ea von Hintergebanfen zu befeitigen, welche man uns jo gern 
zufchreibt. 
„Bei der Beteiligung an biefem Verfuche ber Friedensſtiftung fehen wir 
ung zwei großen Sntereffes gegenüber. Auf ber einen Seite Haben wir Rüdficht zu 
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nehmen auf Feſtſtellungen, bie unter dem Geſichtspunkte bes europätichen 
Gleichgewichts getroffen und mit ber Signatur Frankreichs verfehen find. 
Anbererfeits ift es unmöglich, die abweichenden Empfindungen zu verfennen, 
welche fih gegen das Werk ber biplomatifchen Bevollmächtigten von 1852 
erheben. Wir find fern davon, bie Weisheit ber Combination zu beftreiten, 
welche unter bie Obhut bes öffentlichen Rechtes Europa's zu flellen ber 
Gegenftand bes Londoner Vertrages war und wenn wir, von ber Oppofition 
Deutfhlands und den Kundgebungen der Herzogthümer abjehend, nur ben 
Eingebungen unferer traditionellen Sympathien für Dänemark folgen bürften, 
würben alle unfere Anftrengungen babin geben, biefen Vertrag aufrecht zu 
erhalten. Aber es ift ung nicht geftattet, bie Hinberniffe zu verfennen, welche 
fih der reinen und einfachen Ausführung bes Vertrages von 1852 entgegen- 
ftellen. Wenn ber Londoner Vertrag für einige Mächte eine geſonderte Eri- 
ftenz und eine Autorität befitt, die ihm unabhängig von den zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Dänemark in der nämlichen Zeit eingegangenen Berbindlichfeiten 
andbaftet, ift er Hingegen für andere Mächte eben jenen Verbinblichkeiten un⸗ 
terworfen, von denen er fich nicht trennen läßt. Unter ben deutfchen Staaten 
haben bie Einen ihre Beiftimmung zu bemfelben verweigert ober fie nur in 
eingefchränfter Form ertheilt, die anderen haben ihm früher zugeflimmt, er- 
Hören fich aber gegenwärtig von ihm entbunden. Der Deutiche Bund enblich 
fheint den Werth einer Akte zu beftreiten, an welcher er nicht Theil genom⸗ 
men hat. 

„Angefihts biefer Verjchiebenheit der Auffalfungen, welche unüberfteigliche 
Hinderniffe zu fchaffen droht, ſcheint e8 mir unerläßlich, die Durch ben gegen: 
wärtigen Krieg berührten Intereſſen zu prüfen, ohne fi ausſchließlich von 
bem Buchſtaben bes Vertrags beftimmen zu laſſen. 

„Der Gegenftand und ber wirflihe Charakter dieſes Streites ift offenbar 
bie Rivalität ber Volksſtämme, welche bie däniſche Monarchie bilben. Cs 
tritt bei jedem berjelben fein Nationalgefühl an den Tag, beflen Stärfe nicht 
in Zweifel gezogen werden kann. Was Tann deshalb natürlicher erfcheinen, 
als daß man, in Ermangelung. einer allgemein anerfannten Regel, ben 
Wunſch ber Bevölferungen zur Grundlage nimmt ? Diejes Mittel, 
welches mit ben wahrhaften Intereſſen beider Theile übereinftimmt, fcheint 
uns am geeigneten, ein billiges und die Gewähr der Dauer bietenbes Ab⸗ 
fommen berbeizuführen. Indem wir bie Anwendung eines Grunb- 
prinzips unferes Öffentlihen Rechtes verlangen, und indem wir 
fowohl für Dänemark als für Deutfchlanb den Vortheil biefes Princips in 
Anſpruch nehmen, glauben wir bie gerechtefle und leichteſte Löſung biefer 
ae welche in ganz Europa eine fo lebhafte Unruhe ber: 
vorruft. 


21. März. Wahlnieberlage der Regierung in Paris. Carnot und Garnier: 
Pages, beide gew. Mitglieder ber proviforifchen Regierung von 1848, 
werben mit großen Mehrheiten zu Vertretern ber Hauptftabt im ge: 
feßgeb. Körper gewählt, obgleich die Regierung Feine officiellen Can— 
didaten aufgejtellt hat. | 

22. „ Neue Note des Moniteur gegen den Carbinal-Erzbifch. dv. Lyon. 

24. „ Ausbruch des Aufruhrs der arabifchen Stämme in Algier. 

30. „ Mazzini wird vom Aflifenhofe wegen angebliher Theilnahme am 
Complott Greco in contumaciam zur Deportation verurtheilt. Im 
Requifttortum bes Generalabvocaten wird Mr. Stansfeld, einer ber 


Lords der Admiralität und ſomit Glieb der engl. Regierung, mög- 
lichſt einbezogen. 
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7. April. Depeſchen bes Hrn. Drouyn de l'Huys an ben franz. Bot: 
ſchafter in London v. 28. März, 3. u. 7. April ſchwächen bie 
Depefhe v. 20. März bez. Volfsabftimmung in Schleswig-Holftein 
iwieber einigermaßen ab. 

8 ,„ Der Marineminifter hat auf Antrag des Gefandten ber Ber. 
Staaten den Bau und bie Ausrüftung von 4 conföderirten Schiffen 
in Nantes und Borbeaur auf Grund ber Neutralitätserflärung von 
1861 verboten. 

10. „ Konvention zwiſchen Frankreich und dem neuen Kaifer von Merico 
(j. Merioo). | 

15. „ Kin Schreiben des Kaiferd an ben Finanzminifter Fould meist 
benfelben an, bie erfte mericanifche Ratenzahlung bazu zu verwenden, 
bas zweite Zehntel ber Einregiftrirungsgebühren aufzuheben. 

18. „ Kröffnung des mericanifhen Anlehens in ben Bureaur bes 
Credit mobilier. 

23. „ Schluß der Subfeription auf das mericanifche Anlehen. Das: 
jelbe hat lange nicht vollftänbig untergebracht werben können. 

27. „ Rundſchreiben bes Minifters des Innern an bie Präfeeten bezüg- 
lih der Neuwahlen der Generalräthe aller Departements: die Ne 
gierung fei entichloffen, alle Kandidaten aufs entichiedenfte zu befüm- 
pfen, die fich nicht offen und rüdhaltlos zu ihrer Politik befennen. 

28. „ Gefeßgebender Körper: Debatte über das Arbeiter-Eoalitionsgejeb. 
Emile Dllivier tritt auf Seite der Regierung gegen bie Oppofition. 
Darimon tritt ihm von biefer Seite allein bei. 


1. Mai. Der Moniteur erfcheint von heute an auch in einer Abend: 
ausgabe zu 5 Ets., zu welchem Preiſe Fein anderes Blatt mit ihm 
concurriren Tann, und wird aud in ber Provinz mafjenhaft ver: 
breitet. 

2. „ Der gefeßgeb. Körper nimmt das Coalitionsgeſetz nach Langen 
und leidenſchaftlichen Debatten, namentlich zwifchen Jules Favre und 
Dllivier, mit 232 gegen 25 Stimmen an. 

3. „ Bier Geiftliche der Ergbiöcefe Paris verlangen vom Erzbiſchof 
auch für Paris die Annahme der römiſchen ftatt der gallifanifchen 
Liturgie. Der Erzbifhof antwortet ausweichend. 

6. „ Geſetzgeb. Körper: Beginn der allgemeinen Discufjion über das 
Budget für 1864. Rebe Thiers über die Finanzlage. 

7., Circulardep. des Hrn. Drouyn de l'Huys an die Repräfentanten 
bes Kaifers im Auslande über den Beichluß des Congrefjes ber 
Ber. Staaten bezüglich der Errichtung eines Kaiferthrones in Merico 
(f. Der. Staaten): 

„Herr Dayton hat mir eine Depefche vorgelefen, welche ber Staatsſekretär 
ber Vereinigten Staaten an ihn gerichtet hat, um bie Verantwortlichfeit ber 
Regierung von Wafhington ficher zu ftellen und zu conftatiren, daß ein Votum 
ber Repräfentantenfammer oder bes Senates und felbft der beiden Kammern, 
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wenn es ſich auch ihrer Beachtung empfiehlt, fie doch nicht nöthigen kann, 
ihre Politik zu ändern oder ihr die Freiheit des Auftretens zu nehmen. Herr 
Seward ſieht nicht den geringſten Grund, welcher ihn beſtimmen könnte, in 
der mexicaniſchen Frage eine andere Haltung anzunehmen, als die, welche 
bisher die ſeinige war, und wenn ſeine betreffenden Abſichten ſich ändern ſoll⸗ 
ten, ſo würden wir direct und zur gehörigen Zeit von dieſem Beſchluſſe und 
den Beweggründen, die ihn hervorgerufen, in Kenntniß geſetzt werden. Ich 
antwortete Herrn Dayton, daß in der Meinung der Regierung des Kaiſers 
eine ſolche Aenderung durch nichts gerechtfertigt werden könnte; daß unſer 
Vertrauen in die Weisheit und das Verſtändniß des amerikaniſchen Cabinets 
zu groß ſei, als daß wir ihm irgend eine Idee unterſchieben, welche durch 
unüberlegte Handlungen die wahren Intereſſen der Vereinigten Staaten com⸗ 
promittiren könnte. Indem ich Herrn Dayton bie ganze Befriedigung aus⸗ 
drückte, welche ber Regierung bes Kaiſers bie Verficherungen verurſachten, bie 
er mir zu geben beauftragt ſei, fügte ich hinzu, daß ich in Wirklichkeit gYaube, 
daß ſelbſt vom Stanbpuncte der Vereinigten Staaten aus die Wahl zwiſchen 
der Herftellung eines feften und regelmäßigen Zuftandes in Merico und ber 
Berewigung einer Anarchie, deren ernfte Unbequemlichkeiten fie zuerft empfun- 
ben und darauf aufmerffam gemacht hätten, nicht zweifelhaft fein könnte. Die 
Reorganifation eines ungeheuren Landftriches mit ber Rückkehr ber Ruhe und 
Sicherheit, dazu berufen, in ber Welt eine wichtige ftaatswirthichaftliche Rolle 
zu fpielen, müßte bejonders für bie Vereinigten Staaten eine Quelle wirf- 
licher Vortheile fein, weil ihnen dadurch ein neuer Markt eröffnet werbe, aus 
bem fie wegen ihrer Nachbarſchaft größeren Nuten ziehen würden, als alle 
anderen. Das Wohlergehen Mericos entfpreche baber ihren wohlverftandenen 
Intereſſen, und ich jei ber feiten Anficht, daß die Wafhingtoner Regierung 
biefe Wahrheit nicht mißfennen werde.” 


13. Mai. Der Moniteur meldet, daß bie Regierung die Publication bes 


15. 


21. 


22. 


28. 


31. 


päpftlichen Breves über die Einführung der römiſchen Liturgie ftatt 
ber gallifanifchen in ber Erzdiöceſe Lyon nicht geftattet habe. 


„ Der Carbinal-Erzbifhof Bonald von yon läßt in allen Kirchen 
einen SHirtenbrief verlefen, worin er bie allgemeine Unterwerfung 
unter den päpftlichen Willen bezüglich ber neuen (römiſchen) Kirchen: 
gebete vorausfegt, jedoch das päpftliche Breve nicht ausdrücklich 
erwähnt. 


„ Der Gefetgeb. Körper beendigt die Feftftellung bes orbentlichen 
Bubgets für 1864. Gegen das Ganze desſelben ftimmen 13 Mit: 
glieder. (Berryer, Geroult (Opin. nat.) und Havin (Siecle) ent: 
halten fih; Thiers ftimmt für dasſelbe). 

„» Marſchall Pelifjier, Generalgouverneur von Algier +. General 
Martimprey tritt proviſoriſch an feine Stelle. | 


„ Der gejeßg. Körper genehmigt das außerordentliche Budget und 
einftimmig die Supplementarcrebite für 1864. Schluß ber Seflion. 
Abſchiedsrede des Herzogs von Morny. 


» Der Senat genehmigt einflimmig das ordentliche und das außer: 
ordentliche Budget, fowie die Supplementarcrebite für 1864 nad) 
ben Auſätzen bes gefeßgeb. Körpers. Der Bericht des Marguis 
d'Audriffet ſpricht ſich dabei fehr entſchieden für den Frieden aus. 


Frankreich. 217 


2. Juni. Renan lehnt ſeine Ernennung zum Bibliothekar an der kaiſ. 


10. 


11. 
14. 


Bibliothek (indirecte Entfernung von feinem Lehrſtuhl am College 
de France) ab, Brief besjelben an den Unterrichtsminifter. 
„Frankreich Iehnt zum zweiten Mal den Vorſchlag Englands, das⸗ 
felbe in einer friegerifhen Demonftration gegen Deutſchland zu 
unterftüßen, ab: 

ne.» Der erfte Kanonenſchuß bei einer maritimen Demonftration 
würde für uns einen Krieg zu Waſſer und zu Lanb nad ſich ziehen. 
Es ftünde uns nit, wie England, frei, unfere Operationen ausjchließlich 
nach unjerem Willen einzurichten. Trotz unferer Bemühungen ben Krieg zu 
localifiren, würde e8 uns nur ſchwer gelingen, ben Ausbruch besfelben an 
unfern Gränzen zu verhindern. Es wäre nicht unmöglich, daß die Demar: 
cationslinie, für welche wir die Waffen ergriffen, von ben Lande felbft zurück⸗ 
gewiejen würbe, und wir geriethen gleichzeitig in Conflict mit ben Bevölke⸗ 
rungen ber Herzogthümer, wie in Kampf mit ben Mächten Deutfchlands. Ein 
folche8 Unternehmen würde bie Entfaltung aller unfrer Hilfsmittel erheiſchen 
und ung unermeßliche Opfer auferlegen. Wäre, angefichts einer ſolchen Even- 
tualität, England geneigt, uns eine unbegränzte Unterſtützung zu 
leihen ? Indem bie Reglerung Sr. Maj. bie großen Staatsförper um ihre 
Mithülfe angeht, müßte fie ihnen erflären, um welcher Vortheile willen 
das franzöfifhe Blut fließen fol. Würbe ung das englifhe Cabinet in bie 
Lage verfegen auf diefe Frage, bie erſte fiherlih, die man an uns ftellen 
würde, Antwort zu geben? Was uns anbelangt, fo Hafteten unfere Gedanken 
nie an biefem Punkt. Wären wir von ehrgeizigen Planen geleitet, jo hätten 
wir uns vielleicht die gegenwärtige Gelegenheit zu nutze zu machen gefucht, 
indem wir uns ein zu deren Befriedigung ſich eignenbes Verhalten vorgezeich- 
net hätten. Wir find aber berartigen AInbetrachtnahmen völlig fremb geblie⸗ 
ben. Lord Ruffel fcheint zu glauben, daß eine Demonftration zur See ftatt- 
finden fünne, ohne daß ein Conflict baraus entflünde, und bag Drohungen 
binreihten, um mit ben Anſprüchen Deutfchlands fertig zu werben. Allein 
kann in einer Frage, in welcher das nationale Selbftgefühl in fo hohem Grad 
betheiligt ift, diefe Rechnung nicht fehlſchlagen? Iſt nicht vorauszufehen, baß 
bas Volksgefühl fih mit Macht gegen uns ausiprechen würbe? Zugegeben 
felbft, daß man ſich auf feinen bewaffneten Angriff gefaßt zu machen brauchte, 
fo würde es boch unvermeiblih zu Kundgebungen kommen, bie wir jchon 
ihres Charakters wegen nicht bulden bürften, Wir. würden uns alsbann in 
ber Lage fehen, entweder fie zu ermwiebern ober eine moralifche Niederlage hin⸗ 
zunehmen. Bor dem bebauerlihen Ausgang, ben unſere gemeinfchaftlih un: 
ternommenen Schritte in ber holfteinifhen Frage nahmen, hatte bas Anjeben 
ber beiben Mächte roch Feine Beeinträchtigung erlitten, und fie Tonnten es 
darum unbebenflih aufs Spiel fegen. Heutzutage würben aber Worte, benen 
nn Thateu folgten, und leere Manifeftationen ihrer Würbe verhängnißvoll 
werden.” | 


„ Kin Decret des Kaifers fpricht nunmehr ausbrüdlih bie Ent- 
feßung Renans von feinem bisherigen Lehrftuhl aus. 

„ Die Profefforen des college de France bemonftriren für Nenan, 
indem fie für den erlebigten Lehrftuhl besfelben eine persona in- 
grata vorſchlagen. 

„» Zahlreiche Hausfuhungen in Paris und den Departements wegen 
angeblicher Uebertretung des Vereinsgeſetzes bei Gelegenheit ber 
Wahlen zum gefebgeb. Körper. 

„ Das Refultat der Generalratiswahlen in ganz Frankreich (außer 
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Corſika) ergibt 904 Mitglieder für die Regierung, 20 für die 
Oppoſition und 79 Nachwahlen. 


20. Jun. Eine Japaniſche Geſandtſchaft unterzeichnet ein Arrangement mit 
Frankreich und reist am folgenden Tage wieder ab. 


28. „ &ircularbep. des Hrn. Drouyn de l'Huys Über das Mißlingen ber 


Londoner Conferenz: 

„... Als alle anderen Combinationen erſchöpft waren, formulirten wir 
einen legten Antrag. Wir brachten in Vorſchlag, die Bevölkerung, um welche 
der Streit ging, ſich ſelbſt erflären zu laſſen und fo ber Conferenz bie zur 
Ziehung einer Demarrationdlinie nad) aller Billigkeit erforderlichen Daten an 
die Hand zu geben. Wir haben dem Abbruche der Verhandlungen nicht vor- 
beugen fönnen und ber Streit iſt jekt von Neuem in bie Entſcheidung ber 
Maffen geftelt.... Die öffentlihe Meinung zeigt fi über bie Wieberauf- 
nahme ber Feindfeligfeiten lebhaft erregt und fieht mit Unruhe ben Folgen 
entgegen, welche ein jo ungleiher Kampf nach ſich ziehen muß. Was uns 
betrifft, fo fönnen wir bie Tragweite von Ereignifjen nicht verfennen, welche 
fo direft bie Intereſſen aller Seemächte des Nordens und felbft das Staaten- 
Gleichge wicht in biefem Theile Europa's berühren. Wir begen ben auf: 
richtigften Wunſch, daß die Gefahren, die baraus erwachſen Fönnen, vermieden 
werben möchten, und von berjelben Gefinnung geleitet, welche uns bisher als 
Richtſchnur gedient hat, wünfchen wir in der von uns angenommenen unpar- 
teiifhen Haltung zu verharren, und wollen hoffen, daß feine fhwere 
Berwidlung entſtehen möge, welde ung in bie Nothwendig- 
feit verfeße, eine andere Politik zu ergreifen.” 


1. Juli. Der am 20. Juni parapbirte Hanbelsvertrag mit ber Schweiz 
wirb in Paris unterzeichnet. 

5. „ Der Kaifer richtet ein Schreiben an General Deligny, um ihn 
für die Beendigung bes Feldzugs in Algerien zu beglüdwünfcen. 

15. „ Albſchluß eines Vertrags mit Cochinchina durch Hrn. Aubaret. 
(Bis Ende 1864 von ber franz. Regierung noch nicht ratifizirt.) 

23. Bericht des Kriegsminifters und Decret des Kaifers, durch welches 
der bisherige Conflict zwiſchen Militär: und Eivilgewalt in Algerien 
zu Gunften ber erfteren entſchieden wird. 

— „ Depefhen des Hrn. Drouyn de l'Huys an bie Cabinette von 
Berlin und Wien. 

Der Minifter beginnt mit der Verfiherung, daß Frankreich fortwährend 
in feiner unparteiifchen Zurüdhaltung verbleibe. Allein e8 wäre wünfchens- 
wertb, zu wiljen, auf welcher Grundlage benn der Friede zu Stande fommen 
fol, da einerſeits die Verträge für binfällig erklärt werben, aljo die Grund⸗ 
lage bes alten Rechtes verlaffen fei, anbererjeits aber man nicht geneigt fheine, 
das neue Recht, das auf ber Berufung an ben Willen ber Bevölkerung be 
rube, in Ausführung zu bringen. Die Depeſche Ichiebt ferner den fiegreichen 
Mächten bie Verantwortung für bie Folgen zu, wenn fie Dänemarf ein zu 
hartes Geſchick auferlegten, und hebt namentlich als eine maßloje Forderung 
bervor, daß einzig dur) das Recht ber Eroberung ohne Befragung 
des VBolfswillens zweihunbert- bis zweihunbertfünfzigtaufend Dänen in 
Schleswig mit Deutichland vereinigt werden follen. 


2. Aug. Schiebsfprud, des Kaifers in der Suezkanalfrage (f. Türkei). 
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6. Aug. Erftinftanzliche Verurtheilung ber ſog. Dreizehn wegen Bilbung 
eines unerlaubten Vereins bei Gelegenheit der Ketten Wahlen. 


7. „ Bericht des dänischen Gefandten in Paris an feine Regierung 
über bie augenblidlihe Haltung bes franzöf. Gouvernements gegenüber 


Dänemark: 
„sh habe geftern die Ehre gehabt, Ew. Ereellenz ein Telegramm folgen: 
ben Inhalts zuzuftellen: — — — Wie [hmerzlih es mir auch war, habe 


ih doch für meine Pflicht gehalten, Ew. Ercellenz dieſe telegraphifche Mitthei⸗ 
lung ohne Verzug zu machen, ba fie die Hauptpunkte eines fangen von mir 
furz vorher mit dem Faiferl. Miniſter des Auswärtigen geführten Geſprächs 
zufammenfaßt. Ohne mir eine neue Begebenheit mitzuthellen, bat Hr. 
Drouyn be ’Huy8 geftern in fo beftimmten Worten fich gegen mich ausgeſprochen, 
daß es unmöglich fcheint, ſich Hoffnung zu machen, daß ber gegenwärtige fin- 
ftere Horizont ſich auffläre. Mir leiden unter dem Drud bes allgemeinen 
Zuftandes in Europa, wie er für den Augenblid vorliegt, unb wie er und 
offenbar geworben ift burch bie perfünliche Annäberung , welche zwiichen ben 
Souveränen ber brei norbifchen Höfe ftattgefunden bat. Es feheint unzwei« 
felhaft, daß die Allianz, welche Frankreich mittelft des Krimkriegs glüdlich 
geiprengt hatte, für ben Augenblid mehr ober minder eine vollendete That: 
ſache fei, welcher gegenüber der Kaifer, verlaffen von England, oder wenigftens 
auf biefen Staat nicht zu rechnen vermögend, eine nody mehr als früher 
zurüdhaltende Stellung zu beobachten fich entichloffen bat. Nur auf dieſe 
Weiſe Tann man fih, ich will nicht fagen die Zurückhaltung, ſondern bie 
Schwäche erklären, welche bie kaiſerl. Regierung an ben Tag legt, indem 
fie ben Verluft des ganzen Schleswigs zugibt, und bie Ausplünberung Däne⸗ 
marks eine foldye Ausdehnung nehmen läßt, daß der ganze Norden für bie 
Zufunft machtlos bdafteht und Deutichlands wahrſcheinlichen Erweiterungs- 
planen feinen ernfthaften Widerſtand entgegenfeten Tann. Ich habe geftern 
Hrn. Drouyn be l'Huys dieſe Betrachtungen mitgetbeilt, Die unter normalen 
Verhältniſſen ficher einen entfcheidenden Einfluß auf die Thätigfeit ber fran⸗ 
zöfifchen Politif üben würden; aber meine Worte waren vergeblid, und ich 
bin genöthigt, zu bemerfen, daß man bier feft entjchloffen zu fein fcheint, be: 
jondere Rüdfiht auf Europa’s Zuftand und bie wirklichen oder eingebildeten 
Gefahren einer Coalition zu nehmen. Syn diefer Beziehung, ich wieberhole es, 
läßt die geftern von Hrn. Drouyn geführte Sprache durchaus feinen Zweifel 
zu. Indem ber Miniſter beffagte, Laß das Kopenhagener Cabinet 
niemals Sranfreihs Rath befolgt Habe, namentlich auch den nicht, 
weldyen ber Kaifer zuletzt durch mich gegeben, jprach er die Meinung aus, daß 
dbasganze Schleswig für unsverlorenfei, und auf meine Frage füge 
er hinzu: daß Frankreich fi ber Incorporation Schleswigs ın 
ben beutfhen Bund nit widerjegen würde. „Wir werben freilich, 
fagte mir Hr. Drouyn be l'Huys, hierüber Vorftelungen machen; aber feben 
Sie fein zu großes Vertrauen auf uns in biefer Frage. Wir werden ung 
nicht ernfthaft zur Wehr ſetzen, namentlich wenn es wirklich ber Tall ift, daß 
bie Bewohner Schleswigs mit dem Bunde vereinigt zu werben wünſchen.“ 
Nah dem, was Hr. Drouyn be l'Huys mir fagte, betrifft — bie übrigens 
nicht bedeutende — Uneinigfeit, die zwifchen Defterreih und Preußen beftebt, 
mehrere verfchiedene Punkte. Ganz gegen Preußens Wunſch ift Oeſterreich 
geneigt, den beutfchen Bund mit in ein gemeinfames Auftreten gegen Däne⸗ 
marf zu ziehen; der Prinz von Auguftenburg wird für ben vom Wiener 
Gabinet begünftigten Prätendenten angefehen, während ber Großherzog von 
Oldenburg Hrn. v. Bismards Candidat ift. Endlich ift das Berliner Cabinet 
geneigt, ben Krieg nach Fühnen liberzuführen, und die öſterreichiſch⸗preußiſche 
Flotte in bie Dftjee laufen zu laſſen und Kopenhagen anzugreifen, während 
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bas Wiener Cabinet nicht gewillt ift, bem Kampf fol eine neue Ausbehnung 


ju geben. 
12. Aug. Zweiter Bericht des däniſchen Gefandten in Paris an feine Re: 
gierung über bie Haltung bes franz. Gouvernements: 

.... Ich füge hinzu, bag Hr. Drouyn be l'Huys uns räth, fo ſchnell als 
möglich Frieden zu fließen, und daß er ber Meinung if, daß wir unver- 
züglich eine Wafſenruhe verlangen müßten, welches Verlangen er in Wien 
und Berlin befürworten zu wollen verfpridt. Ich babe natürlih Ew. Er: 
cellenz biefe Mittheilung nicht zugeben laffen, ohne mit dem Minifter bes 
Aeußern gefprochen zu haben. Hr. Drouyn be l'Huys, ben ich ganz im Ber: 
trauen fragte, wie ber Kaifer nach feiner Meinung einen eventuellen Schritt 
in biefer Beziehung aufnehmen würde, antwortete mir: baß er überzeugt fei, 
baß ber Kaiſer in ber angegebenen Richtung ben beutjchen Mächten gegenüber 
nicht bie Initiative ergreifen würde, theils um fich nicht einer Ablehnung 
auszufeben, was ja immer etwas unangenehm ift, theils um nicht, wenn auch 
nur bem Anſcheine nach, irgend eine Berantwortung für bie Vereinbarung zu 
tragen, welche zwifchen Deutſchland und Dänemark getroffen werden möchte. 
„nerner,” fügte Hr. Drouyn be l'Huys hinzu, „bin ich davon überzeugt, daß 
es unter ben gegenwärtigen Verhältnifien in Ihrem eigenen Intereſſe ift, wenn 
Sie fih unmittelbar an Deutfchland wenden; eine Verlängerung Ihres Wiber- 
ftands würbe ein Wahnfinn fein, und jedes falfche Selbitgefühl muß in diefem 
Augenblid bei Seite geſetzt werden. Wenden Sie ſich ſchnell als möglich 
an Deutſchland, und ich verpflichte mich, ſowohl in Wien als in Berlin jeden 
von Ihnen geſtellten Antrag auf Waffenſtillſtand oder Waffenruhe ſofort zu 
unterſtützen. ..“ Welche Sprache ber Miniſter bes Aeußern und bie officiel⸗ 
len und officiöſen Organe ber Preſſe auch führen, fo ſtehe ich nicht an, zu 
verfihern, daB die Annäherung zwifchen den drei nordiſchen Höfen einen fehr 
ftarfen Einfluß auf die Haltung ber kaiſerlichen Regierung ausübt. Diele 
zeigt in Wirklichfeit Deutichlandb ein bejonders merfwürbiges Entgegenfommen. 
Ohne bavon zu reben, daß ber Kaifer bei ber letzten Durchreije bes Hrn. 
v. Beuft buch Paris dieſem bie mehr ober weniger beftimmte Verficherung 
gegeben hat, baß er fich nicht widerſetzen würde, wenn Deutſchland Schleswig 
ganz und gar in Beſitz nähme — eine Einräumung, welde dem Aufgeben 
bes Nationalitätöprincips zum Vortheil des Eroberungsredhtes entfpridt — 
jo zeigt bie Erklärung, welde Hr. Drouyn be l'Huys mir neulich in Bezug 
auf bie eveniuelle Sncorporirung Schleewigs in ben beutfchen Bund machte, 
ganz beutlih, daß der Kaifer entſchloſſen ift, was auch geichehen möge, feine 
zurüdhaltende Stellung nicht aufzugeben. Diefer Beſchluß ſcheint mir fo feft 
zu fein, baß ich glaube, daß berfelbe jelbft in dem Fall nicht aufgegeben wer- 
ben würde, wenn bie Rebe bavon wäre, baß ganz Dänemark in ben beutjchen 
Bund träte. Lord Cowley theilt diefe Meinung, obgleih Hr. Drouyn be 
l'Huys ihm fowie mir vor einiger Zeit erklärte, daß Frankreich mit Waffen- 
gewalt umb mit feiner ganzen Kraft ſich einer Lölung ber Frage im biefer 
Richtung wiberfeßen würbe.” 

14, „ Dritte Depeiche des däniſchen Gefandten in Paris an feine Re 
gierung über die Haltung ber Weſtmächte gegenüber Dänemark: 

„Das Einverftändniß, welches ſich in ber lebten Zeit, was niemand bier 
bezweifelt, zwijchen ben Höfen von St. Petersburg, Wien und Berlin gebilbet 
bat, muß nothwendig einen Fenntlihen Einfluß auf das Verhältniß zwiſchen 
ben Gabinetten von Paris unb London ausüben. Es ſcheint in Wahrbeit 
unmöglid, daß bie Erneuerung einer Tripel-Allianz nicht eine Annäherung 
zwiſchen ben beiben Weftmächten zur Folge haben follte, bie wohl willen, daß 
fie unwiberftehlich find, wenn fie ihre Kräfte vereinigen, während fie ohne 
gegenjeitiges Mitwirken verhältnigmäßig nichts vermögen. ine jolde An: 
näberung ift auch unvermeidlich, und ıch füge hinzu, daß bie Beitrebungen 
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beiderſeits von dieſem Augenblick an ſich dieſem Ziel nähern. Es iſt I 
daß bis jeßt weber von einer Allianz, noch von Unterhandblungen in biejer 
Beziehung bie Rebe geweſen ift; aber ich weiß aus ficherer Quelle, daß das 
Berbältniß zwilchen beiden Mächten das Gepräge einer Herzlichteit trägt, wie 
es in vielen Monaten nicht vorhanden war, und baß bie beiden Regierungen 
einander gegenjeitige Beweife von Vertrauen geben, bie für die Zukunft eine 
glüdliche Vorbedeutung haben. Kurz, man zeigt, wenn ich mid fo aus⸗ 
drüden darf, von beiden Seiten eine gewiffe Cofetterie, bie ben aufrichtigen 
Wunſch einer engeren Verbindung Fennzeichnet. — Unglüdlicher Weife ſcheinen 
inbefjen biefe neuen Combinationen,, wenigftens für ben Augenblid, Teinen 
günftigen Einfluß auf unfere Stellung ausüben zu follen, und eine Unter: 
rebung, bie ich vor zwei Tagen mit Lord Cowley hatte, hat, wie ich Teiber 
fagen muß, einen fehr traurigen Eindrud bei mir in dieſer Beziehung bin- 
terlafien. Die perfönlichen Sympathien biejes Ambaſſadeurs waren bisher 
auf unferer Seite, und nichtsbeftoweniger fprach er zu mir über unfere Frage, 
als ob e8 dem Cabinet in London ganz gleichgültig jet, welche Löfung biefelbe 
auch erhalten möge. Die Kälte und Gleichgültigkeit, wovon bie Worte Lord 
Cowley's, welche, wie man annehmen muß, nur ber Wieberhall ber Gedanken 
feiner Regierung waren, das Gepräge trugen, haben, wie ich geftehen muß, 
mid) auf eine traurige Weife überrafcht; ich theilte am folgenden Tage Hrn. 
Drouyn de l'Huys diefen Eindrud mit, welcher mir fagte, daß er ganz riche 
tig fei. „Die Haltung, welche England in biefem Augenblid in Bezug auf 
Sie einnimmt, fagte ber Minifter mir, ift gleichzeitig traurig und merk⸗ 
würdig; es befchulbigt Sie der Starrföpfigfeit und der Undankbarke it.“ 

— Aug. Neue Erhebung der arabifhen Stämme in Wlgier gegen bie 
franzöſ. Herrſchaft. 

16. „ Der König von Spanien trifft in St. Cloud ein und wird mit 
großem Geremoniell empfangen. 


5. Sept. General Bazaine, ber Oberfommanbant ber franzdf. Erpebi- 
tionsarmee in Merico, wird zum Marſchall ernannt. 

6. „ Die Kaiferin geht ganz unerwartet in die Bäber von Schwal- 
bach ab. 

8 „ Marihall Mac Mahon wird zum Oeneralgouverneur von Algerien 
ernannt. 

12. „ Kine Depefhe des Hrn. Drouyn be V’Huys an ben franzöſ. 
Botſchafter in Rom bereitet den hl. Stuhl auf die zwiſchen Frank⸗ 
reich und Italien vorbereitete Convention behufs Aufhören der fran- 
zöſiſchen Decupation vor: 

„Unfere Lage in Rom ift fchon feit Tanger Zeit der Gegenftanb ber ern- 
fteften Beichäftigungen der Regierung bes Kaifers. Die Umſtände ſchienen 
uns günftig, um von Neuem den wirflihen Stand ber Dinge zu prüfen, 
und wir erachten es nützlich, dem hl. Stuhl bas Reſultat unferer Ermägun: 
gen mitzutbeilen. 

„sh Habe nicht nöthig, bie Beweggründe zu wieberholen, welche bie fran- 
zöfifhe Fahne nach Rom gebracht, und bie uns beflimmt haben, fie bis jekt 
bafelbft zu belafien. Wir waren entfchloffen, biefen Ehrenpoften jo lange nicht 
zu verlafjen, als ber Zwed ber Occupation nicht erreicht ſei. Indeſſen haben 
wir niemals gedacht, daß dieſe Rage eine permanente fein jolle; wir haben fie 
immer als anormal und temporär betrachtet. In biefer Weife bat fie der 
erſte Bevollmächtigte des Katfers auf dem Congrefje zu Paris vor acht Jahren 
charakteriſirt. Gemäß ben Befehlen St. Maj. fügte er bei, daß wir ben 
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Augenblick herbeiwünſchten, in welchem wir unſere Truppen von Rom zurück⸗ 
ziehen könnten, ohne die innere Ruhe des Landes und die Autorität der 
päpſtlichen Regierung zu compromittiren. Wir haben bei jeder Gelegenheit 
die nämlichen Erklärungen erneuert. 

„Zu Anfang bes Jahres 1859 hatte der heilige Vater ſeinerſeits vorge: 
ichlagen, die Räumung bes durch unfere Truppen bewachten Gebietes auf das 
Enbe bes genannten Jahres zu beftimmen. Nachdem ber damals in Stalien 
ausgebrochene Krieg den Kaijer beſtimmt hatte, auf bie Rüdberufung der 
Truppen zu verzichten, wurde der nämliche Gedanke wieder aufgenommen, ſo⸗ 
bald die Ereigniffe zu der Hoffnung zu berechtigen ſchienen, daß bie päpftliche 
Regierung im Falle fei, mit eigenen Kräften für ihre Sicherheit zu ſorgen. 
Daher die Verftändigung von 1860, ber zu Folge bie franzdfiichen Truppen 
im Monat Auguft wegziehen jollten. Die in biefer Zeit eingetretenen Agi= 
tationen verhinderten noch einmal ben Vollzug einer Maßregel, welche ber 
bl. Stuhl eben fo wie wir wünſchte. Die Regierung bes Kaifers ſah aber 
in ber Gegenwart unjerer Truppen zu Rom fortwährend eine erceptionelle 
und — Thatſache, der wir im gegenſeitigen Intereſſe ein Ziel 
ſetzen ſollten, ſobald die Sicherheit und Unabhängigheit des hl. Stuhles vor 
neuen Gefahren gewahrt ſei. 

„Wie viele Gründe haben wir in der That, um zu wünſchen, daß ſich die 
Occupation nicht ins Unendliche verlängere? Sie bildet einen Akt der Inter⸗ 
vention, gegen die Fundamentalprincipien unſeres öffentlichen Rechtes, der für 
uns um ſo ſchwerer zu rechtfertigen iſt, als unſer Zweck, da wir Piemont 
die Unterſtützung unſerer Waffen liehen, der war, Italien von der fremden 
Intervention zu befreien. Dieſe Situation hat außerdem zur Folge, daß zwei 
verſchiedene Souveränetäten auf einem und demſelben Boden ſich gegenüber 
ſtehen, und ſie ſolchergeſtalt häufig genug die Urſache ernſter Schwierigkeiten 
wurde. Die Natur der Dinge iſt hier weit ſtärker als der gute Wille der Menſchen. 
Zahlreiche Wechſel haben in dem Oberkommando der franzöſiſchen Armee ſtatt⸗ 
gefunden; und dieſelben Meinungsverſchiedenheiten, dieſelben Conflikte bezüg— 
lich der Jurisdiktion ſind zu allen Zeiten zwiſchen unſeren Obergeneralen, 
deren erſte Pflicht offenbar es war, über die Sicherheit ihrer Armee zu 
wachen, und den Repräſentanten der päpſtlichen Gewalt aufgetaucht, welche 
eiferſüchtig auf die Erhaltung ber adminiſtrativen Unabhängigkeit des Terri- 
torial-Souveräng bedacht waren. 

„Zu biefen unvermeiblichen Unzuträglichkeiten, welche zu befeitigen felbft 
bie bem Heiligen Stuhle ergebenjten Agenten Frankreichs nicht vermochte, 
fommen noch ſolche, welche leider aus ber Verſchiedenheit ber politi= 
hen Anſchauungen bervorgehen. Die beiden Regierungen folgen nicht den 
nämlihen Cingebungen und fehreiten nicht nad den nämlichen PBrincipien 
vor. Unfer Gewifjen zwingt uns nur zu oft, Ratbichläge zu geben, welde 
eben jo oft ber römiſche Hof ablehnen zu müffen glaubt. Wenn unfere Ber 
barrlichfeit hierin einen zu markirten Charafter annahm, fo mußte es ſchei⸗ 
nen, daß wir die Macht unjerer Stellung mißbrauchten und in biefem falle 
ging der päpſtlichen Regierung vor ber öffentlichen Meinung bas Verdienſt 
ihrer weiſeſten Entjchließungen verloren. Wenn wir andererfeitS zu Hand⸗ 
lungen unjeren Beijtand geben wollten, welche unvereinbar mit unferen jocia= 
len Inftitutionen und mit ben Grundſätzen unferer Gefebgebung find, jo 
entgehen wir nur jchwer ber Verantwortlichkeit für eine Bolitif, die wir nicht 
zu billigen vermögen. Der heilige Stuhl bat vermöge feiner eigenthümlichen 
Natur aud fein beſonderes Recht, welches bei vielen Gelegenheiten un⸗ 
glüdlicherweife mit den been ber Zeit im Widerfprude ftebt. 
Entfernt von Rom würden wir gewiß bedauern, dieſes beſondere Recht in 
feiner ganzen Strenge angewanbt zu jehen und durch unfere Ergebenheit für 
bie Kirche geleitet, würden wir ohne Zweifel nicht dazu ſtill ſchweigen können, 
wenn ſolche Thatſachen ben Feinden bes heil, Stubles als Vorwand bienen 
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würden; aber unſere Anweſenheit in Rom, welche uns in dieſer Beziehung 
gebieteriſche Verflichtungen auferlegt, trägt dazu bei, bie Beziehungen ber bei- 
den Regierungen zu einanber belifater zu gejtalten und ihrer gegenjeitigen 
Empfindlichfeit Nahrung zu geben. So offen nun aud, biefe Unzuträglich- 
feiten vor Augen liegen, fo baben wir uns body nicht von der Mifjion, bie 
wir übernoınmen haben, abwenden lafjen. Der heilige Bater hatte keine Armee, um 
feine Autorität im Inneren gegen die Pläne der revolutionären Partei zu 
hüten; anbererjeits herrſchten auf der Halbinfel die beunrubigendften Ab: 
fihten in Beziehung auf den Bejib ber Stabt Rom, welche bie italienijche 
Negierung feldft ſowohl durch den Mund ihrer Minifter im Parlamente, als 
in ihren dipfomatifhen Meittheilungen als Hauptftabt Staliens reclamirte, 
So lange diefe Anfhauungen das Cabinet von Turin beherrſchten, mußten 
wir befürdten, daß wenn unfere Truppen zurüdgezogen würden, das Gebiet 
bes heil. Stuhles Angriffen ausgefeßt wäre, denen zu wiberftehen bie päpft- 
liche Regierung nicht im Stande fein würde. Wir wollten ihr bie Stüße 
unferer Armee erhalten bis bie Gefahren diefer von feiner Ueber- 
legung geleiteten Beftrebungen uns befeitigt fchienen. Heute, Herr Graf, 
find wir über den glüdlihden Wechſel erftaunt, der fich in dieſer 
Beziehung in der allgemeinen Rage ber Halbinfel kund gibt. 
Die italieniihe Regierung ift feit zwei Jahren bemüht, die letzten Trümmer 
jener Verbindungen verſchwinden zu machen, welche, burch die Umftände be⸗ 
günftigt, außerhalb ihrer Thätigfeit fich gebildet hatten und deren Pläne 
bauptjächlich gegen Rom — waren. Nachdem ſie dieſelben offen bekämpft, 
iſt fie dahin gelangt, ſolche aufzulöſen, und fo oft dieſelben ſich zu reconſti⸗ 
tuiren verjuchten, bat fie leicht ihre Complotte zu vereiteln gewußt. 

„Die italienifche Regierung bat fich nicht darauf bejchränft, zu verhindern, 
daß eine irreguläre Gewalt fih auf ihrem Gebiet organifiren Tonnte, um 
die unter päpftlicher Herrſchaft ftehenden Provinzen anzugreifen, fie hat auch 
ihrer Politit gegenüber bem päpftlichen Stuhl eine mehr mit ben inter: 
nationalen Pflichten im Einklang ftehende Richtung gegeben. Sie hat auf- 
gehört in den Kammern bas Programm aufzuftellen, welches abjolut Rom 
zur Hauptfladt Italiens erflärt und an uns über biefen Gegenftand peremp- 
torifhe Erflärungen zu richten, welche früher fo häufig waren. Andere 
Seen haben bei befjergefinnten Geiftern Raum gemwormen, unb ſuchen nad) 
und nach das Uebergewicht zu erlangen. Indem es barauf verzichtet, mit 
Gewalt bie DVerwirklihung eines Projektes zu verfolgen, weldem wir 
entichloffen find, uns zu widerfegen, und ba es anberentheils nicht Turin als 
Sig einer Autorität beibehalten Kann, deren Gegenwart an bem Centralpunft 
bes neuen Staates nothwenbig ift, hat das Turiner Cabinet jelbit die Abficht, 
die Hauptftadt in eine andere Stabt zu verlegen gezeigt. 

„In unferen Augen, Herr Graf, ift biefe Eventualität von großer Wichtig: 
feit für ben beiligen Stuhl fowohl als für die Faiferlihe Regierung; denn 
wenn fie fich verwirflichte, fo würde eine neue Lage entftehen, welche nicht mehr 
biefelden Gefahren barbietet. Nachdem wir von Stalien Garantien erhalten 
haben, welche wir für unfere Pflicht Hielten, zu Gunften des heiligen Stuhles 
gegen Angriffe von außen feitzufeßen, bleibt und nur noch übrig, ber päpft- 
lihen Regierung bei Bildung einer Armee behilflich zu fein, welche zahlreich 
genug und fo gut organifirt fein muß, um bie Autorität ber Megierung im 
Innern vefpectivt zu machen. Sie würbe uns geneigt finden, ihr bei ber 
Recrutirung mit allen Kräften beizufiehen. Ihre jebigen Hilfsmittel, wir 
wiffen es, erlauben ihr nicht eine beträchtliche Effectivſtaͤrke zu unterhalten; 
aber Uebereinkommen Tießen fich treffen, durch welche der heilige Stuhl von 
einem Theil ber Schuld befreit würbe, beren Zinfen zu zahlen er bis jetzt 
noch für feiner Würde angemefjen hält. Auf diefe Weife in ben Beſitz von 
bebeutenden Summen gelangt, nach Innen von einer ihm ergebenen Armee 
vertheibigt, nad Außen durch die Verpflichtung, welche wir von Italien ver- 
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langt haben, geſchützt, würde die päpſtliche Regierung ſich wieder in eine 
Stellung geſetzt ſehen, welche, ba ihre Unabhängigkeit und Sicherheit gewahrt, 
uns erlauben würbe, ber Gegenwart unferer Truppen in ben römifchen 
Staaten ein Ziel zu feten. So würden aud bie Worte bes Kaifers zur 
Wahrheit werben, weldhe er am 12. Juli 1861 an den König von Stalien 
richtete: „Ich werde meine Truppen fo lange in Rom laſſen, als E. M. ſich 
nicht mit dem Papſt verfähnt Bat, ober jo lange, als ber heilige Vater 
bie Staaten, welde ibm bleiben, von einer regulären ober irregulären 
Macht bedroht fieht". Dies find, Hr. Graf, bie Bemerkungen, welche uns 
eine aufmerkſame und gewifienhafte Prüfung ber gegenwärtigen Berhältniffe 
an bie Hand gibt, und welche bem römijchen Hof mitzutheilen bie Faiferliche 
Regierung für zeitgemäß hält. Der heilige Stuhl fleht gewiß mit uns auf: 
richtig den Augenblid herbei, wo der Schuß unjerer Waffen nicht mehr zu 
feiner Sicherheit nöthig fein würde, und er wieber — ohne Gefahr für bie 
großen Intereſſen, welche er vepräfentirt — bie normale Stellung einer un: 
abhängigen Regierung einnehmen Tann. Wir haben daher das Vertrauen, 
daß er den Gefühlen, welche uns leiten, volle Gerechtigkeit wiberfahren läßt, 
und in biejer Ueberzeugung bevollmädhtige ich Sie, die Aufmerkſamkeit bes 
Gardinal Antonelli auf die Betrachtungen, welche ich Ihnen auseinander 
geſetzt babe, zu lenken.“ 


15. Sept. Abſchluß der Convention zwiſchen Frantreih und Italien be: 


23. 


züglih Rom: ! 

„Art. I. Stalien verpflichtet fi, das gegenwärtige Gebiet bes Papftes 
nicht anzugreifen unb felbft mit Gewalt jeden von Außen darauf verfuchten 
Angriff zu verhindern. Art. II. Frankreich wirb feine Truppen allmälig nad) 
Maßgabe ber Reorganifation ber päpftlihen Armee zurüdziehen. Die Räu- 
mung fol in zwei Jahren vollzogen fein, Artikel II, Die ital. Regierung ver: 
zichtet auf jede Neclamation gegen bie Bildung einer päpftlichen Armee aus 
einer zur Aufrechthaltung der Autorität bes h. Vaters unb der Ruhe im 
Innern und an ber Grenze genügenden Zahl von katholiſchen Freiwilligen unter 
ber Vorausſetzung, daß biefe Macht nicht in ein Angriffsmittel gegen bie 
itafienifche Regierung ausarte. Artifel IV. Stalien erklärt fich bereit, in ein 
Mebereinfommen zu treten, nach welchem es einen verbältnigmäßigen Theil ber 
Schuld ber früheren Kirchenftaaten übernimmt. Artifel V. Die gegenwärtige 
Uebereinkunft wird nach Verfluß von vierzehn Tagen vatificirt fein.” 

Protocoll vom gleihen Tage: „Die Convention vom 15. September 
wird nur alsdann erecutorifhe Kraft haben, wenn ber König bie Verlegung 
ber- Hauptſtadt bes Königreichs in eine fpäter durch den König zu beitim- 
menbe Stabt decretirt haben wird. Die Verlegung fol in einer Frift von 
ſechs Monaten vom Abſchluß ber Convention an ftattfinden. Das gegenwär: 
tige Protocol hat bie gleiche Wirffamfeit wie die Convention.” 


„ Dep. Drouyn de l'Huys an ben franzöſ. Gefanbten in Zurin 


über die Convention v. 15. d. M.: 

„... Die Convention vom 15. September entipricht unferes Erachtens 
allen Erforberniffen ber refpeftiven Lage Italiens und Roms, Sie wird, wir 
hoffen es, bazu beitragen, eine Verſöhnung zu beichleunigen, welche wir von 
ganzem Herzen herbeiwünſchen, unb bie der Kaifer jelbft im gemeinfamen 
Intereſſe des heiligen Stubles wie Italiens anzuempfehlen nicht aufgehört Bat. 
Sobald der Fortichritt ber Unterhandlungen die Hoffnung auf Erfolg recht: 
fertigte, Habe ich Sorge getragen, bem römifchen Hofe bie Erwägungen mit: 
zutbeilen, denen wir in biejer Angelegenheit gefolgt find, und ich habe an ben 
Geſandten J. M. die in Abfchrift beiliegende Depejche gerichtet. Ich babe mid) 
beeilt, ihm bie Unterzeichnung der Convention anzukündigen und ihm Kenntniß 
von deren Paragraphen zu geben, um die Regierung Seiner Heiligkeit hiervon 
zu unterrichten. 
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„Ich boffe, daß ber römiſche Hof unfere Motive und die Garantien wür⸗ 

- digen wird, welche wir in feinem Intereſſe ftipulirt haben. Wenn er beim 
eriten Anblid geneigt fein follte, ein Uebereinfommen mit ungünftigem Auge 
zu-betxachten, welches wir mit einer Macht, bie von ihm durch bie Erinnerung 
an noch neue Beſchwerden getrennt ift, abgeichloffen haben, jo wird ihm. wenig- 
ſtens, wir zweifeln nicht daran, bie Unterfchrift Frankreichs die Gewißheit geben, 
daß die Engagements vom 15. September gewiſſenhaft und loyal ausgeführt 

x ⸗ 


werden. | 
30. Sept. Vuitry wirb durch Faiferl. Decret zum Präfidenten bes Staates: 
raths, Rouland zum Oouverneur der Bank von Frankreich ernannt. 


7. Oct. Großer Wechſel in der Bejebung der Gefandtihaften: Kerr 
Benebetti wird zum Geſandten in Berlin ernannnt. 


28. „ Der Kaifer beſucht das ruffifche Kaiferpaar in Nizza. Kalte Be: 
gegnung. 

30. „ Hr. Drouyn de 'Huys präcifirt in einer Depeſche an ben franz. 
Gefandten in Turin die Auffaffung der Convention vom 15. Sept. 
von Seite des franz. Cabinets der Depeſche des italieniichen Unter: 
händlers vom gleihen Tage gegenüber. 

„... Aus ben Morten: „Rechte ber Nation”, „nationales Streben”, liest 
troß aller Vorficht, mit welcher die Sprache fie umgeben hat, ſich Jeder heraus, 
was er fürchtet ober was er wünſcht. Ohne Zweifel hat man einige Mühe, 
fih zu erflären, wie bas italienische Königthum fi) eines Tags in Rom be- 
finden fol, wenn basfelbe fich doch ſelbſt das Dorthingehen zu verbieten jcheint; 
denn ſolche Ausfichten geben doch nicht auf natürliche Weile aus ber Prüfung 
einer Convention hervor, welche bie Verlegung ber Hauptftabt bes Königreichs 
nach Florenz flipulirt und das päpftliche Gebiet gegen jeben bewaffneten An⸗ 
griff ficher ſtellt. Diefe fubtilen Probleme beirren nicht wenig die Gemüther. 
es iſt Sache der Ereigniffe, diefelben zu ftellen. Die Aufrichtigfeit wie 
bie Klugheit geftatten es nicht, vorzeitig bie Löfung berjelben in leeren 
Hypotheſen zu ſuchen... Zu biefem Behufe habe ich in meiner Correfpondenz 
und in meinen münblichen Befprehungen alle Aufflärungen gegeben, welche 
geeignet find, tollfühne und beleidigende Folgerungen abzufchneiden. Dieſe 
Aufflärungen find in folgenden Propofitionen zujfammengefaßt: 

„1) Zu den gewaltſamen Mitteln, deren Anwendung Italien fi) verboten 

t, muß man bie Manöver revolutionärer Agenten auf bem päpftlichen Ge: 
tete rechnen, ſowie jede Heberei, bie aufftändifche Bewegungen bajelbft hervor: 
rufen wollte. 2) Die moralifhen Mittel, deren Anwendung Stalien fid) vor- 
behalten Hat, beftehen einzig in den Kräften ber Eivilifation und 
bes Fortſchrittes. 3) Die einzigen Beftrebungen, welche ber Hof von 
Zurin als legitim anfieht, find biejenigen, welche die Verſöhnung Itallens mit 
dem Papfithume zum Gegenitande haben. 4) Die Verlegung der Hauptftadt 
ift ein ernftlihes Pfand an Frankreich; fie ift weber ein vorläufiges 
Austunftsmittel noch eine Marſchſtation auf dem Wege nad 
Rom. Diejes Pfand zurüdnehmen, bieße den Vertrag vernichten. 5) Die 
Propofitionen des Herm Grafen Eavour im Jahre 1861 enthielten nichts von 
dieſer Claufel in Bezug der Hauptftabt; außerdem befchränkten fie bie Armee 
bes heiligen Vaters auf eine beftimmte Zahl und ſtellten unjern Truppen zum 
Abmarſch eine Frift von 14 Tagen. Man wird ben beträchtlichen Unterjchieb 
nicht verfennen, der zwijchen biejen Propojitionen und ber September-Ueber- 
einfunft beſteht. 6) Der Fall einer Revolution, bie von felbfi in Rom 
ausbrechen follte, ift in ber Convention nicht vorgefehen. Für biefe Mög: 
lichkeit behält Frankreich ich bie Freiheit feines Hanbelns vor, 
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7) Das Turiner Cabinet behält bie Politik des Herrn Grafen Cavour bei. 
Nun, diefer berühmte Mann bat erklärt, daß Rom mit Italien veremigt und 
Hauptftabt desfelben nur werben Tönne mit Zuſtimmung Frankreichs. 

„Das find, Herr Baron, die verſchiedenen Punkte, bie ich in meinen Ve— 
ſprechungen mit dem Herrn Ritter Nigra behandelt Habe, und tiber die wir, 
wie mir ſchien, in Uebereinftimmung find. Sicherlich verlange ich nicht, daß 
er .dieje ergänzenden Erklärungen in feinen Bericht aufnimmt. Noch weniger 
will ich ihm einen Vorwurf daraus machen, daß er in feinem Document weder 
gegen bie Anwenbung binterliftiger Mittel Verwahrung eingelegt, noch ben 
Sturz der päpſtlichen Herrſchaft in Folge eines Aufftandes im 
Innern, ben Manöver von Außen nicht hervorgerufen, vorgefehen hat. Wie 
ber Herr Gefandte von Stalien habe ich, wie das meine Correſpondenz be= 
weift, gebacht, daß die Würbe der Contrahirenden und das Anſtandsgefühl es 
durchaus nicht geftatten, in diplomatiſchen Aftenftäden Vorausannahmen zu 
Vebermaß von Vorberedmung wird in gewiflen Fällen zur Belei- 
igung. 


2.Nov. Hr. Drouyn de l'Huys und ber italien. Gefandte Nigra fuchen 


aha 


fi) in Gegenwart des Kaifers über ihre gegenfeitige Auffafjung ver 
September-Eonvention zu verjtändigen: 

Dep. an den franz Gefanbten in Turin: „. .. Wie dem aber 
auch fei, jo war ich mit Herrn Nigra der Anfiht, daß das beſte Mittel zur 
befinitiven Hebung biefer abweichenden Meinungen bas fei, in Gegenwart bes 
Kaijers neue Aufklärungen auszutaufchen. Dies ift diefen Morgen gejcheben. 
Wir haben die Conferenz durch Vorlefung des Berichtes von Herrin Nigra 
eröffnet, und ich gab Kenntnig von meinen Depefchen, denen Seine Majeftät 
bie Zuftimmung zu ertheilen geruht hatte, Der italienische Herr Gefandte 
bat hierauf ein Schreiben vorgelejen, das er am 30. besjelben Monats an 
ben italieniihen Minifter des Auswärtigen gerichtet batte, und worin er, 
indem er bie vom Turiner Cabinette eingegangenen Verpflichtungen darlegt, 
auf die Bemerfungen antwortet, zu denen feine Depefche vom 15. Sept. mich 
veranlaßt Hatte. Ich habe auf unfere früheren Erklärungen zurüdgewiejen 
und verjchiedene in meiner Depeſche vom 30. reſumirte Punkte, welche ich 
beftätige und worauf ich mich beziehe, der Prüfung noch einmal unterworfen. 
Ueber jeden diefer Punkte haben wir uns einverftanden gefunden.“ 


„ Nieberlage ber Regierung bei einer Wahl zum gejebgeb. Körper 


im MarneDepartement. 


t. Dec. Dep. Drouyn de l'Huys an den franz. Gefandten in Rom: 


„Die Aufnahme, welche Ihrer Mittbeilung zu Theil ward, und die Be- 
merfungen , welche fie jowohl Seitens des Papites, als Seitens feines erjten 
Minifters hervorrief, Fonnten Sie nicht in Erftaunen ſetzen, und eg ift gerade 
‚deshalb, weil die Haltung, welche der heilige Stuhl bis jet beobachtet, uns 
nicht — eine formelle und direkte Zuſtimmung zu den Beſtimmungen 
des Aktes vom 15. Sept. zu erhoffen, daß wir es für beſſer gehalten haben, 
ſie nicht von ihm zu verlangen. Dieſe Betrachtung, welche ſich der Papſt 
nach reiflicher Ueberlegung ſelbſt machen wird, iſt eine hinreichende Antwort 
auf die Art von Vorwurf, den Se. Heiligkeit darüber auszudrücken ſcheint, 
daß wir ihm nicht im Voraus unſere Abſichten mitgetheilt haben.“ 


7.,„ Proceß der XIII (bez. Wahlverſammlungen). Der Appelhof von 


Paris beſtätigt das Urtheil erſter Inſtanz. | 
„ Der Senator Moguard, ber Cabinetschef des Kaifers F. 


nu —— Beendigung ber Exrpedition im Süden. General 


Juſſuf kehrt nach Algier zurud. 
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15. Dec. Niederlage der Regierung bei einer Wahl zum geſetzgeb. Körper 
in Cognac. 

21. „ Der Kaijer ernennt ben Staatsrath Conti zum Chef feines 
Cabinets, Hrn. Pietri zu feinem Privatfecretär. 

24, „ Ein faiferl, Decret ernennt den Prinzen Napoleon zum Mitglied 
und Bicepräfidenten des Geh. Raths. 


415% 





5. Italien, 


1. Jan. Der König brüdt beim Neujahrsempfang ber Deputation ber 
Kammern fein Bebauern darüber aus, daß das Jahr 1863. Feine 
günftige Gelegenheit für die Erlöfung Italiens geboten habe, meint 
aber, daß am Horizonte bes J. 1864 europäilche Vermwidelungen 
von allerdings noch unbeftimmter Geftalt fich zeigten, bie leicht bie 
erwünjchte Gelegenheit bieten könnten; das Land könne auf ihn 
zählen, wie er auf das Land zähle. 

12. „ Die Deput.-Kammer befchließt mit 150 gegen 46 Stimmen bie 
Berlängerung bes Geſetzes Pica gegen das Brigantenwejen in Neapel 
bis Ende April und genehmigt mit 168 gegen 28 Stimmen einen 
Borfhuß von 1 Mil. Fr. zu Herftelung von Landftraßen in ber 
vom Brigantaggio namentlich heimgeſuchten Provinz Bafilicata. 

18. „ Der Auftigminifter bringt in der Deput.Kammer einen Gefeb- 
entwurf behufs Unterdbrüdung faſt ſämmtlicher Klöfter und Auf: 
hebung des Zehntens ein. 

21. „ Ein Manifeft Garibaldi's feßt ein neues Central-Actionscomite 
ein. Ale Blätter, die e8 aufnehmen, werden mit Bejchlag belegt. 
Der Minifter des Innern erläßt ein Circular gegen die Umtriebe 
der Actionspartei. 


11. März. Debatte der II. Kammer über das Gteuer -Ausgleichungs- 
geſetz. 

17. Pärsſchub von 23 neuen Senatoren, um der Regierung im Senat 
die Majorität für das Geſetz bezüglich Steuerausgleichung zu ſichern. 

19. „ Die Deput.Kammer nimmt den Geſetzesentwurf zu Ausgleichung 
der Grundfteuer mit 194 gegen 123 Stimmen an. 

21. „ Garibaldi geht über Malta nad England. 


26. April. Die Deput.Kammer genehmigt den Handelövertrag mit Belgien 
mit 187 gegen 13 Stimmen, ben Bertrag megen Ablöfung bes 
Scheldezolles mit 187 gegen 16 Stimmen. 

28. April, Die Deput.⸗Kammer genehmigt die Verlängerung des Geſetzes 
Pica gegen das Brigantenwefen in Neapel bis zum 31. Dec, d. J. 
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3.j7. Mai. Debatte der IL. Kammer über Garibaldi- gelegentlich einer 
Beſchlagnahme Garibaldifcher Fonds und Waffen. Die Regierung 
wieberholt ihre früheren Erklärungen, daß fie nöthigenfalls Waffen- 
gewalt anwenden werde, um ſchmerzliche Ereigniffe zu verhüten. Die 
Kammer geht „burd bie. Erflärungen des Minifteriums befriedigt” 
zur Tagesorbnung über. 

9. „ Garibaldi trifft aus, England wieber in Caprera ein. 

12./14. Mai. Neue Debatte der II. Kammer über die gefammte aus: 
wärtige Politif, namentlich die römische Frage. Die Kammer geht 
fchlieglich über alle Anträge zur einfachen Tagesordnung über. 

18/19. Mai. Zmweitägige Debatte der II. Kammer über den “Peters: 
pfennig. Die Kammer geht fohließlih auch darüber zur Tages: 
ordnung über. 

21. „ Die II Kammer beichließt, eine Unterfuhungsceommiffion bezüglich 
Beftehungen bei Abſchluß des Vertrags über Erbauung ber fühlichen 
Eifenbahnen niederzufeßen. 

25. „ Debatte der II. Kammer über das Militärbudget für 1864. 
Erflärung des Kriegsminifters General della Rovere über bie mili- 
tärifche Lage des Landes. 

31. „ Minghetti kündigt der IL Kammer die Emiffion der vom lebten 
Anlehen rejtirenden 200 Mil. an. 


5. Jun. Feier des Natiomalfeftes. Die meiften Bilchöfe Haben auch in 
biefem Jahr ihren Klerus angewiefen, fi) daran in Feiner Weiſe 
zu betheiligen. 

8. „ Budgetdebatte des II. Kammer: Der ganze Militäretat für 1864 
wird ohne die geringfte Reduction nad kurzer Berathung ange- 
nommen. 


9..,„ Die Regierung legt den Kammern das Budget für 1865 vor. 
Dasfelbe ergibt ein Deficit von 288 Mil, 

17. „ Die italienifhe Regierung ergreift die günftigen Dispofitignen 
Frankreichs, um bemjelben ein fürmliches Vertragsproject behufs ber 
Räumung Roms burdy die franzdf. Truppen vorzulegen. 

Dep. des Ritters Bisconti Venoſta, Minifters ber ausm. 
Angelegenheiten an den Ritter. Nigra, ital. Gefandten in 
Paris: „Baron Malaret ift gefommen, um mir eine Depeſche vorzulefen, 
durch weldhe Se. Erc. Herr Drouyn de l'Huys auf die verfchiebenen Mitthei- 
{ungen antwortet, die Sie ihm in meinem Namen über die römiſche Trage 
gemacht haben. In diefer Depeiche erfennt der Faiferliche Minifter ber aus: 
wärtigen Angelegenheiten, daß bie Regierung bes Königs alle Anftrengungen 
gemacht hat, um die Gemüther zu beichwichtigen und bie beftehenden Schwie- 
rigfeiten zu befeitigen. indem Herr Drouyn be l'Huys unferen Abfichten 
Gerechtigkeit wiberfahren läßt, erklärt er, bie franzöfifche Regierung wünſche 
ihrerfeit3 auch jehnlihft eine Annäherung zwiſchen ber Megierung des Königs 
und bem Hofe von Rom, und daß er mit allen feinen Wünjchen ben Augen- 
blick herbeirufe, in dem .bie Verhältniffe bie Räumung bes römifchen Gebietes 
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buch bie franzdfiihen Truppen geflatten werben, ohne Beeinträdtigung ber 
Sintereflen, beren Wahrung Frankreich zur Aufgabe ‚gehabt hat, Er fügt hin⸗ 
u, die Ehre ber franzöfiihen Negierung fei eingefegt, bie Beſetzung fo lange 
bern zu laffen, als die Sicherheit bes heiligen Vaters nicht genügenbe 
Bürgfchaften erhalten haben wird. Doch macht Se. Ercelfenz mit Recht 
baraıt aufmerffam, daß meine früheren Depeſchen Teinerlei ausbrüdlichen 
Vorſchlag enthalten, und er fchließt mit der Verfiherung, daß bie franzöfiiche 
Negierung ſtets geneigt fein werbe, bie Mittheilung ber Vorſchläge anzu= 
hören, weldye nach feiner Meinung geeignet wären, bie große Aufgabe ber 
Beziehungen bes heiligen Stuhles zum übrigen %talien zu [öfen. ' 

„Ich babe mich beeilt, Hrn. v. Malaret für feine Mittheilung zu danken, 
und ich benuge die Gegenwart des Marcheſe Pepoli in Paris, um ihn zu 
bitten, feine Anftrengungen mit ben Ihrigen zu vereinigen und mündlich bie 
Anträge zu vervollftändigen, welche bie Regierung bes Köntgs ber Taiferlichen 
a ao zufommen zu laflen wünſcht. In meiner Depefche vom 9. Juli 
1863 babe ich als Grundlage ber zu erzielenden Verfländigung bie Anwen- 
bung bes Grundſatzes ber Nichteinmiſchung auf das römiſche Gebiet wie auf 
bas übrige Italien bezeichnet. Die Aufrechthaltung ber Nichteinmiſchung ift 
in ber That einer ber politifhen Grundfäte, welde Stalien mie Frankreich 
gemeinſchaftlich find; biefer Grundſatz kann um fo beffer zum Ausgangspunkte 
dieſer beiklichen Unterbanblungen gewählt werden, als einerfeite ber Kaifer 
in feinem Briefe an Herren Thouvenel, auf ber andern Seite Graf Cavour 
deſſen Anwendbarkeit auf das römifche Gebiet anerfannt haben. Indem wir 
bie Abberufung ber franzöfifchen Truppen zum Hauptgegenftande bes Ber: 
gleiches machen, über welchen wir verhandeln, gehordyen wir Teinerlei ehrgei⸗ 
zigen ober interejlirten Rückſichten (pr&occenpations). Wie ich bei verichie: 
benen Gelegenheiten zu erflären die Ehre gehabt, Stalien fieht noch immer in 
einer Uebereinſtimmung mit dem heiligen Stuhl das befte Mittel, ben Be: 
frebungen ber Nation zu genügen. Dieſe Uebereinſtimmung, welche. bex hobe 
Zweck ber Politif des Kaifers geweſen ift und für welden Frankreich Fein 
Opfer gefcheut hat, find wir entjchloffen, zu verfolgen, und wir haben nod) 
nicht die Hoffnung aufgegeben, fie zu erreichen. Wir find auch bereit, bem 
heiligen Stuhle die nöthigen Bürgichaften zu gewähren, Damit er ſich in hie 
Bedingungen ber Stille und Ruhe — et tranquillité) verſetzt ſehend, 
welche für die Würde und Unabhängigkeit ſeiner Berathungen unerläßlich ſind, 
mit Hilfe der Zeit und ber Umſtände dieſer Idee ber Verföhmmg zugäng⸗ 
licher werde, welche anzurufen wir niemals aufgehört haben. 

„Diefe Bürgſch ar ten müſſen meiner Meinung nad) in ber Verpflichtung 
beiteben, welche die Regierung bes Königs einzugehen bereit ift, das römiſche 
Gebiet nit anzugreifen, noch zu geftatten, daß es angegriffen werbe, weder 
durch eine regelmäßige, noch durch eine unregelmäßige Armee; außerdem in 
bem Verſprechen, Feine Einſprüche zu erheben gegen die Bildung einer vegel- 
mäßigen Armee, unter ber Bedingung jeboch, daß biefelbe von ber römifchen 
Regierung zu einem ausjchließlich befenfiven Zwecke organifitt wird. Um 
endlich noch beſſer darzuthun, daß eine birefte Webereiniiimmung mit dem 
heiligen Stuhl in unferen Augen ftets das beſte Mittel zur Löfung ber gegen- 
wärttgen Schwierigkeiten ift, würbe bie itaftenijche Regierung ſich verpflichten, 
fi wegen Vebernahme eines verhältnigmäßigen Antheiles ber auf bie bem 
Königreiche Italien annectirten Trovinzen kommenden Staatsſchuld bes che: 
maligen Kirchenftantes zu verffändigen (entrer en arrangemant). 

„Indem ich Ihnen diefe ſummariſchen Betrachtungen auseinanberfeke, 
ſpreche ich faſt wörtlich ben Anhalt ber Artikel aus, deren Tert Sie bier 
beigefeälofjen finden, und auf welde Sie bie Aufmerkſamkeit Sr. Erc. bes 
kaiſerlichen Minifters der auswärtigen Angelegenheiten lenken wollen. Die 
Vorſchlage, welche fie enthalten, find übrigens fon von Sr. Mai. dem Kaifer 
und von beffen Megierung gekannt. Wie Sie willen, bildeten dieſelben bereits 
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bie Grundlagen ber vertraulichen Unterhanhlungen, welche ber Graf Cabvour Furze 
Zeit vor feinem Tode begonnen hatte. Die Ereigniffe dieſer legten Jahre haben 
unferer Anfiht nad die Nothwendigfeit und Zeitgemäßheit biefer Grundlage 
eines Vergleiches noch Flarer gemacht. Die Beſetzung Roms. durch bie fran- 
zöfifgen Truppen hatte nad) ben feierlichen Erflärungen bes Kaifers und feiner 
Minifter zum Zwede, eine Annäherung zwiſchen Italien und bem römiſchen 
Hofe herbeizuführen, Da diefer Zwed bis jet nicht erreicht werben konnte, 
handelt es ji darum, die Bürgſchaften, mit welchen ranfreich bis jegt ben 
heiligen Stuhl umgeben hat, durch andere Bedingungen materieller und mo: 
raliſcher Sicherheit zu erſetzen, welche nicht das nationale Gefühl ber Staliener 
verlegen, noch einen fchlagenden Verſtoß (derogation flagrente) gegen bie 
Grundfäte find, welde bie Bafis des Öffentlichen Rechtes in Stalien und in 
Frankreich bilden. Wir werden uns glücklich ſchätzen, zu erfahren, daß Se. 
Majeftät ber Kaifer den Vorſchlag annimmt, welchen wir feiner ernfthaften 
Betrachtnahme unterbreiten. Wenn biefes Projekt nicht darauf abzielt, un- 
mittelbar die große Aufgabe ber Beziehungen des heil. Stuhles zum König⸗ 
reih Stalien zu löfen, jo erreicht es unferer Meinung nad ein praftifcheres 
Ziel, Es bietet das einzige Mittel dar, um allmälig zu einer Löſung 
der römiſchen Frage zu gelangen durch den langjamen, unfehlbaren 
Triumph jener moralifhen Kräfte, welche das italienische Parlament in feinen 
Abſtimmungen angerufen hat, d. 5. durch die fortjchreitende Anwendung der 
Grundlage des Rechts und der religiöfen Freiheit.“ 


17. Juni. Garibaldi gebt auf der Yacht des Herzogs v. Sutherland von 


19. 
20. 


21. 


27. 


28. 


29. 


Caprera nad) Iſchia ab. | 

„ Eröffnung des ital. Nationalſchießens in Mailand. 

„ Debatten des Senats über den Gefebesenttwurf behufs Ausgleihung 
der Grundfteuer. Graf Revel macht einen Gegenvorſchlag. Die 
Regierung erklärt, daß fie bie Annahme desfelben als ein Mißtrauens⸗ 
sotum anjehen müßte. Dennoch wird der Antrag mit einer Mehr: 
heit von nur 27 Stimmen zu Ounften ber Regierung abgelehnt. 
„ Debatten des Senats über den Gefebesentwurf behufs Wusglei: 
hung der Grundfteuerr. Graf Ponza di San Martino ftellt bie 
Alternative: entweder die offenftcehenden Fragen Roms und Venedigs 
zur Löſung gu bringen, d. h. das Schwert zu ziehen, ober aber bie 
Entwaffnung eines großen Theils der Armee vorzunehmen, als das 
einzige Mittel, um das übermäßige Budget zu vermindern. Der 
Senat genehmigt jchließlih den Gefehesentwurf mit 96 gegen 55 
Stimmen. i 

„ Die DO. Kammer genehmigt das gefammte Bubget ber Ausgaben 
für 1864 mit 142 gegen 60 Stimmen. 

„ Der Ag. Saracco interpellirt die Regierung In ber IL Kammer 
über die Finanzlage des Staates, indem er erflärt, daß bas Land an 
einem folgenſchweren Wendepunkt ftehe, daß bie Exiſtenz des Staates 
felbft auf dem Spiele ftehe und daß nad feiner Anſicht nur zwei 
Auswege möglich feien, ber eine ber Action, der andere einer neuen 
Anleihe. 

„ Erklärung bes Mintfterpräf. Minghetti Aber bie Finanzlage bes 
Landes und die Stellung zu den Parteien, 
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— Juni. Unterhandlungen der Regierung mit dem Haufe Rothſchild über 
den Derfauf der Staatsbahnen. 


5. Juli. Die II. Kammer ertheilt dem Miniſterium gegen bie Interpel⸗ 
lation Saracco mit 182 gegen 126 Stimmen ein Vertrauensvotum. 

8 „ Die IL Kammer nimmt mit 181 gegen 45 Stimmen das Geſetz 
an, das bie bisher vom Militarbienft befreiten Studierenden der 
Theologie dazu heranzieht. 

15. „ Debatte ver II. Kammer über die Eifenbahnbeftehungen. Baftogi 
und vier andere in bie Angelegenheit verwidelte Abgeorbnete legen 
ihr Mandat nieder. Die Kammer nimmt ben Antrag des Aus- 
Ihuffes mit 152 gegen 10 Stimmen an (43 Mitglieder enthal- 
ten ſich der Abftimmung). 

21. „ Garibaldi trifft von Iſchia wieder in Caprera ein. 

22. „ Dertagung ber Kammern. 


5. Aug. Ein kgl. Decret dehnt die Anwendung bes Placets auch auf 
diejenigen Handlungen ber Bilhöfe aus, melde Ernennungen von 
Dekonomen, Pfarrern und geiftlihen Vicaren oder Verfügungen über 
die geiftlihen Güter enthalten. 

28. „ Italien anerfennt das neue Kaiſerthum Merico: der König nimmt 
die Grebitive eines Vertreters des Kaifers Mar entgegen. 


15. Sept. Convention zwiſchen Franfreihd und Stalien bezüglich Verle— 
gung ber Hauptftabt nach Florenz und Räumung Roms durch bie 
Franzoſen (|. Frankr.). 

Bericht des ital. Geſandten in Paris, Ritters Nigra, über 
ben ganzen Gang ber Unterhandlungen und die Tragweite ber ab- 
gefchloffenen Convention für Stalien: 

n... Wenige Tage vor dem Tode bes Grafen Cavour ift die Rebe von dem 
Projekte eines Vertrages zwilchen Stalien und Franfreich geweſen, ber im 
Wejentlihen enthielt: Daß Frankreich feine Truppen aus Stalien abberufe — 

daß Italien ſich verpflichtet, das gegenwärtige päpftliche Gebiet nicht anzu: 
greifen, jeben äußeren Angriff gegen dieſes Gebiet ſelbſt mit Gewalt zu ver: 
hindern — daß bie italieniſche Regierung fich jeben Einſpruch gegen bie Or: 
ganifirung einer päpftlichen Armee, heftehend aus einer beflimmten Anzahl von 
Soldaten, unterfage; diefe Armee wird jelbft aus Freiwilligen von fatho- 
lifchen Ausländern gebildet werben — daß Stalien fich bereit erflärt, in Unter: 
handlung zu treten, um einen verhältnigmäßigen Antheil der Staatsſchuld ber 
früheren päpftlihen Staaten auf fich zu nehmen. Der Tod bes Grafen Cavour 
unterbrad) diefe erjten Unterhandlungen. Die Verwaltungen, bie biefem erlaud;- 
Staatsmanne nachfolgten, Habe ſämmtlich Verfuche gemacht, um bie Unter: 
bandlungen in diefem Sinne wieder aufzunehmen, aber bie Faiferliche Regie: 

‚zung glaubte nicht, Daß der geeignete Augenblid bereits gefommen fei... Am 
9. Juli 1863 haben Ew. Ercellenz, die damalige Verhandlung bes Parlaments 
als Beranlafjung benutzend, eine Depeſche an mich gerichtet, worin Gie ver: 
langten, daß die Unterhandlungen wieber bei dem Punkte aufgenommen wür⸗ 
ben, wo Graf Gavour fie gelaffen hatte, und daß biefelben auf den Grundſatz 
ber Nichteinmiſchung geftüßt werben. Ew. Excellenz erklärten, daß bie Ne 
gierung bes Königs bereit fei, bie Verpflichtung zu übernehmen, daß Teine 
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regelmäßige oder unregelmäßige Gewalt das päpftliche Gebiet überfallen werbe. 
Diefe Depeihe bildet den Ansgangspunft ber letzten Phaſe ber Unterhand⸗ 
Yungen, welche joeben zum Aiele geführt haben... Erft im verfloffenen Juni 
antiwortete Herr Drouyn be l'Huys in amtlicher Weife auf meine wieberholten 
Vorftellungen (instances successives), die ihm zu machen ich beauftragt ges 
weſen. Er richtete an ben Baron Malaret eine Depeiche, welche Ew. Excel: 
Yenz vorgelefen wurde. Durch eine Depefche vom 17. desſelben Monats nah: 
men Ew. reellen; , indem Sie mir ben Inhalt ber Mittbeilung bes Baron 
Malaret befannt gaben, Aft von ber günftigeren Gefinnung ber frangöfilchen 
Regierung , und fenbeten mir dann den Entwurf eines Artifels, welcher im 
Wejentlihen dem alten Projekte bes Grafen Cavour entſprach. Ew. Ercellenz 
fünbigten mir zu berfelben Zeit an, bat Sie, bie Gegenwart bes Marcheſe 
Pepoli in Paris benutzend, biefen gebeten haben, feine Anftrengungen mit den 
meinigen zu vereinigen und mündlich bie Vorſchläge zu vervollftänbigen, welche 
= a bes Königs der franzöfifchen Regierung zufommen zu laſſen 
wünſche. 

„Marcheſe Pepoli und ich, wir haben ber franzöſiſchen Regierung ben Ver⸗ 
trags-Entwurf vorgelegt; wir haben zu verfchiebenen Malen bie Gründe aus⸗ 
einandergefeht und entwidelt, mit welchen bie Regierung bes Königs ihre 
Vorſchläge unterftügt Hat. Der Taiferlihe Miniſter antwortete, indem er ver: 
fiherte, daß bie franzdfiiche Regierung ſtets gewünſcht babe, ihre Truppen aus 
Rom zurüdziehen zu können, daß fie felbige aber in ber That nicht eher zu⸗ 
rückziehen könnte, ale bis bie Regierung bes König Bürgſchaften angeboten 
habe, welche geeignet find, den heiligen Stuhl gegen jeden Verſuch eines Ueber: 
falle vollkommen ſicher zu fielen. In der Meinung ber franzöfiichen Re⸗ 
gierung mußte das Verſprechen ber italienifchen Regierung, bas päpftliche Ge: 
biet weder anzugreifen noch angreifen zu laſſen, durch eine thatſächliche Bürg- 
{haft ergänzt werden, welche geeigriet wäre, ber katholiſchen Meinung bas 
Bertrauen einzuflößen, baf bie vorgeichlagene Uebereinfunft auch wirffam fein 
werde. Bei der Prüfung ber Bürgſchaften biefer Gattung hatten bie italie- 
nifchen Unterhänbler die ausbrüdliche Weifung bekommen, jede Bebingung 
zu verwerfen, welche ben Nechten ber Nation zuwider iſt (de rejeter toute 
condition qui eft été contraire aux droits de la nation). Es fonnte 
fomit weder die Rebe von einer Entfagung der nationalen Beftrebungen, noch 
von einer Gefammtbürgfchaft ber katholiſchen Mächte, noch von der Beſetzung 
eines Punktes des römiſchen Stantögebietes durch bie franzöfiichen Truppen 
als Pfandes ber Bollziehung unjerer Verfprechungen bie Rebe fein. Yür uns 
ift bie römiſche Frage eine moraliſche, welche wir durch moraliſche Kräfte zu 
fihern fuchten. Wir nahmen alſo ernftlih und mit Ehrlichkeit die Pflicht 
auf uns, feine gewaltfanten Mittel zu gebrauchen, welche eine Frage biefer 
Art nicht Iöfen würden. Aber wir können uns nicht verfagen, auf bte Kräfte 
ber Givilifation und bes Fortichrittes zu rechnen, um zur Verföhnung bes 
Papſtthums mit Italien zu gelangen, einer Verfühnung , welche die franzö- 
ſiſche Einmiſchung nur erſchwert und in weite Ferne rüdt. 

„Die Fransöfifihe Regierung, obgleich fie ben Werth biefer Betrachtungen 
anerfennt, erklärte auf's Neue, baß es ibr unmöglich fei, ben Entwurf anzu⸗ 
nehmen, wenn berfelbe nicht durth irgend eine thatfächliche Bürgfchaft begleitet 
werben würbe. Es geihah damals, daß Marcheſe Pepoli, bie innere Lage 
Italiens in Bezug auf bie römifche Frage darlegend, bem Kaifer fagte, daß, 
abgefeben von ber Frage, um bie es fich gegenwärtig handelt, und aus polis 
tifch = ftrategifchen und abminiftrativen Gründen, bie Regierung fich- mit ber 
Möglichfeitsfrage befchäftige, ven Sit ber Regierung von Turin nad) einer 
andern Stabt bes Königreiches zu verlegen. So lange bie römifche Trage 
in einer Periode ber Ungewißheit ohne Annäherung zu einer Löfung fchwebe, 
fo unterbredde dieje Ungewißheit felber bas Stabium ber Möglichleit einer 
folgen Maßregel. Daß aber, wenn bie Uebereinfunft zu Stande käme, er 
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ficher jei, daß bie Megierung gerade in Betrachtnahme ber inneren. politifchen 
Lage, wie fie durch ben Vertrag geichaflen wurde, bie Abficht habe, bem Koͤnige 
zu biefem Entſchluſſe zu vathen, indem bie Nothmendigfeit eines wirkſameren 
Einfluſſes (action plus efficace) auf alle Theile bes Landes und felbft un⸗ 
fere Stellung zu Rom fi zu ben flvategiichen Gründen gelellen würden, um 
ihn zu empfehlen, Es fchien dem Kaifer, baß biefer Entihluß, einmal ge- 
faßt, den Zwed, ben man vor Augen habe, erreichen würbe. Se. Majeftät, 
indem Sie von bem DVerjuche der Verlegung des Regierungsfikes ſprachen, 
fagten, baß, wenn das ber Gedanke ber Regierung bes Königs ift, wenn das 
ber Wunſch ber italienischen Nation ift, viele Schwierigkeiten, die uns in biefer 
wichtigen römiſchen Frage trennten, befeitigt wären... Wir beſtanden darauf, 
daß bie franzöfiiche Regierung außerbalb diefer Thatſache, die weientlich als eine 
Trage ber inneren Ordnung zu betrachten fei, den Entwurf einfach annehme. 
Aber bie franzöfiiche Regierung blieb hei ihrer bereits dem Marcheſe Pepoli 
gegebenen Antwort und erklärte, baß, falls bie Negierung des Königs fich 
entjchließe, ben Regierungsſitz anderweitig zu verlegen, ber jofertägen Unter: 
zeichnung ber Uebereinkunft Fein Hinderniß enigegenftebe. 

„Der Marcheſe Pepoli reifte nah Zurin und legte die Angelegenheit ber 
ber Regierung vor. Damit bie Regierung des Königs einen Entſchluß faſſen 
fönne, war e8 nothwenbig, den Aeitraum fellzufeten, in weldem bie franzö⸗ 
ſiſche Beſetzung aufhören folle. Die Taiferliche Regierung erklärte, dieſer Ter⸗ 
min tönne nicht weniger als zwei Sahre. betragen, Die Anftrengungen ber 
italienifchen Unterhänbler, um diefen Zeitraum kürzer zu maden, find ohne 
Ergebniß geblieben. Da die Regierung nad) reifliger Erwägung beichloffen 
hatte, bie Uebereinfunft mit der Clauſel ber Regierungsperlegung anzunehmen, 
wurden Marcheſe Pepoli und ich beauftragt, biefen Aft abzujchließen, und 
man verſah uns zu bdiefem Behufe mit ber nöthigen Vollmacht. Marcheje 
Pepoli kam den 14. in Paris an, ben 14. wurde die Rebaftion bes Artikels 
feftgefegt unb heute ben 15. wurbe bie Webereinfunft unterzeichnet. 

„Artikel 1 ift fo beibehalten worben, wie er im Project bes Grafen Cavour 
enthalten war. Artikel 2 enthält die Verbindlichkeit Frankreichs, feine Truppen 
aus den päpftliden Staaten allmälig und in dem Maße zugädzuziehen, als 
bie päpftlige Armee organiſirt fein wird; aber ber letzte Termin ber Räu⸗ 
mung ift auf zwei Sabre anberaumt. Axtifel. 3 ift fo, wie ihn ber Entwurf 
bes Grafen Cavour gab, mit her einzigen Ausnahme, daß flatt Die Zahl ber 
Streitkräfte zu beftimmen, welche bie päpftliche Armee bilden jollen, man über: 
eingefömmen ift, baß dieje Streitkräfte nicht ein Angriffsmittel gegen das ita- 
Itenifche Gouvernement bilden dürfen. Außerdem wurden bie Worte „bie 
Ruhe ber Grenze’ hinzugefügt, um die Verpflichtung ber päpfilicden Regierung 
anzubeuten, baß fie ihre Grenze nicht zu einem Zufluchtsorte für dad Räu⸗ 
berwefen: barf werben laſſen. Auch Artikel 4 iſt ähnlich bem Entwurf des 
Grafen Cavour. 

„Was nun die Glaufel ber Verlegung betrifft, jo konnte biefelbe nach ber 
Anficht ber Regierung bes Königs keinen integrivenden Theil ber Convention 
Bilden; man kam daher überein, fie in einem getrennten Protocolle nieberzulegen, 
befien Original Ew. Excellenz ebenfalls hier anliegend finden wird, Durch 
Anwendung dieſer Form hat marı bartyun sollen, daB eine bergriige Maßregel 
für ums ein weientlich ber inneren Politik angehöriges Factum ki, welches 
mit ber Convention aur dadurch Gemeinſchaft haben Tonnte, daß es eine neue 
Lage fchuf, in welder Franfreih eine. Garantie erblidte, bie ihm bie Rückbe⸗ 
rufung feiner Truppen erlaubte, und zugleich ein Unterpfand, daß Italien 
auf die Anwendung gewaltfanser Mittel zur Occupation Roms verzichte. 

„Ausdrüdlih wurde in unisren Conferenzen mit dem franzöſiſchen Be: 
vollmädhtigien bemerkt, daß die Convention nit mehr noch weniger 
bedeuten folle und könne, als was fie fage, das Heißt, daß durch 
‚bie Gonvention Italien fich verpflichte, auf jedes gewaltſame Mittel zu 
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verzichten. Eben fo haben wir erflärt, baß diefe Convention aus dem Prin⸗ 
cip ber Nichtintervention folge, berart, daß bie künftige Politik Italiens 
bezüglich Roms darin beſtehe, das Princip ber Nichtintervention zu beobachten 
und beobachten zu Laffen und alle Mittel moralifcher Art anzuwenden, um 
die Verföhnung zwiſchen Italien und bem Papſtthum zu erreichen auf ber 
buch den Grafen Cavour ausgejprochenen Grunblage ber freien Kirche im 
freten Staate. 

„Solchergeftalt wurben biefe laugen und fchwierigen Verhandlungen abge: 
ſchloſſen, welche fortwährend bie Männer beichäftigt haben, bie ſich jeit Con⸗ 
flituirung bes Königreihs bis heute im Mathe bes Königs gefolgt find. 
Betrachtet man bie heutige politifche Lage, ben Stand ber Bffentlihen Meinung 
in Ftankreich und dem Tatholiihen Guropa, vergegenwärtigt man ſich bie 
Stärke der durch bie römische Frage angeregten Leidenſchaften unb bie 
Schwierigkeiten, welche fie in Stalien hervorgerufen bat, fei es in ber inneren 
Politit, ſei es in feinen imternationalen Beziehungen, namentlich mit Frank⸗ 
reich, jo ift es klar, daß die Regierung bes Königs bie fchwerfte Verantwortung 
vor ber Nation und ber Gefchichte auf ſich gelaben, wenn fie eine Verein⸗ 
Barung nicht geichlofien hätte, beren Endzweck bas Ende ber franzdfifchen 
Occupation ift, und die von ung nichts forbert, ale den gewaltjamen 
Mitteln zu entfagen, bie ſchon durch das Parlament ausgeichloffen worben find.“ 


17. Sept. Eine Art von Kriegsrath unter dem Vorfibe des Königs Tpricht 


fi für die Derlegung der Hauptftabt nach Florenz aus. 


20./22. Sept. Unruhen in Zurin und gewaltfame Unterbrüdung berfelben. 


— Die. Regierung ruft die Kammern auf ben 5. Oct. zuſammen. 

Bericht des Minifteriums an ben König: „. . . In bem 
Augendlid, in welchem wir bie Verwaltung antraten, fand fi die cömifche 
Frage in einem ſolchen Stande, daß es wenig angemeflen, daß es unnüß 
war, unmittelbare Verhandlungen barüber anzufnüpfen; die Regierung 
erwartete baher einen paflenberen Zeitpuntt. Nach ben Berhamblungen im 
Parlament, welche ber Regierung als Zeititern dienen müſſen, follte bie römiſche 
Ftage lediglich durch moralifche Mittel geldft werben, die Regierung follte in 
Uebereinftimmung mit Frankreich verfahren, um bie Anwendung bes Nichtinter⸗ 
ventionsprinzips zu erhalten. Der Kaifer Napoleon wiünfchte immer, feine 
Truppen aus Rom zurüdziehen zu können, nicht bloß, weil bie den Prin- 
cipien des üfientlien Rechts entipridt, anf welchen das Kaiſerreich beruht, 
jondern auch, weil die Wieberauierftehung Italiens einer feiner hauptiächlichiten 
un if. Uber der Koijer glaubte, die Macht, bie feine Waffen jeit 
fünfzehn Jahren ſchützen, nicht plöglih im Stich laſſen zu können. Um bie 
Tatholiichen Gewiſſen zu beruhigen, mußte bie Regierung veripredden, das 
päpftliche Gebiet nicht anzugreifen und Angriffe irregulärer Banden an ber 
Grenze zu verbinden. Diejes aufridytig gegebene und fireng zu Yaltenbe 
Beripredhen zerfiört weder, no mindert es das Recht unb die 
Beftrebungen der Nation, aber es ift ein Ausbrud der Nothmenbigfeit, 
einzig Such moraliſche Kräfte ben Triumph ber nationalen bee herbeizu⸗ 
führen. . . Während die Regierung & M. fih mit ber römijdhen Frage 
bej@ßitigte, bat fie bie veuetianifche Frage nicht veugeffen. Deſterreich 
ei fich in Venetien ineiner ber feſteſten Poſitionen, welche Die Natur und Kunft 
geihaffen Hat, und feine Armee gehört nad Zahl, Werth und Material zu 
ben vorzüglichſten Heeren Europas. Wenn fie in biefem Augenblid auch das 
Königreich Italien nicht bedroht, jo Limnen fi doch Allianzen bilden und 
Eventualitäten Tönnen auftauchen, beren Gefahren men ohne Aufſchub ent⸗ 
— muß. Kaum war das X in alien unter bem Scepter ber 
ſavoyſchen Dynaftie vereint, jo dachte E. M. aud) ſchon daran, ein allgemeines 
Defenfinfyfem zur Bertheibigung bes neuen Königreichs zu ſchaffen. E. M. 
urtheilte vollkommen richtig, daß nur durch ein gut combinirtes Defenſivſyſtem 
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uunfere wifitärifche wie politifche Unabhängigfeit gefichert werben Timuie. Es 
iſt au , baß das Dejenſipſyfiem ber alten ſardiniſchen Staaten nicht 
basfeike für alien fein fonnte. Die öſiterreichiſche Stellung, die Nähe ber 
franzöfiichen Grenze, das Ergebniß ber Abtreung Savoyens an Frankreich 
erbeifchten, bat der Sitz = Regierung, welcher in ben modernen Kriegen 
jo große Wichtigkeit bat, und welder unter ben befonderen Umflänben, in 
denen fi) Stalien befindet, für biefes Land noch von größerer ift, von Turin 
in eine in biejer Beziehung beſſer gelegene Stabt verlegt werde. Unter ben 
vornehmften Stäbten bes gegenwärtigen Beſitzthums bes Königreichs — es 
unftreitig Flo ren z, welches durch jeine topographiſche Lage und bie Po⸗ unb 
Alpenlinie, die es deckt, die günftigftien Bedingungen barbietet. Die oberften 
Fuhrer ber Land- unb Seemadit, von E.M. beffalls berathen, ſind derſelben 
Anfiht geweien, und e8 ſcheint unumgänglich, auf diefer Bafis die von E. M. 
im Sinn gehabte Organifation ber Bertheibigung des Königreichs aufzurichten. 
‚ Diefer Beſchluß, au durch Gründe der inneren Orbnung motivirt, fchlieft 

fih eng an ben Vertrag, deſſen Schlußfolgerungen er möglierweie bilbet. 
Nach Außen und befonders in den Augen Frankreichs wird er einen Beweis, 
ein Pfand für bie Feſtigkeit unferes Entſchluſſes, auf jede Gewaltthat gegen 
das Papſtthum zu verzichten, liefern. Ein anderes Rejultat wird fein, daß 
die Kraft der moralifchen Mittel, deren ſich Stalien bebienen wird, um jo 
beijjer auf Rom einwirken Tann, ba ber Sitz ber Regierung näher, 
bie Verbindungen häufiger und bie Gemeinfamfeit ber Intereffen und Ge: 
wohnheiten eine Ältere und innigere jein wird.“ 

23.Sept. Der Minifter Peruzzi richtet ein Schreiben an den Präfecten 
von Mailand, worin derfelbe beftimmt ermächtigt wird, der Behauptung 
entgegenzutreten, als enthalte die Convention mit Frankreich einen 
Verzicht auf Rom: 

„... Die Regierung bat Feine andere Verpflichtung übernommen als bie, 
„Rom weber jelbft anzugreifen noch angreifen zu laflen.” Die Verlegung 
bee Hauptſtadt fei weſentlich eine militärische Maßregel. Bon allen Garan- 
tien, welde es bem Kaiſer der Franzoſen ermöglichten, feine Truppen aus 
Rom fortzuziehen, fei dies bie einzige, welche babe geboten werben fünnen, bie 
feinen Verzicht auf Die Grundfäge, feinen Widerſpruch gegen bie Beichlüffe der 
Barlaments enthalte u. j. w.“ 

„„Ennilaſſung des Minifteriums Minghetti. General Lamarmora wird 
bom König mit der Bildung eines neuen Minifteriums beauftragt. 
— „ Das neue Minifterium_verfchiebt den Zufammentritt des Parlaments 


vom 5. auf den 24. Oct. 


11. Det. Der Staatsprocurator lehnt die Eingabe mehrerer Quriner 
Abvocaten und Bürger, welche die Einleitung einer Unterfuhung 
gegen den Minifter Peruzzi und ben Generaljecretär Spaventa wegen 
der Ereigniſſe am 21./22. Sept. verlangen, ab. 

21. „ Ein kgl. Deeret rebucirt die Kriegsflotte von zwei Divifionen auf 
eine. Für die Reduction des Landheeres werben umfafjende Vor: 
bereitungen getroffen. 

24. „ Eröffnung bes Parlaments. In Turin berricht vollkommene Rube. 
Die Regierung legt der Deputirtenfammer die diplomatifche Corre⸗ 
ſpondenz über die Convention vom 5. Sept. und einen Gefeßesentwurf 
bezüglich der Berlegung der Hauptftabt von Turin nad) Ylorenz vor, 
wofür ein. vorläufiger Erebit non 7 Mil. verlangt wird. Der 
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Präfident der Kammer theilt ihr mit, daß drei Geſuche für eine 
Unterfuhung wegen der Ereigniffe vom 21. und 22. Sept. einge: 
gangen feien. Die Regierung erflärt, daß fie fih im Princip einer 
ſolchen nicht widerjeße, wohl aber, daß eine Discuffion über einen 
fo aufreizenden Gegenftand vor dem Votum über ihre Vorlagen 
ftattfinde. Die Unterfuhung wird darauf beſchloſſen, ohne daß ein 
aufreizendes Wort laut geiworben wäre, und bie Dringlichkeit ber 
Regierungsvorlage anerkannt, 
30, Oct. Depeſche des ital. Gefandten in Paris an feine Regierung: 

w + . Herr Drouyn be l'Huys bat mir offen geftanden, daß das, was in 
meiner Depeche gejchrieben ftehe, wahr ſei. Aber er fügte Hinzu, daß ber In⸗ 
balt meiner Depeſche vom franzöjifchen Gefihtspunfte aus in mehreren Punkten 
vervollftändigt werben müfle. . . Herr Drouyn be l'Huys ift ber Meinung, 
daß von „Befttebungen“ (aspirations) reben, nachdem man fich gewaltfame 
Mittel, nah Rom zu fommen, untertagt babe, die Parteien glauben machen 
heiße, man behalte fih unterirbifche Wege vor. Ich habe erwibert, daß 
nichts in meiner Depeſche zu einer ſolchen Auslegung Veranlaſſung geben 
könne, daß wir uns ausbrüdlich das nationale Streben vorbehalten, aber auch 
zugleich deſſen Richtung und Zwed genau beitimmt hätten; daß ich meine 
Regierung zu beleidigen geglaubt haben mwürbe, wenn ich auch nur einen 
einzigen Augenblid bie Nothwendigfeit einer befonderen Erflärung in biefer 
Hinficht ftatnirt Hätte Die unterirdifhhen Wege, von denen Hr. Drouyn 
de l'Huys ſpricht, haben nichts gemein mit ben moraliſchen Kräften ber 
Eivilifation und des Fortichrittes, die wir anrufen, um zu einer Verjöhnung 
Staliens mit bem Papſtthume zu gelangen. Herr Droyn de l'Huys hat 
baran erinnert, daß in ben Gonferenzen von ber einen wie von der anberen 
Seite erflärt worden war, man bürfe fi) nicht mit bem Falle beichäftigen, 
baß, trog der reblihen Ausführung bes Vertrages von Seiten Frankreichs und 
von Seiten S$taliens, die päpftliche Negierung nicht mehr durch fich felber 
fortbeftehen könnte und fi unmöglih machte; diefe Eventualität werbe eine 
neue, von ber Convention unabhängige und außer ber Vorausficht ber con- 
trahivenden Theile Tiegenbe herbeiführen. Die beiden Regierungen be= 
hielten ſich für biefen Fall vor, fi, wenn berfelbe eintreten 
follte, alle Freiheit ber Handlung einer- wie andererfeits zu 
bewahren. Dieſer von Sr. Erc. erwähnte Vorbehalt ift vollkommen 
begrünbet, und ich babe Bebacht genommen, ihn jeiner Zeit zur Kenntniß der 
föniglichen Regierung zu bringen. Uber ich hielt mich nicht verpflichtet, in 
meiner für die Defjentlichkeit beftimmten Depejche darauf zurückzukommen, 
und zwar aus zwei Gründen: erſtens mußte ich, ba bie Bevollmächtigten 
anerlannt hatten, fie Fönnten und bürften fi mit einer Eventualität biefer 
Art nicht näher befafien, gleichen Grund haben, es eben jo in meiner Depeiche 
zu machen, Zweitens konnte ich es nicht über mich bringen, bie Vorausſicht 
bes Falles ber päpftlichen Regierung einzig und allein buch ihre eigene 
Schuld und Ohnmacht der öffentlichen Discuffion zu überliefern. Freilich 
ift dieſe Eventualität möglich; aber wenn man aud fortan alle Fünftigen 
Möglichkeiten im Auge behalten muß, jo ziehen wir e8 body vor, mit unjeren 
Gedanken bei der Möglichkeit einer Verftändigung zwiſchen bem Bapftthum 
und Stalien zu verweilen. . .“ 

31. „ Telegramm des ital. Gefandten in Paris an feine Regierung: 

„Meine Depefhe vom 15. September hat verfchtebene Auslegungen gefun= 
ben und Herrn Drouyn be l'Huys zu zwei Depefchen Veranlaſſung gegeben. 
Aus ben zwiſchen ihm und mir in loyaler Weife gewechfelten Erklärungen 
ergibt fi), dag, wenn bie Regierung bes Königs fi vor ber Kammer in den 
durch meine Depefche vom 15. September angebeuteten und durch meine Des 


5. Stalien, 


1.%an. Der König drüdt beim Neujahrsempfang der Deputation ber 
Kammern fein Bedauern darüber aus, daß das Jahr 1863 Feine 
günftige Oelegenheit für die Erlöſung Italiens geboten habe, meint 
aber, daß am Horizonte bes J. 1864 europäilhe Verwickelungen 
von allerdings noch unbeftimmter Geftalt fich zeigten, die leicht bie 
erwünfchte Gelegenheit bieten könnten; das Land könne auf ihn 
zählen, wie er auf das Rand zähle. 

12, „ Die Deput:Kammer beſchließt mit 150 gegen 46 Stimmen bie 
Verlängerung des Sefebes Pica gegen das Brigantenwefen in Neapel 
bis Ende April und genehmigt mit 168 gegen 28 Stimmen einen 
Borfhuß von 1 Mill. Fr. zu Herftelung von Landftraßen in ber 
vom Brigantaggig namentlich heimgejuchten Provinz Bafilicata. 

18. „ Der Auftizminifter bringt in der Deput.:Kammer einen Geſetz⸗ 
entwurf behufs Unterdrückung faft ſämmtlicher Klöfter und Auf: 
hebung bes Zehntens ein. 

21. „ Ein Manifeft Garibaldi's ſetzt ein neues Gentral-Actionscomite 
ein. Alle Blätter, die e8 aufnehmen, werben mit Beichlag belegt. 
Der Minifter des Innern erläßt ein Circular gegen die Umtriebe 
der Actionspartei. 


11. März. Debatte der II. Kammer über das teuer -Ausgleichungs- 
geſetz. 

17. Pärsſchub von 23 neuen Senatoren, um der Regierung im Senat 
die Majorität für das Geſetz bezüglich Steuerausgleichung zu ſichern. 

19. „ Die Deput.Kammer nimmt den Geſetzesentwurf zu Ausgleichung 
der Grundfteuer mit 194 gegen 123 Stimmen an. 

21. „ Garibaldi geht über Malta nad England. 


26. April. Die Deput.-Rammer genehmigt den Handelsvertrag mit Belgien 
mit 187 gegen 18 Stimmen, den Vertrag megen Ablöfung bes 
Scheldezolles mit 187 gegen 16 Stimmen. 

28. April. Die Deput.: Kammer genehmigt die Verlängerung des Gefebes 
Pica gegen das Brigantenweſen in Neapel bis zum 31. Dec, d. J. 
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3.j7. Mai. Debatte der II. Kammer über Garibaldi gelegentlich einer 
Beſchlagnahme Garibaldifcher Fonds und Waffen. Die Regierung 
wiederholt ihre früheren Erklärungen, daß fie nöthigenfalls Waffen: 
gewalt anwenden werde, um fehmerzliche Ereignifje zu verhüten. Die 
Kammer geht „burd die. Erklärungen des Minifteriums befriedigt‘ 
zur Tagesorbnung über. ' 

9. „ Oaribaldi trifft aus, England wieber in Caprera ein. 

12./14. Mai. Neue Debatte der II. Kammer über die gefammte aus- 
wärtige Politif, namentlih die römische Frage. Die Kammer geht 
ſchließlich über alle Anträge zur einfachen Tagesordnung über. 

18./19. Mai. Zweitägige Debatte der II. Kammer über den Peters: 
pfennig. Die Kammer geht fhließlih auch darüber zur Tages: 
ordnung über. 

21. „ Die IL Kammer befchließt, eine Unterfuhungscommiffion bezüglich 
Beitehungen bei Abſchluß des Vertrags über Erbauung ber füblichen 
Eifenbahnen nieberzufeßen. 

25. „ Debatte ber II. Kammer über das Militärhudget für 1864. 
Erklärung bes Kriegsminifter8 General della Rovere über die mili- 
täriiche Lage bes Landes. 

31. „ Minghetti kündigt der IL. Kammer die Emiſſion der vom letzten 
Anlehen reftirenden 200 Mil. an. 


5. Jun. Feier des Nationalfeftes. Die meiften Bifchöfe haben auch in 
biefem Jahr ihren Klerus angewiefen, fi) daran in Feiner Weife 
zu betheiligen. 

8. „ Bubgetvebatte bes II. Kammer: Der ganze Militäretat für 1864 
wird ohne die geringfte Reduction nad kurzer Berathung ange- 
nommen. 


9.., Die Regierung legt den Kammern das Budget für 1865 vor. 
Dasfelbe ergibt ein Deficit von 288 Mil. 

17. „ Die ttalienifhe Negierung ergreift die günftigen Dispofitionen 
Frankreichs, um demjelben ein fürmliches Vertragsproject behufs ber 
Räumung Roms durch die franzdf. Truppen vorzulegen. 

Dep. des Ritters Bisconti Venoſta, Minifters ber ausm. 
Angelegenheiten an ben Ritter Nigra, ital. Gefandten in 
Baris: „Baron Malaret iſt gelommen, um mir eine Depeſche vorzulefen, 
burch weldhe Se. Erc. Herr Drouyn de l'Huys auf die verjchiedenen Mitthei- 
ungen antwortet, bie Sie ihm in meinem Namen über bie römiſche Frage 
gemadt Haben. In biefer Depefche erkennt ber Taiferliche Miniſter ber aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten, daß die Negierung bes Königs alle Anftrengungen 
gemacht bat, um bie Gemüther zu befchwichtigen und bie beftehenden Schwie- 
rigfeiten zu befeitigen. Indem Herr Drouyn be l'Huys unjeren Abfichten 
Gerechtigkeit wiberfahren läßt, erflärt er, bie franzöfifche Regierung wünfche 
ihrerſeits auch jehnlichit eine Annäherung zwiſchen ber Regierung des Königs 
und dem Hofe von Rom, und daß er mit allen feinen Wünjchen ben Augen- 
blick herbeirufe, in dem bie Verhältniffe die Räumung bes römiſchen Gebietes 
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burch bie franzdfiihen Truppen geſtatten werben, ohne Beeinträchtigung ber 
Snterefien, deren Wahrung Frankreich zur Aufgabe gehabt hat. Er fügt bin- 
u, bie Ehre der franzöfifchen Regierung ſei eingejegt, bie Befegung jo Tange 
Mann zu laffen, als die Sicherheit des Heiligen Vaters nicht genügende 
Bürgfchaften erhalten haben wird. Doch macht Se. Ercelfenz mit Recht 
— aufmerkſam, daß meine früheren Depeſchen keinerlei ausdrücklichen 
Vorſchlag enthalten, und er ſchließt mit der Verſicherung, daß bie franzöſiſche 
Regierung ſtets geneigt fein werde, bie Mittheilung ber Vorſchl äge anzu 
hören, weldye nach feiner Meinung Bann wären, bie große Aufgabe ber 
Beziehungen bes heiligen Stuhles zum übrigen %talien zu löfen. ' 

„Ich babe mid) beeilt, Hrn. v. Malaret für feine Mittheilung zu danken, 
und ich benuge die Gegenwart bes Marcheſe Pepoli in Paris, um ihn zu 
bitten, feine Anftrengungen mit ben Ihrigen zu vereinigen und mündlich bie 
Anträge zu vervolftändigen, welche die Regierung bes Königs ber Faiferlichen 
Regierung zufommen zu laſſen wünfdt. In meiner Depefhe vom 9. Juli 
1863 habe ich ald Grundlage ber zu erzielenden Verfländigung bie Anwen: 
bung bed Grundſatzes der Nichteinmiſchung auf Das römiſche Gebiet wie auf 


das übrige Italien bezeichnet. Die Aufrehthaltung der Nichteinmifhung ift 


in ber That einer der politifhen Grundſätze, welche Italien wie Frankreich 
gemeinſchaftlich find; dieſer Grundſatz kann um fo beffer zum Ausgangspunkte 
biefer heiflihen Unterbanblungen gewählt werben, als einerfeits der Kaifer 
in feinem Briefe an Herrn Thouvenel, auf der andern Seite Graf Cavour 
beifen Anwendbarkeit auf bas römifche Gebiet anerkannt haben. Indem wir 
bie Abberufung ber franzöfifchen Truppen zum Hauptgegenftande bes Ber: 
gleiches machen, über welchen wir verhandeln, gehordyen wir keinerlei ehrgei⸗ 
zigen ober interejlirten Rückſichten (pr&oceupations). Wie ich bei verſchie⸗ 
benen Gelegenheiten zu erflären bie Ehre gehabt, Stalien fieht noch immer in 
einer Uebereinftimmung mit bem heiligen Stuhl das befle Mittel, ben Be- 
frebungen ber Nation zu genügen. Dieſe Uebereinſtimmung, melche. der hobe 
Zweck der Politif des Kaifers geweſen ift unb für welden Frankreich Fein 
Opfer gefcheut Hat, find wir entfchloffen, zu verfolgen, und wir haben noch 
nicht die Hoffnung aufgegeben, fie zu erreihen. Wir find auch bereit, dem 
heiligen Stuhle die nöthigen Bürgichaften zu gewähren, bamit er ſich in bie 
Bedingungen ber Stille und Ruhe (calme et tranquillit6) verjeßt ſehend, 
welche für die Würde und Unabhängigkeit feiner Berathungen unerläßlich find, 
mit Hilfe ber Zeit und ber Umftänbe dieſer bee ber Verſöhnung zugäng- 
licher werde, welche anzurufen wir niemals aufgehört haben. 

„Dieſe Bürgfhaften müffen meinerMeinung nad in der Verpflichtung 
befteben, welche die Negierung bes Könige einzugehen bereit ift, das römifche 
Gebiet nit anzugreifen, noch zu geftatten, baß e8 angegriffen werbe, weber 
durch eine regelmäßige, noch durch eine unregelmäßige Armee; außerdem in 
dem Verſprechen, feine Einſprüche zu erheben gegen die Bildung einer regel: 
mäßigen Armee, unter ber Bebingung jedoch, daß diefelbe won ber römijchen 
Regierung zu einem ausſchließlich defenſiven Zwecke organifitt wird, Um 
enblich roch beſſer darzuthun, daß eine birefte Webereinitimanung mit dem 
heiligen Stuhl in unjeren Augen ſtets das befte Mittel zur Löſung ber gegen- 
wöärttgen Schwierigkeiten ift, würbe bie italtenifche Regierung fich verpflichten, 
fi) wegen Uebernahme eines verhältnigmäßigen Antheiles ber auf bie bem 
Königreiche Italien anmectirten Trovinzen kommenden Staatsſchuld bes che: 
maligen Kirchenſtaates zu verflänbigen (entrer en arrangemant). 

„Indem ich Ihnen dieſe jummarifchen Betrachtungen auseinanberfeße, 
ſpreche ich faſt wörtlich den Inhalt der Artikel aus, deren Tert Sie hier 
beigeſchloſſen finden, und auf welche Sie die Aufmerkſamkeit Sr. Exc. des 
kaiſerlichen Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten lenken wollen. Die 
Borjchläge, welche fie enthalten, find übrigens ſchon von Sr. Maj. dem Kaiſer 
und von beffen Regierung gekannt. Wie Ste willen, bildeten dieſelben bereits 
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see Gumutlagen der zerzranlschen Untechiu tumgen, well der Graf Cadeur ferze 
et rer kimam Zope oasamea kurze. Iie Errigeiik ner legden A daben 
weh Arie mach bie Axtoumriztcr mar ci amschit Net Crumtiagt 
ernrs — Berzieihes uch Later gemahe. Die Rekpung Nomd durd Nie fram: 
eingehen hatte en ĩeierlichen Erfiitunnn des Kıikra und Kimr 
Bıziner zum Nwede, cine Ammilerung ;miiben Iııien und dem rümiihen 
Jet herbeizuführen. © a üeer Jen Ni RE wide erreidn werten fonnte, 
hend eich — Sie Bürzidaften, wi eniäen Frankreid Dit jedt dem 
beiizen SZtudl umzeen bar, d as andere Bedingzungen materieller Und me: 
r2.:iher Sicherheit zu ericgen, weldie nicht das nationale Kriäbl Nr Ntalicner 
. ned einen ſchlagenden Veriteh (derogation flagrente) gegen Kit 
Grundiäge nnd, weiche die Raid des nentlichen Rechtes in ZItalien und in 
H:anfraih bilden. Dir werden und glũcklich ſätzen, zu eriahren, daß Se. 
Majerät ber Kaiſer den Vorichlag annimmt, welden wir feiner ernütdaften 
Peiradınabme unterbreiten. Wenn dieſes Keektt nicht darauf abzielt, un: 
mittelbar tie große Auigabe ber Beziebungen des deil. Studles zum Konig 
reich Italien zu löfen, jo erreicht es unjerer Meinung nad ein praftiicheree 
Ziel. Es bietet das einzige Mittel dar, um allmälig zu einer Loͤſung 
ber römiſchen Frage zu gelangen durch den langſamen, unfehlkaren 
Triumph jener motaliſchen Kräfte, weiche das italienifche Farlanent in feinen 
Hejtimmungen angerufen bat, d. 5. durch die fortichreitente Anwendung der 
Grundlage des Recht? und ber religiöfen Freiheit.“ 


il 


17. Juni. Garibaldi geht auf der Yacht des Herzogs v. Sutherland von 


19. 
20. 


21. 


27. 


28. 


29. 


Caprera nach Iſchia ab. 
„ Eröffnung bes ital. Nationalſchießens in Mailand. 
„ Debatten des Senats über den Geſetesentwurf behufs Ausgleichung 
der Grundſteuer. Graf Revel macht einen Gegenvorſchlag. Die 
Regierung erflärt, daß fie bie Annahme desſelben als ein Miktrauene: 
sotum anſehen müßte. Dennoch wird der Antrag mit einer Diehr: 
heit von nur 27 Stimmen zu Gunſten ber Regierung abgelehnt. 
„ Debatten des Senats über den Geſetzesenwurf behufs Ausglei⸗ 
hung der Grundfteuer. Graf Ponza di San Martino ftellt bie 
Alternative: entweder die ofienftchenden Fragen Rome und Venedigs 
zur Löſung zu bringen, d. h. das Schwert zu ziehen, ober aber bie 
Entwaffnung eines großen Theil® der Armee vorzunehmen, als bas 
einzige Mittel, um bas übermäßige Budget zu vermindern. Der 
Senat genehmigt ſchließlich den Geſetzesentwurf mit 96 gegen 55 
Stimmen. 
„ Die IL Sammer genehmigt das gefammte Budget ber Ausgaben 
für 1864 mit 142 gegen 60 Stimmen. 
„ Der Ag. Saracco interpellirt Die Regierung in ber II. Kammer 
über die Finanzlage des Staates, indem er erflärt, daß bas Land an 
einem folgenjchweren Wendepunkt jtehe, ba bie Eriltenz bes Staates 
felbft auf bem Spiele ſtehe und daß nad feiner Anſicht nur zwei 
Auswege möglich feien, ber eine ber Action, ber anbere einer neuen 
Anleihe. 
„ &rllärung bes Mintfterpräf. Minghetti Aber bie Finanzlage bes 
Landes und die Stellung zu ben Parteien. 
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— Juni. Unterhandlungen der Regierung mit dem Haufe Rothſchild über 
den Berfauf der Staatsbahnen. _ 


5. Juli. Die II Kammer ertheilt dem Minifterium gegen die Snterpel- 
lation Saracco mit 182 gegen 126 Stimmen ein Bertrauensvotum. 

8. „ Die IL Kammer nimmt mit 181 gegen 45 Stimmen das Gefeb 
an, Das die bisher vom Militarbienft befreiten Studierenden ber 
Theologie dazu heranzieht. 

15. „ Debatte ver II. Kammer über die Eifenbahnbeftehungen. Baftogi 
und vier andere in die Angelegenheit verwidelte Abgeordnete legen 
ihr Mandat nieder. Die Kammer nimmt den Antrag des Aus- 
Ihuffes mit 152 gegen 10 Stimmen gn (43 Mitglieder enthal- 
ten fi der Abftimmung). 

21. „ Garibaldi trifft von Iſchia wieder in Caprera ein. 

22. „ Dertagung der Kammern. 


5. Aug. Ein kgl. Decret dehnt die Anwendung des Placet8 auch auf 
diejenigen Handlungen der Bifhöfe aus, welche Ernennungen von 
Dekonomen, Pfarrern und geiftlichen Vicaren oder Verfügungen über 
bie geiftlihen Güter enthalten. 

28. „ Stalien anerkennt das neue Kaiſerthum Merico: ber König nimmt 
die Grebitive eines Vertreters des Kaiſers Mar entgegen. 


15. Sept. Konvention zwifhen Franfreih und Stalien bezüglich Verle— 
gung der Hauptftabt nad Florenz und Räumung Roms durd die 
Franzoſen (ſ. Frankr.). 

Bericht des ital. Geſandten in Paris, Ritters Nigra, über 
den ganzen Gang der Unterhandlungen und bie Tragweite ber ab- 
geſchloſſenen Convention für Stalien: 

„... Wenige Tage vor bem Tode bes Grafen Cavour ift bie Rebe von bem 
Projekte eines Vertrages zwilchen Stalien und Frankreich gewejen, der im 

Weſentlichen enthielt: Daß Frankreich feine Truppen aus Stalien abberufe — 
daß Italien fich verpflichtet, das gegenwärtige päpftliche Gebiet nicht anzu- 
greifen, jeben äußeren Angriff gegen bdiefes Gebiet felbft mit Gewalt zu ver: 
hindern — daß bie italienifche Regierung ſich jeben Einfpruch gegen die Or: 
ganifirung einer päpftlichen Armee, beftehend aus einer beitimmten Anzahl von 
Soldaten, unterjage; dieſe Armee wird ſelbſt aus Freiwilligen von fatho- 
liſchen Ausländern gebildet werben — daß Stalien fich bereit erklärt, in Unter: 
handlung zu treten, um einen verhältnißmäßigen Antheil der Staatsſchuld der 
früheren päpftlichen Staaten auf fich zu nehmen. Der Tod des Grafen Cavour 
unterbrach biefe erjten Unterhandlungen. Die Verwaltungen, bie dieſem erlauch⸗ 
Staatsmanne nachfolgten, habe ſämmtlich Berfuche gemacht, um bie Unter- 
bandlungen in diefem Sinne wieder aufzunehmen , aber bie Taiferliche Regie⸗ 
rung glaubte nicht, daß der geeignete Augenblid bereits gekommen jet... Am 

9. Juli 1863 haben Ew. Ercellenz, die damalige Verhandlung des Parlaments 

als Veranlafjung benutend, eine Depeſche an mid) gerichtet, worin Sie ver⸗ 
langten, daß die Unterhandlungen wieder bei bem Punkte aufgenommen wür⸗ 

ben, wo Graf Cavour fie gelaflen hatte, und daß biefelben auf ben Grundſatz 

ber Nichteinmiſchung geftüßt werden. Ew. Excellenz erflärten, daß bie Re⸗ 
gierung bes Königs bereit jei, die Verpflichtung zu übernehmen, daß Teine 
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regelmäßige oder unregelmäßige Gewalt bas päpftliche Gebiet überfallen werbe. 
Tiefe Tepeihe bildet ben Ansgangspuntt ber Iekten Phaſe der Unterhand⸗ 
Iungen, welde joeben zum Ziele geführt haben... Erſt im verfloffenen uni 
antwortete Herr Drouyn de l'Huys in amtlicher Weife auf meine wiederholten 
Borftellungen (instances successives), die ihm zu machen ich beauftragt ges 
weſen. Gr richtete an ben Baron Malaret eine Tepeiche, welche Ew. Excel⸗ 
Ienz vorgelefen wurde. Durch eine Depeſche vom 17. desielben Monats nab: 
men Ew. Ereellen; , indem Sie mir den Inhalt ber Mittbeilung des Baron 
Malaret bekannt gaben, Alt von der günftigeren Gefinnung ber franzöſiſchen 
Regierung , und fenbeten mir bann ben Entwurf eines Artifels, welcher im 
Weſentlichen dem alten Projefte bes Grafen Cavour entiprad. Ew. Ercellenz 
Tündigten mir zu berfelben Zeit an, daß Sie, bie Gegenwart bes Marcheſe 
Pepoli in Paris benutzend, dieſen gebeten haben, ſeine Anſtrengungen mit den 
meinigen zu vereinigen und mündlich bie Vorſchläge zu vervollſtändigen, welche 
die Regierung des Königs ber franzöfiichen Regierung zukommen zu lafien 
wünfche. j 

Marcheſe Pepoli und ich, wir haben ber franzöfifchen Regierung ben Bers 
trags-Entwurf vorgelegt; wir haben zu verjchiebenen Malen die Gründe auss 
einandergefeht und entwidelt, mit welchen bie Regierung bes Königs ihre 
Vorſchlage unterftügt hat. Der Taiferlide Minifter antwortete, indem er ver: 
ficherte, daß bie franzöfifche Regierung itet3 gewünſcht habe, ihre Truppen aus 
Rom zurüdziehen zu Tönnen, daß fie jelbige aber in der That nicht eher zus 
rüdziehen könnte, als bis bie Regierung des König Bürgſchaſten angeboten 
babe, welche geeignet find, den heiligen Stuhl gegen jeden Verſuch eine® Ueber: 
falles vollfommen fidher zu ftellen. In ber Meinung der franzöfilden Re⸗ 
gierung mußte das Veriprechen ber italienifchen Regierung, bas püpftliche Ge: 
biet weder anzugreifen noch angreifen zu laſſen, durch eine thatfächliche Bürg: 
ſchaft ergänzt werden, welche geeignet wäre, ber Tatholifhen Meinung bas 
Vertrauen einzuflößen, ba bie vorgefchlagene Webereinfunft auch wirkſam fein 
werbe. Bei der Prüfung der Bürgſchaften biefer Gattung hatten bie italie⸗ 
niſchen Unterhändler die ausbrüdliche Meifung befommen, jede Bebingung 
zu verwerfen, welche ben Rechten ber Nation zuwiber ift (de rejeter toute 
condition qui eft été contraire aux droits de la nation). Es fonnte 
fomit weder bie Rebe von einer Entfagung ber nationalen Beftrebungen, noch 
von einer Gefammtbürgfchaft ber katholiſchen Mächte, noch von ber Beſetzung 
eines Punktes des römifchen Staatsgebietes durch bie franzöfiihen Truppen 
als Pfandes der Bollziehung unferer Verſprechungen die Rede fein. Für ung 
ift bie römifche Frage eine moralifche, welche wir durch moralifche Kräfte zu 
fihern ſuchten. Wir nahmen alſo ernftlih und mit Ehrlichkeit bie Pflicht 
auf uns, feine gewaltfamen Mittel zu gebrauchen, welche eine Frage biefer 
Art nicht Töfen würden. Aber wir können uns nicht verfagen, auf bie Kräfte 
ber Givilifation und des Fortſchrittes zu rechnen, um zur Verſöhnung bes 
Papſtthums mit Jtalien zu gelangen, einer Verſöhnung, welche bie franzö⸗ 
ſiſche Einmifhung nur erſchwert und in weite Ferne rüdt. 

„Die franzöfiide Regierung, obgleich fie ben Werth biefer Betrachtungen 
anerfennt, erflärte auf's Neue, daß es ihr unmöglich fei, ben Entwurf Au 
nehmen, wenn berfelbe nicht durth irgend eine thatfächliche Bürgfchaft begleitet 
werben würbe. Es geſchah damals, daß Marcheſe Pepoli, bie innere Lage 
Staliens in Bezug auf die römifche Trage darlegend, bem Kaifer fagte, daß, 
abgefehen von der Frage, um bie es fich gegenwärtig banbelt, unb aus polis 
tifch = ftrategifhen unb abminiftrativen Gründen, bie Megierung fi mit ber 
Möglicgkeitsfrage befchäftige, ben Sit ber Regierung von Turin nad) einer 
andern Stadt des Königreiches zu verlegen. So lange bie römifche Frage 
in einer Periode ber Ungewißheit ohne Annäherung zu einer Löfung [ — 
fo unterbreche dieſe Ungewißheit felber das Stabium ber Möglich! 
folgen Maßregel. Daß aber, wenn bie Uebereinkunft zu Stande 











alien. 


ficher fei, baß bie Regierung gerade in Betrachtnahme der inneren politifchen 
Lage, wie fie durch den Vertrag geſchaffen wurde, die Abficht habe, dem Könige 
zu biefem Entſchluſſe zu vathen, indem bie Nothmendigfeit eines wirffameren 
Ginfluffes (action plus efficaca) auf alle Theile bes Landes und felbft un- 
fere Stellung zu Nom fi zu ben ſtrategiſchen Gründen gefellen würden, um 
ihn zu empfehlen, Es jchien dem Kaiſer, daß biefer Entſchluß, einmal ge- 
faßt, den Zweck, ben man vor Augen babe, erreichen würde. Se. Majeftät, 
indem Sie von dem Verſuche der Verlegung bes Kegierungsfibes jprachen, 
fagten, daß, wenn bas der Gebanfe ber Regierung bes Königs ift, wenn bas 
ber Wunſch der italienifchen Nation ift, viele Schwierigkeiten, die uns in dieſer 
wichtigen römiſchen Frage trennten, bejeitigt wären,.. Wir beflanden darauf, 
daß bie franzöfiiche Regierung außerhalb dieſer Thatfache, die wefentlich als eine 
Trage ber inneren Ordnung zu betrachten fei, den Entwurf einfad) annehme. 
Aber die franzöfiiche Regierung blieb bei ihrer bereits dem Marcheſe Pepoli 
gegebenen Antwort und erklärte, daß, falls bie Regierung des Königs fich 
entichließe, den Regierungsſitz anderweitig zu verlegen, ber jofprtägen Unter: 
zeichnung ber Uebereinkunft fein Hinberniß enigegenitebe. 

„Der Marcheſe Pepoli reifte nach Zurin und legte die Angelegenheit ber 
ber Regierung vor. Damit bie Regierung bes Königs einen Entſchluß fajjen 
könne, war es nothwendig, den Zeitraum feltzufeben, in welchem bie franzö- 
ſiſche Belegung aufhören ſolle. Die kaiſerliche Negierung erklärte, diefer Ter: 
min Tünne nicht weniger als zwei Sabre betragen. Die Anftvengungen ber 
italienifchen Unterhändler, um bdiefen Zeitraum Fürzer zu machen, find ohne 
Ergebniß geblieben. Da bie Regierung nad) reiflider Erwägung beichlofien 
hatte, die Uebereinfunft mit der Clauſel ber Regierungsyerlegung anzunehmen, 
wurden Marchefe Bepoli und ic beauftragt, dieſen Aft abzuſchließen, unb 
man verſah uns zu diefem Behufe mit der nöthigen Vollmacht. Marcheſe 
Pepoli kam den 14. in Paris an, ben 14. wurde bie Redaktion des Artikels 
feftgefeßt unb heute den 15. wurde die Webereinfunft unterzeichnet. 

„Artifel 1 iſt fo beibehalten worden, wie er im Project des Grafen Cavour 
enthalten war. Artikel 2 enthält die Berbindlichkeit Frankreichs, feine Zruppeu 
aus ben päpftlihen Staaten allmälig und in bem Maße zusüdzuziehen, als 
bie päpfilide Armee organifirt fein wird; aber ber letzte Termin ber Räu⸗ 
mung ift auf zwei Sabre anberaumt. Artikel. 3 ift fo, wie ihn ber Entwurf 
bes Grafen Cavour gab, mit her einzigen Ausnahme, daß ftatt bie Zahl ber 


Streitkräfte zu beflimmen, welche die päpfiliche Armee bilden jollen, man über- 


eingekommen ift, daß dieſe Streitkräfte nicht ein Angriffsmittel gegen das ita- 
lieniſche Geupernement bilden bürfen. Außerdem wurben bie Worte „bie 
Ruhe der Grenze’ hinzugefügt, um: die Verpflichtung ber päpftlichen Regierung 
anzubeuten, daß fie ihre Grenze nicht zu einem Zufluchtsorte für das Räu⸗ 
berweien darf werben laſſen. Auch Artikel 4 ift Ähnlich bem Entwurf bes 
Grafen Cavpour. 

„Was nun die Slaufel ber Verlegung betrifft, jo konnte biefelbe nach ber 
Anficht der Regierung des Königs feinen integrirenden Theil ber Convention 


bilben; man kam daher überein, fie in einem getrennten Protocolle niederzulegen, 


befien Original Ew. Exrcellenz ebenfalls hier anliegend finden wird, Durch 


"Anwendung biefer Form hat mar bartyun wollen, Daß eine — Maßregel 


für uns ein weſentlich ber inneren Politik angehöriges Factum jei, welches 
mit ber Eonpention zur: dadurch Gemeinihaft haben fonnte, Daß es eine neue 
Lage ſchuf, in welcher Frankreich eine. Garantie erblidte, die ihm bie Rückbe⸗ 
rufung feiner Truppen erlaubte, und zugleih ein Unterpfand, daß Stalien 
auf bie Auwendung gewaltfamer Mittel zur Occupation Roms verzichte. 
„Ausbrüdfih wurde in unjeren Conferenzen mit dem franzöſiſchen Be⸗ 
vollmächtigien bemerkt, daß die Convention nit mehr noch weniger 
Hedeuten folle und könne, als was fie fage, das heißt, daß durch 


die Sonvention Italien ſich verpflichte, auf jebes gemaltjame Mittel zu 
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wir geichleiten blute, deren Endzwed but Ende Ber Tranzäriiden 


iinteln 

17. Eapt. Eine Art von Kriegeratd unter dem Vorſide dee Könige ſpricht 
fih für die Verlegung ter Hauptſtadt nad Florenz aut, 

20/22. Sept. Unruhen in Turin und gewaltjame Untererüdung berielben. 
— Die Regierung ruft tie Kammern auf ben 5. Det. zuſammen. 

Beridgı bes Miniſteriums an den — u. Zn dem 

Angenblid, in welchem wir die Rermaltung antraten, fand fi die römiſche 
Frage in einem jolden Stande, daf es wenig angemwflen, ba es unnüß 
war, wummittelbare Rerbandlungen darüber anzufmüpfen, die Regierung 
erwartete baber einen pailenderen Zeitpuntt. Nach den Werbumblungen im 
Parlament, welche ber Regierung alt Leititern dienen müflen, folte die vümiiche 
Frage lediglich durch moralifche Mittel geläft werben, die alas ten in 
Uebereinftimmung mit Trantreich verfahren, um die Anwendung bes Nichtinter: 
ventionsprinzips zu erbalten. Der Kaifer Napoleon wunſchte immer, feine 
Truppen aus Rom zurüdzieben zu können, nicht bloß, weil bie® den Prin⸗ 
cipien des öðffentlichen Rechts entipridt, anf melden Das Kaiſerreich berubt, 
fondern auch weil die Wieberanierftehung Italiens einer feiner hauptiächlichften 
Nuhmestitel if. Aber ber Kaijer glaubte, die Macht, bie feine Waſſen feit 
fünfzehn Jahren hüten, nicht plößlich im Stich Taffen zu können. Um die 
katholiſchen Gewiſſen zu beruhigen, mußte die Megierung veripredden, ba® 
päpftlihe Gebiet nicht anzugreifen und Angriffe irregulärer Banden an ber 
Grenze zu verhindern. Dieſes aufrichtig gegebene und fireng zu haltende 
Verſprechen zerftört weber, noch mindert es das Recht und bie 
Beftrebungen ber Nation, aber es ift ein Ausbrud ber Nothwendigkeit, 
einzig bucch moraliſche Kräfte ben Trinmph ber nationalen bee herbeizu⸗ 
führen. . . Während bie Regierung &. M. fi mit ber römiſchen Trage 
Bei hitigte, hat fie die venetianifche Frage nicht vergeſſen. Defterrei 
befindet fich in Venetien ineiner ber fefteften Vofitionen, welche bie Natur und Stun 
geichaffen Hat, und feine Armee gehört nah Zahl, Werth und Material gu 
ben vorzüglichften Heeren Europas. Wenn fie in biefem Augenblick auch das 
Königreich Italien nicht bebroht, fo können fich doch Allianzen bilden und 
Eventualitäten Tönnen auftauchen, beren Gefahren man ohne Aufſchub 
egentreten muß. Kaum war bas Königreich Italien unter dem Scepte 
* Dynaſtie vereint, fo dachte E. M. auch ſchon daran, ein allger 
Defenſivſſy ſtem zur Vertheibigung bes neuen Konigreichs au ſchaffen. 
urtheilte volllommen richtig, daß nur durch ein aut combinittes Deſenſir 
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unfere militärifhe wie politifche Unabhängigkeit gefichert werben könnte. Es 
ift augenſcheinlich, daß das Defenfivfufiem ber alien farbiniihen Staaten nicht 
dasſelbe für Italien fein fonnte. Die öſterreichiſche Stellung, die Nähe ber 
franzöfifchen Grenze, das Ergebniß ber Abtretung Savoyens an Frankreich 
erheifchten, daß ber Sig berffegierung, welcher in ben mobernen Kriegen 
fo große Wichtigkeit bat, unb welcher unter ben befonderen Umftänden, in 
benen fich Stalien befindet, für diejes Lanb noch von größerer ift, von Turin 
in eine in biefer Beziehung beſſer gelegene Stabt verlegt werbe. Unter ben 
vornehmiten Städten bes gegenwärtigen Beſitzthums bes Königreichs ift es 
unftreitig Floren z, welches durch jeine topographiiche Lage und die Po- und 
Alpenlinie, bie e8 dedi, bie günftigften Bebingungen barbietet. Die oberften 
Führer der Lands und Seemacht, von E. M. deßfalls berathen, find derſelben 
Anficht geweien, und e8 fcheint unumgänglich, auf diefer Bafis die von E. M. 
im Sinn gehabte Organifation der Vertheidigung bes Königreichs aufzurichten. 

‚ Diefer Beſchluß, auch burd Gründe der inneren Ordnung motivirt, Tchließt 
fi eng an ben Bertrag, deſſen Schlußfolgerungen er möglicherweiſe bildet. 
Nah Außen und befonders in ben Augen Frankreichs wird er einen Beweis, 
ein Pfand für die Feſtigkeit unjeres Entfchluffes, auf jede Gewalttbat gegen 
das Papſtthum zu verzichten, liefern. , Ein anderes Rejultat wird fein, daß 
bie Kraft ber moraliſchen Mittel, beren fich Italien bedienen wird, um fo 
befjer auf Rom einwirken fann, ba ber Sit ber Regierung näher, 
die Verbindungen häufiger und die Gemeinfamfeit ber Intereſſen und Ge: 
wohnbeiten eine ältere und innigere fein wird.“ 

23. Sept. Der Minifter Peruzzi richtet ein Schreiben an den Präfecten 
von Mailand, worin derſelbe beftimmt ermächtigt wird, der Behauptung 
entgegenzutreten, als enthalte die Konvention mit Frankreich einen 
Verzicht auf Rom: 

„... Die Regierung bat Feine andere Verpflichtung übernommen als bie, 

. „Rom weder ſelbſt anzugreifen noch angreifen zu laſſen.“ Die Verlegung 

ber Hauptitabt fei wefentlich eine militäriihe Maßregel. Bon allen Garan- 

tien, weldhe es bem Kaifer ber Franzofen ermöglichten, feine Truppen aus 

Rom fortzuziehen, fei dies bie einzige, welche habe geboten werben fünnen, bie 

keinen Verzicht auf die Grundſätze, Feinen Widerſpruch gegen bie Beſchlüſſe der 
Barlaments enthalte u. |. w.“ 

„» „» Entlaffung des Minifteriums Minghbetti. General Lamarmora wird 

vom König mit der Bildung eines neuen Miniftertums beauftragt. 

— „ Das neue Minifterium_verfchiebt den Zufammentritt des Parlaments 


bom 5. auf den 24. Oect. 


11.0. Der GStaatsprocurator lehnt die Eingabe mehrerer Turiner 
Advocaten und Bürger, welche die Einleitung einer Unterfuhung 
gegen den Miniſter Peruzzi und den Generaljecretär Spaventa wegen 
ber Ereignifje am 21./22. Sept. verlangen, ab. 

21. „ Ein !gl. Decret rebucirt die Kriegsflotte von zwei Diviflonen auf 
eine. Für die Reduction des Landheeres werden umfafjende Vor: 
bereitungen getroffen. | 

24. „ Eröffnung bes Barlaments. In Turin herricht vollfommene Ruhe. 
Die Regierung legt der Deputirtenfammer die biplomatifche Corre⸗ 
ſpondenz über die Convention vom 5. Sept. und einen Gefeßesentwurf 
bezüglich der Verlegung der Hauptitabt von Zurin nad Florenz vor, 
wofür ein. vorläufiger Erebit von 7 Mill. verlangt wird. Der 
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Präfident der Kammer theilt ihr mit, baß drei Geſuche für eine 
Unterfuhung wegen der Ereigniffe vom 21. und 22. Sept. einge: 
gangen feien. Die Regierung erklärt, daß fie fih im Princip einer 
folhen nicht wiberjebe, wohl aber, daß eine Discuffion über einen 
fo aufreizenden Gegenftand vor dem Botum über ihre Vorlagen 
ftattfinde. Die Unterfudung wird darauf beſchloſſen, ohne daß ein 
aufreizendes Wort laut geiworben wäre, und bie SDringlichleit der 
Regierungsvorlage anerkannt. 
30. Oct. Depeſche des ital. Gejandten in Paris an jeine Regierung: 

„. + » Herr Drouyn be l'Huys bat mir offen geflanden, daß das, was in 
meiner Depeſche geichrieben ftebe, wahr fei. Aber er fügte hinzu, daß ber In⸗ 
halt meiner Depeſche vom franzöjiichen Gefichtspunfte aus in mehreren Punkten 
vervollffändigt werben müfle. . . Herr Drouyn de l'Huys ift ber Meinung, 
daß von „Befltebungen“ (aspirations) veben, nachdem man fich gewaltfame 
Mittel, nah Rom zu fommen, unterjagt babe, die Parteien glauben machen 
beiße, man behalte fih unterirbifche Wege vor. Sch habe erwibert, daB 
nichts in meiner Depefhe zu einer ſolchen Auslegung Veranlaſſung geben 
tönne, baß wir uns ausbrüdli das nationale Streben vorbehalten, aber auch 
zugleih deffen Richtung und Zweck genau beftimmt hätten; daß ich meine 
Regierung zu beleidigen geglaubt haben würde, wenn ih auch nur einen 
einzigen Augenblid bie Nothwendigfeit einer bejonderen Erflärung in biefer 
Hinfiht ftatmirt Hätte. Die unterirdijchen Wege, von denen Hr. Drouyn 
be l'Huys ſpricht, haben nichts gemein mit ben moralifchen Kräften ber 
Eivilifation und des Fortichrittes, Die wir anrufen, um zu einer Verfühnung 
Staliens mit dem Papſtthume zu gelangen. Herr Droyn de l'Huys bat 
daran erinnert, daß in ben Conferenzen von ber einen wie von ber anberen 
Seite erflärt worben war, man bürfe fih nicht mit dem alle beichäftigen, 
daß, troß ber reblidhen Ausführung bes Vertrages von Seiten Frankreichs und 
von Seiten Italiens, bie päpftliche Regierung nicht mehr durch ſich felber 
fortbeftehen könnte und fi unmöglich machte; diefe Eventualität werde eine 
neue, von ber Convention unabhängige und außer ber Vorausficht der con: 
trahirenden Theile liegende herbeiführen. Die beiben Regierungen be: 
bielten fi für biefen Fall vor, fi, wenn derſelbe eintreten 
jollte, alle Freiheit ber Handlung einer- wie andererjeits an 
bewahren. Dieler von Sr. Erc. erwähnte Vorbehalt iſt vollflommen 
begründet, und ich babe Bedacht genommen, ihn jeiner Zeit zur Kenntniß ber ' 
töniglihen Regierung zu bringen. Aber ich hielt mich nicht — in 
meiner für die Oeffentlichkeit beſtimmten Depeſche darauf zurückzukommen, 
und zwar aus zwei Gründen: erſtens mußte ich, da die Bevollmächtigten 
anerkannt hatten, fie köͤnnten und dürften ſich mit einer Eventualität dieſer 
Art nicht näher befaſſen, gleichen Grund haben, es eben ſo in meiner Depeſche 
zu machen. Zweitens konnte ich es nicht über mich bringen, bie Vorausſicht 
bes Falles ber päpftlichen Regierung einzig und allein durch ihre eigene 
Schuld und Ohn macht ber öffentlichen Discuffion zu überliefern. Freilich 
ift dieſe Cventualität möglich; aber wenn man auch fortan alle Fünftigen 
Möglichkeiten im Auge behalten muß, fo ziehen wir e8 body vor, mit unferen 
Gebanten bei ber Meöglichkeit einer Verftändigung zwiſchen bem Papſtthum 
und Stalien zu vermeilen, . .” 

31. „ Telegramm des ital. Geſandten in Paris an feine Regierung: 

„Meine Depeche vom 15. September hat verfchiedene Auslegungen gefun⸗ 
ben und Herrn Drouyn be l'Huys zu zwei Depefchen Beranlaftung gegeben. 
Aus den zwilchen ihm und mir in loyaler Weife gewechfelten Erklärungen 
ergibt fi, bag, wern die Regierung bes Königs fi) vor ber Kammer in ben 
durch meine Depefhe vom 15. September angebeuteten und bucch meine Des 
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peiche vom 30. October näher bezeidmeten Stänzen bält, fie feitens ber 
faiferlichen Regierung nicht desavouirt werden wird.“ 

34.Dct. Der König verzichtet auf 3% Mill. feiner Civilfifte zu Gunften 
bes bebrängten Staatsichakes. | 

— „ Eine große Anzahl von Erzbiſchöfen und Bilchöfen aus den ber- 
jchiedenen Provinzen des Reichs proteftirt gegen ein Circular bes 
abgetretenen Minifters Pijanelli, welches die geiftlichen Seminarien 
der allgemeinen Oberauffiht bes Staates unterworfen hatte, 


— Nov. General Cialdini läßt die äfterr. Grenze forgfältig beſetzen, um 
jeben Zuzug zu den Aufftändifhen in Friaul zu verhindern. 

4. „ Der Fianzminifter Sella legt. dem Parlament die verzweifelte 
Finanzlage des Staates dar und verlangt die Genehmigung einer 
Reihe fchwerer Steuerhöhungen, fowie die Vorausbezahlung der 
Grundfteuer für 1865, um dem drohenden Staatsbankerott zu ent: 
gehen. — Der Minifter des Innern Lanza legt einen Geſetzesent⸗ 
wurf vor, der Turin 1,067,000 2, Rente als Entſchädigung für 
die Verlegung der Hauptftabt gewährt. — Der Juftizminifter Bacca 
zieht den Gejebesentwurf bez. der. geiftlichen Orden zurüd und ver: 
Ipricht, nach genommener Rückſprache mit dem Yinanzminifter bald 
einen andern borzulegen. | | 


T. „ Begiun der Debatte über die Frage ber Verlegung der Haupt: 
ſtadt. Der Abg. Ferrari ftellt die Präjubieialfrage, indem er verlangt, 
baß bie Convention felbft dem Parlament zur Unnahme ober Ber: 
werfung vorgelegt werde. | 

Dep. Lamarmora’s an den Gefandten in Paris als Antwort auf 
bie Dep. Drouyn de l'Huys v. 30. Oct.: 

„... Die Minifter des Königs haben den Willen, und fie wiſſen, daß fie 
auch bie Kraft haben, ben Vertrag pünflih und unverlegt auszuführen. Jhr 
Entſchluß iſt in biefer Beziehung nicht bloß durch bie Loyalität geboten, welche 
verlangt, baß bie von einer Regierung übernommenen Verpflichtungen gehal: 
ten werden, und durch bie Erfenntlichfeit und bie Freundſchaft, welche Stalien 
mit Frankreich verbinden, jonbern aud durch die perfünliche Meberzeugung 
eines jeben von ihnen, daß bie befle Politik für Italien in der vollftändigen 
Ausführung dev Convention vom 15. September hbeftebe.... Der. Vertrag 
vom 15. Sept. genügt vollſtändig den Erforberniffen ber Lage in Bezug auf 
bas Papſtthum, indem er Frankreich und ber Tatholifchen Welt beitimmte 
Bürgichaften gibt. Wenn Stalien, durch bie Verpflichtungen, bie es übernom⸗ 
men hat, auf bie Anwendung von Sewaltmittele verzichtet hat, ſo wird es 
noch vielmehr alle jene unteriwbilchen Wege vermeiden, beren Erwähnung, ich 
muß es geftehen, in ber Depeiche bes Fatferlichen Miniftere der auswärtigen 
Angelegenheiten ich nicht ohne Schmerz bemerkt habe, und an bie auch nur 
zu benten, wir von uns weijen. Aber es ift nicht minder wahr, daß It a⸗ 
lien volles Vertrauen zu der Wirkſamkeit der Civiliſation 
und des Fortſchrittshegt, deren Macht allein hinreichen wirb, 
wir haben bie fefte Zuverſicht, feine Beftrebungen (aspirs- 
tions) zu verwirklichen. In Betreff ber ‘Folgen, welde bie Wirkſam⸗ 
feit ber Elemente ber Givilifation und bes Fortſchritts herbeiführen können, 

. Tann jebe ber beiden contrahirenden Mächte ihre bejonbere Meinung baben 
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.. amd feſthalten; aber ich vermag nicht einzufehen, wie biefe Meinung noch den 


Gegenitand einer praftiichen Erörterung abgeben könnte, fobald nur Stalien 
nude Beftimmtefte erflärt, daß, wenn jeine Beitrebungen (aspirations) 
ſich verwirklichen follten, dies ficherlich nicht geichehen werde durch eine that= 
ſächliche Verlegung bes Vertrages von Seiten feiner Regterung. Unb welches 
find, außer ber firengen Beobachtung der Convention, die nationalen Beſtre⸗ 
dungen Staliens? Herr Droyun be l'Huys bat beabfihtigt, fie in feiner oben 
gebachten Depeche zu beflimmen und zu präcifiren. Die Regierung bes Kö- 
nigs fieht fd mit Bedauern außer Stande, dem faiferlichen Miniſter ber 
ansmärtigen Angelegenheiten auf dieſes Gebiet zu folgen. Die Beſtrebungen 
(aspirations) eines Landes gehören dem nationalen Gewiſſen au und Fünnen 
it unferer Anficht, umter feinem Rechtstitel Gegenfland einer Verhandlung 
zwilchen zwei Regierungen werden, was auch bie Bande fein mögen, welche 
die letteren mit einander verbinden... Mas die Bebeutung angeht, welche bie 
Regierung des Königs ber Verlegung ber Haupiſtadt beilegt, fo babe ich, 
Herr Minifter, nichts zu thun, als die Thatfachen felber xeben zu laſſen. Die 
italiensihe Regierung bat die Ausführung biejer Vertragspebingung , welche 
vielleicht bie — und zarteſte aller von uns durch die Uebereinkommen 
vom 15. September übernommenen Verpflichtungen iſt, ſchon vorbereitet. 
Vorbehaltlich der Berathungen des Parlaments wird binnen wenigen Monaten 
Florenz bie Hauptſtadt Italiens fein. Was ſpäterhin in Folge von Eventu⸗ 
alitäten, welche in. ben Bereich der Zukunft gehören, ſich ereignen kann, das 
kann heute beide Regierungen noch nicht beſchäftigen. Mit Recht bemerkt 
Herr Drouyn de l'Huys: „Den Ereigniſſen iſt es überlaſſen, dieſes Problem 
zu flellen.“ ... Schließlich Babe ih, Herr Miniſter, weil Herr Drouyn be 
l'Huys bie Initiative Bierin ergriffen, ber Eventualität noch zu gebenfen, daß 
auf freien Antrieb in Rom eine Revolution ausbräcde und bie weltliche Macht 
bes heil. Vaters umftürzte. Der kaiſerliche Minifter der auswärtigen Ange: 
legenheiten behält in biefem Falle vollflommene Freiheit ber 
Aktion für Frankreich vor; Italien feinerfeits madt be— 
greiflich Denfelben Vorbehalt...“ 


8. Nov. Die U. Kammer verwirft bie Präjubicialfrage bezüglich ber 


13. 


15. 


16. 


17. 


18. 
19, 


Septemberconvention und beichlieft, in die Discuſſion der Regie: 
rungsvorlage einzutreten. Commiſſionalbericht Mosca. 
„ Debatte ber IL Kammer über bie Verlegung ber Hauptſtadt. 
Mebe Lamarmora’s bezüglich Rom und Venedig — Die Linke hält 
nach ber Rede des Minifterpräfidenten eine PBarteiverfammlung: ein 
großer Theil derſelben erklärt, nunmehr für die Regierungsporlage 
ſtimmen zu wollen, 

„ Debatte der II. Kammer über bie Verlegung ber Hauptſtadt. 
Rebe des Minifterd Lanza. Lamarmora erläutert feine Neuerungen 
v. 13. d. M. 
„ Das Militär fprengt an ber äfterr. Gränze eine Bande, welche 
den Aufftändifchen in Friaul zuziehen will, auseinander und nimmt 


ſie gefangen. 


„ Der Zinanzminifter Sella erflärt, daß bis zum 25. Nov, von 
ber Kammer und vom Senat Vorforge getroffen fein müßte, weil 
fonft die Staatsmafchine nicht weiter fertarheiten koͤnnte. 

„ Die Regierung erflärt fi in ber vffic, Ztg. gegen den Aufſtands⸗ 
verfuch in Friaul. 

„ Schluß der Verhandlungen ber II. Kammer über die Verlegung 
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ber Hauptſtadt: die Regierungsporlage wird. mit 317 gegen 70 Stim- 
men angenommen. Die Abftimmung erfolgt unter Tautlofer Stille. 
Turin ift ruhig. 

241.N Die DI. Kammer nimmt die Finanzvorlagen Sella’s mit 157 
gegen 77 Stimmen an. — Durchgreifende Reduction ber Armee. 

22. „ Die I. Kammer nimmt ein ihr von der Regierung vorge: 
ſchlagenes Gejeb bez. Abzüge an den Beamtengehalten an. 

23. „ Der Iuftigminifter Vacca legt dem Parlament ein neues Geſetz 
bez. Aufhebung der Klöfter und Umwandlung ber Kirchengüter in 
Staatsrenten vor: die gefammte Geiftlichkeit fol in Zukunft auf 
Stantsbefoldung gejeßt werben. 

24. „ Der Senat nimmt die Finanzgeſetze Sella's mit 108 gegen 
27 Stimmen an. 

29. „ Beginn der Senatsbebatte über die Verlegung der Hauptſtadt. 


1. Dec. Senatsdebatte über die Verlegung der Hauptſtadt. Rebe La— 
marmora’s: er erflärt fich entihieben gegen die ital. Anfprüde über 
Venetien hinaus auf Wälfchtyrol, Trieft ꝛc. 

5. „ Senatsvebatte über die Verlegung der Hauptſtadt. Rede des 
Minifters Lanza gegen die weltliche Herrichaft des Papites. 

Die IL Kammer bewilligt die Entſchädigungsſumme für Zurin 

ohne Discuffion. 

7. „» Der Kronprinz Humbert wirb zum Commandanten der Militär: 
divifion von Neapel ernannt. 

9, „ Schluß der Senatsbebatte über die Verlegung ber Hauptſtadt: 

.. ber Gejebesentwurf wird mit 134 gegen 47 Stimmen angenommen. 

10. „ Aud der Senat votirt die Entjhädigungsfumme für Turin und 

. bie Verlegung des Eaflationshofes von Mailand nach Turin. 

41. „ Die Regierung verlangt von ber II. Kammer bie proviſoriſche 

Genehmigung des Budgets für 1865 und verſpricht für das befi- 
nitive Budget eine Eriparung von 60 Mill. im Heerweſen. 

42. „ Der König unterzeichnet das Geſetz wegen Verlegung ber Haupt: 
ftabt nad) Florenz, Bon dieſem Tage an beginnt bie zweijährige 
— zur Räumung Roms durch die Franzoſen nach dem Wortlaut 

der Convention v. 15. Sept. 

Auch der Senat genehmigt ben Geſetzesentwurf über Abzüge an 
ben Benmtengehalten und Penfionen. 

15. „ Die IL Kammer verlängert das ſog. Brigantengefeg bis Ende 
des %. 1865. 

Die vom Kriegeminifter niebergefeßte Commiſſion beantragt, 
ſämmtliche Carabinieri, die am 21. Sept. in Turin auf das Doll 
gekhoffen, in Anflageftand zu verſetzen. Der Kriegsminifter geneh⸗ 
migt den Antrag und gegen 56 Gendarmen wird ber Proceß ein: 
geleitet, 
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Ein miniſterieller Erlaß ordnet die Reducirung des Artillerie⸗ 
perſonals und Materials auf den Friedensſtand an. 


17.Dec, Die II. Kammer genehmigt das proviforifhe Budget für das 


21. 


a2. 


24. 


erfte Quartal 1865 und vertagt fi bis zum 5. Januar. 


„ Ein fol. Decret genehmigt die Statuten der anonymen Gefell- 


Ihaft, welche fi behufs des Verlaufs des Stantsgüter gebilvet 
hat. Diefelbe macht dem Staate fofort einen Vorfhuß von 50 unb 
bald darauf einen weiteren von 150 Mil. 

„ Ein Fol. Decret erflärt die Säcularifation ber Klöfter, Seminare 
und anderer für die Stantsverwaltung nöthiger Gebäude in Florenz 
al8 durch das Hffentlihe Wohl geboten. 12 der größten Klöſter 
von Florenz werden, darauf gejtüßt, fofort in Befchlag genommen. 
„ Kardinal Andrea macht dem Kronprinzen in Neapel einen Beſuch. 
‚„», Die in Neapel au von ber zweiten Inſtanz zum Tode verur- 
teilten Gebrüder La Gala (Aulis-Briganten) werden vom König 
zu lebenslänglihem Eiſen begnabdigt. 

» Dom ganzen Betrage der Grunbfteuer für 1865 im Betrage 
von 121,118,328 8. find bis Ende 1864 95,695,095 8, theils 
durch die Steuerpflichtigen ſelbſt, theils unter fchweren Opfern von 
ben Gemeinde: oder Provincialbehörden vorjchußweife an bie 
Regierung wirklich einbezahlt worden, alſo beinahe 80%. 


16 


Rom. 


23. Febr. Cardinal Antonelli desavouirt im Namen des Papſtes den Car: 
dinal de Bonald von yon wegen feiner Außerungen gegen bie 
franzöſiſche Regierung bezüglih der Einführung der römischen ftatt 
der gallicanifchen Liturgie in der Didcefe von Lyon. 


27. März. Tulminante Rebe des Papftes im Confiftorium gegen Rußland. 
28. ,„ Der Papft autorifirt ein Anlehen von 2,500,000 Fr. confolidirter 
Rente zu 5 %, um das Deficit der Staatsverwaltung zu deden. 


12. April. Entdeckung eines angeblihen Complotts (Filibecks) gegen das 
Reben des Papites. 


4. uni. Nach dem offiz. G. di Roma hat der Peterspfennig von 1860 
bis heute die Summe von 37,690,000 Fr. eingetragen. 

„» Der Municipalrati von Rom (72 Mitgl.) ift endlich ergänzt, 
indem ber Papſt die ihm zuftehenden 36 Ernennungen nun aud) 
vollzogen bat. Der Papft nimmt demſelben ben Eid ab. Veränderte 
Eidesformel für den Senator der Stadt. 

16. „ Kardinal Andrea verläßt Rom und geht troß bes ausbrüdlichen 

Verbots des Papſtes, angeblih aus Gefunbheitsrüdfichten, nad 
Neapel, 


30. Sn Encyclica des Papftes an bie Erzbifchöfe und Biſchöfe von 
Bolen. 

— Aug. Das Budget des gegenwärtigen Kirchenftaats für 1864 weist 
eine Einnahme von 5,319,910 Scubi und dagegen eine Ausgabe 
von 10,728,123 Scudi auf, mithin ein jährliches Deficit, das bie 
gefammte jährlihe Einnahme überfteigt. 

24, „ Kin Runbfchreiben des Cardinals Altieri als Präfecten ber Inder: 
congregation an Jämmtliche Biſchöfe des Erdkreiſes erneuert im Auf: 
trage des Papftes das Mandat Leo XII. v. 26. März 1825, wonad 
die Biſchöfe befugt fein follen, verderbliche Bücher, welche in ihren 
Sprengeln herausgegeben ober verbreitet werben, zu proſeribiren 
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und zu unterbrüden, weil es unmöglich fei, alle in ben verfchiedenen 
Theilen des Erdkreiſes erjcheinenden gefährlichen Bücher unverweilt 
auf den Inder zu ſetzen. 


15. Sept. Frankreich ſchließt mit dem Königreich Italien eine Convention 
bezüglich Räumung Roms durch die franz. Occupationsarmee binnen 
zwei Jahren ab, ohne bie päpftl. Regierung zu den Unterhandlungen 
zugezogen zu haben (j. Frankr.). 

21. „ Proclamation des fog. römijhen NationalcomitE bezüglich der 
Convention vom 15. Sept. zwifchen Frankreich) und dem Königreich 
Italien. 

28. „ Der Cardinal-Generalvicar Patrizi macht bekannt, daß es ber 
Wille Seiner Heiligfeit in biefen ernften Augenblide fei, daß ein 
Bußact begangen werde und ordnet das Nähere an. 

29. „ Großartige Demonftration der Bevölkerung zu Gunſten der 
franzöſiſch-italieniſchen Convention v. 15. Sept. — 


18. Oct. Schreiben des Papftes an den Kaifer Marimilian von Merico 
bezüglich der Forderungen ber Kirche bei ber Neorganifation der 
geſetzlichen Zuſtände Mericos: 

„... Wir hatten ſchon zu wiederholten Malen in öffentlichen Akten und 
bei feierlichen Anläfjen gegen die Wegnahme und Zerftüdelung der Kirchen- 
güter, ſowie gegen die Aufhebung der geiftlihen Orden Einſprache erhoben, 
die falſchen Grunbfäße verdammt, welche ſich gerabezu gegen die Tatholifche 
Kirche richteten, und endlich unfer Verdict gegen verfchiebene andere Mebergriffe 
ausgeiprochen, bie man ſich nicht nur gegen gebeiligte Berfonen, jondern auch 
gegen das Seelforgeramt und die kirchliche Disciplin jelbft erlaubt... . Von 
Zag zu Tag haben wir mit Spannung ben erften Regierungsaften Ew. 
Majeftät entgegengefehen, überzeugt, daß Sie ber von ber Revolution fo arg 
mißhandelten Kirche fchnelle und entfprechende Genugthuung gewähren würden, 
jet es, daß die Gefete aufgehoben, bie fie in das ‘och der Sclaverei gezwängt, 
oder daß neue Geſetze erlaffen würben, bie geeignet wären, bie unheilvollen 
Wirfungen jener Normen zu befeitigen. Bisher find jedoch unfere Hoffnungen 

etäufcht worden (vielleicht nur, weil die Schwierigkeiten zu groß find, bie 
a der Neugeftaltung einer fo zerrütteten Geſellſchaft entgegenftellen); wir 
jehen uns deßhalb genöthigt, und an Ew. Majeftät zu menden unb an bie 
eigentliche Richtſchnur Ihres Handelns, an Ihre religiöfen Gefinnungen zu 
appelliren, fowie endlich Ew. Majeftät an das Verfprechen zu erinnern, das Sie uns 
gemacht, daß Sie die Rechte ber Kirche beſchützen und ſchirmen wollen. Ew. Maj. 
begreifen wohl, daß wenn die Kirche unter dem Drucke belaffen unb in ber Aus⸗ 
übung ihres heiligen Berufes gehindert, wenn bie Gefege nicht widerrufen werben, 
welche ihr verbieten, bewegliches und unbewegliches Vermögen zu erwerben und 
zu befiten, und wenn man fortfährt, Kirchen zu zerſtören und Klöfter 
zu unterbrüden; wenn man den Erlds für die Kirchengüter an fie nicht 
zurückſtellt, fondern ihn einer andern Beftimmung zuführt; wenn man Ordens: 
geiftlichen nicht wieder geftattet, das Orbensfleid zu tragen unb in Gemein- 
haft mit einander zu leben, wenn biefelben vielmehr angehalten werben, im 
Lande zu betteln und in armen und jchlechten Verfteden zu mohnen; wenn 
man den Blättern geftattet, ungeftraft bie Firchlichen Obern zu ſchmähen, bie 
Lehren ber heiligen Kirche felbft anzugreifen — das 2008 ber Gläubigen und 
ber Nachtheil der Kirche nicht diefelben bleiben, fondern noch größer werben 
müffen, als fie es bisher gewejen. . . Um Ihrem Wunſche entgegenzulommen, 
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jenden wir Ihnen unferen Vertreter. Er wirb Ihnen mit lebendigen Worten 
bie Bein fchilbern, die uns die Meldungen verurfadht haben, die bisher zu 
uns gedrungen, und Sie werden noch genauer davon unterrichtet werden, 
welches unfere Abfichten und Intentionen waren, als wir benjelben zu Ihnen 
fandten. Wir haben ihn zugleich beauftragt, in unferem Namen von Ew. 
Majeftät die Zurücdnahme der unheilvollen Gefeße zu verlangen, die jo ſchwer 
auf ber Kirche Gottes laften, und im Vereine mit den Bilchöfen, beziehung: 
weife mit uns felbft, die Ordnung der kirchlichen Angelegenheiten anzubahnen. 
Ew. Majeſtät wilfen wohl, daß, um die dev Kirche durd) Die Revolution ver: 
urſachten Unbilden wieder gut zu machen und berfelben fobald als möglich 
eine glüdliche Zufunft zu fihern, vor Allem erforderlich ift, daß die Fatho= 
liſche Kirche mit Ausſchluß jeder andern Eonfeffion zur Grund— 
lage und Stütze bes mericanifchen Reiches erhoben werde, daß bie Bifchöfe in 
der Ausübung ihres Hirtenamtes vollfommen frei und unabhängig ſeien, bie 
religiöfen Orden wieder hergeftellt und nad den von uns approbirten Normen 
organifirt werben, daß das Kirchengut anerfannt und Niemandem die Er: 
laubniß ertheilt werbe, falfhe und verberbliche Lehren zu verbreiten, daß 
ſowohl der öffentliche wie der Brivatunterriht der Oberauf: 
fiht der Kirche unterworfen bleibe, und endlich die Kirche überhaupt 
von ben Feſſeln befreit werde, welche fie zu den Staate in Abhängigfeit 
fielen und feiner Wilfür unterwerfen.“ 


— Nov. Das office. G. di Roma veröffentlicht fein Telegramm aus Turin 
über bie Verhandlungen des ital. Parlaments bezüglih der Con: 
vention vom 15. Sept. 

20, „ Seligiprehung des Jeſuiten Canifius. 

23. „ Der Oefchäftsträger Spaniens überreiht dem Papft fein Ab: 
berufungsfchreiben. Der Papſt beauftragt ihn, feine Negierung zu 
einer entſchiedenen Haltung bezüglich ber Convention vom 15. Sept., 
namentlih zu Geltendmachung ihres Interventionsrechtes für den 
Tall des Abzugs der franz. Truppen zu bewegen, und übergibt ihm 
ein eigenhändiges Schreiben an die Königin. 


8. Dee. Entdeckung eines neuen angeblichen Complotts (Gebrüder Baffi) 
gegen das Leben des Papites. 
Der Papſt unterzeichnet die Encyclica und den Syllabus gegen 
die fog. moderne Givilifation (ſ. 22. Dec.). 

21. „ Die päpftl. Regierung jchließt mit dem Commandanten der franz. 
Dceupationsarmee ein Uebereinkommen ab bezüglic, Ueberlieferung von 
ca. 600 Sträflingen aus ben ihr entriffenen Provinzen an die Re: 
gierung des Königreichs Italien. 

22. „ DBeröffentlihung der Enchelica und des Syllabus v. 8. Dec. 
Anordnung eines Jubiläums für das J. 1865. 

‚„ Encyclica: „.. . . Ihr wißt wohl, ehrw. Brüder, daß es heutzutage 
nicht Wenige gibt, welche auf die bürgerliche Geſellſchaft das gottlofe und 
alberne Princip bes fogenannten „Naturalismus“ anwenden und fih zu lehren 
unterfangen, „das Antereffe des Staates und der fociale Fortfchritt erforbere 
e8 durchaus, daß bie bürgerliche Geſellſchaft ſich conftituire und vegiere ohne 
ale Rückſicht auf Religion, wie wenn bieje gar nicht beftünde, ober doch ohne 
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irgend einen Unterſchied zwilchen ber wahren Religion und ber falfchen zu 
machen.“ a fie ftehen nicht an, im Wiberfpruche mit ber Lehre ber BI. 
Schrift, ber Kirche und ber hi. Väter, zu behaupten, „ber befte Staat fei 
berjenige, wo man ber Stantsgemalt eine Verpflichtung, Schänder ber 
katholiſchen Kirche mit gefeglichen Strafen in Schranken zu halten, nur in 
jo weit zuerfennt, als es die öffentliche Ruhe erfordert.” Won diefer durchaus 
falfchen Auffaffung ber Staatsgewalt ausgehend, ſcheuen fie fich nicht, jene 
falſche, der Fatholifchen Kirche und dem Heile der Seelen fo fehr nachtheilige, 
[don von Unjerm Vorgänger Gregor XVI. als Wahnfinn bezeichneten Meinung, 
daß nämlich bie Gewiſſens- und Cultusfreiheit ein jedem Menfchen 
eigenthünmliches Necht fei, das in jedem wohlgeorbneten Staat durch das 
Geſetz ausgejprochen und gewährleiftet werden folle, und daß die Bürger ein 
Recht auf vollftändige durch Feine Firchliche oder ſtaatliche Obrigkeit zu 
beſchränkende reiheit haben, alle ihre wie immer gearteten Gebanfen durch 
Wort und Schrift oder auf andere Weife vor aller Welt zu offenbaren. 

„Während fie aber diefe unbefonnenen Behauptungen aufitellen, bedenken 
und erwägen fie nicht, daß fie damit die Freiheit des Verderbens proclamiren, 
und daß es, wenn e8 durchwegs geftattet wäre, mit Gründen ber meñnſchlichen 
Vernunft zu flreiten, nicht an Leuten fehlen würde, welche ber Wahrheit zu 
wibderftehen wagen und fih auf bie Mortfertigkeit ber menfchlichen Weisheit 
verlaffen, während ber chriftliche Glaube und die chriftliche Weisheit aus der 
Anordnung unferes Herrn Jeſu Chrifti felbft willen, wie fehr fie jene fo 
gefährliche Eitelkeit vermeiden müſſen. — Und weil da, wo von ber bürger- 
lihen Gefellfehaft die Religion ferngehalten und die Lehre und das Anjeben 
der göttlichen Offenbarung verſchmäht worden ift, felbft der Tautere Begriff 
ber Gerechtigkeit und des menfchlichen Nechts mit Finfternig verhült und 
verloren wird und an Stelle ber wahren Gerechtigkeit und bes gejeglichen 
Rechtes die materielle Gewalt gejeßt wird, jo wird hieraus Far, warum 
manche mit gänzlicher Verachtung und Hintanfegung der unzmeifelhafteften 
Grunbfäße der gefunden Vernunft zu fehreien wagen: „baß ber durch bie 
fogen. öffentliche Meinung oder in anderer Weije geoffenbarte Volkswille das 
höchſte, von jedem göttlichen und menſchlichen Recht unabhängige Gefeb bilde, 
und daß in der ftaatlihen Ordnung vollendete Thatfachen dadurch, daß fie 
vollendet find, Rechtskraft haben.” In der That, wer fieht nicht ein und 
fühlt e8 nicht heraus, baß die von ben Banden der Religion unb der wahren 
Gerechtigkeit losgelöſte menfchliche Geſellſchaft in Wahrheit feine anbere Abficht 
baben Fönne, als das Ziel: Reichthümer zufammenzuraffen und aufzuhäufen, 
unb fein anderes Gefeg in ihren Handlungen zu befolgen, als bie ungezähmte 
Begehrlichfeit des Herzens, den eigenen Gelüften und Vorteilen zu fröhnen. 

„Darum verfolgen auch diefe Menſchen mit bitterem Haffe die refigidfen 
Genoſſenſchaften, obgleih ſich biefelden um Chriftentbum, Staat und 
Wiffenfchaft fo Hoch verdient gemacht, und ſchmähen, daß felbe feinen geſetz⸗ 
lichen Rechtsgrund zur Eriftenz Haben und pflichten fo den Auseinanderjegungen 
ber Irrlehrer bei. Denn, wie Unfer Vorfahrer Pius VI. fel. Andentens höchſt 
weiſe Iehrte, verlegt die Aufhebung der Ordensleute ben Stand bes öffentlichen 
Belenntniffes der evangelifchen Rathe, verlegt eine in ber Kirche empfohlene, 
ber apoftolifchen Lehre entiprechende Rebensweife, fie verlegt die ausgezeichneten 
Stifter felbft, bie wir über den Altären verebren und welche biefe Genofjen- 
ſchaften nur von Gott angetrieben geftiftet haben. Zugleich künden fie ruchlos 
an: man müſſe den Bürgern und ber Kirche das Recht nehmen, öffentlich 
Almofen zum Zweck chriftlicher Liebe zu fammeln, und das Geſetz ſei aufzu- 
heben, wonach an einigen gewillen Tagen die Tnechtlichen Arbeiten wegen bes 
Gottesdienftes verboten find, indem fie argfiftig vorgeben, daß das erwähnte 
Recht ve Geſetz den Grunbfäten einer ganz guten Volkswirthſchaft ent- 
gegen jei. 

„Und damit nicht zufrieden, die Religion vom öffentlichen Leben auszu⸗ 
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ſcheiden, wollen fie bie Religion felbft noch bon ben Familien abiperren. Denn 
inbem fie den höchſt traurigen Irrthum des Gommunismus und des Socia⸗ 
lismus lehren und befennen, behaupten fie: daß die häusliche Geſellſchaft oder 
Familie, das ganze Recht ihrer Eriftenz nur vom bürgerlichen Recht 
ableite und fomit nur aus dem bürgerlichen Geſetz alle Rechte der Eltern über 
die Kinder, und an erfter Stelle das Recht über ben Unterricht und die Er: 
ziehung zu forgen berflamme und abhänge. 


Mit diefen gottlofen Lehren und Umtrieben bezweden jene höchſt argliftigen 
Menſchen hauptfächlich bieß, daß bie heilbringende Lehre und ber Einfluß 
der Fatholifchen Kirche aus dem Unterriht und der Erziehung ber 
Sugenbd verbannt und bie zarten und lenkſamen Gemüther der Jugend durch 
allerlei gefährliche Irrthümer und Laſter kläglich angeftedt und verkehrt 
werben. Es haben ja, wie wir oben andeuteten, Alle, welche e8 unternahmen, 
Verwirrung in Kirche und Staat anzuftiften, die gejellichaftliche Ordnung um⸗ 
zuftürzen und alle göttlichen und menſchlichen Rechte zu vernichten, bejtändig 
alle ihre fchlechten Abfichten, Beftrebungen und Mühen darauf gerichtet, vor⸗ 
zügfich die unvorſichtige Jugend zu berüden und zu verderben, und haben 
alle Hoffnung auf die Verführung ber Jugend gejeßt. Darum hören fie nie 
auf, bie Welt: und Orbensgeiftlichfeit, bie, wie die beglaubigtiten gefchichtlichen 
Denkmäler glänzend barthun, der Chriftenheit, dem Staate und der Wiffen- 
ſchaft fo große Dienfte geleitet haben, in jedweder ruchloſen Weile zu ver: 
folgen, und öffentlich auszufagen, „daß gerade bie Geiftlichfeit als Feindin 
bes wahren und nützlichen Fortfchritts in der Wifjenfhaft und Gefittung aller 
Beforgung bes Jugendunterrichts und ber Jugenderziehung und jeder Ver: 
pflichtung dazu enthoben werde.” 


„Andere aber wiederholen die ſchlechten und fo oft verworfenen Erfindungen 
ber Neuerer und erfühnen ſich mit einer merkwürdigen Unverſchämtheit, bie 
ber Kirche und dem Apoftolifhen Stuhle von Ehriftus dem Herrn verliehene 
Höchfte Autorität dem Machtipruche der bürgerlichen Autorität unterthänig zu 
machen, und alle Rechte zu leugnen, weldye der Kirche und dem Apoſto— 
lifhen Stuhle in Betreff ber äußern Ordnung zuftehben. Ge 
rade biefe fcheuen ſich keineswegs, zu behaupten, „Die Kirchengefeße verpflichten 
nur bann im Gewifjen, wenn fie von ber weltlichen Gewalt verfünbet feien; 
die die Religion und bie Kirche betreffenden Acten und Decrete der römiſchen 
Päpfte bedürfen der Sanction und Genehmigung, oder doch wenigftens ber 
Auftimmung ber Staatsgewalt; bie Apoftolifchen Gonftitutionen, welche bie 
geheimen Gefellichaften, ob nun in denſelben zur Wahrung bes Geheimniffes 
ein Eib gefordert werde oder nicht, verbammten und beren Anhänger und 
Begünftiger mit dem Kirchenbanne beitraften, hätten in jenen Ländern, wo 
bergleichen Gefellichaften von ber Staatsregierung gebulbet find, feine bindenbe 
Kraft; bie von der Kirhenverfammlung von Trient und von den römiſchen 
Päpften über jene verhängte Ercommunication, welche Rechte und Beſitzthümer 
ber Kirche an fich reißen und in Befib nehmen, beruhe auf einer VBermengung 
ber geiftlihen und weltlichspolitifchen Ordnung und verfolge ein rein irbifches 
Intereſſe; die Kirche dürfe nichts anordnen, was in Bezug auf ben Gebrauch 
irbiicher Dinge bie Gewilfen der Gläubigen binden könnie; ber Kirche ſtehe 
fein Recht zu, mit weltliden Strafen gegen bie Stellvertreter ihrer Geſetze 
vorzugehen; es ſei ben theologifchen und ftrafrechtlichen Grundfägen gemäß, 
wenn das Eigentbum an dem Beſitze der Kirchen, der Flöfterlihen Genoffen: 
ſchaften und anderer frommen Stiftungen für ben Staat in Anſpruch genom- 
men werde.” Gieerröthen auch nicht, die von Häretifern aufgeftellten Grund: 
ſätze, durch welche jo viele verkehrte Meinungen und Irrthümer in’s Dafein 
gerufen werben, vor Aller Augen und Ohren zu predigen. Sie fagen nämlid 
immer, „bie kirchliche Gewalt fei nicht nad) göttlihem Rechte von der welt 
lien Gewalt unterfhieben und unabhängig, und eine berartige Unterfcheibung 
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und Unabhängigkeit könne auch nicht forbauern, ohne daß bie Kirche in 
weſentliche Rechte ber Staatsgewalt eingreife und fich ihrer bemächtige.“ 

„Nicht mit Stillſchweigen können wir die Vermeffenheit derjenigen über: 
geben, die mit Aufrechthaltung einer feineswegs vernünftigen Lehre behaupten, 
„man könne ohne Sünde und ohne Nachtheil für den katholiſchen Glauben 
ben Entjheidungen und Decreten bes Apoftolifchen Stuhles, die das allgemeine 
Wohl der Kirche, ihre Rechte und Disciplin zum Ziele und Gegenftand haben, 
wenn fie nur die Glaubens: und Sittenlehre nicht berühren, Veipflihtung und 
Gehorſam verfagen.” jedermann fieht unb begreift klar und deutlich, wie 
jehr dieſe Behauptung mit dem Tatholifchen Slaubensfate von der durch Jeſus 
Ehriftus ſelbſt dem römiſchen Papſte göttlich übertragenen Vollgewalt, die ge: 
fammte Kirche zu weiden, zu führen und zu regieren, im Widerfpruche fei. 

„Snmitten fo großer Verfehrtheit falfcher Cebren haben Wir nun, wohl 
eingeben? Unferer apoftolifchen Pflicht, und voll Sorge um Unfere heilige Re⸗ 
ligion, die wahre Xehre und das von Gott Uns anvertraute Heil der Seele, 
Unfere apoftolifhe Stimme neuerdings erheben zu follen geglaubt. Daher 
verwerfen und verbammen Wir kraft Unſeres apoftolifchen Amtes alle und 
jebe ‚der in biefem Schreiben einzeln erwähnten verfehrten Meinungen und 
Lehren und wollen und verorbnen, baß biefelben von allen Kindern ber ka⸗ 
tholifhen Kirche in jeder Beziehung für verworfen und verdammt angefehen 
werben... .“ 


I. Syllabus (Zufammenftelung) berjenigen Lehrmeinungen ber Zeit, 
welhe vom Bapfte verworfen und verbammt werben: 


6.1 Irrthümer bes Pantheismus, Naturalismus und bes 
abjolutenRationalismus. 1. Es gibt fein höchftes, allweifes und allvor⸗ 
berfebendes, vom Weltall unterjchiedenes göttliches Weſen, und Gott ift eins mit 
der Natur, Daher bem Wechfel unterworfen und Gott wirb wirklich in bem Menſchen 
und ber Welt, und Alles ift Gott und hat in fich das eigenfte Wejen Gottes; Gott 
und die Welt find eins und dasfelbe, und fofort eins unb basfelbe auch Geift 
und Materie, Nothwendigkeit und Freiheit, Wahres und Falſches, Gutes unb 
Böfes, Gerechtes und Ungeredhtes. 2. Jede Wirkſamkeit Gottes auf Menfchen 
und Welt ift zu läugnen. 3. Die menſchliche Vernunft ift mit gänzlicher 
Außerachtlaffung Gottes einziger Schiedsrichter über wahr und falfch, gut unb 
böſe; fie ift fich ſelbſt Gejeg und ihre natürlichen Kräfte reichen bin, bie Wohl: 
fahrt von Menjchen und Völkern zu beforgen. 4. Alle Wahrheiten ber Reli⸗ 
gion fließen aus der angebornen Kraft der menjchlichen Vernunft; baber ift 
die Vernunft bie oberfte An nad) weldyer der Menſch die Erfenniniß aller 
Wahrheiten jeglicher Art erlangen Tann und fol. 5. Die göttliche Offenbas 
rung ift unvollfommen und daher einem fortwährenden und unendlichen Fort⸗ 
Schritt unterworfen, im Verhältniß zum Fortichreiten ber menſchlichen Ver⸗ 
nunft. 6. Der chriftliche Glaube ift mit der menſchlichen Vernunft im Wider: 
ſpruch und bie göttliche Offenbarung nützt nicht allein nichts, ſondern fie ſchadet 
ſogar der Vervollkommnung des Menſchen. 7. Die in der heiligen Schrift 
dargelegten und berichteten Prophezeihungen und Wunder find Erfindungen 
von Dichtern und die Geheimniſſe des hriftlichen Glaubens find bie Summe 
pbilofophifcher Forihungen; in den Büchern beider Teftamente find mythiſche 
Erfindungen enthalten; und Jeſus Chriftus felbft ift eine mythifche Er: 
bichtung. 

F. I. Irrthümer bes gemäßigten Rationalismus. 8. Da bie 
menschliche Vernunft mit ber Religion auf gleicher Stufe fteht, fo find deswegen bie 
theologilchen Disciplinen ebenfo wie die philofophifchen zu bebanbeln. 9. Alle 
Dogmen ber chriftlichen Religion find ohne Unterfchied ein Gegenflanb ber 
natürlichen Wilfenfhaft oder der Philofophie; und bie bios hiſtoriſch gebilbete 
menſchliche Vernunft fann aus ihren natürliden Kräften und Principien zu 
ber wahren Erkenntniß von allen, auch ber tieferkn Dogmen gelangen, fofern 
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nur ber Vernunft ſelbſt diefe Dogmen als Object vorgelegen waren. 10. Da 
etwas Anderes der Philojoph und etwas Anderes bie Philofophie ift, jo bat 
jener das Recht und die Pflicht, ſich ber Autorität, welche er für bie wahre 
erfannt bat, zu unterwerfen; aber bie Philofophie kann und darf fich nicht 
irgend einer Autorität unterwerfen. 11. Die Kirche darf nicht nur nicht gegen 
bie Philofophie jemals einfchreiten, fondern muß vielmehr die Irrthümer der 
Philofopbie dulden und es biefer überlaffen, daß fie fi felbft corrigire. 
12. Die Decrete des apoftolifhen Stuhles und der römiſchen Congregationen 
hindern den freien Fortjchritt der Wiſſenſchaft. 13. Die Methode und bie 
PBrincipien, nad) welchen bie alten fcholaftiichen Doctoren die Theologie aus: 
gebildet haben, find den Bebürfniffen unferer Zeit und bem Fortjchritt der 
Wiſſenſchaften durchaus nicht angemeljen. 14. Die Philofophie muß ohne 
alle Rüdficht auf bie übernatürlihe Offenbarung betrieben werben. 

6. IL. Irrthümer bes Andifferentismus und Latitudina= 
rismus. 15. Es fteht jedem Menfchen frei, jene Religion anzunehmen unb 
zu befennen, welche er bei bem Fichte feiner Vernunft für die wahre hält. 16. Die 
Menfchen Finnen in berllebung jedweder Religion ben Weg bes ewigen Heils finden 
und bie ewige Seligfeit erlangen. 17. Wenigftens darf wohl gehofft werben für 
das ewige Heil Aller, welche in Teinerlei Weife in ber wahren Kirche Chriſti ſich 
befinden. 18. Der Proteftantismus ift nichts Anderes, als eine verjchiedene 
Form berfelben wahren, hrifilichen Religion, in welcher es möglich ift, Gott 
ebenjo zu gefallen, als in ber katholiſchen Kirche, 

. V. Irrthümer über die Kirche und ihre Rechte. 19. Die 
Kirche ift nicht eine wahre und vollkommene, völlig freie Geſellſchaft und fteht 
nicht auf ihren eigenen und conjtanten, von ihrem göttlichen Stifter ihr ver: 
liehenen Rechten, fonbern es ift Sache ber Staatsgewalt, zu beftimmen, welches 
die Rechte ber Kirche und welches die Schranken feien, innerhalb deren fie 
biefe ausüben könne. 20. Die Kirchengewalt darf ihre Autorität nicht ohne 
Erlaubniß und Zuſtimmung der Staatsgewalt ausüben. 21. Die Kirche bat 
nicht die Macht, dogmatiſch zu enticheiden, daß die Religion ber Tatholijchen 
Kirche die einzig wahre Religion fei. 22. Die Verpflichtung, welche katholiſche 
Lehrer und Schriftfteller überhaupt bindet, ift auf das bejchränft, was von 
bem unfehlbaren Ausfpruche der Kirche als Glaubensſatz Allen zu glauben 
vorgeftedt wird. 23. Die römifchen Päpfte und die allgemeinen Goncilien find 
von den Grenzen ihrer Gewalt abgefommen, fic haben Rechte ber Fürften 
ujurpirt und auch in Feſtſetzung der Glaubens: und Sittenlehre geirrt. 24. Die 
Kirche hat Teine Macht, Gemwaltmittel anzuwenden, unb hat überhaupt Feine 
zeitliche Macht weber birect noch indirect. 25. Außer ber dem Episcopat in⸗ 
härirenden Gewalt gibt e8 noch eine andere weltliche, welche vom Staat aus⸗ 
drücklich oder ftillfchweigend verliehen ift, und daher von ber Staatsregierung 
nach Belieben zurüdgenommen werden kann. 26. Die Kirche hat Fein ange: 
bornes und legitimes Recht auf Erwerb und Beſitz. 27. Die geweihten Diener 
ber Kirche und ber römiſche Papſt find durchaus von aller Sorge und Herrſchaft 
über weltliche Dinge auszufchließen. 28. Biſchöfe haben ohne Erlaubniß ber 
Staatsregierung fein Recht, fogar apoftoliiche Schreiben zu veröffentlichen. 
29. Die vom Papfte verliehenen Snaben müffen für ungültig angefehen werben, 
wenn fie nicht durch die Staatsregierung nachgefucht worden find. 30. Die Im— 
munität ber Kirche und ber kirchlichen Perſonen hatte ihren Urfprung im Eivil- 
recht. 31. Die geiftliche Gerichtsbarkeit für zeitliche Rechtsfälle ber Kleriker, 
fowohl in Civil⸗ als Criminalfachen, ift völlig abzufchaffen, auch ohne Bes 
fragen unb gegen ‚ben Einfpruch bes apoftoliihen Stuhles. 32. Ohne alle 
Verlegung bes natürlichen Rechtes und ber Billigkeit kann die perfönliche Be: 
freiung ber Kleriker von Militärpflicht und Meilitärbienft abgeichafft werben, 
eine Abſchaffung, welche in ber That der bürgerliche Fortſchriti, vorzüglich in 
Staaten mit einer freifinnigen Verfaffung, verlangt. 33. Es gehört nicht 
einzig zus kirchlichen Jurisdictionsgewali, aus eigenem und angeborenen Rechte 
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bie Lehre der Theologie zu Teiten. 34. Die Lehre, welche den römiſchen Papft 
mit einem freien in der ganzen Fatholifchen Kirche waltenden Fürften vergleicht, 
ift eine Lehre, welche im Mittelafter vorzüglich vermögend war. 35. Nichts 
verbietet, durch Beſchluß eines allgemeinen Concils oder durch einen gemein- 
famen Völkeract das oberſte Pontificat von dem römiſchen Bilhof und von 
Rom auf einen andern Bifchof und eine andere Stabt zu übertragen, 36. Die 
Eniſcheidung eines Nationalconcils Yäßt Feine weitere Erörterung zu und bie 
Staatsregierung kann innerhalb biefer Schranken entjcheiden laſſen. 37. Es 
können Nationalfirchen errichtet werden, welche ber Autorität bes römiſchen 
Papftes entzogen und von ihr ganz getrennt find. 38. Zur Trennung der 
Kirche in eine morgenländifche und eine abendländiſche haben bie maßlofen 
Schhiebsfprüche ber römifchen Päpſte beigetragen. 

SV Irrthümer über die bürgerlihe Sefellfhaft ſowohl 
an fi als in ihren Beziehungen zur Kirde. 39. Der Staat, als 
Urfprung und Quelle aller Rechte, beeinflußt durch Feine Beichränfungen be⸗ 
grenztes Recht. 40. Die Lehre der Fatholifchen Kirche widerftreitet bem Wohle 
und Vortheile der menfchlihen Geſellſchaft. 41. Der Staatsgewalt fteht, ſelbſt 
wenn fie von einem ungläubigen Fürften ausgeübt wird, ein inbdirectes nega= 
tives Recht in religidfen Dingen zu; es fteht ihr alſo nicht nur das Vollzugs- 
recht (Recht ber Erequatur), fondern auch das Hecht der Berufung (gegem 
firchliche Verfügungen an ftaatlidhe Behörden) wegen Mißbrauch (der Tath. 
Antsgewalt) zu. 42. In einem Gefetconflict beider Gemalten gibt das 
weltliche Geſetz den Ausſchlag. 43. Die meltliche Gewalt bat die Befugniß, 
feierliche Verträge (Concorbate), welche über Ausübung der zur firdhlichen 
Immuni gehörigen Rechte mit dem bl. Stuhl abgefchloffen find, ohne 
deffen Einwilligung, ja fogar gegen feinen Widerfpruch, zu beſchränken, für 
ungültig zu erflären und außer Geltung zu feben. 44. Die weltlidye Ge: 
walt Tann fi) in Dinge mifchen, bie fi) auf die Religion, die Sittenzucht 
und bas geiftliche Regiment beziehen. Daher kann fie aburtheilen über bie 
Weiſungen, welche die Hirten ber Kirche Fraft ihres Amtes zur Richtſchnur ber 
Gewiſſen erlaffen, ja fie Fann fogar über die Verwaltung der heil. Sacra⸗ 
mente und über die nothiwendigen Bedingungen, fie zu empfangen, entjcheiden. 
45. Die ganze Leitung ber öffentlichen Schulen, in welchen bie Jugend eines 
chriſtlichen Staates unterrichtet wird, — nur die bifchöflichen Seminarien in 
gewilfer Beziehung ausgenommen, Tann und muß der Staatsgewalt zuflehen, 
und zwar fo, daß Fein Recht irgend einer andern Autorität zuerfannt werde, 
fih in die Schulzudt, in bie Leitung der Studien, in bie Verleihung ber 
Grade, in bie Wahl und Beftätigung der Lehrer zu mifchen. 46. Selbft in 
den Priefterfeminarien unterliegt der einzuführende Lehrplan der Genehmigung 
ber Staatsgewalt. 47. Die befte Staatseinrichtung erfordert, daß die Volks⸗ 
ſchulen, welche allen Kindern jeder Volfsklaffe offen ftehen, und die öffentlichen 
Snftitute überhaupt, welche für ben höheren wiſſenſchaftlichen Unterricht ber 
Erziehung ber Jugend beitimmt find, aller Autorität ber Kirche, ihrer leiten⸗ 
ben Gewalt und ihrem Einfluffe entzogen und vollftändig ber Leitung ber 
bürgerlichen und politiichen Autorität unterftellt werden, nad bem Be: 
lieben ber Herrfchenden und nad Maßgabe ber öffentlichen Meinung ber 
Zeit. 48. Es kann Fatholifhen Männern jene Art des Jugendunterrichts 
erlaubt werben, die vom fatholifchen Glauben und ber Gewalt ber Kirche 
ganz abfieht, und welche bie Kenntniß ber natürlihen Dinge unb bie Ziele 
des irdiſchen focialen Lebens ausſchließlich oder doch in eriter Reihe im Auge 
hat, 49, Die weltliche Gewalt darf es verhindern, daß bie Biſchöfe und bie 
gläubigen Völker frei und belichig mit dem römiſchen Papſte verkehren. 
50. Die weltliche Obrigfeit hat von fih aus dag Net, Biſchöfe vorzuſchla⸗ 
gen und kann von ihnen verlangen, daß fie die Verwaltung ihrer Diöcefen 
antreten, bevor fie vom heil. Stuhl bie canoniſche Einfeßung und bie apo— 
ftolifchen Schreiben haben. 51. Die weltliche Regierung hat jogar das Recht, 
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bie Bifchdfe von ber Ausübung ihres oberhirtlichen Amtes zu entfeßen und ift 
nicht gehalten, dem römiſchen Papfte in demjenigen gehorfam zu fein, was 
bie Inftitutionen ber Bisthümer und der Bilchöfe betrifft. 52. Cine Regie 
rung kann das von ber Kirche für Ablegung der Orbensgelübbe für Männer 
und Frauen vorgejchriebene Alter eigenmächtig abändern und allen Ordens⸗ 
genofjenfchaften verbieten, ohne ihre Erlaubniß Jemanden zur Ablegung ber 
Gelübde zuzulafien. 53. Die Geſetze find abzufchaffen, welche ben Schuß der 
religiöfen Orben, ihre Rechte und Verpflichtungen betreffen; die Staatsregie- 
rung Tann fogar Allen Unterftügungen gewähren, welche von bem übernom- 
menen Orbensftande abfallen und bie feierlichen Gelübde brechen wollen; in- 
gleichen Tann fie Ordenshäuſer ebenjo wie Collegiatkirchen und einfache geift- 
liche Pfründen, ſogar wenn fie dem Batronatrechte unterftehen, aufheben und 
ihre Güter und Einfünfte der Staatsgewalt unterftellen und als Eigenthum 
übernehmen. 54. Könige und Fürften find nicht nur von der Jurisdiction 
ber Kirche ausgenommen, fondern ftehen auch bei Entſcheidung von Juris⸗ 
bictionsfragen höher als bie Kirche. 55. Die Kirche ift vom Staate, ber 
Staat von ber Kirche zu trennen. 

$ VI Irrthümer über das natürlihe und das Kriftliche 
Sittengefeß, 56. Die GSittengefete bebürfen ber göttlichen Sanction 
nicht, und es ift gar nicht nothwendig, daß die menjchlichen Geſetze mit dem 
natürlichen Rechte in Webereinftimmung gebracht werben ober ihre verbinbenbe 
Kraft von Gott erhalten. 57. Die Philoſophie und bie Sittenlehre, ingleichen 
die bürgerlichen Geſetze können und dürfen von ber Firdhlichen und göttlichen 
Autorität abweichen. 58. Es find feine anderen Kräfte anzuerkennen, als 
diejenigen, welche in ber Materie ruhen und alle Sittlichfeit darf in jebmög- 
liche Anhäufung und Mehrung von Reichthum und in Befriedigung von finn: 
licher Luſt gefeßt werben. 59. Das Recht befteht in ber materiellen That; 
alle Pflichten der Menſchen find ein leerer Name und alle menfchlichen Thaten 
haben Rechtskraft. 60. Die Autorität befteht im numeriſchen Gewicht unb 
in ber Summe ber materiellen Kraft. 61. Das gelungene Unrecht ber That 
thut der Heiligfeit des Nechtes Teinen Eintrag. 62. Das jogenannte Nicht: 
interventionsprincip ift zu verfünben und zu beobachten. 63. Man barf ben 
rechtmäßigen Fürften ben Gehoriam verfagen, ja fogar gegen fie auffiehen. 
64. Der Bruch jedes noch fo heiligen Eides und jebe verbrecherifche und 
fhänbdliche, dem ewigen Geſetze zumwiderlaufende Handlung ift nicht nur nicht 
verwerflich, fondern durchwegs erlaubt und jogar höchſt lobenswerth, wenn es 
aus Liebe zum Vaterland gefchieht. 

$ VII. Irrthümer über die hriftlihe Ehe. 65. Es kann fein 
Grund dafür vorgebracht werben, daß Chriftus die Ehe zur Würde eines 
Sacramentes erhoben habe. 66. Das Sacrament der Ehe ift nur etwas 
zum Bertrag Hinzufommendes und von ihm Trennbares, und das Sacrameni 
jelbft Tiegt einzig und allein in der ehel, Einfegnung. 67. Nach dem Natur: 
recht ift das Eheband nicht unauflöslich und in verfchiebenen Fällen Tann bie 
Eheſcheidung im eigentlihen Sinne durch Die weltliche Behörbe beftätigt wer: 
den. 68. Die Kirche bat nicht bie Vollmacht, trennende Ehehinderniſſe ein= 


- zuführen; biefe li fteht der weltlichen Gewalt zu, von welcher aud) 


die beftehenden (Ehe:)Hinderniffe aufzuheben find. 69. Die Kirche Hat erfi 
in ben fpäteren Jahrhunderten angefangen, trennende Ehehinderniſſe einzu: 
führen, nicht aus eigenem Recht, jondern in Anwendung bes ihr von ber 
weltlichen Gewalt übertragenen Rechtes. 70. Die tridentinifchen Canones, 
welche über jene das Anathem verhängen, bie das Recht der Kirche zur Auf: 
ftellung trennender Chehinderniffe zu leugnen wagen, find theild nicht dogma⸗ 
tifher Natur, theils als von jener Gewalt übertragen zu verftehen. 71. Die 
Form (dev Eheſchließung) des Tridentinums ift bei Strafe der Ungiltigfeit 
unverbindlich, wo das weltliche Geſetz eine andere Form vorfchreibt und ver: 
langt, daß von biefer Form bie Giltigkeit ber Ehe abhänge. 72. Boni⸗ 
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facius VII. hat zuerſt erklärt, daß das bei der Ordination abgelegte Keuſch⸗ 
beitsgelübde Die Ehe aufhebe. 73. Kraft eines reinen GCivilvertrages Tann 
unter ben Ghriften eine wahre Ehe beftehen, und es ift falfch, baß entweder 
ber Ehevertrag unter Chriften immer ein Sacrament ſei, ober baß auch Fein 
Vertrag vorhanden fei, wenn das Sacrament davon ausgejchloffen iſt. 
74. Chefahen und Sponjalien gehören ſchon ihrer Natur nach vor das welt- 
lihe Gericht. 

SG IX. Irrthümer über die weltlihe Herrſchaft ber römi- 
[hen Päpſte. 75. Ueber bie Vereinbarkeit der weltlichen mit der geiftlichen 
Herrfchaft des Papftes ftreiten fich bie Söhne ber hriftlichen und Fatholifchen 
Kirche. 76. Die Abſchaffung der weltlichen Herrſchaft, die ber apoſtoliſche 
Stuhl befigt, würde zur Freiheit und zum Glück ber Kirche fehr viel bei- 
tragen. 

x X. Irrthümer, bie fih aufben heutigen Liberalismus 
beziehen. 77. Sn unferer Zeit ift e8 nicht mehr nützlich, daß bie katho⸗ 
liſche Religion als alleinige Staatsreligion mit Ausjchluß anderer Eulte gelte, 
78. Es war daher gut gethan, in gewilfen Fatholifchen Ländern den Einwan- 
berern gefeglich die öffentliche Ausübung ihres Gultus, welcher e8 auch fei, 
zu garantiren. 79. Es iſt falfh, daß bie flaatliche Freiheit der Eulte und 
bie allen garantirte Freiheit — alle Arten und Schattirungen von Meinungen 
und Anfichten öffentlich befannt zu machen, zur Verderbniß ber Sitten und 
zur Peft des Indifferentismus führen. 80. Der römiſche Stuhl fol ſich mit 
bem Fortjchritt, dem Liberalismus der modernen Civilifation verjühnen unb 
vergleichen. 

26.Dee. Der Papſt widmet den geweihten Hut und Degen bießmal nicht 
einem kath. Fürften, fondern feiner Armee. 

30. „ Conflict zwiſchem dem päpftl. Prokriegsminifter de Merode und 
dem franz. Obergeneral Montebelo: Der franz. General erflärt fi 
bereit, am Neujahrstag das päpftl. Officierscorps zu empfangen; 
Merode lehnt die Ehre in verlebender Weife ab. 


6. Schweiz. 


28. Yan. (Freiburg). Der Gr. Rath genehmigt mit 72 gegen 13 Stim: 


men den Ankauf der Oron-Bahn dur den Staat. 


31. März (Aargau). Zufammentritt des neuen Gr. Raths. Die frühere 


ultramontane Partei ift zu einer ſchwachen Minderheit zufammenge: 
Ihmolzen. 


2. April. Der Bundesrath befchließt, mit 3 gegen 2 Stimmen, für alle 


10, 
13. 


15. 


a7. 


in Trage kommenden Alpenbahnen die Unterhandlungen mit dem 

Auslande von Bundeswegen zu führen. 

» (Bafeljitadt). Die (partiellen) Großrathswahlen ergeben auf 

18 Wahlen 13 Liberale. 

„ Der Bundesrath beantwortet die Anfrage des ſchweiz. Confuls in 

Bremen, ob nicht deutihe Schiffe unter ſchweizeriſcher Flagge fahren 

dürfen, in ablehnendem Sinne. 

„ Der Bundesrath entzieht neuerdings Mazzini das Aſylrecht: 
„Der jchweizeriiche Bundesrath, nach Einficht der früheren Ausweifungs- 

beichlüffe gegen ben politifchen Flüchtling Joſeph Mazzini, in Betracht, ber 

Thatfache, daß Mazzini jchon wiederholt und neuerdings im letzten Sommer 

das ihm in Lugano gewährte Aſyl in einer bie äußere Sicherheit der Schweiz 

gefährbenden Weife mißbraucht bat, geſtützt auf Art. 57 und Art. 90, Ziff. 8, 

9 und 10 ber Bundesverfaffung, befchließt: 1) es feien die früheren Befchlüffe 

über die Ausweifung Joſ. Mazzini’s erneuert und beftätigt; 2) feien ſämmt— 

liche Cantonspolizeibehörben einzuladen, für genaue Vollziehung dieſes Be: 

jchluffes zu forgen, dem Joſeph Mazzini unter feinen Umftänden mehr Afyl 

zu gewähren, ihn im Betretungsfalle zu verhaften und bievon dem eidgenöf: 

ſiſchen Juſtiz- und Polizeidepartement Anzeige zu machen.“ 

„ (Leffin). Der Elerus proteftirt gegen ben Gefebesentwurf betr. 

„periobiihe Pfarrermahlen der Gemeinden.” Der Gr. Rath geht 

darüber mit 43 gegen 37 Stimmen zur Tagesordnung über, meist 

indeß den Entwurf an die Regierung zurüd, um bie mildeſten %or: 

men für eine Abberufung von Geiftlihen ꝛc. auszumitteln. 

„ (Genf). Der Gr. Rath nimmt das neue Steuergefeß in britter 

Berathung gegen blos 5 Stimmen an. 


4,Mai. (Genf). Der Gr. Rath, vom Staatsrath außerordentlich ein- 


berufen, um das neue Steuergefeß zurüdzunehmen, lehnt das Ber: 
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langen nad fünfſtündiger Berathung mit 44 gegen 26 Stim— 
men ab. 

8. Mai. (St. Gallen). Die Totalerneuerung bes Gr. Rathes ergibt 
94 Liberale, 53 Confervative und 6 Unentſchiedene. 

9. „ Der Bundesrath jtellt an Defterreih das Begehren, den zum 
Schweizerbürger gewählten gew. polnifchen Dictator Langiewicz nad 
der Schweiz zu entlaſſen. Defterreich lehnt das Begehren ab, indem 
es Garantien ꝛc. verlangt. 

22. „ (Glarus). Die Landsgemeinde lehnt eine Reviſion ber Berfaf: 
fung mit zwei Drittheilen gegen ein Drittheil aller Stimmen ab. 

31. „ Die Unterhandlungen mit Frankreich wegen Abſchluß eines Han- 
belgvertrags werben wieber aufgenommen. 


6. Juni. Der Bunbesrath ladet fämmtliche Regierungen Europa’s ein, an 
einem im Auguft zu Genf abzuhaltenden internationalen Congreß be= 
züglih Behandlung der im Kriege Verwundeten Theil zu nehmen. 

9. „ (St. Gallen). Wahl der Regierung dur den neuen Gr. Rath. 
Baumgartner und Hungerbühler werben gleichmäßig befeitigt. 

19. „ Abſchluß des Handbelsvertrags mit Frankreich durch den ſchweiz. 
Sefandten in Baris. 

21. „ (Bern) a R. Rath Stodmar 7. 

28. „ (Bafelland). Der Bundesrath erklärt den Recurs der Oppofition 
in Bafelland gegen die Volksabſtimmung für gegründet, während ihn 
ber Landrath verworfen bat, annullirt die Abftimmung felbit und 
verordnet, Daß gegen die 17 renitenten Gemeinden nicht ſtrafrechtlich 
eingefchritten werben könne. 


— Juli. (Bafelland). Die Regierung febt auf den 10. Juli eine 
neue Volksabſtimmung über die ftreitigen Geſetze an. 

4. „ Eröffnung der Bundesverfammlung. Der Nat.:Rath wählt Jäger 
(von Aargau) zu feinem Bräfidenten, Planta (von Graubünden) zu 
feinem Picepräfidenten. Der Ständerath Roguin (von Waadt) 
zu feinem BPräfidenten, Rüttimann (von Züri) zu feinem Vice: 
präfibenten. 

10. „ (Bafelland). Das Voll nimmt die neuen Geſetze mit großer 
Mehrheit an und bejtätigt damit bie beftehende Regierung. 

12. „ Die Bundesverfammlung wählt an die Stelle des zum Geſandten in 
Zurin ernannten Bunbesraths Pioda mit 86 gegen 77 Stimmen ben 
Genfer Challet:Benel in ben Bundesrath. 

13. „ Conferenz der Kantone für Errichtung eines Concordats gegen das 
Rotterieunivefen. 

16. ,„ Vertagung ver Bunbesverfammlung. 


8. Aug. Eröffnung des internationalen Congrefjes in Genf: Vorfchlag 
eines Concordates über die Organijation des Sanitätsbienftes im 
Kriegszeiten. 
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21. Aug. Der internationale Congreß in Genf nimmt den ihm vorgelegten 
Concordatsentwurf im Weſentlichen an. 

„„GGenſf). Die beiden Parteien der Independenten und ber Rabi- 
calen meljen ſich bei der Wahl eines Mitgliedes des Staatsrathe. 

22. „ (Senf). Der Eanbidat der Indepedenten Cheneviere fiegt mit einem 
Mehr von 345 Stimmen. Die radicale Mehrheit des Centralwahl- 
bureau caflirt die Wahl. Thatſächlicher Zufammenftoß der Parteien. 

23. „ Der Bunbesrath fchidt eidg. Commifjäre nad) Genf und läßt die 
Stadt durd ein Bataillon Waadtländer befeben. 

24. „ (Genf). Der Gr. Rath befchließt nach heftiger Discuffion faft 
einftimmig, die Frage bez. der Gaflation der Wahl v. 21. d. M. 
ber Entſcheidung des Bundesraths zu überlaffen. 

31. „ (Genf). Der eidg. Unterfuhungsrichter läßt den Alt-Staats- 
rath Fontanel, eines der Häupter der Radicalen, verhaften. 


2. Sept. (Genf). James Fazy, vor den eig. Unterfuchungsrichter citirt, 
verläßt Genf und geht nad Ferney. 

»„ n» Der Bunbesrath hebt die Wahlcaffation des Genfer Centralwahl⸗ 
bureau auf und bejtätigt Die Wahl Chenevieres zum Staatsrath. 

12. (Genf). Fazy wird von der franz. Regierung internirt und geht 
bon Ferney nad Paris. 

20. „ Wiederzufammentritt der Bunbesverfammlung. Botſchaft des Bun- 
desraths über die Genfer Ereignifje. 

24. „ Der Nationalrath verwirft den Antrag auf Verſchiebung der Ent: 
ſcheidung über den Handelsvertrag mit Frankreich mit 85 gegen 29 
Stimmen und genehmigt den Vertrag mit 96 gegen 20 Stimmen. 
Dabei wird indeß der Bundesrath eingeladen, Anträge bez. Verfal: 
jungsrevifion zu bringen. 

26. „ Der Ständerath weist ohne Discuffion den Recurs des Genfer 
Wahlbureau ab und genehmigt die Anträge der bundesräthlichen Bot: 
haft bez. Genf. 

28. „ Der Stänberath nimmt den Handelsvertrag mit Frankreich mit 
31 gegen 11 Stimmen an. 

29. „ Auch der Nationalrath verwirft einftimmig den Recurs des Genfer 
Wahlbureau und genehmigt ohne Discuffion die Anträge des Bun: 
desraths. 

30. „ Schluß der Bundesverſammlung. 


16. Oct. (Genf) Wahl eines Mitglievs des Nationalraths. Die In: 
bependenten fliegen mit 5841 gegen 4696 Stimmen. 


3. No. (Senf). Bon 50 wegen ber Creigniffe des 22. Auguft in 
Unterfuhung Oezogenen werden 14 in Anflagezuftand verjeßt, 12 
Radicale (worunter alt Staatsrath Fontanel) und 2 Independenten. 
Die Gefangenen werden auf freien Fuß gefeßt. Die Aflifenverhand- 
Inugen jollen in Genf felbit ftattfinden, 
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14. Nop. (Genf). Großrathswahlen. Die Independenten fiegen in ber 
Stadt und auf dem rechten Ufer der Rhone, die Rabdicalen auf dem 
linfen (fath.) Ufer. Die Katholifen ftimmen wieder mit den Rabi- 
calen: Fazy und alt Staatsrath Fontanel find unter den Gemwählten 
diefer Partei. Die Independenten haben im Ganzen im neuen Gr. 
Rath eine Mehrheit von 20 Stimmen. 


5. Dec. Eröffnung der Winterfeflion der Bundesverfammlung. 

8. „ Die Bundesverfammlung wählt Schenk (von Bern) zum Bundes: 
präfidenten, Knüſel (von Luzern) zum Bundes-Bicepräfidenten, Hermann 
(von Obwalden) zum Bräfidenten des Bundesgericht. x 

9, „ Der Nat.:Rath beendigt die Berathungen des Budgets für 1865 
und genehmigt die Anträge betreffend Einbringung von Vorſchlägen 
zu Bejeitigung des Deficite. 

14. „ Der Nat.:Rath verfchiebt die Ylaggenfrage auf die Julifigung und 
beauftragt den Bunbesrath inzwilchen über die Sicherung einer un: 
beſchwerten Ausübung des Flaggenrechts für die Eidgenoſſenſchaft 
mit den Seemächten zu unterhandeln. 

17. „ Der Ständerath gibt in den Budgetdifferenzen mit dem Nat.:Rath 
nad. Dasfelbe zeigt nunmehr eine Einnahme von 18,893,000 Fr. 
und eine Ausgabe von 20,057,350 Fr., alfo ein Deficit von 
1,164,350. — Der Stänberath tritt dem Nat.-Rathe auch in ber 
Tlaggenfrage bei. — Schluß der Bundesverfammlung. 

24. „ Circular des Bundesraths an die Kantone bez. der Judenfrage. 

30. „ .Das eidg. Gefchwornengeriht in Genf ſpricht ſämmtliche Ange: 
flagte wegen ber Auguftereigniffe frei. Drohende Warnung eines 
ber Bertheidiger, Nat.:Rath Friederich (bez. des Kaiſerreichs). 


7. Belgien. 


9. Jan. Die Repräfentantenfammer genehmigt bie Antwortsadrefje auf 
bie Thronrede mit 58 gegen 52 Stimmen. 

12. „ Im Brügge unterliegen bei den Ergänzungsmwahlen zur Repräjentanten: 
fammer die drei Candidaten der minifteriellen Partei gegen brei mit 
großer Majorität gewählte Clericale. 

44. „ Das Cabinet bietet in Folge des Ausgangs der Wahlen in Brügge, 
welcher die Majorität der minifteriellen Partei im Repräjentanten: 
hauſe als zweifelhaft ericheinen läßt, dem König feine Entlaffung an. 
Lange Minifterkrifis. Ä 

20, „ Das Repräfentantenhaus vertagt fih auf umbeftimmte Zeit. 


20. Fehr. Das Cabinet beichließt, die Kammern auf den 1. März wieder 
einzuberufen. 


1. März. Wiederzufammentritt der Kammern. Das Minifterium ertheilt 
denfelben Aufſchlüſſe über die noch nicht beendigte Minifterkrifis. 

3. „ Das Repräfentantenhaus beſchließt mit Rüdfiht auf den Stand 
ber Parteiverhältnifje die Genehmigung des rüdjtändigen Budgets 
durch vorläufige Bewilligung von zweimonatlichen Erebiten zu erſetzen. 


29. April. Der König nimmt die Demiffion aller Minifter endlih an 
und trifft zuerft Einleitungen zu Bildung eines Fachminifteriums; 
dann werben Unterhbandlungen mit ben Führern der Rechten an: 
geknüpft. | 


13.Mai. Neue Unterhandlungen mit ber Rechten. Programm derfelben, 
Der König kann fi nicht entjchließen, auf dasfelbe einzugeben. 

18. „ Schreiben des Königs an Hrn. Rogier für Bleiben des bisherigen 
Minifteriums und eventuelle Zufage einer Auflöfung der Kammern. 

20. „ Das Minifterium zieht feine Demilflon in Folge des königlichen 
Briefes zurüd. Die Kammern werben auf den 31. d. M. wieder 
einberufen. 

31. „ Wiederzufammentritt ber Kammern, Das Minifterium legt den: 
jelben die Lage bar. Der Abg. Dechamps vertheibigt das Programm 
ber kath. Bartei, 
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— Mai. Die Provmzialvahlen fallen gemiſcht aus, ohne entſchiedenes 
Refultat weder für die eine noch für die andere Partei. 


31. „ — 18. Juni. Dreiwöchige Debatten des Repräfentantenhaufes 
über die Minifterfrifis. Schließlidy wird der Antrag Nothombs auf 
ein Mißtrauensvotum gegen das Minifterium mit 57 gegen 56 
Stimmen verworfen. | 

24. Juni. Die Repräfentantentammer hat nunmehr auch die noch rüd- 
ftändigen definitiven Budgets (ber Juſtiz, des Auswärtigen und des 
Innern) genehmigt. Die Rechte hat ſich dabei paffiv verhalten und 
nur die Vertreter von Antwerpen haben gegen Alles geftimmt. 

30. „ Der Brüffeler Abg. Orts trägt darauf an, daß bie Vermehrung 
ber Mitgliederzahl der Kammern (ber Deputirtenfammer um 6, des 
Senats um 3 Mitglieder) ftatt im J. 1866 nach ben unabweisbaren 
Ergebniffen der officellen Statiſtik ſchon jeßt vorgenommen werde 
(5 von den neuen Parlamentsfigen fielen auf bisher ausſchließlich 
ober vorwiegend von Liberalen vertretene Bezirke, der. jechste auf 
Antwerpen). Ä 


1. Juli. Stürmifhe Sitzung ber Repräjentantenfammer. Die Tatbol. 
Partei widerſetzt ſich mit Heftigkeit einer Discuſſion des Antrags 
Orts und verläßt ſchließlich in Maſſe den Berathungsſaal, wodurch 
die Kammer beſchlußunfähig wird. 

4. „ Der Gemeinderath von Brüſſel beſchließt einſtimmig, an beide 
Kammern Adreſſen zu Unterſtützung des Orts'ſchen Antrags zu richten. 

„—9. Juli. In Folge des Ausbleibens der gefammten Rechten kann Teine 
Situng der Repräfentantenfammer in beſchlußfähiger Zahl zu Stande 
gebracht werden. 

12. „ Der Präfident zeigt dem Repräfentantenhaufe den Tod bes libe- 
ralen Abg. Cumont an. Die minifteriele Partei zählt in %olge 
desfelben nur noch 58 Stimmen und hat nicht mehr die abjolute 
Majorität. 

13. „ Ein königl. Decret verfügt die Auflöfung ber Kammern und orbnet 
Neuwahlen an. 


12. Aug. Reſultat der Neuwahlen zur Repräfentantenfammer: 64 Liberale 
gegen 52 Clericale. Der Führer der letzteren Dechamps ſelbſt ift 
nicht wieder gewählt worden. 

23. „ Erſte Situng der neuen Kammer. 

29. ,„ Zweiter kath. Congreß in Mecheln. 


2. Sept. Die Repräfentantentammer verivirft bezüglich eines Tadelsvotums 
über die Einmiſchung der Regierung in bie Bildung einer merica- 
nifhen Legion die einfache Tagesorbnung und befchließt: „Angeſichts 
ber fürmlichen Megierungserflärung, daß fie ber Einmifchung ferne 

47 
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geblieben fei und fern bleiben werbe, geht die Kammer zur Tages: 
ordnung über.” 

3. Sept. Die Repräfentantenfammer genehmigt mit 54 gegen 48 Stimmen 
(4 Liberale enthalten fi der Abſtimmung) ben. von der Regierung 
geforderten Erebit von 5,575,000 Fr. zur Vollendung der Befeitigung 
Antwerpens. 

9, „ Auch der Senat genehmigt mit 27 gegen 14 Stimmen (3 Mitgl. 
enthalten fi der Abjtimmung) den für Vollendung der Befeitigung 
Antwerpens geforderten Credit. 

13. „ Ein Schreiben bes Kriegsminifters an ſämmiliche Militärbehörben 
jpricht fih in Uebereinftimmung mit dem Beichlufle der Kammer gegen 
jede Betheiligung an der Bildung einer mericanifchen Legion aus. 


8. Nov. Eröffnung der Kammern ohne Thronrebe. 

16. „ Der Senat beginnt die Berathung bes Stipendiengefehes. 

24. „ Der Senat verwirft die Retroactivität des Stipendbiengejebes mit 
28 gegen 28 Stimmen. 

25. „ Der Senat ftimmt über den am vorhergehenden Tage abgelehnten 
Punft nochmals ab und nimmt ihn nunmehr mit 28 gegen 26 
Stimmen (bie zwei Antwerpener Senatoren enthalsen fid, der Ab- 
fiimmung) an. 


8. Holland, 


12. März. Die zweite Kammer entjcheidet fi mit 39 gegen 14 Stimmen 
für den Orundfaß des neuen „indiſchen Comptabilitätengefeßes”, 
daß das gefammte Eolonialbudget fortan im Voraus zu veranfchlagen 
und den Kammern in fpecificirttem Etat zur Beſchlußfaſſung vorzu- 
legen jei. 


23. April. Die erfte Kammer nimmt auch ihrerſeits das indiſche Compta- 
bilitätengefeß mit 26 gegen 5 Stimmen an. ‘ 
28. „ Der König unterzeichnet das Geſetz über bie indiſche Comptabilität. 


13. Juni. Die Erneuerungswahlen der Hälfte der zweiten und eines 
Drittheils der erften Kammer ergeben eine Verftärfung ber Tiberalen 
Partei um 4—5 Stimmen, Amſterdam ift nunmehr ausjchließlich 
liberal vertreten. 


19. Sept. Eröffnung der Sefflon der Generalftaaten. Throntede bes 
Königs. 

26. „ Die II. Kammer nimmt die Antwortsabreffe auf die Thronrebe 
mit 383 gegen 31 Stimmen an. 


11. Dec. Das Hauptftüd des Budgets, dasjenige des Minifterium des 


Innern, wird von der I. Kammer mit 55 gegen 19 Stimmen an- 
genommen: Thorbede’s Stellung befeftigt fi mehr und mehr. 


17° 





9. Schweden und Vorwegen. 


26. Jan. (Norwegen). Eine königl. Bekanntmachung ruft wegen Däne: 
marks ein außerorbdentliches Storthing auf den 14, März zujammen. 


18. Fehr. Der bisherige ſchwediſche Gefandte in Kopenhagen, Graf Ha: 
milton, erhält die verlangte Entlaſſung und kehrt nad Stodholm 
zurüd. 


6./7. März. (Schweden) Volksverſammlung in Etodholm für Däne— 
mark. Straßencramall. 
14./15. „ (Schweden) Neue Unruhen in Stodholm. 
15. „ (Norwegen). Eröffnung des Storthings in Chriftiania, Thron: 
rede des Königs: 

„Sute Herren und norwegifhe Männer! Ten uns allen befannten Gr- 
eigniljfen gegenüber habe Ich es für Meine Pflicht erachtet, den Storthing 
bes Königreichs Norwegens einzuberufen, um durch bie Beichlüffe deſſelben die 
nämliche Freiheit des Handelns in Betreff Norwegens zu erlangen, wie folche 
Mir in Beziehung auf Schweden bereits zufteht. Unabläffig bemüht, den 
beiden Völkern, deren Geſchick die Verfaſſung Meiner Leitung anvertraut 
hat, allzufchwere Opfer zu erfparen, fo lange nur immer bie Verhältnifje es 
geftatten, babe ich doch die Möglichkeit nicht außer Acht laſſen dürfen, daB 
bie Forderung folder Opfer unabweislich werden könnte. Die Verfchiedenheit 
ber in jedem ber beiden Reiche geltenden verfafjungsmäßigen Beftimmungen 
bat deßhalb die Einberufung bes Storthings nothwendig erjcheinen lafjen, um 
bie Hinderniffe zu Bejeitigen, die fonft den nad) Maßgabe ber ferneren Ent- 
widlung ber Ereigniſſe gleichzeitig in beiden Reichen zu treffenden Vorkehrun⸗ 
gen fich entgegenftellen Fünnten. Ohne Zweifel wird ber Storthing Meine An⸗ 
ſchauung darin theilen, daß beide Brudervölfer gleihmäßig fich bereit finden 
jolten, den Anforderungen zu entjprechen, welche die VBerhältniffe an fie ftellen.” 

Als jpäter die Mitglieder des Storthings den Monarden tim 
königlichen Palaft beglückwünſchen, antwortet der letztere u. A.: 

„Es bat Mir befonders am Herzen gelegen, Mih in Ihrer Mitte einzu: 
finden, um dadurch die Bedeutung an ben Tag zu legen, welche Jh an Ihre 
Berathungen knüpfe. Die feit Unferer Tebten Trennung eingetretenen Creig: 
niffe, deren ganzen Ernſt Wir empfinden, verlangen wieder eine gemeinfame 
Berathung zwilchen König und Volt, unb die Betheuerungen, mit welchen 
Sie Mid begrüßt Haben, verleihen Mir die Ueberzeugung, daß dieſe Ber 
tathungen das gegenfeitige Zutrauen befeftigen werden, welches Uns bie Kraft 
gibt, die Prüfungen, wenn fie fommen follten, mit einander zu tragen. Mit 
Berirauen zum Allmächtigen, ber bisher fchirmend über bie vereinigten König: 
reiche gemwaltet, werde Ich dahin ftreben, Die Sendung, zu ber Ich berufen, 
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auszuführen, und mit Zuverficht baue Ich auf bie Opferwilfigfeit bes nor- 
wegiſchen Volks, wern es im Verein mit dem Brubervolf zu erfüllen gilt, 
was Wir für Unfere Pflicht erachten.“ 
In der erſten Sitzung des Storthings legt Staatsrath Helliſen 

6 Egl. Propoſitionen vor, von denen ſich die erſte auf bie Verwen— 
dung norwegiicher Streitkräfte zum Beiftand Dänemarks bezieht: 

„Se. Maj. der König, der die Wichtigkeit, den vereinigten Reichen bie 
Segnungen bed Friedens zu erhalten, vollfommen würdigt, und deſſen ernitefte 
Beftrebungen deßhalb auf die Vermeidung eines Friedensbruchs gerichtet fein 
werben, bat doch nicht von der Möglichkeit abfehen können, daß ber in un: 
jerem Nachbarlande DTänemark eingetretene beflagenswerthe Kriegszuftand es 
ben vereinigten Reichen nothwendig erfcheinen laſſen dürfte, militäriihe Maß: 
vegeln zu treffen, wie fie burch die Fortentwicklung der Creigniffe und durch 
bie in Folge beffen möglichen Falls mit anderen Mächten abzufchließenden 
Vereinbarungen veranlapt werden möchten. Um nun in Betreff Norwegens 
bie Machtvollkommenheit über die Streitfräfte und Geldmittel zu erlangen, 
welche Se. Mai. in den Stand feten Fünnten, für bie beiben vereinigten 
Reiche diejenigen Anorbnungen zu treffen, welche, nad) reiflichiter Ueberlegung, 
dem Wohl ber vereinigten Reiche als entſprechend erachtet werben follten, er: 
fucht Se. Maj. der König den Storthing des norwegifchen Keiches, indem 
Hochderſelbe mit Zuverficht darauf rechnet, daß ber Storthing mit gewohnter 
Baterlandsliebe und unbeirrtem Blick auf die obiwaltenden Verbältnifie bie 
Beftrebungen Sr. Maj. in diefer wichtigen Angelegenheit unterftüßen werde, 
die folgenden Befchlüffe zu fallen: 1) Der Stortbing genehmigt, baß bie nor: 
wegifchen Linientruppen und die Ruber-Flotille, wenn und foweit Se. Mai. 
es für nothwendig erachtet, zum Beiftand für Dänemark während bes gegen: 
wärtigen Kriegs mit ben beutfchen Mächten verwendet werben. 2) Als außer: 
ordentlicher Zuſchuß zum Vertheidigungswefen wird ein Betrag bis zu 500,000 
Spes. (750,000 Thl. pr. Ert.) bewilligt, und werden Se. Maj. zugleich er: 
mächtigt, weitere 300,000 Spes. (450,000 Thlr. pr. Ert.) für ben gleichen 
Zweck zu verwenden, welche Summe jebodh erft zur Verwendung kommen 
ſoll, wenn ein neuer außerorbentlicher Storthing einberufen worden oder gleiche 
zeitig einberufen wird. Um einerfeits ben Storthing in ben Stanb zu re 
ſich in diefer wichtigen Sache eine jelbftändige Anficht zu bilden, und anderer: 
ſeits doch auch nicht das Geheimniß der bDiplomatifchen Verhandlungen zu 
verleben, das, abgejehen von den bei internationalen Unterhandlungen obwal: 
tenden Rüdfichten, unumgänglich nöthig ift, um nicht bas Verhältniß der 
beiden Königreiche zu anderen Mächten zu beeinträchtigen, wird Se. Majeftät 
ber König dem Storthing zwar die Brotofolle ber wegen befagter Veranlaffung 
abgehaltenen Situng bes vereinigten Staatsraths zukommen laſſen, worin 
bie vom Minifter des Auswärtigen verfaßte Darlegung ber Sachlage, fowie 
bes Antheils, den die vereinigten Königreihe an biefer Angelegenheit genom⸗ 
men haben, und ferner die Abfchriften der von der norwegifchen Regierung 
baburch hervorgerufenen Bedenken enthalten find, welche Documente jedoch in 
Anfehung ihres Inhalts zur Zeit nicht zu weiterer Kenntniß als jener ber 
Storthingsmitglieber gelangen dürfen. Zur Prüfung derjenigen Actenflüde, 
deren Natur eine noch ftrengere Geheimhaltung erforbert, erjucht Se. Mai. 
ben Storthing, eine Commiſſion zu wählen, bie als zur Verfchwiegenheit 
amtlich verpflichtet angefehen, und welcher bie bejagten Actenjtüde zugeftellt 
werben follen, damit deren aus jener Prüfung gewonnene Ueberzeugung dem 
Storthing zur Richtſchnur dienen könne.“ 


18. März. (Norwegen). Der Storthing verlangt nad Tebhafter De- 
batte die Verlegung aller auf bie Kriegspropofitionen bezüglicher 
Berhanblungen, 
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19/21. März. (Schweden). Erneuerung der Straßeneramwalle in Stod: 


30. 


31. 


bolm. 
„ Rormwegen). PVerhandlungen des Storthings über bie Pro: 
pofitionen ber Regierung. Bericht und Antrag des Ausſchuſſes, deſſen 
Minorität (7 Stimmen) die Unterſtützung Dänemarks von einer 
Allianz mit den (beiden) Weftmächten abhängig maden will, während 
die Majorität (8 Stimmen) nur eine Mlianz ohne nähere Bezeichnung 
fordert. Nach fünfftündiger Debatte wirb mit 409 gegen 2 Stimmen 
die Verwendung ber norwegifhen Land- und Seemacht nad dem 
Antrage des Ausihuffes bewilligt, die Theilnahme Norwegens am 
Kriege jedoch von einer garantirenden Allianz mit 69 gegen 42 Stimmen 
(welche eine Allianz mit England und Frankreich verlangen) abhängig 
gemadt. Der Ausſpruch gegen eine politifche Verbindung ber brei 
ſcandinaviſchen Reiche wird mit 57 gegen 54 Stimmen genehmigt. 
Ausſchußbericht: „... Obgleich die große Majorität bes norwegifchen 

Volkes ficherlich Feine nähere politifche Verbindung zwiſchen ben vereinigten Rei⸗ 
hen (Schweden-Norwegen) und Dänemark wünfcht, würde doch der Untergang 
Dänemarks in hohem Grade bie Theilnahme des norwegiſchen Volkes erweden, 
einmal, weil ein verwanbtes und durch jo viele Bande an uns gefettetes Volk davon 
betroffen werben würbe, anbererfeitS weil eine Unterbrüdung Dänemarks burd 
die deutſchen Mächte die Kraft bes nordilchen Stammes ſchwächen würde. Im 
Vertrauen zu ber Weisheit bes Königs, im Vertrauen zu ber norwegifchen 
Regierung und im Vertrauen zu bem Marne, dem die Leitung ber auswär- 
tigen Angelegenheiten ber vereinigten Reiche anvertraut ift (dem Grafen Man: 
derſtröm) enthält fich ber Ausſchuß, es als ausbrüdlihe Bedingung für das 
— des Storthing-Beſchluſſes hinzuſtellen, daß die Intervention 

ür Dänemark nur nach Abſchluß einer die Reiche ſichernden Allianz erfolgen 
folle. Dagegen wird proponirt, daß eine Abfchrift des Gutachtens zur Kennt: 
nißnahme von den Anfchauungen des Storthings der norwegiſchen Regierung 
zugefandt werde. Der Ausſchuß Huldigt den Anſchauungen, welche die Regie: 
rungen ber vereinigten Reiche nähren, in fo fern fie Teine Geneigtheit offen 
bart haben, auf eigene Hand ben Kampf zu eröfinen. Ein Krieg, dev ohne Ver: 
bündete mit ben beutfchen Mächten geführt würde, würde ſchwere Bürden mit 
fih führen und ftörend auf die Induſtrie einwirken, während es mehr als 
ungewiß fein würde, ob bie Betheiligung Schweben-Norwegens am Kriege 
Dänemark zu einer wirflichen Hilfe gereichen möchte,” 
„Morwegen). Schluß bes außerordentlichen Storthings. Thron: 
rede des Königs: 

mn... Ihr Habt die Vorfchläge angenommen, welche ich Euch Angefichts ber 

ernften Verhältniſſe unterbreitete, die Eure Berufung verurfachten. Fr babt 

dadurch fund gegeben, daß Ihr bie Anfchauung theilt, welche ich ruͤckſichilich 

ber Anſprüche hege, die in ber Folge der Entwidelung der Ereigniffe unab: 

weislic an uns geftellt werben Tünnen. Fort und fort befeelt von bem Ge: 

banfen, ben vereinigten Reichen, deren Wohlergehen und Glück mein ftete 

Streben ift, die Segnungen des Friedens zu erhalten, werben meine Bemü⸗ 

Fi auch in Zukunft darauf gerichtet fein, in Gemeinfchaft mit uns freund: 

chaftlich gefinnten Mächten eine befriebigende Löſung des Streites zu erzielen, 

welcher augenblidlih in unſerm Nachbarreihe ausgefochten wird; eingeben 

ber Ginigfeit aber, welche zwiſchen König und Volk herrſcht, werden wir aud), 

falls die Umftände es gebieten follten, uns barauf vorbereitet finden, bie Opfer 

barzubringen, welche nothwendig find, um bem bänifchen Wolfe in feinem 

Kampfe gegen bie Uebermacht wirffamen Beiftend gewähren zu Lnnen.. .“ 


Säweden uud Horwegen. 263 


— April. (Schweden) Die Bemühungen, das im voriger Jahre von 
den Reichsſtänden beichloffene Kifenbahnanlehen in Deutjchland 
unterzubringen, mißlingt unter ben obwaltenden Umſtänden. 

5. „ Der gewejene ſchwediſche Gejanbte zu Kopenhagen, Graf Hamilton, 

“ eonftatirt in einer öffentlichen Erklärung, daß er dem bänifchen 
Minifterpräfidenten Hal am 19. oder 20. Nov. vorigen Jahres aller: 
dings gejagt habe, er erwarte täglich die Natification bes Alltanz- 
vertrages, jo daß die Schuld bes Mißverftändiffes ihn und nicht 
Sen. Hall treffe. 

9. „ Graf Manderſtröm, der Minifter des Auswärtigen, febt ber Er- 
Härung des Grafen Hamilton die BVeröffentlihung bes Wortlauts 
bes proponirten Alliangvertrages entgegen, jowie Auszüge aus feinen 
Depefchen nad Kopenhagen, in benen er ſich gegen die November: 
verfaffung ausgefprocdhen und Dänemark vor dieſem Schritte eindring- 
lich gewarnt hatte, 

— „ Der König läßt einen Borfchlag im Sinne ber ſeandinaviſchen 
Union nad Kopenhagen gelangen. 


4. Mai. Der König ordnet bie Bildung eines ſchwediſch⸗norwegiſchen 
Geſchwaders unter dem Pice-Abmiral Herzog von Oftgothland auf 
den 16. d. M. bei Gothenburg an. 


16. Jun. (Rormwegen.) Feier bes 5Ojährigen Jubiläums ber Trennung 
von Dänemark. 

17 „ Das ſchwediſch⸗norwegiſche Geſchwader bei Gothenburg bleibt völlig 
unthätig; ber Befehlshaber, Prinz Oscar, verläßt es, um zu feiner 
Familie nad Schonen zu gehen. 

24. „ Minifterkrifls wegen der Schritte des Königs in Kopenhagen be: 
züglich einer fcanbinavifehen Union. Conceſſion des Könige. 


11. Juli. Sitzung des Staatsraths in Folge der Parlamentsbeſchlüfſe in 
England. Schweden verzichtet definitiv auf eine Theilnahme am 
deniſch⸗dãniſchen Kriege. Das ſchwediſch⸗norwegiſche Flottengeſchwader 
wird wieder aufgelöst. 

30. „ (Schweden) Eine kgl. Proclamation verkündet bie Gewerbe⸗ 


freiheit. 


— Sept. Die Verhandlungen im bänifchen Reichsrathe über bie Haltung 
Schwedens während bes Streites mit Deutſchland und deren Einftuß 
auf das Mißgeſchick Dänemarks führen zu ber Beröffentlihung 
zweier Depefchen bes Grafen Manderſtröm von bemfelben Tag, 
5. Oct. 1863, an ben ſchwediſchen Gefandten in Copenhagen, welche 
die Politik Schwebens in diefer Angelegenheit Mar bezeihnen 

Erfte Depeſche v. 5. Oct. 1863 an ben ſchwediſchen Geſandten in 
Kopenhagen, welche der däniſchen Regierung nicht mitgetheilt werben ſollte: 
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„Ih Tann Ihnen nicht verhehlen, daß ich burch die Nachricht fehr überraſcht 
wurde, es babe bie dänifhe Negierung dem Reichsrath den Entwurf eines 
neuen Grunoͤgeſetzes für bie gemeinfamen Angelegenheiten ber Monarchie vor⸗ 
gelegt. Nachdem ich von ben verfchtebenen Actenftüden Kenntniß genommeıt, 
finde ich, daß die neuen Geſetzesentwürfe trog weſentlicher Mobdificationen boch 
in ihrer Gejammtheit Feine fofortigen Veränderungen von großer Bebeutung 
hervorrufen; auch halte ich mich weniger an ihren Inhalt, als an ben Mo: 
ment, in bem fie eingebracht worden find, und zumal an bie Folgerungen, 
bie man baraus ziehen kann und bie eine Stelle ber Tönigl. Botſchaft augen⸗ 
ſcheinlich beftätigt.... Man wird barin einen weiteren Schritt zur Incor— 
poration Schleswigs erkennen. Die bänifche Regierung kann allerdings 
in Abrede flellen, daß dies der Tal fei; allein bie — des Reichsraths 
in zwei Kammern, vor allem aber bie Stelle ber königl. Botſchaft, in ber 
efagt wirb, man werde biejer Inſtitution eine ſolche Feſtigkeit zu geben 
—— daß ſie im Laufe der Zeit der ganzen conſtitutionellen Entwickelung des 
Königreichs genügen könne, laſſen nur allzu leicht die Vermuthung aufkommen, 
es walte der Plan ob, in der Folge ſowohl den däniſchen Reichstag als die 
Ständeverſammlung Schleswigs verſchwinden zu laſſen, um den beiden 
Kammern des Reichsraths die volle Vertretung dieſer beiden Theile des 
Königreichs zuzugeſtehen. Von dieſem Augenblick an wäre die Incorpo⸗ 
ration Schleswigs vollendet. Cine ſolche Maßregel wuͤrde gewiß 
am allerwenigſten von unſerer Seite Widerſtand finden; allein wir halten 
darauf, zu conſtatiren, daß wir ſie niemals angerathen haben. Wie 
man auch die im Jahr 1852 von Dänemark eingegangenen Verpflichtungen 


auslegen mag, ſo iſt darin doch Ein Punct, über den ſie zu klar und zu 


beſtimmt lauten, um beſtritten werben zu können und dies iſt gerade der⸗ 
jenige, der die Nicht-Einverleibung Schleswigs betrifft. In dieſer Beziehung 
lauten bie Zuſicherungen Dänemarks poſitiv — wenigſtens haben wir es 
jederzeit ſo angeſehn und demgemäß Dänemark niemals rathen können, ſich 
darüber —— .. Ich habe Ihnen dieſe Bemerkungen nicht vorenthalten 
wollen, die ich Sie jedoch erſuche, der däniſchen Regierung nicht mitzutheilen, 
ohne ihr darum den Eindruck zu verhehlen, den dieſe neueſte Maßregel bei 
uns hervorgerufen hat. Sie beweiſen hinreichend die Schwierigkeit, die 
es hat, eine Gemeinſamkeit der Principien und der Intereſſen mit einer Macht 
herzuſtellen, die von einem Augenblick auf den andern die Situation wechſeln 
Fig jo daß fie von berjenigen, bie eben noch obwaltete, ganz verfchieben 
—— 


Zweite Depeſche von demſelben Tage an denſelben: „Wenn gegen alles 
Erwarten und trotz der Vorſtellungen, die ihm gemacht worden ſind, Deutſch⸗ 
land einen Einfall in Schleswig verſuchen ſollte, ſo glauben wir mit 
Zuverſicht behaupten zu können, daß Dänemark in aller Sicherheit auf die 
thatſächliche Unterſtützung von mehr als einer Macht zählen könnte 
und was und betrifft, jo ftehen wir— ob nun ein Allianzvertrag in: 
zwiſchen abgeſchloſſen fein möge oder nicht — nicht an, auf's aller: 
beſtimmteſte zu erkären, daß wir, für den Fall eines Angriffs auf 
Schleswig von Seite Deutſchlands, jederzeit wie bisher ge⸗ 
neigt wären, nah Maßgabe unſerer Kräfte und bes Mit: 
tel, überdie wir werben verfügen Fönnen, Dänemark diejenige 
Hülfe zu gewähren, die es von uns verlangen möchte. Diele Er: 
Härung find Ste, Herr Graf, ermädtigt, ber däniſchen Regierung 
in benfelben Ausbrüden zu übermitteln, deren ich mich in bie: 
jer Depejche bedient habe. Unter diefen Umſtänden bin ich dazu ge: 
fommen, mid) zu fragen, ob bie bänijche Regierung jelber den Abjchluß eines 
Allianztractates für nuͤtzlich und zeitgemäß halten dürfte? Wenn fie, wie wir 
anzunehmen berechtigt zu fein glauben, von keinem Angriff bedroht ift, fo wäre 
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der Nuben gleich Null und was die Opportunität- betrifft, fo dürfte ihr auch 
biefe nach den Erklärungen, bie ih jo eben abgegeben babe, ſehr zweifelhaft 
erfcheinen, zumal man leicht ſupponiren könnte, daß ein foldher Tractat ben 
Angriff zu motiviren vielmehr als abzuwenden geeignet wäre. Ich gebe zu, 
daß die Erwägung biefer Auffaffung Sache der däniſchen Regierung ıft, da—⸗ 
gegen befteht eine andere, bie uns ſpeziell betrifft, und bie ich durch Ihre Ver: 
mittlung dem Hrn. Confeilpräfidenten mit der Offenheit, die alle unjere Ver⸗ 
bandlungen gekennzeichnet bat, vorlegen zu follen glaube. Selbſt Minifter 
eines conftitutionellen Staats Tennt er fo gut wie wir die Rüdfichten, bie man 
ber Volfsvertretung ſchuldig ift und die Achtung, die ihre Anfichten einflößen 
müffen, Anfichten, welche bie verantwortlichen Miniſter pflichtgemäß dahin zu 
lenken trachten werden, was ihnen am richtigften und nüßlichften zu fein 
fcheint, über welche fie aber fchließlich doch nicht nach Gutbünfen verfügen 
fönnen. Bei und nun, wo bie öffentlihe Meinung jeberzeit über bie 
Gefahren Anderer nur langfam in Aufregung geräth, fcheint fie noch Feines: 
wegs geneigt, diejenige, in welcher Dänemark ſchwebt, für ebenjo drohend 
zu erachten, als biefes jelber meint. Um ihr ein lebhafteres Gefühl einzu: 
prägen und Subfidien, bie unter allen Umftänden unerläßlid fein werben, 
von Seite ber Volfsvertretung zu motiviren, müßte die Gefahr Aller Augen 
viel einleuchtender und um mich jo auszubrüden viel handgreiflicher vorliegen: 
wäre das ber Fall, fo zweifle ich gar nicht, daß die Sympathie erwachen und 
fid durch) eine weniger zweifelhafte Neigung manifeftiven würde, zu Gunften 
bes bänifchen Volfes Opfer zu bringen ähnlich wie i. %. 1848. Allein wir 
dürfen nicht aus ben Augen verlieren, daß unfere conftitutionellen Formen 
ein Einverſtändniß mit ben Volfsvertretungen nothiwendig machen unb baß 
biejenige Norwegens, bie nicht verfammelt ift, zu einer außerordentlichen Seffton 
einberufen werben müßte, unb daß überbieß gerade jebt eine lebhafte Prä— 
occupation bezüglich einer Finanzfrage berrfcht, die für unfere innere 
Entwidelung von hoher Bedeutung if. Sie willen zu gut, Herr Graf, was 
fid) hieran Fnüpft, als daß ich nöthig hätte, in weitere Ginzelnheiten einzu: 
geben. Das find die Betrachtungen, die ung ben Wunſch einflößen, den frag: 
lichen Alllianztractat zu verfhieben und wir haben gebadht, davon 
©. Erl. Hrn. Hal ohne Rüdhalt in Kenntniß feßen zu follen. Mit dem 
politifchen Tact, mit dem er in fo hohem Grade ausgeftattet ift, wird biejer 
Staatsmann die Vortheile erwägen, bie ein in biefem Moment abgejchloffener 
Vertrag für Dänemarf haben möchte, aber er wird fidy nicht weigern, in bie 
andere Wagfchaale auch die Schwierigfeiten zu legen, die er für uns barböte. 
Wenn ber däntfche Herr Confeilpräfident, nachdem er alle biefe Betrachtungen 
einer ernften Prüfung unterzogen haben wird, dennoch aufeinem demnächſtigen 
Abſchluß beharren zu follen glaubt, fo find wir meiner Anſicht nad) bereits 
ſchon zu weit in dieſer Angelegenheit gegangen, als baß id) es nicht fir meine 
Pflicht erachten follte, den Wunſch, den er ausiprechen würbe, ſoweit ed von 
mir abhängt, zu unterſtützen. ebenfalls aber bitte ich Sie, ben rein defen⸗ 
fiven Charakter hervorzuheben, den wir unter allen Umſtänden unjeren Ver⸗ 
bindlichkeiten zu geben ung verpflichtet hielten, fo wie bie Beſchränkung auf 
ben obſchwebenden Fall, der aus ber Weigerung bes Königs von Däne- 
marf, das Patent vom 30. März zu widerrufen, hervorgegangen ift; denn 
es befteht jederzeit eine große Schiwierigfeit für irgend einen Staat, jolida- 
riſch für die Maßregeln eines andern, bie ex getroffen hat oder noch treffen 
fönnte und welde die ganze Situation total verändern möchten, einzuftehn. 
Ich erſuche Sie, diefe Depeche dem Herrn Confeilpräfidenten vorzuleſen....“ 


4. Nov. Feier der 5Ojährigen Vereinigung zwiſchen Schweben unb Nor: 
wegen. 
— „ Eine in Stodholm erſchienene Brofhüre „Ein Wort nach bem 
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Sturm der deutſch-däniſchen Frage” veröffentlicht neue Actenftüde, 
aus denen hervorgeht, daß Frankreich Schweden von einer Betheili- 
gung an dem Gtreite möglichft zurüdhielt. 


28. Dee. (Schweden) bringt feine Anleihe mit 8,100,000 M. B. nun 
an ben Markt und zwar zunächſt in Deutſchlaud. 


10. Bäncmark. 


2. Yan. König Chriſtian erläßt non Schloß Gottorp bei Schleswig aus 


11. 
13. 


16, 
18. 


eine Proclamation an bie Armee: 

„Soldaten! Unfer erfter Gruß in bem neuen Jahre fei an Euch! Es findet 
Euch unter Waffen zur Vertheidbigung bes Baterlandes und darum 
ift Euer Köntg bei Euch. Das Vaterland hat in Eurem heimgegangenen 
Kriegsherrn, König Friedrich VIL, einen ſchmerzlichen Verluft erlitten, und es 
wird auf vielerlei Weife bedroht; aber in Einem haben wir ſchon das volle 
Erbe Unſeres königlichen Vor 5 angetreten: in ber Liebe zum Vater⸗ 
lanbe, darin heben wit jemanden nad! Unſer Loſungswort in 
biefen Augenblick fei bie Ehre des Vaterlandes! Dieſes theuerite aller Klei⸗ 
nobe fol bewahrt werben; wenn es ſich fo filgen will, auf bem Wege A 
Friedens, und wenn e8 erforderlich ift, im Kampfe durch Eud. Das unnd: 
thige Opfer eines einzigen Wrenfchenlebens ift zubiel; aber te. geben iſt au 
foftbar zur Rettung des Vaterlandes. Aus ben vorigen rühmlichen Kampir 
bat bie Armee ihre erfahrenen, ausgezeichneten Führer, welchen das junge 

eer, das den alten Kriegsru'm und den ausdbauernden Muth bes däniſchen 
oldaten ererbt hat, mit Vertrauen und Begeifterung folgen wird. Es ifl 
nicht bie Zahl, fondern ber Muth nnd der unbebingte Gehorfam gegen bie 
Befehle der Führer in allen Fällen, welcher ben en gibt. Vergeßt nie, daß 
ber Herr bes Himmels felbft in dem Schwachen ſtark iſt, und Hört, wenn ber 
Kriegslärm tönt, die Stimme Eures Königs und Eures eigenen Herzens, 
welche ruft: Für die Ehre des Vaterlandes! Das Glück folgt bem Tapfern.“ 
„ Dönemarf ruft die Vermittlung ber Unterzeichner bes Londoner 
Bertrags in feinem Streite mit Deutſchland an. 
„ Die außerorbentlihen Abgefandten Englands und Rußlands Lord 
Wodehouſe und Staatsrath Ewers verlaffen Kopenhagen mieber. 
„ Der König und ber Kronprinz treffen von ber Armee in Schles⸗ 
wig wieber in Kopenhagen ein. — Der bisherige Gefandte in Ber: 
lin, v. Quaabe, wirb zum Miniſter des Auswärtigen ernannt. 
„ Zulammentritt des Reichstages. 
„ Dänemark will vorerft bezüglich der Verfaffung v. 18. Nov. 1863 
feinen Schritt thun. Miniſter Monrad meint, von einer Aufhebung 
berfelben en bloc könne doch feine Rede fein; Deutſchland folle feine 
Begehren bezüglich einzelner Artikel ſtellen. Uebrigens erklärt er, 
dag Schleswig in Feiner Weife jemals vom Königreich getrennt werben 
bürfe. (Bericht ber englifhen Geſandtſchaft.) 
„ Defterreih und Preußen verlangen die Aufhebung der bänifdh: 
ſchleswigſchen Verfaffung vom 18. Nov. v. J. binnen 48 Stunden. 
» Das Verlangen von Defterreih und Preußen wird von Dänemarf 


einfach abgelehnt, Die däniſche Regierung kann ſich nicht entſchlie⸗ 
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Ben, Preußen und Oeſterreich, wie England dringend geratben hat, 
wenigftens zu erklären, daß fie bereit jet, den Reichsrath fofort ein- 
zuberufen, um bie Berfaflung vom 18. Nov. in verfaffungsmäßiger 
Weiſe abzujchaffen. 


20.—30. an. Beide Häufer des Reichstags beratben wegen einer Adreſſe 


21. 


24. 
26. 
a7, 


28. 


30. 


an den König über die Lage des Landes. 

„ Dänemark erklärt nach London, Paris, St. Petersburg und Stod: 
holm (dagegen beharrlih nicht an Defterreih und Preußen), baß es 
bereit fei, die Reichsrathswahlen vornehmen zu Laffen und dem Reichs— 
rath die Abichaffung der Verfaffung vom 18. Nov. vorzuſchlagen, 
verlangt aber dazu eine Friſt von 6 Wochen unb bie Verwendung 
ber Mächte bafür bei Defterreih und Preußen. 

„ Monrad erflärt in beiden Things, daß die Verfaflung vom 18. 
Nov. jedenfalls nur in verfaflungsmäßiger Weile aufgehoben werben 
bürfe und im Yernern die Vereinbarungen mit Deutfchland von 
18%, als bindend für Dänemark, Die Oppofltion der eiberbäni- 
ſchen Partei befämpft bie Tebtere Anfiht als eine Rückkehr zum 
früheren Gefammtftaat. 

„ Amtınann Sohannfen wird zum Miniſter ad interim für Schles- 
wig ernannt. 

„ Der König befieblt die Herftellung der Wahlliften für Schleswig 
behufs von Wahlen in ben neuen Reicherath. 

„  Adreßdebatte des Landsthings. Monrad erklärt, es fei ſchwer zu 
fagen, auf welche Abmachungen Dänemark eingehen könne, weniger 
ſchwer, aufwelche es nicht eingehen werde: auf ein vereinigtes Schles- 
wig-Holftein oder ein felbftändiges Schleswig oder eine Xheilung 
Schleswigs werde die Regierung niemals eingeben. 

„ Die in den bänilden Bataillonen in Schleswig dienenden Hol: 
fteiner werben in Maasbüll ausgefchieden, entwaffnet und nad Kopen⸗ 
hagen transportirt. 

„ Die zuerft im Folkething von Mitgliebern verichiedener Parteien 
eingebrachte Adreſſe an ben König ift nunmehr von beiden Käufern 
angenommen worden: | 

„Das Volksthing (Landsthing) bes Königreichs fühlt das Bedürfniß, vor 
Ew. Majeftät feine alleruntertbänigfte Huldigung und ben Ausdrud der Zuverficht 
zu bringen, bie wir auf Sie ſetzen, daß Sie auch die Liebe und bag Vertrauen eines 
freien Volks nach Ihrem Hochfeligen Vorgänger erben werden. Allergnädigfter 

Königl- Schwere Gewitterwolfen haben die erft jo kurze Megierungszeit Ew. 
Majeität bezeichnet. Große Gefahren umgeben Lanb und Krone. Das wohl: 
begründete und burch feierliche Tractate befräftigte Recht Ew. Majeftät auf 
alle Theile der Monarchie wirb Ihnen ftreitig gemacht. Der in Deutichland 
während einer fo langen Reihe von Jahren burch allerhand falſche Vorſtel⸗ 
lungen aufgezogene poB gegen Dänemark, vereinigt mit dem Streben, einen 
Theil der däniſchen Monarchie an ſich zu reißen, ift in lichte Klammen aus: 
gebrochen, und fchon haben Feindfeligfeiten begonnen, weldye burh Kränkung 
von Volksrecht und Ehre, fowie durch den Aufrubr, den fie in ihrem Gefolge 
führt, bezeichnet werben, Unter biefen Umftänben fühlt das Volksthing doppelte 
Aufforberug, bie Gefühle der Treue und Hingebung nuszufprechen, welde das 
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daniſche Bolt gegenüber bem Thron beſeelen. Mit aufrichtiger Freude haben 
wir Ew. Majeſtät unfere Freiheit und Selbſtändigkeit gegenüber ben Bor: 
ftellungen bes Auslandes und ber von ihm geitellten Yorberung — bas Grund: 
gefeß vom 18. Nov. v. %. aufzuheben — wahren gejehen. Nach Shrem Bor: 
gänger auf dem Throne, deſſen Leben unter fortgejeßten Beftrebungen verlief, 
dem bänijchen Reich eine von Fremden unabhängige Stellung in ber Monarchie 
zu fichern, ohne daß es ihm glüdte, biefes große Werf zu vollführen, haben 
Ew. Majeſtät nun auch diefe Aufgabe ale Erbſchaft übernommen. Die Löjung 
derſelben wird, das willen wir, mit Schwierigkeit verbunden fein; fie kann 
blutige Opfer und ſchwere Kämpfe mit fich führen; aber das Volk ift bereit, 
jeinen König in der Bewahrung des uralten bänifchen Kronlands Südjüt⸗ 
land (Schleswig) in befjen ungertrennlidyer Verbindung mit bem Königreich 
zu unterflügen. Wir wünjchen unfern Brübern in Schleswig, Deutjchredenden 
wie Dünijchredenden, diejelbe bürgerliche Treibeit, deren die Bewohner bes 
Königreichs genießen; bie freiheit und gemeinfames Zuſammenwirken vom 
Bolt erwählter Männer unter bes Königs Leitung iſt nach unferer Ueber: 
zeugung das ftärfjte Band, ſowie zwifchen Schleswig und dem Königreich, 
jo auch zwiſchen bem Neid und Ew. Majeſtät. Möge Gott Ew. Mtajeftät 
Krajt und Glück geben, um das Werk zu vollenden, das vollendet 
werden muß, wenn Dänemark befiehen foll. Da wirdes, fo hoffen 
wir mit Vertrauen, auch Ew. Majeſtät und Ihrem erhabenen Geſchlecht ver: 
gönnt werben, lange Jahrreihen glücklich und durch den Segen geſtärkt zu 
leben, ber in ber Liebe und dem Vertrauen eines treuen Volkes Tiegt.“ 

31. Yan. Der Höchſteommandirende der bänifchen Armee in Schleswig, 
General de Meza, lehnt die Aufforderung bes Obergenerals der ver: 
einigten preußiſchen und djterr. Armee, Feldmarſchalls Wrangel, das 


Herzogtbum Schleswig zu räumen, ab. 


1. Febr. Die preuß. und dfterr. Truppen unter Wrangel rüden in Schles: 
wig ein. 

Der König, der Kronprinz und Monradb langen in Danewerk an. 
Ausichreibung der Wahlen für den neuen Reichsrath auf den 
5. März in das Volksthing, auf den 29. März in das Lanbsthing. 

3. , Die dänifchen Truppen werden von ben Defterreihern bis in’s 

Danewerf zurüdgetrieben. | 

Die dänifche Regierung befiehlt, dfterreichifche, preußifche und an: 
dere deutſche Schiffe in den Häfen Dänemarks mit Beſchlag zu 
belegen. 

4, „ Der König verläßt den Kriegsſchauplatz und geht nad, der Anfel 
Alfen. Ein Kriegsrath der Generale bejchließt mit allen gegen eine 
Stimme, das Danewerk zu räumen. Die Armee tritt deingemäß in 
der Nacht vom 5. auf den 6. Tebr. den Rüdzug binter bie Düp- 
pelftellung an 

6. „ Das Gros der Armee bewerfitelligt glüdlih den Rüdzug. Ge: 
fecht ber Nachhut mit den Defterreichern bei Oeverſee. 

Proclamation des Königs von Sonberburg aus an das Heer: 
„Soldaten! Nicht allein durch Tapferkeit auf dem Kampfplag, ſondern auch 
dadurch, daß er mit Geduld ben Mangel an Rafttagen, Kälte und allerhand 


Entbehrungen und Anftrengungen trägt, legt ein Soldat die Trene gegen feinen - 
König und jeine Liebe zum Vaterlande an ben Tag. Es war nur wenigen 
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von Euch gegönnt, im Kampfe gegen einen überlegenen Feind zu beweilen, 
daß Ihr feit Friedericia und Idſtedt nicht entartet ſeid, alle habt Ihr dagegen 
reiche Gelegenheit gehabt, glänzende Beweiſe von Genügſamkeit und Standhaf: 
tigteit zu geben, vereint mit freudigem Muth unter langwierigen und großen 
Beichwerlichkeiten. Soldaten! Empfangt dafür Eures Könige Dank, Das 
Danewerf ift aufgegeben. In der Gewalt des Feindes find bie Kanonen, 
welche feinen Hochmuth zähmen follten. Das Land liegt offen vor dem Feinde. 
Tief fühle ih mit Euch, was wir baburch verloren haben. Aber, meine freunde! 
Ich babe nur dieſe eine Armee zur Vertbeibigung bes Landes, und Eure im 
Kriege erfahrene Führer haben gemeint, ich würde nicht länger Befiger einer 
Arne fein, wenn Ihr Euch nicht jekt zurüdzöget. Deshalb faßten fie ben 
Entſchluß, den Rüdzug anzuordnen. Soldaten! Sch ftebe verlafjen da 
in ber Welt mit meinem Bolfe. Bis heute hat feine Macht er: 
Hirt, mitThaten uns beizuftehen. Ich vertraue auf Euch und meine 
Flotte. Ihr feid bereit, Euer Blut Hinzugeben; wir find aber Wenige gegen 
Biele, deshalb muß es thener bezahlt werden, Möge ber allmächtige Gott 
geben, daß die Stunbe ber Rache bald fchlagen möge für alle die Gewalt: 
that und das Unrecht, das Mir und Meinem Volke zugefilgt wird. 

Dänemark fuht die Hülfe Englands, Frankreichs, Rußlands und 
Schwedens nad. Das Geſuch ift bei den drei erften Mächten auf 
bie Garantie Schleswigs v. J. 1720 geſtützt. 


7. Febr. Furchtbare Aufregung in Kopenhagen. Volksdemonſtrationen. 


8. 


Selbſt Mitglieder der königl. Familie jehen ſich perfünlichen Belei⸗ 
digungen ausgeſetzt. Monrad erklärt dem Reichstage, daß der König 
an dem Rückzuge vom Danewerk keinen Theil habe; der Kriegsmi— 
minifter erflärt, daß er jeinerjeitS den Befehl dazu nicht ertheilt hätte. 
General de Meza wird abberufen und zur Vertheidigung nad) Kopen: 
bagen beſchieden. Beide Häufer bejchließen, die wegen ber Abweſen⸗ 
heit bes Königs noch nicht flattgefundene Ueberreihung ber Adreſſe 
nunmehr auszufegen, dagegen wird eine das Volk zur Ruhe mal: 
nende Refolution angenommen. Monrad nimmt bie Proclamation 
des Königs v. 6. d. M. auf fid. 


„ Die Broclamation des Könige vom 6. d. M. wird zurückgezogen 


und durch folgende in verbeflerter Faſſung erfekt: 

„Soldaten! Nicht allein durch Tapferkeit auf dem Kampfplatz, fondern auch 
dadurch, daß er Mangel an Rube, Kälte und allerlei Entbehrungen und An: 
firengungen mit Gebuld erträgt, legt ein Soldat die Treue gegen ben König 
und feine Liebe gegen das Vaterland an den Tag. Das habt Ihr gezeigt 
und obgleidy es Euch Allen bisher nicht vergännt war, in offener Schlacht 
gegen einen überlegenen Feind zu beweiſen, daß Ihr von bemjelben Geifte und 
derjelben Tapferfeit bejeelt jeid, welche Euere Älteren Kameraden bei Zriebericia 
und Idſtedt bewiefen, jo habt Ihr Alle dagegen reiche Gelegenheit gehabt, 
glänzende Beweife von Ausdauer zu geben, vereint mit unermiüdlichem Muth, 
woburd Ihr in den Stand geſetzt wurdet, ftandhaft die Hartnädigen Angrife 
eines überlegenen Feindes abzuweiſen, jowohl damals als er die Schanzen zu 
nehmen — als auch zu der Zeit, wo er Euch verfolgte. Soldaten! 
Empfanget hiefür den warmen Dank Eures Königs! Die Dannewirke iſt auf⸗ 
gegeben, in ber Hand bes Feindes iſt ber größre Theil der Kanonen, welche 
bie Stellung vertheibigen ſollten; tief fühlen wir mit Euch, was wir dadurch 
verloren haben. Aber, Kameraden! Wir haben nur biefe eine Armee für bie 
Bertheibigung des Landes, und Eure kriegskundigen Führer haben gemeint, 
daß Wir nicht Tänger eine Armee befigen würden, wenn Wir Euch nicht jur 
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rüdzgögen. Deshalb faßten fie ben Entſchluß, zurüdzugehen. Soldaten! Wir 
fiehen noch vereinzelt mit bem Volfe da. Wir rechnen auf Euch und Unfere 
Flotte. Bereit feib Ihr, Ener Blut Hinzugeben, aber wir find wenige gegen 
viele und deohalb muß es theuer bezahlt werben. Der allmächtige Gott gebe, 
baf ber Sieg bald eine gerechte Sache Trönen möge.” 


9, Fehr. Der Reichstag beichließt, auch feinerferts eine Anſprache an die 


10. 


Armee zu erlaflen: 

„Die Dannewirke ift aufgegeben! Der däniſche Reichstag iſt durch biefe 
Nachricht Überrafcht und betrübt worden; aber feine Hoffnung auf die Zukunft 
ift badurch nicht gefchwädht und Die bes Heeres wirb dadurch eben fo wenig 
geichwächt fein. Das bänifche Heer mußte ohne Schwertftreidh Holftein vers 
lafien, ausgejeßt dem Hohne bes Feindes und der Bevölkerung, aber e8 er- 
bielt unter bem Rückzug vollſtändige Ordnung und würdige Ruhe aufrecht. 
Schs Wochen lang mußte es darauf Kälte, Strapazen und Mangel aus: 
halten, aber es blieb boch fich felbit gleich und erwartete ben Tag bes Kampfes 
mit Verlangen. Der Kampf begann und in den Treffen, die vorfielen, that 
Jeder feine Pflicht und ging mit frohem Muth in’s Feuer. Das bänifche 
Boltsthing (Landsthing) dankt dem däniſchen Heere. Die Dannewirlke ift auf: 
gegeben, aber das däniſche Volksthing (Landsthing) verliert niemals fein 
Vertrauen zu feinen Söhnen und Brüdern, ber lebenden Dannewirfe.. Das 
Heer Iebe hoch! Sobald die Umſtände es erlauben, wird es wies 
dberum vorwärtg a — vorwärts mit Gott für König und Vater⸗ 
land! Mir vertrauen auf ben ewigen Sort, auf den Volfsgeift und auf unfer 
Heer, über a biefer Geift fchwebt. Der dänijche Reichstag wirb feine 
Pflicht in einer jo erniten Zeit nicht vergeflen; das Volksthing (Landsthing) 
erfühlt einen geringen Theil diefer Pflicht dadurch, daß es bem braven Heer 
bes dänischen Neichs feinen brüderlichen Gruß ſendet.“ 


„ Der König trifft von Sonderburg wieder in Kopenhagen ein. 


12. „ ine Eircularbepefhe an die Vertreter Dänemarks im Auslande 


fündigt benfelben energijche Fortfeßung bes Krieges an: 

ne... Sie wiffen bereits, baf bie Armee bie Danewerffiellung geräumt 
bat, um ſich in bie zweite Vertheidigungslinie, jerre von Düppel, zurüdzuziehen, 
Die Gründe, welche für dieſe riidgängige Bewegung beſtimmend geweſen, finb 
ausſchließlich ftrategifcher Natur. Die ungemeine Strenge ber Jahreszeit, ber 
unausgeſetzte Wachtdienft und bie außerorbentliche Erſchöpfung ber Truppen, 
verbunden mit ber numerifchen Ueberlegenbeit bes Feinbes, hatten es unmöglich 
gemacht, das Danewerk länger zu behaupten, und wenn bie Armee bei biejem 
Stande ber Dinge eine Schladt angenommen hätte, wäre ihre gänzliche 
Vernichtung zu befürdten geweſen. Gegenwärtig. nehmen unfere 
Truppen eine Stellung ein, welde bie Flanke bes Feindes bedroht, und, fich 
auf das Meer ſtützend, find fie im Befitz aller Vortheile, welche die geogra⸗ 
phifche Gonfiguration bes Landes darbietet. Düppel kit in ber That bie ein⸗ 
zige firategifche Pofition, welde uns, beſchränkt auf unfere eigenen 
Kräfte, wie wir es find, geflattet einen längeren Krieg zu unterhalten, auf 
welchen wir, wie e8 fcheint, uns vorzubereiten Fran Bor ber Oceupation 
Scäleswigs hätten wir mit Deutichland Frieden ſchließen Finnen; nach biefem 
Ereigniß jedoch Bleibt ber Regierung bes Könige nur ein Weg übrig: 
den Krieg fortzufegen bis zur Wieberberfiellung ber alten 
Ordnung ber Dinge in Schleswig, und bis biefes Herzogthum wieber 
unter bie Autorität bed Königs zurüdgelehrt if. Nur bann wird es und 
geftattet fein, unfere Bemühungen zur Beendigung unfere® Conflict mit 
Deutfchlanb neuerdings im Wege von Unterbanblungen anzuwenden.” 


Der Minifter des Auswärtigen v. Quaade erklärt den Bertretern 
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der Mächte in Kopenhagen, daß Dänemarf fi auf Feine Unterhand⸗ 
lungen einlaffe, jo lange Schleswig in Feindeshand jei. 

13. Febr. Die dänische Regierung erläßt eine Blofade- und Prifenordnung. 
Die dänifchen Kriegsjchiffe erhalten den Befehl, die Schiffe ſämmt— 
licher deutſcher Bundesſtaaten aufzubringen. 

19. „ Die Preußen beſetzen Kolding, die erſte Stadt in Jütland. 

England lehnt das Hülfegeſuch Dänemarks vom 6. Febr. ab. 

21. „ Dänemart erflärt vom 25. d. M. an den Eintritt der Blofade 
für alle Häfen der Oftküfte ber Herzogthülmer, die nicht thatſächlich 
unter bänijcher Autorität jtehen. | 

23. „ England madt zunächſt Defterreih, Preußen und Dänemark den 
förmlichen Vorſchlag einer Conferenz zu MWieberherftellung des Frie⸗ 
dens ohne Waffenftillitand und ohne zum voraus beftimmte Grundlage. 

25. „ Preußen und Oeſterreich gehen fofort auf den Vorſchlag im Princip 
ein; Dänemark wünſcht auf benfelben ‚nicht jofort antworten zu 
müflen, da e8 3. 3. mit Rüdficht auf die öffentliche Meinung des 
Landes denſelben ablehnen müßte. 

Das Landething befchließt einftimmig, das Volksthing mit 64 
gegen 4 Stimmen folgende Adreſſe an den König zu erlaflen: 


„sn der tiefen Betrübniß des däniſchen Volkes über den plößlichen Tod 
Ihres verewigten Vorgängers war es ein Trojt unb eine Beruhigung, Ew. 
Majeftät dadurch in die Fußſtapfen des hochfeligen Königs treten zu jehen, 
daß ben Vorftellungen und Forberungen bes Auslandes wegen Auf: 
bebung des Grundgeſetzes vom 18. Nov. dv. 3. gegenüber unfere Freiheit und 
Selbftändigfeit gewahrt wurde. Der Ausbruch des Kriegs zerftörte jedoch als⸗ 
bald die Hoffnung auf eine ruhige Cntwidelung unferer Zuftände. Nachdem 
ber deutfche Bund unter bem Titel einer Erecution bie deutfchen Herzogthümer 
Ew. Majeftät, Holftein und Lauenburg, mit Bundestruppen befebt und 
unter dem Schuße derjelben zum Vortheile eines 'unberechtigten Prätendenten 
einen Aufruhr fih bat entwideln laſſen, haben bie Großmächte Dentichlands 
ihre Heere über bie Grenze des Reiches Dänemarf gelandt, um, wie jie vor: 
geben, das däniſche Land Schleöwig, weldes im Jahre 1721 abermals 
incorporirt und dabei der Krone Dänemark garantirt wurde und über welches 
weder Deutjchland noch deſſen Gropmächten jemals eine Bormundfchaft zuge: 
fanden hat, in Pfand zu nehmen. Nach zwei ehrenvollen Gefechten hat unjer 
tapferes Heer fich vor der Uebermacht zurückgezogen und unſere taufenbjährige 
Grenzveſte verlaſſen; dasſelbe hat jet nur einen Kleinen Theil von Schleswig 
in Beſitz. Der Feind hat ſich über den übrigen Theil dieſes Landes ausge 
breitet und gebuldet, daB fremde Banden und aufrühreriiche Unterthanen viele 
von Ew. Maj. getreuen Beamten verjagten und die geſetzliche Ordnung umſtürz⸗ 
ten, ja, in den letzten Tagen iſt ſogar die Nachricht hieher gelangt, daß derſelbe in 
bie Provinz Jütland eindrang. Allergnädigſter König! Unter fo ernſten Ver: 
hältniſſen fühlt Ew. Majeftät getreues Landsthing (Volfsthing) das Bedürfniß, 
fih im Namen bes Volkes, welches basfelbe erwählte, offen und ohne Vor: 
behalt gegen feinen König zu äußern. Ein Krieg gegen die Uebermächt wird 
große und ſchwere Opfer fordern, aber berjelbe wirb bach da, mo Vertrauen 
zwiſchen König und Volk vegiert, mit ber Hoffnung auf ein gutes Ergebniß 
geführt werden. In diefer verhängnißvollen Stunde müfjen wir unfern Troft 
in bem Umftande juchen, daß bie Sache des Volkes bie des Königs ift, daß 
Ew. Majeftät getreu unfere Freiheit. und Selbſtändigkeit befhügen und nit 
gejtatten werden, baß in Zufunft unter irgend einem Rechts⸗ 
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titel die Bormundfchaft über die Grenzen Dänemarks aus- 
gebehnt oder die Verbindung zwiſchen dem Königreide unb 
Schleswig abgeſchwächt werde. Nach ber beftimmten Erklärung ber . 
Regierung Ew. Majeftät darf das Bolf darauf Bauen, daß die ganze 
Kraft bes Landes aufgeboten werde, fo wie daß Ew. Majeftät ſich beftreben 
werden, e8 Europa Far zu machen, daß unjer nationales Leben und unfere 
freie Selbftbejtimmung niemals geopfert werben dürfen. Ew. Maj. können 
darauf bauen, daß bie Segnungen ber Freiheit die Liebe bes Volfes zum 
Vaterlande und gleichzeitig deſſen Bereitwilligfeit zur Darbringung jebes 
Opfers für das Recht und bie Ehre Dänemarks geftärft haben. Wenn in 
ſolcher Weiſe gegenfeitiges Vertrauen König und Volk verbindet, werben beide 
freudigen Muthes den Chancen und Gefahren des Kriegs entgegenfehen Lön- 
in ne Könige! Heil unferem tapfern Heere! Heil item geliebten 
aterlande !” 


27, Tebr. Der Reichstag vertagt ſich wegen der Wahlen zum Reichsrath 


bis zum 8. März. Antwort des Königs auf die Adreſſe beiber 
Thinge des Reichstags: 

„Mein treuer Reichstag! Ich danke cuch für eure Meinungsäußerung. 
Sch vertraue auf euch, auf mein treues däniſches Bolt. Ich will feftitehen 
und bis zum äußerſten ausharren; ich will alles thun, um einen Frieden zu 
erlangen, mit welchem Dänemark gedient fein kann. Ich will nicht bie 
Aufhebung ber beftehenden politifhen VBerbindnng zwiſchen 
dem Königreih und Schleswig. Ach will ein freier König fein über 
ein freies Voll, Frei ift nur der König, wenn das Land jelbftändig ift; frei 
ift nur das Volf, wenn der verfaflungsmäßige Zuſtand bewahrt und ent- 
widelt wird. Sch hoffe zum gnädigen Gott, daß man einſtmals auf mein 
Grabmal wird jegen können: Kein Herz ſchlug treuer für Dänemark! Gott 
jet mit euch!" 

England gejteht Dänemark eine 14tägige Frift behufs einer de: 
finitiven Antwort auf den Conferenzvorſchlag v. 23. d. M. zu. 


2. März Die bisher in Dänemark feitgehaltenen Mannichaften der bol- 


> 


fteiniihen Regimenter werden endlich entlaffen. 

„ Die Eider wird von den Dänen blofirt. 

„ Die Wahlen zum Volksthing des neuen Reichsraths fallen über- 
twiegend in eiderdäniſchem Sinne aus. 

„ Die Preußen und Oejterreiher rüden mit überlegenen Streit- 
fräften in Sütland ein. Die Dänen ziehen ſich nach Friedericia 
zurüf und räumen Veile. 

„ Dänemark erklärt Wolgaft, Greifswald, Cammin, Swinemünde, 
Stralfund und Barth vom 15. März an in Blofabezuftand. 

„ England räth der däniſchen Regierung fehr dringend zu Annahme 
des Conferenzuorfchlages (ſ. England). 

„» Die dänifchen Truppen haben fih in Jütland ohne ferneren 
Schwertftreich in aller Eile bis über den Lymfjord zurüdgezogen. 


. „Die Inſel Fehmarn wird von den Preußen bejebt und bie ganze 


däniſche Bejabung gefangen genommen. 

„» Die Mlürten dringen in Jütland nicht weiter vor, ſondern ziehen 
ſich wieder gegen Veile zurüd. 

„ Dänemark nimmt enblih den englifchen ale an, 
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will aber nur auf ber Bafis ber Vereinbarungen von 18°%, unter: 


handeln. 

Depyefhe an ben Gefandten in London: „... Während jedoch 
bie kgl. Regierung den Vorſchlag einer Conferenz, deren Ziel die Beendigung 
des deutſch-däniſchen Gonflictes iſt, annimmt, hält jie es für nothwendig, 
bie Baſis zu bezeichnen, ohne welche nah ihrer Meinung bie Conferenz zu 
feinerlei Rejultat gelangen Tann. Indem bie Regierung die Conferenz an: 
nimmt, unterftellt fie ausdrüdlich, daß man durchaus darin einverftanden ift, 
baß die Unterhandlungen von 18°%, die Bafis der Berathungen bilden werben, 
und fie gibt fi der Hoffnung hin, daß wenn fie ihre Theilnahme an ber 
Conferenz von diefer Bedingung abhängig macht, diefe Ihre Anſchauungsweiſe 
auf feinerlei Einwand ftoßen wird. Denn es find eben diefe Verhandlungen, 
aus benen zuerft der Deutfche Bund, unb fpäter die beiden deutſchen Grof- 
mächte ben Vorwand zu ihrer gemeinfamen Action gegen bie bänifche Mo- 
narchie ableiteten. Auch den neutralen Mächten ſcheint diefe Bafis, welde 
früher zwiſchen uns und dem Bunde vereinbart wurde, fi) als die aller: 
natürlichfte Grundlage für fernere Verhandlungen darzuftellen. ch bin bes: 
halb glüdlich, behaupten zu können, daß Sir A. Paget mir Grund zu ber 
Erwartung gab, daß feine Regierung vollſtändig geneigt jein wird, Die Zwed—⸗ 
mäßigfeit und Richtigkeit der von mir eben angebeuteten Bafis anzuerkennen. 
Für uns und um bes Erfolges etwaiger Unterbandlungen willen ift e8 unum: 
gänglich nothwendig, daß jeber Plan eines Arrangements, welder 
direct oder inbirect dem deutfhen Bunde einen Einfluß auf 
Bebietstheile, welhe nicht zu Demjelben gehören, einzuräu: 
men fhiene, von vorn herein bei Seite gejeßt werbe.“ 


21.März. England erläßt nunmehr auch an Sranfreih, Rußland, Schweben 


22: 


" 


und den deutſchen Bund die förmliche Einladung zu Conferenzen in 
London, jedoch ausbrüdlich ohne die von Dänemark geforderte Grund: 
Inge der Unterhandlungen, die e8 lediglich als Ausgangspunft für 
diefelben auffaßt. 

Schluß des Reichstags. Botſchaft des Königs: 

„Es ift in einer jchicjalsihwangeren Zeit, daß bie Verhandlungen bes 
Reichstags gejchloffen werden! Marche von Euch werben, wenn Ihr in Cure 
Heimath zurüdkehrt, diejelbe vom Feinde befegt finden. Nehmt unferen Dant 
dafür, daß Ihr ruhig umd unerjchroden geblieben auf Euren Pläten in ber 
gefeßgebenden PVerfammlung, und unfere Regierung kräftig unterftiigtet in 
bem ſchweren Kampfe für das Vaterland, Nehmt unferen. Gruß an alle 
Gauen des Landes mit. Sagt es zu Euren Mitbürgern, baß unfer Herz 
blute bei dem Gedanken daran, was unſere getreuen Unterthanen ſowohl dies⸗ 
jeit8 wie jenfeits der Königsau ausftehen müfjen; aber fagt ihnen auch zu: 
gleich, daB unfere Feinde den dänischen Mann nur fdhlecht Fennen, wenn fie 
glauben, fie Eöunten durch die Bürden, welche auf feine Schultern gelegt wer: 
den, ben Wunjch bei ihm hervorrufen, daß wir bes Vaterlandes heilige Sache 
opfern ſollte. Durch Drohung, Gewalt brauchen zu wollen, ließ unfer 
Vorgänger auf dem Throne fich bewegen, ben Herzogthümern Holftein und 
Lauenburg eine bejondere Stellung in ber Monarchie zu geben, und nun 
nennt man ben dadurch nothiwendig gemachten Zuſtand einen Bruch tracz 
tatmäßiger Verpflidtungen. Im Namen bdiejer Verpflichtungen voll- 
führt man eine Erecution in Holſtein und occupirt Schleswig als Pfand. 
Unter der Erecution in Holſtein und unter dem Schutze der Truppen bes 
deutichen Bundes läßt man ber revolutionären, gegen uns gerichteten 
Bewegung freien Spielraum. Schleswigs Occupation benubt man bazu, 
dieſen Landestheil als eine preußiſche ober öſterreichiſche Pro: 
vinz zu behandeln... Auch nicht einmal bier ſtand ber Feind ftil; 
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er hat die Königsau überfchritten unb überfchwenmt nun Nordsütland ! 
Koch jtehen wir allein! Wir wiſſen nicht, wie lange Europa ein müßiger 
Zujchauer der Gewaltthat, die man gegen uns und unjer Volt übt, fein will. 
Wir wiederholen dem Neichstage unfere Zufage. Wir find willig, Alles zu 
thun, um einen Trieben zu erreichen, mit welchem bem Vaterlande gedient 
jein kann; aber das müſſen unfere Feinde wiljen, daß bie Zeit noch ſehr 
fern liegt, wo wir oder unſer Volk dazu genöthigt werden fünnten, uns 
einem für Dänemark demüthigenden Frieden zu unterwerfen. Eures Königs 
letztes Wort an Euch und die, welche Eud) gewählt haben, fei Ausdauer! 
Gott fei mit Euch!“ 
Der König verreist noch am gleichen Tag zur Armee nad Allen. 
29. März Auch die Wahlen zum Landsthing des neuen Reichsraths er- 
geben ein entſchieden eiberbäniiches Rejultat. 

Norwegen bewilligt den vom Könige geforderten Credit behufs 
einer eventuellen Unterflügung Dänemarks, macht bie Bewilligung 
jedoh von der Allianz mit wenigjtens ciner der Weſtmächte abhän- 
gig (ſ. Norwegen). 

— „ Der däntiihe Capitänlieutenant Hammer hält mit einigen Schif- 
fen die fchleswigichen Weftfeeinfeln Föhr, Sylt zc. danieber, 


3. Apr. Dänifhe Kriegsfchiffe blofiren die Mündungen der Elbe und 
der Weſer. 

13. „ Dänemark erklärt Danzig und Pillau vom 19. db. M. an in 
Blofadezuftand. 

15. „ Ein Staatsrath unter Zuziehung höherer Officiere erklärt ſich 
unter der Leitung Monrad's mit geringer Mehrheit gegen eine 
Räumung der Düppeler Schanzen, 

18. „ Die Preußen erjtürmen die Düppeler Schanzen; die Dänen zie: 
ben ſich nad der Inſel Alfen zurüd. 

20. „ Die Alliirten rüden in Jütland wieder vor. 

23. „ Die dänifhen Kriegsſchiffe, welche bisher an ber Elbe und 
Mefermündung Freuzten, ziehen fih in Folge der Annäherung ber 
öftereichifchen Ylottenbivifion nach Chriftiansfand an der Südküſte 
Norwegens zurüd, 

25. , Zulammentritt der Londoner Conferenz. 

23. „ Feldmarſchall Wrangel legt Sütland als Erfab für Die meg- 
genommenen deutſchen Schiffe vorläufig eine Contribution von 
650,000 Br, Thlrn. auf, 

29. Die Dänen räumen die Feltung Friedericia in Jütland, die fofort 
von den Oeſterreichern beſetzt wird. 

30. „ Die Preußen find in Jütland bis zum Lymfjord vorgerüdt; ganz 
Jütland mit Ausnahme des nörblichiten. Dijtriftes ift in den Hän⸗ 
den der Alliirten. Dänemark find von 1037 Quabratmeilen mit 
2,405,000 Seelen nur noch 236 Quadratmeilen mit 396,700 Gee: 
len geblieben. 


4. Mai. Der König von Schweden und Norwegen befiehlt = Bildung 
4 ° 
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eines combinirten ſchwediſch⸗norwegiſchen Geſchwaders auf ven 16. Mai 
unter dem Befehl des Viceadmirals Herzogs v. Oftgothland. 

9. Mai. Seegefecht bei Helgoland zwiſchen däniſchen und öſterr. Echiffen. 

Die Londoner Conferenz einigt fi über eine am 12. d. M. 
beginnende Waffenruhe auf bie Dauer eines Monats. Dänemark 
muß für jo lange auch die Blokade der deutſchen Häfen aufheben. 

17. „ Preußen und Defterreih ſchlagen auf der Londoner Conferenz die 
ftaatliche Unabhängigkeit der Herzogthümer, eventuell die PBerfonal: 
union mit Dänemark vor. Die däniſchen Bevollmächtigten erklärten 
den Vorſchlag für abſolut unannehinbar und lehnen es ab, ihn aud) 
nur ad referendum zu nehmen. 

28. „ Da Dänemark auf bie Möglichkeit einer Berfonalunion in feiner 
Weiſe eingehen will, jo ſchlagen Defterreih und Preußen auf der 
Londoner Conferenz bie vollfommene Trennung ber Herzogthümer 
von Dänemark vor und zwar unter bem Herzog Friedrich von Augu- 
ftenburg. England läßt nunmehr auch jeinerjeit® den Londoner 
Vertrag und bie Integrität der däniſchen Monarchie fallen und 
Ihlägt eine Theilung Schleswige und die Schlei und das Dane: 
wert als Theilungslinie zwiihen Dänemark und Deutſchland vor. 
Die deutſchen Mächte nehmen den engliihen Vorſchlag im Princip 
an, fchlagen aber als Theilungslinie die Linie Apenrade-Tondern vor; 
Dänemark erflärt auch dieſen Vorſchlag ber beutfhen Mächte für 
abfolut unannehmbar und kann ſich vorerft noch nicht dazu verftehen, 
eine Theilung Schleswigs felbjt nur im Prinzip zuzugejtehen, fondern 
will den Vorſchlag Englands bloß ad referendum nehmen. 


2. Juni. Dänemark erklärt auf der Londoner Conferenz den Borjchlag 
Englands v. 28. v. M. anzunehmen, aber als äußerfte Concefjion 
und unter möglichften Reſerven. Auch Rußland läßt den Londoner 
Vertrag fallen und erklärt, feine Anſprüche an Holftein dem Großh. 
v. Oldenburg cebiren zu wollen. 

5. „ Jahresfeier des bänifchen Grundgeſetzes. Der König fpricht bie 
Hoffnung aus, daß es durch Eirigfeit und Vernunft gelingen werde, 

- das geliebte Vaterland mit nicht allzu großen Opfern durch bieje 
Zeit der Drangfale hindurchgeführt zu fehen. 

6. „ Die Londoner Conferenz Tann ſich über eine Verlängerung der 
Waffenruhe behufs weiterer Ausgleihungsverfuche vorerft noch nicht 
einigen, dba Dänemark nur eine ſolche von 14 Tagen und aud das 
nicht gerne zugeftehen will, Preußen aber darauf aus militärifchen 
und commerziellen Gründen nicht eingehen zu Können erflärt. 

9, „ Die Londoner Conferenz einigt fich nunmehr über eine vierzehn: 
tägige Verlängerung der Waffenruhe, da Preußen ſich dem bänifchen 
Berlangen fügt. Da die Wahrfcheinlichfeit einer Verftändigung über 
die Gränzlinie für eine Theilung Schleswigs nur eine geringe ifl, 
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fo ſucht England wieder auf den Londoner Vertrag zurüdzulommen 
und macht Dänemark darauf aufmerffam, daß es ſich bieß von An- 
fang an förmlich vorbehalten habe. 


12. Jun. In Kopenhagen cireulirt eine Abreffe an den König, 


16. 
18. 


22. 


25. 


26. 
29. 


um ihn vor ber Annahme eines Schleswig-Holfteins ſei es in, ſei es 
außerhalb ber Monardie, fei es in Perfonalunion mit Dänemark verei⸗ 
nigt oder an Deutſchland abgetreten, dringend zu warnen, weil barin 
Schleswigs Berluft und Dänemarks Untergang Tiege. „Die Regierung, bie 
fi) erdreiftete, nach biefer Entſcheidung zu greifen, würbe fich bes Volkes Zu- 
— verſcherzen und ſich den traurigſien Namen in Dänemarks Geſchichte 

ereiten.” 

„Angebliche Minifterfrifis wegen der Frage eines Zurückkommens 
auf die Perfonalunion. 

„» England ſchlägt auf der Londoner Conferenz ale lebtes Aus- 
funftsmittel vor, bie Feſtſetzung der Theilungslinie in Schleswig 
einem Schiedsrichter zu übertragen. 

„ Delterreih und Preußen nehmen den engl. Vorſchlag auf Ernen- 
nung eines Schiedsrichter behufs Feltftelung ber Theilungslinie in 
Schleswig unter Modificationen an, Dänemarf lehnt ihn dagegen 
unbedingt ab. 

„ Die Londoner Conferenz geht refultatlos auseinander. 

Eröffnung des neuen nad der Verfaffung v. 18. Nov. 1863 
gewählten Reichrathes. Botichaft des Königs: 

„Die drohende Lage des Baterlarıdes und bie außerorbentlichen Ausgaben, 
welche ber Krieg ſchon mit fich geführt Hat und welche berjelbe zu befjen 
Führung fernerhin fordern wird, Bat e8 Uns nothwendig gemacht, ſchon jet 
den Reichsrath zufaınmenzurufen, um deſſen Billigung zu ben von Unſerer 
Regierung getroffenen Veranftaltungen und beffen Einwilligung zu Schritten, 
durch welche bie nothwenbigen Mittel zuwege gebracht werben Fönnen, zu er: 
halten. Nicht wir find es, bie den Krieg hervorgerufen haben; Wir find Uns 
bewußt, alles gethan zu haben, was in Unferer Macht ftand, ihm zu ent: 
geben... Wir haben in Unferer kurzen Regierungszeit bie bittere Erfahrung 
gemacht, wie leicht in unferen Tagen das Klare Recht in ber politiichen Waag⸗ 
ſchaale Europas wiege, und wie verlaffen ein König mit feinem getreuen 
Bolfe fiehen könne einem Übermächtigen Feinde gegenüber. Da England deß⸗ 
bald, unterftügt von allen ben neutralen Mächten, die Sit in ber Londoner 
Conferenz haben, — daß Wir alles das zur däniſchen Monarchie ge⸗ 
hörende Land abtreten ſollten, welches füblih von Schlei-Dannewirke liegt, 
befchloffen Wir, Diefes Uns fo jchmerzliche Opfer zu bringen. Dieſes Opfer 
ift von ben deutſchen Mächten nicht angenommen worden. Wir können 
nicht mehr opfern; Wir haben bie Aufforderung dazu mit Nein beant- 
wortet, feft überzeugt, daß unfer Nein auch das Nein des däniſchen Volles 
ſei. Gott wende die Herzen berer, bie das Schidfal Europas in ihrer Hand 
balten. Er laffe wenigftens an Einer Stelle bas Mitgefühl zu einer 
fräftigen Mitwirfung erwachſen!“ 

„ Die Preußen eröffnen mit dem Ablauf der Waffenruhe bie Feind⸗ 
feligfeiten gegen Alfen wieder. 

„» Die Preußen feßen unter General Herwarth von Bittenfeld nad 
Alfen über. Ein Theil der bänifchen Armee fällt in Gefangenſchaft. 

Die Regierung verlangt vom Reichsrath bie Ermächtigung zu 
einem Anlehen von 20 Mil, Thlm, 
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1. Juli. Die Dänen räumen Alſen vollitändig.. Die legten auf Kekenis 


zurüdgebliebenen Truppen und bas gerettete Kriegsmaterial Tangen 
auf Yünen an. 


4./8. Juli. Das engliſche Unterhaus ſpricht fih nad erſchöpfender De: 


batte für Nicht-Einmiſchung in den deutſch-däniſchen Krieg aus. Ein 
birecter Antrag auf Unterftübung Dänemarks wird ohne Abftimmung 


abgelehnt. 

In beiden Häufern des Reichsraths wird ber Entwurf einer 
Adreſſe an den König eingebradt, dahin gehend: 

„... In die traurige Nothwendigkeit verfegt, Cpfer für die Wiedergewinnung 

bes Friedens zu bringen, haben Ew. Majeftät lieber etwas von dem Recht 
ber Krone aufgeben wollen, als bie Eimvilligung zu einem Schleswig=Holftein 
ertbeifen. Dieß bürgt uns bafür, daß bas Ziel jeder ferneren Unterhandlung 
ein von Deutfchland unabhängiger freier Staatszuftand fein werbe. In bie: 
fer Vorausſicht verfichert das Yand Ew. Majeſtät aller Unterftüßung, bie es 
geben Tann.“ 
„ Die Kopenhagener Preſſe beginnt, fi für Zurüdziehung Der 
Truppen aus Jütland und Yünen, Aufhebung der Blofabe und 
Zurüdberufung ber Schiffe zur Vertheibigung Seelands und Kopen: 
hagens auszujprechen. 

Das Minifterium Monrad nimmt auf die Aufforderung des 
Königs feine Entlaffung. Graf Moltke erhält den Auftrag, ein neues 
Minifterium zu bilden. 

Die Alliirten fegen über den Lymfjord und occupiren auch den 
Reit von Jütland. 

„ In Folge der englifhen Parlamentsbeihhlüffe wird auch Die zu: 
fammengezogene ſchwediſch-norwegiſche Flottille wieder aufgelöst. 

„» Das neue Cabinet ift meiſt aus ehemaligen Gefammtftantsmännern 
gebildet. Bluhme übernimmt darin das Auswärtige. Die erfte 
Handlung bes Minifteriums befteht darin, mit Defterreich und Preu- 
Ben birecte Unterhandlungen über einen Waffenftillftand und Her: 
ftellung des Friedens einzuleiten: 

“ „Da ber König, mein allergnädigfter Herr, beſchloſſen hat, Mittel und 
Wege zu ſuchen, um eine Ausgleichung ber beftehenben betrübenben Differen- 
zen berbeizuführen, und zu gleicher Zeit fi mit neuen Rathgebern umgeben 
bat, fo liegt es bem Unterzeichneten ob, ohne Zaubern bei ben Regierungen 
St. Mas. des Königs von Preußen und St. Maj. bed Kaifers von Defter: 
reich die nöthigen Schritte zu thun, um biejen Zweck zu erreichen. Indem 
ber Unterzeichnete ‚hierdurch diefe Pflicht erfüllt, gibt er fich der Ueberzeugung 
bin, baß ber König, fein Herr, nicht vergebens in das hochherzige Wohlwollen 
und ben erhabenen Gerechtigfeitsfinn St. Maj. bes Könige von Preußen 
(Kaiſers von Oeſterreich) unbedingtes Vertrauen gefeßt hat, und glaubt baber 
einfach ſich darauf beſchränken zu können, die wohlwollende Vermittlung Sr. 
Erc. des Hrn. v. Bismarck-⸗Schönhauſen (Rechberg) in Anſpruch zu nehmen, 

damit bie Vorbereitungen zum Abſchluß eines Waffenſtillſtands und zur Ein- 
leitung ber Sriebensunterhandlungen durch einen gegenjeitigen ohne Verzöge⸗ 
rung erlafjenen Befehl zur Einftellung der Feindfeligfeiten, fowohl zu Land 
als zu Waſſer, getroffen werben können.“ 


" 


„ 


„ 


13. „ Die Mliirten beſetzen Sylt und bie ſchleswigſchen Weſtſee-Inſeln. 
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Dänemark ift damit vom Boden bes Herzogthums Schleswig gänz 
lih verdrängt. 

15./16. Juli. Defterreih und Preußen entfpredhen dem Anſuchen Däne: 
marfs, gebieten die Einftellung aller Feindjeligfeiten zu Land wie zu 
Waſſer bis zum 31. d. M. und beordern das Obercommando ber 
alliirten Armee mit dem bdänifchen Obercommando eine bießfällige 
Uebereinkunft zu treffen. 

18. „ Abſchluß einer Convention zu Chriftiansfeld zwifchen den Bevoll- 
van beider Armeen. über eine Waffenruhe vom 20. bis 

1.8. M. 

19. „ Sapitänlieut. Hammer ergibt fih zwiſchen den Inſeln Sylt 
und Amrum bem preuß. Kanonenboote Blitz mit feinen 2 Dampfern, 
10 Zolleuttern, 5 Transportichiffen und 2 Küftenfahrern. 

26. „ Beginn ber Yriebensunterhandlungen zwiſchen Dänemarf und 
Deiterreih-Preußen in Wien. 

27. „ Das Bollsthing des Reichsraths verwirft den Antrag auf Tages: 
ordnung und nimmt bie am 6. d. M. eingebrachte Adrefje an ben 
König mit 60 gegen 21 Stimmen troß der veränderten Sachlage 
und obgleich der Konfeilpräfident ſich dagegen erklärt hatte, an. 

30. „ Das Lanbsthing des Reichsraths beichliegt auf den Wunſch bes 
Sonjeilpräfidenten und in Erwartung bes Nefultates der in Wien 
eröffneten Friedensunterhandlungen die Verſchiebung der befinitiven 
Annahme oder Verwerfung der Adrefle an den König. 


1. Aug. Abſchluß der Friedenspräliminarien und eines breimonatlichen 
Waffenſtillſtandes in Wien. 

2. „ Der Eonfeilpräfident Bluhme theilt dem Reichsrathe in geheimer 
Sitzung den Inhalt der Friedenspräliminarien mit. Nieberfchlagenber 
Eindrud. Das Volksthing befchließt, daß aus bem ihm auferlegten 
Schweigen eine Billigung nicht gefolgert werben bürfe. 

4. „ Beide Thinge bes Reichsraths laſſen die Adreſſe an ben König 
fallen. 

6. „ Eröffnung des Reichstags. Thronrede des Könige: 

ne + . Ungeachtet des Muthes und ber Ausbauer, mit welcher unjer 
tapferes Heer und Flotte gefämpft haben, um Dänemarks Recht und Ehre zu 
ſchützen, und ungeachtet der Bereitwilligfeit, mit der das ganze Volk jedes 
Opfer zur Rettung bes Vaterlandes gebracht hat, wird doch der Krieg, welchen 
ein übermächtiger Feind gegen Uns geführt bat, Uns und Unfer Volt zu ben 
ſchwerſten und jchmerzlichften Conceflionen zwingen; benn ba ganz Europa 
Uns ohne Hilfe gelaffen hat, haben Wir Uns genöthigt gefehen, ber Ueber: 
macht nachzugeben und zu verfuchen, dem Striege Einhalt zu tbun, befjen 
Fortſetzung unter ben obwaltenden Umftänden Unferm geliebten Volle und 
Lande nur größeren Verluft und größeres Unglüd bereiten würde, ohne bie 
Ausfiht auf irgend eine Verbefferung Unferer Stellung zu eröffnen. Doc 
wollen Wir in vollem Vertrauen auf Unfer getreues bänijches Volk mit Zu: 
verficht der Zufunft entgegenfehen, in ber feiten Hoffnung, daß hellere Tage 
nicht ausbleiben werben, wenn König und Volk fi) einträchtig verbinden, um 
bie tiefen Wunben zu heilen, welche Unferm theuren Baterlande geichlagen 
worben find, ..“ 





280 Dänmark. 


"Dänemark entläßt endlich bie bisher in der däniſchen Armee 
feftgebaltenen Schleswiger. 

7. Aug. Der Reichstag vertagt fi), nachdem ſich beide Thinge conjtituirt 
haben, bis zum 3. Det. 

15. „ Auf eine Änterpellation Orla Lehmanns im Landsthing des 
Reichsraths antwortet der Gonfeilpräfivent Bluhme im Namen des 
gefammten Minifteriums. 

$nterpellation Lehmanns: „1) Erfennt die Regierung, daß bie 
conftitutionelle Gewalt des Reichsrathes, übereinftimmend mit bem Grund: 
gefege vom 18.Nov. 1863, in allen demfelben unterliegenben Angelegenheiten 
fortbefteht, ungeachtet der territoriale Kreis feiner Wirkſamkeit durch unglüd: 
liche Begebenheiten eingefchränft werben mußte, bis mit verfallungsmäßiger 
Genehmigung des Neichsrathes eine Veränderung mit Nüdficht auf deſſen 
Gewalt vorgenommen wird? 2) Erfennt die Regierung, baß, übereinjtintmend 
mit dem Grundgefete vom 18. Nov. 1863, $ 2, der König nicht ohne Ge: 
nehmigung bes Reicherathes die Regierung in einem von ber Monarchie ab: 
gelöften Lande übernehmen Tann?“ 

Antwort bes Minifteriums, auf bie erfle Frage: „Da die con: 
ftitutionelle Gewalt bes Reichsrathes in ben gemeinfamen Angelegenheiten durch 
die conftitutionelle Verbindung bes Königreich mit dem Herzogthum Schles- 
wig bebingt ift, fo kann bie Regierung nicht anerkennen, baß, wofern bieje 
conftitutionelle Verbindung aufhört, dem für Tänemarf-Schleswig jeßt beftehen: 
den Reichsrathe die von dem Sinterpellanten poftulirte Gewalt zufommen 
kann. Welches Verhalten die Regierung übrigens mit Rückſicht auf bie Schritte 
zu beobachten gebenft, bie unter ber vorausgefegten Gventualität würden 
geſchehen müſſen, um eine conftitutionelle Regierung zu fchaften, welche dem 
dänifhen Volfe eine conftitutionelle Gewalt in folden Angelegenheiten gibt, 
wie fie nun bem Reichsrathe unterliegen, darüber kann die Regierung ſich 
zur Zeit noch nicht ausjprechen.” Auf die zweite Frage: „Falls ein Landes: 
theil an eine fremde Herrichaft abgetreten werden müßte, aljo aufhörte, einen 
Theil der bänifhen Monarchie auszumachen, Tiegt es im Wortlaute bes 
Grundgefeges vom 18.Novbr. 1863, $ 2 (vorausgefekt, daß biefer Paragraph 
unter der angezogenen Eventualität im zufünftigen Verfaſſungsgeſetze für bie 
feitherigen gemeinjchaftlichen Angelegenheiten aufgenommen werde), baf bie 
Frage des nterpellanten mit Ja beantwortet werden muß.“ 

16. „ Das Oberabmiralitätsgericht zu Kopenhagen erklärt noch jekt ein 
am 18. April weggenommenes bremiſches Schiff als gute Prife. 

18. „ Das Vollsthing des Reichsraths ſetzt die von der Negierung ur— 
ſprünglich geforberte Crebitbewilligung von 20 auf 8 Mil. Rthlr. 


herab. Die Regierung hatte nur in eine Ermäßigung auf 12 Mill. 
einwilligen wollen. 
20. „ Das Landsthing bes Reichsraths tritt dem Beichluffe des Volke: 
things, nur 8 Mill. außerorbentlichen Credit bewilligen zu wollen, bei. 
Der Confeilpräfident Bluhme beantwortet eine Interpellation ber 
Partei der Bauernfreunde im Volksthing des Neichsrathes wegen 
Wiedereinführung bes däniſchen Staatsgrundgefeßes in feinem urfprüng- 
lichen Umfange bahin, es Könnte bieß nur gefchehen, wenn ber 
Reichsrath zu Gunften des Reichstags auf feine Autorität verzichte 
und ber Reichstag ben Verzicht acceptire. 
22. „ Der Abg. Bille broht im Volksthing bes Reichsraths dem Minifte: 
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rium mit einem Mißtrauensvotum. Der Finanzminifter erklärt, ber 
Reichsrath fei nicht der Repräfentant der gegenwärtigen Volksſtimmung 
und das Minifterium werde daher in einem ſolchem Fall eine Auf: 
löfung beantragen. 

24. Aug. Das Volksthing des Reichsraths nimmt in Folge der Auflöfungs- 
drohung das außerorbentliche Budget mit 73 gegen 17 Stimmen an. 

28. „ Ein Bericht des politiichen AWusfchuffes des Volksthings bes 
Neicherathes gelangt zu dem Schluffe, daß die Verhandlungen mit 
Schweden verhängnißvoll in die Angelegenheiten Dänemarks ein- 
gegriffen haben, gewiß aber nicht zum Vortheile Dänemarks. 


1. Sept. Der Reichsrath wird durch eine kurze königl. Botichaft für 
geichloffen erflärt. 
6. „ Beſuch des Prinzen von Wales in Helfinger. 
28. ,„ Verlobung ber Prinzeffin Dagmar mit dem Großfürften Thron: 
. folger von Rußland. 


3. Oct. Wieberzufammentritt des Reichstags. Die Partei der Bauern: 
freunde bringt in beiden Thingen den Entwurf einer Antwortsadreſſe 
an ben König ein, in der bie Mieberherftellung ber ll 
Verfaſſung von 1849 gefordert wird. 

10. „ Der Minifter des Innern erklärt im Volksthing bes Reichstags, 
die Regierung wolle ſich vorerſt über eine Wiederherſtellung des 
früheren Grundgeſetzes von 1849 nicht ausſprechen oder binden; 
jedenfalls müßten darin Veränderungen vorgenommen werden. 

15 „ Ein Leitartikel bes „Dagbladet“ führt aus, daß ſobald der Friedens⸗ 
abſchluß übereinjtimmend mit den Präliminarien erfolgt fei, bie 
Grundlage der gegenwärtigen Thronfolgeordnung umgeftoßen und 
nit Chriftian IX., ſondern ber Prinz Friebrih von Heflen ber 
legitime Thronerbe Dänemarks fei. 

17. „ Die Regierung verlangt vom Volksthing des Reichstags die Er: 
laubniß zu gerichtliher Verfolgung des Abg. Bille als Redacteur 
des Dagbladet. 

.25. „ Tas Bolksthing bes Reichstages verwirft den von den Bauern⸗ 
freunden vorgeſchlagenen Adreßentwurf mit 44 gegen 44 Stimmen. 


4. Nov. Das Volksthing des Reichstages gewährt die Bewilligung zu 
gerichtlicher Verfolgung bes Abg. Bille mit 75 gegen 12 Stimmen. 
Vertagung des Reichstags bis zum 9. Januar 1865. 

5. Nov. Eröffnung des Reichsraths. Botfchaft des Könige. Die Re: 
gierung legt beiden Things den mit Defterreih und Preußen ab- 
geſchloſſenen Friedensvertrag zur Genehmigung vor. 

Botſchaft des Könige: „Der Krieg, ben zwei Großmächte über Uns 
gebracht haben, und.der einen jo "unglüdlichen Ausgang gehabt, hat Uns ges 
jwungen, auf bie harten Friedensbedingungen einzugehen, benen zufolge ein 
Theil der Monarchie abgetreten werben fol. Hiezu wird nah dem Grund: 
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geſetz vom 18. Nov. 1863, $ 15, die Zuſtimmung bes Reichsraths erforbert. 


Wir baben euch daher zu einer außerordentlichen Berfammlung berufen, in 
welcher Wir außerdem Uns vorbehalten, über bie "Veränderungen in ber 
Ordnung ber Verbältniffe, die als Folge des Friedens nothwendig erjcheinen, 
verhandeln zu laffen. Wir brauchen euch nicht zu fagen, mit welchen Gefühlen 
Wir bes Reichsraths Zuftimmung zur Abtretung eines Theild der Monarchie 
begehrten; benn biefelben Gefühle, womit Wir es tun, müffen auch euch 
durchdringen. Aber gleichwie ber Gedanke deffen, was Wir Dänemarfs Volt 
und der Zufunft bes Landes fchulden, Uns geleitet hat, fo werdet auch ihr 
an biefem Gedanken unter ber Handlung fefthalten, die jett euch obliegt, und 
bie männliche Selbftbeherrfchung zeigen, mit der ein großes Unglüd getragen 
werben foll, Damit ein noch größeres vermieden werbe.“ 


9. Nov. Das Vollsthing des Reichsraths genehmigt in dritter Lefung ben 


11. 
17, 


29. 


Sriebenstractat mit Defterreih und Preußen mit 70 gegen 21 
Stimmen (Monrad xc.). 

» Das Landething des Reichsraths genehmigt ben Yriedenstractat 
mit 55 gegen 4 Stimmen, 

„ Der König erläßt drei offene Briefe: um die Bewohner ber. 
Herzogthümer ihrer Unterthanentreue und die DBeamteten ihres 
Huldigungseides zu entlaffen — an die Dänen — an bie Herzog: 
thümer. 

„ 137 Mitgliever des Reichsraths erlaffen eine Adreſſe an bie 
däniſchen und däniſch gefinnten Einwohner Schleswigs. 

„ Das Lanbething bes Reichsraths nimmt den von ber Regierung 
vorgelegten Entwurf einer Modification der Verfaffung von 18. Nov. 
in dritter Leſung gegen die zähe Oppofition Tſchernings mit 50 
gegen 1 Stimme an. 

„ Der König tritt eine Rundreife in dem von ben Alliirten wieder 
geräumten Jütland an. Offener Brief desfelben an die Sütlänber. 


5. Dec. Das Volksthing des Reichsraths nimmt den vom Lanbething 


7. 
9. 


13. 


bereits genehmigten Entwurf einer Reviſion der Verfaſſung in dritter 
Leſung nur mit weſentlichen Modificationen mit 58 gegen 27 
Stimmen an. 

„ Der König empfängt in Kolding eine zahlreihe Deputation ber 
däniſch Gefinnten aus Norbfchleswig. 

» Das Bolksthing des Reichsraths befchließt, auf den Antrag Hanſens, 
daß ber demnächſt zufammentretende däniſche Reichstag allein berechtigt 
fei, mit dem Könige die Ordnung der däniſchen Verfafjungsverhältniffe 
feſtzuſetzen. 

„» Das Landsthing verwirft nach zweitägiger Debatte faſt einſtimmig 
die vom Volksthing in der Regierungsvorlage bezüglich Reviſion ber 
Novemberverfafiung angebrachten Modificationen und beharrt auf 
feinem Befchluffe v. 28. Nov. Der Finanzminifter Davib erklärt, 
das Minifterium fei feſt entſchloſſen, dem Bloujen-Abfolutismus mit 
voller Energie zu begegnen und das Bolfsthing des Reichsraths fofort 
aufzulöfen, falls in dem aus beiden Things zu wählenden gemein 
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jamen Ausſchuſſe eine erneuerte Volfsthingsoppofition Plab greifen 
wollte. - Der wieberholte Antrag Tſchernings, die Novemberverfaſſung 
und den Reichsrath fofort aufzuheben, da ja nach Abtretung ber 
Herzogthümer Feine „gemeinfamen‘ Angelegenheiten mehr vorhanden 
jeien, wird neuerdings verworfen. 

18. Dec. Der gemeinfame Ausſchuß beider Thinge bes Reichsraths einigt 
fih mit der Regierung über eine neue Grundlage für die Reviſion 
ber Novemberverfaflung. 

21. „ Das Landething des Reicherathes genehmigt faſt einftimmig, das 
Bolksthing mit 85 gegen 14 Stimmen den Verfaſſungs-Reviſions⸗ 
antrag bes gemeinfamen Ausſchuſſes beider Thinge. 

22, „ Ein fgl. Armeebefehl verfügt die Verabſchiedung und Benflonirung 
einer großen Anzahl höherer und nieberer Offiziere. 

23. „ Der König fanctionirt die von beiden Thingen bes Reichsraths 
beſchloſſene Reviſion der Novemberverfaſſung: 

Durch dieſelbe fallen die bisherigen königl. Ernennungen zum Landsthing, 
ſowie die Wahlen ber bisherigen ſchleswig'ſchen Wahlkreiſe in beide Thinge 
weg, jo daß die Anzahl ber Mitglieder ber Landsthings auf 64, die der Mit: 


Be bes Bolfsthings auf 102 feftgeftellt wird. Ferner tritt das Normal: 
ubget v. 28. Febr. 1856 am 1. März 1866 außer Kraft. 


11. Rußland, 


6. Jan. (Polen). Kine Regierungsverorbnung befiehlt die Sequeſtri— 
rung des beweglichen und_unbeweglichen Vermögens ber Theilnehmer 
am Aufftande und legt den kath. Biſchöfen und Bisthumsabminiftra: 
toren eine abermalige Gontribution von 18%, den Canonicis von 
6% ihrer Einnahme auf. 

10. „ (Bolen). Rundfchreiben des Generalftatthalters, Gen. Berg, an 
bie Militärchefs bezüglich freiwilliger Stellung von Inſurgenten. 

16. „ (Polen). Aus 12 mittleren und Kleineren Städten laufen Loya: 
Iitätsabreffen bei dem Generalftatthalter ein. 

21. „ Ein kaiſerl. Ukas befiehlt die Einführung von Kreis: und 
Provinzialvertreiungen in ganz Rußland mit Ausnahme der 
fog. weftlichen und der baltiſchen Gouvernements, Aſtrachans und 


Beilarabieng, 

„ba Wir es für gut befunden, sie Rocalbevölferung ber Gouvernements 
und Kreife durch Perfonen, welche fie aus ihrer Mitte erwählt, zur näheren 
Betheiligung an der Verwaltung derjenigen Gefchäfte zu berufen, welche fi 
auf die öfonomifchen Intereſſen und Bebürfniffe jedes Gouvernements und 
Kreifes beziehen.“ 

Als ſpecielle Gegenftände ber Competenz biefer Land-Inſtitutionen mer: 
ben angegeben: Die Aufjicht über das Vermögen, die Gapitalien und bie 
Gelbabgaben bes Territoriums; Bau und Erhaltung der Gebäude, Chanfjeen 
u. f. w., die auf Koften des Territoriums erhalten werden; Sicherheitsmaß: 
regeln für die Verpflegung ber Bevölkerung; Fürſorge für bie Wohlthätigkeits⸗ 
anftalten; Hilfsmittel ben Pauperismus abzuftellen; Kirchenbau; bie gegen: 
feitige Feuerverfiherung; Sorge für die Entwidlung des Iocalen Handels 
und ber Induſtrie; Theilnahme an ber Volfsbildung, Volksgeſundheitspflege, 
ben Gefängniffen; Mitwirkung an Verhinderung bes Viehfalls, Sorge für 
Bewahrung der Ausfaat u. |. w.; Erfüllung ber auf das Territorium fal- 
lenden Forderungen ber Civil: und Militärverwaltung; Vertheilung derjenigen 
Staatsauflagen, deren Vertheilung ihnen obliegt; Verheilung der Abgaben für 
Iocale Bedürfniffe ; Nachrichten und Beichlüffe an die Behörden in Sachen, 
welche die öconomifchen Bedürfniſſe betreffen; Vornahme der Wahlen für bie 
Land⸗Inſtitutionen unb Erhaltung berfelben; endlich ſolche Angelegenheiten, die 
ihnen bejonbers übergeben werden. Die weiteren Beftimmungen tragen Sorge 
bafür, daß die Inſtitutionen ihre Befugniffe nicht überfchreiten. Der Gouver: 
nementöchef und ber Minifter des Innern können jeden ungefeglichen Beſchluß 
fiftiren, wogegen ben Land-Inſtitutionen die Befchwerde an ben bdirigirenden 
Senat freifteht. Die Land-Inititutionen zerfallen in Bezirfs: und Gouver: 
nements-Inftitutionen. Die Bezirks-Inſtitution befteht aus ber Be: 
zirf8-Landverfammlung und dem Bezirks-fandamt, die Gouvernement$: 
Infitution aus der Gouvernements-Lanbverfammlung und bem Gouver: 
nementd-fandbamt. Die Mitglieber ber erfteren werben gewählt von ben 
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Gutshefigern, den Stabtgemeinden und ben Landgemeinden in bejonberen 
Verfammlungen, und zwar ift in den beiden erjten Categorien ein Cenſus für 
die Wähler feftgejtellt, die Landgemeinden wählen in indirecter Wahl. Die 
Zufammenfehung ijt nicht durchweg gleich, die Regel bildet aber, daß 
die Hälfte der Mitglieber aus den Grundbefitern, die andere Hälfte aus ben 
Stadte und Landgemeinden gebildet wird, doch wiederum fo, daß die Stadt: 
gemeinden nur ein Viertel und weniger der Mitgliederzahl der Kandgemeinden 
jtellen. Der Adelsmarſchall präfidirt. Das Diſtricts-Landamt beiteht aus 
einem Vorfigenden und zwei Mitgliedern, welche die Diftricts-Landverfamm: 
ungen aus ihrer Mitte auf brei Jahre gewählt. Die Mitglieder der Gu- 
bernial = Landverfammlung werden von ben Dijtrifts - Landverfammlungen 
auf drei Jahre gewählt (die Zahl ber Mitglieder ſchwankt zwijchen 
15 und 100 in ben verjchiedenen Gouvernements, jenes in Olonets, biefes in 
Tambow und Poltawa, das Gouvernements-Landamt beftebt aus einem Bor: 
jigenden und ſechs Mitgliedern, bie von ber Verſammlung gewählt werden.) 
Wenn ber Kaifer nicht einen Borfigenden der Gubernial-Verfammlung ernennt, 
jo führt der Gouvernements-Abelsmarfhall den Vorfit. Pie Diftricts: und 
Souvernements=:fandverfammlungen verfammeln fih jährlich einmal, bie 
eriteren nicht ſpäter als im September, bie leßteren fpäteltens im December; 
die Sigungen ber erſteren dauern zehn, die ber Teßteren zwanzig Tage. Die 
Beziehungen zu den Auffichtebebörden (Gouvernementschef, Miniſter bes An: 
nern), deren Beſtätigung für wichtigere Befchlüffe nothwendig ift, find fehr 
forgfältig geregelt. 


21. Jan. (Litthauen). Murawiew ordnet die Erridtung von Volle: 


22. 


25. 


Schulen im Intereſſe der rufliihen Sprade an. 

„ (Polen). Hahrestag des Ausbruchs der nfurrection. In 
Warſchau ericheint eine gedrudte Anſprache der Nationalregierung an 
die Bevölkerung, in ber die Begebenheiten des verfloflenen Jahres 

angeführt werden, und die Nationalregierung die Nation auffordert, 
auszudauern. Die Polizei hat, in der Borausfegung, daß die 

Nationalregierung an diefem Tag eine Drudichrift erlaffen . würde, 
alle Arbeiter aus den Warfchauer Drudereien bei den Bolizeicommil: 

fären feitgehalten. Deflenungeachtet ericheint das Blatt und wird 

im Nu in der Stadt colportirt. 

(Polen). Die militäriihe Verwaltung des ganzen Königreichs 
unter der Dictatur des Grafen Berg tritt nunmehr ins Reben. Eine 
vor ihm genehmigte Inſtruction theilt das ganze Land in neun 
Hauptabtheilungen ein, deren jede einem bejonderen Militärchef unter: 
geordnet wird und regelt deren Competenz: 

„Art, 12: Beim Erſcheinen einer Inſurgentenbande haben die Kreismilitär- 
chefs den nächſten Militärcommandeurs bavon Anzeige zu machen, die fofort 
die nöthigen Maßregeln ergreifen müfjen, um bie Banden aufzuheben. Alle 
Bürger ohne Unterjchieb find verpflichtet, ſofort und bei Friegsrechtliher Strafe 
ben nächſten Militärcommandeur von Durchmarſch und Blacirung der Rebellen: 
banden in Kenntniß zu jeben, bei Androhung von erhöhten Gelöjtrafen. 
Art. 14: Den Militärchefs find alle Eivil- und Polizeibehörden unterworfen, 
die andern Behörden find verpflichtet, deren Willen und Aufforderung Genüge 
zu leiſten. Art. 15: Die Militärchefs der Hauptabtheilungen haben das Necht, 
einftweilen die nicht das Vertrauen ber Negierung befibenben Officianten aus 
bem Dienft zu entlafjen. Die Kreismilitärchefs find ebenſo gegen bie Kreis- 
beamten zu verfahren berechtigt. Art. 19: Die entlaffenen Beamten find ſo⸗ 
fort unter Kriegsgericht zu ſtellen u. j. w.“ 


”„ 
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28. Jan. (Polen). Es gelingt der Regierung, den angeblichen Stadtchef 
von Warſchau zu verhaften. 


— „Golen). Entlaſſung des Geh. Raths v. Lascynski als Gou— 
verneur des Guberniums Warſchau, des letzten Polen, der noch im 
Amte als Gouverneur iſt. Polen iſt ıiunmehr in den Spitzen der 
Verwaltung wieder ganz ruflificirt und die Machtbefugniß der untern 
polnifchen Verwaltungsbehörben auf Null rebucirt. 


30. „ (Litthauen). Beriht Muramwiew’s über den Plan einer neuen 
Coloniſirung Litthauens mit deutſchen und ruffifhen Elementen: 
„Obwohl ich zugeitehe, daß bie von dem Statthalter des Königreichs, 
Gr. Berg, proponirte Meberfiebelung von 5000 deu tſchen Nuswanberern aus 
bem Königreich Polen bein hiefigen Lande großen Nuten bringen würde, in 
welchem die forgfältige Arbeit an ber Schwächung der Zahl und des Einfluf- 
ſes despolniſchen Elements durch Anjiebelung einer der Regierung befreunbe: 
ten Bevölkerung durchaus nothiwendig iſt, jo muß ich doch bemerfen, baß bie 
völlige Ausführung der beabfichtigten Weberfiedelung im gegenwärtigen Augen: 
blick faſt unmöglich ift, weil nad den von mir eingezogenen Nachrichten die 
Ueberfieblung des rebelliichen Adels und anderer am Aufſtande betheiligter 
PVerfonen aus dem mir anvertrauten Lande noch nicht ſolche Dimenfionen ans 
genommen bat, daß bas dadurch bisponibel gewordene Land zur Anfiedelung 
von 5000 Goloniften ausreichen könnte. Bis jekt find nach ben entlegenen 
ruſſiſchen Gouvernements über 1500 Familien überfiedelt, und mit den noch zu 
überfiedelnden kann dieje Zahl auf 1800 fteigen. Die Bodenfläche, die durch biefe 
Veberfieblung verfügbar geworden ift, läßt fich erit beim Beginn des Frühjahrs 
enau berechnen. Bis dahin muß man fi) mit einer annähernden Berechnung 
egnügen, bie ſich auf die Zahl der überjiebelten Familien gründet. Bevor 
wir jedoch zur Meberfiedelung der beutjchen Colonijten aus dem Königreich 
Polen fhreiten, ift genaue Auskunft barüber nöthig, welcher Gewerbthätigfeit 
diefe Coloniften angehören, ob fie Aderbauer ober Fabrikanten und Handwer: 
fer find, für die ber Aderbau eine unpaſſende und ungewohnte Beihäftigung 
fein würde. Auch wäre e8 wünjchenswerth, vor Erlaß ber endgiltigen Ber: 
fügungen in Betreff der Weberfiedelung ben Eoloniften beim Beginn des Früh: 
jahrs zu geitatten, daß fie bie für fie beſtimmten Ländereien in Augenfchein 
nehmen, weil wegen der befannten Anfprüche diefer Ausländer das von der Orts- 
behörbe ihnen zugetheilte Land nicht immer von ihnen annehmbar gefunden werden 
könnte. Ueberhaupt glaube ich, daß, ohne bie Anfiebelung deutſcher Colo- 
niften auf einer Kleinen frei gewordenen Landftrede zurückzuweiſen, vor Allem 
dahin geftrebt werden muß, das Land ganz ruſſiſch zu machen und das pol: 
niſche Element entſchieden zu unterdbrüden, was nur durch die Anfiebelung 
ruffifher Eoloniften aus dem Innern des Reiches zu erreichen ift, welche 
die Garantie bieten, daß fie fih von dem polnischen Element nicht abforbiren 
laſſen. Was bie deutſchen Coloniften betrifft, die größtentheils Fabrifanten 
und Handwerker find, jo würde es jehr nüglich fein, fie in ben litthauiſchen 
Stäbten anzufiedeln und zwar als fogenannte Aderbürger, ba bei vielen 
Stäbten fih Land genug befindet, Das zu folcher Anfiedelung geeignet ift. 
Diefe Maßregel würde eben fo fehr zur Hebung ber Gewerb: und Fabrik: 
thätigfeit, wie zu der in ber gegenwärtigen Zeit fo nothwendigen Erneuerung 
ber jtäbtifchen Bevölkerung beitragen, deren größter Theil, aus Polen und 
Katholiken beftehend, ber Regierung abgeneigt if. Mit NRüdficht auf obige 
Erwägungen babe ich bie Ehre, Ew. Erc. zu bitten, bie weiteren Verfügungen 
‚ in Betreff ber Meberfiedelung von beutfhen Goloniften aus Polen bis dahin 
fiftiren zu wollen, daß biefelben bie ihnen zu ertheilenden Ländereien felbft 
in Augenſchein genommen haben und der Umfang ber burch bie Neberfieblung 
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biefiger rebellifher Einwohner nad Rußland bisponibel geworbenen Boden⸗ 
fläche genau feftgeftellt ift, was früheftend bis zum Frühjahr erfolgen kann. 
Zugleich bitte ich, nady Einvernehmen mit dem Grafen Berg, mich vorläufig 
benachrichtigen zu wollen, wie viele von ben zu Ueberſiedelung bejtinmten 
deutſchen Coloniften zur Handwerker ober inbujtriellen Klaſſe gehören, damit 
ich die zur Gewerbthätigfeit und zu Yabrifanlagen am meilten geeigneten 
Städte und Ortichaften ausfuchen und bei Zeiten bie nöthigen Anordnungen 
zur Veberfiedelung treffen kaun. Schlieglid Tann ich nicht unterlafjen, aber: 
mals barauf aufmerkſam zu maden, daß bie Colonifirung Litthauens durch 
bas ruffifhe Element eine der wichtigiten Fragen ift, von deren Ent- 
ſcheidung die Pacificirung des Landes und die Befeftigung ber ruffilchen Herr⸗ 
Ichaft abhängt, weshalb e8 durchaus nothwendig ift, dieſe Frage einer allfeitiz 
gen Prüfung zu unterwerfen.“ 


5. Febr. (Litthauen). Eine Verordnung Murawiew's führt bie ruf]. 


16. 


21. 
22. 
24. 


„ 


Sprache als ausichließliche Gefhäftsiprache ein. 

(Litthbauen). Eine neue Verordnung Murawiew's unterwirft 
ganz Litthauen einer Gendarmerie-Aufſicht, welche die Aufgabe hat, 
bie Bewohner des Landes firengftens zu überwachen. Jeder Kreis 
erhält ein Gendarmerie-Commando, deſſen Untergebene aus entlaffe 


nen Soldaten nicht-polniſcher Abkunft und griechiſch-orthodoren Glau⸗ 


bens gebildet fein müſſen; auch Bauern, die den Erforderniſſen bes 
Dienftes genügen, jollen zu demfelben verwendet werden bürfen. 


„ (Bolen). €8 gelingt der Regierung, eine Anzahl angeblicher 


Mitglieder der geh. Nationalregierung zu verhaften. 


„ (Polen). Bon diefem Tage an erfcheint feine geheime Zeitung 


in Warſchau mehr. 


„ CBolem). Eine Verordnung des Gen. Berg befiehlt eine „(Er: 


gebenheits-) Declaration” ſämmtlicher Beamteten in Polen. 


2. März. (Bolen). Ein in vier Decreten beftehender kaiſ. Ukas hebt 


bie Leibeigenſchaft in Polen vollftändig auf und organifirt Die 
ländliche Bevölkerung in wefentlich felbftändige, von dem Grunbabel 
durchaus unabhängige Gemeinden: 

„... Um eins für allemale den Bedrüdungen ein Ende zu machen, 
wurde im Jahre 1861 bas Ablöfungsgefeg erlaffen, wodurdh Ahr von ben 
brüdenden Frohndienſten befreit wurdet. Nächitbem beabfichtigte man durch 
ein neues Gefeß über bie Zinsbarmachung Euere Laſten zu vermindern, bie 
Höhe der von ben Gutsbefigern berechneten Ablöſung bedeutenb herunterzus 
jeten, und fomit Eure fünftige Eriftenz ein- für allemale feftzuftellen. Da 
erhoben diejenigen, bie mit biejen wohlthätigen Beftimmungen fürs Volt nicht 
zufrieden waren, einen offenen Aufftand. Rebellen ftanden gegen die rechts 
mäßige Behörde des Kaifers und Königs auf und wagten den Kampf mit 
ben Taiferlichen Truppen, und da fie mit offener Gewalt und durch Krieg 
nichts erlangen Tonnten, fo nahmen fie ihre Zuflucht zu nichtswürdiger Kift, 
bemühten ſich, Euch mit leeren Hoffnungen zu täufchen, verfpradhen Euch uns 
entgeltlich Boden zu geben, unb bie Eigenthümer dafür zu entſchädigen, als’ 
wenn Xhr nicht ſelbſt einjehen könntet, daß Rebellen, die nur von Raub und 
Plünderung leben, nicht im Stande find, den Eigenthümern die ungeheure 
Summe zu erjegen, welche ber von Euch befeffene Boden repräjentirt. Nicht 
nur auf Heuchelei und Betrug vechneten bie Rebellen, ſondern auch auf Ge: 
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walt und Mord; fie morbeten Unichuldige und brobten einem eben mit bem 
Tode, ber Gottes und bes jüngften Gerichtes eingebent feinen Verrathb an 
Pflicht und Gewiffen begehen und ihrer heuchleriſchen Stimme fein Gehör 
geben wollte! ...“ 

Mit dem Tage bes Erlaſſes werden die Banern Cigenthümer aller 
Ländereien, die fie jet innebaben, mögen biefelben Privatleuten ober ber 
Krone, Magnaten ober Stiftungen angehört haben. Sie find von allen bis- 
herigen Leiftungen an bie Kutsbefiger entbunden. Sie können fogar innerhalb 
dreier Jahre die Ländereien zurüdfordern, die fie feit dem Was vom 26. Mai 
1846 einmal im Befiß gehabt haben, wenn fie wieder in ben Befit des Eigen: 
thümers gefommen find; nur wenn fie andere bafür erhalten haben, dürfen 
fie biefe gegen jene austaufhen. Mit bem Eigenthbum am Boben erhalten 
fie auch das an Gebäuden, Vieh, Werkzeugen, Ausfaat u. |. w. Sie bewahren 
ben Genuß ber bejtehenden Servituten, und können diejenigen revindiciren, 
welche ihnen durch erzwungenen Nichtgebrauch entzogen worden find. Sie 
haben auch das Eigenthum an ben unterirdifchen Producten. Jagd und 
Fiſcherei auf den Ländern ber Bauern gehören ben Gemeinen, ebenjo bie 
Schankgerechtigkeit (doch gehen die Einfünfte bdiefer vorläufig an den Staat, 
zur theilweifen Entihädigung ber Gutsbefiger). An die Stelle der mannich- 
fachen bisherigen Abgaben der Bauern an den Grundbefiger tritt eine Grund- 
fteuer an den Staat, welche aber nur zwei Drittel der bisherigen Laſten 
beträgt. Die Gutsbefißer werben in ber Art entihädigt, daß ihre bisherigen 
Einnahmen aus Frohndienft und Abgaben gefchäßt werben. Von ben erjteren 
wird %, von ben andern X abgeftrichen, dann ba8 Ganze zu 6 Procent capi⸗ 
talifirt (d. 5. mit 16% multiplicirt) und ihnen dafür Verfchreibungen gegeben, 
bie aber nur mit 4 Procent verzinst und mit 1 Procent amortifirt werben. 
(Der ruffiihe „Invalide“ berechnet den Werth der Abgaben, nach Abzug jenes 
Dritteld auf 90 Kopeten bis 1 Rubel 10 Kop. pro Morgen —% Hectare. 
Das heißt das Einfommen bes Gutsbefiters wird zum mindeften auf bie 
Hälfte herabgefegt. Nechnet man 3. B. daß er 10000 Morgen mittlerer Güte 
bat, fo bringen ihm dieſe jeßt jährlih A 1 Rub. 33 Kop. 1333 Rub,, % 
abgezogen, bleiben 1000 Rub., zu 6 Proc. capitalifirt 16,666 Rub., und 
biele zu 4 Proc, verzinst 666 Rub.) 

Bezüglich ber Gemeindeordnung, jo beſteht die Verwaltung jeder Gemeinde: 
4) aus der Gemeindeverfammlung, 2) dem Maire (Wojt), 3) dem Adjuncten 
(Soltys), 4) dem Gericht; außerdem aus fo viel Beamten als nöthig. Die 
Gemeinbeverfammlung beſteht aus allen unbeſcholtenen Majorennen ber Ge- 
meinde, bie brei Morgen bejiten, die Friedensrichter, Geiftlichen, Polizei- 
beamten find ausgejchloffen. Die Verſammlung vollzieht die Wahl aller 
Beamten und verwaltet bie Gemeindeangelegenheiten. Ihre Functionen, 
wie die des Wojt find durchaus ähnlicher Art, wie bie in ber ruffifchen 
Gemeindeverwaltung, fo baß bie Beamten während ihr Dienfizeit von Natural- 
gaben und Militärdienft frei find, Amtsinfignien und Siegel erhalten. Die 
Procedur vor bem Gemeindegericht, das wöchentlich einmal zufammentritt, ift 
mündlid und unentgeltlih. Zum Wojt Farin jeder Einivohner gewählt werben, 
ber 6 Morgen befitt, zur Qualification für ben Soltys find fogar nur 3 
nothwendig. 


3. März. (Litthauen). Murawiew ſieht ſich genöthigt, ſeine Verfügung 


vom 5. Febr. zu erneuern, wonach alle ländlichen Behörden, Friedens⸗ 
gerichte und Gemeindevorſtände unter einander Ruſſiſch correfpondiren 
und nur in dieſer Sprache Eingaben annehmen follen, und droht im 
Unterlaflungsfalle den Regierungsbureaus mit einer Gelbftrafe von 
25 ©.:R., den einzelnen Beamteten eines Gemeinbevorjtandes mit 
einer ſolchen von 10 SR. 
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9. März Galtiſche Provin zen). Eröffnung der livländiſchen Stände⸗ 
verſammlung. Der Generalſuperintendent, Biſchof Walter, ermahnt 
dieſelbe in ſeiner Landtagspredigt, in der Religion Proteſtanten, in 
der Politik Deutſche zu bleiben. Derſelbe wird deßhalb von der 
ruſſiſchen Regierung ſeines Amtes enthoben. 

17. „ (Litthauen) Ein Erlaß Murawiews ſetzt ber Einrichtung pol- 
niſcher Schulen in den Gouvernements Wilna, Grodno, Kowno, Minsk, 
Mohilew und Witebsk, deren Ländliche Bevölkerung durchweg ruffiich 
fei, ein Ziel: die Regierung werde nur ſolche Schulen beftehen laſſen, 
die unter Mitwirkung ber rechtgläubigen Geiftlichkeit oder von ſolchen 
Perfonen errichtet feien, bie fie dazu ausdrücklich autorifirt habe. 

20. „ (Polen). Die mit Regulirung der polnifhen Bauernfrage 
beauftragte Commiſſion trifft aus St. Petersburg in Warſchau ein 
und beginnt fofort ihre Arbeiten. | 

— „GvVolhynien, Podolien, Ukraine). Ein großes Theil bes 
polnifchen Adels ſitzt ‚theilweile noch in Haft oder ift bereits nad 
dem Innern Rußlands oder nad Sibirien beportirt. Die meiften 
Beamteten polnischer Nationalität find durch geborne Ruſſen erjebt. 
In Podolien wird die Organifirung der (rujfiihen) Landſtürmer 
eifrig fortgeſetzt. 


4, April, (Bolen). Die Regierung verfügt neuerdings, daß nur foldhe 
Perfonen zu Aemtern zugelaffen werben können, welche der rujfiichen 
Sprade vollfommen mächtig feien. 

15. „ (Binnland) Der Landtag wird durch eine kaiſ. Botihaft im 
ruſſiſcher Sprache gejchloffen: 

„... Sch danke Ihnen für ben wiederholten Ausbrud ber Treue und 
Ergebenbeit des finnischen Volfes, muß jedoch bedauern, daB manche Ber: 
bandlungen bes Landtags Anlaß gaben zu Mißverſtändniſſen in Bezug 
auf die Stellung bes Großfürſtenthums zum ruffifchen Kaiſerreiche. Finn⸗ 
land bat in feiner unzertrennlihen Vereinigung mit Rußland die ihm 
verliehenen Rechte unverleht bewahrt und fährt unter bem Schuße feiner 
Geſetze fort, alle moralifhen und materiellen Vortheile zu genießen, welche 
ihm die Macht des Kaiſerthums bietet. Rußland eröffnet den Bewohnern 
Finnlands ein weites und freies Feld für Handel und Inbuftrie, und mehr 
als einmal In das edle ruffifche Volt, wenn eine fchwere Prüfung Ihr Land 
beimfuchte, feine brüberliche Theilnahme und thätige Hülfe bewielen. Die 
richtige Erkenntniß ber wahren Vortheile Finnlands muß Euch baher geneigt 
machen, biefes enge Band mit Rußland, welches der Wohlfahrt Eures 
Landes zur unveränberlihen Bürgfchaft dient, zu befeftigen, und nit, 
ed zu ſchwächen. Indem ich, wie ich Euch ſchon früher angezeigt habe, 
beabfichtige, die Stände in drei Jahren wieder einzuberufen, erfläre ich den 
gegenwärtigen Landtag für gefchloffen.“ 

» n Dur kaiſ. Ulas wird „zum Behufe der Vermehrung der Staates: 
mittel und namentlich zur Dedung von Ausgaben im Auslande vom 
vergangenen Jahre” eine Anleihe von 6 Mil. Pfd. Sterling unter 
bem Titel 5 % engl.:holländ. Anleihe contrahirt. 


„no @olen). Auf Einladung des Bifhofs von Kujavien, ae 
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und im Einverfländniß mit dem Militärgouverneur Yürft Wittgen: 
ftein treten mebr als 300 adelige Butsbefiker des Kreiſes im bi: 
ſchöflichen Palaft zu Wlozlawec zujammen und beichlichen eine Adreſſe 
an den Raifer, in der zunächſt tiefes Bebauern über das Borgejallene 
ausgeſprochen ift, dann Treue und Gehorſam gelobt und zuleßt ber 
Kaiſer gebeten wird, jetzt, wo bie Inſurrettion erloſchen je, nicht Das 
firenge Net und Geſetz, ſondern Gnade walten zu Iafim. Der 
Adel anderer Kreife folgt biejem erſten Bertpiele jeiner Standesge⸗ 
noſſen nad), in noch andern fcheiterm dagegen vorerit noch bie Be— 
mühungen officieller Kreife, die Gutsbefiger zur Unterjchrift von 
Reyalitätsabreffen an ben Kaiſer zu vermögen. 


19. April. (Polen). ine Bauerndeputation von 73 Mann aus den 
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Kreiien Warſchau und Radom wird vom Kaifer in St. Beteröburg 
empfangen und drüdt ihm ihren Dank für den Emancipations- 
Ukas aus. 

(Polen). Ale Beamten polniſcher Nationalität der Warfchau- 
Wiener oder WarfchausBromberger Bahn werben entlaffen. 

„ (Litthauen). Sämmtlide polniige Buchhandlungen and Bud): 
brudereien werben durch Murawiew außer Betrieb gefekt. 

Der Kaifer veranftaltet für die polniihe Bauerndeputation ein 
Teitmahl im Stadthaus von St. Petersburg, dem der Kaijer und 
der Großfürft:Thronfolger beiwohnen. Der Kaiſer bringt ſelbſt einen 
Toaſt aus auf die unzertrennlicde Verbindung Polens mit Rußland. 


. „ polen). Ein Hirtenbrief des (gefangenen) Erzbiſchofs Felinsti 


hebt die Kirchentrauer in Warſchau wieber auf. 

„ (Polen). Es werden 14 Commiflionen eingejeßt, welche über 
die Durchführung der neuen Agrargefebgebung wachen ſollen. Tie 
ländlichen Gemeinden organifiren ſich bereits überall und fchreiten 
zur Wahl der neuen Dorfichulzen. 


4. Mai. Der Kaiſer richtet ein Anerkennungsihreiben au ben Fürſten 


21. 


AR, 


Gortſchakoff bezüglich feines Wirkens in der polnifchen Frage. 

„ Baltifhe Provinzen). Die griehiihe Synode erlaubt, daß 
in den Oſtſeeprovinzen der griechiſche Cultus in deutiher Sprache 
ftattfinden dürfe. 

„ (Polen). Die Berfammlung bes polnifhen Landichaft: Credit: 
vereind in Warſchau bejchließt eine Deputation mit einer Loyali- 
tätsadreife nach St. Petersburg zu fenben. 

„ (Polen). Der Kaifer empfängt eine zweite aus 115 Mann be: 
ſtehende Bauerndeputation aus Polen. 

„n (Bolen). Die Geiftlichfeit der Diöcefe Sambomir befchließt eine 
Loyalitãtsadreſſe an ben Kaiſer zu richten. 

„ (Litthauen). Murawiew geht nad St. Petersburg, um bas von 
ihm befolgte Syſtem perſoͤnlich zu rechtfertigen und zu unterſtützen. 
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Eine von ihm ausgearbeitete Denkſchrift erhält die Billigung des 
Miniſteriums und des Kaiſers. 

23. Mai. (Circaſſien). Bericht des engl. Geſandten in St. Petersburg, 
Lord Napier, über bie Auswanderung ber tſcherkeſſiſchen Stämme 
nach ber Türkei: 

„Die ruſſiſche Regierung bat jeit langer Zeit bie Abficht gebegt, um jeden 
Preis die noch im Weften we Bergbewohner aus ihrem Heimathlande 
zu verbrängen. Das feit zwei Jahren befolgte Syitem beſtand darin, bie 
Truppen, ſowie die koſakiſchen Forts und Niederlaffungen langſam aber ficher 
jene Thäler binaufzufchieben, deren Gewäſſer nordwärts bem Flußbecken des 
Kuban zuftrömen, und bie Eingebornen von Schritt zu Schritt aus ihrem 
Grund und Boden zu drängen, bis zulegt bie höchitgelegenen Bergfeften ers 
reiht und das die Waflerfcheide bewohnende Volk hinüber und hinab im bie 
füdlih nad dem ſchwarzen Meer bin abfallenden Thäler gefchoben worben, 
wodurch zugleich bie in een Gegenden anfälfigen, uncivilifirten und von ber 
Welt abgeichloffenen Stämme in Mafje nach der Küfte getrieben wurben. Die 
ruſſiſche Bolitif, obwohl unbeugjam, ift doch feineswegs eine vorſätzlich blutige 
gewejen. Das Volk follte durchaus nicht ausgerottet, es follte nur verdrängt 
werden. Wiederholte Verfuche find gemacht worben, um eine allgemeine Un: 
terwerfung und Auswanderung zu erzielen; auch find bie von ber ruſſiſchen 
Regierung geftellten Anerbietungen nicht alle ohne Erfolg geblieben. In drei 
Nieberlafjungen, bie fih das füdliche Geftabe des Kuban entlang etwa 150 
englijche Meilen von Weiten nad Dften erftreden, find Stammtheile der Scha= 
peugs, ber Bjebutjchots und ber Abadzekhs mit ziemlichem Erfolge colonifirt 
worden. Der Abadzefhs allein find dort mehr als 30,000. Es ift mithin 
ein Irrthum, anzunehmen, daß alle biefe Bergbewohner ober auch nur bie 
große Mehrheit berjelben die Alternative ber Auswanderung nach der Türkei 
vorgezogen haben. Den Borichlägen ber rufjifchen Regierung find die Ubykhs 
jedoch jammt unb ſonders unzugänglich geblieben. Als ber Kaifer vorigen 
Fahr im Kaufafus war, begab er fi an bie Grenze biefes Stammes und 
empfing eine Deputation besjelben. Der Stamm verlangte im Befig feines 
Gebietes belafien zu werben und verſprach dagegen, mit ben Ruſſen auf fried⸗ 
lihem und freundnachbarlichem Fuße zu leben. Der Kaijer ſchlug in Betracht 
ber eingewurzelten Plünderungsfucht der Ubykhs und der Schwierigkeit, fie 
zur Beobachtung von Verträgen anzubalten, das Geſuch ab und ließ ihnen 
die Wahl zwiſchen Krieg, Auswanderung an ben Kuban oder Auswanderung 
nach ber Türfei. Sie wählten Serieg, und ba das Waffenglüd ihnen abhold 
gewefen ift, jo nehmen fie jegt Tieber ihre Zuflucht zu einer mohamedaniſchen 
Macht als zur ruſſiſchen Regierung. Zu dieſem Nusgange haben bie Türken 
vieles beigetragen durch ihre zu einer früheren Zeit vorgehaltenen unabläffigen 
Ermutbigungen zur Auswanderung. Nachgerade find fie fich über die damit 
verbundenen Unannehmlichkeiten klarer geworben und haben, als es zu ſpät 
war, die ruſſiſche Regierung erjucht, bie theilweife durch ihre eigenen Anrei⸗ 
zungen bervorgebrachte Bewegung zu verzögern und zu reguliren. Wie bem 
auch fein mag, die Einmüthigfeit und die Eilfertigfeit, womit bie Stämme 
nach der Küfte hin drängten, war fowohl für bie Ruſſen wie für bie Türken 
überraſchend. Sobald der Kaiſer von den im Auslande circulirenden Be⸗ 
richten über bie Strapatzen und Leiden ber Auswandernden Kenntniß erhalten 
hatte, telegraphirte er fofort an ben Großfürften Michael, bamit dieſer Leute 
an Ort und Stelle fende, welche den Stanb ber Dinge unterfuchen unb für 
Abhilfe forgen follten. Statt Agenten abzufchiden, ging der Großfürſt ſelber 
bin und verweilt feit zwei Wochen an ber Küfte. Die legten Berichte Tommen 
von Swiatii Duſh bei Gagri, und nach benfelben zu ſchließen müfjen bie 
Schilderungen von bem Elend, in welchem fich bie Tſcherkeſſen auf ruſſiſchem 
Gebiete befunden, übertrieben geweſen jet. Der Gropfürft ie fie feien 
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im Befitz von Vieh, Brod ſei an ſie ausgetheilt worden und ihr Geſundheits⸗ 
zuſtand ſei keineswegs ſo ſchlimm, wie man es dargeſtellt habe. Es herrſchte 
unter ihnen keine epidemiſche Krankheit. Die Leiden der Auswanderer hatten 
en anf der Ueberfahrt nad) der Türkei begonnen und fih nad ihrer 
Ankunft in Trapezunt fortgelegt, an welchem Orte zu ber beflagenswerthen 
Veberhäufung noch die ſchlechte Verwaltung und falſche Verwendung ber vom 
Sultan geididten Hilfsmittel kam. Der Großfürft bat auf fein Geſuch Die 
Ermädtigung erhalten, alle rujjiihen Kriegsihiffe auf dem ſchwarzen Meere 
und ale etwa entbehrlihen Kauffahrteifchiffe zur Hilfeleiftung bei bem 
Transporte berjenigen Ticherkeifen, die noch immer entſchloſſen waren, das 
Land zu verlaſſen, aufzubieten. Es jcheint jeboch ein gewiſſer Rüdichlag er- 
folgt zu fein, denn mehrere haben jich gewillt gezeigt, zu bleiben und bie An- 
fiedblung auf rujjiihem Boden anzunehmen. Nach den lebten Berichten bes 
ruſſiſchen Conſuls in Trapezunt ijt die tägliche Sterblichkeitsziffer unter den 
Ankommlingen 40 geweien. Der Angabe bes Kriegsminifters zufolge kann 
bie Emigration 100,000 Köpfe nicht überjchritten haben.“ 

28./31. Mai. (Polen). Dur Tagesbefehle werden „in Anbetracht ber 
fi immer mehr befeftigenden Ruhe und Ordnung im Königreich 
Polen” mehrere Militärcommandos wieber aufgehoben. 

29. „ GPolen). Fürft Adam Sapieha erflärt als „bevollmächtigter Com: 
miflär der Nationalregierung in Frankreich” den dortigen polnilchen 
Flüchtlingen, daß ber geringe ihnen bisher gewährte Sold nur noch 
bis zum 6. Juni gezahlt werden könne wegen Erſchöpfung ber Hülfs- 
quellen des Landes. 

„» nn Baltiide Provinzen). Der livländifhe Landtag lehnt ben 
ihm gemachten Vorſchlag, das Beſitzthum adeliger Güter allen Klaffen 
ber Bevölkerung zugänglich zu machen, ab. 

30, „ Ein kaiſerlicher Ufas hebt die bisherigen Ausfuhrzölle aus Ruß: 
land auf. 

— „ (itthbauen) Bon der Regierung auf jede Weife begünftigt, 
erfolgen bereits vielfache Mebertritte von der Fathol. zur griechiſchen 
Kirche. 


2. Yuni. Der Bevollmächtigte des Kaiſers an der Londoner Conferenz 
erflärt, daß derſelbe ſich entichloffen habe, feine Anſprüche auf Hol- 
ftein dem Großh. v. Oldenburg zu cediren. 

„ n (Eircafjien). Großfürft Michael meldet dem Kaiſer telegraphifch 
die volljtändige Unterwerfung des Kaufafus: „Gegenwärtig eriftirt 
fein einziger nicht unterworfener Volksſtamm mehr.“ 

5./6. Juni. (Litthauen). Die Rüdfehr Murawiews nah Wilna ge: 
ftaltet fi zu einem förmlichen Triumphzug. Derjelbe orbnet ein 
jährliches bürgerliches und kirchliches Erinnerungsfeft „an die Be- 
freiung Litthauens von der Herrfchaft des polnischen Adels“ an. 

9. „ Ankunft des Kaiferpaars in Berlin auf der Reife nad Kiffingen. 

10. „ (Bolen). Ein Polizeibefehl verorbnet in Warſchau, alle Aus- 
bängfchilder umzuarbeiten und neben der polnifchen auch die ruffifche 
Aufſchrift in gleicher Größe der Buchftaben anzubringen. 

41. „ (Polen). Das Comits zur NRegulirung ber bäuerlichen Verhält- 


Rußlaud. 293 


niſſe erläßt eine Inſtruction an bie Localcommiſſionen, bie als 
authentiſche Interpretation des Ukaſes v. 2. März zu betrachten ift, 
und die allzu weit gehenden Anfprühe ber Bauern gegenüber ben 
Gutsbeſitzern beichräntt. 

12. Juni. (Baltifde Provinzen) Ein kaiſ. Ukas vereinigt Die brei 
baltifchen Provinzen Kurland, Livland und Efthland in ein General: 
gouvernement. 

16. „ Der Kaiſer trifft in Kiſſingen mit dem Kaiſer von Oeſterreich 
zufammen, ber von feinem Minifter des Auswärtigen Grafen Red: 
berg begleitet iſt. 

18. „ (Bolen). Der Generalitatthalter Graf Berg erläßt eine Art 
jehr beſchränkter Amneftie für bie ins Ausland geflüchtetete Theil- 
nehmer an der Inſurrection. 

19. „ (Litthauen). in Dorf, in dem ein rufjifch gefinnter Ein: 
wohner ermorbet murbe, wird vom Militär dem Erbboben .gleich 
gemacht. 

20. (Eircaffien). Großfürft Michael hält feinen Einzug in Tiflis und 
feiert die Pacification bes Landes. 


6.Yuli. (Kitthauen). Circular Murawiew's an die ihm untergebenen 
Militärgouverneure: 

„Auf meinen Antrag geruhte Se. Majeftät zu verorbnen, daß in dem 
meiner Leitung anvertrauten Lande die Errichtung von katholiſchen Kirchen, 
Capellen und Altären, ſowie die Renovirung und Reſtaurirung der ſchon 
beſtehenden Kirchen und Capellen ohne vorherige, von mir eingeholte ſpe⸗ 
cielle Erlaubniß nicht ſtattfinden darf. Zugleich verordne ich, daß mir in 
möglichſter Eile ein genaues Verzeichniß aller katholiſchen Kirchen und Ca— 
pellen und der geſammten Geiſtlichkeit zugeſchickt wird, wobei auch anzugebeu 
iſt, woher und von wem die betreffenden Prieſter ihre Gehalte beziehen.“ 

Ende Juli. (Polen). Delegirte des Adels aus allen Gouvernements 
beſchließen in Warſchau eine Loyalitätsabrefle an ben Kaifer und 
wählen eine Deputation, die aber zuerft einen Wint von St. Peters: 
burg abwarten fol. 


5. Aug. (Polen). Das Haupt ber Nationalregierung und 4 Abthei- 
lungsvorſtände werben in Warſchau auf dem Glacis ber Gitabelle 
gehängt. 

10. „ Polen). Sechszehn bei der Nationalregierung betheiligt gewe⸗ 
fene Perjonen, vom Kriegsgeriht gleichfalls zum Tode verurtheilt, 
von Berg aber zur Deportation begnabigt, werben von Warſchau 
nad Sibirien abgeführt. 


20. Sept. (Polen). Ein kaiſerl. Ukas reorganifirt das — Unter⸗ 
richtsweſen in Polen. 





Rulend. 
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Aus dem Bericht ber auf Befehl bes Kaiſers in Warſchau nufgeflellten 
Specialcommiflion für bie Klofterfrage ergibt ſich, daß fich bis zu dieſem Zeit- 
punkt in Polen 155 Mönchsklöſter mit 1635 Meitgliedern befanden, und 42 
Nonnenklöſter mit 549 Mitgliedern, darunter 21 Congregationen ber batm- 
herzigen Schweitern. Die Maffe der Einzelangaben hat ber einleitende Be⸗ 
richt in die Form betaillirter Negifter über alle einzelnen Klöfter gebradit. 
Nur das, wad, wie der Bericht fagt, conſtatirt if, hat Aufnahme gefunden, 
aber „bei aller Unvollftändigfeit diefer Nachrichten mußte die Negierung ben 
noch aus den von ihr Bearbeiteten Documenten bie Ueberzeugnung gewinnen, 
daß die Klöfter emes ber Hanptwerkzeuge ber Revolution waren, indem fie 
an berfelben mehr oder weniger thätigen Antheil nahmen“. Der Bericht zer: 
fällt in folgende Capitel: Zuftand ber Klöfter, allgemeiner Ueberblid über ben 
Antheil der Klöfter am Aufftande, PDemonftrationen, Singen ven Hymnen, . 
Proceſſionen, Verſammlungen von Kloftergeifilihen zur Vorbereitung des Auf- 
ftandes, Werbungen für die Banden und Theilnahme am bewaffneten Auf: 
ftande, Verbergung von Banden, Anführern, Häng:Gendarmen, Toldmän- 
nern 2c., Bereidigung der Dolchmänner ꝛc., Betheiligung der Mönche an ber 
revolutionären Organiſation, enblid) verübte Morde. Alle die in diefen Ca» 
piteln gejchilderten einzelnen Züge geben „lange noch fein vollftändiges Bilb 
biefer complicirten Erjcheinung, von welcher man faum ein nur Ähnliches 
Beilpiel in der Gejchichte eines anderen Landes finden dürfte.“ 

10. Nov. (Polen). Der Generalftatthalter Graf Berg eröffnet in 
Warſchau bie Situngen des polniihen Staatsrathes. 

28. „ (Polen). Der bisher geheim gehaltene Ukas v. 8. d. M. wird 
in der Nacht vom 27. auf ben 28. um 12 Uhr im ganzen König: 
reich zur Ausführung gebradt. 71 Mönchs- und 4 Nonnentlöfter 
werden wegen nichtscanonifcher Mitgliederzahl und 39 Klöfter wegen 
Betheiligung an der Inſurrection geräumt und geſchloſſen und ihre 
bisherigen Bewohner theils in andere Klöfter, theils an die Gränze 
transportirt. 


"n» 9» (Transc aucajien). Ein kaiſ. Ukas verfügt auch hier die Auf⸗ 
hebung der Leibeigenſchaft. 


2. Dec. Ein kaiſ. Ukas übermittelt dem Senat zur Promulgirung die 
allgemeine Gerichtsorganiſation, das Strafgeſetzbuch, die Civilproceß— 
ordnung und die Criminalproceßordnung für die Friedensrichter, 
welche ſämmtlich die kaiſ. Sanction erhalten haben. 

7., Ein kaiſ. Ukas befiehlt „behufs Vermehrung der Bankmittel im 
Intereſſe der Nationalinduſtrie“ die Emiſſion eines inländiſchen 
Lotterieanlehens von 100 Mill. S. R. 

16. „ (Golen). Durch zwei Erlaſſe des Generalſtatthalters Grafen 
Berg auf Grund kaiſerl. Ermächtigung werden von den 5 Baflli- 
canerflöftern der unirten Griehen 4 und ebenjo die Congregation 
ber Felicianerinnen in Warſchau aufgehoben. 

—  ,, (Polen). Der bisherige Oeneraldirector der Finanzcommiſſion 
Bagniewski, ein Pole, wird durch den Ruffen Koicheleff erſetzt. Es 
haben nunmehr das Departement des Innern, ber Finanzen, bes 
Cultus, des Unterrichts, die Oberrechnungskammer, die Bank, bie 
Genfur ſämmtlich ruſſiſche Chefs. 
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25. Dec. (Polen). Ein kaiſ. Ukas regelt die Verwaltung ber noch übrig 
bleibenden Klöfter., 

29. „ (Dftfeepropinzen). Baron Lienen wirb als Generalgouber- 
neur der Oftfeepropinzen abberufen und burd General Schuwalew 
erjebt. 

— ,„ (Polen). Der lebte geheime Stabtchef von Warſchau und Haupt: 
urheber des Bankdiebſtahls, Aler. Waszkowski, gew. Student ber 
Univerfität Petersburg, wird entbedt und arretirt. 


12. Türkei. 


5. Yan. (DonaufürftentHümer). Fürft Couza ertheilt dem von ber 
Nationalverfammlung befchloffenen Decret bez. Säcularifation der 
griechifchen Klöfter feine Sanction. 

6. " (Donaufürftenthümer). Großartige Kundgebungen zunädft 
in Bufareft, dann im ganzen Lande zu Öunften ber Klofteraufhebung. 
Die rumänifche Geiftlichkeit Teiftet der Bewegung Vorſchub. 

9. „ Die Bevollmächtigten ber Pforte, Englands, Oeſterreichs und 
Preußens proteftiren gegen den Beichluß der rumäniſchen Nat.:Ver: 
ſammlung bezüglich ber griech. Klöfter. Frankreich nimmt eine halb 
vermittelnde Stellung ein. 

19. „ (Herzegowina). Unruhige Bewegung der Bevölkerung. Ber: 
fammlung der Rajas. Theilweile Steuerperweigerung. 

26. „ (DonaufürftertHümer). Die Nat.-Berfammlung verfagt ber 
vorjährigen Anleihe bes Fürften ihre Genehmigung. 

27. „ (Donaufürftenthbümer). Die Nat.:Berfammlung genehmigt 
ein Anlehen von 50 Mil. zu Entſchädigung der griech. Klöfter. 


4. Febr. (DonaufürftentHümer), Die Nat.-Berfammlung nimmt mit 
47 gegen 3 Stimmen das Gefeß über Erridtung eines Staatsraths 
an und vertagt die Debatten über Organifirung der Armee zc., um 
zuerft das Geſetz über Errichtung einer Bürgerwehr in Angriff zu 
nehmen. 

20. „ (DonaufürftentHümer) Die Nat.:VBerfammlung genehmigt 
bas Nationalgarbengejeb mit 55 gegen 48 Stimmen. 

21. „ (DonaunfürftentHämer). Der Patriarch von Konftantinopel 
und eine von ihm einberufene Synode richten ein Synodalſchreiben 
an Couza, um ihn vor einer Hinneigung zum Katholicismus zu 
warnen. 


6. März. (Donaufürſtenthümer). Die Nat.Verſammlung genehmigt 
bie Eonceffionen für Erbauung von Eifenbahnen in ber Moldau mit 

70 gegen 16 Stimmen. 
— .„ (DonaufürftentKHümer). Antwort Couza's an bie Pforte 
bezüglich der griech. Klöfter: Der Kürft will fi der Entſcheidung 
einer Gonferenz unterwerfen, wenn bie von ber Nationalverfammlung 
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botirte Entfhäbigung nicht genüge; bie Rüftungen werben durch ben 
unfihern Zuftand Europas motivirt. 

8. März. (Hegypten). Der Kaifer ber Franzoſen übernimmt bas 
Schiedsrichteramt zwiſchen dem Vicekönig und der Suezcanal⸗Com⸗ 
pagnie. 


1. April. (Donaufürſtenthümer). Fürſt Couza läßt der National: 
verſammlung ein neues Bauerngeſetz vorlegen. 

14, „. (Tunis). Aufſtand der arabiſchen Stämme. Die Aufſtändiſchen 
verlangen die Abſchaffung der neuen Verfaſſung, die Herabſetzung 
der Kopffteuer und die Entfernung des Kasnadars (erſten Miniſters) 
und bes Echatmeifters. 

17. „ (DonaufürftenthHümer). Die Regierung läßt in Roman bie 
brei Chefs der dort verfammelten Freiſchaarenbande (Polen und 
Ungarn) verhaften. 

19. „ (Tunis). Ein englifches Kriegſchiff trifft vor Tunis ein. Drohende 
Sprache des franzöſiſchen Eonfuls. 

23. „. (DonaufürftenthHämer). Das Minifterium verlangt von ber 
Nationalverſammlung 8 Mill. zu Errichtung eines Lagers am Sereth 
zum Schuß gegen äußere Feinde und macht aus ber Benilligung 
des‘ &redites eine Cabinetsfrage. 

„ nn (Kunis). Der Bey ermäßigt die Kopffteuer von 72 Biafter 
wieder auf 36. 

26. „ (DonaufürftentyHämer) Die Nationalverfammlung befchliegt 
in einer flürmifchen Sitzung mit 68 gegen 19 Stimmen, das Rural: 
gefeb als bie Intereffen der ganzen Bevölkerung viel näher berührend 
vor ber Bewilligung des von der Regierung geforberten Credites in 
Behandlung zu nehmen, verwirft das Ruralgefeß und ertheilt bem 
Miniſterium wegen Nichteinhaltung feines Programms mit 63 gegen 
36 Stimmen ein Mißtrauensvotum. Das Diintftertum bietet bem 
Fürften ſeine Entkafſung an. 

27. „ (Donaufürftenthümer). Fürft Couza verweigert ben Miniſtern 
bie geforderte Entlaffung, richtet eine Botſchaft an bie National: 
verjammlung, in weldher er berfelben die Vorlegung eines neuen 
Wahtgefetzes mit allgemeinem Stimmredt und Aufhebung des Wahl: 
cenfus ankündigt und prorogirt diefelbe über die Dauer bes gried). 
Sfterfeftes. Demonftrationen im Bukareft zu Gunſten des neuen 
Wahlgeſetzes. 


1. Mai. (Tunis). Der Bey nimmt die Verfaſſung zurück. Die Auf: 
ſtändiſchen beſtehen jedoch auf ber Entlaffung der Miniſter. 

5. „ (Tuats). Ein tüůrkiſcher Kriegsdampfer KAuft auf ber Rhede von 
Tunis ein, dem bas ganzestürfifche Geſchwader folgt. Der franz Conſul 
nimmt eme brohende Stellung gegen jede Einmiſchung ber Pforte ein. 
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6. Mai. (Donaufürſtenthümer). 123 Polen werben meift in Roman 
aufgehoben und über die türkifche Gränze geichafft. 

9. „ Erfte Sikung ber Conferenz der Großmächte zu Berathung ber 
rumänifchen Klofterfrage. Dieſelbe erfennt: 

41) daß die Annahmen des Parifer Protokolls fich nicht verwirflicht haben, 
2) daß bie rumänische Regierung durch' eine Reihe von Maßregeln, bie ben 
Mächten zur Löſung vorbehaltenen Fragen in ihrem eigenen Nuten zu ſchlich⸗ 
ten ſich erlaubt hat, 3) daß folglich bie Conferenz jene Maßregeln für null 
und nichtig zu erklären und das eigenmächtige Vorgehen der rufäntichen 
Regierung als eine GCompetenzüberichreitung zu tadeln verpflichtet if. 

414, „ (Donaufürftenibümer): Wiedereröffnung ber Rationalver⸗ 
ſammlung. Die Regierung verlangt bie Votirung bes Wahlgeſetzes 
und des Budget. Die Nat-Berfammnlung weigert ſich, nat bem 
gegenwärtigen Minifterium in Unterhandlung gu treten. Staatsſtreich 


des Fürften: bie Kammer wirb durch Decrret anfgelöst und ber Ver: 


ſammlungsſaal mit Gewalt geräumt. Weitere Deerete imterbreiten 
bas neue Wahlgeſetz unb einen Zuſatz zum Statut der allgemeinen 
Abftimmung bes Volkes und heben das beſtehende Preßgeſetz auf. 
Broclamation an bie Bewohner von Buchareſt: „Der Fürſt ber 
Rumänen, der Erwählte vom 5. unb 24. Januar 1859, hat nad) großer 
Langmuth dem Willen des Landes tachgegeben, und eine auf einem Befchränf: 
ten Wahlgeſetz betuhende Kammer geſchloſſen, welche jert Fünf Jahren Ru⸗ 
mänien auf berfelben Stelle ließ, indem fie fich ber Verwirklichung ber gro⸗ 
gen und freifinnigen Principien der Comventim vom 19. Aug. 1858 wider: 
jegte. Alerander Johann J. appellirt durch biefes Decret an das rumänijche 
Belt, daß es fick ausiprechen möge Aber das weiter zu entwickelnde Statut 
der Convention und über das nene Wahlgefeß, welches uns eine Verſamm⸗ 
lung geben wird, welche eine wirkliche Vertretung des Nation if. Der 
Fürſt hat die Initiative zu biefem großer Schritt ergriffen tm Intereſſe ber 
vereimigten Fürftenthümter, welche die ehrgeizigen und rebelliſchen Meisglieder 
ber aufgelösten Kammer zu trennen beabfichtigen, im Interefſe ber Nation, 
welche fern von jeder Betheiligung am öffentlichen Leben gehalten wurde, 
im Intereſſe des Landes, welches ſchon länger als fünf Jahre auf feine mora⸗ 
life nnd materielle Entwicklung wartet. Alerarder Johann unterbreitet 
dieſen Schritt dem Urtheil der Nation und ber Beurtheilung bes aufgeflärten 
Europa. Indem wir in eine neue große Xera eintreten, ſind Ruhe und 
Orbnung die größten Bebürfniffe bes Landes und die erften Wünfche, weldje 
. man gegen euch ausipricht. Ich wende mich alfo ar euren Pattiotismus; 


gobt Das Breiſpiel ber Orbaung! Alle ehrenhaften und friedlichen Bürger 


mögen bie Regierung bei ihrer großen Aufgabe unferftügen. Bewohner von 
Buchareſt! Setzet all euer Vertrauen auf Se. Hoheit den regierenden Fürften. 
Er ruft euch heute zu euren politiichen Nechten, wiorgen wird er, unterjtüßt 
wow ber zufünftigen Kammer, bie biesmal von ber ganzen Nation erwählt tft, 
euch glückliche moraliſche nnd materielle Zuſtände geben. Söhne der Haupt: 
finds Rumäniens, geht als die erſten voran mit dem Beiſpiel der Ordnung! 
Uebrigens werde ich alle diejenigen, welche einen Aufſtand verſuchen ſollten, 
zu hindern und zu beſtrafen wiſſen. Ber Miniſter des Innern Cogalnitſcheano.“ 

Tagsbefehl an die Arnree: „Große Ereigniſſe haben fich vollzogen! 
Die Kammer bat meiner Regierumg ihre Unterſtütßung verweigert file‘ einige 
Mapregelu, welde die Entwidlung unjerer Öffentlichen Freiheiter und ber 
Wohlfahrt des Landes bezweden. Ich Habe fie aufgelöst; bie gefammte Na= 
tiom tft berufen, ihren Willen auszufpreden. Eure Pflicht ift es, bie öffent: 
liche Ruhe zu erhalten, und darüber zu wachen, daß ber Wille ber Aumänen 
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in aller Freiheit fi) kundgeben Tann. Zeigt euch, wie immer, als zuverläffige 
Bertheidiger ber Ordnung und ber Tisciplin. Nachdem ich lange Zeit durch 
unabänderliche Geduld die ſchlimmen Leidenfchaften niebergehalten babe, wer: 
bet ihr jekt bie Ehre haben, bazu beizutragen, durch eure Energie und Ioyale 
Haltung bem Lande endlid bie Freiheit zu geben, und diejenigen ohnmächtig 
zu maden, welche bie Intereffen und bie Würbe unferes Lanbes compro- 
mittiren. DOfficiere, Unterofjiziere und Soldaten! Ich habe mich immer auf 
euch geftüßt, und ihr habt euch immer würbig meines Vertrauens gezeigt. 
Auch dießmal werbet ihr, wie ich nicht zweifle, die Aufgabe erfüllen, welche 
ih eurem Patriotismus anvertraue. Alexander Johann. Der Kriegsminifter: 
General Manu.” 


14, Mei. Zweite Situng der Eonferenz der Großmächte zu Konftantinopel 
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18. 


20. 


22. 


bez. der rumäniſchen Kloſterfrage. Es wird beſchloſſen, eine Com⸗ 
miſſion einzuſetzen, welche einen Generalſtatus des ſtreitigen Klofter- 
eigenthums aufſtellen, dasſelbe nad Natur und Urſprung claſſifi⸗ 
ciren und die Einkünfte ſowie die Laſten desſelben conſtatiren ſoll. 
» (Donaufürftenthümer). Die Regierung verlangt von ſämmt⸗ 
lihen @ivilbeamteten die Billigung bes Staatsftreihs oder bie Ein- 
gabe ihrer Entlaffung. In der Metropolie wirb ein Tebeum ange: 
ordnet, um für den Entſchluß des Fürften, ber dem Volke, wie es 
in dem vorgefchriebenen Gebete heißt, „Freiheit, Brüberlichfeit und 
Gleichheit gibt”, Gott zu danken und die Journale werben neben 
der Aufhebung des Preßgefehes durch raſch auf einander folgende 
Verwarnungen zum Schweigen gebracht. 

„» (Donaufürftenthbümer). Das ganze Oberlandesgeriht in 
Buchareft gibt feine Entlaffung ein. Die meiften Beamten fügen 
fi indeß dem Drud und anerkennen den Staatsftreich. 

» (DonaufürftentHümer). Allgemeine Bollsabftimmung mit 
Sa und Nein über das neue Wahlgefeß und den Zuſatz zum Statut. 
Entdeckung einer angeblichen Verſchwörung gegen den Fürften Couza: 
Der Bojar Fürft Subos wird in Buchareſt, der Phanariot Balſch 
in Jaſſy verhaftet. 

„ (KZunis). 5 franzdf. Kriegsichiffe unter dem Vice-Abmiral 
Douez-Willaumez treffen vor Tunis ein. Auch ein ſtarkes italieni- 
ſches Geſchwader unter Admiral Albini lagert fi vor Tunis, 


 „ (Tunis). Die Stadt Sfar an ber Seefüfte fällt in die Hände 


ber Inſurgenten. 

„ Die Conferenz der Großmädte zu Konftantinopel beichließt, daß 
eine Veräußerung der rumäniſchen Kloftergüter unzuläflig und bie 
Einhaltung der Kloftereinfünfte nothwenbig fei bis zur vollftändigen 
Schlichtung des Streites, wovon bie rumänifche Regierung in Kennt: 
niß zu feßen, bamit ber Hoſpodar (jo wird Fürſt Couza im Pro: 
tocoll bezeichnet) bie Gelder nicht anrühre, welche ſämmtlich in eine 
unter Auffiht der Mächte ſtehende Specialfaffe einzuzahlen find, 
während bie aus den Klöftern herrührenden @ultusgegenftände ge: 
wifjenhaft aufbewahrt werben follen, 


2. 


Ot 


19. 


DD 


* 
= 
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Juni. (Donaufürſtenthümer). Feierliche Uebergabe bes Plebiscits 
vom 22. Mai an den Fürſten Couza: Von 754,148 Stimmberech⸗ 
tigten haben 682,621 mit Ya, 1307 mit Nein geftimmt, 


- „ (Donaufürftentbümer). Fürſt Couza geht mit großem Ge: 


folge nad) Konftantinopel ab. 


- » (KZunis). Der verhaßte Finanzminifter wird vom Bey entlaffen 


und gebt nad) Europa. 
» (Donaufürftenthümer), Fürſt Couza wird vom Gulten 
äußerft gnädig empfangen. 


. „Der Großvezier Fuad Paſcha fertigt dem Fürften Couza bie drei 


Protocolle der Konferenz der Großmächte v. 9, 14. u. 28. Mai 
zu mit dem Beifügen, daß „die Conferenz die Ueberwadhung ber 
Kloftereinfünfte keineswegs für eine bloße Form, fondern ganz ernft: 
lich und mirklic nehme”, mithin ein zuverläffiger Einnehmer ange: 
jtelt und den Delegirten der Mächte dur) genaue Einnahme-Etats 
und dur ſtrenge Innehaltung der Zahlungstermine ihre Aufgabe 
erleichtert werden müſſe. 

„ Ein von den Vertretern der garantirenden Mächte in Konftanti- 
nopel unterzeichnetes Protocol mit der Pforte genehmigt mit Modi: 
ficationen das vom Fürften Couza promulgirte Zufabftatut und das 
vom rumänischen Volt votirte neue Wahlgeſetz. 

„ (DonaufürftentdHämer) Fürft Couza wird vom Sultan in 
einer Abfchiebsaudienz empfangen und Fehrt wieder nach Buchareſt zurück, 


. Juli. (Donaufürſtenthümer). Die Regierung pubficirt das 


neue Wahlgeſetz und das neue Statut, durch welches die Bildung 
eines Senats verfügt wird. 


. » (Zunis) Der Bey ſetzt die Kopfſteuer noch weiter von 36 auf 


20 Biafter herab. Die übrigen Abgaben werben für aufgehoben 
erflärt. Neue Truppen, auch Europäer, werben angeworben. 


. „» (Zunis). Ein Theil der Inſurgenten unterwirft fi wieber 


bem Bey. 


- » (Donaufürftentbümer) in Decret des Fürften octroyirt 


das bon der Nat.-Verfammlung nicht mehr votirte Budget. 


Aug. (DonaufürftenthHümer). Der Fürft erläßt eine General: 


amneftie für politifche Verbrecher, welche für Ausländer die Elaufel 
enthält, daß fie augenblicklich das Land verlafien jollen. 

„ (Zunis). Der Bey notificirt den fremden Conjuln die Wieder: 
berftellung des Friedens in der Regentichaft. 


» „ (Donaufürftentbümer). Der frühere Minifterpräfident 


Erebulesco tritt ind Miniſterium, indem ihm ein befonberes Reſſort 
aus den Minifterien der Juſtiz, des Cultus und bes Unterrichts 
gebildet wird. 

„ (Üegypten). Schiebsiprud des Kaiſers bezüglich der Differenzen 
zwilchen dem Vicekönig und ber Suezcanal-Compagnie: 





früekei. 


Die Geſellſchaft erhält 34 Millionen Franken Entſchädigung von ber 
ägpptiichen Regierung, unb muß bafür auf bie von ben Fellahs geleijteten 
Frohndienſte verzichten (Entfhäbigung von 38 Millionen). Sie muß den 
Süfßwaflercanal abtreten, ber ihr von der ägyptiſchen Regierung jedoch zur 
Benübung zurüdgegeben wird. Tür bieje Abtretung, für die Vollendung ber 
Arbeiten ıc. erhält die Gejellichaft eine Entfehädigung von 10, für die Ber: 
ihtleiftung auf die Erhebung der Ganalfteuer eine Entihädigung von 6 Mill. 
Außerdem forgt die Geſellſchaft auf Koften der ägyptifchen Regierung für den 
Unterhalt des Canals. Dafür hat letztere 300,000 Fr. zu zahlen, wenn fie 
es nicht vorzieht, Die jeweiligen Koften, nach Ausweis ber Nechnungen, auf 
fih zu nehmen. Die Geſellſchaft bat Anſpruch auf ein tägliges Quantum 
von 70,000 Eubifmeter Süßwaſſer. Die Geſellſchaft gibt ber ägyptiſchen 
Regierung 60,000 Hectaren Landes zurüd, bie ihr auf beiben Seiten über: 
Taffen worden waren, und erhält bafür eine Entſchädigung von 30 Mill. Tr. 
3000 Hectaren bleiben ber Geſellſchaft zur Anlage von Gebäulichkeiten 2c. im 
Interejje der Canalverwaltung. Diefe 84 Mil. werben innerhalb 16 Jahren 
entrichtet, anfänglich 6,500,000, Tpäter 3,600,000 Fr. jährlih. Die 10 Mil. 
für den Süßwaſſercanal werden beim Uebergang besjelben in die Hände der 
ägyptifchen Regierung bezahlt. 


A. Ang. (Montenegro) Die türkifchmontenegriniihen Gränzitreitig- 


40. 


19. 


21. 


feiten werden durch eine gemijchte Commiſſion zur momentanen Zu: 
friedenheit beider Theile georbnet. 


„ (DonaufüritenthHämer). Die Regierung erleidet in ben 


Wahlen zur DMunicipalität der Hauptſtadt Buchareſt eine Niederlage: 
von den Gewählten gehören 11 ber Liberalen Oppofition, nur 6 
den Candidaten der Regierung an. 


„ (Donaufürftentbümer) Ein fürftlihes ”Decret hebt bie 


jog. politiihe Section des oberften Gerichtshofes (über die getreue 
Ausführung der Verfaſſung zu wachen) auf. 


„ (DonaufürftenthHümer) Durch fürftl. Decret werben zwei 


Profeſſoren ihrer Stellen entfeßt, weil fie bei den Municipalitäts- 
wahlen der Hauptitabt gegen die Regierung geftimmt und agitirt hätten. 


„ (Donau fürftentHämer). Ein Erlaß des Minifteriums des 


Innern an die Präfecten inftruirt biefelben über die Ausführung 
ber Ausweifung der Fremden nad) den Beftimmungen bes Amneitie- 
decretes vom 1. Aug.: 

„... Rumänien tft auch heute, und heute mehr benn je, ein freies Land. Es 
gewährt daher feine volle Gaſifreundſchaft und feinen ganzen Schuß jebem rem: 
den, welcher von politifhem oder privatem Mißgeſchick verfolgt, zu und fommt, 
um ein Aſyl zu finden, Einen folden Fremden werben Sie, Herr Präfect, 
fo Tange er bie Gcjege bes Landes ımb die Gebote der Gaſtfreundſchaft re 
ipectirt, mit jeiner Perſon, feiner Ehre und feinem Eigenthum in Schuß neh: 
men und ihn wie einen Einheimijchen, ja noch beifer, behandeln und beſchützen. 
Ein Gleiches kann jedoch Teineswegs der Fall fein mit jenen Fremden, welche zu 
und fommen, um ſich entweber in unſere inneren Angelegenheiten hineinzumijchen 
und mit ben heimifchen Feinden ber Ordnung zu verbinden, ober um Der: 
ſchwörungen anzuzetteln und Crpebitionen zu organifiren gegen bie Rachbar⸗ 
ſtaaten, welche gleichzeitig die garantirenden Mächte unferer Nationalität und 
politiihen Eriftenz bilden... Wir Hefinden ung inmitten unſerer inneren 
Reorganifation; mehr denn fonft bebürfen wir bes Friedens im Innern wie 
nah Außen, und bes Vertrauens und Wohlwollens unferer Nachbarn. Wir 
müſſen demnach bie Ordnung und bie Neutralität um jeben Preis aufrecht zu 
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erhalten beftvebt fein. In Erwägung biefer Sachlage werben Sie, Herr Prä⸗ 
feft, allen Fremden, welche in bem von Ahnen verwalteten Diſtricte entiweber 
bleibend anfäflig find oder nur proviforifch verweilen, biefe Anſchaungsweiſe 
ber Regierung befannt geben, und von jedem berjelben das Verfprechen abfor= 
dern, ſich ben Geſetzen und Intereſſen bes Landes gemäß zu verhalten. Was 
diejenigen jeboch betrifft, welche ihre Verpflichtungen als Gäſte himanſetzen, 
indem fie ſich entweder in unfere innere politifche Kämpfe hineinmiſchen, oder 
gegen unfere guten Beziehungen mit den Nachbarſtaaten confpiriren, jo haben 
Sie mid) bavon fogfei in Kenntniß zu jeken, und ich werbe feinen Augen⸗ 
blut zaubern, bie Austreibung derer anzuorbnien, welde bei uns feine Gaſt⸗ 
jreundichaft und fein Aſyl, fondern einen Ort juchen, wo fie bie Fortſetzung 
ihrer revolutionären Bünbeleien, welche nirgends geduldet iwerben, und eines 
bewafineten Kampfes, den fie im eigenen Vaterlande nicht fortfegen können, 
betreiben wollen.“ 

26. Aug. (DonaufürjtenthHümer). Yürft Couza erläßt ein von Grebu- 
lesco ausgearbeitetes und vom Staatsrath berathenes Ruralgeſetz, das 
die Frohnden gegen Entihäbigung aufhebt, den Bauern Grundeigen⸗ 
thum verleiht und mit dem 23. April 1865 in Kraft treten Fl. 


Das neue Gejet unterjcheidet fi) von dem früheren Entwurfe dadurch, 
daß es den Frohnbauern nur ben Grunb und Boben in’s freie Eigenthum 
gibt, den fie gegenwärtig ald Nutznießer im Beſitz haben; daß bie übrigen 
Bauern, weldhe feinen Befig haben, Grundeigenthum auf den Staatsbomänen 
erhalten; daß ferner von einem Gute nur höchſtens zwei Drittel unter die 
Bauern vertheilt werden dürfen und das Fehlende von den Staatsdomänen 
erfeßt wird; daß endlich die Guisherren eine entſprechendere Entſchädigung 
halten, als nach bem früheren, nun zurüdigenommenen Geſetzesentwurfe. 

Broclamation des Fürſten Couza an bie Bauern: „Alle zwang 
weifen Bande, bie zwilchen euch und den Gutsherren bisher beftanden, find 
gegen Zahlung einer gerechten Entſchädigung aufgehoben und fortan Tnüpfen 
euch nur die Intereſſen bes unabhängigen Berfehrs aneinander, Aber als freie 
Herren, bie ihr nun geworben ſeid, vergeffet nicht, daß ihr Bauern jeid und 
bas Land zu bebauen habt. DVerlaffet nicht den eblen Stand eurer Väter; 
harret babet aus, verbefjert ben Boden, pflanzt Kürten, gründet Schulen, bamit 
eure Söhne Gelegenheit haben, zu lernen von den Rechten, bie euch die Acte 
vom 2. (14.) Mai eingeriumt haben, Gebrauch zu machen! Doch höher, ale 
als Alles, gelte e8 euch, zu bleiben, wasihr waret: Männer bes Friedens und 
der Ordnnng.“ 

Gircularerlaß bes Miniftes des Innern an bie Präfecten: 
„Sie werben ſich allſogleich die Weberzeugung zu verichaffen fuchen, wie viel 
Ingenieure und Zopograpben in dem von Ihnen abminiftrirten Bezirke wohn⸗ 
baft find und ob und unter welchen Bedingungen biejelben an einer Ber: 
meſſung und PBarcellirung bes unter die Bauern zu vertbeilenden Grund und 
Bodens theilnehmen wollen, und mir hierüber jchleunigft Bericht erftatten; 
benn biefe Operation muß aljogleih und noch in diefem Herbfte in Angriff ge⸗ 
nommen werben, damit jeder wilfe, wieer baran ifi, und was von bem Grund 
und Boden ihm gehört, und was nicht. Das Regulativ tritt erft mit dem kom⸗ 

menden St. Georgentage, das ift ben 23. April 1865, in Wirkſamkeit. Sie 
haben deshalb Ahr Augenmerk vor Allem darauf zu richten, baß bie Bauern 
ihre Arbeiten bis dahin nicht verlaffen, fondern fie in ber bisherigen Weije 
und dem bisherigen Umfange ben Gutsherren leiften, damit bie Herbſtarbeiten 
nicht unmöglich gemacht und unferer Agrilultur, dieſem Notionalreihthum uns 
ſeres Landes, Feine empfindlihen Nachtheile beigebracht werben. Sch erwarte 
mit aller Beftimmtheit, daß Sie, Herr Präfeet, mit bem Eifer und der In⸗ 
telligenz, welche die Regierung von Ihrer hohen Function zu fordern ein Recht 
bat, darauf jehen werben, bak bie Orbnung und Gejſetzlichleit nirgends geftört 
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21. Marz. Der Czar macht ber Kaiferin ber Franzoſen einen Beſuch in 
Schwalbach. 

23. „ (Bolen). Langes Schreiben des Fürften Labislaus Czattoryski 
an den Fürften Adam Sapieha, der gewifiermaßen ven Abſchied bes 
Hauptes der ariftocratiihen Partei von ber renolutionären Action in 
Bolen bildet. 


12. Oct. (Bolen). Kaif. Decret bezüglich der Abelsrechte ber polniſchen 
Schlachta. 

13. „ (Polen). Bon heute an erſcheint in Warfhau ein amtliches 
Kournal in ruſſiſcher Sprade. 

24. ,„ Der Kaifer begleitet bie Kaiferin nad Nizza. 

23. „ Der Kaifer empfängt in Nizza den Beſuch des Kaiſers Napoleon. 
Bloßer Höflichkeitsbefuh. Der Kaifer kehrt darauf ummittelbar nach 
Rußland zurück.. 

„CLitthauen). Entdeckung einer angeblihen Verſchwörung unter 
den im Kreife Mohilew am Dniefter eingejeflenen polniihen Gute: 
befißern. 


un 


8. Nop. (Polen). Ein kaiſ. Ufas verfügt die Aufhebung ber römifch- 
katholiſchen Mönchs⸗ und Ronnenfläfter im Königreidy Polen, 
in welchen ſich nicht die den canoniſchen Vorſchriften emfprechende Anzahl, 
nämlid) weniger als acht, ftabil wohnende Mitglieder befinden. Unabhängig 
von biefem Grundſatz werben aud) alle jene Klöfter aufgehoben, welche einen 
offenen und erwiefenen Antbeil am Aufftand genommen haben. Alle zu ben 
Klöftern gehörigen Kirchen gehen unter die Jurisdiction ber Diöceſanbehörde 
über. Soldye, bie eine Pfarrei haben, bleiben Pfarrkirchen. Die bei ben 
Klöftern beftandenen Volksſchulen verbleiben in denſelben Localitäten. Die 
Seminarien bes Ordens ber Miffionäre ftehen Fünftig unter ber Diöceſan⸗ 
behörde. Die Spitäler, NRettungshäufer und wohlthätigen Anfalten, welche 
fi) bei den aufgehobenen Klöftern befanden, geben fammt ben Gebäuden un⸗ 
ter bie Abminiftration ber Regierumgscommiftion des Innern und bes Cultus 
über. Die noch aufrecht erhaltenen Klöſter theilen fih in ſyſtemmäßige 
und nichtſyſte mmäßige. Lebtere werben ebenfalls aufgehoben, ſobald fie 
bie erforderliche Anzahl von Meitgliebern nicht mehr befiken. Um bie Cr: 
bensgeiftlihen zu ihren eigentlichen Obliegenheiten zurüdzuführen, ferner um 
bie Eriftenz ber verbliebenen Klöfter, ſowie ber Curatgeiſtlichkeit ficherzuftellen, 
wird das Vermögen aller Klöfter ohne Ausnahme Fünftig vom Staat vers 
waltet werden. Vie Einfünfte dürfen jeboh nur zum beflen der römifch 
katholiſchen Geiftlichkeit und zur Erhaltung und Verheffermmg ber Bolfsichulen 
verwendet werben. Als ſyſtemmäßige Klöfter werben in Polen noch beitehen 
25 Möndsklöfter und 10 Nonnenklöfter; bie Gejammtzahl der Mönche wird 
auf 360, für jebes Klofter 14 und für Czenſtochau (Wallfahrtsort) auf 24 
Mitglieder, bie Gefammtzahl ber Nonnen auf 140, in jebem Kloſter zu 10 
beflimmt. Alle Mönche und Nonnen ber aufgebobenen Klöfter, welche das 
Orbensgelübde abgelegt haben, werden in ben verbleibenden Klöftern unter: 
— Zur Verpflegung jedes Ordensmitglieds werben aus dem Staats⸗ 
chatz jährlich 40 Rubel verabfolgt. Gleichzeitig mit dem Ukas ertheilt der 
Kaiſer dem Organiſirungscomité für Polen den Befehl, Vorſchläge zur Ver⸗ 
—— ber Lage ber katholiſchen Curatgeiſthichkeit in Polen zu er: 
atten. 
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Aus bem Bericht ber auf Befehl bes Katfers in Warſchau aufgeflellten 
Specialcommifjion für bie Klofterfrage ergibt‘ fi, daß ſich bis zu dieſem Zeit: 
punkt in Polen 155 Mönchsflöfter mit 1635 Mitgliedern befanden, und 42 
Nonnenklöſter mit 549 Mitgliedern, darunter 21 GCongregationen der barm⸗ 
berzigen Schweitern. Die Maſſe der Einzefangaben hat ber einleitende Be⸗ 
richt in die Form detaillirter Negifter über alle einzelnen Klöfter gebradit. 
Nur das, waa, wie der Bericht jagt, conftatirt ift, hat Aufnahme gefunben, 
aber „bei aller Unvollftändigfeit diefer Nachrichten mußte die Regierung ben: 
noch aus den von ihr bearbeiteten Documenten die Weberzeugung gewinnen, 
daß die Klöſter emes der Hauptwerkzeuge ber Revolution waren, indem fie 
an berfelben mehr oder weniger thätigen Antheil nahmen“. Der Bericht zer: 
fällt in folgende Capitel: Zuftand ber Klöfter, allgemeiner Weberblid über den 
Antheil der Klöfter am Aufftande, Demonftrationen, Singen wen Hymnen, . 
Procefjionen, Verſammlungen von Kloftergeiftlichen zur Vorbereitung des Auf- 
ftandes, Werbungen für die Banden und Theilnahme am bewaffneten Auf- 
ftande, Verbergung von Banden, Anführern, Häng-Gendarmen, Toldmän: 
nern 2c., Vereidigung ber Dolhmänner ꝛc., Betheiligung der Mönche an ber 
revolutionären Organifation, endlich verübte Morde. Alle die in dieſen Ca⸗ 
piteln gejchilderten einzelnen Züge geben „lange noch fein vollftändiges Bilb 
biefer complicirten Erfeheinung, von welder man faum ein nur ähnliches 
Beilpiel in der Geſchichte eines anderen Landes finden dürfte.“ 

10, Nov. (Polen), Der Generalftatthalter Graf Berg eröffnet in 
Warſchau die Sitzungen des polniihen Staatsrathes. 

28. „ (Polen). Der bisher geheim gehaltene Ukas v. 8. d. M. wird 
in ber Nadıt vom 27. auf den 28. um 12 Uhr im ganzen König: 
reih zur Ausführung gebradt. 71 Mönchs- und 4 Nonnenklöſter 
werden wegen nicht⸗-canoniſcher Mitgliederzahl und 39 Klöfter wegen 
Betheiligung an ber nfurrection geräumt und gejchloffen und ihre 
bisherigen Bewohner theils in andere Klöfter, theild an bie Gränze 


transportirt. 


„» » (Transeaucafien). Ein kaiſ. Ufas verfügt auch hier die Auf: 
hebung der Leibeigenſchaft. 


2. Dec. Kin kaif. Ukas übermittelt dem Senat zur Promulgirung bie 
allgemeine Gerichtsorganifation, das Strafgeſetzbuch, die Civilproceß⸗ 
ordnung unb die Criminalproceforbnung für die Friedensrichter, 
welche fämmtli die kaiſ. Sanction erhalten haben. 

T. „ Ein taif. Ulas befiehlt „behufs Vermehrung der Banfmittel im 
Intereſſe der Nationalinduftrie” die Emifjion eines inländifchen 
Lotterieanlehens von 100 Mil. ©. R. 

16. „ (Polen). Durd zwei Erlaffe des Generalftatthalters Grafen 
Berg auf Grund kaiſerl. Ermächtigung werben von den 5 Baflli: 
canerflöftern ber unirten Griechen 4 und ebenſo bie Congregation 
ber Telicianerinnen in Warſchau aufgehoben. 

—  ,, (Polen). Der bisherige Oeneraldirector der Finanzcommiſſion 
Bagniewski, ein Pole, wird durch ben Ruſſen Kojcheleff erjekt. Es 
haben nunmehr das Departement des Innern, ber Finanzen, bes 
Eultus, bes Unterrichts, die Oberrechnungskammer, bie Bank, bie 
Cenſur jänmtlih ruſſiſche Chefs. 
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25. Dee. (Bolen). Ein kaif. Ufas regelt die Verwaltung ber noch übrig 
bleibenden Kföfter. 

29. „ (Oftfeeprovinzen). Baron Lieven wirb ald Generalgouver- 
neur ber Oſtſeeprovinzen abberufen unb burdy General Schuwalew 


erſetzt. 

— „ (Polen). Der letzte geheime Stadtchef von Warſchau und Haupt⸗ 
urheber des Bankdiebſtahls, Alex. Waszkowski, gew. Student ber 
Univerfität Petersburg, wird entdeckt und arretirt. 


12. Türkei. 


5. Jan. (DonaufürftentHümer). Fürft Couza ertheilt dem von ber 
Nationalverfammlung bejchloffenen Decret bez. Säcularifation ber 
griechiſchen Klöfter feine Sanction. 

6. . Donaufürſtenthümer). Großartige Kundgebungen zunächſt 
in Bukareſt, dann im ganzen Lande zu Gunſten der Kloſteraufhebung. 
Die rumäniſche Geiſtlichkeit leiſtet der Bewegung Vorſchub. 

9. „ Die Bevollmächtigten der Pforte, Englands, Oeſterreichs und 
Preußens proteftiren gegen ben Beichluß der rumänifchen Nat.-Ver: 
fammlung bezüglich der griech, Klöfter. Frankreich nimmt eine halb 
vermittelnde Stellung ein. 

19. „ (Herzegowina). Unruhige Bewegung der Bevölkerung. Ver: 
fammlung der Rajas. Theilweiſe Steuerperweigerung. 

26. „ (Donaufürfterthümer). Die Nat.-Berfammlung verfagt ber 
vorjährigen Anleihe des Fürften ihre Genehmigung. 

27. „ (Donaufürftenthümer) Die Nat.:Verfammlung genehmigt 
ein Anlehen von 50 Mill. zu Entſchädigung ber griech. Klöfter. 


4. Febr. (Donaufürftentbümer), Die Nat.Verſammlung nimmt mit 
47 gegen 3 Stimmen das Gefeb über Errichtung eines Staatsraths 
an und vertagt die Debatten Über Organifirung ber Armee zc., um 
zuerft das Geſetz über Errichtung einer Bürgerwehr in Angriff zu 
nehmen. 

20. „ (DonaufürftenthHümer) Die Nat.-Verfammlung genehmigt 
das Nationalgardengeſetz mit 95 gegen 48 Stimmen. 

21:- 5; (D. onaufürſtenthümer). Der Patriarch von Konſtantinopel 
und eine von ihm einberufene Synode richten ein Synodalſchreiben 
an Couza, um ihn vor einer Hinneigung zum Katholicismus zu 
warnen. 


6. März. (Donaufürſtenthümer). Die Nat.Verſammlung genehmigt 
die Conceſſionen für Erbauung von Eiſenbahnen in der Moldau mit 

70 gegen 16 Stimmen. 
— „ODonaufürſtenthümer). Antwort Couza's an bie Pforte 
bezüglich ber griech. Klöfter: Der Fürſt will fi der Enticheibung 
einer Eonferenz unterwerfen, wenn bie von ber Nationalverfammlung 
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votirte Entſchädigung nicht genüge; bie Rüftungen werben durch ben 
unfihern Zuſtand Europas motivirt. 

8. März. (Aegypten). Der Kaifer ber ranzofen übernimmt das 
Schiedsrichteramt zwiſchen dem Vicekönig und der Suezcanal⸗Com⸗ 
pagnie. 


1. April. (Don aufürſtenthümer). Fürſt Couza läßt der National⸗ 
verſammlung ein neues Bauerngeſetz vorlegen. 

14, „. (Tunis). Aufſtand der arabiſchen Stämme. Die Aufſtändiſchen 
verlangen die Abſchaffung der neuen Verfaſſung, die Herabſetzung 
der Kopffteuer und die Entfernung des Kasnadars (erſten Miniſters) 
und des Schaizmeiſters. 

17. „ (Donaufürſtenthümer). Die Regierung läßt in Roman bie 
brei Chefs der dort verfammelten Freifhaarenbande (Polen und 
Ungarn) verhaften. 

19. „ (Tunis). Ein englifches Kriegichiff trifft vor Tunis ein. Drohende 
Sprade des franzöftichen Confuls. 

23. „. (Donaufürftenthümer). Das Minifterium verlangt von der 
Nationalverſammlung 8 Dill. zu Errichtung eines Lagers am Sereth 
zum Schub gegen äußere Feinde und macht aus ber Bewilligung 
des Credites eine Gabinetsfrage. 

„„CTunis). Der Bey ermäßigt die Kopffteuer von 72 Piafter 
wieder auf 36. 

26. „ (Donanfäürftenthümer) Die Nationalverfammlung beſchließt 
in einer flürmifchen Sigung mit 68 gegen 19 Stimmen, bas Rural: 
gefetz als bie Intereffen der ganzen Bevölkerung viel näher berührenb 
vor der Bewilligung des von ber Regierung geforderten Erebites in 
Behandlung zu nehmen, verwirft das Ruralgeſetz und ertkeilt dem 
Miniſterium wegen Nichteinhaltung ſeines Programms mit 63 gegen 
36 Stimmen ein Mißtrauensbvotum. Das Minifterium bietet dem 
Fürften jene Entkafſſung an. 

27. „ Oonaufürſtenthümer). Fürſt Couza verweigert ben Miniſtern 
die geforderte Entlaflung, richtet eine Botſchaft an bie National: 
verfjammlung, in welcher er derfelben die Vorlegung eines neuen 
Wahlgefetzes mit allgemeinem Stimmredt und Aufhebung des Wahl: 
cenfus ankündigt und prorogirt diefelbe über die Dauer bes griech. 
Ofterfeftes. Demonſtrationen in Bukareft zu Gunſten des neuen 
Wahlgeſetzes. 


1. Mai. (Tunis). Der Ben nimmt bie Verfaſſung zurück. Die Auf: 
ftändifchen beftehen jeboch auf der Entlaffemg der Miniſter. 

5. „ (Luats). Ein türfiicer Kriegsdampfer lauft anf ber Rhede von 
Tunis ein, dem das ganzestürkifche Geſchwader folgt. Der franz, Conſul 
nimmt eme drohende Stellung gegen jede Einmifdumg ber Bforte ein. 
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6. Mai. (DonaufürftentHümer). 123 Polen werben meift in Roman 
aufgehoben und über die türkiſche Gränze gelchafft. 

9. „ Erſte Situng ber Conferenz ber Großmächte zu Berathung ber 
rumänifchen Kloſterfrage. Dieſelbe erfennt: 

41) daß die Annahmen bes Parifer Protokolls fich nicht verwirklicht haben, 
2) daß bie rumänische Regierung durch' eine Reihe von Maßregeln, bie ben 
Mächten zur Löfung vorbehaltenen Fragen in ihren eigenen Nutzen zu ſchlich⸗ 
ten fich erlaubt hat, 3) daß folglich bie Conferenz jene Maßregeln für null 
und nichtig zu erflären und das eigenmächtige Vorgehen der rumänijchen 
Regierung als eine GCompetenzüberfchreitung zu tabeln verpflichtet iſt. 

14 „ (Donaufürftenikümer); Wiedereröffnung der Nationalver⸗ 
fammlung. Die Regierung verlangt bie Votirung bes Wahlgeſetzes 
and des Budgets. Die Nat.-Verſammlung weigert fi, wat bem 
gegenwärtigen Minifterium in Unterhandlung zu treten. Staatsſtreich 
des Fürften: die Kammer wird durch Deuset anfgelöst uns ber Ver: 
fammlungsfaal mit Gewalt geräumt. Weitere Deerete unterbreiten 
das neue Wahlgeſetz und einen Zuſatz zum Statut ber allgemeinen 
Abftimmung des Volkes und heben das beſtehende Preßgeſetz auf. 

Broclamation an die Bewohner von Buchareſt: „Der Fürſt ber 


tion tft berufen, ihren Willen auszufpredhen. Eure Pflicht ift es, die öffent: 
liche Ruhe zu erhalten, und baräber zu wachen, ba ber Wille ber Rumänen 
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in aller Freiheit ſich kundgeben kann. Zeigt euch, wie immer, als zuverläſſige 
Vertheidiger der Ordnung und der Disciplin. Nachdem ich lange Zeit durch 
unabänderliche Geduld die ſchlimmen Leidenſchaften niebergehalten habe, wer⸗ 
det ihr jetzt die Ehre haben, dazu beizutragen, durch eure Energie und loyale 
Haltung dem Lande endlich die Freiheit zu geben, und diejenigen ohnmächtig 
zu machen, welche bie Intereſſen und bie Würde unſeres Landes compro= 
mittiren. Officiere, Unteroffiziere und Soldaten! Ich habe mich immer auf 
euch geſtützt, und ihr habt euch immer würdig meines Vertrauens gezeigt. 
Auch dießmal werdet ihr, wie ich nicht zweifle, die Aufgabe erfüllen, welche 
ich eurem Patriotismus anvertraue. Alexander Johann. Der Kriegsminiſter: 
General Manu.“ 


14. Mai. Zweite Sitzung der Conferenz der Großmächte zu Konſtantinopel 


\ 


18. 


20. 


22. 


: m 


bez. der rumäniſchen Kloſterfrage. Es wirb befchloffen, eine Com- 
miflion einzufeßen, welche einen Generalftatus bes ftreitigen Klofter- 
eigenthums aufftellen, basjelbe nad) Natur ımb Urfprung claflifi- 
ciren und die Einkünfte fowie die Laſten besfelben conftatiren fol. 
» (Donaufürftenthümer). Die Regierung verlangt von ſämmt⸗ 
lien Civilbeamteten die Billigung des Staatsftreichs oder die Ein- 
gabe ihrer Entlafjung. In der Metropolie wirb ein Tebeum ange: 
orbnet, um für den Entihluß des Fürften, der dem Volke, wie es 
in dem vorgefchriebenen Gebete heißt, „Freiheit, Brüderlichkeit und 
Gleichheit gibt”, Gott zu danken und bie Journale werben neben 
der Aufhebung bes Prefgefeßes durch raſch auf einander folgende 
Verwarnungen zum Schweigen gebradt. 
„ (Donaufürftenthümer). Das ganze Oberlanbesgeridht in 
Buchareſt gibt feine Entlaffung ein. Die meilten Beamten fügen 
fih indeß dem Drud und anerkennen den Staatsftreid. 
„ (DonaufürftentHüämer). Allgemeine Bollsabftimmung mit 
Ya und Nein über das neue Wahlgefeb und den Zufab zum Statut. 
Entdedung einer angeblihen Verſchwörung gegen ben Fürften Couza: 
Der Bojar Fürft Subos wirb in Buchareſt, der Phanariot Balich 
in Jaſſy verhaftet. 
„CTunis). 5 franzdf. Kriegsichiffe unter dem Vice⸗Admiral 
BDouez-Willaumez treffen vor Tunis ein. Auch ein ſtarkes italieni- 
ches Geſchwader unter Admiral Albint lagert fih vor Tunis. 
(Tunis). Die Stadt Sfar an der Geefüfte fällt in bie Hänbe 
der Inſurgenten. | 
„ Die Conferenz der Großmächte zu Konftantinopel beſchließt, ba 
eine Veräußerung der rumänifchen Klojtergüter unzuläflig und die 
Einhaltung der Kloftereinkünfte nothwendig fei bis zur vollftändigen 
Schlichtung des Streites, wovon bie rumänifche Regierung in Kennt⸗ 
niß zu feßen, bamit ber Hofpobar (jo wird Fürft Couza im Bro: 
tocoll bezeichnet) die Gelber nicht anrühre, welche fämmtlich in eine 
unter Auffiht der Mächte ſtehende Specialfaffe einzuzahlen find, 
während bie aus den Klöftern herrührenden Cultusgegenftände ge: 
wiffenhaft aufbewahrt werben follen, 


2. 
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Juni. (Donaufürſtent hümer). Feierliche Uebergabe des Plebiscits 
vom 22. Mai an den Fürſten Couza: Von 754,148 Stimmberech⸗ 
tigten haben 682,621 mit Ja, 1307 mit Nein geftimmt. 


5. „ (Donaufürftenthbümer). Yürft Couza geht mit großem Ge⸗ 


19. 


* 
— 


folge nach Konſtantinopel ab. 

„C(Tunis). Der verhaßte Finanzminiſter wird vom Bey entlaſſen 
und geht nach Europa. 

„ (DonaufürftenthHümer) Fürſt Couza wird vom Sultan 
äußert gnädig empfangen. 


. „ Der Großvezier Fuad Paſcha fertigt dem Fürften Couza bie brei 


Protocolle der Conferenz der Großmächte v. 9., 14. u. 28. Mai 
zu mit bem Beifügen, daß „bie Conferenz bie Ueberwachung ber 
Klojtereinfünfte keineswegs für eine bloße Form, fondern ganz ernft- 
lich und wirklich nehme”, mithin ein zuverläfliger Einnehmer ange: 
ftellt und den Delegirten der Mächte durch genaue Einnahme-Etats 
und durch firenge Innehaltung der Zahlungstermine ihre Aufgabe 
erleichtert werben müſſe. 

„ Kin von den Vertretern ber garantirenden Mächte in Konftanti: 
nopel unterzeichnetes Protocol mit der Pforte genehmigt mit Modi— 
ficationen das vom Fürſten Couza promulgirte Zufabftatut und dag 
vom rumäniſchen Volk votirte neue Wahlgefeb. 

„ (DonaufürftentHüämer). Fürſt Couza wird vom Sultan in 
einer Abſchiedsaudienz empfangen und Fehrt wieder nach Buchareft zurück. 


.Juli. (DonanfürftentHümer). Die Regierung publicirt das 


neue Wahlgefeß und das neue Statut, durch welches bie Bildung 
eines Senats verfügt wirb. 


. „» (Tunis). Der Bey feht die Kopffteuer noch weiter von 36 auf 


20 Biafter herab. Die übrigen Abgaben werben für aufgehoben 
erffärt. Neue Truppen, aud Europäer, werden angeworben. 


„u (&unis) Ein Theil der Inſurgenten unterwirft ſich wieder 


bem Bey. 


- „ (DonaufürftentHümer) Kin Decret des Fürften octroyirt 


das von ber Nat.-Berfammlung nicht mehr votirte Budget. 


.Aug. (DonaufürftentHümer). Der Fürft erläßt eine General- 


amneftie für politiſche Verbrecher, welche für Ausländer die Elaufel 
enthält, daß fie augenblidlih das Land verlafien follen. 

»„ (Zunis). Der Bey notificirt den fremden Eonfuln die Wieder: 
herſtellung des Friedens in der Negentichaft. 

„ (DonaufürftenthHümer). Der frühere Minifterpräfident 
Erebulesco tritt ind Miniftertum, indem ihm ein befonderes Reflort 
aus den Minifterien der Yuftiz, des Cultus und bes Unterrichts 
gebildet wird. 

„ (Hegypten). Schiedsſpruch des Kaiſers bezüglich ber Differenzen 
ziwifchen dem Vicekönig und der Suezcanal-Compagnie:; 


Tie Geſelljchaft erhält 8A Millionen Franken Extſchädi von Der 
ãgyptiſchen Regierung, und muß bafür auf bie von bem Fe geleifieten 
Frohndienſie verzichten (Entfhädigung von 38 Millionn). Sie muß ben 
Süßwaſſercanal abtreten, ber ihr von der ägyptiſchen Regierung jebody zur 
Benübung zurüdgegeben wird. Für bieje Abtretung, für die Vollendung ber 
Arbeiten ꝛc. erhält die Gefellichait eine Entihädigung von 10, für bie Ber- 
zichtleiftung auf die Erhebung der Sanaljieuer eine Entihäbigung von 6 Mill. 
Außerdem forgt die Geſellſchaft auf Koften der ägyptifchen Regierung für ben 
Unterhalt des Canals. Tafür hat letztere 300,000 Fr. zu zahlen, wenn fie 
es nicht vorzieht, Die jeweiligen Kojten, nach Ausweis ber Rechnungen, auf 
fi zu nehmen. Die Geſellſchaft Hat Anipruh auf ein tägliges Quantum 
von 0,000 Gubifmeter Süßwaſſer. Tie Gefellihaft gift der ägyptilchen 
Regierung 60,000 Hectaren Landes zurüd, die ihr auf beiden Seiten über- 
faffen worben waren, und erhält dafür eine Entfhäbigung von 30 Mill. Fr. 
3000 aren bleiben ber Gejellichaft zur Anlage von Gebäulichkeiten ıc. im 
Snterefje der Canalverwaltung. Diele 54 Mill. werden innerhalb 16 Jahren 
entrichtet, anfänglich 6,500,000, jpäter 3,600,000 Fr. jährlid. Tie 10 Mill. 
für ben Süßwaſſercanal werden beim Uebergang besjelben in bie Hände der 
ägyptifchen Regierung bezahlt. 


4. Aug. (Montenegro). Die türkiſch⸗montenegriniſchen Gränzitreitig: 


10. 


19. 


21. 


keiten werben durch eine gemijchte Commiſſion zur momentanen Zu⸗ 
friedenheit beider Theile georbnet. 

„ (DonaufürftenthHämer). Die Regierung erleidet in ben 
Wahlen zur Municipalität der Hauptftadt Buchareft eine Nieverlage: 
von den Gewählten gehören 11 der liberalen Oppofition, nur 6 
den Candidaten der Regierung an. 

„ (DonaufürftentHümer). Ein firfilihes Decret hebt bie 
fog. politiſche Section bes oberjten Gerichtshofes (über Die getreue 
Ausführung der Verfaflung zu wachen) auf. 

„ (Sonaufürftentbümer). Durch fürftl. Decret werben zwei 
Profeſſoren ihrer Stellen entfeßt, weil fie bei den Municipalitäte- 
wahlen der Hauptitadt gegen die Regierung geftimmt und agitirt hätten. 
„ (Donau fürjtenthHümer). Ein Erlaß des Minifteriums bes 
Innern an bie Präfecten inftruirt viefelben über die Ausführung 
der Ausweifung der Fremden nad den Beftimmungen des Amneftie: 
becretes vom 1. Aug.: 

„... Rumänien ift auch heute, unb heute mehr benn je, ein freies Land. Es 
gewährt baher feine volle Gaſtfreundſchaft und feinen ganzen Schuß jedem Frem⸗ 
ben, welcher von politiichem ober privatem Mißgejchid verfolgt, zu uns fommt, 
um ein Aſyl zu finden. Einen ſolchen Fremden werden Sie, Herr Präfect, 
fo Tange er bie Geſetze des Landes und bie Gebote der Gaftfreunbfähaft re- 
jpectirt, mit feiner Perfon, feiner Ehre unb feinem Gigenthbum in Schuß neh⸗ 
men und ihn wie einen Ginheimifchen, ja noch beſſer, behandeln und beſchützen. 
Gin Gleiches kann jedoch keineswegs der Fall jein mit jenen Fremden, welche zu 
uns fommen, um fi) entweber in unſere inneren Angelegenheiten bineinzumifchen 
und mit ben heimifchen Feinden ber Ordnung zu verbinden, oder um Ber: 
ſchwörungen anzuzetteln und Erpebitionen zu organifiren gegen die Nachbar⸗ 
ftanten, welde gleichzeitig die garantirenden Mächte unferer Nationalität und 
politiihen Eriftenz bilden... Wir befinden und inmitten unferer inneren 
Reorganifation; mehr denn fonft bedürfen wir bes Friedens im Innern wie 
nad) Außen, und bes Vertrauens und Wohlwollens unferer Nachbarn. Wir 
müfjen demnach die Ordnung und bie Neutralität um jeben Preis aufrecht zu 
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erhalten beſtrebt fein. In Erwägung biefer Sachlage werben Sie, Herr Prä⸗ 
feft, allen Fremden, welche in bem von Ahnen verwalteten Diſtricte entweber 
bleibend anjäflig find ober nur proviforifh verweilen, biefe Anſchaungsweiſe 
der Regierung bekannt geben, und von jedem berjelben das Verfprechen abfor- 
bern, ſich den Geſetzen und Intereſſen des Landes gemäß zu verhalten. Was 
diejenigen jeboch betrifft, welche ihre Verpflichtungen als Gäſte himanſetzen, 
indem fie ſich entweder in unfere innere politifche Kämpfe hineinmifähen, oder 
gegen unfere guten Beziehungen mit ben Nachbarſtaaten confpiriren, jo haben 
Ste mid, davon ſogleich in Kenntniß zu feken, und ich werde Teinem Augen⸗ 
blick zaudern, bie Anstreibung berer anzuordnen, welche bei ums Teine Gaft: 
freundſchait und fein Afyl, fondern einen Ort ſuchen, wo fie die Fortſetzung 
ihrer revolutionären Bünbdeleien, welche nirgends geduldet werden, und eines 
bewafineten Kampfes, ben fie im eigenen Vaterlande nicht fortfegen können, 
betreiben twellen.“ 

26. Aug. (DonaufürftentHümer). Yürft Couza erläßt ein von Cretzu⸗ 
lesco ausgearbeitete8 und von Staatsrath berathenes Ruralgeſetz, das 
die Frohnden gegen Entſchädigung aufhebt, den Bauern Grundeigen⸗ 
thum verleiht und mit bem 23. April 1865 in Kraft treten Fl. 


Das neue Gefeß unterfcheibet ji von bem früheren Entwurfe dadurch, 
daß ed den Frohnbauern nur ben Grund und Boden in’s freie Eigenthum 
gibt, den fie gegenwärtig als Nutznießer im Befiß haben; baf bie übrigen 
Bauern, welche feinen Bejiß haben, Grundeigenthbum auf den Staatsbomänen 
erhalten; baß ferner von einem Gute nur höchſtens zwei Drittel unter bie 
Bauern vertheilt werden dürfen und das Tehlende von den Stantsbomänen 
erfekt wird; daß endlich die Gutsherren eine entiprechenbere Euntſchädigung 
halten, als nach dem früheren, nun zurüdgenommenen Geſetzesentwurfe. 

Broclamation des Fürſten Couza an die Bauern: „Alle zwang⸗ 
weifen Bande, bie zwifchen euch und ben Gutsherren bisher beftanden, find 
gegen Zahlung einer gerechten Entfchäbigung aufgehoben und fortan knüpfen 
euch nur die Sntereflen bes unabhängigen Berfehrs aneinander. Aber als freie 
Herren, bie ihr nun geworben ſeid, vergeffet nicht, daß ihr Bauern jeid und 
das Lanb zu bebauen habt. Verlaſſet nicht ben edlen Stand eurer Väter; 
harret dabei aus, verbejjert ben Boden, pflanzt Gärten, gründet Schulen, damit 
eure Söhne Gelegenheit haben, zu lernen von den Rechten, die eudy bie Acte 
vom 2, (14.) Mai eingeräumt haben, Gebrauch zu machen! Doch höher, als 
als Alles, gelte es euch, zu bleiben, was ihr waret: Männer bes Friedens und 
ber Ordunng.“ 

Gircularerlaß des Miniftes bes Innern an die Präfecten: 
„Sie werben fich allfogleih bie Weberzeugung zu verjchaffen fuchen, wie viel 
Ingenieure und Zopographen in bem von Ihnen abminiftrirten Bezirfe wohn⸗ 
baft find und ob und unter weldhen Bedingungen biejelben an einer Ber: 
meljung und Parcellirung bes unter die Bauern zu vertheilenden Grund und 
Bodens theilnehmen wollen, und mir hierüber jchleunigft Bericht erftatten; 
benn biefe Operation muß alſogleich und noch in dieſem Herbfte in Angriff ge⸗ 
nommen werben, bamit jeder wiſſe, wieer daran ift, und was von bem Grund 
und Boden ihm gehört, und mas nicht. Das Regulativ tritt erſt mit dem Toms 

“ menden St. Georgentage, das ift ben 23. April 1865, in Wirkfamfeit. Sie 
haben beshalb Ihr Augenmerk vor Allem barauf zu richten, daß bie Bauern 
ihre Arbeiten bis dahin nicht verlaffen, fonbern fie in ber bisherigen Weije 
und bem bisherigen Umfange den Gutsherren leifien, damit bie Herbftarbeiten 
nicht unmöglih gemacht und unferer Agrilultur, biefem Nationalreichthum uns 
jeres Landes, Feine empfindlichen Nachtheile beigebracht werben. Ich erwarte 
mit aller Beſtimmtheit, daß Sie, Herr Präfeet, mit bem Eifer und der In⸗ 
telligenz, welche bie Regierung von Ihrer hohen Function zu fordern ein Recht 
hat, darauf fehen werben, daß bie Orbnung und Geſetzlichleit nirgends geftört 
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werden. Sie werden es unfern guten Lanbleuten erflären unb begreiflich zu 
machen fuchen, warum von ihnen noch ein zeitweiliges Ausharren in ben ge⸗ 
enwärtigen Berhältniffen geforbert wird, und fie auflaibern, zu beweifen, daß 
fe den Frieden wollen und daß fie danfbar find ihrem erlauchten Befreier.“ 
28. Aug. (Serbien). Eröffnung ber National: Stupfohtina durch eine 


Thronrebe bes Fürften Michael. 


— Sept. (Bulgarien). Der vom Patriarchen von Konjtantinopel er: 
nannte Biſchof von Ruſtſchuck, der im vorigen Jahre von den Bul- 
garen verjagt worden war, wirb unter bem Schuß der Truppen 
neuerdings eingefekt. 

2. „ (Serbien). Antwortsadreſſe der Skuptſchtina auf die Thronrede 
des Fürſten. 

4. „ (Aegypten). Die Gemahlin des Vicekönigs und Nubar Pafcha 
(in Angelegenheit der Suezcanal⸗Frage) treffen in Konftantinopel ein. 

6. „ (Syrien). Ein Protokoll der fünf Großmächte bejtätigt Daud 
Paſcha auf weitere fünf Jahre als Gouverneur des Libanon. Stalien 
proteftirt gegen jeine Ausjchliegung von den biesfälligen Verhand⸗ 
lungen. 

9. „ (Tunis). Die Abmirale der europ. Escadren fordern den außer: 
ordentlichen Commiſſär des Sultans auf, mit der türkiſchen Escabre 
abzujegeln, um ſelbſt abjegeln zu können. 

18. „ (Üegypten). Der PVicelönig von Aegypten hat Frankreich noti- 
ficirt, daß er jeinerjeits den Schiedsſpruch des Kaifers in der Sug- 
canalfrage annehme. Die Pforte behält fi) dagegen das Recht vor, 
zu Negulirung der Terrainfrage kraft ihrer oberherrlihen Gewalt 
einen türfifhen Commiflär zu ernennen. 

„ » (Serbien). Schluß der Skupſchtina. Thronrede des Fürften. 

„ (Herzegowina). Luca Vucalovich flüchtet nah Cerna Sela nädft 

Grahowo. 

24. „ (Zunis). Die türkiſche und zu gleicher Zeit auch bie europäi⸗ 
ſchen Escadren verlaffen die Rhede von Tunis. 


— De. (Tunis). Die Aufſtändiſchen werben von ben Truppen bes 
Bey bei Cala Shira geichlagen. 

—  ,., (Bulgarien). Strenges Einfhreiten der griehifhen Synobe 
von Konftantinopel gegen diejenigen bulgarifchen Geiftlihen, die fich 
ihr nicht unbebingt unterwerfen. Die renitenten Priefter biefer Na- 
tion follen ihrer Stellen entfeßt und in’s Eril gefchiett werben. Die 
beiden bulgarifchen Biſchöfe Hilarion und Aurentios, bie fich blos 
bebingungsmweile dem orthoboren griechiſchen Patriarchat gefügig zeigen, 
bürfen vorläufig in ihre Didcefen nicht zurückkehren. Die türkifche 
Regierung meist benjelben bis auf weiteres Ortaköj (ein Dorf am 
Bosporus) zum Aufenthalte an. 


8.Nov. (Donaufürſtenthümer). Die Generalrathswahlen find durch⸗ 
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aus im Sinne der Regierung ausgefallen; bie Oppofition bat fi 
ber Theilnahme an berfelben gänzlich enthalten. 

14. Nov. (Tunis). Der Bey fit den General Kerebbin, Schwiegerjohn 
bes Khasnadars in bejonderer Mifjion nad Konſtantinopel. Der 
frangöfifche Conſul ſucht die Abreife desjelben umſonſt zu verhindern. 

— ,„ (Montenegro). Der Fürft fordert das Bolt auf, fich recht⸗ 
zeitig und neuerdings mit Waffen und Munition zu verjeben. 

20. „ (DonaufürftenthHümer). Die ſämmtlichen Generalräthe Haben 
an den Fürften Glückwunſch- und Dankadreſſen gerichtet, zwei davon 
beichloflen, ihm Ehrenftatuen zu errichten. 

23. „ (Syrien). Joſeph Keram entweiht aus Smyrna und wirb von 
den Maroniten bes Libanon freudig empfangen; er verlangt ein regel> 
rechtes Urtheil und droht im MWeigerungsfall mit Widerſtand. 

— . (Montenegro) will vorerft ruhig bleiben. Luca QVucalovic wird 
auf Befehl des Fürften im Diftrift Krajova internirt. 


7. Dec. (Donaufürftentbümer). Die Wahlen zur neuen National: 
verfammlung fallen entichieben zu Gunſten der Regierung aus. Die 
bisherige Bojarenpartei fieht ſich von berfelben ganz ausgeſchloſſen. 

18. „ (DonaufürftentHümer). Eröffnung beiber Kammern. Thron: 
rebe des Fürſten Couza. 


13. Griechenland, 


2. Ian. Die Ratificationen des am 14. Nov. v. J. zu London von den 
Vertretern jämmtlicher fünf Großmächte über die Abtretung ber 
Joniſchen Inſeln von Seite Englands an das Kgr. Griechenland 
und die Bebingungen diefer Abtretung abgefchloffenen Vertrages werben 
in London ausgewechſelt. (Der Vertrag ſetzt die immermwährende 
Neutralität ſämmtlicher Joniſcher Inſeln aud nach ihrer Vereinigung 
mit Griechenland und als Folge davon die Schleifung der auf ber 
Inſel Corfu und deren unmittelbarem Zubehör erbauten Feitungs- 

- werte feit.) 

25. „ Wieberzufammentritt der Conferenz ber fünf Großmächte zu London, 
um ben Vertrag vom 14. Nov. v. J. bezüglich Abtretung ber Jo: 
niſchen Inſeln zu mobificiren. Oeſterreich und Preußen willigen 
nunmehr darein, daß die immerwährende Neutralität bloß für bie Inſeln 
Corfu und Paro feſtgeſetzt, für die übrigen Dagegen fallen gelaflen werbe. 


13. Fehr. Die Nat.-Berfammlung ermächtigt die Regierung zur Ausgabe 
von 3 Mill. Drachmen in Schuldſcheinen mit Zwangskurs. 


18. März. Sturz des Miniſteriums Bulgaris. Admiral Kanaris bildet 
ein neues Cabinet. 

29. „ Auf Grundlage des Protokolls der fünf Großmächte vom 25. Yan. 
{chließen die drei Schutzmächte mit Griechenland endlich zu London 
einen Vertrag über bie Abtretung der Joniſchen Inſeln, durch welchen 
bloß Eorfu und Paxo für neutral erklärt werden und die Schleifung 

der Feſtungswerke mit Stilfchweigen übergangen wird. 


83. April. Die Regierung legt der Nationalverjammlung den von ihrem 
Bevollmäditigten am 29. v. M. mit den drei Schugmächten über bie 
Bereinigung ber Joniſchen Infeln mit dem Königreich abgefchlofjenen 
Vertrag, der ihr am Tage vorher zugelommen jet, mit ber Corre: 
ſpondenz und allen bezüglihen Documenten vor und verlangt bie 
Genehmigung desſelben ohne müffige Declamation, weil fie genöthigt 
fei, die Ratification ihrerfeitS am folgenden Tage zu erpebiren. 
Heftige Discuffion. Der Vertrag wird fchließlich mit übermwiegender 
Mehrheit genehmigt. 

23, „ Heftige Debatte der Nat.Verſammlung gegen den Grafen Sponned, 
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Tas Minifterium Kanaris ſetzt ben Uebergang zur Tagesorbnung 

durch, erleibet aber fofort eine Niederlage, indem ber Urheber bes 

Antrags gegen Graf Sponned zum Präfidenten ver Nat.Verſammlung 

gewählt wird. Das Minifterium gibt nunmehr feine Entlaflung ein. 
28. April. Der Abg. Balbis bildet eine Art Fufionsminijterium. 


30. Mai. Der bisherige Lord-Obercommiffär der Joniſchen Inſeln über: 
gibt dem Bevollmächtigten des Königs ber Hellenen die Archive und 
. erflärt das Joniſche Parlament für aufgelöst. | 


2. Juni. Griechiſche Truppen landen auf Corfu; die griechiſche Flagge 
wirb auf den Forts aufgezogen. Teierliche Uebergabe der Regierung 
und Einſchiffung der engliihen Truppen. 
6. „ Einzug des Königs Georgios in Corfu; derfelbe ift von ben 
Vertretern der drei Schubmächte begleitet, 
24. „ Der König fehrt von Corfu wieder nach Athen zurüd. 


22. Zuli. Die Nat.Verſammlung ertheilt dem SKriegsminifter, rejp. dem 
Minifterium Balbis ein Tadelsvotum wegen Verlegung ber Verfaffung 
mit 134 gegen 23 Stimmen. Das Minifterium gibt feine Ent: 
laſſung ein. 

30. „ Ankunft der 80 jonifchen Abgeordneten zurNat.-Berfammlung in Athen. 


11. Aug. Definitive Bildung eines neuen Minifleriums Kanaris. — Die 
Nat.-Berfammlung beginnt die Verhandlungen über Nevifion ber 
Berfaflung. 

27. „ Der minifterielle Candidat Meffinefts wird von ber Nat.-Berfamm: 
lung mit 183 gegen 140 Stimmen zu ihrem Präfidenten gewählt. 

29. „ Der Abgeordnete Plastyras richtet ein offenes Schreiben an ben 
König voll Anklagen gegen feine Umgebung. Die Nat.-VBerfammlung 
ipriht mit 193 gegen 27 Stimmen (28 Stimmen enthalten fi) 
ihren Unwillen barüber aus, 


19. Sept. Die Nat.:Verfammlung beſchließt in Reviſion der Verfaffung 
mit 211 gegen 62 Stimmen bie Abſchaffung des Senates. 


1. Det. Die Wahl eines Präfiventen der Nat.Verſammlung fällt aber: 
mals zu Gunften ber Regierung aus. 

14. „ Defterreich anerkennt ben König Georgios. Preußen thut basjelbe. 
15. „ Die Nat.Verſammlung feßt bie adminiftrative Verſchmelzung ber 
Joniſchen Inſeln mit dem Königreih auf Neujahr 1865 feit. 

18. „ Kine von fämmtlichen Diniftern gegengezeichnete kategoriſche könig⸗ 
liche Botfhaft an die Nat.:Verfammlung ſetzt ihren Verfaſſungs⸗ 
berathungen einen Termin unb verlangt als Erſatz für den abge 
Ihafften Senat die Einſetzung eines Staatsraths: 

„Bon Griechenland dringend eingeladen, folgte ich feinem Rufe in ber 
Ueberzeugung, daß Griechenland feine Verpflichtungen gegen mich halten werbe, 
und verließ Dänemark im vorigen Jahre, ehe noch die Behingung ae war, 
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von welder meine Annahme ber griechiſchen Krone abhing, d. i. ehe noch die 
Bereinigung ber Joniſchen Inſeln mit Griechenland vollbracht und bie Ber: 
faffung bes neuen Staates votirt war. Binnen wenigen Tagen wird ein 
ganzes Jahr jeit meiner Ankunft in Griechenland verftrihen fein, und ich 
glaube, daß Niemand bie Gebuld vertennt, mit der ich die anormale Lage 
eines Königthums erirug, dem eine Nationalverjammlun gegenüberjtebt, Die 
fowohl als Sonitituante wie al8 gejeßgebende Kammer unit Endlich ift 
feit geraumer Zeit bie Vereinigung der Joniſchen Inſeln mit Griechenland 
vollzogen. Die Gegenwart ber Reprüfentunten jenes Staates jeit mehr als 
zwei Monaten bat der Nationalverfammlung jede Erleichterung gewährt, um 
ohne weiteren Aufſchub die Berfaffung zu votiren auf der Grundlage bes 
Entwurfes, ber feit einem Jahre fertig vorliegt, Was aber bis jegt in ber 
Nationalverfammlung vorging, gibt mir die Giewißheit, daß ihre Arbeiten fich 
noch lange verlängern können. Ein folder Zuſtand, der jede Bemühung ber 
Regierung unwirkſam macht und jebe Thätigfeit der Verwaltung lähmt, beraubt 
die Nation uicht nur koſtbarer Vortheile, andern wirb ganz gewiß Nachtheile 
verurfachen, die fich jpäter jchiwer werden gutmachen laffen. Die Klagen des 
Volkes über diefe traurigen Zuſtände jind mir befannt, deßhalb gebieten mir 
meine heilige Pflicht gegen das griechijche Volk und gegen die durch die Con⸗ 
ftitution zu wahrenden Snterejlen, das Ende eines ſolchen Zuſtandes zu ver: 
langen. Ich befahl demnach meinen Miniftern, ber Nationalverfammlung 
einen Entwurf bes noch übrigbleibenden Theiles der Gonftitution vorzulegen 
und berfelben anzufündigen, daß ich bereit Bin, ſowohl den ſchon votirten 
Theil zu unterzeichnen, als auch die nad) dem beigegebenen Gntwurf zu vo: 
tirende Abtheilung, bie fich von ben bisher ausgebrüdten Wünſchen der Na⸗ 
tionalverfammlung durchaus nicht entiernt. Ich erſuche die Nationalverſamm⸗ 
lung, ihre Stimmen über biefen Entwurf binnen zehn Tagen abzugeben. 
Binnen biefer zehn Tage werden meine Minijter ber Nationalverjammlung 
auch einen Gejeßentwurf für die Wahl ber Deputirten vorlegen, und ich bitte 
bie Nationalverfjammlung, denielben bis Ende diefes Monats zu prüfen und 
zu votiren. Wenn jedoch bie Nationalverfammlung ihre Arbeiten innerhalb 
der eben bezeichneten Friſt nicht vollendet, jo behalte ih mir jebe Freiheit bes 
treffs meiner zufünftigen Entſchlüſſe vor, welche jo beichaffen fein werben, wie 
meine getäufchten Hoffnungen fie mir eingeben, und made bie Nativnalver: 
fammlung für alle Folgen verantwortlich.“ 


19. Oct. Die Lönigl. Botſchaft wirb ber National-Berjammlung vorgelegt. 


21. 


22, 


28. 


Diefelbe bejchließt, erjt nach Votirung ber Berfaffung darauf zu ant- 
orten. 

„ DBerathung ber Nat.-Berfammlung über das Terlangen bes Könige 
bezügli ber Errichtung eines Staatsraths. Erklärung des Mini- 
fteriums. Das Verlangen wird mit 136 gegen 124 Stimmen im 
Princip bewilligt. 

„ Die Nat.:Verfammlung befchließt auf ben Antrag von zwei Mit: 


‚ gliedern ber -Oppofition, den früheren Beſchluß gegen bie Mitglieder 


bes legten Minifteriums unter bem König Otto zurüdzunehmen. 

„ Die Nat.Verſammlung beendigt ihre Verhandlungen über bie Re⸗ 
viſion ber Verfaſſung. 

„Die Nat.Verſammlung beſchließt, dem Könige die revidirte Ver: 
faſſung durch eine Deputation von 10 Mitgliedern überreichen zu 
laſſen. Der König antwortet: „Ich werde darüber nachdenken und 
antworten.“ Die Nat.⸗Verſammlung nimmt die Berathung bes Wahl: 
geſetzes in Angriff. | =” 
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12. Nov. Der König richtet eine zweite von ſämmtlichen Miniſtern gegen⸗ 
gezeichnete Botichaft an bie Nat.-Berfammlung, in der er einige Abs 
änderungen ber revidirten Verfaſſung verlangt: 

„Indem ich Ihnen ben Tert ber Verfaffung zurüdjende, die von ber Na⸗ 
tionalverfammlung votirt unb mir durch einen Ausfhuß überreicht wurbe, 
brüde ich ihr meinen aufrichtigften Dank aus fir den Eifer, womit fie ihre 
Arbeiten zu Ende brachte. Indem ich bie Verfafjung annehme, werde ich den 
von ihr feſtgeſetzten Eid leiten. Da aber meine Minifter mir vorftellten, daß 
ber Nationalverfammlung Vorſchläge gemacht wurben, die barauf abzielen, 
auf conftitutionelle Weife für bie Staatsbebürfniffe zu forgen, vom. Anfange 
1865 bis zur Einberufung ber Kammer, und die Vorbereitungen zu ben Des - 
putirtenwahlen anzubahnen, jo babe ih auf den Wunfd meiner Minifter 
beichloffen, Montag den 16. (28.) November die Verfaffung zu unterzeichhren 
und ben Eid auf: biejelbe zu leiſten. Vorher aber muß ich die Nationalvers 
fammlung auf zwei Artifel ber neuen Conftitution aufmerffam maden. Uns 
längft an meine Regierung gerichtete Vorftellungen Ienften ihre Aufmerffamfeit 
auf Artifel 2 der Verfaſſung, kraft deſſen die Geiftlichen ber abendländiſchen 
(tömifch = Fatbolifchen) Kirche in Griechenland griechiſche Staatsbürger fein 
müſſen. Ich erfuche demnach die Nutionalverfammlung, biefen Artikel neuer: 
dings in Erwägung zu ziehen, nit um Rechte, die bem Staate gebühren, 
zu ſchwächen, ſondern um bie Regierungsthätigfeit zu erleichtern, bie ſtets dieſe 
Rechte aufrecht zu erhalten jtreben wird, infoferne nicht internationale Verpflich- 
tungen benjelben Grenzen fegen. Indem ich die ungehemmte und nicht durch 
allzulange Zeiträume verhinderte Revifion jener Verfafjungsartifel fir nützlich 
erachte, welche bas nationale Urtheil und die Erfahrung als mangelhaft bars 
ftellen follten, überlafje ich e8 dem Patriotismus ber Nationalverfammlung, 
eine praftifchere und den Intereſſen ber Nation entfprechendere Revifionsweife, 
wie fie diefelbe in ihrer Weisheit ausfindig nahen kann, zu votiren. Mit 
bem feften Willen, für immer alle meine Kräfte dem Dienfte unferes theueren 
Baterlandes zu wibmen, und mit dem Wunfche, daß die neue Verfaffung durch 
eine aufrichtige und einfichtspolle Ausübung der Gewalten, bie fie einfeßt, zum 
Mohle des Vaterlandes beitrage, ſende ich der Nationalverfammlung meinen 
föniglihen Gruß.” 

15. „ Die Oppofition beantragt ein Tadelsvotum gegen das Minifterium 
wegen ber königl. Botfchaft vom 12. d. M. Auf Anregung des 
Minifters Komunduros ertheilt dagegen bie Verfammlung bem Mi: 
nifterium mit 177 gegen 118 Stimmen ein Zutrauenspotum. 

16. „ Die Nat.:Verfammlung entfpridht dem einen Verlangen ber Tönigl. 
Botſchaft bezüglich der kathol. Geiſtlichen, lehnt dagegen das andere 
bezüglich Revifion der Verfaſſung ab. 

23. „ Die Oppofition befchließt unter Proteft aus der Nat.Verſammlung 
auszutreten. Die Kammer löst fih auf, ohne förmlich gefchloflen 
zu werben, ohne daß von ihr weber ein Steuergejeß noch ein Budget 
für 1865 votirt worden wäre. 


21. Dec. Mopification des Deinifteriums Kanaris. 

— „ Der König beruft ben General Kalergis als Oberftallmeifter nad 
Athen. Die öffentliche Meinung fieht in demſelben den zukünftigen 
Staatsftreichminifter. 


IV. 


Anßerenropäildhe Staaten. 


— — — — — 





1. Bereinigte Staaten von Nordamerika. 


4. Gebr. Präfident Lincoln ordnet eine neue Aushebung von 200,000 
Mann an. 

23. „ Der Unions⸗Admiral Ferragut bombarbirt das Fort Powell bei 
Mobile (Alabama). 

27. „ Der Obergeneral der Potomac:Armee Meade geht über den Ra: 
piban und Gen. Kilpatrit madt mit 6000 Mann Unionsreiterei 
einen Streifzug bis zu ben Erdwerken von Richmond. Menbe zieht 
fih wieber in feine bisherige Stellung zurüd. 

— „Mißlungene Erpebition der Unionsgenerale Sherman (von Vicks⸗ 
burg aus) und Smith (von Memphis aus) in Miſſiſſippi. Es 
gelingt ihnen nicht, fi) zu vereinigen. 


17. März. General Grant wird zum Oberbefehlshaber der Potomac-Armee 
ernannt. 
24. infall des Sübbunds-Generals Forreft in Weft:Teneflee. 


4. April. Tas Repräfentantenhaus nimmt einftimmig eine Refolution an, 
babin gehend, daß ber Congreß der Ver. Staaten nicht gewillt fei, 
durch ſtillſchweigendes Zuſehen das Ausland in dem Irrthum zu 
laſſen, als ob er fich gegen bie beflagenswerthen Vorgänge in Mierico 
gleichgültig verhalte und der Congreß erkläre befhalb, daß das Volt 
ber Der. Staaten es nicht mit feinen Grundſätzen vereinbar finden 
- Zönne, eine in Amerika unter den Aufpicien einer europäiſchen Macht 
auf den Trümmern der republicanifchen Staatsreform errichtete mo: 
nardifche Regierung anzuerkennen. 

„» n Dahl eines DVerfaflungsconventes in Maryland: die Partei ber 
Tofortigen Abſchaffung der Sclaverei erringt die Oberhand. 

7. „ Der Senat beihließt in britter Lefung ein Amenbement zur 
Eonftitution, welches die Sclaverei auf dem ganzen Gebiete der 
Union verbietet. 

8. „ Der Unionsgeneral Bants wird bei Sabine Cross Roads von ben 
Süpdftaatlihen gefchlagen. Die bisherigen Vortheile der Union im 
Arcanfas und Louifiana gehen dadurch größtentheils wieber verloren. 

13. „ Die Südſtaatlichen erftürmen unter General Zorreft bas Fort 
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Pillow bei Memphis in Tenneffe. Der Miſſiſſippi ift dadurch 
wieber gefperrt. 

14. April. Der Senat vertagt auf den Antrag bes Ausſchuſſes für aus⸗ 
wärtige Angelegenheiten und im Einverftänbniß mit dem Präfidenten 
bie Berathung bes Beichluffes des Repräfentantenhaufes v. 4. April 
bezüglich Merico auf unbeitimmte Zeit. 

— „ Das Repräjentantenhaus debattirt faft eine Woche über Maß— 
regeln gegen bie Abgeordneten Long von Ohio und Harrys von 
Maryland wegen offener Erklärung zu Gunſten bes Südbundes. 
Der Antrag auf Ausſchließung berfelben erhält, da auch bie Demo: 
craten bagegen ſtimmen, nicht bie Zmeibrittelsmajorität, fo daß lebiglich 
ein Tadelsvotum gegen bie beiden Mitglieder mit Mehrheit beidlef- 


fen wird. 


3. Mai. Das Repräfentantenhaus verwirft mit 67 gegen 56 Stimmen 
einen Antrag von Carding aus Kentudy, daß die Union unauflöslich 
fei und jeder feceffioniftiihe Staat mit feinen früheren Rechten und 
Privilegien jeberzeit wieder in dieſelbe zurückkehren könne. 

4. „ ©rant geht mit der Potomac-Armee über den Rapiban vor gegen 
Richmond. 

6./12. Mai. Schlacht in der Wilderness zwiſchen Grant und Lee. Lee 
zieht fi) mit der Armee des Südbundes nad Spotiylvanig C. H. 
zurüd. 

13. Mai. Der Unionsgeneral Sherman nöthigt den Gübbunbsgeneral 
Kohnfton die Stadt Dalton in Nordgeorgia zu räumen. Sherman 
beginnt feinen Zug gegen Ntlanta. 

14./15. Mai. Der Unionsgeneral Sherman fiegt auf feinem Zuge gegen 
Atlanta bei Reſacca über bie Südbündiſchen unter Johnſton und 
gewinnt dadurch bie Eifenbahnlinie Kingſton-Rom. 

15. Mai. Niederlage des Unionsgenerals Sigel bei New-Market im 
Shenanboahthale. 

16. „ Butler erleivet vor dem Fort Darling am Yamesfluß bei Richmond 
eine Nieberlage und zieht fih nad Bermuba Hundred zurüd. 

18. „ Grant greift den rechten Flügel Lee’s bei Spotfylvania an, wirb 
aber zurüdgeichlagen. 

19. „ Lee verſucht, den rechten Flügel Grant's zu umgehen, wirb aber 
zurüdgeichlagen, 

24. „ Grant zwingt Lee durch Mandvriren, fi mit der Armee bes 
Sündbunds zwiſchen den North und South Anna River zurüdzuziehen. 

26. „ Grant zieht ſich nad, der Nordſeite des North Annafluffes zurüd, 
um über ben Pamunfey zu gehen, was bis zum 30. Mai aus: 
geführt wird. 

29. „ Lee fieht fich durch die Bewegungen Grants genöthigt, auch über 
ben Anna River zurüdzugehen und nörblih vom Chikahominy Stellung 
zu nehmen. 
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31. Mai. Die Cleveland-Convention bezeichnet Fremont als ihren Präfibent: 


”„ 


” 


ſchafts⸗Candidaten. 

Plattform (Parteiprogramm) der Convention: Art. 1-3 erklären 
ſich für unbedingte Erhaltung der Union und unbedingte Unterdrückung der 
Rebellion. Art. 4 erklärt fich für bie unverletzliche Erhaltung bed Rechts 
ber freien Rebe, ber freien Preffe und der Habens-Corpus-Acte, die im Kriegs: 
zuftand befindlichen Diftricte allein ausgenommen, Art. 5 fordert eine in 
die Verfaſſung aufzunehmende Beftimmung, wonach die Sclaverei nie wieder 
bergeftellt, dagegen allen Einwohnern der Union abfolute Gleichheit vor dem 
Geſetz gefichert werben fol. Art. 8 will die Monroe-Doctrin förmlich zum 
Grundjag erhoben und bie Errichtung einer antirepublifanifhen Regierung 
auf biefem Continent nicht geduldet wiffen. Art. 10 verlangt ein Termin: 
Princip für bie Präfidentenwahl d. h. ein verfaffungsmäßiges Verbot der 
fofortigen Wiederwahl eines Präſidenten. Art. 11 wünſcht eine Veränderung 
ber Berfaffung, fo daß der Präfibent und ber PVicepräfident der Union in 
Zukunft durch birecte Volfswahlen gewählt würben. Art. 13 trägt auf 
Eonfiscirung der ben Rebellen gehörigen Länbereien und bie Vertheilung ber- 
felden unter bie Soldaten und wirfliche Coloniften als auf eine Maßregel 
ber Gerechtigkeit an. 

Die Hälfte der Armee Butlers, 15000 Mann unter General 
Baldwin Smith, werden auf dem Jamesfluß eingelchifft und bei 


Whitehouſe zur Unterftüßung Grants ausgeſchifft. 


2. Juni. Der Unionsgeneral Sherman beſetzt auf ſeinem weiteren Zuge 


3. 
4. 


gegen Atlanta den Altoona⸗Paß. 


„ Grant ſucht den Uebergang über den Chikahominy zu erzwingen, 


wird aber von Lee mit großem Verluſte zurückgeworfen. 


„Fremont nimmt bie ihm von ber Cleveland Convention angebotene 


Präfidentichafts-Candibatur an und geht in feiner Zuſchrift an das 
Comité berjelben auf die Gründe ein, bie ihn dazu bemegen: 
„Wäre Mr. Lincoln ben Principien, zu beren Vertheidiger er erwählt 
wurbe, treu geblieben, fo hätte feine Spaltung entftehn fünnen und ein Wahl- 
kampf wäre eine Unmöglichleit geweſen. Jetzt aber Handelt es ſich barum, 
ob dem Volke feine verfaffungsmäßige Freiheit bewahrt bleiben fol... . 
Im Lande haben wir nun bie militärifhe Dictatur mit all ihren Mikbräuchen, 
aber ohne ihre Einheit der That und Kraft ber Ausführung; eine Regierung, 
bie fih im Innern durch Mißachtung conftitutioneller Rechte, durch Verlegung 
perfönlicher Sreiheit wie ber freiheit ber Preſſe charakteriſirt. Nach außen 
bin trägt ihr Auftreten ben Stempel einer Schwäche und einer Principlofigkeit, 
welche europäifhe Mächte mißleitet und zu dem Glauben verführt, als jeien 
nur Hanbelszwede und perfönliche Antereffen, nicht aber große Principien das 
Dbject bes Kampfes. Die Unfähigkeit und Selbitfucht ber Regierung bat 
natürlich nur ſolche Nefultate gehabt, daß bie europätfchen Mächte zu ber 
Anfiht fommen mußten, mit feiner weit en Bevölkerung und mit all 
feinen ungebeuren Hilfsquellen werde ber Norden doch nicht im Stande fein, 
ben Süben wieberzuerlangen. Sympathien, welche vom Ausbruche bes Krieges 
und zugewandt hätten fein müſſen, mwanblen fi gegen uns Gegen »biefe 
unglüdjelige Lage ber Dinge war bie Eleveland-Convention ein Proteft. Die 
Principien, welde fie als Bafis angenommen bat, baben meine volle und 
unbebingte Zuftimmung; doch Tann ich allen Maßregeln, welde Sie vor⸗ 
geſchlagen, nicht fo ohme weiteres beipflichten. Ich glaube nicht, Daß eine auf 
bas Eigenthum aller Rebellen ausgebehnte Eonfiscation ausführbar fein würbe, 
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unb wäre es body an bem, fo Kalte ich es nicht für eine Maßregel gefunber 
Politit. Tie Entſcheidung biefer Frage liegt beim Volke felbfi. Als eine 
Kriegemaßregel beim Ausbruche einer Empörung, bie durch ungefäumtes ſtren⸗ 
ges Vorgehen ſich unterbrüden ließe, vermag ih ben politiihen Werth ber 
Eonfiscation wohl zu begreifen, nicht aber als eine fchließlihe Maßregel ber 
Reconftruction nach der Unterbrüdung eines Aufitanbes. In ben Anorbnun« 
en unb Abrechnungen, weldhe einem riebensfchluffe folgen müſſen, darf man 
ch durch fein Rachegefühl beirren laſſen. Der Zwed bed Krieges ift bie 
bauerndbe Sicherung des Friedens und ber Wohlfahrt bes ganzen Lanbes und 
ber Erreichung biejes Zieles ftand nur ein Element im Wege. Dieſes Ele: 
ment ber Sclaverei bürfen wir als practifch vernichtet anfehen, und e8 bedarf 
nur ber von Ahnen vorgejchlagenen Aenberung ber Conftitution, um feinen 
Untergang voljtändig zu machen... Wenn bie Convention von Baltimore 
einen Sanbibaten aufſtellen wird, deſſen Vergangenheit ein wohlhabendes Zu: 
trauen rechtfertigt, daß er unfern Gardinalprincipien Treue bewahren werde, 
fo ift fein Grund zu einer Spaltung der wahren Patrioten des Landes vor: 
handen, und ih würde mich glücklich ſchätzen, ihm meinen aufrichtigfien und 
thätigften Beiftand zu leihen. Das würde ich lieber thun benn jelbft als 
Ganbibat auftreten. Sollte aber Dir. Lincoln aufgeftellt werben, fo wird feine 
andere Alternative bleiben, als gegen ihn jedes Element gewillenhafter Oppo⸗ 
fition zu Hilfe zu rufen, um dem Unglüde feiner Wiederwahl vorzubeugen. 
Denn unbeilvoll würde es für das Pand fein, eine Politif gutzubeißen und 
eine Macht zu erneuern, welche uns Taufende von Menſchenleben gefoftet und 
unnöthiger Weiſe das Land auf die Bahn zum Banferott gebracht hat. Für 
biefen Fall nehme ich daher Ihre Ernennung an, und babe als vorbereitenbe 
Maßregel meinen Poften in der Armee niedergelegt. Ich bringe bas Opfer 
nur, um die Freiheit ber Rebe wieberzugewinnen und zur Ausführung ber 
oe mit ber Sie mich betraut haben, fein Hinberniß in meinem Wege 
zu laſſen.“ 

5. uni. Der Unionsgeneral Hunter ſchlägt die Sübftaatlichen bei Stanton 
in Shenanboahthale und beſetzt Lovington auf ber Eifenbahnlinie 
von Charlottesville nad Lynchburg. 

7.j8. Juni. Der Nationaleonvent ber republicanifchen Partei in Baltimore 
befignirt mit allen gegen 22 Stimmen, die auf General Grant 
fallen, den Präfibenten Lincoln abermals zum Candidaten für bie 
Präftdentfhaft und den Senator Andrew Johnſon von Tennefjee für 
bie DVicepräfibentichaft. 

Die Plattform erklärt fich gegen jeden Compromiß mit ben Rebellen 
und für bie unbedingte Ausrottung der Sclaverei. „Wir billigen ben Ent: 
ſchluß ber Yundesregierung, auf feinen Compromiß mit ben Rebellen einzu⸗ 
gehen, und feine anderen riebensbebingungen barzubieten als unbebingte 
Unterwerfung und Rückkehr zum gebührenden Gehorfam gegen bie Bunbes- 
verfafjung und der Bundesgeſetze. Wir fordern die Regierung auf, in biefer 
Stellung zu verhbarren, und im vollen Vertrauen auf bie Opferwilligfeit, 
Baterlanbsliebe, dk Zapferfeit und unerjchütterliche Hingabe bes 
amerifanifhen Volfs an bie Sache feines Landes und bie Freiheit ben Krieg. 
mit ben größtmöglichen Energie bis zur volllommenen Unterbrüd: 

. ung ber Rebellion fortzufegen. Da bie Sclaverei bie Grundlage 
ber Rebellion ift und noch immer die Stärke berfelben bildet, und ba bie 
- Sclaverei jeberzeit und überal® mit ben Grundlagen ber republicanifchen Re: 
gierungsform im Widerſpruch fteht, fo erheifchet Die Gerechtigkeit ebenſowohl 
wie das Lebensintereffe der Nation ihre gänzlihe und vollftänbige 
Ausrottung aufbem Boben ber Republik. Wir billigen und ver: 
treten alle diejenigen Handlungen und Erlaffe, wodurd bie Pegierung in 
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Selbftvertheibigung einen Tobesftoß gegen jenes gigantifche Unrecht zu führen 
verfucht bat. Außerdem befürworten wir bie Annahme eines Zuſatzes 
zur Bunbesverfajjung, woburd die Erijtenz der Sclaverei innerhalb 
der Gränzen ober ber Surisbiction der Vereinigten Staaten auf immerbar 
beendet und verboten wird.” Ferner erflärt jie fih für Ausübung firenger 
Retorfion wegen ber von ben Südſtaatlichen an Negerfoldaten begangenen 
Gräuel, für bie Ermunterung und Beförderung ber Einwanderung, gegen 
jeden Gedanken einer Repudiation der Nationalfchuld und für Träftige Beſteue⸗ 
rung. Endlich tritt fie entichieben dem Beſchluſſe des Nepräfentantenhaufes 
vom 4. April bez. Merico bei und ſpricht ihr Mißtrauen gegen bie beiden 
confervativen Mitglieder bes Cabinets, Sewarb und Blair, aus. 

10. Juni. Beide Häufer des „Congrefjes ber conföberirten Staaten von 
Amerika’ beſchließen ein „Manifeft über den gegenwärtigen Srieg 
mit den Bereinigten Staaten” zu erlaffen, um vor der Welt „bie 
Principien, die Oefinnungen und die Abfichten zu erklären, welche 
die Vertreter ber Conföberation geleitet haben und noch leiten.“ 

Tas Manifeft bezeichnet als Zweck des Krieges, „die nothivendige Bes 
ſchützung ererbter Rechte und Tiebgeivorbener Injtitutionen (Sclaverei)”, erflärt 
jedoch, daß „bie Conföderirten fich nicht jcheuen, einen aufrichtigen Wunſch 
nad Frieden, unter Bedingungen, die mit ihrer Ehre und ber dauernden 
Sicherſtellung ihrer Rechte verträglich find, auszuſprechen“ und jchließt endlich 
dahin: „Das wildefte Gemälde, welches ſich eine Franke Phantafie jemals aus: 
gedacht hat, Fommt der Toll heit nicht gleich, welche von ber Befiegung von 
act Millionen Menjchen träumen Tann, die eines Sinnes entjchloffen find, 
lieber als Freie zu fterben, denn als Sclaven zu leben, und bie ſich ſchon 
eine Warnung gefhöpft haben aus ben Geifte ber Wildheit und der Vers 
beerung, mit welchem biefer Krieg gegen fie geführt wird, und aus ben wahr: 
jinnigen Geftändnijjen, welche ihnen für ben Fall ihrer Unterjochung eine 
mehr als ägyptiſche Gefangenjchaft drohen.“ 

11. „ Präſident Lincoln zeigt der Baltimore-Convention an, daß er ihre 
Defignation zum Präfidentfhaftscandidaten annehme und mit dem 
vorgefchlagenen Amendement zur onftitution, das die Abfchaffung 
ber Sclaverei bezwede, einverſtanden jet. 

13. „ Das Repräjentantenhaus beſchließt mit 84 gegen 58 Stimmen, 
das Geſetz bezüglich flüchtiger Sclaven aufzuheben. 

13—15. Juni. Grant verlegt jeine Operationsbafis von White Houfe 
an den James River, geht mit brei Corps über dieſen Fluß und 
verſchanzt fich bei Bermuda Hundreds. Bereinigung mit bem Corps 
Butlers. General Baldy Smith marſchirt gegen Petersburg und 
erftürmt eine Anzahl Vorwerke der Stadt. 

16—17. Juni. Die Truppen des Sübbundes werden aus ben äußeren 
Bertheidigungswerten von Petersburg volljtändig verdrängt. 

18. „ Petersburg ift von den Conföberirten verftärkt worben: brei neue 
Angriffe der Unionstruppen auf die Stadt werben abgeichlagen. 
Grant verſchanzt fi vor St. Petersburg. 

19, „ Der füpftaatlihe Kaper Alabama unter Capitän Summer wirb 
von ber Unionscorvette Kerfenge im Angeſicht des franzdjiichen Ha⸗ 
fens von Cherbourg in Grund gebohrt. 
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21. Juni. Grant ſchiebt jeinen linken Flügel nad der Petersburg-Weldon: 
Eifenbahn vor. 

22. „ Die Unionsruppen im Shenandoahthal find gendthigt, ſich wieder 
zurüdzugieben. 

24. „ Ein Angriff Sherman’s, auf jeinem Zuge gegen Atlanta, auf die 
fefte Stellung des Südbundgenerals Johnſton auf dem fteilen 
Keneſaw-Berge vor Marietta wird mit beträchtlidem Verluſte abge- 
Ichlagen. 

27. „ Grant madht einen neuen Verſuch, fi der Welbon: Eifenbahn zu 
bemädhtigen. 

—  ,, Der Antrag auf verfaffungsmäßige Abihaffung der Sclaverei er: 
hält im Repräfentantenhaus nur eine einfache, nicht die dafür noth- 
wendige Zweibrittels-Majorität und gilt deßhalb für verworfen. 

— „ Die Staatsconvention von Maryland beichließt mit 53 gegen 
27 Stimmen die Ablfhaffung der Sclaverei. 


2. Juli. Senator Feffenden wird an Chaſe's Stelle vom Präfidenten zum 
Finanzminiſter ernannt. 

3. „ Sherman bejegt Keneſaw und Marietta. Die Conföberirten zie- 
ben fih auf ben Fluß Chattanochie zurüd. 

3—16.Yuli. Einfall der Südſtaatlichen in Maryland. 

18. „ in Privatverfud, den Frieden zwiſchen den beiden heilen der 
Union zu vermitteln, veranlaßt den Präfidenten Lincoln zu der Er: 
Märung: 

„Für alle Beireffenden: — Jeder Borjchlag, der die Wieberheritellung des 
Friedens, die Integrität der ganzen Union und die Aufhebung der Sclaverei 
umfaßt, und ber durch und mit Willen einer Autorität gemacht wird, welche 
über bie jegt im Krieg gegen bie Vereinigten Staaten befindlichen Heere zu 
gebieten vermag, wird von der Erecutivregierung ber Vereinigten Staaten ent: 
gegengenommen und in Erwägung gezogen werden, und barf liberaler Bebin- 
gungen in Betreff wejentlicher und nebenher in Frage fommender Punkte ge= 


wärtig fein, unb ber oder die Weberbringer derſelben follen ficheres Geleit hin 
und zurüderbalten.” 


19. „ Sherman langt vor Atlanta an. 

20,/22. Juli. Zwei Angriffe des fübftaatlichen Gen. Hood auf Sherman 
werben abgefchlagen. 

21. „ Lincoln ruft wieder 500,000 Freiwillige zu den Waffen; wenn 
bis zum September dieſe Zahl nicht vollitändig geftellt wirb, jo tritt 
für den Reit Conjcription ein. 

28. „ Auch ein dritter Angriff des ſüdſtaatlichen Generals Hood auf 
Sherman wird abgefchlagen. 

30. ‘„, Grant unternimmt vergeblich einen Sturm auf Petersburg. 


5. Aug. Der Unions⸗Admiral Ferragut paflirt Fort Morgate, macht bie 
Panzerſchiffe der Sübftaatlihen fampfunfähig und nähert fih Mobile. 
Sort Powell wirh von den Conföberirten geräumt. 
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6. Aug. Grant fchlägt einen Ausfall aus Petersburg zurüd. 

8. „ Sort Gaines bei Mobile capitulirt. 

13.—17. Aug. Diverfion Grants auf dem linfen Ufer des Jamesfluffes. 

16. „ Großartiges Meeting in Newyork für bie Präfidentichaftscandi- 
datur M'Clellans. 

18. „ Nachdem Grant durd die Diverfion auf der linfen Geite bes 
James River Lee beichäftigt, greift er plöglich auf jeinem Tinten 
Flügel an, ſetzt fih an der Welbon-Eifenbahn feit und behauptet bie 
Stellung unter heftigen Kämpfen. 

19., 21. u. 25. Aug. Lee macht umfonft energiſche Verſuche, ſich ber 
MWeldon-Eifenbahn wieder zu bemädhtigen. 

23. „ Fort Morgan bei Mobile ergibt ſich dem Unionsabiniral Ferragut. 

29. „ Zufammentritt der Convention der demokratiſchen Partei in Chi: 
cago; dieſelbe bezeichnet M'Clellan als ihren Präſidentſchaftscandi⸗ 
daten. : 


Plattform der Eonvention: „l) Bor wie nad werben wir ber 
Union unter ber Gonjtitution als der einzig dauerhaften Bafis ber Stärke, 
Sicherheit und Wohlfahrt des Volfes und als einer für das Glück und Ges 
beihen aller Staaten, ber nördlichen ſowohl als der ſüdlichen, gleich erjprieß- 
(ihen Regierungsform mit unerjhütterlider Treue anhangen. 2) Die Con: 
vention erflärt im Sinn des amerifanifchen Volfs ausdrüdlich, Daß nach vier 
Jahren vergeblicher Anftrengung, bie Union auf dem Wege bes Kriege wieder⸗ 
berzuftellen (nach einer Zeit während welcher unter bem Vorwand militäriicher 
Nothwendigkeit als einer über der Conſtitution ftehenden Gewalt die Conſti⸗ 
tution allerwärts mißachtet und Öffentliche Freiheit und Privatrechte gleicher: 
maßen mit Füßen getreten worden finb), Gerechtigfeit, Menſchlichkeit, Freiheit 
und bie öfjentliche Wohlfahrt es erbeifchen, daß unverzüglich Schritte zur Her⸗ 
beifügrung einer Einftellung ber Feindfeligfeiten und zur barauf- 
folgenden Einberufung einer Convention aller Staaten oder zur Aufbietung 
anderer frieblihen Mittel gethan werben, bamit jo bald wie möglich ber 
Friede auf Grundlage der föderalen Union aller Staaten wieber bergeftellt 
werde. 3) Die birecte Einmijchung der Militärbehörben der Vereinigten Staaten 
bei ben neulihen Wahlen in Kentudy, Maryland, Mifjouri und Delaware 
war eine ſchmachvolle Verlegung der Conftitution, unb die Wiederholung folcher 
Acte wird für revolutionär aan und mit allen uns zu Gebote ftehenden 
Mitteln und Kräften zurüdgewiefen werden. 4) Tas Ziel und Augenmerk 
ber democratifchen Partei iſt die vollftändige Aufrechthaltung ber Union und 
der Rechte ber Staaten, und bie Partei erflärt baher, baß fie in ber admini⸗ 
ftrativen Ufurpation außerorbentlicher und gefährlicher , von ber Conftitution 
nicht gewährter Gewalt — in dem Umfturz ber Civil: und Militärgejege in 
nichtaufftänbifchen Staaten, ber willkürlichen militärifchen Verhaftung, Ein⸗ 
ferferung und Verurtheilung amerikaniſcher Bürger in Staaten, wo bas Civil: 
geh in voller Kraft fteht, ber Unterbrüdung ber Reber und Preßfreiheit, ber 

erfagung bes Aſylrechts, der offenen und erklärten Mißachtung der Staaisrechte, 
ber Auflegung ungewöhnlicher Royalitätseide und ber Verfümmerung bes volks⸗ 
thümlichen Rechts Waffen zu führen — eben fo viele Hinderniffe fieht, welche 
ber Wieberberftellung ber Union und der Aufrechthaltung einer Regierung, bie 
ihre rechtmäßige Macht aus ber Zuftimmung ber Regierten ableiten muß, in 
den Weg treten. 5) Die ſchmachvolle Mißachtung der Pflichten, welche ber 
Regierung gegen unſere Mitbürger obliegen, bie ſich als Kriegögefangene I 
jo lange in einer bejammernswerthen Lage befinden, verdient ben ſchärfſten 
Zabel, fowohl vom Gefichtspunfte ber ftaatlichen als ber allgemeinen Humanität. 
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6) Die democratiſche Partei ſympathifirt auf's tieffte und ernitefte mit ben 
Soldaten unferer Armee, welche unter bem Banner unferes Landes im Felde 
geſtanden a und noch fiehen, und falls wir bie Machtftelung erlangen, 
werben bieje Soldaten aller Sorgfalt, Beſchützung, Beachtung unb freund: 
lichkeit theilhaftig werben, welche die braven Krieger unſerer Republif in fo 
hohem Grab verdienen.“ 


1. Sept. Der füpftaatlihe General Hood wird bei Znesborough von 


12. 


20. 


21. 
24. 


" 


Sherman geihlagen und räumt Atlanta, das von ben Unionstruppen 
bejegt wird. 

„ M’elelan nimmt die ihm von der Chicago-Convention angebo: 
tene Präfidentihafts-Canbidatur an, erklärt jedoch dabei ausbrücdlich, 
daß bie Union auf alle Gefahren hin und um jeben Preis wieber 
hergeftellt werden müſſe. 

„ Sieg des Bunbesgenerals Sheridan am Opequan im Shenanboah- 
thale über General Early. 

„ Zweiter Sieg Sheridans über Early bei Fiſhers HIN im Shenan: 
boahthale. 

„_ Bremont tritt als Präfidentihaftscandidat zurüd und Ipricht bie 
Nothwendigkeit aus, die feiner Partei obliege, trog principieller 
Meinungsverichiebenheiten für die Wiederwahl Lincolns zu ftimmen: 

„Das Programm von Chicago iſt einfah Trennung berUnion. Ge: 
neral M’Elellans Annahmefchreiben ijt Wieberberftellung der Scla: 
verei. Der republicanijhe Candidat bat fih im Gegenfage bazu für bie 
Wieberheritellung ber Union ohne Sclaverei verbindlich gemacht, und wie zau: 
bernden Charakters jeine Politik auch immer fein mag, fo bürfen wir doch 
ar baß der von feiner Partei auf ihn ausgeübte Drud ihn zur Erfüllung 
eines Gelöbnijjes zwingen wird. Zwiſchen jenen Gegenfägen kann fein Anz 
bänger ber liberalen Partei zweifelnd ſchwanken, und ich glaube in folgerichs 
tiger Webereinftimmung mit meiner bisherigen Laufbahn zu handeln, wenn ich 
jegt zurüdtrete, nicht fjowohl um den Sieg Hrn. Lincolns zu befördern, al8 um, 
was in meinen Kräften fteht, zue Verhinderung der Wahl bes bemo> 
eratifhen Candidaten zu thun. Was Hrn. Lincoln betrifft, jo denke 
ich über ihn noch gerabe jo, wie ich e8 in meinem Annahmejchreiben ausge: 
ſprochen habe. Ich bin der Anficht, daß feine Abminiftration in politifcher, 
militärifher und finanzieller Beziehung eine fehlgefchlagene zu nennen, und 
daß ihre nothwendige Fortdauer für bas Land ein Grund bes Bebauerns ift. 
Die Convention von Cleveland jollte das Berbammungsdurtheil (über Lincoln), 
welches man fich unter einander feit zwei Jahren ohne Rückhalt mitgetheilt 
hatte und weldes dem Präſidenten völlig befannt gemacht worben war, offen 
ausiprechen. Jedoch fanden fich in der ungewiſſen Lage ber Dinge bie leitenden 
Männer nicht gewillt, eine Mikbilligung und ein Verbammungsurtheil aus» 
zuiprechen, welche Herrn Lincolns Candidatur unmöglich gemacht haben würs _ 
ben, und ihr anbaltendes Schweigen, wie ihre Unterftügung waren bie Urjache, 
daß fih im Volke eine Anficht zu feinen Gunften bildete, bie nun feine 
Wahl mehr läßt. Hält fie zufammen, fo ift bie republicaniſche Partei 
bes Sieges gewiß; fpaltet fie fich, jo wirb ber Ausgang der Präfidentenwahl 
zum Wenigiten in Frage geſtellt.“ 

„ Der Präfident des Sübbundes, Sefferion Davis, gefteht in einer 
Rede zu Macon offen ein, daß die militärifhen Hilfsmittel ber Süd⸗ 


ftanten nachgerade auf die Neige gehen. Richmonder Blätter treten 
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nunmehr mit dem Plane hervor, die Neger zu Vertheidigung ber Con⸗ 
föderation zu bewaffnen. 

26, Sept. Lincoln entläßt den Generalpoftmeifter Blair. 

27. „— 6. Det. Der Bundesgeneral Sheridan macht bei Port Republic, 
auf dem Wege aus dem Shenandoahthal nah Charlotteville, Halt 
und zerjtört in weiten Umfreife alle für die Verproviantirung von 
Richmond wichtigen Getreidevorräthe. 

29,/30. Sept. Gen. Butler nimmt die äußerte Vefeftigungslinie auf der Süd: 
oftfeite don Petersburg, Gen. Meade ftellt feinen linfen Flügel in 
Kanonenſchußweite von ber Petersburger-Lynchburger Eifenbahn auf. 


1. Det. Einfall der Conföderirten unter General Price in Miffouri. 

7. „ Lee macht einen vergeblihen Verſuch gegen die von Orant am 
30. Sept. vor Petersburg eingenommene Stellung. 

„ n Der Unionskriegspampfer Waſſuchet entert im Hafen von Bahia 
(Brafilien) das ſüdſtaatliche Kaperſchiff Yloriba. 

8 ,„ Der Unionsgeneral Sheridan ſchlägt bie ihn auf feinem Rückzuge 
im Shenandboahthal verfolgende Eavallerie der Conföberirten. 

11. „ Die Staatswahlen in Penniplvanien, Ohio und Indiana, die man 
ale Hauptprobe für ben Ausgang der Präfidentenwahl anzufehen 
pflegt, fallen ganz überwiegend zu Gunften der republicanifchen Partei 
aus: ftatt wie bisher 21 Republicaner und 33 Demofraten werben 
diefe drei Staaten 44 Republicaner und nur 10 Demokraten in den 
neuen Congreß ſchicken. 

19. „ Sheridan zieht ſich nah Strasburg im Shenandoahthal zurück 
und ſchlägt hier den ihm nachrückenden conföderirten General Long⸗ 
ſtreet. 

» u Sränzverlegung von Canada aus durch ſüdſtaatliche Freibeuter: 
Ueberfall ber Stabt St. Albans. - 

23. „Das Voll von Maryland nimmt in der Urabftimmung die neue 
Staatsverfaflung an, welche die Sclaverei unbedingt und ohne Ent: 
ſchädigung für die Eigenthümer abihafft — der erjte der 15 Scla⸗ 
venftaaten, der in volllommen legaler Form und ohne die Dazwiſchen⸗ 
kunft militärifcher Einflüffe die Sclaverei befeitigt. 

„ n Der conföberirte General Price wird von General Rofenfranz bei 
Independence (Miffouri) gejchlagen und genöthigt, fi) nad Arcanſas 
zurückzuziehen. 

27. „ Erfolgloſer doppelter Angriff Grant's gegen bie Stellungen Lee's in 
Richmond und Petersburg. 

28. „ Lincoln proclamirt das bisherige Territorium von Nevada als 
Staat der Union. 

— Nov. Die Armee Grants ift damit befchäftigt, fich vor Richmond und 
Petersburg für den Winter häuslich einzurichten. 

5. „ Gen. Butler übernimmt das Commando in Newyork für bie 
Zeit ber Bräfidentichaftswahl und zeigt bieß ven Einwohnern durch 
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eine beiondere Kundmachung an, „um jeber möglichen Eventualität 
vorzubeugen. 

7. Nov. Fröffnung des Congreſſes ber Südſtaaten in Richmond. Botfchaft 
des Präfidenten Jefferſon Davis. 

Der Proſident gibt darin eine Ueberfiht der Sachlage und erflärt bie 
wilitüriihe Lage für eine entſchieden ben Suübſtaaten günftige. Die Finanz: 
Ing fei infofern befriedigend, als eine weiſe Geleßgebung bei ben unermep- 
Ligen Hülfsquellen des Sübens bie Mittel, welche bie Bebürfniffe bes Kriegs 
erheiſchen, prompt herbeiſchaffen werde. Die Beziehungen zum Auslande feien 
biefelben geblieben. Befremden müſſe es, daß die Nationen Europas fich noch 
nicht Me Anerkennung ber Conföderirten Staaten verjtehen wollten, da doch 
ſowohl die franzöfifche als bie englifche Regierung ſchon lange ihre Ueberzeu⸗ 
gung ausgeiprochen hätten, daß bie Vereinigten Staaten nicht im Stande fein 
würden, die Eonföberation zu unterjohen. Vor zwei Jahren fchon habe bie 
franzöfiihe Regierung ben Gabinetten von London und St. Peteröburg vor: 
geftellt, daß ber Norden nicht fähig fei, einen entfchiebenen militäriichen Erfolg 
zu erringen, und bie Antworten Englands und Rußlands hätten gegen biefe 
Anfiht durchaus feinen Widerſpruch erhoben. Die neutralen Staaten fuchten 
nun bas Unrecht, welches fie durch Unterlaffung ber Anerkennung begehen, 
baburd) zu bemänteln, Daß fie vorgeben, eine Anerfennung ohne barauffolgende 
Sintervention fei ganz ohne Werth. Der Süden aber hege gar Tein Verlangen 
nad Intervention, und fei im Gegentheil mißtrauijch gegen beren vorgebliche 
Vortheile. Der Süden wiſſe fich jtarf genug, fein Recht und feine Unabhän- 
gigfeit zu vertbeibigen. Im Jahr 1862 habe England fi der Anerkennung 
geweigert, weil ein Schritt ber brittifchen Regierung in dieſer Krifis, ſei er wel: 
cher Art auch immer, bie Leibenfchaften der Kriegführenden nur nody mehr ent- 
flammen und bie Rüdfehr bes Friedens verhindern würbe. Daß diefe Anficht auf 

rrthum beruhe, beweiſe jedoch die Erfahrung; denn ber Erfolg fei gerade das 

egentheil von dem gewejen, was bas brittiide Minifterium mit menſchlichem 
Intereſſe gewünfcht babe. Die entgegengefehte, bie gegen ben Süden gerechte 
Politik ſtehe noch in ber Macht ber brittiichen Regierung, und würde, wenn 
durchgeführt, erwünfchtere Refultate im Gefolge haben, al8 die bisherige Po = 
litik. Der Krieg müſſe zur Unabhängigkeit führen; Frieden ohne bie 
Bedingung der Unabhängigfeit werbe ber Süben nie ab- 
Ihließen. Es fei aber nicht zu erwarten, daß ber Norden ben neutralen 
Mächten in der Anerkennung bes Südens vorangehen werde. Die Geſchichte 
werbe deßhalb bie Nationen Europa’s nicht freifprechen können von einem 
Theil der moralifhen Verantwortlichkeit für bie von dem Kriege verjchlunge- 
nen Menfchenopfer. Auf bie Frage betrefis der militärifchen Ver— 
wendbarkeit der Negerjclapven eingehend, empfiehlt Präfident Davis 
den Anfauf der von ber Regierung verwendeten Sclaven, welch letztern bei 
ber Beendigung ihrer Dienftzeit die Freiheit in Ausſicht gejtellt werben jolle. 
Die Zahl der im Dienft ber Regierung ſtehenden Sclaven möge auf 40,000 
erhöht werben ; - fie jollen Hauptfächlich als Arbeiter und Pioniere beichäftigt 
werben. Diefe Anzahl würbe nad einiger Schulung eine viel wertbuollere 
Reſerve für ben Notbfall fein als eine noch fo große Menge, bie plöglih und 
ohne Vorbereitung von ber Felbarbeit abgerufen würde. Weber jene Zahl 
und jene Beihäftigung hinauszugehen, erfheine nicht rath— 
fam. Der Präfibent fpridt feine Mißbilligung einer allgemeinen Aushebung 
und Bewaffnung ber Sclaven noch weiterhin aus, fügt aber hinzu, daß dann 
a feine Entfheibung nit mebr fraglich Bleiben könne, 
wenn Jih die Alternative ber Unterjohung burd den Feind 
ober der Einftellung ber Sclaven ins Heer darbieten follte. 
Der Süden jei bereit Unterhanblungen zur Herbeiführung einer friedlichen 23- 
jung anzufnüpfen; bie Regierung bes Nordens bagegen habe ihren feſten Ent: 
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ſchluß ausgefprochen, nicht an Trieben zu benfen, wenn ber Süben ſich nicht 
demütbig unterwerfe. Und es fei aljo feine Hoffnung mehr vorhanden auf 
ein Ende der Feindfeligfeiten, bis ber Norden aus ber Täufchung, als ſei er 
im Stande, ben Süden zu unterjochen, aufwache. 

8. Nop. Wahl des Präfidenten der Union für 1865—69. Lincoln 
wirb zum zweiten Mal gewählt. Vollſtändiger Sieg ber republi- 
canifchen über die bemocratifhe Partei: das Wahlrefultst macht bie: 
jelbe in ſämmtlichen freien Staaten zur herrſchenden Majorität und 
legt in allen biefen Staaten, mit einziger Ausnahme von New⸗-Jerſey 
die gefammte Staatsgewalt in ihre Hände. Sechs ber bisherigen 
Sclavenftanten ftehen wieder zur Union (Maryland hat die Sclaverei 
bereit8 enbgiltig abgeſchafft, die andern find mit der Abſchaffung be 
ſchäftigt). 


Es ſtimmen für Lincoln und Johnſon: 


Newyork Wähler 33 Maſſachuſetts Wähler 12 
Pennſylvania 28 Maine 7 
Ohio „21 Connecticut 6 
Illinois „16 New Hampfhire 5 5 
Indiana 43 Bermont ’ 5 
Michigan , 8 Rhode Island „4 
Wisconfin 3 8 California — 3 
Jowa 8 Oregon 3 
Minneſota 4 Newada 3 
Kanſas 3 Maryland 7 
Weſt⸗Virginia 5 Miſſouri „mu 

Total 213 


Dagegen für M'Clellan und Pendleton: 
Kentudy Wähler 11 
New Serfey a 7 


Delaware z ‚ 


Total 21 

Bon ben Urwählern flimmen für Lincoln 2,185,502, für M'Clellan 
1,778,200 Wahlberechtigte; bleibt aljo eine Majorität von 407,302 Stimmen. 
Die einzigen Staaten, in welchen Lincoln gefchlagen wurde, zeigen: New⸗Jerſey 
60,723 für Lincoln gegen 68,024 für M’Clellan, Kentudy 26,592 gegen 
61,478, Delaware 8155 gegen 8767. Harte Kämpfe febte es ab in dem Staate 
Newyorf, 368,735 für Lincoln gegen 361,986 für M’Clelan, in Pennſyl⸗ 
vanien 296,391 gegen 276,316, Connecticut 44,691 gegen 42,285, New: 
Hampfhire 34,382 gegen 32,200. Einen ber enticheidenften Siege errang 
Lincoln in Maffachujetts, 126,742 gegen 48,745. In dem früheren Boll: 
wert der Sclaverei im Norden, Maryland, hatte Lincoln im Sabre 1860 
nur 2294 Stimmen erhalten, jet aber 40,153; fo bat fih auch in Mi: 
ec bie Zahl ber ihm günftigen Stimmen von 17,028 auf 71,192 er- 
erhoben. 

Das neue Repräfentantenhaus wirb 134 Nepublicaner und 47 Democra: 
ten, ber Senat 38 Republicaner und 14 Democraten zählen. 

daft eben fo wichtig als die Wahl Lincolns ift die bes republi- 
kaniſchen Candidaten Fenton zum Gouverneur von Newport (Itatt 
bes democratifhen Seymour) mit einer Majorität von 23,160 
Stimmen. 

12.Nov. General Sherman beginnt von Atlanta aus feinen kühnen Zug 
quer durch Georgien nah Savannah. : 
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16.Nov. MClellan verlangt und erhält feine Demiſſion als General. 

20. „ Sherman überfchreitet auf jeinem Zuge den Ocmulgeefluß und 
rüdt am folgenden Tage in der Hauptftabt von Georgia Millidge— 
ville ein. 

25. „ Mißlungene Branditiftung in 14 Hotel von Newport. 

26. „ Seward lehnt die Annahme einer engliſchen Friedensadreſſe an 
das norbamerifaniihe Volt ab. 

28. „ M’Elellan wird in New⸗Jerſey zum Ingenieurchef einer Eijenbahn 
mit 25,000 Dollars Gehalt ernannt. 

30. „ Der nad bem Abzuge Shermans von Atlanta als Diverfion in 
Tenneſſee eingefallene Südbunds-General Hood ift bis zur Hauptftabt 
Naſhville vorgebrungen. 


5. Dec. Seward lehnt die Annahme einer englifhen Eammlung von 
17000 Pfd. St. zur Vertheilung unter die füblichen Gefangenen ab. 

9. „ Eröffnung des Congrefjes in Mafhington. Botſchaft Lincolne. 
Finanzbericht Feſſendens. Seward veröffentlicht ein 1400 Geiten 
ftarfes Blaubuch. 

BotjhaftbesPräfidenten: „Der Krieg dauert fort. Seit unferer leiten 
Sahresbotichaft jind ſämmtliche dazumal von unfern Truppen befegten Linien 
und Pofitionen behauptet worden; unfere Armeen find ununterbrochen vor: 
gerüdt und haben die im Rüden liegenden Gebiete gejäubert, fo daß Miffouri 
Kentudy, Tennefjee und Theile anderer Staaten wieder ziemlich gute Ernten 
geliefert haben. Die wichtigfte Erfcheinung in den militärifchen Operationen 
diefes Jahrs ift General Shermans Verſuch, 300 Meilen weit mitten durch 
das Snfurgentengebiet vorzudringen. Es beweist einen großen Zuwachs 
unferer relativen Kraft, baß unſer commanbdirender General im Stanbe ift, 
jede active Truppe bes Feindes im Schach zu halten, und babei eine wohl: 
ausgerüftete große Armee zu einer ſolchen Erpedition zu betachiren. Das 
Refultat ift no unbekannt, in Vermuthungen wollen wir uns bier nicht 
einlaffen. — Der Bericht des Flottenſecretärs bietet eine umfaffende und be: 
friebigende Darftellung des Flottendepartements, Es ift ein Gegenſtand gerechten 
Stolzes für unfere Landeleute, daß eine Flotte von fo großem Umfang in 
fo Turzer Zeit organifirt, und mit jo großem Erfolg geführt worben ift. Die 
Flotte befteht (die am 1. Dec. 1864 im Bau begriffenen Schiffe eingefchloffen) aus 
671 Fahrzeugen von 510,396 Tonnen Gehalt, bewaffnet mit 4610 Geſchützen. 
Es ergibt dieß, troß ber Verlufte durch Schiffbrüche und Schlachten, gegen 
das vorige Jahr einen Zuwachs von 88 Fahrzeugen, 167 Kanonen und 
42,427 Tonnen. Es dienen gegenwärtig auf der Flotte, mit Einfhuß ber 
Dfficiere, 51,000 Mann. Es wurden im Laufe bes Jahrs 324, und feit 
Beginn der Teinbjeligfeiten 1374 feindliche Fahrzeuge, darunter 267 Dampfer 
aufgebracht; der Erlös beim Verkauf biefer Priſen beläuft fich auf 14,396,250 
Dollars. Die Totalausgaben bes gefammten Slottendepartements, mit In⸗ 
begriff ber ungeheuren Geſchwader, bie feit dem 4. März 1861 bis zum 
1. Nov. 1864 geihaffen worden find, betragen 238,647,262 Doll. Ich bitte 
um Ihre günftige Berüdfichtigung der vom Staatsjecretär ber Marine Ihnen 
— Anträge, namentlich in Bezug auf bie Anlage von Werften zum 

auen und Repariren von eijernen Schiffen, Mafchinen und Panzern. 
Bei der legten Seffion bes Congrefjes wurde ein Amenbement, das man zur 
Eonjtitution zu machen vorfchlug, und welches die Sclaverei in ſämmt— 
lien Staaten ber Union abzujchaffen bezivedte, von bem Senat angenomnien; 
aber es jcheiterte, weil bie erforderlichen zwei Drittel ber Stimmen in ber 
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Repräfentantenfammer nicht erlangt wurden. Obgleich es noch derſelbe Congreß 
und faſt dieſelben Mitglieber ſind, und ohne im geringſten die Weisheit oder 
ben Patriotismus derer in Zweifel zu ziehen, bie fih in ber Oppofition 
befanden, wage ich anzuempfehlen, baf in gegenmwärtiger Seffion biefe Maßregel 
von neuem in an gezogen werbe. Gelbftverftändlih hat fich Die 
Frage an und für fich felbft nicht geändert; aber eine Wahl, die inzwifchen 
porgenommen worden ift, zeigt faft mit Gewißheit, daß ber nächſte Congreß 
dieſe Maßregel annehmen wird. Das beutlichfte Zeichen des Bolfswillens in 
biefem Land findet fih in den Volkswahlen. Wenn man nah ben letzten 
Wahldiscuffionen urtheilen darf, jo ift der Wille bes Volks in den treuen 
Staaten, daß die Union in ihrer Integrität aufrechtgehalten werbe, nie energifcher, 
nie faft einftimmiger gewejen als eben jekt. Die außerorbentlihe Ruhe und 
bie vollfommene Ordnung, mit welcher Millionen von Abftimmenden ſich an 
bie Wahl begaben, Haben eine unmiberlegliche Zufiherung dafür gegeben. 
Die Wahl Hat noch eine andere Thatfache Fundgetban, bie zu Tennen nicht 
minder wichtig ift, nämlich daß wir weit entfernt find von ber Erſchöpfung 
in dem koſtbarſten Zweig der nationalen Hülfsquellen, dem ber lebenden Men: 
hen. Wenn es traurig ift, daran zu denken, daß ber Krieg fo viele Gräber 
angefüllt, jo viel Trauer in den Familien verurjacht bat, fo fühlt man einen 
gewiſſen Troft, wenn man erfährt, daß im Verhältniß zu ben Ueberlebenden 
biejenigen, bie geftorben, fo wenig zahlreich find. Wenn Corps, Divifionen, 
Brigaben und Regimenter verſchwunden find nach jo vielen Kämpfen, fo ift 
body eine große Anzahl ber Männer, bie fie bildeten, noch am Leben. Das: 
jelbe gilt für die Marine. Die Abftimmungen bei den Wahlen find der Beweis 
bafür; man hätte fonft nicht fo viele Abftimmenbe gefunden. — Die Staaten, 
welche bie Wahlen heut und vor vier Sahren regelmäßig vornahmen, b. 5. 
Californien, Connecticut, Delaware, Illinois Indiana, Koma, Kentucky, Maine, 
Maryland, Mafjahufetts, Michigan, New⸗Hampſhire, Rew⸗-FJerſey, New-Nort, 
Ohio, Oregon, Pennſylvanien, NhodesIsland, Vermont, Weft-Virginien und 
Wisconfin haben Heute 3,982,017 Stimmen abgegeben gegen 3,982,011 bei 
ber frühern Abftimmung, wozu man noch 83,762 Stimmen zählen muß, bie 
in ben neuen Staaten Kanjas und Nevada abgegeben worben find, die 1860 
nicht wählten, was ſomit eine Gefammtfumme von 4,015,773 ausmadt. Zu 
biefen nıuß num noch die Zahl aller Soldaten im geld aus Maffachufetts, 
Rhodes Feland, Nemserfey, Delaware, Indiana, Jülionis und Californien 
erechnet werben, bie nad) den gefeklichen Beftimmungen biefer Staaten nicht 
ern don ihrem Wohnort wählen können; ihre Zahl kann nicht unter 100,000 
fein. — Die wichtige Thatfache, bie num einmal feftfteht, ift bie, daß ber 
Norden gegenwärtig mehr Leute zu feiner Verfügung Hat, als im Anbeginn 
bes Kriegs, daß er, weit entfernt erſchöpft zu fein, an Kraft gewonnen bat 
und, wenn es fein muß, ben Kampf auf unbeflimmte Zeit hinaus fortführen 
kann. Was nun bie materiellen Hülfsmittel für ben Krieg an- 
belangt, jo find fie in größerm Weberfluß vorhanden als je; fie find geradezu 
unerſchöpflich. Der öffentliche Wille, die nationale Autorität wieberberzuftellen, 
unb aufrechtzuerhalten, hat Feine Wandelung erfahren. Es kommt nur darauf 
an, in welcher Weile fernerhin bie Anftrengungen aufgeboten werden follen. 
Vor allem würde Fein Berfuh, Unterkandlungen mit bem Führer bes 
Aufflands anzufnüpfen, zu etwas gutem. führen. Er würde fih nur auf 
Zerftüdelung ber Union einlaffen, d. h. gerade auf das, was wir nicht zugeben 
fönnen unb wollen. Seine deßfallſigen Erflärungen find deutlich, und ſchon 
oft wiederholt. Er will uns hierüber nicht irre führen, und gibt uns keine 
Entſchuldigung, um uns ſelber zu täuſchen. Er kann aus freien Stücken 
bie Union nicht wieder annehmen, und wir können ihm in biefem Punkt 
nicht nachgeben. Zwiſchen ihm und uns befteht ein einfacher unerbittlicher 
Unterſchied: bie Frage kann nur durch ben Krieg gelöst, nur 
burd ben Sieg eutfhieben werben. Geben wir nad, fo find wir 
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geſchlagen; wenn ihn das Volk bes Südens in Stich läßt, fo unterliegt er. 
Für beibe Seiten ergibt fih Sieg und Niederlage aus bem Krieg. Uebrigens 
lönnen — wenn audy nicht ber Leiter bes Aufſtands — doch feine Anhänger 
bie Union wieder annehmen. Wir willen, daß es unter ihnen Leute gibt, 
welche Frieden unb Bereinigung wünfchen; es Tönnen deren vielleicht ſelbſt 
viele fein, unb wenn fie in einem gegebenen Augenblid bie Waffen nieberlegen 
unb fi ber nationalen Autorität unterwerfen, können fie Frieden erhalten.... 
Tie verſchiedenen fih dann aufwerfenden Kragen müßten durch bie Gefeß- 
gebung und auf bem frieblihen Weg ber Sonferenzen, ber Gerichte, bes all: 
gemeinen Stimmrechte, überhaupt mit Aufgebot aller verfaffungsmäßigen unb 
gefeglichen Mittel gelöst werden. Allerdings könnten gewiffe Fragen nicht 
durch bie Erecutivgewalt erledigt werben, 3. B. bie Aulaflung ber Deputirten 
zum Gongreß und bie Verwendung bes Geldes, Die Erecutivgewalt würbe 
durch das Aufhören des Kriegs bebeutenb gejchmälert werben. Immerhin 
tönnte fie doch noch Amneftie und Verzeihung ergehen laffen, und bie Ber: 
gangenheit Tann für das, was in biefer Beziehung zu erwarten wäre, ben 
richtigen Begriff geben. Bereits haben viele Leute von ber vor einem Jahr 
erlaffenen, bis aut beftimmt vorgejehene Elaffen, allgemeinen Amneftie Gebrauch 
gemacht. Auch wurbe während berjelben Zeit in vielen einzelnen Fällen Ver: 
zeihung ertheilt, und Tein freiwillig geſtelltes Gnadengeſuch warb abgemieien. 
Auch jetzt flieht noch bie Pforte fir jeden offen; allein e8 Tann bie Zeit 
fommen, wo vorausfichtlich bie Pflicht gebietet, fie feiter als je zu verfchließen. 
... Was bie Sclaverei anbelangt, fo wieberhole ich Hier meine im vorigen 
Jahr abgegebene Erflärung. Solang’ ich meine gegenwärtige Stellung 
einnehme, werbe ich nicht verfudhen, bie Emancipationsproclamation zurüd: 
zuziehen ober abzuändern. Wenn das Volk durch irgenb ein Mittel es ber 
Erecutivgeivalt zur Pflicht machen wollte, dieſe Individuen wieber der Sclaveret 
anheimzugeben, jo würbe ein anberer, und nicht ich, die Initiative zu einem 
ſolchen Vorſchlag ergreifen. Um bier eine einzige Zriebensbebingung auszu⸗ 
fprechen, will ich einfach fagen: daß ber Krieg von Seite ber Regierung auf: 
hören wird, fo wie er von Seite derjenigen aufhört, welche ihn begonnen haben.“ 

Beriht des Finanzminifters: NRefultat der Finanzgebahrung 
bes abgelaufenen Yinanzjahre, Ginnahme 884,076,646 Dollars, Ausgabe 
865,236,087 D., Bilanz 18,842,559 D. — Die Staatsjhuld betrug am 
1. Juli 1864 1,740,690,489 ©. Diefelbe, wie fie am 1. Juli d. J. ftand, 
überfleigt zwar ben vom Finanzminifter beim Beginn ber vorigen Seſſion 
gemadten Anfchlag, bleibt aber unter bem im vorigen December gemachten 
Anſchlag desſelben, binfichtlich ber Höhe, bie fie beim Anfang biejes Jahre 
erreicht haben würbe, um 399,509,731 Dollars zurüd, „eine Thatfache, welche 
bie Lage und bie Operationen bes Schabes in günftigem Licht erjcheinen läßt.“ 
Das Einnahmebudget des angetretenen Finanzjahrs wirb auf 396 DEIN. Dollars 
veranfchlagt, wovon 300 Mill. aus ben inländifchen Revenüen fließen müßten. 
Die Ausgaben werben auf 1,168,256,005 Dollars geſchätzt (davon 331,753,191 
Doll. für bas Kriegsbepartement, 112 Mil. für das Flottendepartement, 127 
Mid, für bie Verzinfung ber Staatsfhuld). Doc fer bievon bie Bilanz ber 
unverwenbeten Einfünfte, welche wahricheinlich auch diefes Jahr hindurch 
unverwenbdet bleiben bürfte, im Betrag von 350 Mill abzuziehen, jo daß bie 
Geſammtausgaben ſich factiih auf 818,256,005 Dollar fielen würden, Die 
veranichlagte Einnahme abgezogen, blieben 422,256,005 Doll., weldhe auf bem 
Weg ber Anleihen aufzubringen. Die Staatsſchuld wirb für ben Schluß 
bes laufenden Finanzjahrs Hi 2645 Mill. Doll. geichägt. 


12. Dee. Der Congreß der Südſtaaten beſchließt 40,000 Sclaven für 


milttärifche Zwecke, zunähft Pionier: und Befeftigungsarbeiten, aus: 
zuheben. 


13. „ Der Unionsgeneral Sherman iſt auf feinem Zuge durch Georgien 
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vor Savannah angelangt und bemädhtigt fi” mit Gewalt bes Forts 
M'Alliſter. Dadurch ift der Oſſibaw-Sund geöffnet und die Ber: 
bindung Shermans mit ber Unionsflotte unter Admiral Dahlgreen 
bergeftellt. — Eine Unionsflotte unter Admiral Porter geht von 
Monroe gegen Wilmington ab. 

14 Dec. Das Repräfentantenhaus beichließt mit 85 gegen 57 Stimmen, 
der brittiſchen Regierung den Reciprocitätsvertrag mit Canaba zu 
fündigen. — Proclamation des Gen. Dir bezüglich Canada ; Präfident 
Lincoln annullirt diefelbe wieder. 

15./16. Dec. General Thomas fchlägt die Conföberirten unter General 
Hood bei Naſhville (Tenneffee). 

21. Dee. Der conföderirte General Hardee in Savannah zerftört bie 
Panzerſchiffe und Werfte und räumt die Stabt, die von ber Bundes: 
armee unter Sherman befebt wird. 150 Kanonen und 30,000 
Ballen Baummolle fallen dem Sieger in die Hände. 

»„ n» Die Flotte bes Admiral Porter erſcheint mit ca. 25,000 Mann 
Randungstruppen vor Wilmington, 
23. „ Lincoln ordnet eine neue Aushebung von 300,000 Mann an. 
24./25. Dec. Die Erpedition unter Admiral Porter greift Fort Filher 
bei Wilmington an. Refultatlofer Verſuch eines Sturmes: Gen. 
Butler ſchifft die Landungstruppen wieder ein und erflärt, daß das 
Fort ohne eine regelrechte Belagerung nicht genommen werden Tönne. 
26. Dec. Der Südbunds-Gen. Hood überjchreitet den Tenneſſee wieder und 
räumt ben Staat biefes Namens, nachdem er fat die Hälfte feines 
Corps und ben größten Theil feines Materials eingebüßt hat. 
„ Das Repräfentantenhaus mißbilligt mit 69 gegen 58 Stimmen 
bie Entihuldigung des Beſchluſſes vom 4. April bezüglich Merico 
durch Sewarb gegenüber Frankreich. 


m 





2. Merico, 


2. Jan. Die Regentſchaft (Almonte und Salas) entjebt bie in Folge 
der Excommunication bes Erzbiihofs Labaſtida (brittes Mitglied 
ber Regentſchaft) miderfpenftigen Richter (j. Jahrgang 1863 
31. Dec.) ihrer Stellen und trifft fiatt bderfelben neue Ernen- 
nungen. 

5. „ Der franz. General Bazaine zieht mit 14,000 Mann in Gua— 
balajara ein, 


7. Febr. Die Franzojen ziehen in Zacatecas ein. 
27. „ Santana landet in Veracruz und erklärt fi für den Erzherzog 
Mar. 


5. März. Erzherzog Mar trifft in Paris ein und veritändigt fich mit 
Napoleon über die Bebingungen feiner Annahme ber mericanifchen 
Kailerfrone. ur 

19. „ Santana erläßt eine Proclamation an die Mericaner unb wird 
deßhalb von den Franzofen an Bord des Colbert gebradht und wie: 
der nad) der Havanna zurückgeſchickt. 

29. „ Bibaurri, der ſich in Monterey gegen Juarez empört bat, räumt 
bie Stabt mit feinen Truppen vor dem anrüdenden juariftifchen 
General Ortega. 


10. April. Nachdem die Differenzen zwilhen dem Kaifer von Oeſterreich 
und dem Erzherzog Mar beigelegt find und bie Staatsurfunde über 
ben bedingten DVerzicht des Erzherzogs auf feine Succeſſionsrechte 
in Oeſterreich unterzeichnet worben ift, empfängt berjelbe Die meri- 
canifhe Deputation und erflärt ihr die Annahme ber ihm ange: 
botenen Kaiſerkrone. Erſte Decrete des neuen Kaifers. 

I. Erflärung des Erzherzogs an die mericanifhe Depu— 
tation: „Eine reiflihe Prüfung ber mir durch Sie vorgelegten Beitrittsacte 
gibt mir die Zuverfiht, daß der Beſchluß der Notabeln Mexico's, ber Sie 
zuerfi nah) Miramare geführt, von ber weit überwiegenden Mehrheit Ihrer 
Landsleute beftätigt wird, und ich mich fortan mit vollem Rechte, als ben 
Erwählten des mericanifhen Volkes betrachten Tann. Dadurch ift bie 
erfte, in meiner Antwort vom 3. Det. ausgejprochene Bebingung erfüllt. Ich 
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bezeichnete darin noch eine andere, jene, welche die Bürgſchaften betraf, 
deren das werdende Kaiſerreich bedarf, um ſich in Ruhe der edlen Aufgabe 
widmen zu können, die Unabhängigkeit und das Wohl des Landes auf feſte 
Grundlagen zu ſtellen. Dieſe Bürgſchaften find uns nunmehr gefichert, Dank 
der Großmuth des Kaiſers der Franzoſen, welcher während der hierauf bezüg⸗ 
lichen Verhandlungen ſich beſtändig von einem Geiſte ber Aufrichtigkeit und 
einem Wohlwollen beſeelt zeigte, deren Andenken ich immer bewahren werde. 
Das erlauchte Oberhaupt meiner Familie hat ſeinerſeits ſeine Zuſtimmung 
ertheilt, daß ich vom angebotenen Throne Beſitz nehme. Ich kann daher das 
Ihnen vor ſechs Monaten gegebene eventuelle Verſprechen löſen und er: 
kläre hiermit feierlich, daß ich mit Hilfe des Allmächtigen aus den Händen 
ber mericanifchen Nation bie Krone, welche dieſe mir überträgt, annehme. 
Merico, ben Traditionen jenes Kraft und zukunftvollen neuen Continents fol 
gend, hat das Recht geübt, fich eine feinen Wünfchen und Bebürfniffen ent: 
Iprechende Regierung zu geben. Es bat fein Vertrauen in einen Abkömmling 
besfelben Haufes Habsburg gefeßt, welches vor brei Jahrhunderten bie hrift: 
lihe Monardie auf feinen Boden pflanzte. Dieſes Vertrauen rührt mid), 
und id) werde es nicht verrathen. Ich übernehme bie Gonitituirung ber 
Gewalt, mit der mid die Nation, beren Organ Sie find, befleibet; ich 
werde biefelbe jedoch nur fo lange behalten, als dies nöthig, um in Merico 
eine geregelte Ordnung zu fchaffen, und verftändige, liberale Inſtituti— 
onen zu organifiren. Wie ich es ihnen, meine Herren, in meiner Rede 
vom 3. Oct. anfündigte, werbe ich mich beeilen, bie Monardie unter bie 
Autorität ber conftitutionellen Geſetze zu ftellen, fobald bie Pacification 
bes Landes vollftändig geworden. Die Kraft einer Staatögewalt ijt meines 
Erachtens geficherter durch bie Teftigfeit, als burch die Unbeftimmtheit ihrer 
Gränzen, und ih will für die Ausübung meiner Regierung diejenigen feſt⸗ 
feßen, welche, ohne ihr Anjehen zu beirren, ihre Dqperhaftigkeit garantiren 
fönnen. Wir werben, ich hoffe es, zuverſichtlich beweſſen, baß eine wohlver: 
ftandene Freiheit trefflich vereinbar ift mit der Herrichaft der Ordnung. Ich 
werde bie eine zu achten und ber andern Achtung zu verichaffen willen. Wit 
nicht minderer Kraft werbe ich die Fahne ber Unabhängigkeit bochhalten, bie: 
ſes Symbol ber Fünftigen Größe. Ich nehme bie Hilfe jebes Merica- 
ners, ber jein Vaterland liebt, in Anfprud, um mir in Erfüllung meiner 
ſchönen, aber jchwierigen Aufgabe beizuftehen. Cinigfeit wirb uns flarf ma⸗ 
hen, und Gebeihen und Frieden geben. Meine Regierung wird die Dank⸗ 
barteit nie vergeffen, die fie bem erlauchten Fürſten ſchuldet, deſſen freund: 
fhaftlihe Unterftüßung die Wiedergeburt unferes fchönen Landes ermöglichet 
bat. Ich ſchicke mich an, nach meiner neuen Heimath über Nom zu reifen, 
um bort aus ben Hänben bes heiligen Vaters jenen Segen zu empfangen, 
der fo werthvoll ift für jeben Negenten, aber boppelt wichtig für mid), der 
ih berufen bin, ein neues Reich zu gründen.“ 

1. Der Kaifer Marimilian ernennt Don Joaquin Velasquez be Leon zu 
feinem Staatsminifter und den General Almonte zu feinem Statt hal⸗ 
ter bis zu feiner Anfunft in Merico. 

IN. Bertrag mit Frankreich: „Die beiden Dtajeftäten, von bem gleichen 
Wunſche befeelt, die Wiederherftellung ber Ordnung in Merico zu fichern und 
das neue Kaiferreich zu befeftigen, haben nachftehende Webereinfunft getroffen: 
Art. 1. Die franzöfifchen Truppen, welche fich gegenwärtig in Merico befinden, 
werden jo balb als möglich auf ein Corps von 25,000 Mann, mit Einfluß 
ber Frembenlegion, redncirt. Diefes Corps wird, um die Intereſſen zu wah⸗ 
ren, um berentwillen feine Intervention ftatttgefunden bat, zeitweilig unter 
ben durch bie nachftehenden Artikel geregelten Bedingungen in Mexico ver: 
bleiben. Art. 2. Die franzöfiihen Truppen werben Merico nad unb nad 
je in dem Maße räumen, als Se. Maj. ber Kaifer von Mexico bie zu ihrem 
Erſatz nothiwendigen Truppen wird organifiren Tonnen. Art. 3. Die in frans 
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zoͤſiſchem Dienſt ſtehende 8000 Mann ſtarke Fremdenlegion wird deſſen⸗ 
ungeachtet noch ſechs Jahre in Merico bleiben, nachdem gemäß Art. 2 
alle übrigen franzoͤſiſchen Streitkräfte ſchon zurückgerufen ſein werben. Bon 
dieſem Zeitpunkt an wird beſagte Legion in Dienſt und Sold ber mericani- 
ſchen Regierung übergehen. Die mericaniſche Regierung behält ſich das Recht 
vor, bie Berwenbungszeit ber Srembenlegion in Mexico abzufürzen. Art. 4. 
Die von ben franzöſiſchen Truppen zu befegenden Punkte bes mericanifchen 
Gebiets, jowie bie militärischen Erpeditionen biefer Truppen werben vorkom⸗ 
menden Falls gemeinfam und unmittelbar zwiſchen bem Kaiſer von Dterico 
und dem Oberbefehlshaber bes franz. Corps feftgeftellt. Art. 5. An allen 
Punkten, wo bie Sarnifon nicht ausichlieplih aus mericaniihen Truppen 
befieht, gehört ber militärifhe Dberbefehl dem franz. Commandanten 
an. Im Fall combinirter Erpebitionen franzöfifcher und mericanifcher Truppen 
gehön gleichfalls ber Oberbeiehl dem franzöſiſchen Commandanten an. Art. 6. 
ie franzöfifhen Commandanten können in feinen Zweig ber mericanifchen 
Verwaltung eingreifen. Art. 7. Solange bie Bebürfnifje des franzöfifchen 
Armeecorps einen Transportfahrbienit zwiſchen Frankreich und Veracruz noth⸗ 
wenbig machen, werben die auf 400,000 Fred. angefchlagenen Koften für je 
bie Hin⸗ und Herfahrt zufammengenommen von ber mericanifchen Regierung 
getragen und in Merico bezahlt. Art.8. Die von Frankreich in den Antillen 
unb dem ftillen Weltmeer unterhaltenen Schiffsftationen werben oft Fahrzeuge 
in bie mericanifchen Häfen ſchicken, um bafelbft bie franzöfiihe Fahne zu zei: 
gen. Art. 9. Die von ber mericanifhen Regierung zurüdzuerftattenden 
Koften für bie franzöfifhe Erpebition werben für bie ganze Dauer 
biefea Erpebition bis zum 1. Juli 1864 auf 270 Millionen feſtgeſetzt. Diefe 
Summe wird zu 3 Procent jährlich verzinst werben. Vom 1. Juli db. J. 
an fallen ale Ausgaben für die mericanifhe Armee Merico zur Laſt. 
Art. 10. Die u ber mericanifhen Regierung an Franfreih zu zahlende 
Entfäbigung Tür Befoldung, Ernährung und Unterhalt der Truppen bes 
Armeecorpe vom 1. Juli 1864 an wird auf 1000 Fr. per Mann und per 
Jahr feftgefegt. Art. 11. Die mericaniihe Regierung wirb fofort ber fran- 
zöſiſchen Regierung die Summe von 66 Mill, in Anleibefcheinen zum Emiſ⸗ 
fionscurs übergeben: nämlich 54 Mill, als Abzug von ber Art. 9 erwähnten 
Schuld, und 12 Millionen als Abſchlagszahlung auf bie an verjchiebene Fran: 
zofen Fraft Art. 14 der gegenwärtigen Convention zu leiftenben Entſchädigungs⸗ 
fummen. Art. 12. Zur Zahlung bes Mebrbetrags ber Kriegsfoften und zur 
Abtragung der in den Art. 7, 10 u. 14 erwähnten Laften verpflichtet ſich Die 
mericanifche Negierung an Frankreich jährlich die Baarfumme von 25 Mil. 
zu entrichten, Diefe Summe wirb verwandt werben: 1) auf bie laut Art. 7 
und 10 gefchuldeten Summen, 2) auf den Betrag, in Intereflen unb Capital, 
ber Art. 9 feftgefeßten Summe, und 3) auf die Entihädigungen, welche laut 
Art. 14 2. noch an franzdfifhe Unterthanen gefehuldet werben. Art.13. Die 
mericanifche Regierung wird am lebten Tag jebes Monats in die Hände bes 
Generalzahlmeiftere ber Armee ben von ihr gefchuldeten Betrag für ben Un⸗ 
terhalt der laut Art. 10 in Merico zurüdbleibenden Truppen entrichten. 
Art. 14. Die mericaniſche Negierung verpflichtet fi, bie franzöfifchen Unter: 
tbanen für bie von biefen erlittenen Nachtheile, welche ber Grund ber Erpe- 
bition waren, zu entjchäbigen. Art. 15. Eine aus drei Franzofen und brei 
Mericanern beftehende, von ihren refpectiven Regierungen ernannte Commiſ⸗ 
fion wird in Merico zufammentreten, um biefe Forderungen zu prüfen und 
zu regeln. Art. 16. Eine auf biefelbe Weife ernannte, aus zwei Franzoſen 
und zwei Mericanern beftehenbe Reviſionscommiſſion, welche in Paris ihren 
Sig hat, wirb zur befinitiven Liquibation ber von ber im vorigen Artikel 
bezeichneten Commiffon angenommenen Forberungen fehreiten und über bie: 
jenigen entfcheiben, die ihrem Sprich vorbehalten worben find. Art. 17. Die 
franzöfifche Regierung wird alle mexicaniſchen SKriegsgefangenen in Freiheit 
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ſetzen, fo wie der Kaiſer von Merico in feinen Staaten eingezogen ſein wirb. 
Art. 17. Gegenwärtige Convention wird ratificirt und bie gegenfeitige Rati- 
flcation balbmöglichit ausgetaufcht werben. So vollzogen im Sälob Mira- 
mar, 10. April 1864. Unterzeihnet: Herbet. Joaquin Belasquez 
be Leon.” 


IV. Finanzielle Decrete bes Kaifers Marimilian beim Antritt ber 
Regierung. Diejelben find ebenfalls von Velasquez de Leon contrafignirt. 
Sn dem erſten Decret wird eine Finanzcommiljion in Paris niebergeſetzt, 
weldhe ein Hauptbuch ber auswärtigen mericanifchen Schuld anzulegen bat. 
Dasjelbe wird in duplo bem mericanifchen Staatsſchatz eingehändigt werden. 
Die Zinfen ber auswärtigen Schuld werben auf Koften des mericanifchen 
Sates in Paris und London bezahlt, und zwar zu bem feiten Eurs von 
5 Fr. 25 C. per Piafter und 25 Fr. 20 C. per Pf. St. In biefes Haupt: 
buch werben eingetragen bie 1851 unter dem Titel „Mexican three p.cent 
new consolidated stock‘‘ ausgegebenen englijhen Bons zu dem Nominal⸗ 
werth von 10,241,650 Pf. St. Außerdem bat die erwähnte Commilfion bie 
Anleihencontracte zu überwachen und bie Einzahlungen der an Anleihen Be: 
theiligten zu betreiben. Die Commiffion felbit fol aus einem mericanifchen, 
franzöfiigen und englifchen Commiffär, welche je bie Inhaber ber mericani⸗ 
ſchen Schuldfcheine find, befiehen. Das zweite Decret ernennt ben Grafen 
Germiny, den von und für Frankreich beftellten Commiſſär, zum Präfibenten 
biefer Finanzcommiſſion. Das dritte Decret bezieht ji auf bas neue An- 
lehen ſelbſt. Art. 1 Yautet: „Das Kaiferreich Mexico contrabirt ein Anlehen 
von 8 Mil. Pf. St. oder 201,600,000 u Nominalcapital. Es werben 
für dasfelbe in das Hauptbuch ber auswärtigen Stantsichuld des Kaiſerreichs 
Merico Gprocent. Renten von 12,096,000 res. oder 480,000 Pf. St. (zum 
Eurs von 25 Fr. 20 Gent.) jährlich eingetragen. Die Renten werben au 
porteur ausgeftellt und Halbjährlih, am 1. April und 1. Oct., zu London 
und Paris auf Koften bes mericaniihen Schates durch bie von ber merica- 
nifchen Regierung bamit beauftragten Banquiers ausbezahlt. Die erſte Zah⸗ 
lung findet am 1. Dct. 1864 flatt." Ein Amortifationsfonde von 1 Proc. 
bes Nominalcapitale wirb gebildet werben und in 5 Jahren, am 1. April 
1869, feine Thätigkeit beginnen. Das Anleihen wird zu 63 ausgegeben, unb 
zwar auf bem Wege ber Öffentlichen Unterzeichnung zu Lonbon unb Paris. 
Das vierte Decret verordnet, daß 6,600,000 Francs Bprocentiger Renten 
in das Hauptbuch ber auswärtigen mericanifchen Schuld eingetragen werben 
follen, welche bem franzöfifhen Finanzminiſter zur Verfügung geftellt werben. 
Dieſer ſtellt dagegen Quittung über eine Summe von 66 Millionen aus, 
welche auf bie Stipulationen ber biplomatifchen Convention vom 10. April 
zu verwenden find. In bem fünften Decret wirb bie am 20. März 1864 
milgen Graf Kranz Zichy, als Nepräfentanten des Kaiſers Marimilian, unb 

en HH. Slyn, Mile und Comp. abgeichloffene Convention über bas acht 
Millionen Pf. St. Anlehen als zu Recht beftehenb anerfannt. In dem ſechs⸗ 
ten Decret enbli wird bie Stellung ber Inhaber bes alten 3proc. merica- 
niſchen Anlehens, bes fogenannten Newconsolidated Stock, zu bem neuen 
Kaiſerreich geregelt. 


V. Ein Decret bes Kaiſers regelt bie Thronfol gt für ben Fall feines 
—— ober anberer Hinderniſſe, indem es bie Kaiſerin zur Regentin 
einſetzt. 


14. April. Kaiſer Maximilian [Hifft ſich von Trieſt zunächſt nah Rom 
ein, um ben Segen ben Papftes einzuholen und von ba nach Merico 
abzugehen. 


18.—20. April. Kaiſer Maximilian in Rom. 
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29. Mai. Ankunft des Kaiſerpaars in Veracruz. Proclamation des Kai⸗ 
ſers an die Mericaner. 

10. Juni. Präfident Juarez proteftirt gegen bas vom Kaiſer Marimilian 
abgejchloffene mexicaniſche Anlehen. 


12. „ Einzug des Kaifers in Mexico. Enthufiasmus der inbianifchen 
Bevölferung. Cantanı, Miramon, Almonte und Marquez werben 
vom Kaiſer zu Feldmarſchällen ernannt. 


4. Juli. Belebung von Durango durch die Franzofen. 

6. „ Der Kaifer erläßt an feinem Geburtstage eine allgemeine Amneftie 
für alle rein politifhen Vergeben. — Der Kaifer ſetzt zwei Com: 
miffionen ein, die eine unter dem Borfike des General Bazaine be: 
hufs Organifirung der militäriihen Streitfräfte, bie andere unter 
dem DVorfite des Staatsminifters Velasquez be Leon zu Orbnung 
ber Finanzen bes neuen Kaiſerreichs. 

25. „ Der Kaifer ernennt den liberal gefinnten Don Joſé Yernando 
Ramirez zum Minifter des Auswärtigen. 


7. Aug. Der Kaifer befiehlt in einem Schreiben an ben Staatsminiſter 

| die Aufhebung der Genfur. 

10. „ Der Kaifer tritt eine längere Rundreiſe in bie Provinzen an. 

19. „ Der franz. General Caſtagny befeßt Monterey. Präſident Juarez 
zieht ſich nach Chihuahua zurüd. 

22. „ Die franzöfiiche Flotte bejebt Bagdad, das ben Eingang zum Rio 
Bravo beherridt. 


21. Sept. Niederlage der Juariſten bei Cerro de Majoma. 
26. „ Der mer. General Mejia befett Matamoros für den Kaifer. 


30. Oct. Rückkehr bes Kaiſers von feiner Rundreiſe in ben Provinzen. 


7. Nop. Der Kaiſer befiehlt die Errichtung von Ruralgarden (mobil 
und estable je nach dem Alter der Pflichtigen) gegen die Guerillas 
und Räuber. 

20. „ Der Kaiſer überträgt das Miniſterium bes Innern dem Don 
Cortes y Espaza, jo daß nur noch das Finanzminifterium zu beſetzen 
ift, um das Minifterium vollſtändig zu machen. 

21. „ Die Franzoſen landen im ſüdlichen Theil bes Golfes von Cali- 

fornien und befeßen bie Hafenftabt Mazatlan im Staate Sinaloa. 

23. „ Ein taiferl. Decret verorbnet das Aufhören des am 1. Mai 1863 
von ben Franzoſen gewährten Nachlaſſes von 50 Procent aller bis⸗ 
herigen Einfuhrzölle, 
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10. Dee. Ankunft des päpftlichen Nuntius, Mſgr. Meglia, in’ Merico. 


21. 


25. 


a7. 


„ Der Kaifer empfängt in Audienz den päpftlichen Nuntius. Schrei: 
ben bes Papſtes an den Kaifer über die Grundlagen eines mit 
Merico abzuſchließenden Concorbates (vgl. Rom). Der Kaifer jebt 
ben Forderungen bes Papftes einen wefentlich Liberaleren Entwurf 
entgegen: 

1) Dulbung aller Eulten, bie nicht gegen das bürgerliche Geſetz ver⸗ 
ftoßen, und Anerkennung des Katholicismus al8 Staatsreligion; 2) Endgil: 
tige und fürmliche Anerfennung ber Säcularijation ber Kirchengüter ; 3) Do: 
tation bes Clerus durch den Staat; 4) Vorbehalt von Seiten der Regierung 
bes Nechtes, in der ihr angemefjen ericheinenden Zeit und Ausdehnung bie 
Führung von Eivilftanderegiftern in Merico einzuführen. Die mericanijche 
Regierung kündigt außerdem an, daß fie die alten Rechte der jpanifchen Krone: 

nveftitur der Prälaten, Oberaufficht iiber weltliche Angelegenheiten ber Geiſt⸗ 
lichfeit, Regelung der geiftlihen Sporteln und Beſchränkung der Zahl religiöfer 
Brüderſchaften und Klöjterlicher Orden für jich in Anfpruch nehmen werde. 


„ Der franz. General d'Hurbal beginnt die Belagerung der von dem 


juariſtiſchen General Porficio Diaz vertheidigten Stabt Dajaca, ber 
Hauptftabt ber Provinz dieſes Namens. 


„ Da ber Nuntius des Papftes ohne Vollmachten für Regelung des 


unter bem republicanijchen Regimente erfolgten Verkaufs der Kirchen: 
güter angefommen ift, jo ordnet der Kaifer von fi aus und ohne 
weitere Verftändigung mit Rom eine Reviſion der betreffenden Ges: 
ſetze an, indem er die durch dieſe Geſetze gejchaffenen Intereſſen als 
berechtigte anerkennt. 


Schreiben des Kaifers an den Minifter Escudero: „Zur Be: 
feitigung ber Schwierigfeiten, welche fi) wegen bes Reformgeſetzes erhoben 
haben, fchlagen Wir die Anwendung eines Mittels vor, welches, während es 
ben Anforderungen des Landes genügt, den Frieden in ben Gemüthern und 
bie Ruhe im Gewiſſen aller Bewohner bes Reiches wieder herftellen fol. Zu 
biefem Zweck Tnüpften Wir, als Wir Uns in Rom befanden, Unterband- 
lungen mit bem heiligen Vater, als dem allgemeinen Haupt der Fatholifchen 
Kirche, an. Der päpftlihe Nuntius weilt gegenwärtig in Merico, bat jedoch 
zu Unjerm äußerſten Erftaunen erflärt, daß er ohne Snftructionen fei, 
und biefelben von Rom aus erwarten müffe. Die unnatürliche Lage, in welcher 
Wir Uns fieben Monate lang mübfelig bingefchleppt haben, verträgt fein Zö⸗— 
gern, jondern erheijcht eine fofortige Löjung. Demgemäß beauftragen 
Wir Sie, fofort die geeigneten Maßregeln vorzufchlagen, zu dem Zweck, daß 
das Recht ohne Anfehn der Perfon gehandhabt werde; daß Die durch die 
Geſetze gejhaffenen berechtigten Intereſſen unter Abhülfe ber in 
ihrem Namen verübten Ausfchreitungen und Ungerechtigkeiten ſicher geftellt 
werden; daß für bie Aufrechterhaltung des öffentlichen Gottesdienftes und ben 
Schuß anderer unter die Obhut ber Religion geftellten heiligen Dinge Sorge 
getragen werbe; und fchließlich, daß im ganzen Land bie Sacramente gereicht 
und andere Funktionen bes heiligen gottesdienftlichen Amtes ausgeübt werden, 
ohne irgenbwelde Koften oder Laften für das Volk. Au biefem 
Zwed werden Sie Uns vor allem die Revifion ber in Bezug auf bie Bes 
fitungen zur todten Hand und bie Nationalifirung ber Kirchengüter abges 
ſchloſſenen Geſchäfte vorfchlagen, und dabei von dem Grundfaß ausgehen, baß 
Verkäufe, die ohne Betrug und ben Geſetzen gemäß, welche eine ſolche Amorti⸗ 
fation verfügten, bewerkitelligt wurben, zu ratificiren find. Kurz, feien Sie 
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im Sinne einer freien und großartigen Toleranz thätig, Iaflen Sie jeboch 
Hr Ta Acht, daß bie Staatsreligion die römifch-fatholifhe und apofto: 
e tft.” 
— Dee. Das neue Kaiſerreich ift bereits von ſämmtlichen Großmächten 


und außerdem auch von Italien und Spanien fowie von einer Reihe 
Meinerer Mächte anerfannt. 


Beilagen. 


J. 


Die Enthüllungen des engliſchen Blaubuches über die Politik 
Hannovers in der [chleswig-holfteinifchen Frage 
Ianuar — März 1864. 


. Berichte bes engl. Gefandten am Hofe von Hannover, Henry %. Howard, 
an den engl. Minifter bes Ausw., Grafen Ruffel: 


Hannover b. 9. Januar 1864. „.... Ich babe mid bemüht, ben Grafen 
Platen zu bewegen, bie Frage ber Entfernung bes Prinzen von Auguftenburg aus 
Holftein dadurch zu enticheiben, daß Hannover am Bunbestag feine Stimme für ben 
Vräfibialantrag Defterreih8 abgebe; allein Se. Erc. meint, baß er in biefer wie in 
andern fchwebenden Fragen einen Mittelweg einfhlagen müffe, um eine 
Bolfsbemwegung (a popular outbreak) in biefem Lande zu vermeiden. 
— Se. Exc. will von einer Verbindung mit den Regierungen von Sachſen, 
Bayern und Württemberg bezüglich diefer Fragen durchaus nichts willen unb 
behauptet, nicht einmal zu willen, ob und zu welchem Einverftänbniß biefelben ge> 
tommen fein mögen und will nichts mit ihnen zu thun haben (will have 
nothing to do with them)“. 

Hannover 30. Januar 1864. „In einer Unterhaltung, welche ich heute 
mit Graf Platen hatte, lenkte ich feine Aufmerkſamkeit auf bie Verwicklungen, welche 
leicht durch die Berufung ber Stände (in ben Herzogthümern) entftehen könn⸗ 
ten, und auf die Nützlichkeit, diefelbe zu verhindern. Se. Exc. erflärte, daß er eben- 
falls diefe Berufung mißbillige, welche, wie er überzeugt, völlig unnöthig für ben 
Zwed jei, für ben fie vorgeichlagen werde, und welche nur Dazu diene, ben weiteren 
Zweck zu verbergen, ben nämlich: eine Stimme ber Stände zu Gunften bes Prinzen 
von Auguftenburg einzuholen; aber er fürchtete, fie ſei nicht zu verhindern, dba eine 
Majorität bes beutfchen Bunbes geneigt fei, ſich für diefelbe zu erflären. Er fügte 
indeifen binzu: baß foldh eine Stimme von Seiten ber Stände, obwohl fie ficher eine 
neue Berwidlung herbeiführen wiürbe, die Frage nicht entjcheiden würde, und er 
wiederholte feinen Wunfdh, beide Herzogthbümer, Holftein unb 
Schleswig, bleiben zu fehen unter bem Scepter Sr. Maj. bes 
Königs Chriftian, vereinigt mit ber Krone Dänemark, und zwar 
in Betreff Holfleins und bes beutfhen Theile von Schleswig lebig- 
lich durch Perfonalunion. Solch ein Arrangement könne inbeffen, meinte er, 
nur durch bie projectirte Occupation Schleswigs von Seite Deflerreihs und Preußens 
erhalten werben, auf welche ein Congreß folgen müffe, in bem die ganze tage 
beigelegt werben Tünne,“ 
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Hannover 4, Februar 1864. „Straf Platen jagt, daß, wenn bie Dänen 
ſich felbit überlafjen werden, fie bald aus Schleswig würden vertrieben fein; daß 
Defterreih und Preußen dann bereit fein werden, in bie Gonferenz zu gehen, und 
baß ein Arrangement auf der Vaſis der Integrität ber däniſchen Monardie mit 
PBerfonalunion zwiſchen Tänemarf auf der einen Seite, und Holftein und Schleswig, 
ober vielmehr dem füblichen Theil bes letztern Herzogthums, auf ber andern Seite 
feiner Meinung nach erreicht werben Fünnte; daß aber, wenn Großbrittanien ober 
irgend eine andere Macht ben Dänen Beijtand bringe, der Krieg unfehlbar erweitert 
werben würbe, benn ganz Deutichland würde die Waffen Each zur Unterflügung 
von Defterreich und Preußen; und er gab eine hohe Borftelung fund von der Macht 
bes fo vereinigten und England gegenübergeftellten Deutſchlands. Ich erwiederte, 
daß ... bie Invaſion Schleswigs durch Dejterreic, und Preußen — unternom:= 
men, wie id vermuthbete, mehr zu dem Zweck, baheim bie öffentliche 
Aufmerffamfeit zu fefjeln, und um einen Vorwand zu haben zur 
Anfammlung einer großen Mannfhaftin Waffen als aus irgend 
einem wabrhaften Intereſſe an den gekränkten Rechten der Schles— 
wiger — ein ſehr verfehlter Angriff ſei ꝛc. 

Hannover 6. Februar 1864. „.... Ich höre vom Grafen Platen, daß bie 
hannoveriſche Regierung von der bayeriſchen Regierung eine Einladung empfing an 
dieſen (Miniſter-⸗) Conferenzen theilzunehmen, aber, daß er es ablehnte, unter ber 
Begründung: daß die Unternehmungen Deflerreihs und Preußens 
burhaus feinen Grund abgäben, ihre Abfichten zu beargwöhnen; 
baß die vorgefchlagenen Conferenzen ohne Zweifel von ihnen als ein feindlicher Schritt 
würden angejeben werden und in fich jelbit unzwedmäßig wären, und baß, wenn 
eine Verftändigung unter den Mitteljtaaten mit Rüdfiht auf ihr zufünftiges Ver- 
halten zu Schleswig-Holftein gewünfcht werde, biefe burch biplomatijche Eorrejpondenz 
herbeigeführt werben könnte. Nachdem bie Gefichtspunfte des Grafen Platen ber 
Regierung von Heſſen-Kaſſel mitgetheilt worben find, hat Teßtere, wie ich 
durch eine andere Quelle erfahre, gleichfaUs die Einladung der bayerifchen Regierung 
abgelehnt.” 

i — 10. Februar 1804. „Graf Platen ſagte mir dieſen Morgen, 
daß ... die däniſche Regierung Embargo auf zwei hannoveriſche Schiffe... gelegt 
habe... Se. Erc. bemerkte mir, daß, wenn Dänemark feine internationalen Pflich: 
ten gegen Hannover nicht halte, e8 nicht erwarten könne, daß Hannover die feinigen 

egen Dänemark halte, und daß Dänemark die Confequenzen hinnehmen müffe Gr 
ügte indeß hinzu: daß es nicht feine Abficht fei, gegen dänifche Schiffe Repreflalien 
zu ergreifen, obwohl die preußifhe Regierung ihn aufgefordert 
babe, bas zu thun (had invited him to do so),“ j 

Hannover 11. Februar 1864. „... Ich erinnerte Se. Erc. baran, baß 
er vor einiger Zeit, als ich darauf drang, die von Hannover durch jeinen Beitritt 
zum Londoner Vertrag eingegangenen Berpflihtungen zu erfüllen und bemgemäß 
die Nachfolge St. Maj. bes Königs Chriftian IX. officiel anzuerkennen, erflärt habe, 
ex werde biefen Verpflichtungen nachkommen, indem er, wenn ber geeig- 
nete Moment eingetreten fei, die Stimme Hannovers am Bunde gegen bie Präten- 
fionen des Prinzen von Auguftenburg abgeben werde Ich fagte, daß id 
mit Beziehung auf jene Erklärung jebt bas Votum Hannoverd gegen die in bem 
Berichte des Hrn. v. d. Pforbten enthaltenen Anträge in Anfprud nehme Graf 
Platen erwieberte, daß er ſich augenblicklich nicht dazu verpflichten könne, baß er 
aber dafür forgen werbe, daß jeder Punkt von Hrn. v. d. Pfordtens Bericht im 
Ausihuß der Bundesverfamnlung wohl erwogen werbe.... Defterreih und 
Preußen werden fich, wie ich höre, alle Mühe geben, eine Abjtimmung ber Bundes⸗ 
verfammlung über die Exbfolgefrage jo Fang wie möglich zu verzögern.” 

Hannover 13. Febr. 1864. „.... Sch fragte hierauf Graf Platen, was 
für Schritte er in ber Angelegenheit zu thun beabfichtige, ob er deßhalb an den han- 
nover’fhen Eivilcommifjär in Holftein zu fehreiben gedenfe oder an ben Comman⸗ 
banten der hannoverjchen Truppen daſelbſt, um einen Conflict mit Preußen zu ver: 
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meiden, unb was flx Inſtructionen ex bem barmover’fchen Qunbestagsgefanbten habe 

kommen laſſen. Se. Exc. erwieberte, daß er nicht buch Inſtructionen an bie 

anover’fchen Autoritäten in Holftein in denſelben Fehler fallen wolle wie Baron 
Beuft, ber ben fächfifchen Bundesgeneral inftruirt babe, ben preußifhen Truppen 
Widerſtand zu leiften; ber over’she Commiſſar fei im Gegentbeil hinreichend 
unterrichtet von feinem Wunſche, einen Gonflict vermieben zu fehen unb baf baber 
auch Fein folder erfolgen werde. Se. Erc. fagte, er Babe ben hannover'ſchen Bundes⸗ 
tagsgefandten dahin inſtruirt, in gemäßigten Ausbrüden gegen das Vorgehen 
ber preuß. Regierung zu proteftiren, fih bagegen Teinem voreiligen Bes 
fhluß, ber von den fübdeutfhen Staaten vorgefhlagen werben 
möchte, anzuſchließen, vielmehr alles zu thun, um ben Ausbruch eines Bür⸗ 
gerfriege in Deutjchlanb zu vermeiden. Ich muß bemerken, ba Graf Platen 
von ber Gefahr, bie für Hannover bei einem Conflict mit Preußen 
brobt, zu ſehr überzeugt if, um nicht alles zu thun, was in feiner 
Macht liegt, um einen folgen zu vermeiden.” 

Sannover 19. Febr. 1864. „ch Höre, daß ber preußiſche Gefandte an 
biefem Hof, in Kraft von Inſtructionen feiner Regierung, neulich bei zwei Gelegen⸗ 
beiten bie hannoveriſche Megierung gebrängt bat mit Defterreih und Preußen für 
bie Verwerfung ber von ber Majorität bes Holflein:Ausichuffes am Bunde vorges 
ſchlagenen —* zu ſtimmen, welche ſich auf den Londoner Tractat vom 
8 Mai 1852 bezieht, aber daß er: bis jetzt noch keine definitive Antwort erhielt. 
Graf Platen Hält die Refolution für unfchädlich, weil fie bloß bie unbeftreitbare Er⸗ 
Härung enthielt, daß ber Bund burch ben Vertrag von 1852 nicht gebunden ift, unb 
trägt jetzt Bebenten, gegen biejelbe zu ſtimmen, ba ber hannoveriiche Geſandte im 
Ausſchuß ſich ihr angefäfoffen bat, durch einen Compromiß mit ben anbern Mittels 
fiaaten, inder Abficht, bie letzteren bavon abzuhalten, einen Antrag 
auf bie unverzüglie Anerlennung bes Prinzen von Auguftenburg 
als Herzog von Holftein einzubringen (in order to prevent the latter 
from bringing forward a proposal for the immediate recognition of tlıe 
Prince of Augustenburg as Duke of Holstein).“ 

Hannover 2C. ehr. 1864. „... Nachdem ih bem Grafen Platen gebankt 
Hatte für bie Mittheilung, bie mir zu machen er bie Güte gehabt, bemerkte ih: daß 
ohne Zweifel bie ofenfiblen Objecte ber Miffion bes Generals v. Manteuffel fo feier, 
wie er mir gefagt Babe; aber ich forjchte (inquired), ob nicht noch anbere bamit 
verbunden geweien, unb ob er 3. B. nicht beauftragt geweſen fe, zu einem Einver- 
ſtändniß mit ber bannoverifchen Regierung zu gelangen, für Uebertragung ber Bundes⸗ 
ereution in Holflein von Hannover und Sachſen auf Defterreih und Preußen, ober 
in Beziehung auf bie Erbfolgefrage, ober in Betreff eines Widerſtands gegen bie 
Sendung Bayerifher und württembergifher Truppen nad Holflein, um als Bundes⸗ 
teferven zu bandeln, ober für ben eventuellen Vorſatz ben Prinzen von Auguftenburg 
als Herzog von Holftein einzufegen, nach feiner Anerkennung ale ſolchem durch ben 
Bund. Se. Exc. erwieberte: daß ich wahricheinlih bas in ber Stadt umlaufende 
Gerücht gehört Haben werbe: daß Gen. v. Manteuffel gekommen je, um eine Des 
fenfivallianz zwilchen Hannover und Preußen vorzuſchlagen, aber daß alles zufammen 
falich fei, und daß, wern ich beunfelben glauben wollte, ober ben andern vermutbeten 
Zweden ber Miffion des Generals, auf die ich Bezug genommen, ich mich tänjchen 
würde, ba fie nicht vorhanden fein; und er wieherholte: daß feine wahren Biele 
nit über das Hinausgegangen, was er mir mitgetbeilt, obwohl er nit läug 
nete, baß bie allgemeine Lage ber Dinge mit bem General discu⸗ 
tirt worben fei. In Antwort auf eine weitere Anfrage fagte Se. Exc.: er glaube, 
daß General v. Manteuffele Sendung nad Dresden bo einen Einbrud ges 
maht babe auf ben König von Sachſen“ 

annover 25. Febr. 1864. ...3Ich hatte jhon die Ehre, Ew. Lordſchaft 

bie Stellung bes Grafen Platen in Betreff biefer Frage (v. d. Pforbten’fcher Bericht) 

auseinanderzuſetzen. Ginerfeits bat er 5is zu einem gewilfen Grab fi hinüber⸗ 

gebeugt zu ben Mittelſtaaten, um fir bie Refolution bes Hm. v. b. Pfordten zu 
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fimmen, mit ber Abſicht, wie er behauptet, einem Antrag auf unver: 

üglige Anerkennung besßringen vonAuguftenburg vorzubengenm. 
Enbrerfeite iſt er ungeneigt, die öflerreihißche und bie preußifche Regierung Am belei⸗ 
bigen, welche ihn gebrängt haben, zu Gunſten ihres Antrags auf Verwerfung ber 
oben erwähnten Refolution zu fiimmen. Er bat deßhalb für einen Mittelweg Aa 
entfchieden, unb bat ben hannoverifchen Befanbten in Frankfurt dahin infiruirt: nux 
zu Gunften ber Punkte 3 und 4 zu flimmen, aber gleichzeitig bie beiden erſten 
Punkte in ben Motiven zu verwenden, auf welde er fein Botum gründet. Der 
bannoverifche Geſandte wird alfe erflären: daß, ba der Bund noch nicht ben Vertrag 
vom Mai 1852 anerkannt hat, und ba er gegamwärtig nicht in ber Lage ift, ihm 
beizutreten, Hannover für Punft 3 und 4 fimmt. Das iſt wenigfiens die Nachricht, 
welche Graf Ploten mir biefen Morgen über ben Weg gab, welcher zu Frankfurt 
durch Hannover am heutigen, 25., eingeichlagen werben folL* 

Hannover, 27. Febr. 1864. „Ew. Lorbichaft werden wahrſcheinlich von 
andern und mehr authentiſchen Quellen bie Refultate der Gonferenz von Miniftern 
gewiſſer Mittelſtaaten Deutfchlands vernommen haben, welche zu Würzburg ftatt: 
anb.... In einer Unterhaltung, welche ich geftern mit- Graf Platen hatte, wieder: 
holte er feine Einwürfe gegen eine ſolche Berufung (ber ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Stände), indem er fagte: baß er ben Bund nicht für competent halte, fie zu befrhlie: 
Ben, da es eine Maßregel fei, welche Ichiglich zu ben Mtributen bes Souveräng ge: 
höre. Es ift Daher zu hoffen, daß bie hannoveriſche Stimme gegen den Antrag ge⸗ 
geben wird. Anbrerfeitö werben Ew. Lordſchaft erfuhren Haben, daß im berjelben 
Situng des Bundes Oeſterreich und Preußen einen Antrag fiellten, über welchen 
Sinnen acht Tagen abgellimmt werben follte, zur Uebertragung bes DOberbefehls über 
bie Bunbdeserecutionstruppen in Holſtein an ben Oberbefehfehaber ber vereinigten 
Öfterreichifchpreußifchen Truppen, und zur Ernennung von zwei weiteren Commifjären 
für Holftein durch Defterreich und Preußen. Diefer Antrag iſt ohne Zweifel eine 
Bontremine gegen bie Refolutionen ber Würzburger Conferenz, 
und wird, wenn angenommen, wichtige Reſultate haben, inſoweit als Defterreich und 
Preußen, mit dem wahrſcheinlichen Beiſtand des hannoveriſchen Mit- 

lieds ber Bundescommiſſion in Holftein, bie höchſte Leitung der Geſchäfte 
in biefem zogthum erlangen werben, welche, wenn fie reblich finb (if they are 
honestly diaposed), eine enbliche Feſtſetzung auf ber Basis der Inte— 
grität Der däniſchen Monarchie außerorbentlich erleichtern wird. 
Graf Platen drüdte mir geftern ſein Einverfiänbniß aus mit biefem Antrag, und 
will empfehlen, daß Hannovers Unterflübung bemfelben gegeben werbe. In ber 
That, Se Exc. if, glaube ih, zum. großen Theil der Erfinder bie 
fer Idee. ... Er wiederholte mir, baß, was er zu wünſchen fortfahre, eine 
Feſtſetzung fei auf der Bafis der Perfonalunion von Holftein, 
Schleswig und Lauenburg mit Dänemarf, nihts mehr und nichts 
weniger. Sch muß indeß bemerken, daß Se. Erc. immer zugegeben bat, 
baß ber rein däniſche Theil von Schleswig allenfalls auch dem 
Schickſal von Jütland folgen könne.“ 


Hannover 5. März 1804. „.... Ich hatte geſtern Morgens eine Unter⸗ 
haltung darüber (Antrag Hannovers in der — v. 3. März) mit 
Graf Platen, in ber ich ihm mein Bebauern ausbrädte, daß er in ber Yunbesver- 
fammlung wieberum mit Stellung von Anträgen gegen Dänemark vorangehe. Se. Err. 
enigegnete, daß er mit biefem Antrag nur einem anderen von weniger 
gemäßigtem Character zuvorgekommen fet.... Uebrigens mag es, 
denke ich, bezweifelt werben, daß ein folder Antrag Defterreih und Preußen conve⸗ 
niren werben, ba es ihre Abficht ift, die Führung bes Kriegs in ihren eigenen Hän- 
ben zu behalten...“ 

Hannover 8. März 1864. „Ach höre, daß ber Öfterreichifche und ber preu⸗ 
Bifche Geſandte an biefem PN beide in Webereinftimmung mit Inſtructionen ihrer 
Regierungen, bie hannoveriihe Regierung gebrängt haben, gegen ben füchflichen 
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Antrag auf Einberu ber holſteiniſchen Stände zu fintmen, tiber welchen in ber 
auf den 10, b. M. angeletsten Bunbestagaftgung entſchieden werben foll, oder wenig- 
ſtens zu.Gunften der Verweiſung desſelben an ben fländigen Holſtein⸗Ausſchuß. 
Graf Platen, deſſen Meinungen, wie Ew. Lordſchaft wiſſen, dem Antrag entgegen 
ſind, bat, wie ich hörte, ben oben erwähnten Geſandten geſagt, daß die hannove⸗ 
riſche Stimme zu Gunſten ber. Berweiſung an ben Ausſchuß werde gegeben were 
ben. Der Grund, mit bem eine folhe Verweiſung an den Ausfchuß wird gerecht⸗ 
fertigt werben, wirb ohne Zweifel bie Nothwendigkeit fein für die Bunbescommiffäre 
in Holflein mehr erpliciste und. betaillirte Auseinanberfeßungen tiber die Motive zu 
geben, welche fie dazu gebracht haben, bie Einberufung bet Stände zu empfehlen, 
und ift der Antrag einmal in ben Hänben bes Ausihuffes, dann werben Oeſter⸗ 
zeih und Preußen leicht im Stande fein, ibn ba zu Iaffen, unb 
eine ihren Abjihten entgegenfiehbenbe Entſcheidung, wenn fie bie 
jelbe nicht verhindern Lönnen, aufzuſchieben.“ 

Hannover, 10. März 1864. „...As ih einem Mitglied ber erften 
Kammer bemerkte, daß ich fände, e8 würde ehrlicher gewefen fein, wenn bie Adreſſe 
(ber Stände an ben Köırig) fih ſofort für den Prinzen von Auguftenburg erflärt 
hätte, erwiberte es: daß die Phraſe eine elaſtiſche ſei; denn fie könnte gleichfalls 
ſich auf das Gottorper Haus beziehen, als repräſentirt durch ben Kaiſer von 
Rußland, von Seite berjmigen Perſonen, welche dieſen Zweig bes holſteiniſchen gun 
als benjenigen anjähen, ber bie beflen Unfprüche auf bie Nachfolge Hätte. Die fer 
nere Phrafe, in ber gefagt iſt, daß bas Recht, und nur das Recht, zur Gtunblage 
ber Entiheidung am Bunbe... zu nehmen ſei, tft offenbar gegen ben Vertrag von 
London vom Mai 1852 gerichtet, an welchen bie hannoveriſche Regierung durch einen 
feierlichen Beitritt gebunben if. Inzwiſchen, ba e8 nicht die Kannoverifgen Kammern 
find, weiche in bieher großen europkifchen Frage das enticheidende Wort zu ſprechen 
haben, braucht fein großes Gewicht auf den Ausdbrud Ihrer Anfichten gelegt zu wer⸗ 
ben. .... Hrn. v. Bennigfens Abficht bei feinen ber Regierung günjtigen Aeußerungen 
At offenbar die: ben Verſuch zu machen, über fie einen Einfach zu gewinnen und fie 
bann ftufenweife in feine mehr gewaltfame Politik zu treiben.“ R 

Hannover, 12. März 1864. „Es ift Ew. Lorbichaft bekannt, daß bie 
bayerifhe Regierung auf Grund ber neulich zu Würzburg gefaßten Entſcheidungen 
einiger deutſchen Staaten bie Abficht hegt, am Bund als eigenen Antrag bie Schlüffe 
bes zweiten Theils des v. d. Pfordten'ſchen Berichts ... zu ftellen, welche auf bie 
Anerkennung bes Prinzen Friedrich von Mrguftenburg als Herzog von Holftein drän⸗ 

en, unb auf die Zulaffung feines Nepräfentanten zu einem Sig in der Verſamm⸗ 
ung. Da es erwartet warb, daß biefer Antrag in ber heutigen Bunbestagsfigung 
worgebracht werden würbe... jchidten der — und der preußiſche Geſandte, 
wie ich höre, geſtern dem Grafen Platen den ernſilichen Wunſch ihrer Regierungen, 
daß die hannoveriſche Stimme gegen denſelben gegeben werde, und erhielten von 
St. Exc. die Verſicherung, daß Hannover nicht für denſelben ſtimmen 
werde, ſondern dafür, daß er zunächſt dem Ausſchuß überwieſen werde Graf 
Platens Anfichten find zu Gunften der Aufrehthaltung ber bäni—⸗ 
ſchen Monarchie und gegen eine Anerfennung bes Prinzen von 
Auguftenburg von Seiten bes Bunbes. Cr ift der Anficht, daß ber Bund 
ein Recht bat, bie Frage über bie — in Holſtein zu prüfen, und, ſolange die 
Prüfung währt, bie Zulaſſung des Gejandten des Königs von Dänemark zu fuspen- 
bien, aber daß er nicht competent if, bie Frage Durch eine bloße Majo- 
ritätezu entfheiden. Ich hatte gefleen mit Sr. Erc. eine Unterhaltung über 
ben bayerischen Antrag, wobei er mir mittheilte, daß Hannover ſtimmen würde für Ver⸗ 
weiſung an ben Ausſchuß. Würde dieſer Weg eingeſchlagen werben, dann würde ein 
neuer Berichterſtatter ernannt werben müſſen, ba es für Hrn. v. d. Pfordten ung 
lich wäre, nach der Verwerfung feines Antrags dieſes Amt zu behalten, und die 
ganze Frage werbe dann reiflih erwogen werben.“ ; 

Hannover, 12. März 1864. „...Der preußifhe Geſandte an biefent 
Hof ging geftern nach Braunſchweig mit dem Zweck, wenn ich glaubhaft unterrichtet 
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bin, bie herzogliche Regierung bazu zu brängen gegen ben bayeriſchen Antrag, wel⸗ 
x in * heutigen Bundestagoſitzung werben ſoll, auf Anerkennung bes 
singen von Auguftenburg ale Geruog von Holſtein zu Rimmen, hatte aber Fei- 
nen Erfolg in Betrelf feiner Senbung, ba ber Minifter bes Auswärtigen 
ihn benachrichtigte, daß Braunschweig für ben bayeriſchen Antrag ſtimmen würde, 
und begterig ſei, bie Anſprüche bes Prinzen fo bald ale möglich buch ben Bunb 
anerkannt zu fehen. Wenn meine weitere Information correct ift — und ich glaube, 
daß fie es if — erflärte ber preußiſche Geſandteber braunfhmweigi- 
fhen Regierung, baß Preußen fi einem Majoritätsvoium bes 
Bunbes Hr Anerkennung bes Prinzen von Auguſtenburg nidt 
unterwerfen würbe, und fette bie Folgen anseinanber, melde 
fol ein Botum für ben Bund haben könnte, hörte, baß ber öfters 
reichiſche Geſandte Braunfhweig für einen ähnlichen Zweck beſucht habe.“ 
Hannover, 12, März 1864. „Ich nahm Gelegenheit, bem Grafen Platen 
* zu bemerken, daß ich der Anſicht ſei, er übernehme eine ſchwere Verantwortlich⸗ 
t, wenn er die Initiative ergreiſe für Stellung eines Antrags, welcher durch ſeinen 
Collegen, ben Miniſter bes Innern, in ber erſten Kammer bahin characteriſirt wor⸗ 
ben ſei: daß er zum Ziel eine eventuelle Kriegserklärung durch ben deutſchen Bunb 
an Dänemark habe, und ber auch wirklich kaum eine andere Auffaffung zulaffe, und 
ich fchilderte bie geführt Folgen ber Ausbehnung, welche ber Krieg, ben Oeſter⸗ 
reich und Preußen jett führten, fo erhalten würbe. Se. Erc. wollte die Richtigkeit 
biefer kriegeriſchen Interpretation feines Antrags nit zugeben, 
und bemerkte, daß ih ihm Gerechtigkeit werbe wieberfahren lafien, 
wenn bie Sache zu Enbe fer — tkat I should do justice to him in the end.“ 
Anmerk. Bergl. bie — bes Grafen Platen und der bannover’ichen 
Regierung gegen die Richtigkeit dieſer Geſandtſchaftsberichte auf Seite 97. Gegenüber 
ber innern Wahrſcheinlichkeit der letztern fallen indeß jene Erkläͤrungen um fo weniger 
ins Gewicht, als bie hanmover'ſche Regierung nicht in ber Lage war, auch nur ein 
einziges Actenſtück probuciren zu Tünnen, das den Berichten beö engliichen Gefanbten 
wiberjprochen hätte, 
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Friedenspräliminarien 


zwiſchen Oeſterreich und Preußen einerſeits und Dänemark 
anderſeits v. 4. Aug. 1864. 


1. Der König von Dänemark entſagt allen ap Rechten auf bie Herzogs 
thümer Schleswig, Holftein und Lauenburg zu Gunften bes Kaifers von Oeſterreich 
und bes Königs von Preußen, ‚und verpflichtet fich die Verfügungen anzuerkennen, 
welche genannte Majeftäten bezüglich dieſer Ta Keen werben. 2. Die 
Abtretung bes Herzogthums Schleswig begreift ebenjo alle bazu gehörenden Inſeln, 
wie bie auf dem Feſtland gelegenen Gebiete. Zur Vereinfachung ber Grängfeftftellung 
und zur Befeitigung ber aus der Lage ber auf fchleswigiichem Gebiet befindlichen 
— Enclaven hervorgehenden Schwierigkeiten trin der König von Dänemark 
eine jütländiſchen Beſizungen, im Süden der Südgränzlinie des Diſtricts Ripen 
— ſowie ſie auf den geographiſchen Karten angezeigt werben, nämlich: das jüt⸗ 
änbijche Gebiet von Mögeltondern, die Injel Amrum, bie jütlänbifchen Theile ber 
Sujeln Föhr, ‚Sylt und Romoe ꝛc. ab. Dagegen willigen bie beutichen Souveräne 
ein, baß ein äquivalenter Theil von Schleswig, welder außer der Inſel Arroe Gebiete 
begreift, bie im Gränzzuſammenhang mit bem Diftrift Ripen einen Reit Zütlands 
bilden, und die Gränzlinie zwiſchen Jütland und Schleswig auf ber Kolbinger Seite 


ur 
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richtig ſtellen jollen, von Schleswig abgetrennt und Dänemark einverleibt werbe. Die 
Inſel Arroe wird in ber ———— nur bezüglich ihrer geographiſchen Ausdehnung 
einbezogen; das Detail ber Gränzenfeſtſtellung wird durch ben befinitiven Frieben 
geregelt. 3. Die für beſondere Rechnung, ſei es bes Königreichs Dänemark, ſei es 
eines ber brei Herzogthümer, contrahirten Schulden fallen jedem ber betreffenden Länber 
zur Laſt; bie für Rechnung ber bänifchen Monarchie contrahirten Schulden werben 
zwifchen Dänemark einerjeits und ben Herzogthümern anbrerfeits nach bem betreffenden 
Bevöllerungsverhältnig beiber Theile repartirt. Bon biefer Repartition find aus⸗ 
genommen: 1) das im December 1863 von Dänemark in England aufgenommene 
Anleben, welches Dänemark zur Laf bleibt; 2) bie ben Alliirten aufgelaufenen Kriegs⸗ 
Toften, deren Etſatz bie Herzogtbümer übernehmen. 4. Der Waffenftiliftand auf 
Grundlage bes militärifchen uti possidetis dat vom 2. Aug. anzufangen. 5. Alse 
bald nad) Unterzeichnung biefer Präliminarien werben. ſich bie contrabirenden Theile 
zur Verhandlung bes definitiven Friedensvertrags in Wien verſammeln. 


Friedensvertrag 


zwiſchen Oeſterreich und Preußen einerſeits und Dänemark 
anderſeits v. 30. Oct. 1864. 


Artikel 1. ES ſoll in Zukunft und für beſtändig Friebe und Freundſchaft 
zwilden Ihren Majeftäten dem Kaiſer vom Defterreih und bem König von Preuhen 
einerjeits und bem König von Dänemart anbererjelts, fowie zwiſchen beren Erben 
und Nachfolgern und beren gegenjeitigen Staaten und Unterthanen herrichen. Art. 2. 
Ale zwiſchen ben hoben vertragichließenden Theilen vor bem Kriege abgeichloffenen 
Verträge und Nebereinfünfte werben, infoferne diefelben. nicht durch ben Inhalt des 
gegenwärtigen Vertrags abgeſchafft ober abgeändert werben, biemit neuerdings in 
Kraft gefeht. Art. 3. Se. Maj. ber König von Dänemark verzichtet auf alle feine 
Rechte auf die Herzogthümer ES chleswig, Holftein und Lauenburg zu Gunften Ihrer 
Majeſtäten des Kaijers von Defterreih und bed Königs won Preußen, unb verpflichtet 
ſich, die Verfügungen, welche Ihre genannten Majejtäten hinſichtlich biefer Herzogs 
tbümer treffen werben, anzuerkennen. Art. 4 Die Abtretung bes Herzogthums 
Schleswig begreift in fi alle zu biefem Herzogthum gehörigen Snfeln, ſowie bas 
auf dem Feſtland gelegene Territorium. — Um die Abgränzung zu vereinfachen und 
ben Unzukömmlichkeiten ein Ende zu machen, welche aus ber Lage ber in ſchleswigi⸗ 
jhem Gebiet enclavirten jütländiſchen Gebietstheile entfpringen, tritt Se. Maj. ber 
König von Dänemark an Ihre Majefläten ben Kaifer von Defterreih und dem König 
von Preußen jene jütländiichen Befitungen ab, welche im Süben ber jüblichen Gränz⸗ 
linie bes Diſtricts Ripe gelegen find, als: die jütländifche Landesſtrecke Mögeltonbern, 
bie Inſel Amrum, bie jütländifchen Theile der Infeln Foehr, Sylt und Romoe u. ſ. w. 
Dagegen willigen Ihre Majeftäten ber Kaifer von Oeſterreich und der König von 
sBrauden ein, daß ein ägquivalenter Theil von Schleswig, ber außer ber Inſel Arroe 
ſolche Sehbietstheile begreift, welche dazu bienen, ben —— des oben⸗ 
erwähnten Diſiricts Nipe mit dem übrigen Jütland herzuſtellen, und bie Gränzlinie 
zwijchen Sütland und Schleswig auf der Seite von Kolbing zu verbeffern, vom 
Herzegthum Schleswig Tosgetrennt und bem Konigreich Dänemark einverleibt werde, 
Art. 5. Die neue Gränze zwilchen bem Königreih Dänemark und bem Herzogthum 
Schleswig foll von ber Mitte ber Mündung ber Hejlsminder Bai über den Heinen 
Belt ausgehen, dieſe Bai burchichneiben und ber bermaligen füblichen Gränze ber 
Kirchſpiele Hejls, Vejstrup und Tape, und zwar Iebterer bis zu dem im Süden von 
Gejlbjerg und Bräuore befindlichen MWafferlaufe folgen, fobann biefem Wafferlaufe 
entlang, von beffen Einmündung im bie Fovs-Aa ausgehend, längs ber Südgränze 
ber Kirchipiele Debis und Bandrup und längs ber Weſtgränze diefes legtern bis 
zur Königsau (Konge-Aa) im Norden von Holte gezogen werben. Bon biefem Punkt 
an wird ber Thalmeg ber Königsau (Konge⸗Aa) bie Gränze bis zur öſtlichen End⸗ 
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fine bes. Kirchſpiels Hjörtkunb Gilden. Ben Hier ı en fol bie Granze biefer 
felben Endlinie unb deren Berlängerung bis zu bem orben bes Dorfes Ohekjär 
vorfpringeaben Winkel und fermer ber ftlicden Grunze bes Dorfes bis zur Gjels⸗Aa folgen. 
Bon bier an follen bie öſtlichen Gränzen bes Kitchipiele Sem und bie jüblichen 
Gränzen des Kirchſpiels Sem, Ripe unb Beſter⸗Vedſted bie neue Gränze Bilben, 
welche in ber Nordfee in gleicher Entfernung zwifchen ben Inſeln Dianoe und Rome 
fortzulaufen hat. Im Foige biefer neuen Abgränzung werben von einer und ber 
andern Seite alle gemiſchten Anſprüche und Rechte ſowohl weltlicher als geiftlicher 
Art, welche bisher im ben Enclaven, amf ben Inſeln und in ben gemifchten Kirch⸗ 
ien beitanben haben, als erloſchen erflärt. In Folge beffen fol bie neue ſouveräne 
acht im jebem ber durch bie neue Gränze getrennten Gebiete ihre bießfülligen Rechte 
in vollem Umfange gerieben. Art. 6. Eine aus Vertretern ber Hohen vertragiälie- 
henden Theile zufammengefehte internationale Commiſſion fol beauftragt werben, 
unmittelbar nad dem Austaufch ber Ratificationen bes gegenwärtigen Vertrags, an 
Ort und Stelle bie neue Gränzlinie, ben Beſtimmungen bes vorſtehenden Artifels 
emäß, berzuftellen. Diefe Commiſſion foll bie Koften bes Baues ber neuen 
Straße von Ripe nad) Tondern, im ee "der Ausdehnung bes auf beiben 
Seiten von ihr dburdhlaufenen Gebiets, zwilchen dem Königreih Dänemark und dem 
— Schleswig zu vertheilen haben. Endlich wird dieſelbe Commiſſion bie 
eriheilung der Güter, Fonds und Capitalien leiten, welche bisher ſolchen Diſtricten 
ober, Gemeinden, bie durch bie neue Gränze von einander getrennt werben, gemein⸗ 
fchaftlich angehört Haben. Art. 7. Die Beſtimmungen der Art. 20, 21 und 22 bes 
zwiſchen — und Rußland am 3. Mai 1818 abgeſchloſſenen Vertrags, welcher 
einen integrirenden Theil der Schlußacte des Wiener Congreſſes bildet, welche Be⸗ 
ſtimmungen ſich auf die Beſitzer gemiſchter Gründe, auf die von ihnen auszuübenden 
Rechte, auf die Nachbarichaftsverhältnifie In ben von ben Granzen burclägnittenen 
Grundftüden beziehen, ſollen auf die Grumdbefiger, fo wie auf jene Grunbftüde, 
welche fih in Schleswig und in Jütland In bem durch die obenerwähnten Beſtimm⸗ 
ungen ber Acten bes Wiener Congreſſes vorgefebenen alle befinden werben, ihre 
Anwenbung finden. Art. 8. Um eine billige Bertheilung ber Staatsfchulb ber bäni- 
fen Monarchie im Verhältniffe zu ber bezüglichen Bolfezabl bes Königreihs und 
ber Herzogthümer zu erzielen, um zu gleicher Sch ben unüberſteiglichen Schwierig⸗ 
keiten vorzubeugen, welche eine detaillirte Liquidation der gegenſeitigen Rechte und 
Anfprüche darbieten wärbe, haben bie hoben vertragſchließenden Theile die Quote ber 
Staatsſchuld der Monarchie, welche ven Herzogthümern zur Laft fallen fol, auf bie 
runde Summe von nenn unb zwanzig Millionen (däniſcher) Thaler feftgeftellt. Art. 9. 
Sener Theil ber Staateſchuld ber däniſchen Monarchie, welchen in Gemäßheit bes 
vorhergehenden Artifels bie Herzogthümer zu tragen haben, fol unter Garantie Ihrer 
Moajefläten bes Kaifers von Defterreih unb bes Königs von Preußen, ale Schuld 
ber brei obenbenannten Herzogthümer an das Königreih Dänemark, innerhalb eines 
Jahres, ober wo möglich früher, von ber befinitiven Organiſirung ber Herzogthümer 
an gerechnet, beglichen werben. Zur Begleichung bieler Schuld können fi bie 
Herzogthümer im ganzen ober theilmweife einer ober ber andern ber naigfolgenb ans 
bee Arten bedienen: 1) Zahlung in Baarem (75 preußifche Thaler gleich 100 
balern bänifcher Münze). 2) Uebergabe am ben bänifhen Staatsfcha von unein- 
lösbaren vierprocentigen, zur innern Schuld ber däniſchen Monarchie gehörigen Obli- 
gationen. 3) Uebergabe an ben bänifchen Staatsſchatz von neuen von ben Herzogs 
thümern zu emittirenden Staatsobligationen, beren Werth in preußifchen Thalern 
(30 auf das Pfund gerecjnet) oder in Hamburger Mark Banco auszubrüden ift, 
unb deren Liquidirung mittelft halsjähriger Zahlung von 3 Procent vom urfprüng- 
lichen Betrag der Schuld fattfinden fol, wovon 2 Procent bie bei jedem Termin 
falligen Intereſſen barftellen, während ber Reſt zum Behuf ber Amortifirung einzus 
net ift. Die obenerwähnte Zahlung ber halbjährigen Rate von 3 PBrocent foll 
owohl durch bie Staatscaſſen ber Herzogthümer als burch Bankhäuſer in Berlin 
und Hamburg flattfinden. Die unter 2 und 3 angeführten Obligationen follen von 
dem bänijhen Stantsihag zu ihrem Nominalwerth angenommen werben. Art. 10. 
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Bis zu dem Zeitpunkt, wo bie Herzogthümer befinitiv jene Summe übernommen 
haben werben, welde fie in ee bes Art. 8 bes gegenwärtigen Vertrags, ſtatt 
ihres Antheils an ber gemeinſchaftlichen Schuld, ber bäntihen Monarchie zu entrichten 
haben, werben biefelben balbjährig 2 Procent von ber genannten Summe, nänlidy 
580000 Thle. (bänifches Geld), bezahlen. Tiefe Zahlung wird auf bie Meife 
bewerkſtelligt werden, daß jene Intereſſen und Abichlagszahlımgen ber bäniichen Schub, 
weiche bisher auf die Staatscafjen ber Herzogthlimer angewieſen waren, auch ferner 


bin durch biefe felben Caſſen beglihen werben. Diefe Zahlungen follen mit jedem 


Halbjahr liquidirt werben, und für den Tal, daß fie obgenannte Summe 
erreichen, werben bie Herzogthümer ben Meftbetrag ben bäntichen Finanzen in baarem Gelb 
zurildzuerftatten haben ; im entgegengefehten Fall wird benfelben ber UNeberſchuß gleicher⸗ 
weise in baarem Gelb zurüderftattet. Die Piquibirung wird zwiſchen Dänemark und 
ben mit ber Oberveriwaltung ber Serzogthlimer beauftragten Behörben auf bie im 
gepenwörtigen Artikel feftgefehte Weife ober mit jedem Quartal, infofern dieſes vom 

Seiten nöthig eradjtet würbe, flattfinden. Der Gegenftanb ber erfien Liguis 
birung werben insbeſondere alle Intereſſen und Abſchlagszählungen der gemeinfchafts 


lichen Schulb ber däniſchen Monarchie fein, welche nach bem 23, Dec. 1863 entrichtet. 
worden find. Art. 11. Die Summen, weile bas fogenamte Holſtein⸗Ploen'ſche 


Aeguivalent Barfiellen, ber Reft ber Entfhäbigung für bie vormaligen Befitungen 


bes Herzogs von Auguftenburg, mit Einſchluß der darauf Haftenben Prioritätsforberung, . 


und die Tomanialobligationen von Schleewig und Holftein werben ausſchließlich vom 
ben Herzogthümern getragen. Art.12. Die Regierungen von Oefterreich und Preußen 


werben ſich von ben Herzogthümern bie Kriegsfoften zurüderftatten laſſen. Art. 18. 


Se. Maj. der König von Danemark verpflichtet fi, unmittelbar nad Auswechslung 


ber Ratificationen bes gegenwärtigen Vertrags, alle öfterreihifchen, preußiichen und 
beutihen während des Kriegs aufgebrachten Hanbelsfchiffe jammt ihren Ladungen 


zurüdzugeben; ingleichen bie ben diterreichifchen, preußifchen und beutfchen Unterthanen 
gehörigen und auf neutralen Schiffen in — —— Labungen; endlich alle 
von Dänemark aus einem miliiäriſchen Grund in ben Herzogthümern mit Beſchlag 
belegten Fahrzeuge. Die vorgenannten Gegenftänbe werden in bem Zuftand heraus⸗ 
gegeben werben, in welchem fie fi} bona fide zur Zeit ihrer Zurüditellung befinden. 
Für den Fall, daß bie zurüdzuftellenden Gegenftänbe nicht mehr vorhanden wären, 
wird man beren Werth eritatten, und wenn biefelben IR ihrer Beſchlagnahme eine 
namhafte Verringerung bes Werths erlitten haben, fo ſollen been Eigenthümer ver= 
haltnißmäßig entjchädigt werden. Deßgleihen wird bie Verpflihtung anerkannt, bie 
Rheber und bie Mannſchaft ber Schiffe und bie Gigenthümer ber Labungen für 
alle Auslagen und bireften Verlufte zu entſchädigen, von welchen hewiefen wird, bag 
fle durch die Beſchlagnahme der Fahrzeuge verurfacht worben, als ba find Hafen= oder 
Liegegelder, Gerichtsfoften, Auslagen für — oder Heimſendung der Schiffe und 
Mannſchaften. Hinſichtlich der Fahrzeuge, weiche nicht in natura zurückgeſtellt 
werden können, wird als Baſis der zuzugeſtehenden Entſchädigung ber Werth dieſer 
Fahrzeuge zur Zeit ihrer Befchlagnahme angenommen werben. In Betreff der hava⸗ 
rirten oder nicht mehr vorhandenen Ladungen wirb bie Entjchädigung bafür, nach 
bem Werth, ben fie am Ort ihrer Beſtimmungen zur Zeit, wo bas Fahrzeug bafelöft 
eingetroffen wäre, nach einer Wahrſcheinlichkeitsrechnung gehabt Hätten, feſtgeſtellt 
werden. Ihre Majeftäten ber Kaifer von Oefterreih unb ber König von Preußen 
werben beßgleichen die von ihren Truppen ober ihren Kriegsjchiffen genommenen 
Hanbelsfchifje, fowie bie Ladungen, foweit biefelben Privateigenthum find, zurück⸗ 
ſtellen laſſen. Wenn die Rückſtellung nicht in natura gefchehen kann, wirb die Ent» 
ſchädigung nad) den oben angeführten Grundſätzen feftgeftellt werben. Ihre genannten 
Majettäten verpflichten ſich gleichzeitig ben Betrag ber von ihren Truppen in Jütland 
in klingender Münze erhobenen Kriegscontributionen in Gegenrehnung bringen zu 
laſſen. Diefe Summe fol von ben Entſchädigungen abgezögen werben, welche Däne⸗ 
mar? nach den im gegenwärtigen Artikel aufgeftellten Grunbfägen zu zahlen Hat. 
Ihre Majeftäten der Kaifer von Defterreih, ber König von Preußen und ber König 
von Dänemark werben eine Specialcommiffion ernennen, welche ben Betrag ber 
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refpectiven Gmntichäbigungen feſtzuſeen Bat, und in Stopenhagen ipäteflene ſechs 
Kochen nad) Auswecholung ber Ratificationen des gegenwärtigen Vertrags zuſammen⸗ 
izeten fol. Diefe Commiſſion wirb ſich bemühen, ihre Aufgabe innerhalb dreier Monate 
zu erfüllen. Wenn fie nach Ablauf berfelben nicht im Stande war, fi) über alle Ihr 
vorliegenden Reclamationen zu einigen, fo werben bie bis dahin nody nicht georbneten 
einer —— — Entſcheibdung nn werben. Zu bielem Zwed werben 
Ihre Majeftäten ber Kaifer von Oefterreich, ber König von Preußen und ber König 
von Dänemark fich über bie Wahl eines Schiebsrichters einigen. Die Entſchädigungen 
werben fpäteftens vier Wochen nach ihrer befinitiven Feſtſtellung gezahlt werben. Art. 
14. Die bänifche Regierung wirb bie Rüderftattung aller jener Summen zu tragen 
— welche von den Unterthanen der Herzogthümer, von den Gemeinden, öffent⸗ 
ichen Anſtalten und Koͤrperſchaften unter dem Titel von Cautionen, Depofiten ober 
terfagen in ben öffentlichen Gaflen Dänemarks eingelegt worben find. Ueberbieß 
ollen ben Herzogthlimern übergeben werben: 1) das zur Amortijteung ber boliteinis 
chen Caffenfcheine zu verwenbenbe Depofitum; 2) ber zum Bau ber Gefängniffe 
beftimmte —— 3) bie Fonds für Feuerverſicherungen; 4) bie Depoſitencaſſe; 
5) bie Gapitalien, die von foldden VBermächtniffen berrühren, welche Gemeinben ober 
Öffentlichen Inſtituten in ben Herzogthümern angehörten; 6) bie aus bem beſonderen 
Einnahmen ber Herzogthümer herrührenden Enfjenbehalte, welche fih bona Ade im 
beren Stantscaflen zur Zelt bee Yunbeserecution und ber Occupation biejer Länder 
befunden Eine internationale Commiffion fol mit der Liquidirung ber obs 
gebachten Summen, von welden bie aus ber bejonberen Verwaltung ber Herzog⸗ 
tbümer hervorgehenden Auslagen abzuziehen find, beauftragt werben. Die Antiken⸗ 
fammlung zu iensburg, e mit ber Gefchichte Schleswige im Zuſam an 
ſtand, allein während ber lebten Ereigniſſe großentbeils zerſtreut wurde, ſoll daſelb 
mit Beihülfe ber bänifchen Regierung aufs neue zufammengeftellt werden. Deßgleichen 
follen ben bänifchen Unterthanen, Gemeinden, Öffentlichen Anftalten und Körperjchaften, 
welde Summen unter dem Titel von Cautionen, Depofiten ober Hinterlagen in bie 
Staatseaffen ber Herzogthümer eingelegt Haben, biefelben buch bie neue Regierung 
richtig rüderftattet werben. Art. 15. Die Penſionen, welche auf ben Specialbudgets bes 
Königreih3 Dänemark und ber Herzogtkümer haften, werben auch in Zukunft von 
den. betreffenden Ländern ausbezahlt werben. Es wird ben Berechtigten freiftchen, 
ihren Aufenthalt, fei es im Königreich, fei es in ben Herzogfhümern, zu nehmen. 
Alle übrigen Civil- und Militärpenfionen (mit Einfluß ber Penfionen ber Beamten 
ber Givillifte St. Maj. bes verewigten Königs Friedrich VII., Se. k. Hoh. bes 
verewigten Hrn. Prinzen Ferdinand und J. k. Hoh. ber verewigten Landgräfin Char⸗ 
Iotte von Heffen, geb. Prinzeſſin von Dänemark, fowie ber Penſionen, welde bis 
jeßt durch das Secretarint ber Gnaden (Naades-Secretariat) ausbezahlt worden 
find) werben zwifchen dem Königreih und den Herzogthümern nach dem Maßſtab 
ber bezüglichen Benölferungen vertbeilt werben. Zu biefem Ende ijt man überein 
ekommen, eine Lifte jämmtlicher Penſionen anfertigen zu laſſen, beren Werth nach 
apgabe ber Leibrente in Capitol zu verwandeln, und alle Berechtigten zu ber 
Erklärung einzuladen: ob fie ben Wunſch hegen, ihre Benfionen zukünftig im Könige 
reich ober in ben Herzogihümern zu erheben. Im Fall in Folge biefer Wahl das 
Verhältniß zwilchen ben beiben Quoten, d. i. jener, welche ben Herzogthümern zur 
Laft fällt, und berjenigen , welche bei bem SKünigreich verbleibt, dem angenommenen 
Grundbfage der, Benälferungsziffer nicht entfprechen follte, wirb ber Unterſchied durch 
den bezüglichen Theil ausgeglichen werben. Die Penfionen, welche an bie allgemeine 
Mittwencaffe und ar ben Venfionsfonds für untergeordnete Militärperfonen angewieſen 
find, werben, injoweit biefe Fonds reichen, wie in ber Bergangenheit ausgezahlt 
werben. Was bie Zuſchußbetrage anbetrifit, welche ber Staat zu biefen Fonds zu 
leiften haben wirb, fo werben bie Herzogthümer bavon nad bem Verhältniß ber 
beiberfeitigen Bevölferungen eine entjprechende Quote übernehmen. Den Einwohnern. 
ber Herzogthlimer , welche wohlerworbene Rechte in Bezug auf bie Anjtalt für Leib⸗ 
renten und Lebensverfiherungen beißen, bie 1842 in Kopenhagen begründet worben 
ift, bleiben biefe Rechie ausbrüdlich erhalten. Eine internationale Commiffion, 
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fonmengefebt aus Abgeorbneten beiber Parteien, wirb fich unmittelbar mach dem 
taufch der Ratificationen dieſes Vertrags in Kopenhagen verfammeln, um bie 
betaiſlirte Megelung ber Beſtimmungen gegenwärtigen Artifeld vorzunehmen, Art, 
16. Diet. Dänifde Regierung wird bie Zahlung folgender Apanagen übernehmen: 
J. Mai. ber verwittweten Königin Saroline Amalie, J. 7. By ber Frau Erbe 
prinzeffin Karoline, 3. 1. Hoh. ber Frau Herzogin Wilhelmine Marie von Glüdsburg, 
% Hoh. ber Frau Herzogin Karoline Charlotte Marianne non Medlenburg-Strelik,. 
J. Hoh. ber verwittweten Frau Herzogin Louife Karoline von Glädsburg, Sr. Hoh 
bes Hra. Prinzen Friedrich von Heſſen, XS. 82. ber Frauen Prinzeſſinnen Charlotte, 
Victoria und Amalie von Schleswig Holftein = Sonberburg » Anguftenburg. Die auf: 
bie Herzogthümer nach bem Berhältniß ihrer Bevölkerungszahl entfallenbe Quote wird. 
ber däniſchen Regierung von jener ber Herzogthümer erjekt werben. Die in bem 
vorgehenden Artifel erwähnte Commiſſion wird aud mit ber Feſtſtellung ber zum 
Vollzuge bes gegenwärtigen Artikels nöthigen Anorbnungen betraut fein. Art. 17. 
Die neue Regierung ber Herzogthlimer tritt in alle Rechte und Verbindlichkeiten ein, 
bie aus Verträgen entfpringen, welche burh bie Verwaltung Sr. Mai. des Königs 
von Dänemark in Bezug auf Gegenftände bed öffentlichen Intereſſe, die insbeſondere 
bie cebirten Lande beirefien, in regelmäßiger Weiſe abgejchloffen worden find. Es ift 
jedoch Hiebei ſelbſtverſtändlich, daß alle Verpflichtungen, welche fi) aus foldden Bere 
trägen ergeben, bie von ber bänlfchen Megierung in Bezug auf ben Krieg und bie 
Bunbeserecution eingegangen worben find, in ber vorhergehenden Beſtimmung nicht. 
inbegriffen wurden. Die neue Regierung in ben Herzogthümern wird jebe® durch 
nbividuen ober moralifhe Perfonen bajelbft erworbene Recht achten. In einem 
treitfalle werden über berlei Angelegenheiten bie Gerichte zu erkennen haben. Art. 
418, Die aus ben abgeireienen Landen gebürtigen Untertanen, welche ber däniſchen 
Armee ober Marine angehören, werben das Mecht haben, fofort vom Militärbienft 
beurlaubt zu werden und nad Haufe zurückzukehren. Es ift jedoch dabei ſelbſwer⸗ 
ſtändlich, daß diejenigen unter ihnen, welche im Dienſt Sr. Maj. des Königs von 
Dänemark verbleiben, deßhalb weder ihrer Perſon noch ihrem Eigenthume nad bie 
minbefte Beläftigung erfahren follen. Diefelben Rechte und Bürgfchaften find von 
ber einen und andern Seuc ben aus Tänemarf ober ben Herzogthümern beritammens 
den Civilbeamten zugefichert, welche bie Abficht bezeugen werben, bie amtliche Stellung 
zu verlaffen, weldye fie im bänifchen Dienft ober in jenem ber Herzogthlimer eins 
nehmen, ober bie vorziehen follten, in biefen Bedienſtungen zu verbleiben. Art. 19. 
Jenen Unterthanen, welche auf ben burch den gegenwärtigen Vertrag abgetretenen Gebieten 
ihren Wohnfig Haben, fol vom Tag ab, an welchem bie Ratificationen ausgewechſelt 
werben, während ber Dauer von ſechs Jahren, unb gegen eine an bie competente 
Behörde im vornhinein abzugebende Erflärung, bie volle und unbefchränkte Befugniß 
auftehen, ihre beweglichen Güter zolffrei in bie Staaten Str. Maj. bes Königs von 
Dänemark auszuführen und ſich ſelbſt mit ihren Familien dahin zurüdzuzichen, für 
welden Fall ihnen bie Eigenſchaft bänifcher Unterthanen aufrechterhalten bleibt. Es 
fteht ihnen frei, ihre in ben abgetretenen Gebieten gelegenen unbeweglichen Güter zu 
behalten. Derjelben Befugniß erfreuen fich auch wechielfeitig bie bänifchen Untertbanen 
unb jene Individuen, welche von den abgeiretenen Gebieten herſtammen und fi in 
den Staaten Sr. Maj. bes Königs von Dänemarf angefiedelt haben, Jene Unter: 
thanen, welche ber gegenwärtigen Beftimmungen theilhaftig werben wollen, bürfen 
auf Grundlage ibrer freien Mahl von Feiner Seite weder an ihrer Perfon nod in 
ihren in ben beiberfeitigen Staaten gelegenen Befitungen beunruhigt werben. Die 
oben erwähnte Friſt von ſechs Jahren Endet auch auf jene fowohl aus bem König⸗ 
reich Dänemark als aus ben abgetretenen Gebieten ſtammenden Unterthanen ihre 
Anwenbung, welde fi) zur Zeit der Ratificationsauswecdhslung bes gegenwärtigen 
Vertrags außerhalb bes Gebiets des Königreich Dänemark ober jenes ber Herzog⸗ 
tbümer befinden. Ihre biepfallige uns fann fowohl von der am nächlten 
befindlichen däniſchen Sefandifcaft al8 von ber oberften Behörde jebweber Provinz 
bes Königreichs oder ber Herzogthlimer angenommen werben. Das Necht bes Ins 
bigenates ſowohl im Königreih Dänemark als in ben Herzogtbümern bleibt allen 
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nen Indwiduen gewahrt, weiche basfelbe zur Zeit der Ratifſcationganswechelun 
Des gegenwärtigen Bertrags inne haben. Art. 20. Lie Urkunden, welde fi au 
Gigenthumsrechte, fowie biejenigen , welche ſich auf die Verwaltung umb bie Civiljuſtiz 
ber abgetretenen Gebiete beziehen und ſich bermalen in ben Archiven des Königreiches 
Dänemark befinden, werben ben Gommifjären ber neuen Regierung ber Serzogthlimer 
ehemöglichtt übergeben werben. Eben fo werben alle jene Beſtandtheile, welche ben 
Serzogthümern gehört Haben und von beren Ardjiven anegehoben wurden, benfelben 
mit ben bezüglichen Verzeichniffen und Protofollen ausgeliefert werben. Die bänifche 
fowie die neue Megierung ber Herzogthümer erklären fih bereit, auf Verlangen ber 
oberſten Verwaltungsbehörben ſich wechſelſeitig alle Urfunden und Ausfünfte über 
jene Angelegenheilen mitzutheilen, welche gleichzeitig das Königreih Dänemark und 
bie —— betreffen. Art. 21. Der Handel und bie Schifſfahrt Damemarks 
unb ber abgetretenen Herzogthümer wirb gegenfeltig in ben beiden Ländern bie Rechte 
und Vorrechte ber meillbegünftigten Nation geniepen, bis biefer Gegenſtand durch 
befondere Verträge geregelt werben wird. Die Durchfuhrzollbefreiungen und Crleiche 
terumgen, bie kraft des Art. 2 des Vertrags vom 14. März 1857 ben auf: ben 
Straßen und Gandlen, welche bie Nordfee mit der Oftfee verbinden, oder verbinden 
werben, paffirenden Waaren zugeftanden worben find, werben auf bie das Königreich und 
bie Herzogtblimer, auf was für immer einem Weg, durchziehenden Waaren Anwenbung 
finden. Art. 22. Die Räumung Jütlands von ben verbünbeten Truppen wirb in möglichſt 
kurzer Friſt, ſpaͤteſtens aber innerhalb dreier Wochen nach bet Auswechslung ber Ratifis 
cationen bes gegenwärtigen Bertrags beiwerkitelligt werben. Die befonberen Beitimmungen, 
welche auf biefe Räumung Bezug haben, find in einem Protokoll feftgeftellt, welches einen 
Anhang bes gegenwärtigen Vertrags bildet. Art. 23. Um mit allen ihren Kräften zur Be⸗ 
ruhigung ber Gemütber beizutragen, erflären und verfpredhen bie vertragfchließenben 
Mäcte: daß Fein anläßlich der letzten Ereigniffe compromittirtes Indivibuum, welcher 
@lafte unb welchem Stande es immer angehöre, wegen feines Verhaltens ober feiner 
politifchen Anfichten verfolgt, beunruhigt oder In feiner Perſon ober feinem Eigen: 
thum beanftandet werben wird. Art. 24. Gegenwärtiger Vertrag wirb ratificirt 
werben, und bie Ratificationen follen in Wien binnen brei Wochen, ober wenn 
möglich früher, ausgewechfelt werben. Urkund beffen haben bie betreffenden Bevoll« 
mächtigten ihn unterzeihnet unb mit bem Inſiegel ihrer Wappen: verſehen. So 
geichehen in Wien am 30. Tag bes Monats October des Jahrs bes Helle 1864. 
Mechberg m. p. Brenner m. p. Wertber m. p. Balan m. p. Quaade m. p. 
Kauffmann m. p. 

i Ein Brotofoll von bemjelben Tage beftimmt die Räumung Jütlands von 
— ber alliirten Truppen binnen längſtens drei Wochen und deren nähere Moda⸗ 

ten. 
Ein zweites Protokoll ebenfalls vom gleichen Tage beſtimmt, daß „Se. 

Mai. ber König von Dänemark unmittelbar nah Auswechslung der Ratificationen bes 
oben befagten Vertrags Proclamationen an bie Beudlferungen ber abgetretenen Lanbe 

chten wird, um ihnen bie Veränderung anzuzeigen, bie in ihrer Stellung ftatt- 
gefunben bat und fie ihres Eides ber Treue zu entheben.“ 





Ueherfigt der Greigniffe des Ya 1864. 


Die Geſchichte des Jahres 1864 überragt an Bebeutung für 
bie Entwidelung der europäifchen Dinge bei weiten. biejenige ber 


zuleßt vorangegangenen feit 1859 und 1860. Der zu Anfang des⸗ 


felben im Norden ausgebrochene Krieg zwifchen Defterreich- Preußen und 
Dänemark fällt zwar als ſolcher nicht allzuſchwer ins Gewicht und 


ebenfo blieb die’ gegen Ende des Jahres zwiſchen Frankreich und 


Italien abgefchloffene Convention bezüglich Roms vorerft ohne prafz 
fen Einfluß auf die Lage des neuen Königreichs jenfeits ber Alpen. 
Allein jener wie diefe find unzweifelhaft die Ausgangspunfte für 


eine Reihe von Ereigniffen, die ſich theilweife bereits daran geknüpft 


haben, ünd von Thatfachen, die in den nächſten Jahren faft mit 
Nothwendigkeit daraus hervorgehen müflen und bie allem Anjchein 


nach dazu beftimmt find, das bisherige Gleichgewicht der Mächte im 


Norden wie im Süben Europa's wefentli zu verändern. 


Lu 3a 


c> 


Der Beginn des Jahres 1864 fand die deutſche Nation bon Dentfä- 


einer fo allgemeinen und fo heftigen Bewegung ergriffen, wie man 
es eben noch für ganz und gar unmöglich gehalten hätte. Schon 
Yängft hatte fie e8 nur wiberftrebend ertragen, daß das kleine Volt 
ber Dänen unter ben Schutz ber europäifchen Verhältniffe die deutfche 
Nationalität der nordalbingifhen Herzogthümer in jeber Weife zu. 
unterbrüden bemüht war, um der bänifhen Minorität im Herzog: 
thum Schleswig zum Uebergewicht zu verhelfen und das Land Schritt 


für Schritt dem eigentlichen Dänemark einzuverleiben, ohne daß von, 


Seite des deutſchen Bundes irgend welche ernjte Schritte geichahen, 
biefem Beginnen nahbrüdlich zu wehren, Recht und Macht fanden 
gleihmäßig unzweifelhaft auf Seite Deutfchlants und dennoch mußte. 
e8 zehn volle Jahre hindurch ſich gefallen laſſen, wie Dänemark 
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Deut die klarſten Verpflichtungen außer Acht ſetzte, fein Ziel ohne Banken 
und mit allen Mitteln raftlos verfolgte und ben Beſchwerden bes 
deutſchen Bundes höhniſch auszumeichen wußte. Eben glaubte Däne- 
mark durch bie fogenannte November-Berfaflung am Ziele angelangt 
und ſich die längſt umgarnte Beute bauernb gefichert zu Baben, als 
König Friebrih VII. ſtarb. Diefer Tod mahnte ber ganzen fo Yange 
nur mühſam mit allen Mitteln ber Diplomatie in ber Schwebe ge- 
haltenen Situation plöhfih ein Ende Während Chrifliew von 
Slüdsburg geſtützt auf den Londoner Vertrag, den die ſämmtlichen 
Großmãchte mit Einfluß Oeſterreichs und Preußens gegen bie ur- 
alten Rechte diefer Lande geſchloſſen hatten und bem nach unb nad 
faft alle andern Staaten Europas beigetreten waren, ben Thron von 
Dänemarf beftieg, die Herzogthümer mit feinen Truppen beſetzt hielt 
und ihre Huldigung zu erzwingen bemüht war, erhob alsbalb aud 
ber Prinz Frievrih von Auguftenburg feine auf das Erbrecht feines 
Haufes, das der Londoner Vertrag nur thatfächlich, aber nimmermehr 
rechtlich Hatte befeitigen können, gegründeten Anſprüche auf ben 
Thron ber vereinigten Herzogthümer unb Hinter ihm flanb bie df- 
fentlide Meinung von ganz Deutfhland. Hunderte von Vereinen 
und Verfammlungen wuchſen an allen Eden und Enben von Deutſch⸗ 
land wie aus dem Boden empor und gaben dem zum feſten, nadj= 
haltigen Entſchluſſe gereiften Willen der Nation Ausdruck, daß ben 
Herzogthümern nunmehr endli ihr Recht werden müffe und daß fie 
troß bes Londoner Vertrags endgültig und für immer von Dänemark 
befreit und Tosgelöst werben müßten. Die Macht ber nationalen 
Bewegung ſchien einen Augenblid alles mit fich fortzureißen und 
ſelbſt dem alten Bunbestage wieber neues Leben einzuhauden. 
Patriotifchen Sinnes ging der Herzog von Coburg-Gotha ben übrigen 
beutfchen Fürſten mit gutem Beifpiel voran, anerfannte ohne Zögern 
ben Prinzen Friedrich als Herzog von Echleswig-Holftein und geftattete 
ihm, feinen Wohnfig vorerft in Gotha zu nehmen und fi bafelbit 
eine Art von Minifterium zu bilden; bie Großherzoge von Baben 
und Sahfen-Weimar folgten feinem Beifpiel ; der König von Bayern 
fehrte eilends von Rom in die Mitte feiner getreuen Unterthanen 
zurüd, erflärte die Erbanſprüche des Auguftenburgers wenigftens 
für „rechtlich begründet” und daß er bereit ſei, „mit allen Kräften 
für die Durdführung der hiedurch bedingten Politit für bie 
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Mechte der Herzozthümer umd Deuiſchlands einzuſtehen“; Sadien Det 
nnd Württemberg traten. vom Londoner Vertrage, dem auch fie ſeiner 
Zeit beigetreten waren, durch offene Erklärung wieder zurück; die 
beiben ſich ‚belämpfenden Parteien der ſog. Großdeutſchen und. Klein⸗ 
deutichen Kegten ihren Hader vorerſt bei Seite und gaben fidh bie 
Band, um bie echte ber Nation gemeinfam mit boppeltem Nachbrud 
zu unterflügen; in Srmanglung eines deutſchen Parlaments traten 
fünfhundert Mitgliever deutſcher Ständeverſammlungen ohne ‚Unter- 
ſchied der Parteien in Frankfurt zufammen und beichloflen einſtim⸗ 
mig, eine „Erlösung ber Rechte” zu erlafien, wonach fie bie Tren- 
nung ber Herzogthümer von Dänemark und bie Conftituirung ber: 
ſelben als eines felbftändigen Staates unter bem Herzog Friedrich 
von Auguftenburg verlangten und fich verpflichteten, „biejenigen beut- 
fgen Regierungen zu unterftügen, welche für das volle Recht ber 
Herzogthümer ehrlich und thatkräftig einträten und dagegen biejenigen 
Regierungen mit allen verfaflungsmäßigen Mitteln zu befämpfen, 
welche das Recht und bie Ehre Deutfchlands in biefer Sache preis: 
gäben”; die Bunbesverfammlung aber beſchloß in erjter Linie, einen 
Dertveter des Königs von Dänemark für Holftein umb Lauenburg 
nicht anzuerkennen und bie boliteiniide Stimme am Bunde vorerſt 
zu fuspenbiren, in zweiter Linie wenigſtens, die ſchon zu mwieberholten 
Malen beichloffene, jedoch immer wieder aufgeihobene Erecution in 
Holitein nunmehr wirklich ins Werk zu ſetzen. Um bie Mitte December 
41863 ſetzten fih 12000 Sachſen und Hannoveraner in Bewegung, 
rädten in SHolftein ein und noch bevor das Jahr zu Enbe ging, 
war das Herzogthum von den Dänen gänzlich geräumt. Bon felbf 
wurbe jetzt bie Execution zur Decupation: ſobald fie nur aufathmen 
konnten, erflärten die holfteiniihen Männer aller Orten fi rechtlich 
los und ledig von Dänemark und riefen ben Herzog Friedrich als 
ihren rechtmäßigen Lanbesherrn aus. Am lebten Tage bed Jahres 
erſchien berjelbe ſogar jelbit ganz plößlich zu Kiel in ber Mitte 
feiner zufünftigen Unterthanen, um ihre Huldigung entgegen zu 
nehmen, um ihnen als Mittel- und Stützpunkt zu bienen unb um 
alles vorzubereiten, die Regierung, fobald ihn der deutſche Bund 
anerkannt haben würde, übernehmen und mit Hülfe des Bundes aud 
feine Anſprüche auf Schleswig zur Geltung bringen zu können. 
Europa war gegen fie, aber die Benölferungen ber Herzog 
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Desi9- sgümer bauten auf ihr gutes Reit umb [echten Ihr Verteauen auf 
Die Macht der nationalen Bewegung, bie auf allen Selten: in bie 
Regierungen drang, daß ber Bund jenen entſcheidenden Schritt ohne 
Zögern wirklich thue und ben Auguftenburger ale Herzog von Holftein 
anerkenne. Kein Zweifel waltete in ber Öffentlichen Meinung. Deutſch⸗ 
lande, daß ein ſolcher Beſchluß bie ganze Frage nicht num rechtlich, 
fondern auch tbatjächlich entſcheiden werbe. Lag nur af ein ſolcher 
Bundesbeſchluß vor, jo war im ber That mit Sicherheit vorauszufehn, 
ai die Stänbeverfammlungen aller einzelnen Staaten fih um bie 
Weite beeilen wärken, den Regierungen bie geſammte Volkskraft an 
Mannſchaft und Geld einftimmig zur Berfügung gu ftellen, jo bag 
es nur von ihrem guten Willen abhinge, den Krieg von Anfang ar 
auf großartigftem Fuße zu beginnen, nur von ihrem einträcdhtigen 
Zuſammenhalten und ihrer weijen Unterorbnung unter eine Leitung, 
ihn zu einem für bie Nation glüdlien und ruhmvollen Ende zu 
führen, welche Hinbernifje auch immer zu bewältigen. fein möchten. 
Denn barauf war bie öffentlihe Meinung ber Ration ge- 
faßt, daß es ſich wohl nicht bloß darum Handeln merbe, das 
Heine Dänemark zu überwältigen, daß Schweden wahrſcheinlich 
auch jebt twieber feine Truppen mit benen bes angegriffenen ſtamm⸗ 
verwandten Landes vereinigen, daß England möglicher Weiſe dem- 
jelben feine Flotten gegen das zur See noch immer wehrlofe Deutfch- 
land zur Hülfe fenben werde, daß Frankreich vwielleiht nur darauf 
warte, feine alten Plane am Rhein wieber aufzumehmen. Die 
Nation in ihrer Begeifterung war jedoch zu jebem Dpfer bereit, 
bereit, es nöthigenfalls® mit ganz Europa aufzunehmen und Alles 
daran zu fetzen, um bie .heiligften Rechte eines ihrer Glieder zu 
Ihüßen, um ihre eigene von einem Tleinen Nachbar fo lange in 
Uebermuth mit Füßen getvetene Würde zu wahren, um ihre Macht 
18 eine große Nation inmitten Europa’s enblih zur Anerkennung 
und Geltung zu bringen. Ein Gefühl durchdrang fie, baß dieſem 
Willen keine Macht der Welt auf bie Dauer zu widerftchen ver: 
mögen würde, wenn alle einzelnen lieber bes Bundes, Fürften 
und Völker, in biefem enticheidenden Momente wirklich in Eintracht 
äufammenftänden. Das waren bie bisherigen Erfolge, die Hoffnun- 
gen,. die Anfchauungen, bie zu Anfang des Jahres 1864 vom Stand: 
punkte der nationalen Bewegung aus walteten, 
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Die xeale Sachlage entſprach jedoch dieſen Hoffnungen wur theil« De 


—* 


weiſe. Die Bewegung fand ihr Schwergericht in den. außerpreußiſchen 
und außeröfterreibildgen Staaten Deutfchlande. Dort waren ſo zu 
jagen alle Kreiſe ohne Ausnahme von ihr ergriffen, zahlloſe Berfamme 
lungen trugen. ſie unmer iveiter, einftimmig unterſtützte fie die Preife, 
einige Regierungen. gingen aufrichtig und volfftänbig mit ihr, andere 
folgten ihre, wenn auch zögernd, jelbit diejenigen, bie fie mit der 
entſchiedenſten Abneigung anjahen, wie bie von Hanmorer, wagten 
es doch nicht, ihr offen entgegenzutreten. Nicht fo in ben beiden 
Großſtaaten Demſchlands. Allerdings war auch in Preußen bie 
Öffentliche Meinung von ber Bewegung lebhaft angeregt worden und 
fand ihren Ausdruck in der Majorität des Abgeordnetenhaufes, das 
fih offen für bie Zielpunkte der nationalen Bewegung ausſprach 
and bem Miniftertim nur zu Unterftübung einer chen. dahin 
zielenden Politit und zu Feiner andern eine.Anleihe bewilligen wollte; 
ja jelbft in ben deutſchen Kronländern Oeſterreichs war Anfangs 
überall die entfdhiebene Neigung zu Tage getreten, ſich der nationa- 
ten Bewegung anzujchliegen und bie deutſche Gefinnung auch in 
Defterreich zu bethätigen. Allein es läßt fi) faum läugnen, daß das 
preußiſche Volk, von dem innern Gonflict mit der Krone unb bem 
Miniſterium Bismarck in Anſpruch genommen, von bet Bewegung 
doch lange nicht in dem Grade ergriffen war, wie das übrige Deutſch⸗ 
land, und in Oeſterreich ſank die momentane Aufregung alsbald 


wieder in vollkommene Lethargie zurüd, fobald bie Regierung ihr 


bemmenb entgegentrat. Noch bedenklicher aber war bie Stellung, 
welche die Regievungen in Defterrzih und Preußen von allem Ans 
fang an eingenonmen Hatten, eine Stellung, welche mit ben Biel: 
puntten der Bewegung im entichiedenften Gegenfabe ftand. 

Beibe erklärten fofort nad dem Tode bes Königs Friedrich 
übereinftunmend, daß fie durch ben Londoner Vertrag von 1852 fi 
für gebunden erachteten. Trotz biefer Erklärung waltet indeß faum 
ber geringfte Zweifel, daß Die eine wie die andere ber beiden Deuts 
Shen Großmächte durch jenen Vertrag nur fo weit ſich wirklich gebunden 
fühlte, al8 file gebunden fein wollte Nicht nur bie ganze Art und 
Weiſe, wie Dänemark die in den Jahren 1851 und 1852 ihnen gegen: 
über fpeciell eingegangenen, unzmeideutigen Verpflichtungen felbft nad 
dem Urtheil der englifchen Regierung „gebrochen Hatte, ſondern viel 
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Druttö- mehr noch ber Umſtand, daß ber Londoner Vertrag niemals perfect 
geworden war, teil es Dänemark nicht gelungen, bie barin ſtipu⸗ 
lirten Borausfehungen zu erfüllen, gab ihnen bas volllommene Recht, 
benfelben als bahingefallen zu betrachten, und fiherlich Hätten weber 
Defterreih noch Preußen auch nur einen Augenblid angeftanben, es 
zu thun, fobalb es ihren Intereſſen comvenirt hätte. Das allo war 
nicht ber wahre Grund, warum fie fi nicht entichliehen konnten, 
ber nationalen Bewegung Deutſchlands ſich anzuſchließen. Dagegen 
bot ſich ihnen allerdings eine Reihe von Erwägungen dar, welche 
einen ſolchen Entſchluß nicht ohne Grund ſehr bedenklich erſcheinen 
ließen. Zunãchſt fühlten beide gegenüber ber nationalen Begeiſterung 
für den „verlaflenen Bruderſtamm“ volllonnnen kühl wie gegenüber 
ber ganzen nationalen Bewegung eben als einer nationalen: beibe haben 
fich feit der Gründung bes beutichen Bunbes jeberzeit in erfter Linie 
als Großmächte betrachtet und erft in zweiter Linte als Bundes: 
glieder; beide, Preußen nicht minder als Defterreich, waren gewohnt, 
auch in beutichen Fragen vor gllem nur unb meift ausſchließlich 
ihre ſpeziellen Intereſſen zu Raihe zu ziehen und das eine war fo 
wenig tie das anbere gemeint, jeine Politif der nationalen bee 
unterzuorbnen, wie das unter andern Umſtänden ſelbſt in einem 
Stantenbunde denkbar wäre; beibe betrachteten ben Bunb zunächſt 
lediglich als eine Garantie für ihren Befikftand unb im weiteren als 
den großen Kampfplab für die Bethätigung ihrer gegenfeitigen Macht⸗ 
einflüfe. Die ganze Bewegung mit ihren Verſanmlungen unb 
Adreſſen, mit ihrem Abgeorbnetentage und ihrem 36er Ausihuß, mit 
ihrem Drud auf die Regierungen, bem bie einen. bereits mehr ober 
weniger fich bingegeben Batten unb dem bie andern nur mühſam 
wiberftanden, erihien ihnen unter allen Umſtänden gefährlich und 
verwerflich. Entſchloſſen fie fi aber, auf das nationale Streben 
einzugehen, die Bewegung zu leiten und bamit zu mäßigen, To er 
gaben fih neue Bedenken anderer Art, Wenn fih aus bem Kriege 
mit Dänemark ein größerer mit England, vielleicht auch mit Frank 
reich entipann, fo waren es doch viel weniger bie andern beutjchen 
Staaten als Oefterreih und Preußen, welche vornehmlich bie 
Laſten besjelben zu tragen gehabt hätten. Oeſterreichs Finanzen 
waren aber in ber That nicht in der Lage, einen großen Krieg als 
zuläflig erjcheinen zu laſſen, ber nicht ein vitales Intereſſe des Kaiſer⸗ 
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ſtaats berührte und feine innern Zuſtände waren ber Art, baß es ut 
eines dauernden Friedens dringend zu bedürfen ſchien; Preußen wäre 
ar feiner ganzen Tanggeftredten Oftfeefüfte ben Angriffen der eng- 
liſchen Kriegsichiffe wehrlos Preis gegeben gewefen und ebenfo Hätte 
fih ein Angriff Frankreichs ohne Zweifel zunächft gegen feine Rhein- 
probinzen gerichtet. Ucherbieß Hätte ein offenfiver Bundeskrieg für 
beide Großmächte mannigfaltige Unzuträglichleiten in dem Verhätt: 
niſſe zu ber Bundesverfammlung in Frankfurt 'undb in ifrem Der: 

hältniffe unter fi dargeboten. Beide waren ganz und gar nicht 
geneigt, fi vom Bundestag „majorifiren” zu laſſen und bamit ge 
wiffermaßen unter bie Leitung ber Mittelftanten zu begeben: Preußen 
war erbittert über bie Mittelftaaten, bie feit ben ibentifchen Noten 
fih ihm in jeber Weife entgegengeftellt hatten und ihm gerabe jebt 
in der Trage bes franzöftichen Handelsvertrags nicht aus Gründen 
ber Sache, ſondern aus weſentlich politiichen Motiven alle möglichen 
Schwierigkeiten zu bereiten bemüht waren; Defterreich dachte im 
Grunde nicht viel freundlicher über fie als Preußen, wenigſtens 
meinte es fich überzeugt zu haben, daß. mit ihnen zu keinem Biele 
zu kommen fei, hatten fie bod feinen Erwartungen auf dem Fürften- 
tage in Frankfurt nur wenig entſprochen und glaubte e8 auch ge 
rade jebt wieber in ber Zollfrage Urſache zu Haben, mit ihnen ganz 
und gar nicht zufrieben zu fein, indem fe eine durchaus unhaftbare 
Awitterftellung einzunehmen fuchten und ſich nicht, wie Defterreich 
wünjchte, Dazu verftehen wollten, nöthigenfalls ben Bollverein zu 
fprengen, um ben preußiſchen Handelsvertrag mit Frankreich zu Falle 
zu bringen. So fah Oefterreih von feinem Standpunkte aus fein 
Motiv, auf bie nationale Bewegung in Deutſchland einzugehen, wohl 
aber mehr als eines, dieß nicht zu thun. Noch viel mehr aber war 
bieß für bie preußifche Negierung der Fall. Das Dinifterium Bis⸗ 
mark, im jchärfften Conflict mit ber Volksvertretung, die fih für bie 
Berechtigung der nationalen Bewegung Deutſchlands ausſprach, glaubte 
nur Die Wahl zu haben, entweder ben Kampf aufzugeben, von ber 
Leitung ber Geſchäfte zurüdzutreten und biefelbe ber Oppofition zu 
überlaffen, ober der ganzen Bewegung aufs entſchiedenſte entgegen: 
zutreten. Unter diefen Umſtänden waren Oeſterreich und Preußen 
ſchnell und gleichmäßig entfloffen, der ‚Bewegung in 
fih wicht anzufchließen. 
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DAR Bald verflänbigten fie ſich auch unter einander. Schon am 
28. Nov. 1863 gaben fie am Bunde die gemeinfame Erklärung ab, 
baß fie ihrerfeitS auf dem Boden bes Londoner Vertrags zu ver= 
harren entſchloſſen ſeien und daß fie nur innerhalb besfelben eine Löſung 
des Streites mit Dänemark aufzuſuchen gemeint ſeien und ſchon am 
4. Dec. waren fie in ber Lage, ſämmtlichen deutſchen Regierungen 
anguzeigen, daß fie „fih über die Frage vollſtändig geeinigt hätten’ 
‚und ihnen als erfien Schritt auf’ einer ganz andern, als ber von 
der beutichen Bewegung angeltrebten Bahn nicht eine Occupation 
Holfteins, fondern vielmehr bie Bundeserecution gegen basfelbe, 
welche principiell bie Anerkennung des Königs Chriftian von Dänes 
mark auch als Herzogs von Schleswig, Holftein und Lauenburg in 
ſich ſchloß, in mehr als bloß nachdrücklicher Weife vorzufchlagen. 
Unter dem Drud dieſer Note verwarf denn auch ber Bund am 
8. Dec, 1863 die Decupation und wurbe mit Hülfe Hannovers, 
Kurheſſens, Medlenburgs und der freien Städte bie Erecution be: 
ſchloſſen. Damit glaubten die beiden Großmächte den Bund ent: 
j&ieben in bie von ihnen gewünſchte Bahn gelenkt zu haben. Die 
Ausführung bes Beſchluſſes entſprach indeß ihren Erwartungen kei⸗ 
neswegs. Die Bunbestruppen, die unter dem Oberbefehl bes fädhs 
ſiſchen Generals Hafe in Holftein einrüdten, wollten die Art und 
Weife, wie ſich bie bänifchen Truppen nur Schritt für Schritt vor 
ihnen zurüdzogen und gleich als ob fle es nur aus Convenienz un: 
terließen, ihnen die Bolten und Wachen fürmlih und faft freund: 
jchaftlich zu übergeben, nicht verſtehen und bie Bundescommiſſäre 
legten der Bevölkerung fein Hinberniß in ben Weg, ala fie bicht 
hinter ihren Ferfen im allen GStäbten und Flecken ben Prinzen 
Friedrich von Anguftenburg als ihren rechtmäßigen Landesherrn pro: 
clamirte, bie Wappen Danemarks überall herunterriß und. die bänt- 
ſchen Beamten, bie fie jo lange gequält, ohne Schonung verjagte. 
Gerade das Hatten Defterreih und Preußen verhindern wollen: gegen 
ihren Willen war bie Erecution gewiffermaßen von ſelbſt in bie 
Deenpation umgelhlagen. Noch weniger aber entfpracd es ihrem 
Plan, als in ben lebten Tagen bes Jahres 1863 Herzog Friedrich 
ganz gegen ihre Abſichten feinen Wohnſitz nach Holftein verlegte, un 
ber eigenen freien Willensäußerung bes Landes fefteren Halt unb 
größeren Nachbrud zu geben. Wenn bie Politit der beiben Groß⸗ 
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hand gewinnen ſollte, ſo mußte jedem weiteren Fortgang der Dinge 
auf dieſer Bahn gewehrt werden und die Leitung aller ferneren 
Schritte gegenüber Dänemark direct in die Hände Oeſterreichs und 
Preußens übergeben. 

Die Stellung berfelben war inzwiſchen feine leichte. Die 
Kabinetspolitit, mittelft welcher fie die Rage zu bemeiftern und bie 


Aufgabe, bie fie ſich geftellt, zu löſen fuchten, befand ſich gewiſſer⸗ 


maßen zwifchen zmei Bewegungen in ber Mitte, vie beide bewältigt 
aber auch beide wenigftens bis auf einen gewilfen Grob befriebigt 
werben mußten, wenn es gelingen follte, das Verhältniß zwiſchen 
Deutfhland und Dänemark im Kinverftändnig mit ben übrigen 
Großmachten und auf Grundlage bes Londoner Vertrags definitiv 


zu orbnen. Die antisbeutfche Bewegung in Dänemark war ebenſo Düne 


populär, ebenfo national, wie die anti-bänifche in Deutſchland. Das 
Herzogthum Holftein bildete Teineswegs ben eigentlichen Gegenftanb 
bes Streites und bed war e8 den vereinigen Bemühungen Enge 
lands und Rußlands im December 1863 nur mit Mühe gelungen, 
bie däniſche Regierung zu bewegen, baß fie das Lanb ohne Schwert: 
ftreih ben Bunbestruppen überließ, nachdem bereits Vorbereitungen 
getroffen waren, dem Einbringen ber Deutihen ſchon hier Wider: 
ſtand zu leiſten; es war dieß nur in ber Vorausfetzung gejchehen, 
daß bie Execution auch im Sinne und Geifte ber öfterr.-preuß. 
Politit durchgeführt und jede Demonftration ber Bevölkerung zu 
Sunften des Prätendenten wirffam verhindert werde, was, wie wir 
geſehen haben, nicht geſchah. Schleswig war feit jeher ber eigents 
liche Zankapfel zwiſchen Deutſchland und Dänemark geweſen und 
wie bie beutjche Bewegung bie enblidhe und vollſtändige Lostrennung 
nicht bloß Holfteins, fondern auch Schleswigs von Dänemark ver: 
langte, fo verlangte dagegen bie bänifche Bewegung nicht minder 
entf&jieben zumal um ben Preis van Holſtein, bas ſchon als halb 
verloren betrachtet werben mußte, zum minbeiten bie Erhaltung 
Schleswigs und die Sicherung besfelben gegen alle und jebe A 
Sprüche Deutſchlands, um es befinitiv dem däniſchen Königreich ein⸗ 
verleiben und weiterhin ungehindert daniſiren zu können. Der Plan 
ber beiden deutſchen Großmächte, die Herzogthümer nach. dem Lon⸗ 
doner Vertrage ber bänifgen Krone zu belaſſen, dagegen zu Siche⸗ 
23 ® 
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Dis rung ber beutfchen Rationalität Holftein und Schleswig, wenigfiens 
den fühlichen, ausichließlich deutſchen Theil der letztern, in eine freiere | 
Stellung zur daniſchen Geſammtmonarchie unter der Yorın ber Per⸗ 
fonalunion mit der Krone Dänemarl zu bringen, wurde von ber 
bänifchen Bewegung, die von einem Schleswig-Holſtein in irgend 
welcher Form und unter welchen Bebingungen immer nichts wiflen 
wollte, weit weggeivorfen. König Chriftian freilich hätte fi ohne 
Zweifel der drohenden Haltung Deutſchlands gegenüber mit ben bei- 
den Srofmädhten leicht verfländigt, um feinem Kaufe bie Herzog⸗ 
thũmer zu erhalten, zumal fi eine Perfonalunion derjelben mit 
Dänemark noch unter gar mancherlei Mobalitäten denken Tieß. Allein 
König Chriſtian war ganz und gar nicht in ber Lage, fo handeln 
zu Können, wie er wünfchen, wie er es im Intereſſe Dänemarks 

ſelbſt für rathſam erachten mochte und bie beiden beutichen Groß- 
mädhte mußten es baher weſentlich den übrigen linterzeichnern bes 
Londoner Bertrags namentlih England überlaffen, bie bänifche Re 
gierung zu benjenigen Conceſſionen zu vermögen, bie von ber Sach⸗ 
Inge geboten wären und bie ihnen die Durchführung ihrer Politik 
nad, biefer Seite möglich machen würben. Ihre Aufgabe war es 
Dagegen, bie deutſche Bewegung in Schranken zu halten und bie 
Hinderniffe aus dem Wege zu räumen, bie auf diefer Seite einer 
biplomatifchen Löſung ber Yrage entgegenftanden. 

ze So Ho die Wogen in Deutſchland auch gingen, fo ſchien 
das doch keineswegs unmöglich zu fein. Diefe größeren und mitt: 
leren, kleineren und ſelbſt Lleinften Staaten Deutichlands waren ja 
alle fouverän und auf ihre Souveränetät mehr als eiferfüchtig, weder 
gewohnt noch gemeint, ſich irgend einem unter ihnen ober außer 
ihnen unterzuorbnen unb nur durch das Iodere Band bes Staaten⸗ 
bundes zufammengehalten, bas zubem Yängft in ihrem eigenen 
Bewußtſein bis auf Die Wurzel erfchüttert war. Ahnen gegenüber 
waren Defterreih und Preußen ſchon dadurch im Vortheil, daß fie 
wenigſtens in ben allgemeinen Grundzügen genau wußten, was fie 
wollten, und fi unter fich Leichter verftändigen konnten, als die zahl: 
reihen Mittel- und Kleinftanten, beren Einigung in jedem einzelnen 
Balle längere Unterhanblungen und damit längere Zeit erforberte. 
Mehr als eine ber mittelftantlichen Regierungen beobachtete überbieh 
bie nationale Bewegung mit fehr mißtrauifgen Augen und ſchien 
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in jo fern bem Einfluß der beiden Großmächte auf bie Dauer Kaum dent 
unzugänglich bleiben zu können. Eine Anzahl Sleinftanten endlich 
waren viel zu ſchwach, um einem gemeinfchaftlichen Drude Oeſter⸗ 
reihe und Preußens irgendwie zu wiberftehen. Konnten Defterreich 
und Preußen auf eine zuverläflige Majorität in ber Bundesverſamm⸗ 
lung allerdings nicht rechnen, jo war Das auf ber andern Seite ganz 
ebenſo ber Fall. Die nächfte Politif der beiden Großmächte beftanb 
unter diefen Umſtänden barin, die Bunbesverfammlung, wenn fie 
nicht zu einem entſchiedenen Schritte in ihrem Sinne geführt 
werben könne, wenigſtens an jebem anbern, ber ihnen nicht 
conveniren würde, zu hindern. Und das gelang benn auch 
vollfommen. Wären die Mittelftanten unter ſich felber einig 
geweſen unb wäre es ihnen gelungen, fid) zu einer feften Majorität 
am Bunde zu geftalten, fo hätten fie ſich nothwendig beeilen müflen, 
den Prinzen Friedrich von Auguftenburg als Herzog von Holftein anzu⸗ 
erkennen, um ibm bannzumal als einem Bunbesfürften ihre bewaffnete 
Unterſtützung zur Eroberung Echleswigs nach Recht und Pflicht ge 
währen zu können. Nichts ſchien in Mahrheit einem ſolchen Be 
ſchluſſe entgegen zu ftehen. Vielleicht ift in Europa noch fein ein- 
ziger Erbfolgefrieg geführt werben, in welchem irgend einer ber 
Prätenbanten ein fo klares Recht für fi Hätte in Anſpruch nehmen 
können. Die ganze Frage war feit mehr als 15 Jahren in einer 
Reihe von Schriften ber erften Staatsrechtslehrer Deutſchlands erör- 
tert und fo zu fagen einftimmig zu Gunften des Auguftenburgers 
entſchieden worden. Das ganze Material lag weſentlich vollftänbig, 
georbnet und gefichtet vor. Was unter ſolchen Umftänben jede Groß⸗ 
macht Europas, die die Kraft in fich fühlte, ihr Recht geltend zu 
machen, gethan hätte, liegt auf ber Hand. Anders bie Bunbesver- 
fammlung, deren Ausjchußreferent, der bayer. Geſandte v. d. Pforbten, 
bie ganze Frage mit beutfcher Grünblichkeit einer neuen geſchichtlichen 
und rechtlichen Prüfung unterwarf, und erft am 6. Yebruar mit ber 
Hälfte zu Stande kam, als e8 bereits zu ſpät war. Die beiden Grof- 
mächte benübten bie Zwiſchenzeit, ba die Frage‘ rechtlich in Buspenso 
war, um fie factiſch zu entſcheiden. Schon am 28. Dec. 1863 
batten fie am Bunde darauf angetragen, Dänemark zur Aufhebung 
ber Verfaffung vom 18. Nov. aufzuforbern und im Weigerungsfalle 
das Herzogthum Schleswig unverweilt im Namen bed Bunbes als 
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Detid- Pfand für bie Erfüllung feiner gerechten Forberung zu beſetzen — 
alfo wieberum auf Grund ber Vereinbarungen von 18°%, und jomit 
unter ſtillſchweigender Vorausfeßung ber fortbauernden Gültigfeit 
bes Lonboner Vertrages. Am 11. Januar 1864 erneuerten fie 
diefen ihren Antrag dringend und am 14. desjelben Monats gelangte 
er zur Abſtimmung. Aud bie Großmächte braten es dießmal zu 
feiner Majorität: nur Mecklenburg, Kurheflen und die Kleinſtaaten 
ber 16. Curie traten dem Antrage bei, er blieb daher mit 5 gegen 
14 Stimmen in der Minorität. Selbſt Hannover, wo eben eine 
große Landesverfammlung ber Stimmung ber Bevölkerung einen 
energifchen Ausdruck geliehen Hatte, wagte es in biefem Augenblid nicht, 
auf bie Selte der Großmächte zu treten und auch die Senate ber 
freien Städte hatten fih feit dem 7. Dec. einiger Maßen ermannt, 
Das Refultat der Abſtimmung war für Oeſterreich und Preußen 
natürlicher Weiſe kein überrafchendes. Sie hatten e8 vielmehr voraus 
geiehn und alle Vorbereitungen getroffen, um fich durch basfelbe in 
ihrem Plane nit nur nicht beirren zu laffen, im Gegentheil baraus 
burchgreifende Vortheile zu ziehen. Kaum mar das Mefultat der 
Abftimmnng verkündet, fo gaben fie bie gemeinfame Erklärung ab, 
ba fie mit Rüdficht auf ihre „beionbere Stellung” zu ben Berein- 
barungen von 18%, und auf bie „Dringlichkeit“ ber Sache ent- 
ſchloſſen ſeien, die Geltendmachung der Rechte des Bundes in Bezug 
auf Schleswig nunmehr „in ihre eigenen Hände zu nehmen” und 
auch ohne Mithülfe des Bundes zur „Ausführung ber von ihnen 

beantragten Maßregeln zu fchreiten”. 

Bayern und andere Mittelſtaaten legten gegen biefe Erflärung 
jofort Proteft ein. Allein mit dem bloßen Proteft war natürlich 
ganz und gar nichts gethan. Der Moment war offenbar entiheibend. 
Denn bie beiden Großmächte ben angekündigten Entſchluß wirklich 
ins Werk fegten und ihn durchzuführen vermochten, fo war ber Bund 
bei Seite gejchoben und die Sache der Herzogthümer allem Anfchein 
nad verloren. Die Regierungen ber Mittelftanten fühlten das ohne 
Zweifel jo gut, wie bie öffentliche Meinung, bie barüber in ganz 
Deutſchland in die gewaltigfte Aufregung gerieth. Auch ift es kaum dent: 
bar, daß bie öſterreichiſch-preußiſche Erklärung den Mittelftanten völlig 
unerwartet gekommen fei. Selbft in ven öffentlichen Blättern hatten 
allerlei freilich nur Halb verſtändliche Nachrichten bie Munde gemacht; bie 
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Regierungen mußten bo bon ben Plänen ber beiden Großmächte Dertid- 
einige nähere Kunde haben. Dennoch war ein Entſchluß nicht Veicht, ihre 
Lage im Augenblick eine überaus ſchwierige. Holſtein war allerbings 
zur Zeit in den Hänben des Bundes und von Bundestruppen beſetzt. 
Damit lag bie Möglichkeit in ihrer Hand, den Planen Defterreichs 
und Preußens wirffam entgegenzutreten: fie konnten jene verftärfen 
und biefen den Durchmarſch verweigern. Allein dazu bedurfte es 
eines Bundesbeſchluſſes, und fie Tonnten auf eine compacte Majori⸗ 
tät zumal für einen derartigen Beſchluß von möglicher Weile unab- 
fehbaren Folgen in Teiner Weife zählen; fie durften Leinen Augen- 
blick verlieren, und doch hätte es erft umfaſſender Unterbandlungen 
zwifchen München und Dresven, zwifchen Stuttgart und Darmftabt 
bedurft; fie hätten Defterreich und Preußen zuvorkommen müffen und 
ihre Truppen waren auf dem Friedensfuß und zu einem fofortigen Aus⸗ 
marſch meiſt ganz und gar nicht bereit; e8 bedurfte bazu unzweifelhaft 
einer vollfommenen Einheit der Action und fie hätten erft fich über 
bie Perſon eines Bundesfeldheren verfländigen müſſen; endlich muß- 
ten fie e8 darauf ankommen laſſen, ob die beiben Großmächte es 
nicht verfuchten, ben Durchmarſch durch Holftein dennoch zu erzwingen 
und die Bundestruppen wo möglich ebenfo bei Seite zu drängen, mie 
ber Bundestag felber bei Seite gejchoben werben follte, zumal menn 
bie Mittelftanten nicht von Anfang an mit vollfommener Cinigfeit, 
mit faft unglaublicher Raſchheit und mit genügenden Milttärkräften 
auftraten. Mit einem Wort, fie mußten bie ganze Gefahr eines 
Bürgerkriegs mit ben beiden Großmächten laufen und die ſchwere Ver: 
antwortlichfeit einer ſolchen Möglichfeit über fih nehmen. Dazu konn⸗ 
ten fie ſich nicht entfchließen. Der Bund ergab fich in fein Schidfal, 
bie Leitung ber deutſchen Dinge entfiel feiner ſchwachen Hand und 
ging in diejenige Defterreihs und Preußens über. 

Diefe gingen nun raf vor. Am 16. Jan., ſchon zwei Tage 
nach den Vorgängen in Frankfurt, richteten ihre Geſandten eine 
Sommation an die Regierung von Dänemark, bie vertragswibrige 
Berfaflung für Schleswig. Dänemart vom 18. Nov. 1863 binnen 
48 Stunden außer Kraft zu erflären, widrigenfalls bie beiden 
Mächte im Falle wären, das Herzogthum Schleswig in Pfand zu 
nehmen und bie Gefandten den Befehl hätten, ihre Päffe zu verlan- 
gen. Die dänifche Regierung lehnte bie Zumuthung am 18. Januar 
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einfah ab. Defterreih und Preußen hielten eine weitere fürmliche 
Kriegserflärung nit für nöthig und ihre Truppen feßten fi alg- 
bald in Mari, um fih an ben Gränzen Schleswigs aufzuftellen. 
Am 19. Jan. gaben ihre Vertreter am Bunde bie gemeinfame Er- 
klärung ab, daß biefe Ausführung ber von ihnen „für die Siherung 
ber Rechte des deutſchen Bundes in Bezug auf Schleswig” für 
nöthig und unaufſchieblich erachteten Maßnahmen eine „Beeinträch- 
tigung der erecutionsgmäßigen Bejegung und Verwaltung des Herzog- 
thums Holftein von Bundeswegen“ nicht bezweden. Die Bundes: 
verjammlung fühlte ſich dadurch beruhigt ober mußte fi vielmehr 
beruhigt fühlen und am 21. an. ertheilten bie vereinigten Ausſchüſſe 
ben Bunbesautoritäten in Holftein bie Inftruction, dem Durchmarfch 
ber öfterr.zpreuß. Truppen fein Hinberniß in ben Weg zu legen. 
Schon am folgenden Tage begannen die Preußen denn auch in Hol- 
ftein einzurüden, ohne nur den Bundescommifjären davon gebührende 
Anzeige gemacht zu haben, wie das auch gegenüber Hamburg, Lübeck 
und Oldenburg nicht gejhehen war. Die Bundescommifläre prote- 
flirten gegen ein folch gewaltfames, rüdfichtslofes Vorgehen Preußens, 
Hamburg und Lübeck remonftrirten dagegen in Berlin, Oldenburg 
erhob am Bunde fürmliche Beſchwerde. Den preußifchen folgten die 
Biterr. Truppen, bie inbeß mit Rüdfiht auf bie gereizte Stimmung in 
Deutfehland für gut gefunden Hatten, ihren Weg ftatt durch Bayern 
ober Sachſen über Breslau und Berlin zu nehmen. Schon vor 
Ende des Monats Januar war ber größere Theil ber geſammten 
allürten Heeresmaffe, die aus 43,500 Preußen mit 110 Kanonen 
und aus 28,500 Dejterreihern mit 48 Kanonen beftehen follte, 
längs ber Gränze Schleswigs aufgeftellt. Die Preußen ftanben zu- 
nächft unter dem Commando des Prinzen Friedrich Karl, die Oeſter⸗ 
reicher unter bemjenigen bes FML. Zreiherrn v. Gablenz, mährend 
der Oberbefehl über beibe dem preuß. Feldmarſchall Wrangel über: 
tragen worden war. Das Mebergewiht an Truppen, ſowie bie 
oberfte Leitung bed ganzen Feldzugs lag fomit in der Hand 
Preußens. 

Noch war ber ftrategifche Aufmarſch der alliirten Armee nicht 


Deutſch⸗ 
Ber vollendet, als Wrangel, dem offenbar von Berlin aus die möglichfte 


Eile anbefohlen war, dem bänifhen Oberfommandanten de Mesa 
am 31. „San. anzeigte, daß er ben Auftrag habe, das Herzogthum 


nd 
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Schleswig zu beſetzen und anfragte, ob er bereit fei, basfelbe Neu 
räumen. de Mega beantwortete die Trage fofort verneinend und Kries. 
erflärte feinen Entfchluß, jeder Gemwaltthat mit den Waffen zu be 
gegen, Am 1. Februar überfchritten daher die Alliirten die Gränze: 
das combinirte preußifche Armeecorps unter dem Prinzen Friedrich 
Karl bildete den rechten Flügel und rüdte von Kiel aus gegen 
Edernförbe vor, die Defterreicher unter Gablenz ftanden in Centrum 
auf der Straße von Rendsburg nah Schleswig, die preuß. Garde⸗ 
bivifion unter Gen. v. d. Mülbe nahm den linken Flügel ein. 

Die Dänen erwarteten den Feind hinter dem Danewerk. Die 
Stärke ihrer Feldarmee betrug indeß nicht viel über 30,000 Mann, 
alſo nicht die Hälfte der Alliirten und felbft diefe Zahl Hatten fie 
nur mit äußerſter Anftrengung aufgebracht; es befanben ſich darunter 
viele kaum einerercirte NRecruten, viele ältere Landwehroffiziere und 
außerdem eine erhebliche Anzahl holſteiniſcher und ſchleswig'ſcher 
Truppen, auf die fie fi ganz und gar nicht verlaffen konnten. Es 
wäre gerabezu Wahnfinn für ein Kleines Land von faum 3 Mill. 
Einwohnern geweſen, es mit zwei Großmächten Europa’s, hinter 
benen eine in Heftige Bewegung gerathene große Nation jtand, mit 
9 geringen und zudem noch mangelhaft ausgerüfteten Kräften auf: 
nehmen zu wollen, wenn der Krieg nit auch in Dänemark durchaus 
populär gewejen wäre, wenn bie Dänen nicht gerabezu ber Ueberzeu- 
guug gelebt hätten, daß es fih für fie um ihre ganze Eriftenz handle, 
wenn jie nicht wenigftens einige Urjache gehabt hätten, zu glauben, 
daß, ſobald nur erjt die Feindſeligkeiten in Schleswig begannen, jeben- 
falls bas flammperwandte Schweben zu Lande, wahrſcheinlich auch 
England, vieleicht mit Unterſtützung Frankreichs am Rheine, zur See 
zu ihrer Hülfe berbeieilen wärben und wenn nicht bie geographifchen 
Derhältniffe des Landes durch Natur und Kunft für eine Yängere 
und energijche Vertheidigung jo überaus günftig gewefen wären. 

Der jebt eingetretene entſcheidende Moment war von ben 
Tührern bes dänischen Volks längft vorausgefehen worben und fie 
Hatten alle freilich beſchränkten Kräfte aufgeboten, das Land in Ver: 
theibigungszuftand zu feßen. Holftein war gegen einen überlegenen 
Teind ſtrategiſch nicht zu vertheidigen und die öffentliche Meinung in 
Dänemark Hatte fich daher, wenn auch mit Ingrimm barein gefun- 
ben, als es den Deutſchen ohne Schwertichlag Preis gegeben wurde. 
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Deit- Ein ganz anderes war es Dagegen mit Schleswig. Schen im Süden 
Krieg. desſelben lag das Danewert, das jeit Jahrhunderten als das Haupt- 
bollwerk des Landes angefehen wurde. Hier bilbet die Eider und 
der Meerbufen der Schlei von Meer zu Meer, von Friedrichsſtadt 
bis Kappeln durch bie Flußläufe und ausgebehnte Sumpfftreden eine 
natürliche Vertheidigungslinie, bie zumal in der Mitte auf bem Wege 
von Rendsburg nad) Schleswig feit einem Jahrzehent durch eine 
Anzahl ftarker Schanzwerfe mit großen Koften faſt uneinnehmbar 
gemacht worden war, wenn fie von einer hinreichend ftarfen Kriegs- 
macht vertheidigt wurde. Dieß war nun freilid, da Schweben, auf 
deſſen Allianz Dänemark gerechnet hatte, noch immer zögerte, nicht 
ber Fall. Um die ganze über 11 Meilen Tange Linie vollftändig 
einnehmen und auf jebem Punkte gegen einen Angriff genügenb ver: 
theidigen zu können, hätte es einer Armee von 50 bis 60,000 Mann 
beburft, während die Dänen über nicht viel mehr als bie Hälfte ver- 
fügen konnten. Immerhin aber waren fie im Stande, das Centrum 
ber Stellung ziemlich ſtark zu befeßen und die Flanken wenigftens 
einigermaßen zu beden. Selbſt aber wenn fie überwältigt werben 
follten, Yag darum das Feſtland dem Feinde noch Teinesiwegs preis: 
gegeben da. Die Düppeler Höhen mit ber hinter ihnen liegenden 
Inſel Alſen und der nahen Feſtung Yriebericia bildete eine zweite 
Bertheibigungsftellung, der, da file ebenfo günftig gelegen, ebenſo ſtark 
und doch von viel geringerer Ausbehnung ift, bie Kräfte ber 
Dänen genügen mochten, und die überdieß von ber See aus in 
mehr als einer Beziehung wirkſam unterftüßt werben konnte. Zur 
See aber waren bie Dänen den Deutfhen noch immer entſchieden 
überlegen, wenn auch allerdings nicht mehr in demſelben Grade wie 
früher. Denn für die Vermehrung ber Flotte war zwar feit bem 
letzten Kriege auch einiges, aber aus finanziellen Gründen doch lange 
nicht genug gethan worben, während Preußen feither wenigftens ben 
Kleinen Anfang einer Flotte gefchaffen Hatte und auch Oeſterreich 
eine eifrig gepflegte Marine befaß, die unter Umftänden nicht bloß 
in der Adria, fondern auch im Norben verwendet werben mochte. 
In Dänemark jelbft galt das Danewerk wenn nicht für gänz- 
lich uneinnehmbar, doch für fo ſtark, daß ber Feind längere Zeit 
durch basjelbe aufgehalten werden würde. Die Dänen mußten jebod) 
bald bie bittere Erfahrung machen, daß fie ſich hierüber getäujcht Hatten, 
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Es ift hier nicht unfere Aufgabe, die kriegeriſchen Creignifle näher ar 
zu ſchildern. Es genligt daran zu erinnern, ba bie Preußen unter Fri. 
bem Bringen Friebrih Karl noch am 4. Febr. Eckernförde bejekten 
und am 2. den Dänen bei Miſſunde ein wie es fcheint freilich ziem⸗ 
lich nublofes, jedenfalls erfolgiofes Gefecht Tieferten, während bie 
Deiterreiher am 3. fi bei Sagel, Overfel! und dem Känigsberg 
mit alter Bravour fchlugen und bis zu den eigentlichen Schanzwerken 
bes Danewirfe vorbrangen. Hier follte dann in einigen Tagen von 
ihnen ein Sturm verfucht werben, während bie Preußen ben Ueber- 
gang über die Schlei erzwängen. Gelang das eine ober das andere, 
und wenigſtens das letztere ſchien ohne allzu große Opfer möglich 
zu jein, eben weil die Dänen die Flanke nicht mit einer hinreichenden 
Truppenmacht zu vertheibigen im Stande waren, fo war bie. ganze 
Dertheibigungslinie des Danewerks nicht mehr haltbar und für bie 
Dänen verloren. Es wäre dann dieſen nichts anberes übrig geblieben, 
als eine Schlacht zu wagen und bei ber numerijchen Ueberlegenheit ber 
Alliirten war es nicht unmöglih, daß bie ganze dänijche Armee 
theils aufgerieben, theils in die Gefangenſchaft des Feindes gefallen 
wäre, Der daniſche Höchſtkommandirende, General de Meza, erkannte 
biefe Gefahr vollfommen und ein am 4. zufammenberufener Kriegs- 
rath beſchloß faſt einftimmig, ungeachtet aller Erwartungen ber öffent- 
lihen Meinung in Kopenhagen und troß ber vielen Millionen, welche 
Dänemark ſeit zehn Jahren darauf verwendet hatte, bie Danewerks⸗ 
ftelung ohne weiteren Kampf aufzugeben und fich hinter die Düppel- 
linie zurüdzuziehen. Am 5. wurden bie nothwendigen Vorberei⸗ 
tungen getroffen und am Abend desſelben Tages in aller Stille der 
Rückzug begonnen, auffallender Weife, ohne daß die Alliirten davon 
Wind befamen, jo daß derfelbe in der Nacht auf den 6. und an 
biefem Tage glücklich vollführt werben Eonnte. Erft am Morgen 
besfelben erhielten die Defterreiher davon Kunde und zogen in das 
geräumte Schleswig ein, während die Preußen ungehindert über bie 
Schlei febten und gegen Flensburg vorbrangen. Eilig rüdten bie 
Deiterreiher ben abziebenden Dänen eben dahin nach, erreichten aber 
nur noch bie Nachhut berfelben, die bei Deverfee den Defterreichern 
ein blutiges Gefecht, in bem von beiden Seiten mit gleicher Tapfer⸗ 
Teit und von beiden mit verhältnigmäßig großen DBerlufte gefämpft 
twurbe, Tieferte und dadurch ber Hauptarmee glücklich ben ungehin- 
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ee berten Rückzug bis in die Düppelftellung erftritt. Am 7. befebten _ 

Krisg. die Defterreicher Flensburg. Einige Tage [päter rädten bie Preußen 
gegen die Düppeler Schanzen vor, um. bier ihrerfeits bie Hauptarbeit 
zu übernehmen, Prinz Friedrich Karl überzeugte fih indeß bald, 
daß die däniſche Stellung ohne allzu große Opfer erfolgreih nur 
buch förmliche Belagerung angegriffen werben könne. Schweres 
Belagerungsgeſchütz aber mußte erft weither aus Preußen herbei⸗ 
geſchafft werben. Der Krieg fand baher zunächſt nothgebrungener 
Weiſe einen gewiffen Stillſtand. Inzwiſchen ging bie preußifche 
Sarbedivifion unter Gen. v. d. Mülbe von Flensburg aus vor und 
beſetzte am 19. Februar die erjte Stabt Jütlands, Kolding, um bie 
meiteren Operationen gegen bie Düppelftelung von diefer Seite zu 
fihern. Mit Ausnahme einiger Inſeln und Düppel-Alfen war 
ganz Schleswig für Dänemark bereits verloren. Dagegen Tonnte es 
fih in der Düppelitellung allerdings noch längere Zeit halten, jeden: 
falls lange genug, um irgend einer ber Großmächte, bie den Lon⸗ 
doner Vertrag zu Stande gebracht hatten, hinreichende Zeit zu ge- 
währen, zu feiner Hülfe herbeizueilen. 

England. In erfter Linie glaubte es dieß von England erwarten zu 
dürfen, obwohl fich Fein zwingendes Intereſſe erkennen läßt, das 
England genöthigt hätte, Die bisherige däniſche Monarchie felbit 
mit eigenen Opfern aufrecht zu erhalten. Nur im Mllgemeinen 
mochte es ihm in feiner Convenienz zu liegen fcheinen, bie 
gegenwärtige maritime Schwäche der zwifchen Oſtſee und Nordſee 
gelegenen Staaten, Schwedens, Dänemarks, Deutichlands zu beivah- 
ren. Weſentlich auf feinen Betrieb war denn aud ber Londoner 
Vertrag v. 8. Mai 1852 zu Stande gekommen. Die Hoffnung 
Dänemarks auf die Hülfe ber brittifchen Regierung, an beren Spitze 
au jet wieder Lord Palmerfton ftand, ſchien daher Teine unberech- 
tigte zu fein.. Es fragte fih nur, wie weit England in feiner Un- 
terftüßung Dänemarks zu gehen geneigt fei. Auf dem Felde ber 
Diplomatie Teiftete England alles, was Dänemark nur immer von 
ihm erwarten oder ſelbſt wünjchen Fonnte Nicht nur gab es fidh 
alle Mühe, in Wien und Berlin einem kriegeriſchen Vorgehen mög- 
lift entgegen zu wirken und einem biplomatifchen Arrangement 
wenigiteris bie Bahn offen zu erhalten, nit nur war es Tebhaft 
beftrebt, die Regierungen von Frankreich und Rußland, die fich zwar 
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jebergeit bereit erklärten, für ſich am Londoner Vertrag feſtzu-England. 
halten, aber es an Eifer bafür gegenüber Deutſchland einigermaßen 
fehlen Tießen, zu wirkſamerer Unterftübung Dänemarks anzutreiben, 
fonbern e8 war. namentlich auch thätig, der nationalen Bewegung in 
Deutſchland nad Kräften Hinderniffe entgegen zu feben. eine 
Sefandte an ben Höfen der Mittel- und Kleinftaaten entwidelten 
eine wahrhaft fieberifche Thätigfeit. Englands Bemühungen nament- 
ih war es gelungen, int Raufe bes vorigen Jahrzehents auch Sad: 
fen, Hannover und Württemberg zum Beitritt zum Londoner Vertrag 
zu vermögen, nur Bayern hatte es bebarrlich abgelehnt und auch den 
Beitritt des Bundes, der ohne feinen Widerftand unzweifelhaft auch 
erfolgt wäre, verhindert. Seit dem Tode des Königs Friebrich von Däs 
nemark und von der nationalen Bewegung gebrängt, hatten freilich 
Sachſen und Württemberg fi offen und unummwunden davon losgeſagt. 
Dagegen fühlte die Regierung von Hannover Teinerlei Sympathie 
für bie Bewegung, gab dem immer und immer wieber brängenben 
engliihen Gefandten im Geheimen bie beiten Zuficherungen, fo weit 
es nur die auch bort lebhaft erregte äffentlihe Meinung erlaubte, 
und die Regierung von Hannover war e8 denn auch, melde ganz 
weſentlich das Zuſtandekommen einer Mehrheit am Bunde im Sinne 
und nad) den einftimmigen Wünſchen ver Nation zu vereiteln wußte, 
indem fie in allen entſcheidenden Momenten fi von ben übrigen 
Mittelftanten trennte und der öſterreichiſch-preußiſchen Politik gegen 
ben Bund unb gegen die nationale Bewegung allen nur möglidhen 
Vorſchub Ieiftete. Darüber fo ziemlich beruhigt, ging das hauptfäd: 
Tichfte Streben Englands dahin, eine Conferenz ber urfprünglichen 
Unterzeichner des Londoner Vertrags zu Stande zu bringen, und 
ben ganzen Streit buch eurvpäiſche Vermittlung zum Austrag zu 
bringen, überzeugt, daß e8 auf biefem Wege gelingen würbe, den 
Londoner Vertrag im Wefentlien zu reiten, wenn auch mit einigen, 
nicht allzu empfindlichen Opfern von Seite Dänemarks. Geine im 
Laufe bes Januars und Anfang Februars wiederholten Bemühungen 
fheiterten indeß vorerſt an Defterreich, der Verblendung Dänemarks und 
an ber geringen Neigung Preußens, bie ſich weder über die Stellung der 
däniſchen Regierung, welche jedenfall nur durch einen gewiſſen Druck zu 
Eonceffionen bewogen werben konnte, noch über die Macht der nationalen 
Bewegung in Deutichland täufchten, der wenigftens einige Befriebigung 
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wurde, nicht wenig dazu beitragen müſſen, bie neue Dynaftie zu er 


befeftigen. Es iſt wahr, bie öffentliche Meinung in Frankreich ſprach 
fi) fortwährend und bei jeber Gelegenheit für bie Erhaltung des 
Friedens aus. Allein das wäre für Napoleon bie mindeſte Schwie⸗ 
rigfeit gewefen. Die bonapartiftifche Partei hätte fich Feiht in Bes 
wegung feßen laſſen; die große Majorität, auf bie das Kaiſerreich 
fih fügt, wäre ohne Zweifel, gut geleitet, wie immer mitgegangen; 
bie Tiberale Oppofition, theilweije in veralteten politiichen Anfchaus 
ungen befangen, hätte ſich nicht wiberjeßt, vielleicht ſelbſt anregend 
mitgeholfen; ein Krieg in Deutſchland wäre im Heer populärer ges 
weien, als es der italienifche nicht geivefen war, gejchweige denn bie 
Expeditionen in bie Ferne. Napoleon ging auf alle dieſe Ver—⸗ 
lockungen nicht ein und bewies dadurch aufs neue, daß er ber Nation, 
die ihn an ihre Spitze geftelli hat, voraus und in fo fern allerdings 
würdig ift, fie zu beherrihen. Der Kaiſer erfannte offenbar voll 
kommen, daß das Fleine Dänemark etwas ganz unb gar unmögliches 
unternommen hatte, indem e8 alle feine Kräfte, feine ganze Eriftenz 
baran ſetzte, ein Glied einer großen und mächtigen Nation gegen 
feinen Willen und troß des lauteſten Widerſpruchs diefer Nation 
bon ihr abreißen unb durch alle Mittel der Lift und Gewalt, wie 
fie im 19. Jahrhundert auf die Dauer rein nicht mehr möglich find, 
fi felber afjimiliren zu wollen. Einfichtiger als vielleicht andere 
Zürften, freieren Blids und von reiferer Erfahrung verfannte er die 
Bedeutung ber nationalen Bewegung Deutichlands nicht, ohne fie 
darum zu überſchätzen, da ihm bie Schwäche Oeſterreichs, bie falfche 
Pofition Preußens, bie Uneinigleit der Mittelftanten, deren Ansprüche 
mit ihrer realen Macht vielfach in argem Widerſpruch ſtanden, Ans 
haltspunkte genug boten, wenn er fi in bie deutſchen Dinge mifchen 
wollte Er war jeboch entichloffen, wenigſtens vorerſt nichts zu thun 
und bie auswärtigen Verhältniffe nicht dazu zu benüßen, um ben 
innern Schwierigkeiten zu entgehen, obwohl ihn dieſe nach ber ge 
wöhnlichen Auffaffung bes Kaiſers und feiner Politit mehr als je 
bazu einzuladen ſchienen. 

Die Wahlen bes Jahres 1863 zum gefebgebenden Körper 
hatten ihm zwar mit Hülfe bes allgemeinen Stimmrechtes, wie es von 
feiner Regierung gehandhabt wirb, wie immer eine vollftändig ergebene 
große Majorität geliefert. Numeriſch war bie Bedeutung ber Oppo— 
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England. gewährt werben mußte, wenn fie nicht ploͤtzlich zu einer reellen Gefahr 
emporwachfen jollte. Beide erflärten zwar noch Ende Jannars auf 
bas Anbringen des engliihen Cabinets, daß fie noch immer bereit 
und gewillt feien, am Londoner Vertrage feftzuhalten, aber bo nur’ 
unter der Torausfegung, daß ihnen dieß nit durch bie Hart 
nädigleit Dänemarks gerabezu unmöglich gemacht werben ſollte. 
Beide hielten eine Triegerifche Action für unvermeidlich, nahmen, 
den Bund bei Seite ſchiebend, die Sache in ihre eigenen Hände und 
Beeilten fih, durch ihre Armee eine Stellung zu gewinnen, auf ber 
allein mit Dänemark wirkfam unterhanbelt werben konnte. In 
diefem entſcheidenden Moment ging England noch einen Schritt 
weiter und ſchlug dem Kaifer der Franzofen eine nicht blos biplo- 
matifche ſondern ausbrüdlih „materielle” Unterflükung Dänemarks 
vor. Seine Depeihen nad Kopenhagen, feine damals und fpäter 
wieber in demſelben Sinne mit Frankreich geführte biplematijche 
Correſpondenz fowie endlich feine ganze nachherige Haltung fetzen 
es indeß außer Zweifel, daß England darunter nicht mehr als eine 
friegerifche Demonftration, bie e8 gegenüber Deutſchland für genügend 
erachtete, verftand und daß es über eine bloße Demonftration hinaus⸗ 
zugehen nicht gemeint war. 

rg Frankreich ging darauf nicht ein und body hatte Frankreich in 
Wahrheit mehr Motive als England, für Dänemark und gegen 
Deutſchland Partei zu ergreifen. Seit ben Zeiten des erfien Napoleon 
und dem Ausgange des erſten Kaiferreichs fühlte es fi Dänemark 
gewiflermaßen verpflichtet und Louis Napoleon Hatte daher Teinerlei 
Bedenken getragen, ih am Londoner Vertrage zu beiheiligen. Jetzt 
galt es, das damals verpfänbete Wort einzulöjen. Unb warum follte 
Frankreich nicht bereit jein, England, das jo bringenb barnad ver: 
langte, hiezu die Hand zu bieten? Alles ſchien ben Kaiſer bazu eins 
zulaben. Dänemark bat nad) dem 6. Febr. ausbrüdlich und förmlich 
um Sülfe und alte Freundſchaft wie neue Verpflichtungen ſprachen 
bafür, fie zu gewähren; an Allürten ſchien es nicht zu fehlen; eine 
Verſtärkung Deutſchlands, zumal Preußens, Tag nicht im Intereſſe 
Frankreichs; bie Idee ber Mheingränge ift in Frankreich noch keines⸗ 
wegs erftorben, wenigftens eine Eorrection ber Gränze nah jener 
Seite bin ſchien unter kluger Benützung ber Umftände nicht außer⸗ 
halb bes Reichs ber Möglichkeit zu Liegen und hätte, wenn fie erzielt 
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wurbe, nicht wenig dazu beitragen müflen, bie neue Dynaſtie zu Eua- 
befeſtigen. Es ift wahr, bie öffentliche Meinung in Frankreich —— 
ſich fortwährend und bei jeder Gelegenheit für bie Erhaltung bes 
Friebens aus. Allein das wäre für Napoleon bie minbefte Schwie⸗ 
rigfeit gewefen. Die bonapartiftifche Partei hätte fich leicht in Bes 
wegung ſetzen laſſen; die große Majsrität, auf bie bas Kaiſerreich 
fi fügt, wäre ohne Zweifel, gut geleitet, wie immer mitgegangen; 
bie liberale Oppofition, theilweije in veralteten politifchen Anſchau⸗ 
ungen befangen, hätte ſich nicht wiberjeßt, vielleicht ſelbſt anregend 
mitgeholfen; ein Krieg in Deutfhland wäre im Heer populärer ges 
weien, als e8 der italtenifche nicht geivefen war, gejchweige ben bie 
Expeditionen in bie Terne. Napoleon ging auf alle diefe Ders 
Lodungen nit ein und beivies dadurch aufs neue, daß er der Nation, 
bie ihn an ihre Spibe geftellt Hat, voraus und in fo fern allerdings 
würdig ift, fie zu beherrfhen. Der Kaifer erkannte offenbar voll- 
fommen, baß das kleine Dänemark etwas ganz unb gar unmögliches 
unternommen hatte, indem es alle feine Kräfte, feine ganze Exiſtenz 
baran fette, ein Glied einer großen und mächtigen Nation gegen 
feinen Willen und troß bes lauteſten Widerſpruchs biefer Nation 
von ihr abreißen und durch alle Deittel der Lift und Gewalt, wie 
fie im 19. Jahrhundert auf die Dauer rein nicht mehr möglich find, 
fi felber afjimiliren zu wollen. Einfichtiger als vielleicht anbere 
Türften, freieren Blicks unb von reiferer Erfahrung verfannte er die 
Bedeutung ber nationalen Bewegung Deuiſchlands nicht, ohne fie 
barum zu überſchätzen, da ihm die Schwäche Defterreichs, bie falſche 
Pofition Preußens, bie Uneinigkeit dev Mittelftanten, deren Anfprüce 
mit ihrer realen Macht vielfach in argem Widerſpruch flanden, Ans 
haltspunkte genug boten, wenn er ſich in bie beutichen Dinge miſchen 
wollte. Er war jedoch entichloffen, wenigftens vorerft nichts zu thun 
und bie auswärtigen Verhältniffe nicht dazu zu benützen, um ben 
umern Schwierigkeiten zu entgehen, obwohl ihn dieſe nach ber ges 
wöhnlichen Auffaflung des Kaifers und feiner Politit mehr als je 
bazu einzuladen jchienen. 

Die Wahlen des Jahres 1863 zum gejeßgebenden Körper 
hatten ihm zwar mit Hülfe bes allgemeinen Stimmrechtes, wie es von 
feiner Regierung gehandhabt wird, wie immer eine vollftändig ergebene 
große Majorität geliefert. Numeriſch war bie Bebeutung ber Oppos 
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rg fition in der neuen Legislative nur eine fehr befägräntte und bil- 


bete zubem ein Gemiſch von rabicalen, Liberalen, vrleaniſtiſchen und 
legitimiftifhen Elementen, bie, nothwendig faft in allen Detailfragen 
principiell auseinanbergehend, nur gegen das geſchloſſene Syſtem der 
imperialiftifchen Politik, welche alles in ber Hand des Herrſchers 
concentrirt, alle Freiheit ber Bewegung in der Preſſe, im Vereins: 
wefen, in den Gemeinden und Departements mit Gewalt banieber- 
Halt und jebe Negung dafür als eine Regung ber „alten Parteien‘ 
proferibirt, Front machte. Dennoch waren bie Wahlen sirtuell gegen 
die Regierung ausgefallen: in Paris und in einer Anzahl anberer 
großer Städte des Landes waren bie Faiferfichen Candidaten gerabezu 
unterlegen, in einer langen Reihe anderer hatte ihnen mwenigfteng 
eine ftarfe Minorität die Stimme verfagt. Frankreich begann wieder 
zu erivachen, es begann fihtbar den Alp, daß es nur zwifchen 
Anarchie und Deipotismus zu wählen babe, abzufhütteln und Teb- 
hafter als bisher nad) ber fog. „Krönung des Gebäudes” zu ver: 
fangen. Der Kaifer fuchte den neuen Geift mit der an ſich aller: 
dings großartigen Idee eines europäifchen Congreſſes behufs frieb- 
licher Schlichtung aller unter den europäiſchen Staaten obmwaltenden 
Differenzen abzulenken. Die Idee war verfrüßt und jcheiterte vor: 
erft an der Abneigung der übrigen Großmächte und dem beftimmten 
Widerſpruch Englands. Selbft ber „beſchränkte Congreß“, den Frankreich 
anzunehmen geneigt war, um wenigftens etwas durchzuſetzen, kam nicht 
zu Stande, Frankreich war verftimmt und Napoleon allerdings nicht jehr 
bereit, England fofort die Hand zu bieten, als dieſes gleich barauf, in 
ben letzten Tagen des Jahres 1863, mit großem Eifer bie Abhaltung 
einer bloßen Conferenz betrieb, lediglich um das Londoner Protokoll 
zu Gunften Dänemarks aufrecht zu halten. Ruhig Yieß ber Kaiſer 
ben gefebgeb. Körper die Antwortsabreffe bebattiren, da bie Oppofition, 
obwohl fie in diefen langen Debatten vom 11. bis zum 29. Januar 
mit ganz anderer Kraft als bisher, mitunter ſelbſt brohend auftrat, 
doch der innern Einheit und der gemeinfanten Zielpunfte allzu fühl- 
bar entbehrte, wenn fie auch eine Fülle oratorifcher Talente ent: 
wickelte, der bie Majorität nicht gewachlen war. Die Taiferliche 
Regierung fühlte fi in ihrer europäifhen Stellung wie im Innern 
viel zu ſtark, um ſich durch das Wiederaufwachen der alten Parteien 
und bie Anfänge eines neuen Geiftes, ber ſich in ber Nation zu 
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regen ſchien, beirren zu laffen und darin eine Röthigung zu erkennen, Beate 


fofort einen Ableiter nach Außen ſuchen zu müllen. An einer 
Circularbepefche, die bie Regierung bes Kaifers unter dem 8. Januar 
an bie verfchiebenen Regierungen bes deutſchen Bundes ridjtete, ſprach 
fie ganz im Öegenfjak gegen Englanb, das ben Londoner Vertrag 
wie ein Heiligthum unangetaftet wiffen mollte, unummunben aus, 
daß jenes Werk nur ein „ohnmädhtiges” geweſen fei und daß eine 
befinitive Löſung ber beutfch-bänifchen Frage nur unter Zuftimmung 
bes beutfchen Bundes, alfo ſelbſtverſtändlich nur unter wejentlichen 
Modificationen erreicht werben könne. Gegen Ende beffelben Monats 
ging ber Kaiſer noch einen Schritt weiter, indem. er bie am 18. an 
ihn gerichtete Aufforderung Englands, Dänemark gemeinfhaftlich mit 
ihm eventuell auch materielle Unterftükung gegen Deutichland zu ge 
währen, beftimmt und unumwunden ablehnte. „Der Kaiſer — erklärte 
„Hrn. Drouyn de l'Huys in feinem fpeciellen Auftrage — würde 
„Widerwillen gegen alles fühlen, was ihn nöthigen Zönnte, ben 
„Wünfden der Deutſchen mit ben Waffen entgegen gu treten. 
„Es würde vergleichsweiſe Teicht für England fein, einen folden 
„Krieg zu unternehmen, ber für England ſich doch nur auf maritime 
„Operationen, auf Blofirung von Häfen und Nufbringung von 
„Schiffen beſchränken würde. Aber der Boben Deutſchlands ftößt 
„an ben Boden Franfreihs und ein Krieg. zwilchen Frankreich und 
„Deutſchland würde der unglüdlihfte und gewagteſte aller Kriege 
„fein, auf welchen das Kaiferreich fich einlaffen könnte” Dffenbar 
hatte Dänemarf vorerft von Frankreich wenig oder nichts gu hoffen 
und England war genöthigt, zu ber von ihm urfprünglid vor- 
geſchlagenen Eonferenz zurüdzufehren, ohne berfelben durch eine 
kriegeriſche Demonftration ber beiben vereinigten Weſtmächte ben 
erforderlichen Nachdruck geben zu Tönnen. 


Nod weniger mochte Dänemart auf Rußland vertrauen, obwohlKußland. 


die erſte Anregung zu den Arrangements des Londoner Vertrags 
von Rußland ausgegangen war, auch Rußland im Grunde allein 
von den drei nicht⸗deutſchen Großmächten, ganz abgeſehen von ſeinen 
Anſprüchen auf einen Theil von Holſtein, ein wirkliches Intereſſe 
an ber Erhaltung bes status quo unter ben zwiſchen Nord⸗ und 
Dftfee gelegenen Staaten unb ber däniſchen Monarchie in ihrem bis- 
herigen Umfange Hatte. Rußland war in Folge bar polniſchen Wirren 
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Ruffand.nicht in der Lage, für Dänemark und die Auifrechthaltung bes Londoner 
Bertrags feinerfeits eintreten zu können. Allen übrigen mehr ober 
minber betheiligten Staaten war indeß das plößlihe Auftauchen ber 
däniſchen Frage zu Ende des %. .1863 ungelegen, eine Quelle von 
Schwierigkeiten und von Gefahren. Rußland allein fam fie überaus 
gelegen unb zwar gerade in bem Moment, da es ihrer beburfte. 
Nur mit Mühe hatte fih Rußland in ber erften Hälfte des Jahres 
ber diplomatiſchen Intervention der Weſtmächte, benen fi, freilich 
mit inmerem MWiberftreben, Defterreih angefchloffen hatte, entzogen 
und nur mit Hülfe ber von Bismard geleiteten Politik Preußens. 
An diefer Politik und der Schwäche Englands, das vor den Con: 
ſequenzen jener eigenen Handlungsweiſe zurückſchreckte, war ber 
Berfuh Napoleons, die Frage in feine Hand zu nehmen und 
mwenigftens etwas für die unglüdliche Nation zu thun, fie vor dem 
abſoluten Aufgehen im ruſſiſchen Kaiſerreich zu bewahren, gelcheitert. 
Aber noch war das Drama nicht zu Ende und bie öffentliche Meinung 
Europas ftand entichieden auf der Seite Polens. In Folge bes 
Auftauchens der deutſch⸗däniſchen Frage, bie Mitteleuropa in bie 
heftigfte Aufregung verſetzte, die ohne einen Yofalen Krieg faum zu 
löſen wer umd.. einen großen, enropätfchen . Krieg wenigſtens alg 
möglich erjcheinen ließ, trat bie polniſche Frage plötzlich in ben Hinter: 
grund und Tieß dem ruſſiſchen Gouvernement freie Hand gegenüber 
Polen. Die vfllige Unterdrückung ber Imfurrection wie bie Fragen 

des Uebergangs und einer definitiven Organifation bes Landes, welche 
weitere Verfuche des nationalen‘ Geiſtes nicht mehr beforgen Tieße, be- 
ichäftigten Rußland mehr als die deutſch-däniſche Differenz. Das ruffifche 
Gouvernement ſcheint fich Daher jo ziemlich Darauf befchränft zu haben, 
mäßigend und beſchwichtigend ſowohl in Kopenhagen als in Berlin 
einzuwirfen. Mit Preußen ſtand es überhaupt, feit Hr. v. Bismarck 
bafelbft zur Gewalt gelangt war, auf ben beiten Fuß. Die neue 
Berftändigung desfelben mit Defterreih fonnte Rußland nur mit 
günftigen Augen betrachten, da fie geeignet war, Dejterreich von ben 
Weftmächten in der polniſchen Frage wieber loszulöſen und eine Einigung, 
besfelben mit feinen: früheren Verbündeten über diefe Frage anzubahnen. 
Auch von biefer Seite Hatte aljo Dänemark. offenbar nichts zu hoffen. 

Sqweden ber wenigſtens auf Schweden glaubte es ſich unter allen 

Umftänden verlaſſen zu können, hatte doch Schweben im Gept. 
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des vergangenen Jahres 1863 durch feinen Miniſter des Auswärti⸗Schweden 
gen, ber deßhalb perjönliäh nah Kopenhagen gekommen war, mit u 
Dänemarf Über einen Aflianzvertrag und zwar eben. mit Rüdficht 
auf die Differenzen besjelben mit Deutſchland unterhanbelt.. ‘Der 
damals vereinbarte Entwurf war freilich ven Schweden nachher 
nicht ratificirt worden; aber fein Minifter des Auswärtigen hatte 
doch noch am 5. Det. desfelben Jahres an ben. Sefandten in 
Kopenhagen gefehrieben: „Wenn gegen alles Erwarten und trotz 
„der Vorftellungen, bie ihm gemadt worben find, Deutſchland einen 
‚Einfall in Schleswig verjuchen follte, fo glauben. wir mit‘ Zuver⸗ 
‚fit behaupten zu können, daß Dänemark in alter Sicherheit auf 
„die thatſächliche Unterſtützung von mehr als einer Macht . zählen 
„könnte und was und betrifft, fo ftehen wir — ob nun ein Allianz 
„vertrag inzwilchen abgejchloffen fein möge oder nicht — nicht an, aufs 
„allerbeſtimmteſte zu erklären, bag wir für den Fall eines. Augriffs 
„auf Schleswig von Seite Deutſchlands, jeberzeit wie bisher geneigt 
„wären, nah Maßgabe unjerer Kräfte und ber Mittel, über bie wir 
„werben, verfügen können, Dänemark diejenige Hilfe. zu gewähren, 
„die es von und verlangen möchte” Kaum brei Monaie fpäter trat 
ber von ber ſchwediſchen Regierung vorhergejehene Kal wirklich ein: 
ein deutſches Heer drang in Schleswig ein — Schweden blieb ruhig. 
Und doch wäre ein jchwebilches Hilfscorpo dem Dänen ‚gerade. für 
ben erjten Anprall der Deutſchen von weſentlichem Werthe gewejen, 
wenn fie, es verſuchen wollten, dem Feinde ſchon am Danewirf, das 
für ihre beſchränkten Kräfte allein zu ausgebehnt war, entgegen zu 
treten, Allein fo geneigt die ſchwediſche Regierung auch fein mochte, 
Dänemark nicht preis zu geben, fo ſchien das ſchwediſche Volt nur 
wenig Luft zu verjpären, Gut und Blut für eine rechtlich und that⸗ 
ſächlich ziemlich zweifelhafte Sache zu opfern; bie überhaupt Inappen 
Binanzen verlangten die äußerſte Schonung, zumal ein vom Reichstag 
beichloffenes Eiſenbahnanlehen noch nicht abgejchluflen war und nad 
bisherigen Erfahrungen hauptſächlich in Deutſchland untergebradt 
werben ſollte; endlih mußte auch no vorher das norwegiſche 
Storthing einberufen werben, um feine Bewilligung von Geld: und 
Militärkräften auszufprehen. Das Iehtere geſchah zwar unter bem 
26. Januar, aber erſt auf ben 14. März, während Dänemark einer 
angenbliglichen Unterſtützung beburft hätte. 
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Deuit- Ein ganz anderes war es bagegen mit Schleswig. Schon im Süden 
Krieg. · desſelben lag das Danewerk, das feit Jahrhunderten als das Haupt- 
bollwerk des Landes angefehen wurde. Hier bildet die Eiber und 
der DMeerbujen ber Schlei von Meer zu Meer, von Friedrichsſtadt 
bis Kappeln durch bie Flußläufe und ausgebehnte Sumpfftreden eine 
natürliche Dertheibigungslinie, die zumal in der Mitte auf dem Wege 
von Rendsburg nah Schleswig feit einem Jahrzehent durch eine 
Anzahl ſtarker Schanzwerfe mit großen Koften faft uneinnehmbar 
gemacht worben war, wenn fie von einer hinreichend ſtarken Kriegs- 
macht vertheibigt wurde. Dieß war nun freilich, da Schweben, auf 
befien Allianz Dänemark gerechnet hatte, noch immer zögerte, nicht 
ber Fall. Um die ganze über 11 Meilen Yange Linie vollitändig 
einnehmen und auf jebem Punkte gegen einen Angriff genügend ver- 
theidigen zu können, hätte e8 einer Armee von 50 bis 60,000 Mann 
bedurft, während die Dänen über nicht viel mehr als die Hälfte ver- 
fügen fonnten. Immerhin aber waren fie im Stande, das Centrum 
der Stellung ziemlich ftark zu befeßen und die Flanken menigftens 
einigermaßen zu bedien. Selbſt aber wenn fie überwältigt werben 
follten, Yag darum das Feltland dem Feinde noch keineswegs preis- 
gegeben da. Die Düppeler Höhen mit der hinter ihnen liegenden 
Inſel Alfen und der nahen Feſtung Friedericia bildete eine zweite 
BVertheidigungsftellung, ber, da fie ebenfo günftig gelegen, ebenfo ſtark 
und doch von viel geringerer Ausdehnung ift, bie Kräfte ber 
Dänen genügen mochten, und bie überdieß von ber See aus in 
mehr als einer Beziehung wirkſam unterflüßt werben fonnte Zur 
See aber waren bie Dänen ben Deutſchen noch immer entſchieden 
überlegen, wenn auch allerbings nicht mehr in demfelben Grabe wie 
früher. Denn für die Vermehrung der Flotte war zwar feit dem 
Veßten Kriege auch einiges, aber aus finanziellen Gründen doch lange 
nicht genug gethan worden, während Preußen feither wenigſtens ben 
Heinen Anfang einer Flotte geſchaffen Hatte und auch Defterreich 
eine eifrig gepflegte Marine befaß, die unter Umfländen nicht bloß 
in der Adria, fondern auch im Norden verwendet werben mochte. 
In Dänemark felbft galt das Danewerk wenn nicht für gänz- 
lich uneinnehmbar, doch für fo ftark, daß der Feind Yängere Zeit 
buch dasſelbe aufgehalten werben würde. Die Dänen mußten jebod 
bald die bittere Erfahrung machen, daß fie ſich hierüber getäufcht hatten. 
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Es ift hier nicht unfere Aufgabe, bie Friegerifchen Ereignifle näher ar 
zu ſchildern. Es genligt daran zu erinnern, daß bie Preußen unter Kries. 
bem Bringen Friebrih Karl noch am 1. Febr. Eckernförde beſetzten 
und am 2. ben Dänen bei Miffunde ein wie e8 fcheint freilich ziem⸗ 
lich nublofes, jedenfalls erfolglofes Gefeht lieferten, während bie 
Deiterreiher am 3. fi bei Jagel, Overfel! und bem Königsberg 
mit alter Bravour ſchlugen und bis zu ben eigentlichen Schanzwerken 
bes Danewirle vorbrangen. Hier follte dann in einigen Tagen von 
ihnen ein Sturm verfucht werben, während die Preußen den Ueber- 
gang über die Schlei erzwängen. Gelang das eine ober das andere, 
und wenigftens das letztere ſchien ohne allzu große Opfer möglich 
zu fein, eben weil die Dänen die Flanke nicht mit einer hinreichenben 
Truppenmacht zu vertheibigen im Stande waren, fo war bie. ganze 
Dertheibigungslinie bes Danewerks nicht mehr haltbar und für bie 
Dänen verloren. Es wäre dann diefen nichts anderes übrig geblieben, 
als eine Schlacht zu wagen und bei ber numerijchen Ueberlegenheit der 
Alliirten war es nicht unmöglich, daß bie ganze bänijche Armee 
theils aufgerieben, theils in die Gefangenſchaft des Feindes gefallen 
wäre. Der däniſche Höchſtkommandirende, General de Meza, erkannte 
biefe Gefahr vollfommen und ein am 4. zufammenberufener Kriegs: 
rath beſchloß faſt einftimmig, ungeadhtet aller Erwartungen der öffent: 
lihen Meinung in Kopenhagen und troß ber vielen Millionen, welche 
Dänemark feit zehn Jahren darauf verwendet hatte, die Danewerks⸗ 
ftellung ohne weiteren Kampf aufzugeben und fich hinter die Düppel- 
linie zurückzuziehen. Am 5. wurben bie nothwendigen Vorberei⸗ 
tungen getroffen und am Abend desjelben Tages in aller Stille der 
Rückzug begonnen, auffallender Weile, ohne daß die Alliirten davon 
Wind bekamen, jo daß berfelbe in ber Nacht auf den 6. und an 
dieſem Tage glüdlih vollführt werben konnte. Erft am Morgen 
besjelben erhielten bie Defterreicher davon Kunde und zogen in bas 
geräumte Schleswig ein, während die Preußen ungehindert über bie 
Schlei ſetzten und gegen Flensburg vorbrangen. Eilig rüdten bie 
Defterreiher ben abziehenden Dänen eben dahin nach, erreichten aber 
nur noch bie Nachhut berfelben, bie bei Deverfee ben Oeſterreichern 
ein blutiges Gefecht, in dem von beiden Seiten mit gleicher Tapfer- 
feit und von beiden mit verhältnigmäßig großen Verluſte gekämpft 
wurde, lieferte unb baburch ber Hauptarmee glüdlih ben ungehin- 
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—— derten Rückzug bis in die Düppelſtellung erſtritt. Am 7. beſetzten 
Krieg. die Oeſterreicher Flensburg. Einige Tage ſpäter rückten bie Preußen 
gegen die Düppeler Schanzen vor, um hier ihrerſeits die Hauptarbeit 
zu übernehmen. Prinz Friedrich Karl überzeugte ſich indeß bald, 
daß die däniſche Stellung ohne allzu große Opfer erfolgreich nur 
durch förmliche Belagerung angegriffen werden könne. Schweres 
Belagerungsgeſchütz aber mußte erſt weither aus Preußen herbei⸗ 
geſchafft werden. Der Krieg fand daher zunächſt nothgedrungener 
Weiſe einen gewiſſen Stillſtand. Inzwiſchen ging die preußiſche 
Gardediviſion unter Gen. v. d. Mülbe von Flensburg aus vor und 
beſetzte am 19. Februar bie erſte Stadt Jütlands, Kolding, um bie 
weiteren Operationen gegen bie Düppelftelung von dieſer Seite zu 
fihern. Mit Ausnahme einiger Inſeln und Düppel-Alfen war 
ganz Schleswig für Dänemark bereits verloren. Dagegen Tonnte es 
fih in der Düppelitellung allerdings noch längere Zeit halten, jeben- 
falls lange genug, um irgend einer ber Großmächte, die ben Lon- 
doner DBertrag zu Stande gebracht hatten, hinreichende Zeit zu ge- 
währen, zu feiner Hülfe herbeizueilen, 

England, In erjter Linie glaubte e8 dieß von England ermarten zu 
bürfen, obwohl fi fein zwingendes Intereſſe erkennen läßt, das 
England genöthigt hätte, die bisherige däniſche Monarchie felbft 
mit eigenen Opfern aufreht zu erhalten. Nur im Allgemeinen 
mochte es ihm in feiner Convenienz zu liegen fcheinen, bie 
gegenwärtige maritime Schwäche ber zwiſchen Oftfee und Norbfee 
gelegenen Staaten, Schwedens, Dänemarks, Deutſchlands zu bewah—⸗ 
ren. Weſentlich auf feinen Betrieb war denn aud) ber Londoner 
Derirag v. 8. Mai 1852 zu Stande gekommen. Die Hoffnung 
Dänemarks auf die Hülfe der brittifchen Regierung, an beren Spike 
auch jebt wieder Korb Palmerſton ftand, fehien daher Feine unberech⸗ 
tigte zu ſein. Es fragte fih nur, wie weit England in feiner Un- 
terftügung Dänemarks zu gehen geneigt jei. Auf dem Felde ber 
Diplomatie leiftete England alles, was Dänemarf nur immer bon 
ihm erwarten ober ſelbſt wünſchen konnte. Nicht nur gab es fich 
ale Mühe, in Wien und Berlin einem Triegerifchen Borgehen mög- 
lihft entgegen zu wirken und einem biplomatiihen Arrangement 
wenigftens die Bahn offen zu erhalten, nit nur war es lebhaft 
beftrebt, die Regierungen von Frankreich und Rußland, bie ſich zwar 
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jeberzeit bereit erklärten, für fih am Londoner Vertrag feſtzu⸗England. 
halten, aber es an Eifer bafür gegenüber Deutfchland einigermaßen 
fehlen Tiefen, zu wirkſamerer Unterftügung Dänemarks anzutreiben, 
fondern e8 war namentlich auch thätig, der nationalen Bewegung in 
Deutihland nah Kräften Hinberniffe entgegen zu ſetzen. eine 
Sefandte an ben Höfen der Mittel- und SKleinftanten entwidelten 
eine wahrhaft fieberifche Thätigfeit, Englands Bemühungen nament- 
fih war es gelungen, im Laufe des vorigen Jahrzehents auch Sach: 
fen, Hannover und Württemberg zum Beitritt zum Londoner Vertrag 
zu vermögen, nur Bayern hatte es beharrlich abgelehnt und auch ben 
Beitritt des Bundes, ber ohne feinen Wiberftand unzweifelhaft auch 
erfolgt wäre, verhindert. Seit dem Tode des Königs Friedrich von Däs 
nemarf und von der nationalen Bewegung gedrängt, hatten freilich 
Sachſen und Württemberg ſich offen und unumwunden bavon Tosgefagt. 
Dagegen fühlte die Regierung von Hannover Teinerlei Sympathie 
für die Bewegung, gab dem immer unb immer wieder brängenben 
englifhen Geſandten im Geheimen bie beiten Zufiherungen, fo weit 
es nur die auch dort lebhaft erregte äffentlihe Meinung erlaubte, 
und die Regierung von Hannover war e8 denn auch, melde ganz 
wejentlih das Zuftandefommen einer Mehrheit am Bunde im Sinne 
und nad) den einflimmigen Wünſchen der Nation zu vereiteln wußte, 
indem fie in allen entjcheidenden Momenten fi von den übrigen 
Mittelftanten trennte unb der öſterreichiſch-preußiſchen Politit gegen 
ben Bund und gegen bie nationale Bewegung allen nur möglichen 
Vorſchub leiſtete. Darüber fo ziemlich beruhigt, ging das hauptſäch⸗ 
lichſte Streben Englands dahin, eine Conferenz ber urſprünglichen 
Unterzeichner des Londoner Vertrags zu Stande zu bringen, und 
ben ganzen Streit durch europäifche Vermittlung zum Nustrag zu 
bringen, überzeugt, daß es auf diefem Wege gelingen würde, ben 
Londoner Vertrag im Wefentlichen zu retten, wenn auch mit einigen, 
nicht allzu empfindlichen Opfern von Seite Dänemarks. Seine im 
Laufe des Januars und Anfang Februars wiederholten Bemühungen 
ſcheiterten indeß vorerft an Defterreich, der Verblendung Dänemarks und 
an ber geringen Neigung Preußens, bie ſich weder über die Stellung der 
bänifchen Regierung, welche jebenfall8 nur durch einen gewiſſen Druck zu 
Eonceffionen bewogen werben fonnte, noch Über die Macht ber nationalen 
Bewegung in Deutfchland täufchten, der wenigftens einige Befriebigung 
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England. gewährt werben mußte, wenn fie nicht plötzlich zu einer reellen Gefahr 
emporwachſen follte. Beide erflärten zwer noch Ende Januars auf 
das Anbringen des engliſchen Cabinets, daß fie noch immer bereit 
und gewillt feien, am Londoner Vertrage feftzuhalten, aber bo nur’ 
unter der Torausfegung, baß ihnen dieß nit Durch bie Hart- 
nädigfeit Dänemarks geradezu unmöglich gemacht werben jollte. 
Beibe Hielten eine kriegeriſche Action für unvermeiblid, nahmen, 
ben Bund bei Seite ſchiebend, die Sache in ihre eigenen Hände und 
Beeilten fi, Durch ihre Armee eine Stellung zu gewinnen, auf ber 
allein mit Dänemark wirkfam unterhanbelt werben konnte. In 
biefem entjcheivenden Moment ging England noch einen Schritt 
weiter und ſchlug dem Kaiſer der Franzofen eine nicht blos biplo- 
matifche jondern ausbrüdlih „materielle Unterflüßung Dänemarks 
vor. Seine Depefhen nah Kopenhagen, feine damals und fpäter 
wieber in bemjelben Sinne mit Frankreich geführte biplomatifche 
Sorrefpondenz fowie endlih feine ganze nachherige Haltung ſetzen 
e8 indeß außer Zweifel, daß England darunter nicht mehr als eine 
Friegerifche Demonftration, die e8 gegenüber Deutichlanb für genügend 
erachtete, verftand und daß es über eine bloße Demonftration hinaus: 
zugehen nicht gemeint war. 

Frankreich ging barauf nicht ein umb doch hatte Frankreich in 
Wahrheit mehr Motive als England, für Dänemark und gegen 
Deutfchland Partei zu ergreifen. Seit den Zeiten bes erſten Napoleon 
und dem Ausgange des erften Kaiſerreichs fühlte es fi Dänemark 
gewiflermaßen verpflichtet und Louis Napoleon hatte daher Teinerlei 
Bedenken getragen, fih am Londoner Vertrage zu betheiligen. Seht 
galt es, Das damals verpfändete Wort einzulöfen. Unb warum jollte 
Frankreich nicht bereit fein, England, bas fo dringend barnad vers 
langte, biezu bie Hand zu bieten? Alles ſchien den Kaijer bazu eins 
zulaben. Dänemark bat nad dem 6. Fehr. ausdrücklich und förmlich 
um Hülfe und alte Freundſchaft wie neue Verpflichtungen ſprachen 
bafür, fie zu gewähren; an Allürten fchien es nicht zu fehlen; eine 
Verſtärkung Deutfchlands, zumal Preußens, Tag nit im Intereſſe 
Frankreichs; bie Idee ber Rheingränze ift in Frankreich noch keines⸗ 
wegs erſtorben, wenigſtens eine Correction ber Gränze nad jener 
Seite Hin ſchien unter kluger Benükung ber Umftände nicht außer: 
Halb des Reichs ber Möglichkeit zu Liegen und hätte, wenn fie erzielt 
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wurde, nicht wenig dazu beitragen müffen, bie neue Dynaſtie zu Eu 
befeftigen. Es ift wahr, bie öffentliche Meinung in Frankreich ſprach 
ſich fortwährend und bei jeber Gelegenheit für bie Erhaltung bes 
Friedens aus. Allein das wäre für Napoleon bie minbefte Schwier 
rigkeit geweſen. Die bonapartiftifche Partei hätte fi Feicht in Bes 
wegung ſetzen laflen; bie große Majsrität, auf die das Kaiſerreich 
ſich ftüßt, wäre ohne Zweifel, gut geleitet, wie immer mitgegangen; 
die Liberale Oppofition, theilweife im veralteten politifchen Anſchau⸗ 
ungen befangen, hätte ſich nicht widerſetzt, vielleicht felbjt anregend 
mitgeholfen; ein Krieg in Deutſchland wäre im Heer populärer ges 
wefen, als es der italtenifche nicht geweſen war, gefchweige denn bie 
Expeditionen in bie Ferne. Napoleon ging auf alle biefe Der: 
Iodungen nicht ein und bewies dadurch aufs neue, baß er ber Nation, 
bie ihn an ihre Spitze geftellt hat, voraus und in fo fern allerdings 
würdig ift, fie zu beberrihen. Der Kaiſer erkannte offenbar voll- 
kommen, daß das Kleine Dänemark etwas ganz unb gar unmögliches 
unternommen hatte, indem es alle feine Kräfte, feine ganze Exiſtenz 
baran fekte, ein Glied einer großen und mächtigen Nation gegen 
feinen Willen und troß bes lauteſten Widerſpruchs diefer Nation 
von ihr abreißen und dur alle Mittel ber Lift und Gewalt, wie 
fie im 19. Jahrhundert auf die Dauer rein nicht mehr möglich find, 
fi felber aflimiliven zu wollen. Einfihtiger als vielleicht andere 
Fürſten, freieren Blid8 und von reiferer Erfahrung verfannte er die 
Bedeutung ber nationalen Bewegung Deutfchlands nicht, ohne fie 
barum zu überihägen, da ihm die Schwäche Oeſterreichs, bie faljche 
Poſition Preußens, bie Uneinigleit der Mittelftaaten, deren Anſprüche 
mit ihrer realen Macht vielfach in argem Widerfpruch flanden, Anz 
haltspunkte genug boten, wenn er ſich in die deutſchen Dinge mifchen 
wollte Er war jedoch entjchloffen, wenigftens vorerft nichts zu thun 
unb bie auswärtigen Verhältniffe nicht bazu zu benützen, um ben 
innern Schwierigkeiten zu entgehen, obwohl ihn biefe nad) der ges 
wöhnlichen Auffaffung bes Kaiſers und feiner Politit mehr als je 
dazu einzulaben dienen. 

Die Wahlen bes Jahres 1863 zum gefebgebenben Körper 
hatten ihm zwar mit Hülfe bes allgemeinen Stimmrechtes, wie es von 
feiner Regierung gehandhabt wird, wie immer eine vollftändig ergebene 
große Majorität geliefert. Numeriſch war die Bedeutung ber Oppo— 
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Ernt- fition in ber neuen Legislative nur eine fehr beſchränkte und Bil- 


bete zudem ein Gemiſch von rabicalen, Tiberalen, orleaniſtiſchen und 
Vegitimiftifchen Elementen, bie, nothwenbig faft in allen Detailfragen 
principiell auseinanbergehend, nur gegen das geſchloſſene Syftem ber 
imperialiftifchen Politik, welche alles in ber Hand des Herrfchers 
concentrirt, alle Freiheit der Bewegung in der Preſſe, im Vereins— 
wefen, in den Gemeinden und Departements mit Gewalt banieder- 
halt und jede Regung dafür als eine Regung ber „alten Parteien” 
proferibirt, Front machte. Dennoch waren die Wahlen wirtuell gegen 
die Negierung ausgefallen: in Paris und in einer Anzahl anderer 
großer Städte des Landes waren bie Faiferlichen Candidaten gerabezu 
unterlegen, in einer langen Reihe anderer hatte ihnen wenigſtens 
eine ſtarke Minorität die Stimme verfagt. Frankreich begann wieder 
zu erwachen, es begann fihtbar ben Mp, daß es nur zmwifchen 
Anarchie und Defpotismus zu wählen habe, abzuſchütteln und Teb- 
hafter als bisher nach der fog. „Krönung bes Gebäudes” zu ver: 
langen. Der Kaifer fuchte ben neuen Geift mit der an fi} aller: 
dings großartigen bee eines europätichen Congreſſes behufs frieb- 
ler Schlichtung aller unter den europäiſchen Staaten obwaltenden 
Differenzen abzulenten. Die Idee war verfrüht und fcheiterte vor: 
erft an ber Abneigung der übrigen Großmächte und dem beftimmten 
Miderfpruch Englands. Selbft ber „beſchränkte Congreß“, den Frankreich 
anzunehmen geneigt war, um wenigftens etwas durchzuſetzen, kam nicht 
zu Stande, Frankreich war verfiimmt und Napoleon allerdings nicht fehr 
bereit, England fofort die Hand zu bieten, als biefes gleich darauf, in 
den lebten Tagen des Jahres 1863, mit großem Eifer bie Abhaltung 
einer bloßen Conferenz betrieb, lebiglih um das Londoner Protokoll 
zu Gunften Dänemarks aufrecht zu halten. Ruhig Vieß ber Kaifer 
ben gefeßgeb. Körper bie Antwortsabreffe bebattiren, da die Oppofition, 
obwohl fie in dieſen Iangen Debatten vom 11. 5i8 zum 29. Januar 
mit ganz anderer Kraft als bisher, mitunter felbft drohend auftrat, 
boch ber innern Einheit unb ber gemeinfamen Zielpunkte allzu fühl- 
bar entbehrte, wenn fie auch eine Fülle oratoriſcher Talente ent: 
wickelte, ber die Majorität nicht gewachſen war. Die Faiferliche 
Regierung fühlte fih in ihrer europätfchen Stellung wie im Innern 
viel zu ſtark, um ſich durch das Wiederaufwachen ber alten Parteien 
und bie Anfänge eines neuen Geiftes, der fih in ber Nation zu 
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regen ſchien, beirren zu laſſen und darin eine Nöthigung zu erkennen, 
iofort einen Wbleiter nach Außen ſuchen zu müſſen. In einer 
Circulardepeſche, die bie Regierung bes Kaifers unter bem 8. Januar 
an bie verſchiedenen Regierungen bes beutichen Bundes richtete, ſprach 
fie ganz im Gegen ab gegen England, das den Londoner Vertrag 
wie ein Heiligthum unangetaſtet wiſſen wollte, unumwunden aus, 
daß jenes Werk nur ein „ohnmächtiges“ geweſen ſei und daß eine 
definitive Löſung der deutſch-däniſchen Frage nur unter Zuſtimmung 
bes deutſchen Bundes, alſo ſelbſtverſtändlich nur unter weſentlichen 
Modificationen erreicht werden könne. Gegen Ende deſſelben Monats 
ging der Kaiſer noch einen Schritt weiter, indem er die am 18. an 
ihn gerichtete Aufforderung Englands, Dänemark gemeinſchaftlich mit 
ihm eventuell auch materielle Unterſtützung gegen Deutſchland zu ge⸗ 
währen, beſtimmt und unumwunden ablehnte. „Der Kaiſer — erklärte 
„Hrn. Drouyn de l'Huys in feinem ſpeciellen Auftrage — würde 
„Widerwillen gegen alles fühlen, was ihn nöthigen könnte, ben 
„Wünſchen der Deutfden mit ben Waffen enigegen zu treten. 
„Es würbe vergleichsweiſe leicht für England jein, einen ſolchen 
„Krieg zu unternehmen, ber für England fi) doch nur auf maritime 
„Operationen, auf Blofirung von Häfen und Aufbringung von 
„Schiffen beſchränken würde, Aber der Boben Deutſchlands ftößt 
„an ben Boden Franfreihs und ein Krieg. zwiſchen Frankreich und 
„Deutfhland würbe der unglücklichſte und gewagteſte aller Kriege 
„fein, auf welchen das Kaiferreich ſich einlaffen könnte.” Offenbar 
hatte Dänemark vorerſt von Frankreich wenig ober nichts gu hoffen 
und England war genäthigt, zu ber von ihm urſprünglich vor: 
geichlagenen Conferenz zurüdzulehren, ohne berfelben durch eine 
kriegeriſche Demonftration ber beiben vereinigten Weſtmächte den 
erforberlihen Nachdruck geben zu können. 
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Noch weniger mochte Dänemark auf Rußland vertrauen, obwohlKußland. 


die erfte Anregung zu ben Arrangements bed Lonboner DVertrags 
von Rußland ausgegangen war, auch Rußland im Grunde allein 
von den brei nicht⸗deutſchen Großmädten, ganz abgejehen von feinen 
Anſprüchen auf einen Theil von Holſtein, ein wirkliches Intereſſe 
an ber Erhaltung des status quo unter den zwiſchen Nord⸗ und 
Dfifee gelegenen Staaten und ber däniſchen Monarchie in ihrem bis- 
herigen Umfange hatte. Rußland war in Folge ber polniſchen Wirren 
24 
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Roftand.nicht in der Lage, für Dänemark und bie Aufrechthaltung des Londoner 
Bertrags feinerfeits eintreten zu können. Allen übrigen mehr ober 
minber betheiligten Staaten war indeß das plötliche Auftauchen ver 
dãniſchen Frage zu Ende bes %. 1863 ungelegen, eine Quelle von 
Schwierigkeiten und von Gefahren. Rußland allein kam fie überaus 
gelegen unb zwar gerade in bem Moment, ba es ihrer beburfte. 
Nur mit Mühe hatte fih Rußland in ber erften Hälfte des Jahres 
der biplumatiichen Intervention der Weſtmächte, denen ſich, freilich 
mit inmerem Wiberfireben, Defterreid angeſchloſſen Hatte, entzogen 
und nur mit Hülfe ber von Bismarck geleiteten Bolitit Preußens. 
An diefer Politit und der Schwäche Englands, das vor den Eon: 
fequerizen ſeiner eigenen Handlungsweiſe zurüdjchredte, war ber 
Verſuch Napoleons, Die Frage in feine Hanb zu nehmen und 
wenigftens etwas für bie unglückliche Nation zu thun, fie vor dem 
abſoluten Aufgehen im ruffiichen Kaiſerreich zu bewahren, gefcheitert. 
Aber noch war das Drama nicht zu Ende und die öffentlihe Meinung 
Europas ſtand entichieden auf der Seite Polens. In Folge bes 
Auftauchens der. deutſch⸗däniſchen Frage, die Mitteleuropa in bie 
heftigfte Aufregung verjebte, bie ohne einen lokalen Krieg kaum zu 
löfen war und einen großen, europäiſchen Krieg wenigſtens als 
möglich erfcheinen ließ, trat die polnifhe Frage plöglih in ben Hinter: 
grund und ließ dem rufjiihen Gouvernement freie Hand gegenüber 
Polen. Die völlige Unterbrädung ber Amfurrection wie bie Fragen 
bes Mebergangs und einer definitiven Orgamifation bes Landes, welche 
weitere Verfuche bes nationalen‘ Geiftes nicht mehr beforgen ließe, be 
Thäftigten Rußland mehr als die deutſch-däniſche Differenz. Das ruffifche 
Gouvernement ſcheint fich daher fo ziemlich darauf beſchränkt zu haben, 
mäßigend und beſchwichtigend ſowohl in Kopenhagen als in Berlin 
einzuwirfen. Mit Preußen ſtand es überhaupt, feit Hr. v. Bismard 
dafelbft zur Gewalt gelangt war, auf ben beten Fuß. Die neue 
Berftändigung desſelben mit Defterreih Eonnte Rußland nur mit 
günftigen Augen betrachten, da fie geeignet war, Oeſterreich von ben 
Weſtmãchten in der polniſchen Frage wieder loszulsſen und eine Einigung 
besfelben mit feinen früheren Verbänbeten über dieſe Frage anzubahnen. 
Auch von biefer Seite Hatte aljo Dänemark. offenbar nichts zu hoffen. 

Söween Aber wenigſtens auf Schweden glaubte es fich unter allen 
Umftänden verlaſſen zu können, hatte doch Schweden im Sept. 
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bes vergangenen Jahres 1863 durch feinen Minifter des Auswärti-⸗Schweden 
gen, ber deßhalb perfönlih nad Kopenhagen gekommen war, mit 2 
Dänemarf Über einen Allianzvertrag und zwar. eben. mit Rückſicht 
auf die Differenzen besjelben mit Deutſchland unterhandelt. Der 
damals vereinbarte Entwurf war freilih von „Schweden nachher 
nicht ratificirt worden; aber fein Minifter des Auswärtigen batte 
doch noch am 5. Det. desfelben Sahres an den Geſandten in 
Kopenhagen gejchrieben: „Wenn gegen alles Erwarten mad troß 
„ber Vorflelungen, bie ihm gemacht worben find, Deutſchland einen 
‚Einfall in Schleswig verfuchen follte, fo glauben wir mit Zuver⸗ 
‚fiht behaupten zu können, daß Dänemark in aller Sicherheit auf 
„nie thatſächliche Unterflüßung von mehr als einer Macht . zählen 
„könnte und was und betrifft, fo ſtehen wir — ob nun ein Allianz 
„vertrag inzwifchen abgejchloffen fein möge oder nicht — nicht an, aufs 
„allerbeſtimmteſte zu erklären, daß wir für den Fall eines. Angriffs 
„auf Schleswig von Seite Deutſchlands, jeberzeit wie bisher geneigt 
„wären, nah Maßgabe unjerer Kräfte und der Mittel, über bie ‚wir 
„werben verfügen können, Dänemark biejenige Hilfe. zu gewähren, 
„die es von und verlangen möchte” Kaum brei Monaie fpäter trat 
ber bon, ber ſchwediſchen Regierung vorhergejehene Fall wirklih ein: 
ein deutſches Heer drang in Schleswig ein — Schweden blieb ruhig. 
Und doch wäre ein ſchwediſches Hilfscorps . dem. Dänen gerade. für 
ben eriten Anprall der Deutſchen von weſentlichem Werthe geweſen, 
wenn fie, es verfuchen wollten, dem Feinde ſchon am Danewirf, das 
für ihre beſchränkten Kräfte allein zu ausgebehnt war, entgegen zu 
treten. Allein ſo geneigt die ſchwediſche Regierung auch fein mochte, 
Dänemark nicht preis zu geben, fo ſchien das fchwebiiche Volt nur 
wenig Luft zu verfpären, Gut und Blut für eine rechtlich und that 
ſächlich ziemlich zweifelhafte Sade zu opfern; bie überhaupt Inappen 
Finanzen verlangten die äußerſte Schonung, zumal en vom Reichstag 
beishloffenes Eiſenbahnanlehen noch nicht abgeſchloſſen war und nad 
bisherigen Erfahrungen hauptjählih in Deutſchland untergebracht 
werben ſollte; endlich mußte auch noch vorher das norwegiſche 
Storthing einberufen werben, um feine Bewilligung von Geld: und 
Militärkräften auszufprehen. Das letztere geſchah zwar unter dem 
26. Januar, aber erft auf ben 14. März, während Dänemark einer 
augenblicklichen Unterfläkung beburft hätte, 
24° 
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Di Go ftandb Dänemark ven Heeren zweier Großmädte ohne irgenb 
einen Alliirten gang allein gegenüber. Die erfte Folge davon war, 
daß es das Danewerk nicht zu halten vermochte und fi genäthigt 
fah, dasſelbe ſchon nad wenigen Tagen aufzugeben, wenn es nit 
feine ganze Armee aufs Epiel feßen wollte. General de Meza 
hatte ſich nicht dazu entfchließen Tünnen. Am 7. Tebr. Morgens 
früh langte bie Nachricht in Kopenhagen an. Die Aufregung, bie fie in 
ber däniſchen Hauptſtadt hervorrief, war eine furchtbare; bie zunerfichtliche 
Hoffnung, in die das Boll von feinen Führern eingewiegt worben, 
daß biefe Landwehr, auf die fo viele Milfionen -verwenbet worden 
waren, faft uneinnehmbar jedenfalls lange felbft gegen eine große 
Uebermacht zu vertheibigen fein würbe, war plößlich zerronnen, ber 
größere Theil von Schleswig binnen wenigen Tagen ſchon verloren. 
Die Stimmung ber Bevölkerung wurde fo aufgeregt, daß felbft Mit: 
glieder ber königlichen Familie fich thatfächlichen Beleidigungen aus: 
gefeßt jahen. Die beiden Häufer des eben verſammelten Reichstages 
traten fofort zufammen: ber Eonfeilpräfident Monxad vertheidigte bie 
Regierung fo gut e8 ging; er mußte eine am Tage vorher vom König 
erlaffene Proclamation an das Heer desavouiren, der Kriegsminifter 
mußte erklären, daß er ben Befehl zum Rückzug nicht gegeben habe, 
ber General de Meza mußte augenblicklich feines Oberbefehls ents 
hoben werben. Aber ber Muth ber Dänen, der Entſchluß, Schleswig 
um jeben Preis feithalten zu wollen, war darum nicht gebrochen, ber 
Haß gegen Deutihland nur um fo lebendiger geworden. Schon 
am 12. Febr. erflärte der Minifter des Auswärtigen v. Quaade in 
einer Eircularbepefche allen Mächten Europas: „Bor der Decupation 
„Schleswigs Hätten wir mit Deutſchland Frieden fließen Können; 
mad biefem Ereigniß bleibt ber Regierung bes Königs nur ein 
„Weg übrig: den Krieg fortzufeken bis zur Mieberberftellung ber 
„alten Ordnung der Dinge in Schleswig und bis biefes Herzogthum 
„wieder unter bie Autorität des Königs zurüdgefehrt if. Nur dann 
„wird es uns geitattet fein, unfere Bemühungen zur Beendigung bes 
„Sonflictes mit Deutfchland neuerdings im Wege von Unterhandlungen 
„enzumwenben.” 

Durch diefe Hartnädigkeit Dänemarks wurbe ber Plan ber beiden 
beutihen Großmächte, wo immer möglih an den Beflimmungen des 
Londoner Vertrages feftzuhalten, die beutfchen Herzogthümer dem 
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lationen zu Gunſten derſelben, wobei die Herſtellung einer Perſonal⸗ 
union zwiſchen ben deutſchen und ben däniſchen Gebietstheilen der 
Monardie nur als Außerfte Forderung und in unbeflimmten Umtiffen, 
bie fich felbft dann noch wejentlih in bänifhem Intereſſe hätten 
ausfüllen Taffen, ins Auge gefaßt worden war, mehr unb mehr 
erſchwert. Der Krieg mußte fortgefeßt werden, wenn Dänemark zur 
Nachgiebigkeit veranlaßt werden ſollte. Wohin aber der Krieg am 
Ende führen möchte, wußte Niemand, Defterreih und Preußen fa 
wenig als irgend wer font. Die nationale Bewegung in Deutſchland 
fonnte daran neuerdings die Hoffnung Inüpfen, von ber fie nicht 
laſſen wollte. Die nächfte Ausficht war freilich trübe genug. Die 
beiden Großmächte hatten den Bund gänzlich bei Seite gefchoben und 
die Mittelftaaten batten fi bei Seite ſchieben laſſen. Ein Schret 
der Entrüftung ging barüber durch ganz Deutichlamd. - Fürften, 


Regierungen und Völker fühlten gleihmäßig ben Schlag, ‘ver fie 


getroffen. Don Preußen unter ber Leitung Bismardd Hatte bie 
Öffentliche Meinung zumal in Sübbeutfchland kaum anberes erwartet, 
aber von Defterreih Hatten Bayern und die Mittelftanten in Folge 
ber Vorgänge in den lebten Jahren bezüglich ber Bundesreformfrage 
und bezüglich ber Zollvereinskriſis ein ſolches Vorgehen mit Preußen 
und gegen fie fi nimmer verſehen. Die nächſte Folge war, daß 
Defterreich gewiffermaßen ‘mit emem Sclage allen jenen Einfluß 
und all jenes Vertrauen verlor, die e8 früher befeffen, die es feither 
fo forgfam gepflegt Hatte und die es neuerdings ſich mehr als je 
gefidert zu haben wähnte. Die beutfhen Staaten ſahen ſich plötzlich 
ausſchließlich auf fich felbft angewiefen, ohne die gewohnte Stüße, 
ohne Führung und irgend welchen feiten Halt unter einander, ben 
ihnen der Iodere Staatenbund unmöglich gewähren Konnte. Die 
Regierungen ergaben fich inbeß wenigftens äußerlich bald in die ihnen 
bereitete Rage; ſchwerer warb es der äffentlihen Meinung. Von 
einer mitiative des Bundes war allerdings nichts mehr zu hoffen. 
Aber wie wenn fi) einer ber beutfchen Fürften für die mißachteten 
Rechte bes Bundes und der Herzogthümer an die Spibe ber natig- 
nalen Bewegung ftellte und entichloffen alles dran fette, beide zu wahren? 
Der Gedanke lag bei ber allgemeinen Rath- und Thatlofigfeit nahe 
genug. Die Blide vieler richteten ſich babei natürlicher Weile auf 
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Deutfd- Bayern, war doch Bayern ber größte ber Mittelftanten und Hatte 
lange die Triasibee genährt und niemals ganz aufgegeben. Das 
Bayeriſche Volk Telbft ſchien es auch vollfommen zu fühlen, daß, 
wenn jenen Anfprlüchen eine Realität zu Grunde lag, ber. Moment 
gefommen fei, «8 zu bewähren. Schon am 20. Januar erflärte 
eine zahlreiche Volksverfammlung in Münden dem Könige in einer 
Adreffe: „Wir fühlen uns gebrungen, in biefem für alle Zeiten 
verhängnißvollen Augenblid unferem Könige ben Eib der Treue zu 
erneuern, inbem wir ihm fagen, daß wir mit Gut und Blut zu 
ihm ftehen, wenn er zur Abwehr der angebrohten Demüthigung und 
zur endlichen Einfeßung des Herzogs von Auguftenburg in alle feine 
Rechte, die gefammte Kraft unferes Volkes aufbietet. Noch Hoffen 
wir, daß in der elften Stunde die deutſchen Großmädte vor dem 
Fluche des Bürgerkriegs zurückſchrecken werben, aber e8 drängt uns 
heute, in bie Schale der Entfcheidung auch das bayeriſche Schwert 
zu werfen unb barum befchwören wir Em. Maj. in dem fchleunigen 
Heeresaufgebote zum Schuhe des gefährbeten Rechts auf Opferwillig- 
feit auch bes Lebten in Ihrem Volke zu zählen und feit zu ver: 
trauen, daß wir uns in der Stunde ber Entſcheidung unferes Fürften 
werth zeigen werben.” Wenige Tage nachher ſagte eine Volksver⸗ 
fammlung in Augsburg in ihrer Adreſſe dem König: „Nur in ber 
ſchleunigen Anerkennung des Herzogs Friedrich von Schleswig: 
Holftein und der Einſetzung desfelben in feine Rechte, welche zu: 
gleid bie Rechte der deutſchen Herzogthümer find, nur in 
einem thatkräftigen Eingreifen ber MWehrkraft der bundesgetreuen 
Regierungen können wir bie wirkſame Vereitelung von Mebiatifirungs: 
gelüften, die Abwendung ber Unterjohung und Zerreißung Deutſch⸗ 
lands finden”. Und noch ftärfer ſprach fi bald darauf eine Adreſſe 
aus Nürnberg an den König aus: „Was thut der Bund, was thun 
bie bundesgetreuen Staaten, was deren Fürjten? Seit Monaten feine 
That. Wie der Furchtſame inmitten des brennenden Schiffes nicht 
wagt, fein Leben zu retten durch einen kühnen Sprung in bie toben- 
ben Fluthen bed Meeres, um das nahe Ufer zu erreichen unb jammer- 
voll untergeht, To gelähmt fcheinen die bundesgetreuen Staaten, daß 
fie zaubern, bis alle Hoffnung auf Erfolg zu Ende ift. Die Gefahr 
zu befeitigen, gibt es nur ein Mittel. Die Macht, welche unjeren 
Regierungen zur Eeite ſteht, ift feine geringe; fie beſteht in wohl— 
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gerüfteten Armeen, welche nur bes Winfes harren, in bem Volke, Deutiä- 
bas Schleswig für Deutichland gerettet willen will, unb vor allem 
in der Gerechtigkeit der Sache, welche Muth, Zuverfiht und Ver⸗ 
trauen gibt”. Aud eine am 28. Februar in Erlangen abgehaltene 
Landesverfammlung ſprach einftimmig die Erwartung aus, daß „durch 
Aufbietung ber bayerifchen Heereskraft dem vollen Ernft der gegen- 
wärtigen Lage entiprochen werde”. Alle dieſe Adreſſen und Refolutionen 
aber und mit ihnen eine Reihe anderer ſprachen ben dringenden Wunſch 
aus, daß der König ungefäumt ben Landtag um fich verfammeln möge, 
bamit er von dem nicht! zweifelhaften Willen ber Volksvertretung geftärkt, 
ſich entjchließe, inmitten der allgemeinen Zerfahrenheit und der allgemei- 
nen Schwäde eine entſchiedene Stellung einzunehmen. Es bürfte fehr 
zweifelhaft jein, ob Bayern die ihm fo zugebachte Rolle hätte durchfüh—⸗ 
ren können, noch zweifelhafter, ob bie Triasidee überhaupt unter irgend 
welchen Umſtänden lebensfähig fein wird. Wie dem aber auch fet, 
der König konnte ſich zu irgend einem burchgreifenden Schritte nicht 
entſchließen. Ciferfücdhtig auf feine volle und unverkürzte Souverä⸗ 
netät, fühlte er wohl tief die wenig würbige Lage, in welde bie 
beiben Großmächte ihn und alle übrigen Bundesfürſten geſtoßen 
hatten, er verfannte Feineswegs die Bedeutung des Momentes für 
Bayern und feine Stellung in Deutichland; allein er fühlte ſich den 
Anforderungen bes verhängnißvollen Momentes nicht gewachſen. Der 
Zwiefpalt nagte an feinem Herzen und rieb ihn auf. Don ange: 
griffener Gefundheit, aber noch in ben beiten Jahren des Mannes: 
alters fiel König Mar am 8. März krank und fon am 10. war 
er eine Leihe. Der Kronprinz, der kaum vorher Das Alter ber 
Großjährigkeit erreicht Hatte, folgte ihın als König Ludwig II. Die 
Stellung, die feinem Vater eingeräumt worden war, konnte inbeß 
ber junge König vorerſt unmöglich in Anfprud nehmen. 

Die weiteren Bejchlüffe der Bunbesverfanunlung hatten unter 
den obmwaltenden Umftänden fo ziemlich alle Bebeutung verloren. Am 
25. Tebr. kam ber erite Theil ber Anträge von ber Pforbten zur 
Abftimmung. Die darin enthaltene Erklärung, daß ber Londoner 
Bertrag für den Bunb feinerlei verbindende Kraft babe, wurbe von 
der Majorität abgelehnt und nur der im Grunde nichtsjagende Auf- 
trag an bie Ausſchüſſe befchloffen, weiteren Bericht und Antrag über 
bie Erbfolge felbft zu erftatten, „ohne dabei den Londoner Vertrag 
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Det zur Grundlage zu nehmen”. Preußen betrachtete bie ganze Arbeit 


bes bayrifchen Geſandten lediglich als ſchätzbares Material und fprach 
fortwährend von gründlicher, alljeitiger Prüfung ber fchwierigen Frage, 
fo daß gar nicht abzufehen war, welches Tribunal es eigentlih als 
competent. erachte, noch in welche beliebige Ferne die Grünblichkeit 
ber Unterfuchung ausgebehnt werben möchte. Ungefähr um biejelbe 
Zeit fand die von Bayern angeregte Conferenz ber Mitteljtanten zu 
Würzburg ftatt. Hannover und Kurheſſen hatten in Uebereinitimmung 
mit ber von ihnen ſchon bisher eingenommenen Stellung ihre Be 
theiligung abgelehnt. Die Übrigen verftänbigten ſich wie es jcheint, 
leicht; ihre Beichlüffe gingen aber nicht über neue Anträge am Bunde 
hinaus! Bayern follte auf Entſcheidung in der Erbfolgefrage, Würt- 


„temberg auf die Einberufung der holſteiniſchen Ständeverſammlung, 


Deutſch⸗ 


dänifcher 


Krieg. 


Sachſen auf eine Verſtärkung der Bunbestruppen in Holftein an- 


tragen. Die Anträge wurden im Laufe des März auch wirklich ein- 


gebracht, ver Erfolg war jedoch fein anderer, als wie er nad) dem 
bisherigen Gang der Dinge am Bunde vorausgefehen werben mußte. 
Die Anträge Mürttembergs und Sachſens wurben nad dem Ber- 
langen Defterreih8 und Preußens an bie Ausſchüſſe gewiefen und 
bort begraben, Bayern rettete ben feinigen bloß ſo weit, daß ihm 
nicht dasfelbe Schickſal widerfuhr, ohne es indeß zu wirklicher Ab: 
flimmung über benfelben zu bringen. Unter diefen Umſtänden mußte 
bie Bunbesverfammlung auf die weitere Entwidelung der Rechtsfrage 
nothwenbig ebenſo ohne allen und jeden Einfluß bleiben, wie bieß 
ber Fall war bezüglih der weiteren Entwidlung der Ereigniſſe auf 
dem Kriegsſchauplatze in Schleswig. 

Dort waren die Preußen unter großen, durch die Jahreszeit 
weſentlich vermehrten Strapazen eifrig beſchäftigt, die Belagerung 
ber Düppelſchanzen vorzubereiten, während das dazu nothwendige Ge- 
ſchütz allmählig aus Preußen herbeigeichafft wurde. Der Reſt bes 
Vebruars und der ganze Monat März gingen über dieſen Arbeiten 
bin. Die Defterreiher und die mit ihnen vereinigte preußijche 
Gardediviſion Hatten unterbeffen ganz Nordſchleswig bis an bie jütifche 
Gränze befeßt unb die letztere am 19. Febr. felbft dieſe überſchrit— 
ten und bie erſte bänifche Stabt, Kolbing, genommen. Es fcheint, 
daß biefe Belegung in Berlin militärifh für nothwendig erachtet 
worden war, um ben Fortgang der Belagerungsarbeiten vor Düppel 
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nach dieſer Seite bin zu fihern. Ohne Zweifel wäünfchte aber 


Preußen, wo bie Militärpartei am Hofe durch den Krieg einen ent⸗ Frie- 


ſcheidenden Einfluß gewonnen hatte und dießmal wenigftens von 
einem bloßen Scheinkrieg gegen Dänemark nichts wiſſen wollte, zu⸗ 
gleich auch fich zu vergemifjern, wie weit das alliirte Defterreich zu 
bringen ſei und wie der Schritt von ben fogenannten neutralen 
Mächten anfgenommen würde. Defterreich erjchraf in ber That über 
das einfeitige Vorgehen Preußens und England erhob Reclamatignen 
in Wien und Berlin. Der General v. d. Mülbe wurde baher an- 
gewiejen, nicht weiter in Sütland vorzubringen, Kolding aber aud 
nicht wieder zu räumen, ſondern vorerft bejeßt zu halten. Das 
Reſultat des von Preußen vorgejchobenen Fühlers war nicht unbe: 
friebigenb ausgefallen. König Wilhelm ſchickte ben Chef feines 
Militärcabinets, Gen. v. Manteuffel, nah Wien und biefem gelang 
es denn auch, bem öſterr. Cabinet bie Nothwendigkeit, weiter in Jut⸗ 
land vorzurüden, wenn Dänemark zum Nachgeben gezwungen werben 
follte, begreiflih zu machen. Gen. v. Manteuffel verließ Wien am 
7. März wieder und an bemfelben Tage notificirten Defterreich und 
Preußen in einer gemeinjamen Depeihe den übrigen Unterzeichnern 
bes Londoner Vertrags den Einmarfh ihrer Truppen In Jütland. 
Diejelben ließen e8 ohne weitere Widerrede geſchehen, die Dänen 
felbft aber wien, nachdem fie nur bei Veile einigen Widerſtand 
verſucht und von ben Defterreichern geworfen waren, ohne Schwert- 
ftreih und zogen fi in aller Eile’ bis hinter den Lymfjord zurüd. 
Auch bie Alliirten wollten Jütland vorerft nicht beſetzt Halten, ver: 
legten ihr Hauptquartier wieder nah Veile zurüd und machten 
Miene, Friebericia förmlich belagern zu wollen. Jedenfalls war fo 
viel erreicht worben, daß bie Belagerungsarbeiten vor Düppel ihren 
durchaus ungeftörten Yortgang hatten nehmen Finnen. Am 29. März 
wurde die erite Parallele, am 11. April die zweite und enblih am 
14. April bie dritte Parallele eröffnet. Am 18. April erfolgte ber 
Sturm unter ber perfönlihen Leitung des Prinzen Friedrih Karl. 
Trotz waderer Gegenwehr der Dänen wurden bie Schanzen eine 
nad) der andern von ben Preußen mit anerlannter Tapferkeit in 
unwiderſtehlichem Anprall genommen und die Dänen mit großem 
Berlufte an Todten und Gefangenen über die Brüde von Sonder: 
burg na Alſen zurüdgeworfen. Auf die Nachricht davon erhielt 
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Dei Wrangel von Berlin aus fofort ben Befehl, den größeren Theil ber 
Krieg. preuß. Truppen zu einer förmlichen Occupation Jũtlands und das 

jebt bisponible Belagerungsgeſchütz zur Belagerung ber jütifchen 

Feſtung Friebericia zu verwenden. Schon am 20. rüdten die Alli- 

irten denn auch wieder vor, am 28. legte Wrangel Jütland als 

Entgelt für die inzwilhen von Dänemarf verhängte Blokade ber 

beutihen Seehäfen und bie Aufbringung beutfcher Schiffe durch die 

bänifhen Kreuzer eine erfledlihe Kontribution auf, am 29. April 

räumten die Dänen in aller Stille Yridericta und no vor Ende 

bes Monats war ganz Sütland von ben Allürten definitiv oc- 

eupirt. 
— Was die Dänen auf dem Kriegsſchauplatz Schritt für Schritt 
verloren, mochten fie indeß auf dem Felde der Diplomatie vielleicht wieber 
gewinnen. Zu Anfang Aprils hatten endlich alle betheiligten Mächte, 
die Friegführenden, bie übrigen Unterzeichner des Londoner Vertrags 
und ber deutſche Bund in bie Beihidung ber feit fo langer Zeit 
von England betriebenen Conferenz eingewilligt, die zu London zu⸗ 
fammentreten follte und am 25. April wirklich eröffnet wurde. Die 
Ausfihten auf Erfolg waren indeß nichts weniger. al® vielveripre- 
hend. Erft nad mehreren Situngen gelang es, ſich über einen 
vorläufigen Waffenftillftand, ohne den doch die Conferenz in ihre 
eigentliche Aufgabe nicht wohl auch nur eintreten Tonnte, zu einigen 
und auch dann nur auf bie Dauer eines Monats. Dänemart war 
offenbar noch lange nicht hinreichend gedemüthigt und noch weit 
von jeder Neigung entfernt, bezüglich Schleswigs auch nur bie min: 
befte Conceffion zu maden. Dagegen waren bie Dispofitionen auf 
deutſcher Seite bereits nicht mehr diefelben wie zu Anfang bes Kriegs. 
Zwar ſchlugen Defterreih und Preußen der Conferenz am 17. Mat 
ihre urfprüngliche bee, die Frage durch Herftellung einer Perjonal- 
union zwiſchen Dänemark und den Herzogthümern zu löſen, vor; 
allein allem Anſchein nad geſchah es faft nur in ber Abfiht, Die 
Unmöglichkeit felbft diefer Löfung im Angefihte Europas zu con= 
ftatiren. Dänemark erflärte den Borfchlag ſofort für durchaus un: 
annehmbar und weigerte fi, ihn aud nur ad referendum zu neh: 
men. Die Hartnädigfeit der Dänen fand ihren Wieberhall in 
Deutichland und in den Herzogthümern. Dort war bie geſchäfts⸗ 
leitende Commiffion des 36er Ausſchuſſes in Frankfurt mit zäher 
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Unermüblichfeit beitrebt, bie öffentliche Meinung wach zu erhalten =. 
und bie zahflofen über ganz Deutfchland ' verbreiteten Schleswig: 
Holftein-Vereine zufammenzuhalten und zu übereinftimmenden Mani 
feftationen zu veranlaffen. Auf ihren Antrieb erklärten fi zu Oftern 
Hunderte von Heineren unb größeren Volksverſammlungen neuerdings 
für die vollftändige Trennung ber Herzogthümer von Dänemark und 
proteftirten gegen jebe bem Rechte twiberftreitende Abmachung als 
„null und nichtig, al® eine rechtlofe Gewaltthat und einen Berrath 
an den Intereſſen und ber Ehre Deutſchlands, die ber nächfte 
Moment zerreißen und vernichten werde“. In ben Herzogthümern 
ſelbſt proteſtirten faſt fämmtlihe Mitglieder der Ständeverſammlung 
von Holſtein, 300 Notable von Schleswig, ein von den Vertretern 
bon 37 Städten beſchickter Städtetag, die Univerſität Kiel, die zahl- 
reichen Vereine gegen jede Entſcheidung ber dazu nicht berechtigten 
Londoner Conferenz über ihr Schickſal und erklärten ben Herzog 
Friebrih für ihren allein rechtmäßigen Lanbesheren, für ben fie Gut 
und Blut einzufegen bereit wären. Da nun Dänemark bie Per: 
fonalunion feinerfeits definitiv ablehnte, fo mußten nothwendig auch 
bie beiden deutſchen Großmächte darauf verzichten, fie ben Herzog: 
thümern gegen ihren Willen gewaltfam aufzuzwingen. Unausweichlich 
mußte von ihrer Seite ein weiter gehender Vorſchlag gemacht wer: 
den, ber fi den Forderungen der deutſchen Bewegung näherte ober 
wenigftens zu nähern ſchien. Preußen war dazu bereit. Denn [chen 
hatten der Krieg und feine Erfolge allmälig und im Stillen, aber 
ganz entfhieden eine totale Wendung in den Anfhauungen und in 
den Planen ber Regierung zu Stande gebradt. Wenn die Herzog- 
thümer ganz oder theilweife völlig von Dänemark losgeriſſen werben 
follten, jo Fonnten fie ja au ganz ober theilmweile für Preußen, 
das fie durch feine Armee bereits größtentheil® erobert Hatte, erwor⸗ 
ben werben. Offenbar im Einverftändnig mit ber Regierung und 
auf ihre Anregung hin erklärten fih am 11. Mai eine Anzahl hoch⸗ 
geftellter Conſervativer in einer Adreſſe an ben König für die voll: 
fländige Trennung ber Herzogthümer von Dänemark und ihre Ber: 
einigung zu einem Ganzen, „ſei e8 unter einem eigenen Randesherrn 
und dem wirfjamen Schutze eines mächtigen beutihen Staates, fe 
es als ein Theil diefes Yeßtern”, Vier Tage darauf erffärte ſich 
endlich Preußen offen und unumwunden vom Londoner Vertrage ob. 
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ih Teflerreich blieb kaum eiwes anderes übrig, als feinem preufiiden 
Alliirten, von dem es ſich bisher ſchen Schritt für Schritt weiter 
hatte führen laſſen, auch jet zu folgen, fo jcwer ihm der Eutichluß 
—— u fallen mochte. Am 28. Mai verlangten beide Mächte, denen ſich der Ber: 
treter des Bundes bereitwillig anſchloß, in Lonbon bie „velljtändige Treu⸗ 
nung ber Serzogthümer Schleswig und Holiten von Tänemark und 
ihre Bereinigung zu einem Staat unter ber Souverãnetãt bes Erb⸗ 
prinzen von Auguftenburg, ber in ben Augen Deutſchlands nicht 
nur die meilten Erbrechte geltend zu machen vermöge, „befien Aner⸗ 
kennung von Eeite des deutjchen Bundes folgeweife gefichert ericheine, 
fondern weldyer auch unzweifehhaft die Stimmen einer ungehenern 
Majorität der Bevölkerung in fid, vereinigen werde”. Der Antrag 
fonnte weder Dänemark noch bie neutralen Mächte überrafchen. Die 
Idee der Perfonalunion war in ber That ber einzig denkbare Aus- 
weg geweſen, ben beiden Nationalitäten innerhalb ber däniſchen Mo⸗ 
nardyie vielleicht wenigſtens gerecht werben zu Tönnen. Sobald 
Dänemark fie verwarf, mußte der Londoner Bertrag ſelber dahin 
fallen, wofern wenigſtens bie neutralen Mächte fi) nicht dazu ent- 
fhließen wollten, Dänemark gerügende Unterflüßung zu gewähren, 
nm die Serzogthüner wieber zu erobern. Da nun feine ber Mächte 
daran dachte, fo blieb nichts anderes übrig, als das Zwitierverhält⸗ 
niß ber Herzogthümer zwiſchen Deutihland und Dänemark ganz zu 
Wien. England ließ daher in berjelben Situng der Eonferenz auch 
feinerfeits den Londoner Vertrag fallen und flug eine Theilung von 
Schleswig vor. Als Theilungslinie bezeichnete England die Schlei und 
bas Danewerk, fo daß den Dänen faft ganz Schleswig geblieben 
wäre; außerdem aber follte Deutichland in dem abgetretenen Theile 
ber Herzogthümer weder Feſtungen noch befeftigte Häfen anlegen und 
das übrig bleibende Dänemark unter die Garantie der Großmädhte 
geftellt werben. Der Vorſchlag entfprach offenbar ben geheimen 
Wünſchen Dänemarks, obgleich es ſcheinbar nidyt fogleich Darauf ein- 
gehen wollte und erft in ber folgenden Situng ber Conferenz jeine 
Zuftimmung dazu ausfprad. Die beutfhen Mächte lehnten indeß 
ben Vorſchlag entſchieden ab und wollten fich höchſtens dazu ver: 
ftehen, als Compenfation für Lauenburg den nörblichften, weſentlich 
nicht⸗deutſchen Theil Schleswigs bei Dänemark zu belaffen, was hin- 
wieder Dänemark für unannehmbar erklärte. Umſonſt verfuchten bie 
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Reutralen, eine mittlere Linie aufzufinden, bie den billigen Anfprü: Zergo⸗ 
den bes einen wie bes anberen Theiles hätte genügen können. Es 
war. unmöglich, fich über eine ſolche zu verflänbigen. Das einzige 
Mittel dazu hätte in einer loyalen Befragung ber Benölferung ge 
ſucht werben lönnen und bie Konferenz beichäftigte fi denn auch 
mit biefer frage, allein es zeigte ſich, daß biefer Weg nur von dem 
Vertreter bes beutfchen Bundes aufrichtig betreten werben wollte, 
während bie übrigen alle, Frankreich allein ausgenommen, im Grunde 
principiell dagegen waren und jelbit Frankreich ihn nur lau vertheis 
bigte. ALS fomit jede Verftändigung auf ber Conferenz unmöglich 
ſchien, trug England noch darauf an, bie Beitimmung ber Theilungs- 
linie einem Schiedsrichter zu überlaffen, für ben es offenbar ben 
Kaiſer der Franzofen im Auge hatte. Uber au das wurde von 
Dänemarf unbedingt abgelehnt. Die Conferenz ſah fih außer 
Stande, die von ihr angeftrebte Aufgabe zu löſen und ben Streit 
frieblih zu ſchlichen. Am 25. Juni ging fie unverrichteter Dinge 
auseinander. Der Krieg mußte entfcheiben. 

Wenn Dänemark wie bisher auf feine eigenen Kräfte allein 
angewiefen blieb, fo Tonnte die Entfcheibung unmöglich mehr lange 
ausftehen. Noch hoffte es zwar immer, daß England wenigftens im 
letzten Moment fein Schwert in die Wangfchale werfen werbe, aber 
es hoffte umſonſt. England hatte offenbar nie daran gedacht, alleinẽEngland. 
und ohne wenigſtens von Frankreich unterftüßt zu fein, ſich Däne- 
marks thatfächlih anzunehmen. Frankreich aber Hatte zu Anfang 
Junis einen erneuerten Vorſchlag ber brittifhen Negierung, gemeins 
fam wenigftens eine maritime Demonftration gegen Deutfchland ine 
Wert zu feßen, nochmals abgelehnt, indem es fehr richtig entgegnete, 
daß ber erfte Kanonenſchuß einer folden Demonftration für Frank⸗ 
reid einen Krieg zu Wafler und zu Lande nah ſich ziehen würbe, 
auf ben es ſich nur einlaffen könnte, wenn es der „unbegränzten 
Unterftüßung” Englands ficher wäre. Das aber lag wieberum ganz 
und gar nicht im Spatereffe Englands, Dagegen war biefes auch zu 
weit gegangen, um bie ganze Sache ſtillſchweigend fallen zu laſſen. 
Das Parlament mußte durch ein unzweibeutiges Votum entfdheiden 
und bie Regierung gab ihm durch bie Vorlegung jämmtlier Con- 
ferenzacten dazu den Anlaß. Vier Tage lang, vom 4. bis zum 
9. Zult debattirte das Unterhaus über bie Frage: das Mefultat war, 
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on "daß mit 313 gegen 295 Stimmen beſchloſſen wurde, „bie Zufrieben- 
beit des Hauſes darüber auszufprechen, daß bie Miniſter unter ben 
obwaltenden Umftänden Ih. Maj. gerathen hätten, ſich einer bewaff⸗ 
neten Einmiſchung in den Krieg zwiſchen Dänemark und den beutfchen 
Mächten zu enthalten” Die Majorität war Teime große, allein bie 
toryſtiſche Minderheit hatte keineswegs Danemark Triegerijd . unter: 
fügen, ſondern lebiglih dur ein Mißtrauenspotum die Regierung 
flürgen und fi felbit wieder ans Ruder fchwingen wollen. Hatte 
doch Graf Derby für biefen Fall fich vollfländige, Freiheit der Action 
bezüglich Dänemarks vorbehalten und war ein birecter Antrag auf 
Unterjtügung besjelben ohne Abftimmung — es erllärten fih nur 
zwei ober brei Mitglieder dafür — abgelehnt werben. 

Schweden Dieje Haltung Englands war auch für Schweben entidheidend. 
Eine ſchwediſch⸗norwegiſche Flotte, welche König Karl, freilich ſpät 
genug, am 16. Mai bei Oothenburg zufammengezogen hatte, wurde 
fofort wieber aufgelöst, als Die Nachricht vom Aysgang ber englijchen 
Unterhausbebatte v. 9. Juli in Stodholm eintref, Dänemark wurbe 
quch von biefer Seite feinem Schickſal überlafien. 

ee Die Mliirten, Defterreih und Preußen, hatten ſomit rückfichtlich 

Krieg. der übrigen Mächte volllommen freie Hand. Die Öffentliche Meinung 
ber deutſchen Ration fühlte fih durch ihre Erflärungen an ber Lon⸗ 
doner Conferenz v. 28. Mai befriedigt, ihre Armeen brannten vor 
Begierde, mit dem kleinen Feinde endlich fertig zu werden. Sobald 
daher der Waffenftillfiand abgelaufen. und die Londoner Conferenz 
auseinander gegangen war, nahmen die Preußen ihre Operationen 
gegen Aljen wieder auf, febten am 29. Juni über den Alfenjund, 
nahmen bie Injel und drängten die Dänen in ben: äußerften Winkel 
berfelben,, die Halbinſel Kekenis, von wo fie jedoch den größeren 
Theil ihrer Truppen nad) Fünen zu reiten vermochten. Sumerhin 
mußten die Dänen mehrere Taufend Gefangene. und ein zahlreiches 
Kriegsmaterial in ben Händen bes Feindes laſſen. Zu Anfang Juli 
ſetzten hierauf die Alliirten auch über ben-Lymfjgrb. und brangen bis 
in bie äußerfte Spitze Jütlands vor, während. fie alles vorbereiteten, 
um auf bie ſchleswigiſchen Weftfeeinjeln zu "nehmen und bamit 
bie Dänen vom Feſtlande und allem was. dazu gehört, vollſtändig 
auszuſchließen. Da erſt war der Troß der Dänen gebrochen. Die 
Kopenhagener überfam auf einmal bie Angft, es möchten bie Preußen 
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nicht bloß nach Fünen überſetzen, ſondern am Ende gar bis nad 


Seeland vorzudringen vermögen und begannen laut bie Goncentrirung 


von Heer. und Flotte in Kopenhagen, zum Schutze der Hauptſtadt 
zu verlangen. König Chriftian ergriff den Moment ohne Zögern, 
entlieg am 8, Juli das Minifterium Monrad, bildete ein neues 
Eabinet. aus ehemaligen Gefammtftantsmännern und ſuchte ſchon am 
42. bei Defterreih und Preußen um Einftelung ber Feinbfeligfeiten 
und Unterhandlungen behufs Herſtellung des Friedens nad. Die 
Bitte wurde ohne Anftand gewährt, und jofort zu Wien über bie 
Präliminarien des Friedens zu unterhandeln un Der Krieg: 
war zu Ende. 
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Dänes 
mard, 


Möhrend dieſer Ereigniffe im Norden war die Stalierifche Trage, Italien, 


die jeit..dem ‚jahre 1859 das Intereſſe Europas vorzugsweiſe in 
Anſpruch genommen hatte, wejentlih in ben Hintergrund getreten. 
Erſt in der zweiten Hälfte des Jahres 1864 trat fie ziemlich un- 
erwartet wieber weiter hervor. Allem Anſchein nach geſchah es indeß 
nicht ohne inneren Zufammenhang mit. jenen Ereigniſſen. Wie bie 
polnifhen Wirren bereit zu einer engeren Verbindung zwiſchen 
Preußen und Rußland geführt hatten, fo gab bie beutich-bänijche 
Streitfrage und die neue Allianz zwiſchen Defterreih und Preußen 
die Veranlaflung, eine MWieberannäherung auch zwiſchen Deiterreich 
und Rußland zu Stande zu bringen. Hr. v. Bismard ſcheint bafür 
beſonders thätig geweſen zu fein und Graf Rechberg, deſſen Hinneigung 
zu ben Weftmächten nur auf ſehr ſchwachen Grundlagen ruhte, auch 
zu biejer Wendung bereitwillig die Hand geboten zu haben. Im 
Frühjahr 1864 geleitete ber Kaiſer von. Rußlanb die Kaiſerin in 
die Bäder von Kiſſingen und traf bafelbft mit bem Kaiſer kon 
Defterreih zufammen; jener war vom ZFürften Gortſchakoff, biefer 
vom Grafen Rechberg begleitet. Unmittelbar Yon Kiffingen ging 
ber Kaifer von Defterreid) mit dem Grafen Rechberg nach Karlebad, 
um. den König von Preußen zu beſuchen, ber von Hrn. v. Bismard 
begleitet war. Das: etugeleitete Einverſtändniß zwifchen allen brei 
Regierungen wurde durch biefe perjänlihen Zuſammenkünfte der 
Furſten und ihrer leitenden Miniſter ohne: Zweifel gefeſtigt und 
ausgebildet. Die öffentliche Meinung ging indeß weiter und wollte 
barin bereits ein Wiebermiftreten ber früheren nordiſchen Allianz 
erbliden und eines ber großen Londoner Blätter veröffentlichte, eben 
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Stellen. au der Zeit, ba die Londoner Conferenz obne Refultat auseinander 


ging, eine Reihe von biplomatifchen Actenftüden, bie jene Thatſache 
außer Zweifel ftellten und dadurch wefentlich dieſes Refultat erflären 
follten. Die Xctenftüde erzeigten ſich jedoch alsbal ale gefälfcht 
und wurben von allen Seiten officiell und "mit Nachdrudk dementirt. 
Bon einer fürmlichen Allianz zwiſchen den brei Regierungen war 
offenbar feine Rebe, fo weit waren die Dinge noch lange nicht 
gediehen und Hr. v. Bismard, die Ceele ber allerbings unläugbaren 
Wieberherftellung eines allgemeinen Einverftändniffes unter benfelben, 
war doch viel zu Flug, bie MWeftmächte gerabe in einem Augenblide 
förmlich herauszufordern, ba ihm in fpeciellem Intereſſe Preußens 
und einer Politit desſelben bezüglich ber Herzogthumer, bie fich eben 
damals in feinen Planen fefter zu geftalten begann, alles baran 
gelegen fein mußte, die Weſtmächte vielmehr zu beſchwichtigen als 
zu reizen. Allein fchon die Wiederannäherung ber brei norbifchen 
Mächte, die in ihrer meiteren Entwidelung zu einer Erneuerung ber 
früheren engen Verbindung berfelben führen könnte, ſcheint es ge: 
weien zu fein, welche den Kaifer ber Franzoſen bewog, ziemlich 
unerwartet einen Schachzug zu thun, ber in feinen Gonjequenzen 
geeignet wäre, Defterreich bedenklich zu machen und bie Aufmerffamkeit 
Europas wieder nad dem Eüben zu Ienten. 

Befanntlih hatte Napoleon nad ber Bildung bes Königreichs 
Stalien i. J. 1860 durch bas Organ feines Minifters Thouvenel 
bie römiſche Curie wiederholt und in bringender Weife aufgeforbert, 
fi) mit dem neuen Staate auf Grund feines gegenwärtigen Befib- 
ftandes zu verfländigen. Der Rapft ſetzte allen diefen Bemühungen 
fein unerfchütterliche8 non possumus entgegen. Nach dem Unter: 
nehmen Garibaldis und feiner Nieberlage bei Aspromonte veränderte 
Napoleon feine Haltung. Drouyn de l'Huys, ber an Thouvenels 
Stelle das Minifterium bed Auswärtigen übernommen Hatte, madhte 
dem Papfte Feine weiteren Zumuthungen mehr und forderte nun 
vielmehr bie italienifhe Megierung auf, ihrerfeits Vorſchläge behufs 

‚einer Ausgleihung mit dem Papfte zu machen. Die Antwort Turins 
lautete ungefähr wie früher diejenige Roms, das Königreih Stalien 
fei nicht in der Lage feinerfeitd irgendwelche Vorſchläge zu machen. 
Die Sache blieb vor der. Hand gänzlich Tiegen. Indeß unterließ es 
bie Regierung bes Königs Bictor Emanuel nicht, gelegentlich immer 
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wieber das endliche Aufhören ber Occupation bon. Rom durch franzs⸗ Yale 
filhe Truppen in Paris anzuregen. Die kaiſerliche Regierung ſcheint 
indeß lange darauf. gar Feine Antwort ertheilt zu Haben. Erſt im 
Juni 1864 fand Napoleon für gut, ohne ſichtbare Beraufafiung und 
barum wohl eben nur mit Rückſicht auf die allgemeine Lage Europas 
an eine fchon beinahe ein- ganzes Jahr früher, am 9. Yuli 1868, 
gefchriebene Depeſche bes italieniſchen Minifters bey auswärtigen, 
Angelegenheiten anzulnüpfen und bemjelben durch Hrn. Drouyn de 
l'Huys anzuzeigen, daß Frankreich geneigt wäre, auf Unterhandlungen 
über eine Räumung Noms einzutreten, wenn Italien in ber Lage 
fei‘, genügenbe Bürgfchaften für die Sicherheit bes. heil, Vaters zu 
bieten. Italien, das ſich hinlänglich überzeugt hatte, daß 28 weder 
Die vemetianifche noch die römische Frage ohne bie, Unterflüßung 
Frankreichs ihrer Löſung auch nur um einen Schritt näher zu bringen 
im Stande fei, griff mit beiden Händen nah Ser dargebotenen 
Unterhbandlung. In erfter Linie hoffte «8 indeß mit benjenigen An⸗ 
erbieten ausreichen zu können, zu benen es ſich ſchon wiederholt ſeit 
Cavours Zeiten bereit erklärt hatte, mit ber Achtung bes dem Papſte 
noch gebliebenen Gebiets, mit ber Kinwilligung zu Bilming einer 
zegelmäßigen päapftlichen Armee, mit ber Hebernahme eines verhältuiß: 
mäßigen Antheils ber römiſchen Staatoſchuld. Die franzöſiſche 
Regierung erklärte aber ſofort, daß das nicht genüge und daß 
Frankreich eine reellere Bürgſchaft fordern müſſe, wenn es, über bie 
Sicherheit und Unabhängigkeit des Papſtes beruhigt, ſich dazu 
entſchließen ſolle, demſelben ſeinen unmittelbaren Schub zu ent⸗ 
ziehen und Rom zu räumen. Italien mußte einen Schritt weiter 
gehen. Marcheſe Pepoli, ein perſönlicher Verwandter des Kaiſers, 
wurde nach Paris beſchickt, um die Bemühungen des italieniſchen 
Geſandten zu unterſtützen und er ſtellte nun der kaiſerl. Regierung in 
Ausſicht, daß wenn ſie auf die bisherigen Anerbieten Italiens ein⸗ 
gehe und eine dießfällige Uebereinkunft zwiſchen beiden Regierungen 
erſt abgeſchloſſen wäre, die italieniſche Regierung geneigt ſein 
würde, dem Könige die Verlegung der Hauptſtadt von Turin nach 
Florenz vorzuſchlagen. Allein Frankreich erwiderte, daß die bloße 
Möõglichkeit ihm nicht genũge, und daß es nur in ber Thaiſache ſelbſt 
und in einer förmlichen Verpflichtung dazu eine reelle Bürgſchaft 
‚für Rom zu erkennen vermöchte, fowie ba ber Termin, binnen 
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Statien. welcher e8 Rom räumen Könnte, nicht weniger als zwei Jahre betragen 
bürfe, Umfonft ſuchten bie italieniſchen Unterhänbfer jener Verpflichtung 
fich zu fntziehen und biefen Termin abzufürzgen. Frankreich blieb 
feft und Tieß Italien Feine andere Wahl, als entmeber bie gänze 
Unterhanblung neuerdings auf ‘unbeftimmte Zeit zu vertagen ober 
fi, diefen Bebingimgen zu unterziehen. Der Entſchluß wear für ben 
König Bieter Emanuel ohne Zweifel ein ſchwerer, nicht viel Yeichter, 
als da er ſich gendthigt gefehen hatte, auf ſein Stammland Savoyen, 
bie Wiege feines Geſchlechtes, zu verzichten, war doch Turin feine 
Vaterftabt und Ptemont mit feiner Bevblkerung ihm treu unb herzlich 
ergeben, wie fein anderer Theil feines Reichs, war doch nur durch 
ihre noch friſchen Kräfte und ihre großartige Opferwilligkeit das 
Zuftandefommen bed neuen Königreich® möglich geworden. “Dennoch 
entſchloß er Ti auch zu dieſem Opfer. Am 15. Sept. wurde bie 
Convention zwiſchen Frankreich und Hallen unter ben von jenem 
geforderten Bebingungen unterzeichnet, nur daß bie Verlegung ber 
Hauptſtadt als eine innere Frage Stalins aus Schonung 
richt in die Convention felbft aufgenommen, fondern in einem be: 
fonderen Protokoll vom gleichen Tage, das übrigens biefelbe Wirt: 
famfeit wie bie Convention felber haben follte, ausgefprochen murbe, 
in der Weife, daß biefelbe erft dann in Kraft treten werde, „wenn 
ber. König bie Verlegung ber Hauptftabt in eine fpäter durch ihn 
zu beſtimmende Stadt decretirt haben würde.“ 

Die Convention bot zwei unter allen Umftänden Italien günſtige Mo⸗ 
mente. Einmal anerkannte Frankreich mit derfelben und mit der 
Verlegung der Hauptſtadt nad) Florenz thätſächlich die Annexionen 
von 1860, was es ſeiner Zeit ausdrücklich abgelehnt hatte und dann 
war doch nunmehr ein Ende ber franzöſiſchen Oceupation Roms ab: 
zuſehen. Dieſe mußte freilich durch die Verlegung der Hauptſtadt 
nach Florenz erkauft werben. War dieſe eine definitive ober nur 
eine temporäre und für fo Lange, bis Rom ſelbſt nach ben wieder⸗ 
holten Beſchlüfſen des Parlaments feine Thore bem Könige von 
Fialien öffnen würde? Das war bie Frage. Wie fie aber auch immer 
entfchieden werben mochte, Turin follte und zwar Binnen karzem 
aufhören, der Sit ber Regierung unb fo vieler mit dieſer verbun⸗ 
benen Inſtitute zu fein. Ohne eine ſelbſtändige materielle Unterlage 
mußie Turin den Entſchluß als einen ſchweren, faft vernichtenden 
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Schlag empfinden. Kaum drang baher bie erſte Kunbe von der Ytafien, 
abgejchloffenen Eonvention in bie Deffentlichkeit, fo machte fi) eine 
bunıpfe Gährung in ber Stadt bemerklich, bie. fie vom 20. bis zum 
22. Sept. in ‚wiederholten Etrafenerceflen Luft madte und an. der 
ganzen Benölferung, die fih.auf. ihre Verdienſte um talien. fteifte, 
und ihre Eriftenz nur baun in bie Schanze fchlagen wollte, wenn 
bas ewige Rom felber, bem jebe andere Stabt Italiens ohne Wider⸗ 
rebe weichen: mußte, bie Hauptſtadt des Keiches werben Jollte, einen 
Rüdhalt fand. Las Miinifterium legte ein durchaus ungeſchicktes 
Benehmen an den Tag. Statt ber. öffentlihen Meinung offen und 
zutrauensvoll entgegen zu treten unb den erften Ausbrud einer 
jehr natürlichen Unzufriedenheit ruhig ſich austoben zu laſſen, ließ 
es fofort, als ob ihm bie Gelegenheit ganz erwünſcht geweſen wäre, 
ſcharf einſchreiten; es gab viele Verwundete und nicht wenige ‘Tote. 
Der Moment war. voller Gefahren. Der König griff. indeß ſchnell 
unb richtig ein; er entließ das Minifterium ohne Zögern und gewährte 
bamit Zurin eime gewifle Befriedigung, übertrug aber bie Bildung 
eines neuen Cabinets bem General Lamarmora, von dem man mußte, 
daß er, obwohl felbit Piemontefe, Unorbnungen und gewaltthätigen 
Verſuchen aufs entichiebenfte entgegentreten würbe. Turin beruhigte 
ſich; bie Entſcheidung blieb. den -gejeglichen Vertretern ber Nation, 
bie dazu fofort einberufen wurden, überlaffen. Inzwiſchen war bie 
öffentlihe Meinung fo zu ſagen ausſchließlich mit ber Frage be: 
Ihäftigt, ob Italien mit ber Convention befinitiv auf Rom als bie 
fünftige Haupſtadt bes Reichs verzichte und verzichten dürfe. Die 
Antwort fiel allgeniein verneinend aus und. bie Regierung beeilte ſich, 
dieje Anſicht zu befräftigen. Allein in Frankreich waren die officiöſen 
Drgane ber Regierung anderer Meinung unb bie Erklärungen ber 
italieniihen Unterzeichner der Gonvention veranlaßten einen lang: 
athmigen Depefchenwechfel zwiſchen Turin und Paris. Tas Refultat 
desſelben war, daß für den allerdings möglihen und unter Um; 
ſtänden fogar wahrſcheinlichen Fall, daß die weltliche Herrſchaft bes. 
Papftes nah dem Abzug ber Franzoſen nicht einem Augriff von 
Freiſchaaren ober regulärer ifalienifher Truppen — darauf hatte ja 
Italien durch bie Convention ausbrüdlid verzichtet — wohl aber einer 
Srhebung ber römiſchen Benölferung ſelbſt werde zum Opfer fallen, 
bag für diefen Fall fi ſowohl Frankreich als Italien gleihmäßig 
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Vallen. ihre Gonvenienz vorbehielten. Der Kaiſer aber iſt ohne Zweifel 
entſchloſſen, das Kleine Gebiet, das dem Papſt noch geblieheri ift, 
bemfelben für feine Unabhängigkeit zu erhalten und von Italien nicht 
abſorbiren zu laſſen, aber ohne Zweifel iſt er auch feiner alten Idee 
noch immer trem, baß bie Verwaltung Noms, gerabe um es vor einer 
Verſchmelzung mit alien zu bewahren, nicht bloß durchaus weltlich 
fonbern foger faft republicaniſch geftaltet werben müfle, jo daß ber 
Bapft im Grunde bloß nominell ber Sounerän desſelben bliebe, da⸗ 
er fi frei won allen weltlichen Intereſſen ganz und ausſchließlich 
nur feinem hoben Berufe widmen Fünne. 

Unter biefen Verhandlungen war bas Parlament am 24. Oct. 
zufammengetreten. Die Convention jelbft wurde ihm nicht vorgelegt, 
fondern nur ein Geſetzesentwurf, der bie Verlegung ber Hauptftabt 
von Turin nad Florenz feſtſetzte. Roc bevor es aber auf bieje 
Trage eintreten konnte, wurbe es durch bie offene Darlegung bes 
Iinanzminifters . Sella überrafcht, Daß das Lanb am Rande eines 
Staatsbankerottes ftehe und daß nicht nur neue ſchwere Laften von 
demſelben übernommen werben müßten, fonbern daß bieß auch 
ohne Verzug geſchehen müſſe, wenn die Staatsmaſchine im Stande 
fein foßle, fortzuarbeiten. Der erfte Eindruck dieſer Darlegung mar 
ein übermwältigenber, aber bald faßte- fi das Parlament. Mit großer 
Majorität wurbe bie Derlegung ber Haupiſtadt und ebenſo aud 
alsbald bie von ber Regierung verlangten Yinangmaßregeln von beiben 
Kammern beſchloſſen und noch vor Ablauf des Jahres war die Grund: 
fteuer für bas folgende Jahr zu beinahe vier Fünftheilen theils von ben 
Steuerpflicätigen felbft theils von den Gemeinden für fie freiwillig an 
bie Regierung wirklich einbezahlt; auch die neuen Steuererhöhungen, 
obwohl fie zum Theil gerade bie umentbehrlichiten Bedürfniſſe bes 
Lebens betrafen, wurden überall ohne Wiberrebe getragen. Wenn 
irgendwie fo legte bie Nation baburd aufs unzweibentigfte an ben 
Tag, baf ihr die neu gewonnene Einheit etwas werth ift, baß fie 
bereit ift, fortwährend Opfer und zwar ſchwere Opfer aller Art zu 
bringen, um fi biefelbe zu erhalten und daß diejenigen in einer 
argen Tãuſchung befomgen find, bie ba wähnen, das neue Königreid 
werbe binnen Turzem wieber zufammen brechen und Stalien zu feinen 
früheren Zuftänben, zu der früheren Zerfplittierung zurüdtehren. 
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Rom verfügte, ohne daß ber Papft zu beit Unterhanblungen irgenb- 
wie zugezogen worden wäre, erregte am römiſchen Hofe Erbitterung 
unb zugleich Schreden, zumal Oeſterreich und Spanien, bie beiden 
einzigen” katholiſchen Mächte, die in Frage kommen konnten, erflären 
mußten, daß fie nicht in ber Rage feien, ben Schub des Kirchen: 
ftaates nach dem afffälligen Abzuge ber Franzoſen ihrerfeits über⸗ 
nehmen zu koͤnnen. Die bartnädigften Anhänger der bisherigen 
Zuſtände begann die Ueberzeugung zu beſchleichen, daß die Tage ber 
weltlichen Herrſchaft gezählt fein dürften. Die Unabhängigfeit bes 
Bapftes ift ein allgemeines enropäiſches Antereffe, aber fie iſt un- 
zweifelhaft auch ohne die weltliche Herrſchaft zu erreichen: auf bie 
Dauer iſt die weltliche Herrichaft bes Papftes, bie ber ganzen Ent: 
wickelung ber ftaatlihen Dinge in Europa feit dem Ausgange bes 
Mittelalters widerſpricht, unmöglich aufrecht zu erhalten. Um jene 
nicht. fahren zu laſſen, bleibt ber Curie nichts anderes übrig, al 
diefe für dur und durch verwerflich zu erklären. Cie Tann. e8 um 
fo cher, als ihre Anfchauungen thatfählih noch immer biejenigen 
find, welche das Mittelalter erzeugt Hat unb fie Heute noch grund: 
ſätzlich auf keinen einzigen ber Ansprüche verzichtet hat, welche bie 
Kirche damals erhoben hat, wenn fie auch fen damals nicht im 
Stande war, fie Überall und zu vollſtändiger Geltung zu. bringen. 
Heut zu Tage ift basjelbe freilich noch weniger möglich. Aber bie 
Curie want darum nit. Am 22. December überrafchte fie die 
Welt mit einer ſchon längſt vorbereiteten, vom 8. besfelhen Monats 
batitten Encyclica des Papſtes, durch welche derſelbe die ganze me 
berne Entiwidelung des Staates, die fih Europa fett brei Jahrhun⸗ 
derten unter den gewaltigften Anftrengungen erfämpft hat und benen 
fi fein einziger Staat miehr zu entziehen ine Stande ift, felbft 
Defterreich, ſelbſt Spanien nicht, in einer langen Reihe von Sätzen 
als Irrthümer der Zeit verwarf und aufs feterlichfte verbammte. 
Das Rab der allgemeinen Weltentwicklung geht aber niemals rück⸗ 
wärts, fondern rolft, wenn auch Tangfam, doch unaufhaltfam weiter. 
Die Encyclica des Papftes mußte von vorn herein weſentlich ohne 
praftiihen Einfluß auf die Löfung ber großen Frage bleiben, aber 
fie zeigte und zwar greller als je, welche Schwierigkeiten einer Ver⸗ 
ftänbigung zwiſchen Stalien, das feine ganze Exiſtenz auf die moberne 
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Dutih- Defterreich blieb Taum etwas anderes übrig, als feinem preußiſchen 
Allliirten, von dem es ſich bisher ſchon Schritt für Schritt weiter 
hatte führen laſſen, auch jetzt zu folgen, fo ſchwer ihm der Entſchluß 
en fallen mochte. Am 28. Mai verlangten beide Mächte, denen ſich der Ver: 
treter des Bundes bereitwillig anſchloß, in London die „vollftändige Tren- 
nung ber Herzogthümer Schleswig und Holftein von Dänemark und 
ihre Vereinigung zu einem Staat unter der Souveränetät- bes Erb⸗ 
prinzen von Auguftenburg, ber in ben Augen Deutſchlands nicht 
nur bie meiſten Erbrechte geltend zu machen vermöge, „beffen Aner: 
fennung von Seite des deutſchen Bundes folgeweiſe gefichert erfcheine, 
fonbern welcher auch unzweifelhaft die Stimmen. einer ungeheuern 
Majorität der Bevölkerung in ſich vereinigen werde‘. Der Antrag 
fonnte weder Dänemark noch die neutralen Mächte überraihen. Die 
Idee ber Perfonalunion war in ber That der einzig denkbare Aus- 
weg geweſen, den beiden Nationalitäten innerhalb ber däniſchen Mio: 
narchie vielleicht ienigftens gerecht werden zu können. Sobald 
Dänemark fie verwarf, mußte der Londoner Vertrag felber dahin 
fallen, wofern wenigftens bie neutralen Mächte fih nicht dazu ent 
fliegen wollten, Dänemark genügende Unterftüßung zu gewähren, 
um bie Serzogthümer wieder zu erobern. Da nun eine der Mächte 
daran dachte, jo blieb nichts anderes übrig, als das Zwitterverhält⸗ 
niß der Herzogthümer zwilchen Deutfchland und Dänemark ganz zu 
Idjen. England ließ daher in berjelben Sikung ber Conferenz auch 
feinerjeits ben Londoner Vertrag fallen und fchlug eine Theilung von 
Schleswig vor. Als Theilungslinie bezeichnete England bie Schlei und 
bas Danewerk, jo daß ben Dänen faſt ganz Schleswig geblieben 
wäre; außerdem aber follte Deutichland in bem abgetretenen Theile 
ber Herzogthümer weber Feſtungen noch befeftigte Häfen anlegen und 
das übrig bleibende Dänemark unter die Garantie ber Großmächte 
gejtellt werden. Der Vorſchlag entiprach offenbar ben geheimen 
Wünſchen Dänemarks, obgleich es ſcheinbar nicht jogleich darauf ein- 
gehen wollte und erſt in der folgenden Sitzung der Conferenz ſeine 
Zuſtimmung dazu ausſprach. Die deutſchen Mächte lehnten indeß 
den Vorſchlag entſchieden ab und wollten ſich höchſtens dazu ver⸗ 
ſtehen, als Compenſation für Lauenburg den nördlichſten, weſentlich 
nicht-deutſchen Theil Schleswigs bei Dänemark zu belaſſen, was hin⸗ 
wieder Dänemark für unannehmbar erklärte. Umſonſt verſuchten die 
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Meutralen, eine mittlere Linie aufzufinden, die ben billigen Anfprü- — 
chen des einen wie des anderen Theiles hätte genügen können. Es 
war unmöglich, ſich über eine ſolche zu verſtändigen. Das einzige 
Mittel bazu hätte in einer Ioyalen Befragung ber Bevölkerung ges 
ſucht werben koönnen und bie Conferenz befchäftigte ſich denn auch 
mit biefer Frage, allein es zeigte ſich, daß biefer Weg nur von ben: 
Vertreter bes deniſchen Bundes aufrichtig betreten werben wollte, 
während die übrigen alle, Frankreich allein ausgenommen, im Grunde 
principiel dagegen waren unb jelbit Frankreich ihn nur lau verthei⸗ 
bigte. Als fomit jebe Verftändigung auf ber Eonferenz unmöglich 
ſchien, trug England noch barauf an, bie Beitimmung ber Theilungs- 
linie einem Schiebsrichter zu überlaflen, für ben es offenbar ben 
Kaiſer der Franzofen im Auge Hatte Aber auch das mwurbe von 
Dänemark unbedingt abgelehnt. Die Conferenz ſah fich außer 
Stande, bie von ihr angeftrebte Aufgabe zu Iöfen unb ben Streit 
friedlich zu ſchlichen. Am 25. Juni ging fie unverrichteter Dinge 
auseinander. Der Krieg mußte entfdeiben. 

Wenn Dänemark wie bisher auf feine eigenen Kräfte allein 
angewiefen blieb, fo konnte bie Entfcheibung unmöglich mehr lange 
ausftehen. Noch hoffte es zwar immer, daß England wenigftens im 
letzten Moment fein Schwert in die Waagſchale werfen werde, aber 
es hoffte umfonft. England Hatte offenbar nie daran gebacht, alleinEngiand. 
und ohne wenigſtens bon Frankreich unterſtützt zu fein, ſich Däne- 
marks thatfächli anzunehmen. Frankreich aber Hatte zu Anfang 
Sunis einen erneuerten Vorſchlag ber brittifchen Negierung, gemeins 
fam wenigftens eine maritime Demonftration gegen Deutſchland ine 
Wert zu feben, nochmals abgelehnt, indem es fehr richtig entgegnete, 
baß ber erfte Kanonenſchuß einer folgen Demonftration für Frank⸗ 
reih einen Krieg zu Wafler und zu Lande nah fi ziehen würde, 
auf ben es ſich nur einlafien könnte, wenn es der „unbegränzten 
Unterftüßung” Englands flyer wäre. Das aber lag wiederum ganz 
und gar nicht im Spatereffe Englands, Dagegen war dieſes auch zui 
weit gegangen, um bie ganze Sache ſtillſchweigend fallen zu Taffen. 
Das Parlament mußte durch ein unzweibeutiges Votum entſcheiden 
und bie Megierung gab ihm buch bie Vorlegung fämmtlier Con: 
ferenzacten dazu ben Anlaß. Bier Tage lang, vom 4. bis zum 
9. Juli bebattirte ba6 Unterhaus über die Frage: das Refultat war, 
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— «daß mit 313 gegen 295 Stimmen beſchloſſen murde, „nie Zufrieben- 
beit bes Haufes darüber auszufprechen, daß bie Minifter unter ben 
obwaltenden Umftänden Ih. Maj. gerathen hätten, fi einer bewaff⸗ 
neten Einmiſchung in ben Krieg zwiſchen Dänemark und ban beutichen 
Mächten zu enthalten” Die Majorttät war Feine große, allein die 
toryſtiſche Minderheit hatte keineswegs Dinemark kriegeriſch . unters 
ſtützen, ſondern Tebiglich dur, ein Mißtrauenspntum bie Regierung 
ſtürzen und fich jelbit wieder ans Huber fchwingen wollen. Hatte 
doch Graf Derby für biefen Fall ſich vollſtändige Freiheit. der Action 
bezüglich Dänemarks vorbehalten und war ein bivecter Antrag auf 
Unterftügung besjelben ohne Abſtimmung — es erklärten fih nur 
zwei ober brei Mitglieder bafür — abgelehnt worden. 

Säuren Diefe Haltung Englands war au für Schweden entſcheidend. 
Eine ſchwediſch⸗norwegiſche Flotte, welche König Karl, freilich ſpät 
genug, gm 16. Mai bei Gotbenburg zufammengezogen hatte, wurbe 
fofort wieder aufgelöst, als bie Nachricht vom Aysgang der englijchen 
Unterhausdebatte v. 9. Juli in Stodholm eintraf. Dänemark wurde 
auch von dieſer Seite jenem Schickſal überlaſſen. 

Der Die AMliirten, Dejterreih und Preußen, hatten ſomit rückfichtlich 

Krieg. her übrigen Mächte volllommen freie Hand. Die öffentliche Meinung 
ber deutſchen Nation fühlte ſich Dur ihre Erklärungen an ber Lon⸗ 
doner Conferenz p., 28. Mai befriebigt, ihre Armeen brannten vor 
Begierde, mit dem kleinen Zeinde enblich fertig zu werben. Sobald 
daher der MWaffenftillftand abgelaufen. und die Lonboner Conferenz 
auseinander gegangen war, nahmen bie Preußen ihre Operationen 
gegen Alfen wieder auf, ſetzten am 29. Juni über den Aljenjund, 
nahmen bie Infel und drängten bie Dänen in den. Außerften Winfel 
bexjelben,, die Halbinjel Kelenis, von wo fie jedoch ben größeren 
Theil ihrer Truppen nah Fünen zu reiten vermochten.. Immerhin 
mußten bie Dänen mehrere Tauſend Gefangene, und ein zahlreiches 
Kriegsmaterial in ben Händen des Feindes laſſen. Zu Anfang Juli 
jeßten hierauf bie Alliirten auch über den Lymfiord und drangen bie 
in bie äußerſte Spige Jütlands vor, während fie alles vorbereiteten, 
um au bie jchleswigiichen Weftfeeinfeln zw nehmen und bamit 
bie Dänen vom Feſtlande und allem mas dazu gehört, vollſtãndig 
auszuſchließen. Da erſt war der Trotz ber Dänen gebrochen. Die 
Kopenhagener überfam auf einmal die Angſt, e8 möchten bie Preußen 
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nicht bloß nah Fünen überjeßen, ſondern am Enbe gar bis nad 
Seeland vorgubringen vermögen und begannen laut bie Concentrirung 
von Heer. und Flotte in Kopenhagen, zum Schutze der Hauptitadt 
zu verlangen. König Ehriftian ergriff den Moment ohne Zögern, 
entließ am 8, Juli das Minifterium Monrad, bildete ein neues 
Eabinet aus ehemaligen Gefammtftantsmännern und ſuchte ſchon am 
42. bei Defterreih und Preußen um Einftelung ber Feindſeligkeiten 
und Unterhandlungen behufs Herftelung des Friedens nad. Die 
Bitte wurde ohne Anftand gewährt, und fofort zu Wien über bie 
Präliminarien des Friedens zu unterhanbeln begonnen. Der Krieg 
war zu Ende. 
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Wohrend dieſer Ereigniſſe im Norden war die Italieniſche Frage, Italien. 


die ſeit dem Jahre 1859 das Intereſſe Europas vorzugsweiſe in 
Anſpruch genommen hatte, weſentlich in den Hintergrund getreten. 
Erſt in der zweiten Hälfte des Jahres 1864 trat ſie ziemlich un⸗ 
erwartet wieder weiter hervor. Allem Anſchein nad geſchah es indeß 
nit ohne inneren Zufammenhang mit jenen Creignifien. Wie bie 
polnifhen Wirren bereits zu einer engeren Verbindung zwiſchen 
Preußen und Rußland geführt hatten, jo gab die beutjch-bänijche 
Streitfrage und bie neue Allianz zwiſchen Defterreid und Preußen 
bie Beranlaffung, eine Wieberannäherung auch zwiſchen Oeſterreich 
and Rußland zu Stande zu bringen, Hr. v. Bismard fcheint dafür 
beſonders thätig geweſen zu fein und Graf Rechberg, deffen Hinneigung 
zu den Weltmädten nur auf fehr ſchwachen Grundlagen ruhte, auch 
zu biefer Wendung bereitwillig die Hand geboten zu haben. Im 
Frühjahr 1864 geleitete der Kaiſer von Rußland die Kaiferin in 
die Bäder von Kiflingen und traf dajelbft mit dem SKaifer von 
Defterreih zufammen; jener war vom Zürften Gortichafoff, dieſer 
vom Grafen Rechberg begleitet. Unmittelbar yon Kiffingen ging 
ber Kaifer von Defterreich mit dem Grafen Rechberg nach Karlsbad, 
um. den König von Preußen zu bejucdhen, ber von Hrn. v. Bismard 
begleitet war. Das eingeleitete Einverſtändniß zwiſchen allen brei 
Negiefungen wurde durch dieſe perſönlichen Zufammenkünfte ber 
Fürften und ihrer leitenden Minifter ohne Zweifel. gefeitigt und 
ausgebildet. Die öffentlihe Meinung ging indeß weiter und wollte 
barin bereits ein MWiebermuftreten ber früheren norbifchen Allianz 
erbliden und eines ber großen Londoner Blätter veröffentlichte, eben 
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Stellen. zu der Zeit, ba die Londoner Conferenz ohne Nefultat . auseinander 


ging, eine Reihe von biplomatifchen Actenftüden, die jene Thatſache 
außer Zweifel ftellten und dadurch weſentlich dieſes Refultat erflären 
follten. Die Vetenftüde erzeigten fich jedoch alsbald als gefälſcht 
und wurden von allen Seiten officiell und "mit Nachdruck bementirt. 
Bon einer förmlichen Allianz zwiſchen ben brei Regierungen war 
offenbar Feine Rebe, fo weit waren bie Dinge noch lange nicht 
gebiehen und Hr. v. Bismarck, die Eeele der allerdings unläugbaren 
Wiederherftellung eines allgemeinen Einverftänbniffes unter denfelben, 
war doch viel zu ug, bie Weſtmächte gerade in einem Augenblicke 
förmlich herauszufordern, da ihm in fpeciellem Intereſſe Preußens 
und einer Politik desſelben bezüglich ber Herzogthümer, bie ſich eben 
bamals in feinen Planen fefter zu geftalten begann, alles baran 
gelegen fein mußte, die MWeftmächte vielmehr zu beichiwichtigen als 
zu reizen. Allein fchon bie Wieberannäherung ber brei norbifchen 
Mächte, bie in ihrer weiteren Entwidelung zu einer Erneuerung ber 
früheren engen Verbinbung berfelben führen könnte, fcheint es ge⸗ 
weien zu fein, welde ben Kaifer ber Franzofen bemog, ziemlich 
unerwartet einen Schachzug zu thun, ber in feinen Gonfequenzen 
geeignet wäre, Defterreich bedenklich zu machen und bie Aufmerkſamkeit 
Europas wieder nad dem Süden zu Ienten. 

Befanntlih hatte Napoleon nad der Bildung des Königreich® 
Stalien i. %. 1860 burh das Organ feines Minifters Thouvenel 
die römiſche Eurie wiederholt und in bringender Weife aufgeforbert, 
fi) mit dem neuen Staate auf Grund feines gegenwärtigen Befit- 
ftandes zu verfländigen. Der Papft fehte allen dieſen Bemühungen 
fein unerf&hütterlihe8 non possumus entgegen. Nach bem Unter: 
nehmen Garibaldis und feiner Niederlage bei Aspromonte veränderte 
Napoleon feine Haltung. Drouyn be l'Huys, ber an Thouvenels 
Stelle das Minifterium des Auswärtigen übernommen Hatte, machte 
dem Papſte Leine meiteren Zumuthungen mehr und forderte nun 
vielmehr bie italieniſche Regierung auf, ihrerfeits Vorſchläge behufs 


‚einer Ausgleihung mit dem Papfte zu maden. Die Antwort Turins 


lautete ungefähr wie früher diejenige Noms, das Konigreich Stalien 
fei nicht in der Tage ſeinerſeits irgendwelche Vorſchläge zu machen. 
Die Sache blieb vor des. Hand gänzlich Liegen. Indeß unterlieh es 
die Regierung bes Königs Victor Emanuel nicht, gelegentlich. immer 
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wieber das endliche Aufhören ber Occupation von Rum durch frangde Zialia 


ſiſche Truppen in Paris anzuvegen. Die kaiſerliche Regierung ſcheint 
indeß lange darauf. gar Feine Antwort eriheilt zu haben. Erſt im 
uni 1864 fand Napoleon für gut, ohne ſichtbare Beranlaſſung und 
darum wohl eben nur mit Rückſicht auf-bie allgemeine Lage Europas 
on eine fchon beinahe ein ganzes Jahr früher, am 9. Juli 1868, 


gefchriebene Depeihe des italienifhen Minifters bey ‚auswärtigen 


Angelegenheiten anzufnüpfen und bemjelben dur Hru. Drouyn de 
l'Huys anzuzeigen, daß Frankreich geneigt wäre, auf Unterhanblungen 
über eine Räumung Noms einzutreten, wenn Stalien in ber Lage 
ſei, genügenbe Bürgfchaften für die Sicherheit bes Heil. Vaters zu 
bieten. Stalien, das ſich hinlänglich überzeugt Hatte, daß es weder 
bie venetianifhe noch bie römiſche Frage ohne die Unterflügung 
Frankreichs ihrer Löſung auch nur umeinen Schritt näher zu bringen 
im Stande fei, griff mit beiden Händen nach Ser bargebotenen 
Unterhandlung. In erfter Linie hoffte es indeß mit benjenigen Au⸗ 
erbieten ausreichen zu können, zu denen es fi ſchon wieberholt feit 
Cavours Zeiten bereit erflärt hatte, mit der Achtung bes dem Papfte 
noch gebliebenen Gebiets, mit der Einwilligung zu Bildung einer 
regelmäßigen päpftlihen Armee, mit der Hebernahme eines verhältniß⸗ 
mäßigen Antheild ber römilhen Staatsſchuld. Die franzöſiſche 
Regierung erklärte aber fofort, daß das nicht genüge und daß 
Frankreich eine reellere Bürgſchaft fordern müſſe, wenn es, über bie 
‚Sicherheit und Unabhängigkeit des Papſtes berubigt, ſich Dazu 
entihließen folle, bemfelben feinen unmittelbaren Schuß zu ent 
ziehen und Rom zu räumen. Italien mußte einen Schritt weiter 
gehen. Marchefe Pepoli, ein perſönlicher Verwandter des Kaiſers, 
wurbe nah Baris beihidt, um bie Bemühungen bes italienischen 
Geſandten zu unterftüben und er ftellte nun ber Faiferl. Regierung in 
Ausficht, daß wenn fie auf bie bisherigen Anerbieten Staliens eins 
gehe und eine bießfällige Uebereinkunft zwiſchen beiden Regierungen 
erſt abgejchloffen wäre, bie italienifche Regierung geneigt fein 
würde, dem Könige bie Berlegung ber Hauptftabt von Turin nad) 
Florenz vorzufchlagen. Allein Frankreich erwiberte, daß bie bloße 
Möglichkeit ihm nicht genüge, unb baf es nur in ber Thatfache ſelbſt 
und in einer förmlichen VBerpflihtung bazu eine reelle Bürgichaft 
für Rom zu erkennen vermöcte, fowie daß ber Termin, binnen 
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Stafien. welcher es Rom räumen Könnte, nicht Weniger als zwei Jahre betragen 
bürfe, Umſonſt ſuchten die italieniſchen Unterhänbler jener Berpflihtung 
fih zu fntziehen und biefen Termin abzufürzen. Frankreich blieb 
feft und Tieß Italien Feine andere Wahl, als entweber bie gänze 
Unterhandlung neuerdings auf unbeſtimmte Zeit zu vertagen ober 
ſich biefen Bedingungen zu unterziehen. Der Entſchluß wer für den 
König Victor Emanuel ohne Zweifel ein ſchwerer, nicht viel Yeichter, 
als da er fich genöthigt gefehen hatte, auf jein Stammland Savoyen, 
bie Wiege feines Geſchlechtes, zu verzichten, war doch Turin feine 
Baterftabt und Piemont mit feiner Bevblkerung ihm treu und Herzlich 
ergeben, wie fein anderer Theil feines Reichs, war doch nur durch 
ihre noch frifchen Kräfte und ihre großartige Opferwilligkeit das 
Zuftandefommen bes neuen Königreich® möglich geworden. Dennoch 
entſchloß er fi auch zu biefem Opfer. Am 15. Sept. wurbe bie 
Convention zwifhen Frankreich und Stalien unter ben von jenem 
geforberten Bebingungen unterzeichnet, nur baß bie Verlegung der 
Hauptftadt als eine innere Frage  Staliens aus Schonung 
nicht in die Eonvention felbft aufgenommen, fondern in einem be- 
ſonderen Protokoll vom gleichen Tage, bas übrigens dieſelbe Wirkt: 
ſamkeit wie die Convention felber haben follte, ausgefprocdhen wurde, 
in der Weife, daß biefelbe erft dann in Kraft treten werbe,: „went 
ber König bie Verlegung ber Hauptftabt in eine fpäter durch u 
zu beſtimmende Stadt becretirt haben würde.“ 

Die Convention bot zwei unter allen Umftänden Stalien günftige Mo: 
mente. Einmal anerfannte Frankreich mit derfelben und mit ber 
Perlegung ber Hauptftabt nad) Florenz thatſächlich die Annerfonen 
von 1860, was es feiner Zeit ausdrücklich abgelehnt hatte ımb dann 
war boch nunmehr ein Ende ber franzöfiichen Ocenpation Roms ab: 
zuſehen. Diefe mußte freifih durch bie Verlegung ber Haupfftabt 
nach Florenz erfauft werben. Mar dieſe eine definitive oder nur 
eine temporäre und für fo lange, bis Rom felbft nad ben wieder⸗ 
holten Beichlüffen des Parlaments feine Thore bem Könige bon 
Fialien öffnen würde? Das war bie Frage. Wie fie aber auch Immer 
entfchieben werben mochte, Turin follte und zwar binnen farzem 
aufhören, der Sitz ber Regierung und fo vieler mit diefer verbun⸗ 
benen Inftitute zu fein. Ohne eine felbfländige materielle Unterlage 
mußte Turin den Entſchluß als einen fehweren, faft vernichtenden 
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Schlag empfinden. Kaum brang baher bie erite Kunbe von ber Ytalien, 
abgeigloffenen Konvention in bie Deffentlichkeit, fo machte ſich eine 
dumpfe Gährung in ber Stabt bemerklich, die. fie vom 20, bis zum 
22. Sept. in ‚wieberholten Eiraßenerceflen Luft madte unb au. der 
ganzen Benöllerung, die ſich auf. ihre Verdienſte um Stalien. ſteifte 
und ihre Eriftenz nur dann in bie Schanze fchlagen wollte, ment 
das ewige Rom jelber, dem jede andere Stabt Italiens ohne Wider: 
rebe weichen mußte, bie Hauptſtadt des Reiches werben follte, einen 
Rückhalt fand. Das Minifterium legte ein durchaus ungefchidtes 
Benehmen an den Tag. Statt ber öffentlihen Meinung offen und 
zutrauenspoll entgegen zu treten unb ben erften Ausbruh einer 
jehr natürlichen Unzufriedenheit ruhig ſich mustoben. zu laſſen, ließ 
es fofort, ala ob ihm bie Gelegenheit ganz erwünſcht geweſen wäre, 
ſcharf einſchreiten; es gab viele Verwunbete und nicht wenige ‘Tote. 
Der Moment war. voller Gefahren. Der König griff. indeß fchnell 
unb richtig ein; er entließ das Minijterium ohne Zögern und gewährte 
bamit Turin eine gewifle Befriedigung, übertrug aber die Bildung 
eines nenen Cabinets bem General Lamarmora, von bem man wußte, 
baß er, obwohl jelbit PBiemonteje, Unorönungen und gewaltthätigen 
Verſuchen aufs entſchiedenſte entgegentreten würde. Turin beruhigte 
ſich; bie Entſcheidung blieb den -gejeßlichen Vertretern ber Nation, 
bie dazu fofort einberufen wurden, überlaffen. Inzwiſchen war bie 
Öfjentlihe Meinung jo zu jagen ausſchließlich mit ber Frage bes 
ſchäftigt, ob Italien mit der Konvention befinitiv auf Rom ale bie 
fünftige Haupſtadt bes Reichs verzichte und verzichten dürfe. Die 
Antwort fiel allgeniein verneinenb aus und bie Regierung beeilte ſich, 
dieje Anſicht zu befräftigen. Allein in Frankreich waren bie officiöfen 
Organe ber Regierung anderer Meinung und bie Crllärungen ber 
italieniſchen Unterzeichner der Convention veranlaßten einen lang: 
athmigen Depejchenwechfel zwiſchen Turin und Paris. Das Refultat 
besjelben war, baß für ben allerdings möglihen und unter Um; 
ſtänden ſogar wahrſcheinlichen Fall, daß die weltliche Herrſchaft bes 
Papſtes nach dem Abzug der Franzoſen nicht einem Angriff von 
Freiſchaaren ober regulärer italieniſcher Truppen — darauf hatte ja 
Italien durch die Convention ausdrücklich verzichtet — wohl aber einer 
Erhebung der römiſchen Bevölkerung ſelbſt werde zun Opfer fallen, 
daß für dieſen Fall ſich ſowohl Frankreich als Italien gleichmäßig 
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Stalin, ihre Convenienz vorbehielten. Der Kaiſer aber iſt ohne Zweifel 
entichloffen, das Kleine Gebiet, das dem Vapſt noch gebliebei ift, 
bemfelben für ſeine Unabhängigkeit zu erhalten und von Italien nicht 
abſorbiren zu laſſern, nber ohne Zweifel ift er auch feiner alten Idee 
noch immer trem, daß die Verwaltung Roms, gerabe um es vor einer 
Berichmelzung mit Italien zu beivahven, nicht bloß durchaus wmeltlich 
ſondern fogar faft republicaniich geftaltet werben müfle, jo daß ber 
Papſt im Grunde bloß nominell der Souberän besfelben bliebe, da- 
er fi frei von allen weltlichen Antereflen ganz und ausſchließlich 
mir feinem hoben Berufe wibmen Lönne. 

Unter dieſen Berhandlungen war bas Parlament am 24. Oct. 
zufammengetreien. Die Convention felbft wurbe ihm nicht vorgelegt, 
fonbern nur ein Geſetzesentwurf, der die Verlegung der Hauptſtadt 
von Turin nad Florenz feitiebte.e Roc bevor es aber auf bieje 
Frage eintreten konnte, wurbe es durch die offene Darlegung bes 
Finanzminiſters . Sela überraſcht, daß das Land am Ranbe eines 
Staatsbankerottes fiehe und daß nidht nur neue ſchwere Laſten von 
bemfelben äbernommen werben müßten, jonbern daß bieß auch 
ohne Verzug gefhehen müffe, wenn die Staatsmaſchine im Stande 
fein ſolle, fortzuarbeiten. Der erfte Einbrud dieſer Darlegung war 
ein überwältigenber, aber bald fahte- fi das Parlament. Mit großer 
Majorität wurde bie DBerlegung ber Hauptftabt und ebenfo aud 
alsbald bie von ber Regierung verlangten Finanzmaßregeln von beiben 
Kammern beſchloffen und noch vor Ablauf des Jahres war bie Grund: 
fteuer für das folgende Jahr zu beinahe vier Fünftheilen theils von ben 
Steuerpflichtigen ſelbſt t5eils von den Gemeinden für fie freiwillig an 
bie Regierung wirklich einbezahlt; auch die neuen Steuererhöähungen, 
obwohl fie zum Theil gerabe bie unentbehrlichften Bebürfniffe des 
Lebens betrafen, wurben überall ohne Wiberrebe getragen. Wenn 
irgendwie fo legte bie Nation dadurch aufs unzweibeutigfte an ben 
Tag, daß ihr bie neu geivonnene Einheit etwas werth ift, daß fie 
Bereit ift, fortwährend Opfer und zwar ſchwere Opfer aller Art zu 
bringen, um fi biefelbe zu erhalten und daß biejenigen. in einer 
argen Täufchung befomgen find, bie da wähnen, das neue Königreich 
werhe binnen Turzem wieber zufammen bredden und Italien zu feinen 
früheren Zuftänben, zu der früheren Zerfplitterung zurückkehren. 
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Rom verfügte, ohne daß ber Papft zu ben: Unterhanblungen irgenb- 
wie zugezogen worben wäre, erregte am römifdyen Hofe Erbitterung 
und zugleid Schreden, zumal Defterreih und Spanien, bie beiden 
einzigen" Fatholifchen Mächte, die in Yrage kommen konnten, erflären 
mußten, daß fie nicht in der Lage feien, ben Schub des Kirchen: 
ftantes nach dem allfälligen Abzuge ber Franzoſen ihrerjeits - über: 
nehmen zu konnen. Die bartnädigften Anhänger der bisherigen 
Zuſtände begann bie Ueberzeugung zu befchleichen, daß die Tage der 
weltlichen Herrſchaft gezählt jein bürften. Die Huabhängigfeit bes 
Bapftes ift ein allgemeines europäiſches Intereſſe, aber fie ift un- 
zweifelhaft auch ohne bie weltliche Herrſchaft zu erreichen: auf bie 
Dauer ift die weltliche Herrihaft des Papftes, bie ber ganzen Ent: 
wickelung der ftaatlihen Dinge in Europa feit dem Ausgange bes 
Mittelalters widerſpricht, unmöglih aufrecht zu erhalten. Um jene 
nicht. fahren zu Taflen, bleibt ber Curie nichts anberes übrig, als 
diefe für durch und durch verwerflich zu erklären. Sie Tann es um 
ſo eher, als ihre Anfhauungen thatfählih noch immer biejenigen 
find, welche das Mittelalter erzeugt hat und fie heute noch grund: 
ſätzlich auf feinen einzigen ber Anfprücdhe verzichtet Hat, welche "bie 
Kirche bamals erhoben hat, wenn fie au fon damals nicht im 


‚Stande war, fie übersll und zu vollſtändiger Geltung zu bringen. 


Heut zu Tage ift basfelbe freilich noch weniger möglich. Uber bie 
Eurie wankt darım nicht. Am 22, December ühberrafchte fie bie 
Belt mit einer Ion längſt vorbereiteten, vom 8. besjelben Monats 
Datirten Encyclica des Papſtes, durch welche derſelbe die ganze ma 
verne Entwidelung bes Staates, die fich Europa feit drei Jahrhun⸗ 
derten unter ben gewaltigiten Anftrengungen erfämpft hat unb denen 
fi fein einziger Staat mehr zu entziehen im Stande tft, felbft 
Defterreiäh, felbft Spanien nicht, in einer langen Reihe von Sätzen 
ale Irrihümer der Zeit verwarf unb aufs feierlichſte verbammte. 
Das Rab der allgemeinen. Weltentwicklung gebt aber niemals rüd- 
wärts, fondern rollt, wenn auch langſam, doch unaufhaltſam weiter. 
Die Enchelica des Papftes mußte von vorn herein weſentlich ohne 
praktiſchen Einfluß auf die Löſimg ber großen Frage bleiben, aber 
fie zeigte und zwar greller als je, welche Schwierigkeiten einer Ver⸗ 
ftänbigung zwiſchen Italien, das feine ganze Exiſtenz auf bie moderne 
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Italien. Entwicklung bes Staates’ geftellt hat und dem Papſtihum, Bas eben 


Griechen, 
Iond. 


biefe Entwickelung von Grund aus befämpft, no auf Lange Hin 
entgegen ftehen, obwohl bas eine fo wenig wie Das andere verkennen 
konnte, ba unter den gegenfeitigen Benbjegtenn Staat und Kirche 
gleichmaͤßig Leiden. 

Wie das Intereſſe an der italleniſchen — ſo — auch 
die Theilnahme für Griechenland durch die Ereigniſſe im Norden 
feit 1863 zurückgedrängt. Es war bieß um fo.'natürlicher, als bie 
Zuftände des "Landes ſich in Feiner Meile zu befeftigen fcheinen, ge: 
ſchweige benn, daß bie non Dielen an die October-Rebolution ge 
müpften Hoffnungen einer neuen und rafcheren Enttwidelung bes 
jungen Staates ſich verwirklicht hätten. Die endlich im März mit 
ben Schutzmächten vereinbarte und zu Aufang Juni's durchgeführte 
Einverleibung der Joniſchen Inſeln entiprah den Erwartungen ' der 


Jonier offenbar Teineswegs, obwohl fle es ſelbſt ja fo lange und fo 


beharrlich gewünſcht hatten. Dann wurde von ber Nationalverſamm⸗ 


lung die Rerifion. der Berfofimig in Angriff genommen unb im 


Sinne einer ducchgreifenden Schwächung ber Regierungsgewalt zu 
Ende geführt. Schließlich löste fih biefe conftituirende Verſamm⸗ 
lung durch maſſenhafte Austritte von felber -auf, ohne nur ein 
Steuergefeb ober das Budget für das folgende Jahr votirt zu haben. 
Inzwiſchen wechfelten bie Weintfterien ade paar Monate und Graf 
Sponned‘, der dem jungen Könige von Kopenhagen aus ale Rath: 
geber an bie Seite geftellt warb, ift weit davon entfernt, ſich eine 
fefte Etellung im Lande erworben zu haben. Wenn bie Zuſtände 
unter König Otto vielfach nicht befriebigenb waren, ſo find fie es 
feit feiner Vertreibung offenbar noch fheniger. Seine Regierung 


war viel zu ſchwach und es gelang ihm nicht, Die -Tactionen völlig 


zu unterdrücken; bie Regierung bes Könige Georg iſt noch viel 
ſchwächer und der Factionsweſen twieber in volffter Blüthe. Eine 


Berfeffung und bas ganze Apparat conftitutioneller Regierungsform 


ift offenbar für Griedenland gerabezu ein Unfinn. Ein Volt, das fich 
noch fo wenig Über bie Zuftände ber Burbarei erhoben bat, muß erft 
erzogen werben und bebarf zu feiner Erziehung einer ſtarken und 
energiichen Leitung, auch wenn fie zuweilen nicht allzu fanft fein 
ſollte. Es fcheint aber nicht, daß die Schutzmächte in ber Wahl 
ves jungen Kömgs. einen glücklichen Griff gethan- haben. Bon einer 
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großen Zukunft bes Fönigreishe ift unter ſolchen Imflänben ganz und Zurtel, 
gar Leine Rebe mehr. Die Pforte hat von hiefer Seite her vererft 
wenigſtens nicht das mindeſte zu bejorgen und kann ihr Dafein 
zubig ‘weiter friſten. Mehr Tann fie freilih weber hoffen noch er⸗ 
worten und bie forticreitende Zerrüttung ihrer Finanzen, bie unſin⸗ 
nigen Derfchleuberungen für Lurusbauten in europäiſchem Geſchmach, 
für Militärjpielereien nad europäiſchem Mufter und für eine Flotte, 
bie, feinen Zweck bat, während Beamtete und Soldaten, aus Mangel 
an Mitteln nur zu oft mit ihrer Bejoldung im Rückſtand bleiben, 
find jedenfalls nicht geeignet, jene Frift weſentlich zu verlängern. Die 
von ihr losgelösten Glieder confglidiren ſich, wenn and langfam, und 
‚ entziehen ſich mehr unb mehr jeder practifchen Geltung ihrer Suzeränetät. 
Am entichiebenften "hebt ſich yon allen dieſen halbſouveränen Staaten 
Negppten, das unter bem gegenwärtigen DBicelönig Ismael Paſcha 
bei einer überaus jorgfältigen Finanzverwaltung ſichtbar aufblüht und 
eine wirkliche europäiſche Cultur in fih aufnimmt, während man in 
Konftantinopel fih mit dem bloßen Flitter begnügt. Die Unabhän- 
gigleit Aegyptens von ber Pforte befeftigt ſich baburd von ſelbſt, 
wenn es auch der PVicefönig für paffend hält, dem Gultan feine 
Ergebenbeit bei jeder Gelegenheit zuvorfommend zu bezeugen. Da- 
gegen ‚hätte ein Aufftand ber arabilhen Stämme von Tunis gegen 
bie europäilhen Neuerungen des Beys dem Sultan, Anlaß geboten, 
feine Oberherrlichkeit durch eine Intervention zu bethätigen, wenn 26 
dig europätihen Mächte, zumal Frankreich, das wegen ber Nähe 
Algiers die Zuſtäude von Tunis befonders überwacht, geftattet haben 
würden, Der Bey mußte feine europäifhen Neuerungen wieder 
zurüdnehmen, worauf fi) die infurgirten Stämme nah und nad 
wieber unterwarfen. Die europäiſchen Zlottenabtheilungen, bie fich 
alsbald auf ber Rhede von Tunis gefammelt hatten, verließen fie 
erft wieder, als dieß auch das türkiſche Geſchwader that. Serbien 
und ſelbſt Montenegro verhielten fih während bes ganzen Jahres 
subig. Dagegen fand in den Donaufürſtenthümern ober in Rumä- 
nien, wie fih das Land feit feiner Verſchmelzung nennt, eine totale 
Umwälzung ftett, indem Fürſt Coufa, unzufrieden über bie hartnädige 
Oppofition, welche die Bojaren und ihre Partei feiner Regierung 
machten, am 14. Mai durch einen Staatsftreich bie Nationalverfammr- 
lung gewaltfam auflöste und bem Lanbe ein neues Wahlgefeb auf brei- 
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‚te. tefter Grundlage octrohirte, das er durch allgemeine Abſtimmung 
fancttoniren Tief. Die Bojaren wagten keinerlei Widerſtand und 
bie Pforte ſowohl als die europäiſchen Großmächte als Geranten 
der Tractate beſtätigten mit einigen Mobificationen bie Maßregeln 
des Fürſten. Ein neues Ruralgeſetz, das bie Lelbeigenſchaft beſeitigt 
und den Bauern Grundeigenthum verleiht, vervollſtändigte die Um⸗ 
wälsung. Erſt die weitere Entwickelung ber Verhältniſſe wird zei⸗ 
gen, ob dem Fürften Couſa die Innere en für feine Schritte 
zur Seite fland. 

"Ein gen; anberes Bild als dieſe feat und fonbers immer 
noch halb barbariſchen Staatögehilbe, bie aus bem Leibe der lang 
fam abfterbenden Pforte emportsadgfen, Boteri bie Schweiz, Belgien 
und Holland. Auch fie blieben von den Ereigniffen im Süden und 
im Norben unberührt und erfreuten fih unter bem Schirm freier 
Verfaſſungen der allfeitigen Entwidelung reicher materieller unb in- 

Saweiz. tellectueller Kräfte, Unordnungen in Genf, wo die gewalthätige Herrſch⸗ 
fucht der rabicalen Partei am 22; Aug. einen bintigen Zufommen- 
floß mit der Gegenpartei ber Inbepenbenten herbeifäärte, wurbe non 
der Bundesautorität fofort energifch entgegen getreten. Schon am 
folgenden Tage rüdten Waabtländer in die Stabt und biefelbe blieb 
bis zu Ende des Jahrs von eibgenöffifhen Truppen befebt. Die 
zwifchen ben Parteien ftreitige Wahl ward vom Bundesrath gegen 
die Anforberingen der Rabicalen nad dem wirklichen Ergebniß ber 
Abſtimmung eutfchieden. Um einer Xusgleijung ber Parteien ben 
Weg zu ebnen, mwurben Dagegen bie Urheber ber Unruhen vom eibg. 
Geſchwornengerichte freigefprochen. Der Zweck ift inbeffen allem 
Anſcheine nach nicht erreicht worden. Die Nachahmung ber norb- 
amerifanifhen Unionsverfaffung, die in Genf verſucht - worben ifk, 
hat ſich in den Heinen Verhältniffen ber Schweiz jebenfalls nicht 
ebenfo wie in bem großen Vorbilbe bewährt. Cine Ausgleichung 
ber Parteien ſcheint in Genf noch ziemlidy- ferne zu ſtehen und -ber 
durch feine geographiſche Lage wie durch vielfad; abnorme Innere Zu⸗ 
fände gefährdete Kanton könnte unter Umſtänden der Schweiz ſchwere 
Gefahren bereiten, zumai der Character des Hauptes ber radicalen 
Partei, James Fazy, der ſeit bald zwanzig Jahren eine Art Dictatur 
in ber kleinen Republik behauptet, ihr bem gefährkihen Nachbar 
gegenüber Teinerlei Garantie gewäßren kann. — Heftigere Bewegungen 
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erfgütterten Belgien, wo ſich ſeit Jahren bie Liberale und bie cles Belgien: 
ricale Partei in den Kammern numeriſch beinahe die Waage hielten 
und bag. liberale Miniſterium ſchon feit einiger Zeit fi nur auf eine 
äußerft geringe Maforität der Repräfentanterrtammer ftägte: Der Aus- 
fall einer Wahl in Brügge: machte ſelbſt dieſe Majorität unficher 
umb bewog das Mirifterrum, dem Könige feine Entlaffung anzu 
bieten. Der König nahm fie erft nach langem Zögern an und 
nüpfte Unterhanbltingen wegen Uebernahme der Gelchäfte mit ber 
katholifchen Partei am, konnte ſich aber mit dem von ihr vorgelegten 
Programm: nicht befreunden. Ms er jedoch das liberale Minifterium 
wieber einfehte und biefes, um ſich wenigſtens eine Meine Majorität 
zu ſichern, ben Vorſchlag in ber Kammer einbringen ließ, bie Yu: 
nahme der Bevolkerung nad; Maßgabe ber Berfaflung Ichon jekt für 
eine Vermehrung ber Abgeordnetenzahl anzuerkennen, griff die katho⸗ 
liſche Partei zu dem verzweifelten Mittel, fih in Maſſe den Ber: 
Handlungen ber Kammer zu entziehen, wodurch biefelbe nicht mehr 
beſchlußfaͤhig wurde und die Megierung zu einer Auflöfung und alf- 
gemeinen Neuwahlen fchreiten mußte. Diefelben fielen gegen bie 
Tatholifche Partei aus, die nicht nur nicht die Majorität errang, fon: 
bern an Zahl überhaupt Einbußen erlitt, fo daß das Tiberafe Mint: 
fterium ſich ‚neuerdings auf eine unzmweifelhafte Tiberale Majorität in 
beiden Kammern zu Füßen vermag unb alles wieber fo ziemlich ins 
alte Geleiſe zurüdgefehrt ift. — In Holland befeftigte fi das libe- Holand, 
rale Miniſterium Thorbecke zufehends und mit dem Minifterium 
gelangte auch eine liberale Entwidelung ber Berfaflungsverhältniffe 
und ber innern Zuftände überhaupt mehr und mehr zur Geltung. Ein 
für Holland überaus wichtiger und folgenreiher Schritt auf biefer 
Bahn war es, baß beide Kammern der von ber Negierung vorge: 
ſchlagenen Maßregel, nad welcher in Zufunft das gefammte inbifche 
Eolonialbubget der Prüfung und Beſchlußfaſſung der Vertretung des 
Landes umnterftelft werben fol, während dieß bisher ein ausſchließ— 
Yiches Hecht ber Krone gewefen war, zuftimmten und ber König 
bem Beichluß ohne Widerftand feine Zuftimmung ertheilte. 

Wie Thon angebeutet wurbe, blieb Rußland den Ereigniffen*usland. 
in Mitteleuropa ziemlich fremd und benützte die Zeit, da das öffent 
liche Intereſſe von anderen BVerhältniffen vorzugsweife in Anſpruch 
genommen war, nm bie polntfche Frage ungehindert in feinem Einne 
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Suplon- zu erledigen. Die Infurvection, bie es ‚während ‚ihres ganzen Ver⸗ 
laufs zu keinem einzigen äußeren. Erfolge bon irgend weſentlicher 
Bedeutung gebracht hat, war im Grunde ſchon zu Ende nes Jahres 
1863 gebrochen und nur in einzelnen Gegenden hielten fi nod 
einzelne Banben meiſt in den Wäldern. Ein geichloffenes militä- 
riſch-polizeiliches Syſtem, das ber Generalſtatthalter Graf Berg über 
bas ganze. Land Hin organifirte, machte auch biefen bald ein Ende. 
Im Februar ſah fich die geheime Nationalregierung genöthigt, ihre 
Thätigfeit einzufchränfen und nad unb nad ganz einzuſtellen. Cine 
Anzahl ihrer Mitglieber fielen ben Ruflen in bie Hänbe und wurben 
zu Anfang Auguft theils in Warſchau gehängt, teils nach Sibirien 
beportirt. Selbſt in Warfchau begannen. allmälig wieber bie frühe: 
sen Zuftände zurüdzufehren. Die Geiftlichleit mehrerer Diöcefen, 
ber Adel mehrerer Provinzen bielten e8 nunmehr an der Zeit, fid 
dem Throne bes Kaiſers wieber mit Loyalitäisabreflen zu nähern 
und von ber Regierung nad Kräften unterftüßt, fand- das Beifpiel 
in fleigendem Maße Nachahmung. Die, Iniurrection bat in Wahr: 
heit nur Trümmer berjenigen Volkselemente, die ſich ihr angeſchloſſen, 
bes mittleren unb niederen Abeld und ber: bürgerlichen Bevölkerung 
ber Etäbte, zurüdgelaffen. . Der bel verlor viele der Geinigen 
auf bem Kampfplahe, viele Andere hatten das Land verlafien müſſen, 
um das bittere und karge Brob ber Verbannung zu. effen, ſelbſt von 
ben Zurüdgebliebenen war ein, großer Theil von Haus und Hof 
getrieben, ber Neft verarmt oder über und über verſchuldet. Tau: 
fende von Adelsgütern flanden zum Verkauf ausgeſchrieben, ohne 
Käufer zu finden, felbft nicht zu Spottpreiſen. Richt ‚viel beifer 
war bie bürgerlihe Bevölkerung ber Städte Daran, die in Polen 
überhaupt einen viel geringeren Bruchtheil bes Volles hilbet, als in 
ben unenblich mehr entwidelten Ländern bes weſtlichen Europa. Auch 
ſie war durch die vielen kleinen Kämpfe mehr. als becimirt worden, 
Handel und Verkehr flanden fait ſtill, viele kleinere Städte waren 
halb verwüſtet. Was die Inſurrection mit Bleigewicht zu Boden 
drücken mußte und zu Boden gedrückt hat, lag in der Thatſache, daß 

F die Bauern, die große Mehrheit des. polniſchen Volkes ſich von ihr 

gänzlich fern hielt und nirgends einen auch nur nennenswerthen 

Antheil an ihr- genommen bat. Damit war es eigentlich ſchon ge- 

geben, daß bie ruſſiſche Regierung mit ihrer Pacification des Landes 
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bier anfnüpfen mußte, zumal gerade: dieſe Verhältnifſe ihr nicht nurdeußlaud 
die Mittel. boten, die Bauern definitiv an ihr Interrſſe zu knüpfen, 
fondern ‚auch bie Mittel, ihren eigentlichen Gegner, ben. zahlreichen 
Adel vollends niederzubengen ober, wo es nicht: ber Fall war, ibn 
wenigſtens weſentlich won ih abhängig zu machen . Ym 2. März 
bob ein kaiſerl. Ulas auch in Velen die Leibeigenſchaft völlig” auf 
und organifirte Die Bauern in ziemlich ſelbſtändige, vom Grundadel 
durchaus unabhängige Gemeinden. Die Entſchädigung bes Adels 
wurde ſo normirt, daß das bisherige. Eigenthum . basfelben that 
ſächlich auf: hächſtens Die Hälfte herabgeſetzt warb und, ba bie Ent: 
ſchädigung nicht directe, jondern durch Vermittlung bed Sitantes er- 
felgen fol, fo geräth der Abel nothwendig dadurch finanziell in 
Abhängigkeit-von der Megierung. Da ferner die katholiſche Kirche und 
namentli bie Klöfter der Inſurrection theils einen jeher wejentlichen 
Vorſchub geleißtet, theils wenigſtens biefelbe unter ihre Fittige genom⸗ 
men bat, ſo trafen auch fie die Maßregeln, welche bie ruſſiſche Re: 
gierung zur Pacification des Landes für nothwendig eradhtete. Am 
8. Nov. werfügte ein kaiſerlicher Ukas bie Unterbrüdung ber großen 
Mehrzahl der polaifchen Klöfter und bie Einziehung ihrer Güter 
und am 28, desſelben Monats wurde -bie bis bahin geheimgehaltene 
Maßregel zu gleicher Zeit im ganzen Lande durchgeführt. Das 
Kloftergut ſoll theilweiſe zur Verbeſſerung ber vielfach kümmerlichen 
‚Zage der niebern Geiflichleit verwendet werden und es hat allen 
Anſchein, als ob bie Auseinanderſetzung zwiſchen Abel und Bauern 
im weiteren Derlauf dazu wirb benüßt werben können, ben nieberen 
Klerus: größtentgeils auf Staatsbefolbung zu ſetzen und dadurch von 
der Regierung viel abhängiger als bisher zu machen. Die ganze 
obere Verwaltung des Konigreichs wurde zu gleicher Zeit wieber wie 
früher in die Hänbe von gebornen Ruſſen, meift ruffifcher Generale 
gelegt und bie Menge ber nieberen Beamteten polniſcher Nationalität, 
bie der Inſurrection allen möglichen Vorſchub geleiftet, in großarti- 
gem Umfange purifizirt. Das nationalauffiihe Clement wurde 
überhaupt bem polnifchen als vollkommen gleichberechtigt an bie Seite 
geftellt und bie weitere Entwidelung biefes Momentes ber Zukunft 
überlaflen. Die Kraft der Nation ale folder ift gebrochen und 
Rußland hat allem Anſchein nah nit fobald, wenn überhaupt 
je wieber, eine gewaltſame Regung berfelben zu fürdten. Ihr 
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Huber. Hauptaugenmerk kann und wirb fortan nidyt darauf gerichtet fein, 
das polnifge Element im Schach zu halten, ſondern basfelbe für 
das Geſammtreich zu verwerthen. Bisher war es für Rußland un- 
zweifelhaft ein Element ber Schwäde, fortan wirb es für basfelbe 
vielleicht mehr und mehr ein Element ber Kraft "werben, wenn bie 
Regierung wenigftens auf bem betretenen Wege nicht minder ein- 
ſichtig als energifch vorgeht. Noch trauriger als im eigentlichen Polen 
geftalteten fich die Zuftänbe in Kiew, Pobolien und ber Ukräne, fowie 
in ben ehemals Titthauifchen Provinzen, wo ber polniſche Adel von 
Anfang an einer überwiegend weder nationaleponifchen noch kirchlich⸗ 
katholiſchen Landbevölkerung gegenüberftand und die Snfurrection 
barum noch weniger als im Königreich Wurzel zu: faflen vermochte, 
In Podolien und ber Ukräne wurde fie faft nur zur Gelegenheit, 
ben Abel, der maflenhaft in die Gefängniffe geiworfen oder geradezu 
nad Sibirien und ins Innere bes Reichs deportirt warb, dem Ruin 
entgegen zu führen. Noch meiter ging General Murawiew, dem bie 
rufjifhe Regierung bie Verwaltung der litthanuiſchen Gouvernements 
anvertraut. Murawiew ging geradezu und eingeflanderer Maßen 
darauf mus, in feinem Bereich das polnifche Element völlig auszu: 
rotten und das ruflifhe zum alleinherrfchenden zu machen. Hier 
wurbe gegen ben Abel ein fürmliches Vernichtungsſyſtem ins Wert 
gefetst, die polniſche Sprache verpönt und die ruffiſche unter ſchweren 
Strafen für die ausſchließlich officiele erflärt, der kath. Kirche alle 
erdenflihen Hemmniſſe entgegengefebt und bagegen aus ber polnifchen 
Beute griechifche Kirchen gebaut und ruſſiſche Schulen gegründet, ja 
felbft planmäßig eine PVerpflanzung ber polniſchen @lemente ins 
Innere Rußlands und deren Erfeßung durch ruffifge Einwanderung 
angebahnt. Litthauen ift, wenn nicht alles frügt, Rußland jedenfalls 
für alle Zukunft geficher. Um das nationale Wlement in Polen 
und allen -fermen früheren Depenbenzen, fo weit beide jeht Rußland 
gehören, vollfommen zu bewältigen, wirb es freilich noch jahrelanger 
Arbeit für Rußland bebürfen; aber fon was es bis jeht erreicht 
hat, ift für Rußland ein Moment von ber entfcheibenbften Bedeu⸗ 
tung und das Jahr 1864 wäre fir dasſelbe daburch allein ſchon 
hinreichend bezeichnet. Allein es brachte ihm noch einen "andern 
Erfolg, ber faſt nicht geringer anzuſchlagen iſt. Am 2: Juni konnte 
der Großfürſt Michael endlich bem Katfer bie Meldung zufommen 


Aeberſit der Giriguife des Jahres 1864. 397 


laſſen, daß der Keukaſus jeinent Srepter vollſtändig unterworfen ſeiKußland. 
und daß in demſelben „kein einziger unabhängiger Volksſtamm mehr 
exiſtire/. ‚Rußland Hat nach Kämpfen, die nicht nad Jahren, ſon⸗ 
bern bereit8 nad Jahrzehenten zählen, diefe freien Vergvölker alle 
bezwungen, aufgerieben ober aus ibrer Heimath verbrängt Die 
gewaltige -Bergfefte iſt definitiv in feinen Händen unb ber Plan 
gegen bie Türfei wie gegen Perfien geebnet. Auch in Mittelafiern 
gelang es Rußland um bie Mitte bes Jahres jeine militärijche 
Stellung befier als bisher zu ſichern und feine Borpoften gegen 
Khokand um ein erfledliches Stück weiter vorzuſchieben. Erfreulicher 
als dieſe Ereigniffe ift ein Blick auf die Gefteltung der inneren 
Zuftände bes ungeheuren Reihe. Mil ebenjo ‚richtiger Einſicht 
als mit einem entichlofienen allen, ver jih dur die Ber 
ſchränktheit und Engherzigkeit fälihlih fogenannter conſervativer 
Intereſſen nicht beircen läßt, fchreitet ber Kailer auf bem betretenen 
Wege fort, die feir Jahrhunderten gebundenen Volkskräfte allmälig 
zu entfeſſeln und jo im Innern für bie Zulunft des ruſſiſchen Reichs 
Eroberungen zu maden, die nicht nur fchöner, ſondern aud unend- 
lich größer und buuerbafter fein werben, als alles, was jein Vater 
verjudht bat, um Europa. zu bienden und mit einem Schein von 
Macht, der die reale Unterlage oft gänzlich fehlte, auf Europa zu 
brüden. Der Umancipation ber Leibeigenen folgte zu Anfang bes 
Jahres 1864 bie Einführung vom. Kreis: und Provinzialvertretungen 
in ganz Rußland mit beſchränkten aber hinreichenden Befugniffen, 
um bie Benälferung allmälig zur Theilnahme an ber Verwaltung 
ihrer eigenen nächſten Intereſſen zu erziehen. Es iſt natürlich, daß 
bie Phantafie der Sfjentlihen Meinung alsbald aud von einer all: 
gemeinen Landesvertretung ſprach, und zumal ber Übel in einer Er: 
weiterung feines Einfluſſes auf dieſem Gebiete eine Art Entihädigung 
für die von ihm nad einer andern Seite bin gebrachten ſchweren 
Spier zu finden wähnte. Die Regierung benft nit daran und 
wer eine Entwickelung ber politifchen Verhältniſſe unb freiheitlicher 
Juſtitutionen überhaupt nur auf realer Grundlage anſtrebt, wirb ihr 
darin nur beflimmen können. Naturgemäß wird unb muß es noch 
lange dauern, bis Aufland in irgend welcher Form in bie Reihe 
ber conflitwtionellen Staaten eintreten Tann. Alles bängt davon ab, 
daß es auf dem beireienen Wiege ollmälig aber ficher vorfchreite, ohne 


n 


398 


Preußen. 


Ucherfiht der Ertiguife‘ des Jahres 1004. 


Neberftürzung, aber auch ohne kindiſche Furcht ver eingebildeten Ge⸗ 
fahren und ohne daß, was am meiſten zu fürchten, die Regierung 
in Bequemlichkeit und Trägheit zurüdfinte und jedem weiteren 
Fortſchritt, nur weil er fie darin ſtoͤrt, entgegentrete, 
Bebeutungsvoller ſchon für bie nächſte Zukunft entwickelte ſich 
bie beutich-bänifche Angelegenheit, weil aus ihrem Abſchluß thatfäd- 
lich die deutſche Frage ſelbſt in eine neue Phaſe eintrat. Am 1. Aug. 
wurben zu Wien bie Präliminarien und am 30. Det. ebenbafelbft 
ber befinitive Frieden zwiſchen - Defterreih-Preußen und Dänemark 
abgeſchloſſen. SHolftein, Lauenburg und ganz Schleswig gingen durch 
denfelben für Dänemark verloven und.wurben endgültig fär Deutſch⸗ 
Iand erivorben. Aber wie Defterreih und Preußen für -ben Krieg 
mit Dänemart den beutfhen Bund bei. Eeite geichoben hatten, fo 
ſchloſſen fie nun auch, ohne weber einen Vertreter bes beutichen Bundes 
noch einen ſolchen ber Herzogthinmer zuzuziehen, ihren. Frieden mit 
Dänemark, das durch denfelben bie Herzogthümer zu freier Berfügung 
an Deiterreih und Preußen abtrat: Beide waren bei Beginn bes 
Krieges von der Anſchauung ausgegangen, daß König. Chriftian von 
Dänemark der rechtmäßige Souverän: ver Herzogthümer fei,. hatten 
fih dann im Verlauf der Londoner Conferenz der beusichnationalen 
Anſchauung angefchloffen oder wenigftens anzufchlichen geſchienen und 
fehrten -jebt wieder zu ihrem. urſprünglichen Ausgangspunfte zurück. 
Es entſprach dieß namentlih ben geheimen Abſichten Preußens. 
Preußen war entichloffen,: in dieſen für. feine Weliſtellung jo über: 
aus günftig gelegenen Lanben feinen neuen Mittelſtaat aufkommen 
zu laffen, fondern fie entweder für fich felbft zu erwerben ober fi 
wenigftens für immer barin feftzufegen ‚und bieran fi weder von 
Defterreih noch vom deutſchen Bunde noch von ben Bevölkerungen 
der Herzogthümer beirren zu laſſen. Die Gelegenheit ſchien günſtig. 
Der deutſche Bund hatte, obwohl bie Nation mit ſeltener Einmüthig⸗ 
keit bereit war, zu ihm zu ſtehen, eine Schwäche, eine Rath⸗ und 
Thatlofigkeit an den Tag gelegt, der alles übetraf, was man hätte 
erwarten koͤnnen und Preußen war bereit, nach dieſer Seite vor 
feinem Hinderniß zurückzuſchtecken. Mit Oeſterreich hoffte es: ſich in 
irgenb welcher Meife zu verſtändigen und auseinander zu fegen und 
glaubte füh dieſer Hoffnung um jo. ehe. bingeben' zu bürfen, als 
Defterreih wenigſtens bisher faſt willenlos der preußifchen Führung 
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ſich Kingegeben und Schritt für Schritt fo weit mitgegangen war, Preußem 
daß eine Umkehr immer ſchwieriger, nachgerade faſt unmöglich ge⸗ 
worden ſchien. Den Herzogthämern enblich Hätte Preußen durch ben 
Frieden mit Dänemark fo ſchwere materielle Laften auflaben helfen, 
daß die Errichtung eines-felbftänbigen ſchleswig-holſteiniſchen Staates 
weſentlich erſchwert ſchien, zumal Breußen in ber Lage war, dieſe 
Laften bie zu Erkebigung der Frage noch erklecklich zu erſchweren. 
Auf eine Unterfkäkung von Seite des Landtags konnte die preuß. 
Regierung’ in ihren Plänen von Anfang an freilich nicht rechnen, war 
doch ihre ganze Poliik gegen bie Tendenzen der Mehrheit des Abg.⸗ 
kaufes, namenilich gegen eine- Berftärfung ber. Oppoſition durch bie 
Wucht der deutſchen Bewegung gerichtet. Aber die preußifche Ne: 
gierung erkannte darin nür eine Schwierigfeit, keineswegs ein Hin⸗ 
derniß für die Bon ihr beſchloſſene Politik. Da das Abg.Haus im 
Laufe bes Januars bei Beraihung des Etats für 1864 mieberum 
wie in-ben bergegangenen Jahren bie Bewilligung ber Armeeorga⸗ 
niſationskoſten mit 280 gegen 35 Stimmen und ebenſo die ihm von 
der Regierung vorgelegte Militärnovelle mit 268 gegen 34 Stim⸗ 
men ablehnte, das Herrenhaus aber wiederum auf Seite ber Regie 
rung trat, jo fuhr bie letztere einfach fert, auch ohne Budget meiter 
zu regieren. Ebenſo wenig ließ fle ſich dadurch behindern, daß das 
Abgeordnetenhaus bie von ihr für die Koſten der Bundesexecution in 
Holftein und bie weitere Führung der ſchleswig-holſtein'ſchen Frage 
geforderte Anleihe von 12. Mil. Thlen. mit 275 gegen 51 Stim- 
men ablehnte And zugleich mit 145 gegen 105 Stimmen er: 
Märte, daß es ber: von ber Regierung in -ber ſchleswig-hol⸗ 
fteinifchen Frage verfolgten Politik ald einer bunbeswibrigen und 
antinationalen: „mit allen ihm zu Gebote ftehenben gefeklichen Mitteln 
„entgegentreten werbe”. Hr. v. Bismarf hatte ganz ımbefangen ſchon 
vorher erffärt, daß bie Regierung in biefem Falle „Diejenigen Mittel, 
bie fie nothwendig bedürfe, nehmen werde, wo fie fie bekomme“. 
Am 25. Januar wurbe ber Landtag gejhloffen und in ber Schluß⸗ 
rede vom Mirifterpräfiventen erflärt, daß „die Regierung einſtweilen 
„auf die Hoffnung ’einer Verſtänbigung mit ber Landesvertretung ver⸗ 
„iichte, inzwiſchen aber mit ganzer‘ Kraft unb in veller Ausübung 
„der Königlichen Rechte für bie: Erhaltung des Staats unb für das 
„Wohl und die Ehre Preußens einſtehe und üherbie an ber Ueber⸗ 
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Pressen. zeugung feſthalte, ba fie hiebei in ber patriotiſchen Geſiunung bes 
Landes eine qusreihenbe und wachſende Unterſtützung finden werde“. 
Die Beifeitefhiebung bes Bunbes für bie Action in Schleswig 

und bie Thatjache, daß es ben vereinigten Anftvengungen der beiden 
Großmãchte mit Hülfe Mecklenburgs, das von Aufang an auf ihre 
Seite getreten war, mit Hülfe Hannoyers und Kurheſſens, bie eine 
mehr als zmeibeutige Rolle jpielten und durch den Druck, ben fie 
auf eine Anzahl Kleinftanten und auf bie ſogenaunten freien Stäbte 
ausübten, gelang, ben Bunb überhaupt vollkommen lahm zu legen 
und die Mittelftagten, die ohnehin nicht allzu einig waren, an ber 
Gewinnung einer compacten Majorität zu verbinden, zeichnet indeß 
bie Stellung ber beiden, Großmächte, namentlih Preußens zu den 
übrigen beutihen Staaten nicht ausreichend, Preußen ſchien es ſich 
vielmehr zur Aufgabe gemacht zu haben, ben Bund wie bie einzelnen 
Staaten besfelben nicht bloß in ihrer ganzen Machtloſigkeit gegenüber 
ben beiden vereinigten Großmächteh Hinzuftellen, fonbern fie auch in 
jeder Weife zu demüthigen, ſoweit fie feiner Action irgendwie unbe 
quem waren. Namentlich war bie mit ber Bunbeöverwaltung ber 
Tall, unter melde Holjtein durch bie Execution gegen Dänemark 
geftellt worden war. Die von ben Bunbescommiffären ber Bevöl⸗ 
kerung Holiteins gewährte und von biefer mit fo viel Nachbrud be 
nütte Freiheit, fich für ben Herzog Friedrich von Auguftenburg als 
für ihren legitimen Lanbesherın und bamit für bie vollſtändige 
Trennung von Dänemark und ihre Conſtituirung als eines ſelbſtän⸗ 
bigen beutjchen Bunbesitants auszufprechen, Tief ben momentanen 
wie ben eventuellen Plänen Preußens bezüglih der. Herzogthümer 
ganz und gar zuwider. Noch bevor baber bie preuß. und öfter. 
Truppen gegen Schleswig vorrüdten, richtete Wrangel ſchon am 
49. Januar an den fähhliihen Bundesgeneral Hale in Helftein das 
Anfinnen, fih ohne weiteres unter feinen Oberbefehl zu ftellen. Das 
unter ben bamaligen Umftänben freilich gerabezu naive Anfinnen 
wurde abgelehnt. Zwei Tage darauf rüdten bie Allitrten in Holftein 
ein, ohne zuvor weder bie Regierungen von Hamburg, Lübel und 
Oldenburg noch die Bunbesbehörben in Holflein davon verflänbigt 
zu haben. Am 3, ehr. verfuchte Wrangel ſich der Telegraphen- 
Ralionen in Rendsburg unb längs. ver Heerſtraße durch Holſtein 
freilich ohne Erfolg gewaltſam zu bemächtigen, Am 9. Fehr. er: 
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Härte Wrangel dem Bunbesgeneral, daß es „für die Sicherheit und Preusen 
Freiheit ber SEriegsoperationen für ihn zur zwingenden Nothwendigkeit 
geworden fei, bie holſteiniſchen Städte Altona, Kiel und Neumünfter 
zu bejeken,” und als ber Bunbesgeneral feine Einwilligung bazu 
verfügte, rüdten die Preußen dennoch ein und bejehten jene Städte 
neben den Bunbestruppen. Sachſen machte Miene, fi bieß nicht 
ohne weiteres gefallen zu Laflen und den Bund zu Hülfe rufen zu 
wollen; allein bie Drohung, ein Armeecorps in ber Laufig aufzu⸗ 
ftelen und die Sendung bes preußilchen Generals v. Manteuffel 
nad Dresden brachten Sachſen alsbald zur Ruhe. Später fuchte 
Breußen das Verhältniß zu Holftein zu reguliren, indem es mit 
Defterreih am Bunde darauf antrug, die Bunbestruppen in Holftein 
förmlich unter Wrangel zu ftellen und ben beiden Bundescommiſſären 
zwei weitere von Preußen und Defterreich zu ernennende beizugeben. 
Die beiden Großmächte hätten dadurch factifch auch Holftein unter 
ihre Obhut gebracht, vermochten aber eben barum nicht, eine Mehrheit 
am Bunde dafür zu erzielen. Ihre Stellung in Schleswig befeftigte 
fih indeß im Fortgang ber Ereignifje fo fehr, daß der Prinz Friedrich 
Karl, der an Wrangels Stelle den Dberbefehl übernommen hatte, 
bem Bundesgeneral Hake am 21. Juli einfach anzeigte, daß „er ben 
Befehl habe, fi zum Herrn von Rendsburg zu machen.“ Da ber 
Bunbesgeneral augenblidlih nur über einige hundert Dann in 
Rendsburg verfügte, während 6000 Preußen ſchon vor ber Stadt 
ftanben, blieb ihm nichts anderes übrig, als unter Proteft die Stabt 
in aller Eile zu räumen, worauf bie Preußen einrüdten unb bie 
Stadt bejebten. Die Bunbesverfjammlung nahm auch dieß hin, indem 
fie fich begnügte, die Angelegenheit ben Ausichüffen zu überweijen; 
Sachſen fühlte fich bereits nicht mehr in der Lage, auch nur einen 
Antrag zu ftellen. 

Eine noch größere Demüthigung erlitten die Mitielitanten um. Peutfä 
biefelbe Zeit in ber Trage des Zollvereins und bes franz. Hanbels: 
vertrags, eine Demütbigung, die zudem nicht bloß die Mitteljtaaten 
in ihrem Verhältniß zu Preußen betraf, fondern auch das momentan 
mit Preußen verbündete Defterreih ſehr empfindlich berührte. Als 
Preußen i. J. 1862 im Namen des Zollvereins ben Hanbelövertrag 
mit Frankreich abſchloß, ging es dabei von zwei leitenden Geſichts 
punkten aus, einmal davon, den Zollverein, beffen Induſtrie hinreiche 
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erſtarkt ſchien, einen entſchiedenen Schritt weiter auf der Bahn des 
Freihandelsſyſtemes zu leiten und ihm dadurch die Märkte nicht nur 
Frankreichs ſondern des geſammten Weſtens, der ſeine Zollgeſetzgebung 
und Handelspolitik auf dieſes Syſtem geſtellt hatte, zu öffnen und 
dann davon, Oeſterreich, das unmöglich fo weit folgen konnte, von 
ber wirthſchaftlichen Entwidelung Deutſchlands volllommen muszu: 
{chließen und es im Gegenſatze gegen den Vertrag, der Preußen i. J. 
1853 von ben Mittelftanten zu Gunſten Defterreichs aufgezivungen 
worden war, durd ben Art. 31. des Vertrags mit Frankreich mwieber 
in bie Stellung aller andern Staaten gegenüber bem Zollverein 
herabzubrüden. Defterreich erkannte bie Gefahr, die ihm von dieſem 
Dertrag mit Frankreich wirthſchaftlich und politifch drohte, fofort und 
machte, nur um die Mittelftanten vor einer Zuftimmung zu dem franz. 
Handelsvertrage abzuhalten und bie meitere Entwidelung des Zoll 
vereind auf der Grundlage bes Freihandelsſyſtems zu hemmen, ohne 
Zögern den Vorſchlag, fi dem Zollverein im Weſentlichen ganz 
anzufchließen und namentlih ben ganzen bisherigen Tarif bes 
Bollvereing anzunehmen. Die Umftände waren bamals ben Be 
ftrebungen bes öfterr. Cabinet befonders günſtig. Zwiſchen Preußen 
und ben Regierungen ber Mitteljtanten war in Folge ber Note bes 
Srafen Bernftorff an Sachſen, welche offen bie Umwandlung des 
beitehenden Stantenbundes in einen Bunbesftaat, natürlid unter 
Führung Preußens, wenn bieß aud nicht ausgefprochen wurbe, befür: 
wortete, und in Folge der darauf an Preußen gerichteten identiſchen 
Noten Defterreihs und der Mittelftanten eine ziemlich heftige 
Spannung eingetreten. Die Regierungen der Mittelftanten ſchloſſen 
fi enger an Defterreih an, um Schub zu finden gegen jene preu- 
Bifhen Gelüſte und waren geneigt, auch in ber Zollvereinsfrage 
Deiterreichs Abfichten zu unterflüßen, um dieſes nicht mehr und mehr 


aus Deutfchland Herausbrängen und Preußens überwiegenden Einfluß 


im übrigen Deutichland durch das Mittel bes Zollvereins nicht roch 
feiter als bisher ſich begründen zu laſſen. Wirklich verfagten Bayern, 


Württemberg, Hannover, Heffen-Darmftabt, Kurheſſen und Naſſau 


bem franz. Hanbelsvertrag nad einigem Befinnen ihre Zuftimmung. 
Indeß war es von Anfang an zweifelhaft, ob fie im Stande fein 
würden, ihren Widerſtand endgültig durchzuſetzen. Obgleih ber 
Handelsvertrag, wie er von Preußen mit Frankreich abgefhloffen 
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worben war, in mehr als einer Beziehung Frankreich - entfchieben Destft- 
günftiger zu fein [hen als Deutſchland, fo fprach fich Doch bie Mehr: 
heit der zunächſt Betheiligten, der Induftriellen, enfchieden für den⸗ 
felben aus und die Regierungen ber Mittelftanten hatten baher in 
ihrer Oppofition gegen ihn und in ihrer Hinneigung zu einer wirth⸗ 
ſchaftlichen Begünftigung Defterreichs die Benölferungen offenbar zum 
größeren Theile nicht Hinter fih. Die Regierung von Sachſen hatte: 
fich fogar im Einverfländnig mit ihrem Landtage und mit der öffent 
lichen Meinung bes Landes von Anfang für ben franz. Handels⸗ 
vertrag ausgefprocdhen, ſich dem Schritte der Übrigen Mittelftanten 
nicht angefchloffen und ſich ſchließlich während des weiteren 
Berlaufs der Krifis wie Baben in eine neutrale Stellung zurück⸗ 
gezogen. Nur in Bayern, dem ber Verkehr mit Defterreich um feiner 
Rage willen in ber That näher lag als der mit Frankreich und wo 
bie Abneigung gegen Preußen und eine irgendwie geftaltete Präpon- 
deranz Preußen allgemeiner ift und tiefer wurzelt als anderswo, 
konnte ſich die Regierung auf die Majorität bes Volkes ftüben, in 
Mürttemberg waren bie Anfichten ſchon fehr getheilt; in allen übrigen- 
Mittelftanten hatten fi die Regierungen von Anfang an in ihrem 
MWiderftand gegen ben Hanbelsvertrag und in ihren Zettelungen mit 
Deiterreich geradezu in entſchiedenen Widerftreit mit ihren Bevölkerungen, 
theilweife auch mit ben ausdrücklichen Wünfchen und Begehren ihrer 
Landtage gefebt. Ihre Stellung zu der ganzen Yrage war baher 
vielfach nicht bloß eine unfichere, fondern auch eine unklare Daß 
bon einem Eingehen auf den urfprünglicden Antrag Defterreihs im 
Ernfte nicht die Rede fein könne, trat bald genug zu Tage unb es 
tonnte fih nur noch darum handeln, durch welche Conceſſionen an 
das Freihandelsſyſtem Defterreih möglicher Weiſe den Zollverein 
bewegen könne, auf den Hanbelsvertrag mit Frankreich zu verzichten 
oder ihn nad feinen Wünſchen zu mobificiren und den Februar: 
vertrag mit Defterreich zu erneuern unb weiter auszubilden. Allein 
Defterreih war offenbar noch nicht entichloffen, mie weikes in jener 
Richtung gehen wolle, gehen müſſe unb in JFolge 
bie Mittelftanten nicht in ber Lage, dem mehrfad ai WE 
in ber That nur billigen Verlangen, ihre rar 
bes franz. Handelsvertrags genau zu präd”: 
Sprengung bes Zollvereins aber, um ftall ı 
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Deuih- Grundlage bes Schutzzollſyſtems eine engere Verbindung einzugehen, 


laund. 


mußte von ihnen als eine baare Unmöglichkeit erachtet werden. So 
waren die Mittelſtaaten vielfach in einer Stellung, daß man faſt 
nicht umhin konnte, anzunehmen, fie wüßten im Grunde nicht, was 
fie wollten oder wagten es nicht, damit hervorzutreten, wenn fie es 
wäßten. Preußen dagegen wußte genau, was es wollte, und ftanb 
auch keinen Augenblid an, jedes Mitiel zu ergreifen, das zu feinem 
Zwecke führen mochte. Sobald daher bie Mittelftaaten die Ablehnung 
bes franz. Hanbelsvertrags ausgeſprochen hatten, antiwortete es mit 
ber eventuellen Kündigung des Zollvereins, obgleich die Nachtheile, 
Die aus dem wirklichen Eintritt ber angedrohten Cventualität 
eintreten mußte, für Preußen fiherlih nicht geringer geweſen 
wären als für jeden anderen der Zollvereinsftanten. Die Sonder: 
conferenzen der Mittelftanten in Münden, um fi unter fih und 
mit Defterreih zu verfländigen und mit Preußen über eine Der: 
mittlung zu unterhandeln, führten unter biefen Umftänden zu feinem 
Refultate, fo wenig als die directen Verhandlungen zwifchen Oefterreich 
und Preußen. No zu Anfang des %. 1864 war nicht abzufehn, 
zu welchem Enbe die Zollvereinsfrifis führen werde. Da trat mit 
dem Wandel des Verhältniſſes zwiſchen den Mittelflanten und ben 
beiden Großmächten in der ſchleswig-holſteiniſchen Frage auch eine 
entichiebene Wendung in ber Zollvereinsfrage ein. Oeſterreich verlor 
fo zu jagen mit einem Schlage feinen bisherigen Einfluß auf 
bie Regierungen ber Mittelftaaten und bamit verlor auch der Wider: 
ftand, den bie letzteren dem franz. Handelsvertrag weſentlich nicht 
aus wirthichaftlichen, jonbern ganz überwiegend aus politifchen Motiven 
enigegen gejeßt hatten, feine Bedeutung. Die Verhandlungen ver 
Mittelftanten unter fih und mit Oeſterreich wurben zwar noch fort: 
gefebt, aber bie Ausſicht auf irgend eine Einigung wurde immer 
ſchwächer. Enbli trat Sachſen aus feiner bisherigen, zumartenben 
Stellung ‚hervor und einigte fi wiederum im Einverſtändniß mit 
beiden Kammern jeines Landtags am 10. Mai mit Preußen definitiv 
auf ber Grundlage des franz. Handbelsvertrags, am 3. Juni trat auch 
Frankfurt bei, am 28. Juni Baden, Kurbeflen, die thüringifchen 
Staaten und Braunſchweig, am 10. Juli folgten ihnen Oldenburg 
und Hannover, bag noch zu rechter Zeit wenigftens einen Theil feines 
bisherigen Präcipuums zu reiten fuchen mußte, am 12. Sept. erflärte 
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Hefien-Darmftabt feinen Beitritt, am 22. besfelben Monats mußten Deutfä- 
fich Beauftragte MWürttembergs und Naffau’s in einer Beſprechung 
mit dem Leiter ber bayertfchen PBolitit in Münden überzeugen, 
bag ein längerer Widerſtand gegen Preußen unmöglich gewor⸗ 
ben fei und noch vor Ende des Monats, d. 5. noch vor bem 
Ablauf des von den anderen Zollvereinsſtaaten Ihnen gefebten fatalen 
Termins, hatten auch fie ihren Beitritt in Berlin angezeigt. Am 30. 
Sept. waren ander Zolleonferenz in Berlin wieder alle Staaten, welche 
bisher den Zollverein gebildet Hatten, durch Bevollmächtigte vertreten. 

Unläugbar war bas ein großer Triumph für Preußen auf 
bem Gebiete feiner deutſchen Bolitit, um fo mehr, als er nicht bloß 
eine Nieberlage feiner mittelftaatlihen Gegner, fonbern aud eine 
folgenfchwere Niederlage Defterreich® bezeichnete. Geſchickt Hatte 
Preußen dem wiederholten Anbrängen Oeſterreiche, das dabei und 
wohl mit allem Recht an feine nunmehrige fpecielle Alltanz mit 
Preußen. appellirte, auszumweichen und basjelbe hinzuhalten gewußt, 
bis die ganze Angelegenheit zur vollendeten Thatjache geworden war. 
Selbſt dann machte Preußen Defterreih auch nicht bie minbefte 
Conceſſion. Es veritändigte fih nah den mehrfach geäußerten 
Wuünſchen der übrigen Zollvereinsftanten mit Frankreich über einige 
Mobificationen des Hanbelsvertrags, aber ber Art. 31 besfelben, der 
jebes engere Verhältniß zwiſchen bem Zollverein und Oeſterreich un- 
möglich macht, war nicht barunter. Defterreih mußte feither froh 
fein, nur überhaupt einen Hanbelövertrag mit bem Zollverein ab- 
fchließen zu können, um feinen Schubzölinern gegenüber wenigſtens 
einen Anhaltspunkt für bie nun allerdings unausweichlich gewordene 
liberale Reform feines Zolltarifs zu gewinnen. Preußen aber Hatte 
durch Erfahrung erprobt, wie feſt es durch die Borgänge fett Anfang 
bes Jahres 1864 Defterreih an ſich gefettet habe. Denn in Wien 
wie in München wurde bie Nieberlage, bie man Preußen gegenüber 
erlitten hatte, lebhaft genug gefühlt: in beiden fahen ſich bie big- 
herigen Leiter ber auswärtigen Angelegenheiten, bort der Graf Rech⸗ 
berg, bier der Frhr. v. Schrent, veranlaßt, ihre Pertefeuilles nieber- 
zulegen. 

Ermutdigt dur dieſe Erfolge ging Preußen nunmehr auch 
in ben Herzogthümern entjhiedener vor. Als es im Januar bie 
ganze Angelegenheit gegen Dänemark in feine Hände nahm und feine 
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Ferafen. Truppen in Holftein einrüdten, ausgelprochenermaßen nicht. um bie 
Herzogthümer von Dänemark Loszureißen, fonbern um fie im Gegen- 
theil Dänemark zu erhalten, fand es in Holftein natürlicher Weile 
wenig Zuneigung und noch weniger Vertrauen unb felbft in Schles: 
wig konnte es nicht verhindern, daß eine Stabt nach ber andern 
ben Herzog Friedrich als ihren legitimen Lanbesheren ausrief und 
ihm theilweife durch mafjenhafte Deputationen huldigte. Die Stimmung 
änberte fih nad und nad gegenüber ben Truppen in Folge ihrer Siege 
über bie Dänen, aber das Mißtrauen blieb und mit vollem Recht gegen: 
über der preuß. Regierung und ihrer Ziele bezüglich des zufünftigen Ver⸗ 
bältniffes ber Herzogthilmer zu Dänemark. Erſt als bie beiden deutſchen 
Großmãchte auf der Lonboner Conferenz die völlige Lostrennung berfelben 
von Dänemark unb ihre felbftändige Conftitwirung unter dem Herzog 
Friedrich von Auguftenburg beantragten, als Dänemark nicht lange 
darnach, aus ben Herzogthümern und dem jütifchen Feſtlande über- 
haupt gänzlich verbrängt, um Trieben bat und in ben Wiener Prä- 
liminarien fi) bereit erflärte, auf alle feine Anſprüche an bie Her: 
zogthümer definitiv zu verzichten, verlor biefes Mißtrauen ben Boben. 
Aber ſchon war an feine Stelle ein anderes nicht minder gegrün- 
detes getreten, Preußen wolle biefe Lande für fich erwerben, während 
fie ſelbſt überzeugt waren, daß Herzog Friebrich ihr Tegitimer Landesherr 
fei, deſſen Erbrechte fie ihre Befreiung von der bänifchen Herrſchaft 
verdankten und dem fie ebenbarum freiwillig als ſolchem gehuldigt 
hatten. Schon in den erften Monaten bes Jahres 1864 tauchten 
berartige Gerüchte auf, wurden widerſprochen unb verſchwanden, je- 
bock nur um alsbald von neuem wieder aufzutauchen. Preußen war 
bamals nod nicht in ber Tage, fefte Pläne nad. diefer Richtung zu 
bilden: nad ber von ihm felbft in Verbindung mit Oeſterreich 
werkünbeten Politik, nad feinen ben übrigen Unterzeichnern bes 
Londoner Vertrags wieberholt gegebenen Zuficherungen war Preußen 
gebunden unb mußte auf alle berartigen Pläne verzichten, ſobald 
Dänemark klug genug war, bie ihm bargehotene Hand zu ergreifen. 
Erft als die Londoner Conferenz zur Gewißheit brachte, daß bie 
Dänen in ihrer Verftodtheit und in trügerifher Hoffnung auf fremde 
Hülfe Alles an Alles febten, um Dänemark bis zur Eiber ober 
wenigſtens bis zur Linie des Danewerk und ber Schlet zu behalten 
und Fieber auf bie Herzogthümer gänzlich, verzichteten, als ein Schles- 
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wig-Holftein in welder Form immer zugeftehen wollten; erſt ba trat in Dentf- 
Preußen ber Gebante, das wefentlih durch feine Truppen von ben 
Dänen „eroberte Land für fi zu erwerben, unumwunden an ben 
Tag. Bonda an ſchwirrten aber auch Unnerionsibeen in Preußen förm⸗ 
lich in der Luft. Offen und mit einer gewiffen Autorität begegnen 
wir bem Gedanken zuerft in ber ohne allen Zweifel von ber preuß. 
Regierung felbft veranlaßten Adrefje des Grafen Arnim⸗Boytzenburg 
vom 11. Mai an den König, durch welche bie endliche Losſagung 
Preußens vom Londoner DVertrage motivirt werben jollte. „Wir 
halten — heißt es darin — bie Trennung bed deutſchen Schleswigs 
und Holfteins von Dänemark und ihre Vereinigung zu einem Gans 
zen, fei e8 unter einem eigenen Lanbesherrn und bem wirkſamen 
Schutze eines mächtigen beutfchen Staates, ſei e8 als ein Theil bie 
ſes Yeßtern, für die einzige Löfung, welche die Opfer Iohnt, die wir 
gebracht haben”. Vorfichtig ließ indeß Preußen bie zweite Möglichkeit, die 
weber dem allüirten Defterreih no den übrigen Großmächten, beren 
Mißtrauen gegen Preußen ohnehin wach war, conveniren Tonnte, 
vorerft gänzlich bei Seite und trug kaum vierzehn Tage fpäter mit 
Defterreid darauf an, die Herzogthümer Holftein und Schleswig, 
wenigſtens das deutſche Schleswig zwar gänzlih von Dänemark zu 
trennen, aber ausbrüdlic unter bem Erbprinzen von Auguftenburg. 
Die Dänen lehnten jebocdh ben Vorſchlag unbebingt von ber Hand, 
bie Londoner Conferenz ging ohne Refultat auseinander, ber Krieg 
wurbe wieber aufgenommen und führte, ba den Dänen von Feiner 
Seite active Unterflügung zu Theil warb, nunmehr bald zu bem 
Ende, daß fie fih genöthigt ſahen, um Trieben zu bitten. Seht war 
bie Stellung Preußens eine ganz andere. Don nun an traten feine 
Anſprũche auf die Oberhobeit über die Herzogthümer ober mo mög: 
lich auf bie völlige Annerion berfelben immer lauter, immer entſchie⸗ 
bener zu Tage. Seinem eigenen Antrag vom 28. Mai zu Gunften 
bes Auguftenburgers betrachtete e8 buch die Nichtannahme desjelben 
von Seite ber Londoner Conferenz als babingefallen unb als weiter 
burdaus unverbinblihd. Zu Förderung feiner eigenen Pläne wurden 
bagegen am 1. Aug. bie Friebenspräliminarien und am 30, Oct. 
ber enblide Friede mit Dänemark ohne Zuzug iweber eines Ver: 
treters bes deutſchen Bundes noch eines ſolchen der Herzogthümer 
abgeſchloſſen, dazu mußte Dänemark in ebendenſelben alle feine „Rechte“ 
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Deut auf die Herzogthümer an Preußen und Defterreich abtreten, bazu 
wurbe auf bie Herzogthümer eine fo enorme Schulbenlaft gewälzt, 
dazu das Erbrecht des Auguftenburgers in jeber Weife bezweifelt 
und dagegen die Erbanſprüche bes Großherzogs von Oldenburg her⸗ 
vorgehoben, ja zulebt fogar eigene hohenzollernſche Erbrechte zu Tage 
gefördert. In den Herzogthümern felbft wurben Zeitungen gegrün- 
bet, um bie preußifchen Anſprüche zu verfechten, Ylugichriften und 
Tlugblätter in Maſſe verbreitet, und alles gethan, um eine fürmliche 
Partei zu Unterftübung der preußifchen Anfprüde zu organifiren. 
Der Erfolg entſprach indeß vorerſt den Hoffnungen Preußens nur 
wenig. Bloß in Lauenburg ließ ſich ber feubale Landtag des Heinen 
Ländchens, derfelbe Landtag, der zu Ende des J. 1863 den König 
Ehriftian von Dänemark als Landesherrn anerfannt hatte und das 
feither weber befreit noch erobert worden, ſondern einfach bei Seite 
geblieben war, dazu herbei „ven Wunfch auszufprehen, dab bas 
Herzogthum in Perfonalunion und mit Beibehaltung feiner bisheri- 
gen Berfaflung mit Preußen vereinigt werden möge”. Schon weniger 
Neigung fand Preußen in Echleswig; doch gelang es ihm immerhin, 
einige nicht gering zu ſchätzende Demonftrationen zu feinen Gunften 
bervorzurufen, zumal bas Land militärifh und civil bereitd von 
Preußen regiert ward. Am menigften fchien es in Holftein Fuß 
faffen zu können, wo eine zahlreihe Verſammlung von Delegirten 
ber über das ganze Land ausgebreiteten Schleswig-Holſteinvereine 
am 25. Juli, allerdings nur mit ber geringen Mehrheit von 102 
gegen 98 Stimmen, den Antrag auf biplomatifchen, militärifchen 
und marittmen Anſchluß an Preußen verwarf und ben Entſcheid 
barüber dem Herzog Zriebrih in Verbindung mit ber Lanbesver: 
tretung als allein hiezu competent zu überlaffen beſchloß. Eiwas 
fpäter, am 8. Aug., erklärte fich ziwar das Corps der fchleswig-hoffteini- 
Then Prälaten- und Ritterfhaft mit großer Mehrheit für ben von ber 
Delegirtenverfammlung vorerft abgelehnten biplomatifchen, militärifchen 
und maritimen Anſchluß an Preußen; allein dieſe einft hochgeachtete 
Körperihaft Hatte im neuerer Zeit duch die Schulb gerabe ihrer 
hervorragendſten Mitglieder ihr Anfehen im Lande felbft größten: 
theils eingebüßt und ein am 24. Aug. von faft allen Städten und 
Flecken des Landes beſchickter Stäbtetag in Nenmünfter ſprach ſich 
fofort gegen den Beihluß aus und beſchränkte ben gewänfcten An⸗ 
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ſchluß an Deutihland und „infoweit das Intereſſe Deutſchlands es 
erſordere an Preußen darauf, daß er „bie Selbſtändigkeit nicht auf- 

heben bürfe”. So kam Preußen in der Verfolgung feiner weiteren 
Plane nicht recht von ber Stelle. 

Was ihm Hauptfächlich im Wege zu ſtehen ſchien, war bie 
fortwährende Anmefenheit ber Bunbestruppen und Bundescommiffäre 
in Holftein, die Preußen in der freien Beivegung und in ber unge: 
hemmten Anwenbung feiner Machtmittel allerbings vielfach im Wege 
ftanden. Diejes Hinderniß mußte befeitigt werben. Der Abſchluß 
bes Friedens mit Dänemart jollte dazu bie Beranlaffung bieten. 
Dänemar? hatte durch benfelben jeine Rechte auf die Herzogthümer 
an Defterreih und Preußen abgetreten; bie Regierung des Königs 
von Dänemark, gegen welche die Execution verfügt worben ivar, 
Hatte durch dieſe Ceſſion rechtlich wie ſchon früher factiſch aufgehört 
und Preußen erachtete baher, ba die weitere Beſetzung des Landes 
durch Bunbestruppen „gegenftandlos” geworben fei, dieſe Befetzung 
demnach fofort anfzuhören habe und das Land an Preußen und 
Defterreich "überantiwortet werben müſſe. Es eröffnete darüber fofort 
Unterhandlungen mit Deiterreih. Da fie indeß, wie es ſcheint, vorerft 
zu feiner Berftändtgung führten, beſchloß e8 allein vorzugehen und 
bie Entfernung ber Bunbestruppen nöthigenfallg mit Gewalt zu er: 
zwingen. Die Alliitten hatten Jutland bereits geräumt unb bie 
‚Truppen zogen ſüdwärts. Der größere Theil follte wieder in ihre 
Heimathlänber zurückkehren und nur ein Kleiner zur Befegung ber 
Herzogthümer zurücdbleiben. Die Defterreicher hatten felbft Holftein 
größtentheils verlaffen, die Preußen rückten langfam nad. Da er: 
hielten bie letzteren plößlich ben Befehl, den Abzug zu fiftiren und 
in Holftein zu verbleiben, während aus Schleswig fortwährend Trup⸗ 
pen nachrückten und felbit ſolche, bie bereits nach Hamburg abgerüdt 
waren, wieber umkehrten und nad Altona zurüdgingen. Zu gleicher 
Zeit wurde bie 18. preußiſche Divifion als Drohung gegen Hanno: 
ver bei Minden, die 6. Divifion als Drohung gegen Sachſen bei 
Berlin concentirt. Um 29. Nov. beſetzten bie Preußen bie Etappen- 
ftraßen durch Helftein und zogen eine anſehnliche Streitmacht um 
Altona, den Sit der Bunbescommiffäre, zufammen. An bemielben 
Tage richtete Preußen an bie Regiernngen von Sachſen und Han⸗ 
nover bie kategoriſche Aufforderung, „Sofort und ohne weitere Da: 
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zwiſchenkunft ber Bunbesverfommlung ihre Truppen unb ihre Eom- 
miffäre zurückzuziehen und bem Bunde einfach von bem Geſchehenen 
Anzeige zu machen”. Beide Regierungen wurden um eine Antwort 
„in kürzeſter Friſt“ erfucht. Diefes gewaltfame Vorgehen machte in 
Hannover und in Dresben einen fehr verfchlebenen Eindruck. Die 
hannoveriſche Regierung erklärte ſich jofort bereit, den Forderungen 
bes mädtigen Nahbars zu entſprechen, Sachen dagegen Eonnte ſich 
nicht dazu verftehen, der erften Drohung zu weichen, fondern wollte bie 
Entſcheidung dem Bunde anheimgeben und ingwildhen allfällige Ge: 
walt mit Gewalt abtreiben. Augenblicklich wurden die Beurlaubten 
zu ihren Fahnen berufen und der Befehl ertheilt, die Kaflen bes 
Staats nad Dresben abzuliefern, um fie mit ben Koftbarleiten ber 
Krone nad) dem Königflein in Sicherheit zu bringen, als ob jeben 
Augenblid die Preußen einrüden könnten. Unterbeflen war in Frank⸗ 
furt die Bunbesverfammlung zu außerorbentlicher Sibung zulammen- 
getreten. Preußen und Defterreich Legten ihr nunmehr ben Friedens⸗ 
vertrag mit Dänemark zur Kenntnißnahme vor. Deſterreich verhielt 
fih im übrigen paffiv, wie es ſich auch ben Schritten Preußens 
in Hannover und Dresden nicht angeſchloſſen Hatte, - Sachſen for- 
berte feinerfeitd die Bundesverfammlung auf, unverweilt einen Be⸗ 
ſchluß darüber zu fallen, ob es ben ihm feiner Zeit ertheilten Auftrag 
zur Erecution in Holftein für erfüllt zu betrachten und bemgemäß 
feine Truppen aus den Herzogthümern zurüdguzieben babe”. Bayern 
erklärte fofort, daß dieß nach feiner Anficht nicht ber Fall fei und 
daß die weitere Beſetzung und Verwaltung ber Herzogthümer von 
Seite des Bundes nad feiner Anſicht noch fortzubauern habe. Auf 
feinen Antrag beſchloß denn auch bie Verfammlung, daß der Bundes- 
general Hake in Holftein feine Stellungen innebehalten ſolle. Die 
Frage felbft wurde den Ausfchüflen überwiefen, und es ſchien zwei⸗ 
felhaft, ob fi eine Majorität finden werde, um willfährig die For⸗ 
berung Preußens als im Bundesrecht begründet zu erflären, jo ge- 
neigt auch bie Mehrzahl fein mochte, einem Conflict, zu dem Preu⸗ 
Ben offenbar bereit war, wo immer möglich auszumweidhen. In biefer 
Berlegenheit trat Oeſterreich ins Mittel, um menigftens bie Form zu 
seiten und dem Bunde dieſe Äußerfte Erniebrigung nad allem, was 
er ſchon hatte hinnehmen müflen, zu erfparen. Es bewog Preußen, 
gemeinfam mit ihm am Bunde die von Sachſen verlangte Erklärung 
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zu beantragen. Preußen fügte jedoch drohend bei, daß es bie ConceffionDreift- 
nur mache, um weitere „QVermwidelungen, bie ſich Tonft ergeben könn: 
ten” zu verhüten und daß es zu einer befinitiven Löſung ber Erb⸗ 
folge bie Hand nicht biete, „fo lange ber jeines Erachtens unbered- 
tigten Fortbauer bes Erecutionsverfahrens nicht ein Ziel gelebt fei”. 
Am 5. Der. nahm die Bunbesverfammlung ben öfterr.-preuß. Antrag 
mit 9 gegen 6 Stimmen an; Sadien ftellte jeine Rüftungen ein 
unb entließ feine Urlauber wieber; am 7. übergaben bie Bunbess 
eommifjäre Holften unb Lauenburg ben öfterr.spreuß. Eivilcommiflä- 
ren unb alsbald begannen bie Hannoveraner, kurz barauf auch bie 
Sachſen ihren Heimmarſch. Die Preußen richteten fi in den Her- 
zogthümern ziemlich häuslich ein, fehten eine neue ſchleswig-holſtei⸗ 
niſche Landesregierung in Schleswig ein, nahmen bas Poft: und 
Telegraphenweſen an fi und ftellten e8 unter preußiſche Chefs und 
preußtiche Beamtete, verlegten audy alsbald ein preuß. Garberegiment 
nach Lauenburg, das fie bereits als das ihrige anſahen. Durd ben 
Bundesbeſchluß war nur bie Form gewahrt worben, thatjächlich hatte 
bie Bunbesverfanmmlung eine neue Demüthigung erlitten unb wider 
Willen bie Hand bazu bieten müfjen, von ber weiteren Löſung ber 
Erbfolgefrage factiſch ausgeſchloſſen zu werben. Defterreih hatte 
nah dem Wellen Preußens andy bazu bie Hand bieten müllen. 
Faſſen mir die Lage der Dinge in Deutfehland überhaupt zuſammen, 
fo war biefelbe im Grunde für feinen Theil ber Gefammtnation 
eine befriebigenbe. Die nationale Bewegung fah zwar ihren erften 
uns nächſten Wunſch, bie völlige Lostrennung ber Herzogthümer von 
Dänemark erfüllt, aber die Art und Weife, wie biefes Ziel ohne ſie und 
gegen fie erreicht worben war unb die Art und Weife, wie bie 
Herzogthümer felbft umb ber Bund, ber bei aller Mangelhaftigkeit 
unb aller Schwäche immmerbin ber einzige, wenn auch noch fo ungenügenbe 
Berireter ber ganzen Nation war, von ber weiteren Löſung ber Frage 
ansgeichloffen worben waren, endlich die Art und Weiſe, wie bie Löſung 
son Preußen in feinem eigenen, ausichließlichen Intereſſe mit allen 
Mitteln einer rüdfichtslofen unb gewaltthätigen Politik angeftrebt 
wurbe, lag ſchwer auf dem Gewiſſen ber öffentlichen Meinung. In 
Oeſterreich erkannte bie Bevölterung der beutihen Kronländer mit 
Schmerz, wie bie Regierung durch eine gerabezu Topflofe Politik, bie 
weber beutich noch Öfterreichiich war, ihren bisherigen Einfluß in 
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Deutſchland faſt gänzlich eingebüßt und wie fie ſelbet dazu mitgewirkt 
hatte, Preußens Stellung in Deutſchland zu verſtärken, ſein Macht⸗ 
gebiet in nicht geringem Maaße zu vergrößern, ohne daß Oeſterreich 
daraus nach irgend einer Seite ber allergeringſte Gewinn erwachſen 


Preußen. wäre ober auch nur irgendwie in Ausficht ſtand. Preußen allein 


hatte Urſache, mit dem Refultate des Jahres in mehr als einer 
Beziehung zufrieben zu fein. Eein Anfehn in Europa, feine Stellung 
in Deutſchland, fein Verhältniß zu Oeſterreich waren ganz anders 
geivorben, als fie vorher geweien. Die Scharte von Olmütz Tonnte 
als vollfommen ausgeweht beiradhtet werben. Die Bolitif ver Re 
gierung begegnete zwar anfänglich einem entichiebenen unb nur zu 
wohl begründeten Mißtrauen bes preußiſchen Volles, aber biefes 
Mißtrauen ſchwand, als bie Tapferkeit ber Armee am Enbe troß 
jener Politit zu einer vollftänbigen Losreifung ber Herzogthümer 
von Dänemark führte, unb begann allmälig unb bis. auf einen gewiſſen 
Grab in ihr Gegentheil umzufhlagen, als bie Regierung immer 
entſchiedener darauf ausging, bie Früchte des Sieges vor allem aus 
Preußen ſelbſt zu Gute kommen zu Iaflen. Noch bevor das Jahr 
zu Ende ging, unterftüßte bie ganze Oppofitionsprefie bie bee ber 
Annerion oder wenigftens bes engſten Anjchluffes ber Herzogthümer 
an Preußen und das einzige größere Blatt, das bem allgemeinen 
Zuge ber öffentliden Meinung in Preußen zu twiberfireben wagte, 
büßte es zu Neujahr mit einem fo empfindlichen Verlufte von Abon⸗ 
nenten, daß auch es feither einzulenfen für gut. fand. Allein bie 
Befriedigung über bie neu errungene Machtſtellung Preußens war 
doch auch im Land felbft nichts weniger ale eine ungetrübte. Nach⸗ 
dem ber Landtag ſchon im Januar von ber Regierung geichloffen 
worden, ohne daß eine Verſtändigung weber über bie Milttärfrage 
no über das Bubdgetbewilligungsrecht bes Abgeorbnnetenhaufes zu 
Stande gelommen wäre, hatte. bie Regierung freie Hand nad innen 
wie nad außen. Sie verfügte über bie Staatseinnahmen ohne ſich 
an bie Bewilligung ober Nidhtbewilligung ber Vollsvertretung zu 
ehren, fie führte Krieg und nahm bas Gelb dazu, bas ihr bas 
Abgeordnetenhaus verweigert, wo fie e8 eben fand, im Staatsſchatz 
und in den Eafjabeitänden, fie vervollftänbigte die Armeereorganifation 
trotz alles Wiberftands ber Bffentlihen Meinung. Der Conflict 
blieb beitehen und bie Maßnahmen ber Regierung waren ber Art, 
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daß bie Verbitterung ber Gemuͤther nothwenbig immer tiefer greifen Preußen 
mußte, obmohl die Preſſe bereits ſehr vorfichtig und zahm gemacht 
worben war und das Vereinsweſen ber Regierung feine weſentlichen 
Schwierigfeiten bereitete. Die Wahlen ber Stäbte in ihre Stadt⸗ 
verorbnetenverfammlungen und in ihre Magiftrate wurben beharrlid) 
wieber und wieber nicht beitätigt, fobald fie nicht auf Anhänger der 
Regierung. fielen und bie Beamteten, bie ihr nicht völlig zu Willen 
waren, ridhterlihe wie Verwaltungsbeamtete, wurben theils auf dem 
Disciplinarwege theils durch zahliofe Proceſſe gemaßregelt. Mit 
Schrecken und Kummer ſah der Baterlandsfreund Die wachſende 
Corruption: felbft der Glaube an bie Unabhängigfeit der Gerichte 
war erjhüttert, ber alte Stolz ber Preußen ſchon halb und halb 
gebrodhen. Und dennoch zeigten bie partiellen Wahlen während bes 
ganzen Berlaufs des Jahres, daß die Regierung in der öffentlichen 
Meinung des Landes nicht weſentlich an Boden gewonnen hatte, 
daß ber Widerſtand ber Mittelflaflen gegen das Syſtem ber Re⸗ 
gierung fo ziemlidy ungeſchwächt noch immer verjelbe war, wie bisher. 
Es Tiegt auf der Hand, daß alle diefe Zuftände im innern fowie 
feine ganze Politit nah außen in feiner Weile geeignet waren, 
Preußen die Gemüther im übrigen Deutichland zu gewinnen. Das 
war auch gar nicht bie Abficht desjenigen, ber bie Leitung Preußens in 
feiner Hand hielt: die Zeit der moraliihen Eroberungen war längft 
vorbei. Preußens anfängliche Politik gegenüber Dänemark, feine 
Ipätere gegen bie Herzogthümer, fein ganzes Benehmen gegen ben 
Bund wie gegen bie einzelnen Bundesſtaaten, die, übrigens in ber 
That meifterhafte Art, wie e8 Oeſterreich gegen jein handgreifliches 
Intereſſe führte, wohin es nur wollte und mitten in ber ſcheinbar 
innigften Allianz mit Oeſterreich bie Zollvereinsfrifis gegen Oeſter⸗ 
reih zum Austrag brachte und bie Mittelftanten zwang, fi 
ihm gewiffermaßen auf Gnade und Ungnabe zu ergeben, . bie 
übermäcdtige Stellung, die e8 zu Ende bes Jahre gegen ganz 
Deutſchland einnahm und in der es fi bereit und ſelbſt ge- 
neigt zeigte, rückſichtslos fein Schwert in die Wagichanle zu wer: 
fen, um bie Bunbestruppen aus Holſtein nöthigenfalls mit Ge: 
walt zu entfernen, alles das war wohl geeignet zu ſchrecken, aber noch viel 
mehr aufs tiefite zu erbittern. Es fcheint nicht, daß die preußiſche 
Regierung fich diefe Stimmung der Gemüther im übrigen Deutſch⸗ 
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Freuen. land anfechten ließ, zufrieden, demſelben feine Macht gezeigt zu haben 
und überzeugt, daß dieſe Staaten alle zwar im Falle wären, ihm 
Schwierigfeiten, aber nicht im Stande, ihm wirkfame Hinderniſſe in 
ber Verfolgung feiner Pläne gu bereiten. Es läßt ſich nicht läugnen, 
bie Berechnung Preußens war vorerft vollkommen zutreffen. In 
ber ſchleswig⸗holſtein'ſchen Trage kam ein Stück ber deutſchen Frage 
überhaupt zur Entſcheidung und bie deutſchen Staaten außer Preußen 
und Oeſterreich ſahen fi davon ausgeſchloſſen und fühlten ſich über: 
haupt bezüglich derfelben gelähmt. Der großdeutiche Neformverein 
verzichtete unter biefen Umſtänden ſogar auf bie Abhaltung einer 
Oeneralverfjammlung unb ber ‚Nationalverein hielt zwar eine ſolche 
ab, fand aber für gut, auf bie Durchführung feines eigentlichen Pro- 
gramms vorerft thatſächlich gleichfalls zu verzichten und feine’ Thätig- 
keit auf die Liberale Ausbildung in den Einzelftaaten zu befchränfen. 
Inzwiſchen tröftete fih bie öffentliche Meinung mit ber zunerfichtlichen 
Ueberzeugung, daß das Syitem, das gegenwärtig in Preußen bie 
Gewalt in ver Hand hat, unmöglich auf bie Dauer werbe durch⸗ 
bringen koönnen unb daß bie unnatürlide Allianz zwiſchen Preußen 
und Defterreih noch viel weniger eine Gewähr ber Dauer in fi 
trage. 

Oeſter⸗ Die ganze momentan übermächtige Stellung, in der Preußen 

ih us dem Kriege gegen Dänemark hervorging, konnte es nur mit 
Hülfe Defterreichs erringen. Nur mit Hülfe Defterreichs Tonnte ber 
Bund bei Seite gejhoben, nur mit feiner Hülfe ber Krieg gegen 
das Mißtrauen berübrigen Großmächte zu Ende geführt werben, nur mit 
feiner Einwilligung konnte Preußen hoffen, feine Abſichten auf bie 
Herzogtblimer auch gegen ben Wiberfpruch ihrer Bevölkerungen nötht- 
genfalls ſelbſt mit Gewalt zu verwirflihen. Was gewann Defter- 
reich dabei? Vor der Hand wenigftens ift in ber That nichts abzu⸗ 
ſehn. Das Refultat der Creigniffe des Jahres 1864 kann baher 
nicht anders denn als eine wefentliche Schwächung Defterreihs be⸗ 
zeichnet werben, beffen Stellung in Deutfchland mehr als bloß er- 
ſchüttert ift und bas von Italien fortwährend bebroht wirb, während es 
noch weit davon entfernt ift, ſich auf der verfaffungsmäßigen Grunb- 
lage, bie e8 ſeit dem Jahr 1861 zu gewinnen bemüht iſt, confoli- 
birt zu haben. Es läßt ſich heute faum mehr beftreiten, daß bie 
Hoffnungen, welche man in Oeſterreich und außerhalb besfelben an 
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die Ertheilung der. Verfaffung vom 26. Februar 1861 Tnüpfen zu gr 
bürfen glaubte, fich nicht oder doch nur zum geringften Theile erfüllt 
haben. Als biefe Berfaflung gegeben wurbe, waren fo ziemlich alle 
Parteien darüber einwerftanden, daß biefer Schritt für Oeſterreich 
zur unausmweichlichen Nothwendigfeit geworben jei, wenn bas Reich 
aus den faft übermwältigenden Schwierigleiten, bie ber zehnjährige 
Abſolutismus gefchaffen, fi wieder emporarbeiten und wieder bens 
jenigen Rang unter den Mächten Europa’s einnehmen follte, den 
ibm feine Weltſtellung anmweist. Allein es gelang nicht, die Ver: 
foffung im ganzen Reiche zur Anerkennung und Geltung zu bringen; 
Ungarn verbarrte in feinem pafliven Widerftande gegen Alles, was 
ben Grundlagen feiner alten Berfaffung Eintrag zu thun ſchien, 
felbft in Eroatien hielt e8 die Regierung nicht an ber Zeit, ben 
gefcheiterten. Verſuch zu erneuern, Venetien weigerte fi, Abgeordnete 
in den Reichsrath zu ſchicken; nur in Siebenbürgen gelang es mit 
Hülfe der Rumänen, bie, obwohl die zahlreichſte ber dort angefies 
beiten Nationen, doch bisher von jeder Vertretung auf dem Land: 
tage ausgeichloffen geweſen waren. Allein felbft für die deutſch⸗ 
ſlaviſchen Kronländer entſprach die Ausführung ber urfprünglidhen 
Eonception fehr wenig. Der Reichsrath entwidelte unläugbar eine 
Fülle von Talenten, von Einfiht und gutem Willen und die Land: 
tage ietteiferten, die Wünſche und Bebürfniffe der verichiebenen 
Kronlänber zur Anerfennung zu bringen und ihre Befriebigung an⸗ 
zubahnen. Wenn jener feine Situngen gefchloffen Hatte, traten 
biefe zufammen, worauf wieder ber Reichsrath einberufen wurde: ein 
neues Öffentliches Leben ſchien das alte Reich durchdringen zu jollen. 
Und dennod blieb im wejentlihen Alles beim Alten. Die Regierung 
juchte im Gange des conftitutionellen Räderwerks eine Stüße zumal 
für die Finanzlage des Neichs, die einem Staatsbankerott nur allzu- 
nahe gefommen war. Aber fie war nicht geneigt, ihre Macht in 
Wahrheit mit ber Volfsvertretung zu theilen und noch weiter ent: 
fernt, die reihen materiellen und intellectuellen Kräfte, bie in ben 
Völkern Defterreihs jchlummern und fo lange abſichtlich im Schlum⸗ 
mer erhalten worben waren, wirklich zu entfelleln undzu einem Tebenbigen 
und freien Staatsleben aufzurufen. Ihre Vorlagen an den Reichsrath 
waren fpärlich, meilt finanzieller Natur, und liefen mehr auf Anforde: 
rungen als auf Gewährungen hinaus. Als ber Kaifer am 15. Febr. die 
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zweite Seffion bes Reichsraths ſchloß, mußte er felbft geftehen, daß biefelbe 
nicht gerade reich an vollendeten Thatfachen ber Gejeßgebung geweſen 
ſei. Die öffentliche Meinung urtheilte weit jhärfer unb war ent: 
ſchieden unzufrieden. In den alsbald zufammen tretenben Lanbtagen - 
wurbe es laut ausgeiprodhen, daß das ganze Verfaſſungsweſen im 
Grunde bis jeßt nur den Negierenden, nicht aber ben Regierten zu 
Gute gelommen fei. Die Finanzlage war noch immer durchaus un: 
befriebigend: bie Herſtellung ber Valuta ſtand in weiter Ferne, troß 
bes Friedens nahm bie Staatsſchuld beftändig zu und zeigte bas 
Budget Jahr für Jahr ein ſchweres regelmäßiges. Deficit. Der 
Credit des Reichs war auch in ber That bereits’ wieber. faſt auf Null 
gelunfen. Ein im Mai ausgejchriebenes Anlehen konnte nur zum 
Theil untergebracht werben und ein vom Finanzminifter mit einem 
Confortium von Banquiers getroffenen Uebereinkommen ergab ſich 
ſchließlich gleihfalls als erfolglos, Die auswärtige Politik ber 
Regierung war eben fo. wenig befriebigend. In Venetien lag fort- 
während eine Armee von mehr als hunbertaufend Dann auf vollem 
Kriegsfuß und verſchlang die beiten Kräfte des Reichs. Defterreich 
war allerdings dazu gezivungen: das neue Königreich Stalien erhoh 
fort und fort Anſpruch auf Venetien, wenn ed auch aus eigener 
Kraft nit im Stande war, fie mit den Waffen in ber Hand zu 
unterftügen; aber auch Oeſterreich hielt noch immer am Zürcher Ber: 
trag feit, der längft in Stüde zerriffen war und wenn es nicht über 
Italien berfiel, fo gefhah es meienilih nur, weil es wußte, daß 
Frankreich Hinter Jtalien ftand und es nimmer gebulbet hätte. 
Eine nod immer mächtige Partei tröjtete fih damit, daß bas neue 


Königreich ohnehin demnächſt von jelber wieder auseinander fallen 


werde. Eben fo wenig befriedigt fühlte ſich die öffentliche Meinung 
burdy das Verhältnig zu Deutihland und die Allianz mit Preußen. 
Die neu bewährte Tapferkeit des Biterreichiichen Armeecorps in 
Schleswig; am Danewerk, bei Deverfee, bei Beile war doch nur ein 
geringer Troft für den Verluft des Einfluffes in Deutfchland und 
für die Machterweiterung Preußens im Norden. Unb al8 endlich 
Dejterreich von feinem neuen Alliirten nicht einmal das zu erreichen 
vermochte, daß er ihm in ber Zollfrage auch nur bie geringjten 
Eoncejfionen machte, mußte Graf Rechberg, der die Allianz mit 
Preußen vorzugsweiſe zu Stande gebracht und auch jene Unterhanblungen 











Ucherficjt der Exeigniffe des Jahres 1864. 


447 


fortwährend geleitet Hatte, enblih weichen und am 21. Oct. fein — 


Portefeuille niederlegen. Am 14. Nov, trat ber Reichsrath wieder 


zuſammen. Die Thronrede, mit welcher der Kaiſer denſelben eröff⸗ 


nete, machte auf die öffentliche Meinung einen ſehr unbefriedigenden 
Eindruck und bie allgemeine Stimmung fand in. der Antwortsabreffe 
bes Abgeordnetenhauſes ihren nicht zu verfennenden Ausdruck. Zwei 
Punkte waren es namentlih, welche mit Freimuth barin erörtert 
wurben. Unmittelbar nad dem Schluß ber vorigen Gejjion des 
Reichsrathes hatte die Regierung auf die ihr durch Art. 13 der Ver⸗ 
faſſung gewährte discretionäre Gewalt geſtützt im April den Belagerungs⸗ 
zuſtand über Galizien verhängt und dieſe Maßregel ſeither nicht nur 
nicht wieder beſeitigt ſondern auch erklärt, daß ſie dem Reichsrath nur 
aus gutem Willen Auskunft darüber ertheilen werde, eine Verpflichtung 
dazu jedoch nicht anerkenne. Die Antwortsadreſſe erklärte nunmehr 
ſehr beſtimmt, daß das Abg-Haus von Seite der Regierung bie 
ihr „nach ber Verfaſſung obliegende“ Darlegung ber Gründe für 
jene Maßregel gewãrtige und drang lebhaft darauf, daß ſie „in 
kürzeſter Zeit“ überhaupt wieder entfalle. Der zweite und wichtigſte 
Punkt war der im höchſten Grade unbefriedigende Zuſtand der 
Finanzen. Unumwunden erklärte die Adreſſe: „Die Finanzlage des 
„Reichs iſt eine ſehr ernſte. Die Ausgaben überragen fortwährend 
„die Einnahmen, die hochgeſpannte Steuerlaſt der Staatsbürger erträgt 
„kaum mehr eine Erhöhung, das Staatsvermögen iſt namhaft ver: 
„mindert und die ſtete Benützung des öffentlichen Credites auch in 
„Jahren des Friedens muß zu ſchweren Bedrängniſſen und kann 
„endlich zu unheilvollen Kriſen führen. Das Abg.-Haus vermag in 
„ben bloßen: Streben nad Erfparungen zur Anbahnung des leid: 
„gewichts im Staatshaushalte für eine fernliegenbe Zeit eine Gewähr 
„Für eine dauerhafte Ordnung des Staatshaushaltes nicht zu erfennen, 
„es bält vielmehr die völlige Umkehr zur ftrengen Regelung ber 
„Staatsausgaben nach dem Maaße ber orbentliden Einnahmen — 
„außerorbentliche Fälle ausgenonmmen — für den unverweilt nöthigen 
„und allein erfolgreihen Schritt, um jenes Gleichgewicht wieber her: 
„zuftelen und die finanziellen Kräfte bes Staats ber Wiebererftarfung 
„zuzuführen, deren bas Reich bebarf, um feine Machtſtellung zu be- 
„haupten und jeine. innere Wohlfahrt zu fihern. Namentlich erſcheint 
„es unerläßlich, nach den ſchon in früherer Zeit von Ew. Maj. aus⸗ 
27 
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Dei „geiprodhenen Intentionen bie Ausgaben für Heer und Flotte herab: 


„zufeben und es kann bieß bei einer erfolgreichen nur durch bie 
Intereſſen ber öfterr. Völker beftimmten Leitung ber auswärtigen 
„Angelegenheiten ohne Gefahr für das Reich geſchehen. Eben fo 
„geftatten bie geänderten Einrigtungen im öffentlichen Leben ber Ge: 
„meinben und Länder bereits im auegiebigften Maaße bie Vereinfachung 
„ber ftnatlichen Verwaltung. Das Abgeorbnetenhaus erachtet dieſe 
„Geſichtspunkte bei ber Teftftellung ber Ausgaben für maßgebend.” 
Uebereinftimmend mit biefer ergebenen aber freimüthigen Darlegung 
war bie Majorttät des Haufes, wie fich feither gezeigt hat, entichloffen, 
bas ordentliche Yahresbeficit durch erfledliche Erfparungen felbſt dem 
zäheften Widerſtande ber Regierung gegenüber principiel und ein für 
allemal zu befeitigen unb bie Tragweite bes Art. 13 der Berfaffung, 
ber in feiner Auslegung durch bie Regierung bie ganze Verfaſſung 
in Wahrheit zu einer bloßen Jluffion macht, einer ernften Erwägung 
zu unterziehen. Die auswärtige Politit blieb dem Einfluffe bes 
Reichsraths fo viel wie gänzlich entrüdt, doch bentete er es bei 
Gelegenheit hinreichend an, daß er meber mit ber ftarren Politit 
des Cabinets gegen Italien noch mit ber preußifchen Allianz ein- 
verftanden fei und weber bie eine noch bie andere als im Intereſſe 
des oͤſterreichiſchen Staates Tiegend zu erkennen vermöge Die 
Regierung fuhr inzwilchen fort, gegenüber Stalien diefelbe zumartenbe 
Haltung zu beobachten, wie in den lebten Jahren, ohne basfelbe 
offen zu bedrohen, aber auch ohne. die thatſächlichen Zuftände desſelben 
in irgend einer Weife anzuerkennen. Die Septemberconvention mit 
dem Königreih Italien fetzte fie in lebhafte Unruhe, doch beruhigte 
ſie fich Dabei, Daß dieſelbe jedenfalls in erft zwei Jahren in Wirkfamfeit 
zu treten habe, daß bis dahin noch allerlei Wechſelfälle eintreten 
Könnten nnd daß Franfreih dem Papfte fchließlih doch kaum allzu 
nahe treten werbe; Dagegen konnte es nicht umhin, ber römifchen 
Eurie verftändlih genug zu erflären, daß fie bei ben befannten 
Gefinnungen ber kaiſerlichen Regierung zwar ſtets aller Beihülfe 
derſelben gewärtig ſein könnte, aber doch nur ſo weit fie Oeſterreich 
„den Umſtänden nach“ zu leiſten vermöge. Ungleich mehr Sorge 
wenigſtens für den Moment bereitete ihr das Verhältniß zu Preu- 
Ben und zu Deutſchland. Es ift völfig undenkbar, daß Oefter- 
reich ſich nicht längſt überzeugt Gaben follte, wie e8 von Preußen 
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Schritt für Edritt in eine Bahn geleitet worden fei, bie feinen rg 
urſprünglichen Abfichten ganz und gar nicht entiprad und feinen 
eigenen Intereſſen gerabezu ins Geſicht ſchlug: mit eigenen Händen 
hatte es bazu geholfen, Preußen jehr weſentlich zu ftärken, ven öfter: 
reichiſchen Einfluß in Deutichland Dagegen fehr empfindlich zu ſchwächen. 
Der Staatsminifter Schmerling ftanb auch wirflich nit an, offen 
und unumwunden zuzugeben, daß bie fchleswig-holfteiniihe Sache 
„total verfahren” ſei. Als daher Graf Rechberg durdy bie inbirecten 
Folgen diefer feiner Politik zum enblihen Rücktritt von der Leitung 
ber auswärtigen Angelegenheiten Oeſterreichs gezwungen unb durch 
ben MR. Grafen MensborfiPonilly erjebt wurde, glaubte die 
Öffentlihe Meinung mit Yug und Recht darin nit bloß einen 
Perſonen⸗ fondern auch einen entichiedenen Syſtemwechſel erbliden zu 
dürfen. Denmoch irrte fie fi). Defterreich war bereit8 viel zu weit 
gegangen, um noch zurüdweichen zu können, ohne, zumal einem Gegner 
wie dem preuß. Minifterpräfidenten v. Bismard gegenüber bereit zu fein, 
eventuell ſelbſt zum Schwerte zu greifen. Wie wenig aber Defterreich noch, 
nad. Innen wie nad Außen, conjolidirt war, zeigte ſich am beiten 
daraus, daß es in ber That nicht in ber Lage war, baran aud 
nur benfen zu können. Alles was ber neue Leiter feiner auswär- 
tigen Politif thun konnte, beitand barin, daß er ſich mehr als bis: 
ber auf ben factifhen Mitbeſitz der Herzogthümer, der nach dem 
Wiener Frieden auf Defterreih und Preußen gemeinfam übergegangen 
war, zu flügen gedachte, weßhalb er berm auch den allzu willfährigen 
öfter, Civilcommiſſar Baron Leberer abrief und durch den energijcheren 
Hrn. v. Halbhuber erjegte — und dann daß er allmälig wieber 
auf den nationalen und bundesmäßigen Weg in der enbliden Er: 
lebigung ber ganzen Trage überzulenfen und namentlih mit ben 
übrigen Bunbesftanten wieder anzufnüpfen ſuchte. So war bie 
Lage der Dinge zu Ende des Jahres 1864. 

Noch bleibt es übrig, einen Blick auf Amerika zu werfen, Amerila. 
bas um fo weniger bei Seite gelafien werben barf, als bie 
Politik Europas fih mit berjenigen bes weſtlichen Continentes 
von Jahr zu Jahr mehr verflicht unb bie paflive Rolle, bie ber 
letztere babei anfänglich jpielen mußte und die zunähft nur darin 
ihr Ende fand, daß Amerila die unberufene Einmiſchung Eu⸗ 
ropas in feine Angelegenheiten allmälig mit Kraft und mit Glüd 
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Amerifa. zurückzuweiſen begann, in der neueften Zeit in eine geradezu active 


Rolle umzufchlagen droht, durch welche ein ganz neues Element in 
die Schwankungen des europäifchen Gleichgewichts ſich einführen zu 
wollen ſcheint. Die engeren Beziehungen. Europas und Amerifas 
bezogen ſich während bes Jahres 1864 gleihmäßig auf Südamerika, 


Spanien Mittelamerifa- und Nordamerika. Zunähft war es Spanien, das 


einen Verſuch machte, in die Verhältniſſe von Eübamerifa ein- 
zugreifen. Noch Tann es -Spanien immer nicht verwinden, daß es 
bon feiner einft weltbeherrſchenden Stellung ſo tief herabgefunfen 
und ihm von all feinen Eolonien in Amerifa nur Cuba, wern aud 
die Perle der Antillen, geblieben if. An eine MWiebereroberung 
berjelben ober auch nur einer unter ihnen ift freilich nicht zu denken, 
aber es gereicht ihm wenigſtens zur Genugthuung, jede Gelegenheit 
zu ergreifen, um dieſen Töchterſtaaten zu zeigen, daß ‚die Zeiten ſich 
feit fünfzig Jahren verändert haben und daß Spanien wieder eine 
Macht geworden fei, die mit Rückſichten behandelt werben müfle, 
So ſchloß fih vor einigen Jahren Spanien ohne Bedenken ber franz.: 
englifhen Erpebition gegen Merico an und trennte fich erſt wieder 
von derſelben, als e8 zu ſpät gewahr werben mußte, daß es lediglich 
von Frankreich vorgejchoben worden war. Dann annectirte es ſich 
St. Domingo wieder und überfah zuerft gänzlich, daß nicht die Natur 
ber Dinge ſondern lediglich eine Intrigue die Inſel in feine Arme 
zurüdgeführt hatte. Erft ber ausgebrochene Aufitand der Bevölkerung 
öffnete ihm die Augen und doch ſetzte e8 noch das Hanze Jahr 1864 
feine Truppen unb feine Finanzen daran, bie ſpaniſche Autorität auf 
ber Inſel aufredht zu erhalten, bis die Vergeblichleit aller Verſuche 
und die wachſende Größe der materiellen Opfer ihm bie Meberzeugung 
aufbrang, daß es doch nicht durchzudringen vermöge und zu einer 
ernften Erwägung zwang, ob es nicht gerathener ſei, die ganze’ Er- 
werbung wieber aufzugeben. Inzwiſchen fuchte es trotz der gemachten 
Erfahrung mit einer andern feiner ehemaligen EColonien, mit Peru, 
Händel. Um gewiffe Anſprüche ſpaniſcher Unterthanen an die Republik 
zu unterftüßen, ſchickte es einen diplomatiſchen Agenten Namens 
Mazarredo nad) Lima. Da indeß Spanien ‚bie Eriftenz der Republit 
formell noch immer nicht anerkannt hat, gab es ihm nicht den Titel 
eines Gefandten, fondern wie gegenüber einer Colonie denjenigen 
eines Commiſſärs. Die peruaniſche Regierung wollte ihn als ſolchen 
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wicht anerkennen, bie Unterhbanblungen Tonnten nidt ‚beginnen und Fr 


ber Spanier entſchloß ſich Turzweg, Lima wieber zu ‚verlaflen und 
ſich in Callao einzuſchiffen. Durch Zufall, wie es hieß, traf er nicht 
weit davon ein ſpaniſches Geſchwader, bas feinen Lauf ſofort nach 
den Chinchas⸗Inſeln, durch ihre Guanolager die Hauptquelle ber 
peruanischen Finanzen, richtete und fie bis zu Austrag bed Streits 
in jpaniihe Obhut nahm. Die Peruaner, fo entſchiedene Neigung 
fte verjpürten, fich dieß nicht gefallen zu laſſen und ſich darin bis 
auf einen gewiflen Grab von allen andern ehemals ſpaniſchen &o- 
Ionien Südamerikas unterftütt jahen, fühlten fih doch zu ſchwach, 
es mit dem ſpaniſchen Geſchwader aufzunehmen, Bis zu Ende bes 
Jahres war eine Löſung noch nicht gefunden und blieben bie Inſeln 


fortwährend von Spanien beſetzt. — Bebeutfamer und allem Anſehen Mexico. 


nach ohne Vergleich folgenreicher entwidelten ſich die Verhältniffe 
zwiſchen Mexico und Frankreich. Obwohl alle nur halbwegs unbe- 
fangenen Erwägungen den öſterreichiſchen Erzherzog Mar Hätten 
beftimmen follen, bie ihm von Kaiſer Napoleon angetragene Krone 
Mexicos abzulehnen, die Verlodungen der Herrjhaft waren, wie es 
jheint, no größer: im März ging ber Erzherzog felber nad) Paris, 
um fih mit bem Kaiſer über bie Bedingungen zu verftänbigen und 
im April erklärte er, barauf geftüßt, einer mexicaniſchen Gefanbtichaft 
bie Annahme ber Kaiferfrone, worauf er ſich ſofort einjchiffte und 
im Juni in bie Haupiftabt feines neuen Reiches einzog. Die Umſtände, 
unter denen er bie Regierung des zerrütteten Staates übernahm, hätten 
faum fchwieriger fein fünnen. Die Hauptftabt und ein Theil, inbeß 
lange nicht die Hälfte des Landes war von ben Franzoſen beſetzt, die ihn 
ſchützten. AHein felbit die Macht der Franzoſen reichte nur gerade jo weit, 
als ihre Waffen, und felbit auf dieſem Gebiete wurben ſie fortwährend 
durch Querillas beunruhigt. Darüber Hinaus Tag das Gebiet der Ne 
publik, in Trümmern zwar und ohne rechten Zufammenhang, ohne eine 
beträchtliche organifirte Streitmacdht, aber nicht genelgt, fich den fremden 
Eindringlingen zu unterwerfen. Juarez, ber geſetzliche Präfident, hielt 
im Norden noch immer bie Fahne ber Republik aufrecht und feine An⸗ 
Hänger flanden auch im Süden ne auf verfchiebenen Punkten in ben 
Waffen. Selbft in ben mittleren Provinzen, bie von ben Jram 
zofen beſetzt waren, fanden ber Einrichtung einer regelmäßigen Re 
gierung große Hinderniſſe im Wege. Die Hauptichwierigfeit bilbeten 
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Beieo. die Finanzen. Eine durch Vermittlung Frankreichs mit englifchen 
Unternehmern abgeſchloſſene Anleihe, die freilich nicht ganz realifirt 
werben konnte, hatte bem neuen Herrſcher kaum die Mittel gegeben, 
feine Regierung wenigftens beginnen zu Tünnen. Und man muß 
geftchen, daß Kaiſer Mar an bie Erfüllung feiner ſchweren 
Aufgabe mit einem Etfer, einer Hingebung und einer Unbefangenheit 
ging, die einer Erfolges wahrlich nicht unmwürdig wären. Dennoch 
zeigte fih nur gu ſchnell, daß die Schwierigkeiten fo gewaltig find, 
daß eine Bewältigung berfelben faft außerhalb bes Bereichs ber 
Möglichkeit zu Liegen ſcheint. War die Republik unter Juarez, der 
anerfannter Maßen einer ber einfichtigiten und perfönli achtungs⸗ 
wertheiten Präfibenten war, bie das Land je befeflen, nicht im Stande, 
bie Zinjen ber Schulb zu bezahlen, bie fie ihren engliſchen, fran- 
zöftfchen und ſpaniſchen Gläubigern fchuldete, und Hatte eben das 
den Anlaß oder Vorwand abgeben müſſen, die Republik au 
befeitigen, wie follte das Kaiſerthum, das zudem noch lange nicht in 
allen Provinzen anerfannt war, im Stanbe fein, die breis ober vier- 
fahe Summe an neuen Schulden zu bezahlen, bie Koſten ber fran⸗ 
zöflichen Armee zu tragen, eine oͤſterreichiſche und eine belgiſche und 
außerbem eine eingeborne Truppe zu beſolden und baneben eine 
regelmäßige Staatsverwaltung in Gang zu bringen? Das war 
geradezu ein Ding der Unmöglichkeit und zwar beim beiten Millen 
bes neuen Herrſchers um fo mehr ein Ding ber Unmdglichleit, als 
der Erzh. Mar bei vielen löblichen Kigenichaften doch gerade bie 
‘eines guten Haushalters ſchon bisher niemals an den Tag gelegt 
hatte. Eine zweite eben fo große Schwierigkeit mar das Berhältniß 
zu den Parteien, bie ber Kaifer im Lande antraf. Unter Juarez 
waren bie Kirchengüter, die weit mehr als die Hälfte alles Grundes 
und Bobens betrugen, fäcularifirt worden und eben biefe Maßregel 
war es geweſen, welche bie clericale Partei zu blinder Wuth auf- 
geftachelt unb fie bewogen hatte, ſich den Fremden in die Arme zu 
werfen unb ben Franzofen die Wege nah Merico zu bahnen. Den: 
noh mußte der neue Fürſt Bedenken tragen, fi ausſchließlich auf 
diefe Partei zu fügen. Er erfannte ganz richtig, daß feine Herrſchaft 
nur dann von Beſtand fein könne, wenn es ihm gelinge, im Gegen⸗ 
ſatz gegen bie bisherige Unſicherheit ber Bffentlihen Orbnung ein 
ſolides Stantswefen und eine allgemeine Sicherheit der öffentlichen 
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Zuftände durchzuführen und daß er bazu die Mitwirkung aller Elemente Mexies. 
der Drbnung, mochten fie nun bisher dieſer ober jener Partei angehört 
haben, unmöglidy entbehren könne. Zu dieſem Ende hin hätte er gewünſcht, 
ſich mit der kath. Kirche auf einer vernünftigen und mit Rüdficht auf 
alle Anſchauungen bes neunzehnten Jahrhunderts billigen Grundlage 
zu verjlänbigen, was auch um fo näher lag, als an feiner gut katho⸗ 
liſchen Gefinnung gar nicht gezweifelt werben Eonnte Auch Hier 
aber begegnete er fait unüberwindliden Schwierigkeiten. Die rö⸗ 
mifche Eurie muthete ihm geradezu Unmöglihes zu. In einem 
Schreiben bes Papftes an ben Kaijer vom 18. Det. verlangte ber: 
fetbe von ihm den vollſtändigen Widerruf ber GSäcularifirung ber 
Kircgengüter, die Herftelung aller aufgehobenen Klöfter, die Aus 
ſchließung jedes andern Cultus als bes katholiſchen und bie Obers 
aufſicht nicht bloß des niebern, ſondern fogar des höheren Unterrichts: 
weſens durch die Organe ber Kirche. Die Forderungen bed Papftes 
feßten den Kaifer in eine ſchwierige Alternative: entſprach er den⸗ 
felben, fo ſetzte er fih in den entichiebenften Gegenfak felbft zu ben 
"alfergemäßigtften Elementen, lehnte er fie ab, jo machte er ſich bie 
ganze, ohne Zweifel in Mierico noch mehr als irgendivo fonft mäd- 
tige clericale Partei zum Feinde. Es gereicht feiner Einficht wie 
feinem Character, zumal wenn man feine Erziehung in Anſchlag 
bringt, zur Ehre, daß er bie Zorberungen ber Curie entſchloſſen ab: 
Ichnte und bem unbebingten Widerruf der Säcularifation bes Kir⸗ 
chengutes eine Mevifion bes dießfälligen Gefebes, durch welche wenig« 
fiens die in Treu und Glauben erworbenen Outserwerbungen aner: 
kannt werben follten und ber abjoluten Ausichliegung jebes anbern 
als des kath. Eultus die Duldung aller Eulten, bie nicht gegen bag 
bürgerlihe Geſetz verftoßen, entgegenſetzte. Es wurbe eine eigene 
Geſandtſchaft nach Rom beorbert, um mit bem Papft auf biefer 
Grundlage über ein’ Concordat zu unterhandeln, ohne allzu große 
Ausfiht jeboh, den Zweck zu erreichen. Die größte Schwierigkeit 
droht jedoch dem neuen Throne unzweifelhaft von Seite ber Ber. 
Staaten Nordamerikas. Vorerſt freifih war die Negierung zu 
Waſhington mehr als genug mit bem Krieg gegen bie Rebellion 
ber Sübjtaaten beſchäftigt unb eben darum genöthigt geweſen, bie 
Branzofen in Merico gewähren zu lafien. Allein weit entfernt ben 
neuen Kaiferthron an ihren Süogrängen anzuerfennen, betrachtete fie 
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Dezteo. yielmehr bie Republik noch immer als zu Recht beftehend und ben 
Präfidenten Juarez als ben verfaffungsmäßigen Vertreter berfelben. 
Einftimmig beſchloß denn auch das NRepräfentantenhaus am 4. April 
1864, daß „bad Volt der Ver. Staaten es nicht mit feinen Grundſätzen 
„vereinbar finden könne, eine in Amerifa unter ben Aufpicien einer 
„europäifchen Macht auf ben Trümmern der republifanifchen Staats: 
„form errichtete monardifche Regierung anzuerkennen”. Der Senat 
trat Diefem Beſchluſſe zwar vorerft nicht bei und der Präfivent ſuchte 
ben Einbrud, den er immerhin in Frankreich machen mußte, möglichft 
zu milbern. : Allein Niemand käuſchte fich barüber, daß die Differenz 
nur bie Frage der Zeit betraf und daß von dieſer Seite über dem 
neuen Thron wenn auch erit in der Ferne ein Gewitter auffteigt, 
das fich vernichtendb über ihm zu entladen broht, 

— Der große Kampf zwiſchen der Union und ben conföderirten 
Sclavenftnaten des Südens ging inbeß im Jahre 1864 noch nicht 
zu Ende, wenn er auch biefem Ende fihtbar näher und näher rüdte. 
Je länger er dauerte, deſto gewaltiger wurden bie Anftrengungen, 
befto tiefer die Erbitterung der um ben Kampfpreis ringenben Heere. 
Unzweifelhaft- Hatten bie Norbitaatlichen während ber brei Jahre, ba 
ber Bürgerkrieg ſchon wüthete, große Vortheile und allmälig ent- 
ſchieden die Oberhand gewonnen. Drei ober vier Kaperſchiffe der Confö⸗ 
berirten hatten zwar hingereicht, ihren ganzen birecten Seehandel faft 
völlig zu vernichten, aber bafür hatten fie ſchon im erften Jahre bes 
Krieges eine mächtige Kriegsflotte gegründet und mit derſelben alle 
Seehäfen des Südens thatfächlich blofirt, Die Ausfuhr der Baumwolle, 
bie Einfuhr von Kriegsmaterial faft gänzlich abgefchnitten; im zwei⸗ 
ten Jahre Hatten ‚fie bie. fogenannten Mittelſtaaten, nachdem bie. 
Waage bes Kriegs: lange hin und her geſchwankt, größtentheils fich 
gefichert; im britten endlich mar es ihnen gelungen, die Herrichaft 
über ben ganzen. Lauf der Miſſiſſippi zu erringen und bie Eonföde- 
rirten vom Weſten gänzlich abzuſchließen. Aber noch fland Richmond 
aufrecht, noch waren Georgien, Nord: und Sübrarolina und Virginien, 
ber Kern der Secceſſion vom Kriege unberührt geblieben und hatten alfe 
Verſuche, von: ber Küſte aus ins Innere derſelben zu bringen, zu 
feinem nadyhaltigen Erfolge geführt. Der Norden fühlte, daß es 
neuer und ‚großer Anftrengungen,, daß e8 ‚eines lebten. gewaltigen 
Drudes bebürfe, um das ftolge Gebäude bes Sudens endgültig über 


Aeberſicht der Errigniſſe des Zahres 1864. 4125 


ben Saufen zu werfen, wenn er auch keinen Augenblick daran zwei⸗Amerila. 
felte, daß die gelingen werbe und zwar ohne den Abgefallenen ir- 
genb ‚welche eingreifenbe Eonceflion zu maden. Im März anvers 
traute Lincoln ben Befehl über bie Botomacarmee dem General Grant, 
ber fi in ben biöherigen Kämpfen nad allgemeinem Urtheil als 
der fähigfte Heerführer ber Union bewährt hatte und berfelbe machte 
fofort alle Vorbereitungen, um den lebten entſcheidenden Kampf um 
Richmond zu beginnen. In ben eriten Tagen des Mai ging er mit 
feiner Armee über den Rapiban, zwang feinen Gegner Lee in einer 
fechstägigen Schlacht zum Rückzug und brängte ihn bis Ende bes 
Monats durch geſchickte Manöver bis hinter den Chicahominy zurück. 
Tarn verlegte er pldgli den größern Theil feiner Armee nach dem 
Süden von Richmond und verſuchte Petersburg durch einen raſchen 
Ueberfall in feine Gewalt zu bringen. Der Verſuch mißlang jedoch 
und es blieb Graut nichts anderes übrig, als beibe Stäbte in einem 
ungebeuern Bogen zu umipannen unb im Sübmeften berfelben all- 
mälig immer weiter brängend dem Gegner wo möglich feine letzten 
Eifenbabnverbinbungen mit dem Süden abzufneiden. Das ganze 
Jahr ging Über biefen Bemühungen hin; Lee mar nicht mehr im 
Stande, in einer großen Schlacht ben Verſuch zu maden, ſich den 
Gegner mit einem Schlage vom Halſe zu ſchaffen, aber auch Grant 
war nicht ſtark genug, ben Kreis um Richmond und Petersburg 
völlig zu ſchließen und ben Feind barin zu erbrüden. Inzwiſchen 
war ber Unionsgeneral Sherman faſt zu derſelben Zeit, da Grant 
mit ber Potomacarmee wieder bie DOffenfive gegen Richmond ergriff, 
von Tenneſſee aufgebrochen, um nad Süden gegen Atlanta und Das 
Herz der ESchwenftaaten vorzubringen. Die Schwierigkeiten, bie er 
zu überwinden hatte, waren groß und erft im Juli hatte er ſich bis 
Atlanta hindurchgearbeitet. Die Stabt wurbe von dem conföberirten 
General Hoob mit Kraft und nicht ohne Glück vertheidigt und erft 
im September gelang es Sherman ihn bei Znesborough zu Ichlagen, 
worauf die Stadt ihre Thore öffnete und bie Union ſich in Georgien 
feftzufeßen vermochte. Jetzt faßte Sherman den kühnen Plan, quer 
durch ganz Georgien zu ziehen, bis an den Atlantifchen. Dcean bor: 
zubringen unb bors der Unionsflette Die Hand zu bieten, Am 
42. Nov. eben als bie Operationen Granis vor Richmond wegen 
der Jahreszeit fo ziemlich zum Stillftend gekommen waren und feine 
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Kmerita. Armee ſich zur Winterrube einrichtete, trat Sherman ben Zug von 
Atlanta aus an. Die Südſtaatlichen verfünbeten ihm und feiner 
ganzen Armee im Innern Georgiens den ſichern lintergang, bie 
Rorbftaatlichen verfolgten in banger Erwartung bie Reſultate Des 
gewagten Unternehmens. Der Erfolg übertraf alle Berausfigt. 
Baft ohne Kampf mwälzte fich bie Heeresmaſſe Sherman’s durch ganz 
Georgien, am 13. December nahm er das Fort M'Alliſter und Bot 
ber Unionsflotte im Oſſibaw⸗Sund die Hand: acht Tage darauf 
räumten bie Conföderirten die Stadt Sabpannah und fiel damit ber 
nothwendige Stüßpunft in bie Hände Sherman’, um weiter gegen 
Norden durch Süd: und Norbcarolina, überall die Gegner in ihren 
felten Stellungen am atlantifhen Meere von hinten fallend, vorzu⸗ 
dringen und ſchließlich mit Grant den lebten entſcheidenden Stoß 
gegen Richmond führen zu Fönnen. 

Während diefer Friegerijchen Ereigniffe im Güben waren nicht 
minder entſcheidende politiiche im Norben erfolgt. Zu Anfang No: 
vembers follte die Präſidentenwahl ftattfinden und beide Parteien, 
bie bemocratiiche und bie republifanifche, rüfteten fi zu einem 
Kampfe, von bem der politifche Ausgang bes Kriegs abhängen ſollte. 
Die Ausfichten waren zunähft für die repuhlicanifche Partei, die por 
vier Jahren zum erften Male gefiegt und damit ben Anftoß zur 
Seceſſion der Sclavenſtaaten gegeben Hatte, nit günftig. Sie war 
unter fich ſelbſt zerfallen: die einen wollten Lincoln, der die Dinge 
bis dahin geleitet, der nur Jangfam vorging, nur Schritt für Schritt, 
aber auch nie nur um ein Saar in dem, was er einmal geihan, zurückwich 
und ber völligen Aufhebung ber Sclaverei im ganzen Gebiete ber 
Union nur genau mit ber allmäligen Entwickelung ber öffentlichen 
Meinung in ben Norbitaaten, aber ihr niemals in irgend welcher 
Weile vorauseilend auftenerte, zum zweiten Mal auf ben Bräfidenten: 
ftuhl erheben; die anderen wünſchten ungebuldig rafcheren Schrittes 
vorzugehn und hatten fi bazu ben General Fremont als Candida⸗ 
ten auserjehn. Die democratifhe Partei dagegen ſtellte ſich beiden 
einig und im gejchloffenen Reihen entgegen, bezeichnete ben General 
M'Clellan als ihren Kandidaten unb verlangte in. ihrem Programm 
laut und unummwunden Cinftellung ber Feindfeligleiten mit ber Con⸗ 
‚föberation und friedliche Auseinanderſetzung mit berfelben, d. h. 
Rückkehr derſelben in ben Schooß des Bunbes, aber unter Aufrecht⸗ 
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Haltung und Anerkennung bes Inſtituts der Sclaverei in ben Bid: Amerita. 
herigen Sclavenſtaaten. Wenn die democratiihe Partei mit biefem 
Programm fiegte, jo war die ganze Frucht des vierjährigen Bürger: 
Triegs, ber bie Nation fo viel Blut und fo viel Geld gefoftet, ver- 
Ioren. Sie konnte fiegen, wenn ber Norben fühlte, daß er nicht 
die Kraft habe, ben Aufftand des Südens befinitiv zu bewältigen. 
Aber der Norden fühlte jene Kraft und war ebenjo entichloffen wie 
überzeugt, daß er ſchließlich aus allen Hinderniſſen, wie groß fie 
auch noch nor Ihm ſich aufthürmen möchten, fiegreich hervorgehen 
werde. Es war bereits zu fpät für bas Programm der Democraten. 
Mihrend des Krieges waren bie focialen Thatfachen und Hand in 
Hand mit ihnen die Entwickelung ber forialen Ideen im Norden 
nicht ſtille geſtanden. Ale er ausbrach, lautete ber allgemeine Ruf 
bes Nordens: Aufrechthaltung ber Union und eine weitere Ausbeh- 
wung der Schaverei. Nur langfam rang ſich die Idee einer Auf- 
bebung ber Schaverei überhaupt felbft im Norden empor und lang: 
fam nur ging ber Präſident darauf ein. Aber allmälig hatte fie ' 
Wurzel gefaßt und war nach und nach in Thatfachen übergegangen. 
Dier Jahre Später war die Sachlage bereits eine ganz andere ge 
worden. Sie wird durch bie einzige Thatſache genügend bezeichnet, 
daß ein nicht ummwejentliher Theil der Bundesarmee bereits aus far- 
bigen Regimentern beitand und daß fich diefe Regimenter vor Rich⸗ 
mond unb Petersburg mit Auszeihnung geſchlagen hatten. Dazu 
Tom, daß die Sclaverei feither im Diftricte Columbia (Wafhington) 
geſetzlich abgefchafft und daß dasſelbe im Staate Maryland ber Fall 
war, während bie übrigen og. Mittelftaaten alle mit derſelben Maß- 
regel beihäftigt waren. Sebt lautete der allgemeine Ruf bes Nor: 
dens denn auch ganz anders als vier Jahre vorher: Aufrechthaltung 
ber Union und totale Abjchaffung der Eclaverei auf dem ganzen 
Gebiete verfelben. Die republicanifhe Partei erkannte auch fofort 
die Gefahr, die ihr von der eingetretenen Spaltung drohte: Fremont 
felbft, der feine Candidatur bereitS angenommen hatte, Tegte fie ohne 
Bedenken alsbald wieder nieber. Lincoln und M’Clellan ftanden 
fih allein gegenüber und fo geftelt konnte die Antwort auf bie 
Frage nicht zweifelhaft fein. Lincoln ging am 8. November zum 
zweiten Mal als Präfibent aus ber Urne hervor. Allein das Ent: 
ſcheidende lag nit ſowohl darin, daß er fiegte, fondern in ber 
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Amerita. Majorität, mit ber er fiegte. Die Democraten, obwohl ſie e8 unter 


ben Urmwählern immer noch auf 1,775,200 gegen 2,185,502 gebracht 
hatten, fanten bei Zählung ber Wahlftimmen auf eine Leine Ming: 
rität herab und verloren in ber Übergroßen Mehrheit ber Staaten, 
ſelbſt im Staate Newyork ihrem bisherigen Hauptfike, die Majvrität 
ber Wahlen zum Repräfentantenhaufe und zum Senat. Es war 
ein fo überwältigender Sieg ber republicaniiägen Partei auf allen 
Punkten der Wahlſchlacht, daß die democratiſche Partei, vie eben 
noch die Hand ans Schwert legen zu wollen ſchien, fih plöglidh und 
unbedingt in ihr Schidfal ergab. Die Abjhaffung - ber Sclaverei 
war durch ihm thatfächlich entfchieden und es konnte fein Zweifel 
mehr walten, daß, wenn ber jekige Congreß fich nicht mehr zu ber 
Maßregel follte entjchließen Lönnen — eine einfade, aber nicht die 
von ber Berfafjung geforderte Majorität von zwei Drittheilen bes 
Repräfentantenhaufes Hatte fich bis jebt dafür ausgeſprochen — fie 
bom neuen Congreß, der im März 1865 eintrat, jebenfalls ſofort 
würbe beidhloffen werden. — Brachte fomit das Jahr 1864 aud 
noch feine Entſcheidung, fo war es body bereits gewiß, daß dieſe 
Entſcheidung nicht allzulange mehr anf ſich warten Laffen Tune unb 
daß bie große Republit bes Weſtens mit gereifterer Erfährnng, mit 
verftärfter Macht und einem unenblid gehobenen Bewußtfein eben 
dieſer Macht aus dem Rieſenkampfe um ihr Daſein hervorgehen 
werde. nr 
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9, 21, 21, 25, VII 1, 2, 6, 8, 10, 24, 1X 1, 2, 3, 8, 28, X1 3, 14, 13, 15, 
24, 27, 27, 29, 29, XI 1, 3, 4, 5, 7,7, 7,9, 10, 11, 12, 22, 30. 

“ctenflüde: I 25 (Erflärung der theol. Facultät in Kiel gegen db. Kreuzztg.) ©. 
54, 11 7 (Proclamation Wrangels in Flensburg) S. 56, II 8 (Belfanntmachung 
d. preuß. Civilcommiſſärs Zeblik in Schleswig) ©. 57, II 29 (Erflärung d. 
Delegirtenverfammlung) ©. 79, IV 5 (Erflärung d. holſt. Stänbemitglieber) 
©. ‚80, IV 16 (Erflärung d. Herzogs Friebrih an d. Londoner Conferenz) ©. 
84, V 8 (Beichlüffe ber Landesverſammlung in Rendsburg) S. 96, V11 (Ant: 
wort b. neoge Friedrich auf d. Beichlüffe d. Renbsburger Landesverfammlung) 
©. 98, VI 18 (Eingabe däniſch Gefinnter an bie Civilcommiſſäre) ©. 109, 
VI 22 oe d. Herzogs Friedrich) ©. 110, VI 26 (Abreffe bes engen 
Ausſchuſſes ber Schl.Holft.: Vereine an Herzog Friedrich) ©. 112, VIL 3 (Ant: 
wort besjelben) S. 115, VII 25 (Beichlüffe ber Delegirtenverfammlung gegen 
Dlbenburg unb bez. Verhältnis zu Preußen) S. 119, VIE 8 (Beichlüffe der 
Prälaten und Ritterſchaft) S. 122, VIII 24 (Beichlüffe des Stäbtetags bage an 
©. 125, X1 11 (Adreſſe von Kiel an Herzog Friebrih und Antwort besjelben 
©. 134, XN 9 (Erlaß ber Civilcommiſſäre an die Landesregierung) S. 150, 
AI 10 (Einwendungen ber Univ. Kiel gegen bie Forderungen der Civilcommiſſäre) 
©. 150, XII 22 Kane ber 17er für Annerion) ©. 156. 

Ba rabung Dede adt. ©. 39—158, X 1. 

Schweden und Norwegen. ©. 260—266. 

Actenftüde: II 15 (Thronrede in Norwegen) ©. 260, III 30 (Bericht d. Aus⸗ 
ſchuſſes d. norweg. Storthings über eine Beteiligung am beutfch-dänifchen Kriege) 

©. 262, IH 31 (Thronrede in Norwegen) ©. 262; 
— (Offene und geheime Depeſche über e. Allianz Schwedens mit Dänemark) 


434 Regifer. 


Sqchweiz. ©. 252—358. 
Sparten. S. 194—196. 
Actenftüde: V 7 (Erflärung über bie Beſetzung ber Chinchas-Inſeln) ©. 195. 


Türkei. S. 297-305. 

Actenſtücke: V 9 (Beſchlüſſe d. Großmächte in d. griech. Kloſte ) S. 299, 
V 14 (Proclamationen Cuſas nach dem Staatsſtreich) S. 299, 21 (Erlaß 
Cuſas gegen d. Fremden) S. 302, VII 26 (Ruralgeſetz Cuſas) S. 263. 


Bereinigte Staaten v. Rordamerika. S. 313—327. 

Actenſtücke: V 31 (Programm der Cleveland⸗Convention) S. 315, VI 4 (Schreiben 
Fremonts bei Annahme |. Präſidentſchaftscandidatur) S. 315, VI 7 (Programm 
d. Baltimores&onvention) S. 316, VI 10 (Manifeft d. conföberirten Congreſſes) 
&. 317, VII 18 (Hriebensbebingungen Lincolns) ©. 318, VIII 29 (Programm 
ber Chicago-Eonvention) S. 319, IX 24 (Schweiben Fremonts bei Niederlage 
f. Präfidentfaftscanbidatur) S. 320, XI 7 (Botihaft v. Sefferfon Davis) 
&. 322, X 9 (Botſchaft Lincolns) S. 324. 


Württemberg. S. 39-158: 18, 20, II 3, 26, UI 3, V 8, VI 6, 19, 25, VI 
12, 22, 26, IX 24, X 4, XIT 24, 27, 38. 

Actenftüde: 1 20-.(Beihluß IL. Kammer bez. Schl.-Holft.) S. 49, IT 26 — 
Il. Kammer bez. Schl.⸗Holſt.) S. 68, IM 3 (Programm d. ſog. Volkspartei) 
S. 70, V 8 (Beſchlüſſe der Landesverſammlung in Stuttgart) S. 96, VI 19 
(Rejolutionen ber Landbesverfammlung bez. Zollverein) S. 109, VII 20 (Antworts⸗ 
abreife I. Kammer) ©. 118, VII 26 (Beſchluß II Kammer gegen Preußen) ©. 
119, X1127 (Beichlüffe einer Volksverſammlung bez. Berfaffungsrevifion) S. 158. 

Würzburger Eonferenz. S. 39—158: III 18. 


Zollverein. S. 39-158. 113, IN 18, %4, IV 11, 16, 16, 19, 20, 21, V 2, 11, 
21, 27, VI 1, 3, 6, 19, 19, 22, VI 5, 7, 11, 12, 14, 16, 24, 26, 27, 28, 
28, 31, VIE 5, 13, 17, 25, IX 8, 12, 22, 26, 28, 30, X 1, 12, X19, 19, 
XI 1, 14, 15. 

Actenftüde: IM 24 (Erklärung Preußens in d. Berliner Zollconferenz) ©. 78, 
W 16 (Dep. Oefterreihe an d. Ne ierungen d. Münchener Zollconferenz) ©. 
86, IV 20 (Deflerr. Dep. an Preußen) S. 88, IV 21 (Bayr. Dep. an Preußen) 
©. 89, VI 1 (Regiſtratur zwiſchen Bayern und Oeſterreich) S. 104, VII 12 
(Beſchlüſſe der Munchener Sonberconferenz) S. 116, VII 28 (Dep. Oefterreiche 
an Preußen) ©. 120. 
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